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bschnitt Kartellwesen: 


= doch eine möglichst genaue Kenntnis der 


zusammenzustellen (da manche derselben 


; SE wünschen, so sind die Verfasser der betreffenden Berichte nicht 
B 


Die Lebensverhältnisse in Rußland haben durch die 
Revolution eine grundstürzende Veränderung erfahren und 
unterscheiden sich scharf von denen in Europa. Beson- 
= ders deutlich ist das im Wohnungswesen, Nirgends in 
- der Welt hat sich der Wohnraum so verengt wie in Ruß- 
land; nirgends hat es so an Neubauten und Aussbesserun- 
gen gefehlt. In dem Zeitabschnitt des reinen Kommunis- 
mus verfielen und verödeten die russischen Städte un- 
glaublich; der »Nep« führte zu einem ziemlich schnellen 
Wachstum der Bevölkerung (Moskau 1914: 1694815 En- 
wohner, 1920: 1028218, 1923: 1542874; Petersburg 1914: 
2007600, 1920: 705908, 1923: 1067328). In der Zeit von 
1918 bis 1921 fielen viele Häuser der Zerstörung anhe'm, 
| weil es an Ausbesserungen fehlte, in den kalten russi- 
+ schen Wintern nicht geheizt wurde und Teile der Bauten 
verschwanden und zur Ausbesserung anderer oder zur 
Heizung verwandt wurden, In Rußland hat nicht nur 
der frühere Hauseigentümer das Verfügungsrecht über 
Eigentum verloren — auch jeder Wohnungsinhaber 
muß jeden aufnehmen, den ihm die Behörde zuschiebt, 

er Wohnrauminhalt je Kopf ist in den verschiedenen 
> Städten verschieden festgesetzt, bleibt- aber überall hinter 
den Forderungen der Hiygiene zurück, Schon Mitte 1923 
stellten die Sowjetstatistiker fest, daß in Moskau (das 
16 Quadrat-Arschin!) Wohnfläche je Kopf fordert) Raum 
: eine halbe Million Menschen fehlt, Das Wohnungs- 
it hielt 1923 zur Behebung der Wohnungsnot für nötig, 
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a 3) Eine Übersicht über die russischen Maße und Gewichte 
t sich am Schluß der Aufsatzreihe auf S. 43. 


riftleiter: Dipl.-Ing. Fr. Frölich und Prof. A. Schilling, Charlottenburg 
Reichswirtschaftsgerichtsrat Dr. Tschierschky, 


Inhalt: Die Wohnungsverhältnisse sind die schlechtesten in ganz Europa 
- Kleidungsstücke sowie andere Gegenstände des täglichen Bedarfs dagegen erheblich teurer als in Westeuropa. 
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Rußland-Heftt. 


Vorwort. 


f Rußland war schon vor dem Kriege ein den meisten Westeuropäern fremdes Wirtschaftsgebiet. Seit 
dem Umsturz ist es für uns die große Sphinx; für die Entwicklung unseres eigenen Wirtschaftslebens sowohl 
als Lieferer von Nahrungsmitteln und wertvollen Rohstoffen als auch als Abnehmer von Fertigerzeugnissen die 
Unbekannte in unseren Berechnungen und Schätzungen. 

Die Berichte von amtlichen und nichtamtlichen Personen, die Gelegenheit gehabt haben, das Wirtschafts- 
leben im jetzigen Rußland zu beobachten, sind außerordentlich 
So wertvoll und notwendig die Aufrechterhaltung der geringen 


zwischen Deutschland und Rußland sowie die Anbahnung weiterer im Interesse des zukünftigen Handelsverkehrs 


Die Schriftleitung. 


| Einleitung. 
5 Die Lebensverhältnisse in Rußland. 


Von Dr. Schermann, Berlin. 


Lebensmittel sind verhältnismäßig billig, 


sogleich 21/, Millionen Kubikfuß Wohnräume zu bauen und 
jährlich weitere 450000 Kubikfuß®). Diese Mindestmenge 
ist seither auch nicht zu einem kleinen Teile ausgeführt 
worden; die Bevölkerung aber ist weiter angewachsen, 

Ausländern, die nur zeitweilig in Rußland ihren 
Wohnsitz nehmen, ist es etwas leichter gemacht; sie 
können in den Gasthöfen wohnen, für welche die Zwangs- 
einquartierung unstatthaft ist. 

Lebensmittel sind in Rußland billiger als in Europa, 
Doch ist der Preisunterschied verschieden groß, je nach- 
dem man die westeuropäischen Preise mit denen der 
russischen Hauptstädte oder denen der Provinz vergleicht, 
Nach den letzten Angaben sind die Fleischpreise infolge 
des Futtermangels sehr gefallen: In Moskau und Peters- 
burg kostet das (russische) Pfund Fleisch 40 bis 50 Pt, 
ein Huhn 1,50 bis 2,50M, Eier 10 bis 15 Pf, 

Kleidungsstücke und Schuhzeug sind dagegen sehr 
teuer. . KANNE | 

Der Wert des stabilisierten (Tscherwonetz) Rubels ist 
0,5048 Vorkriegs-Goldrubel, somit wird die Kaufkraft des 
stabilisierten Rubels gleich 50,48 Ind.-Kopeken 3). 

Die letzten Kleinhandels-Indexzahlen des Moskauer 
Konjunkturinstituts sind 4): 

Landwirtschaftliche Erzeugnisse , . , . 
Industrie-Erzeugnisse 


2) »Das Wirtschaftliche Leben«, Moskau 1923, Nr. 7. 

3) Die Indexkopeken entsprechen dem Lebenshaltungs- 
index des Moskauer Konjunkturinstituts, s. B. Währung und 
Finanzen, 

4) (Vorkriegsindex = 1). 
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von Oldenburg: Das Sowjetsystem und seine Handhabung. 


Technik 


Das Sowjetsystem und seine Handhabung. 
Von Dr. S. von Oldenburg, Berlin. 


Inhalt; Entwicklung des Sowjetsystems. — Die Volksvertretungen und die 


Das Sowjet- oder Rätesystem ist nicht als Verwirk- 
lichung eines logisch aufgebauten und klar durchdach- 
ten Planes eingeführt worden; es entstand von selber 
im Gange der Revolution und wurde erst später zum 
Dogma erhoben und kodifiziert. So bestanden die ersten 
Räte von 1917 aus Vertretern der verschiedenartigsten 
Gruppen; da waren Vertreter von Fabrikbetrieben, von 
Regimentern, von Parteien, ja einzelne »persönlich« zu- 
gelassene Mitglieder. Denn es gab kein eigentliches Wahl- 
gesetz, ja überhaupt keine Gesetze über die Räte. Sie 
waren der Sammelpunkt der revolutionär tatkräftigsten 
Elemente, die absichtlich an der Formlosigkeit der Räte 
festhielten, denn jede Form hätte ihre Macht beschränkt. 

Diese ohne eigentliche Wahlen entstandenen Körper- 
schaften spiegelten dennoch im Jahre 1917 die Stimmun- 
gen der gärenden Massen wieder, und wurden zur wich- 
tigsten Macht für die Anhänger des gewaltsamen sozia- 
listischen Umsturzes. 

Als im November 1917 die Bolschewisten sich der 
Regierung bemächtigten, erklärten sie, daß von nun an 
die Räte alle Macht innehätten. Dieses galt freilich nur 
mit der Einschränkung auf jene Räte, die auf Seiten des 
Bolschewisten-Umsturzes waren. Wo sich irgend ein Rat 
gegen die »Räteregierung« erklärte, wurde mit bewaff- 
neter Hand gegen ihn vorgegangen und ein neuer an 
seiner Stelle »gewählte«. 

Als die neuen Gewalthaber, welche sich als Sowjet- 
regierung bezeichneten, im großen und ganzen sich 
Rußlands bemächtigt hatten, versuchten sie, den tatsäch- 
lichen Zustand durch Gesetze festzulegen. Im Juli 1918 
wurde vom (V) Rätekongreß eine Verfassung angenom- 
men, die als den Zweck des Rätesystems die Durchfüh- 
rung der sozialen Revolution, die Abschaffung der »Aus- 
beutung des Menschen durch den Menschen« bezeichnet, 
und die Staatsgewalt auf einem indirekten Wahlsystem 
aufbaut. Aus den kleinen Zellen, den Dorfsowjets, den 
Sowjets einzelner Stadtteile usw., gehen die Wolost- 
sowjets, die Stadtsowjets, die Kreissowjets hervor, dann 
Gouvernementsowjets (in der alten administrativen Ein- 
teilung Rußlands sind nur verhältnismäßig geringe Ver- 
änderungen vorgenommen worden) um schließlich im 
allgemeinen Rätekongreß zu gipfeln. Jeder Sowjet wählt 
seinen Vollzugsausschuß (Ispolkom), der wieder einen 
Vorstand hat, Der Rätekongreß hat etwa 1000 bis 2000 
Mitglieder und tagt einmal im Jahre, der Zentral-Voll- 
zugsausschuß hat ein paar Hundert Mitglieder und hält 
seine Sitzungen etwa alle drei Monate ab; in den Zwi- 
schenzeiten vertritt ihn der Vorstand, 

So wäre, dem Buchstaben des Gesetzes nach, der 
Rätekongreß ein aus indirekten Wahlen hervorgehendes 
alle Jahre wählbares »Parlament«, der »ZIK« ein erwei- 
terter gesetzgebender Ausschuß, sein Vorstand eine Art 
Überwachungsausschuß dem »Kabinett«, dem Rate der 
Volkskommissare, gegenüber. Auch ist das Wahlrecht 
wohl nur den werktätigen Klassen vorbehalten; das wäre 
aber eine keineswegs schwer ins Gewicht fallende Be- 
schränkung, denn nur sehr wenige können im gegen- 
wärtigen Rußland als »nicht werktätig« angesehen 
werden. 

Die Sowjets, die Räte sind — immer dem Buchstaben 
der Theorie folgend — Parlamente, Landschaften, Stadt- 


Regierung. — Wahlsysteme, — Bund der sozialistischen Sowjetrepubliken. 


verordnetenversammlungen usw. — und Behörden zu- 
gleich. Es gibt keine amtlichen Organe neben ihnen. 
Statt der Trennung der Gewalten, die der konstitutio- 
nellen Doktrin als Ideal vorschwebte, ist eine völlige 
Verschmelzung der gesetzgebenden und der vollziehen- 
den Gewalt im Rätesystem — wenigstens auf den un- 
teren Stufen — verwirklicht. 

Doch läßt sich die Handhabung dieses Systems im 
der Wirklichkeit aus den Bestimmungen der Verfassung 
nicht ersehen. Neben dem geschriebenen Recht besteht 
das viel mächtigere Gewohnheits-, ja eigentlich »Tat- 
sachen«-recht, das die Formen der Sowjetverfassung mit 
gänzlich anderem Inhalt füllt. s 

Die Wahlen zu den Sowjets, besonders in den 
Städten, sind zu einer leeren Formsache herabgesunken, 
Im Jahre 1918 gab es noch ein paar oppositioneile 
Wahlen. Diese wurden durch die lokalen Komitees der 
kommunistischen Partei für ungültig erklärt, mit der Be- 
gründung, daß nur solche Sowjets, die »auf dem Boden 
des Sowjetsystems stehen«, d. h. aus Anhängern der 
gegenwärtigen Regierung beständen, geduldet werden 
können. Dann wurden im Sommer 1918 alle anderen 
Parteien, auch die sozialistischen, »außerhalb des Ge- 
setzes« erklärt, und das Monopol der Presse der kom- 
munistischen Partei gegeben. Ganz Rußland befand sich 
unter dem Belagerungszustand und jede Oppositon wurde 
blutig unterdrückt. 

Unter diesen Umständen war ein Wahlkampf über. 
haupt unmöglich geworden, und die Gegner der kommu- 
nistischen Partei stellten ihre Kandidaturen bei den Sow- 
jetwahlen nicht mehr auf, denn solches konnte nur die 
übelsten Folgen für die Wähler und die Gewählten haben, 
Meistens wurde bei den primären Wahlen nur eine Liste, 
diejenige der kommunistischen Partei, aufgestellt, und 
in öffentlicher Abstimmung, meist ohne jeden Wider- 
spruch, also »einstimmig», für gewählt erklärt. In diese 
offiziellen Listen wurden manchmal auch Parteilose auf- 
genommen, welche den Kommunisten unbedenklich schie- 
nen; deren Prozentsatz schwankte nach dem Belieben 
der regierenden Partei. So wurden die Sowjets in den 
Städten eigentlich von der kommunistischen Partei ein- 
fach ernannt, freilich mit einem agitatorischen Aufwand, 
der besonders in den großen Städten darauf gerichtet 
wurde, eine zu schwache Wahlbeteiligung zu ver 
meiden. Auf dem Lande dagegen blieb im wesentlichen 
die alte Bauernselbstverwaltung, und nur in den höheren 
Stufen, in den Kreissowjets usw., vollzog sich die kom- 
munistische »Zuchtwahlk. 

Da die Sowjets zu einfachen Doppelgängern der 
kommunistischen Behörden geworden waren, konnte auch 
der Rätekongreß keine Bedeutung mehr haben. Er wurde 
zu einer alljährlichen Parade im Großen Theater Mos- 
kaus; es gibt da keine Debatten, keine umstrittenen Ab- 
stimmungen, sondern es werden nur Berichte entgegen- 
genommen und von der Sowjetregierung vorgelegte Ent- 
würfe ohne Ausschußberatung und ohne jeden Wider- 
spruch angenommen. 

Das politische Leben, sofern es ein solches in Sowjet- 
rußland gibt, spielt sich nur im Rahmen der kommu- 
nistischen Partei ab. Diese ist nach einem treffenden 
Ausspruch des Professors K. Ssawitsch, der eigentliche 
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Souverän im Sowjetgebiet. Von ihr geht alle Gewalt 
aus; die Sowjets werden von ihr kontrolliert, wo nicht 
einfach ernannt, Diese Partei ist wieder stark zentra- 
lisiert, sie hat ein Zentralkomitee von 50 Mann, über dem 
das eigentliche Machtzentrum Sowjet-Rußlands, das »po- 
litische Bureau«, steht, das als ein Direktorium, ein kol- 
lektiver Diktator zu werten ist!), Es besteht zurzeit aus 
sieben Personen: Stalin (Generalsekretär), Sinowjew, 
Kameneff, Rykoff, Bucharin, Tomski und Trotzki. 

Neben dem »Politbüro« sind die anderen Sowjet- 
behörden etwa dasselbe, was Ministerien und Landes- 
vertretung in einer absoluten Monarchie sind. Sowohl 
der Rat der Volkskommissare (das »Kabinett«) wie der 
Rätekongreß (das »Parlament«) hängen vollkommen vom 
Willen des Politbüros ab, das auf dem Wege der Partei- 
disziplin jeden Kommissar sowie jedes Mitglied des 
Vollzugsausschusses seines Amtes entheben kann, denn 
alle Mitglieder des »Kabinetts« sowie der führenden Aus- 
schüsse des »Parlaments« sind zugleich Mitglieder der 
straff disziplinierten kommunistischen Partei des Sowjet- 
bundes. 


Eine Ausnahme aus der gänzlichen Bedeutungslosig- 
keit der Sowjets bilden die Dorfsowjets, die als Reste 
der Selbstverwaltung anzusehen sind. Hier fand das 
Herrschaftsmonopol der kommunistischen Partei seine 
natürliche Grenze im Mangel an Parteigenossen auf dem 
Lande. Die Versuche, einzelne Kommunisten dennoch 
dem Dorfe als Führer aufzudrängen, führten zu den 
gegenwärtig überhandnehmenden Terrorakten gegen ört- 


liche Vertreter des Kommunismus, und die Sowjet- 
regierung fand es für ratsam, im Dezember 1924 jene 
Wahlen auf dem Lande, die unter besonders starkem 
Druck vor sich gegangen, aufzuheben, um die Bauern- 
schaft nicht weiter zu reizen. Jedoch bleibt diese ver- 
hältnismäßige Wahlfreiheit nur auf die unterste Stufe 
und nur auf Wahlen im Dorfe beschränkt, 

Was die Zusammenfassung der einzelnen Teile des 
Sowjetgebietes in dem »Bund der sozialistischen Sowjet- 
republiken« betrifft, so besteht sie, dem Gesetz nach, 
erst seit Ende 1922; vorher gab es eine »unabhängige« 
Ukraine, ein Weißrußland, die drei Transkaukasischen 
Republiken usw. Doch war diese Trennung nur formaler 
Natur. Jede Republik hatte freilich ihr »Kabinett« und 
ihr »Parlament«, doch waren sie alle demselben »absolu- 
ten Monarchen«, der kommunistischen Partei des Sowjet- 
bundes, unterstellt, Sobald es diesem genehm war, galten 
einzelne Gebiete als »unabhängig«, sobald es der Partei 
anders paßte — galten sie als eine Einheit. So bedeutete 
der formale Zusammenschluß keine tiefgehende Verände- 
rung der Lage. Die Gliederung des Sowjetstaates in 
»nationale« Teile war nur ein politischer Schachzug der 
kommunistischen Regierung; bei der absoluten Souve- 
ränität der Partei und ihrer strengen Zentralisation kann 
von einem »Bundesstaaten-System« im gegenwärtigen 
Rußland nicht die Rede sein. [s122] 


1) Eine recht einleuchtende Schilderung der Partei- 
struktur gibt Lenin in seiner Schrift: »Die Kinderkrankheit 
des »Linksseins« im Kommunismus«. 


I. Die Grundlagen von Handel und industrieller 
Wirtschaft. 


A. Die Rechtsgeschäfte in Rußland. 


Von Eugen von Falkovsky, Stellvertr, Vorsitzenden des Vereins der russischen Rechtsanwälte in Deutschland, 
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Nach den Unruhen 1920 bis 1921 in den Arbeiter- 
schichten und dem blutigen Kronstadter Aufstand vom 
März 1921, hat die Arbeiter- und Bauernregierung die 
»neue wirtschaftliche Politik« (Nep) verkündet, die das 
allgemeine Wirtschaftsmonopol des Staates aufgab und 
auf einigen Gebieten größere Initiative der Privatleute 
als zulässig betrachtete. 

Dementsprechend wurden auch die gesetzlichen Be- 
stimmungen geändert und zu einer gewissen Einheitlich- 
keit gebracht. Das entsprach zugleich in erster Reihe 
der technischen Notwendigkeit, die Zentralobrigkeit mög- 
lich zu machen, die ungeheure Flut der von örtlichen 
Arbeiterräten stammenden unvereinbaren und widerspre- 
chenden »Dekrete« einigermaßen zu beherrschen. Die 
damals geschlossenen Verträge mit England (1921) und 
Deutschland (1922) gaben auch Hoffnung, ausländisches 
Kapital durch Gewährung besserer Rechtsformen heran- 
zuziehen . 

Die heutige russische Gesetzgebung ist ein Kompro- 
mis zwischen dieser an sich bereits nicht leicht zu er- 
füllenden Aufgabe und der Unmöglichkeit für die füh- 
renden Persönlichkeiten, von den politischen Grundsät- 
zen der Parteiregierung schon jetzt endgültig abzusehen. 

Anstatt des früheren allerschöpfenden »sozialistischen 
Bewußtseins« wurde »revolutionäre Gesetzlichkeit auf 


rechtliche Stellung der Ausländer. — Die Gestaltung der Gerichte, 


allen Gebieten des Lebens« verkündet (IX. Rätekongreß 
1921). 

Allzuviel Neues enthält diese neue Formel nicht. Die 
Gesetzessammlungen, die für den Zivil- und Strafprozeß 
im Jahre 1922 zusammengestellt und veröffentlicht wur- 
den, entsprechen der auffallenden Geschwindigkeit ihrer 
Schaffung und sind kurz, lückenhaft und durchaus un- 
genügend. Tatsächlich besteht der Zivilkodex (ZK) +) 
nur aus 435 meist sehr kurzen Paragraphen; der Zivil- 
prozeßkodex (ZPK) aus 315 Paragraphen. Einen Ver- 
gleich des Umfanges dieses geringen Rechtsstoffes mit 
den deutschen und französischen Gesetzbüchern bietet 
Abb, 1. Die kurze Fassung der Gesetze ist Absicht; sie 
entspricht dem Willen der Regierung, den Richter und 
Beamten nicht zu sehr zu binden und ihrem billigen Er- 


1) In diesem Aufsatz sind folgende Abkürzungen ange- 
wendet: 

ZK = Zivilkodex 1922, 

ZPK = Zivilprozeßkodex 1923, 

GV Gerichtsverfassungs-Dekret 1922, 

EV = Einführungs-Verordnung (EVZK = Einführungs-Ver- 
ordnung zum ZK), 

StrK = Strafkodex 1922, 

Gs = Gesetzsammlung, Jahr und Artikel, 

WSJ = (offizielle) Wochenschritt für Sowjet-Justiz, Jahr 
und Seite. 
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inessen freie Hand zu gewähren. Der erste Volkskom- 
missar für Justiz :beurteilte das Sowjetgesetz als »eine 
technische Dienstanweisung«, in der nur die allgemeinsten 
Vorschriften verbindlich sind?). 

Demgemäß werden viele Rechtsgeschäfte mit kei- 
nem einzigen Worte im ZK erwähnt. So fehlen dort 
jegliche Vorschriften über Pacht, Leihe, Verwahren, 
Schuldversprechen, Maklervertrag, Auslobung, Spiel, 
Wette, Das Darlehn ist in 12 Paragraphen behandelt, die 
Vertretung in 3 Paragraphen (38 bis 40), die Schenkung 
in einem (§ 138) usw. So wünschenswert an sich Kürze 
der gesetzlichen Bestimmungen und deren geringe Zahl 
sein würden, führt doch die gewollte Unklarheit zu- 
sammen mit der weiter unten behandelten Entwicklung 
des Richterstandes zu Zuständen, die von einer Rechts- 
losigkeit wenig verschieden sind. 


Materielles Zivilrecht Ziviiproreßrecht 


2.6.8 LAZA ZPO. 
ZIET] Deutschland ZZA 
fe de 
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Abb, 1. 


{Der äußere Umfang des Textes der russischen Gesetzbücher im 
Vergleich zu den deutschen und französischen. 


Der Leitgedanke des Zivilrechts ist, daß die In- 
teressen des sozialistischen Staates allen Rechten und 
Interessen der Privaten vorgehen. So bestimmt $1 ZK, 
daß ein bürgerliches Recht keinen Gesetzesschutz ge- 
nießt, wenn es im Widerspruch zu einer sozialwirt- 
schaftlichen Bestimmung verwirklicht wird. $30 ZK dringt 
ebenso energisch in die Vertragsfreiheit ein, indem er 
jedes Privatgeschäft, das auf die offenbare Schädigung 
des Staates gerichtet ist, als nichtig erklärt; dabei wird 
das von einer Partei erworbene Gut nicht der anderen 
Partei zurückerstattet sondern für den Staat beschlag- 
nahmt (§ 147 ZK). 

Von den bemerkenswerten Begüustigungen des Staa- 
tes seien nur folgende erwähnt: 

sehr beschränkte Haftung für die durch unrichtige 

Diensthandlungen eines Beamten verursachten Schä- 

den (8407); demgegenüber kann den Privaten 

(8 406) der Schadenersatz ‚auch dann aus Billigkeits- 

gründen auferlegt werden, wenn er nach dem Ge- 

setz nicht schadenersafzpflichtig ist; 
verkürzte (einjährige) Verjährungsfrist der An- 
sprüche an den Staat wegen Eisenbahn-, Fabrik- 

unfällen usw. (§ 404); 

Befreiung des Staates von der sofortigen Voll- 

streckung aller gerichtlichen Urteile ($ 186 ZPK) u. a. 


Bekannt ist das Monopol des Staates auf Boden, Bo- 
denschätze, Wälder, Eisenbahnen, Flugzeuge (853 ZK). 
Hierher gehört auch das weitgehende Erbrecht des Staa- 
tes (§ 417) auf den Überschuß jedes Nachlasses, der den 
Betrag von 10000 Goldrubel überschreitet. 

Man muß sich auch erinnern, daß der Sowjetstaat 
durch Nationalisierung der sämtlichen Handels- und In- 
dustrieunternehmungen ein gewaltiger Eigentümer sol- 
cher Rechtsobjekte geworden ist, die jetzt wieder teil- 
weise für den- Privatverkehr zugelassen sind (§ 54 ZK). 
Rechtlich bedeutet das, daß hier der. Staat als Privat- 
unternehmer auftritt. Tatsächlich ‘versucht § 19 ZK die 


2) Stutschka, Werke, 1921, S.89. 


Verwaltung solcher Unternehmen (Trusts) als »selbstäne 
dige mit der Staatskasse nicht verbundene juristische 
Personen« zu bezeichnen, obwohl die finanzielle Unab- 
hängigkeit von der Staatsunterstützung vorläufig nicht 
im geringsten durchgeführt worden ist und die staatlichen 
Industrie- und Handelsunternehmen immer noch mit Ver 
lust arbeiten®). Aber auch rechtlich sind diese »Trustse 
vor den wirklichen Privatunternehmungen bevorzugt, in- 
dem sie in zahlreichen Vorschriften (§§ 2, 22, 60, 137, 5 
153, 159, 162, 164, 168, 171 bis 179, 235, 267) Begünsti- 
gungen (oder Erschwerungen für die Gegenpartei) er 
halten. Von Einzelheiten sei erwähnt, daß viele Ver- 
träge von Privatpersonen mit Trusts der notariellen 
Form unterliegen (8137) und daß die Vollmachten namens 
der Trusts bestimmter Form bedürfen ($ 267). Die merk- 
würdigste Sondermaßnahme zum Schutze ihrer Tätigkeit 
enthält § 130 StrK, wonach für böswillige Nichterfüllung 
eines Vertrages mit einem staatlichen Unternehmer eine 
schwere Gefängnisstrafe von mindestens 2 Jahren ver- 
wirkt wird. Die Verwaltung dieser quasi Privatunter- 
nehmungen gehört selbstverständlich den staatlichen Bes 
hörden. 

Noch merkwürdiger aber als die Unvollkommenhejt 
des Zivilrechtes ist die Tatsache, daß die Geschäfte des 
eigentlichen Handels, absichtlich aus der Gesetzgebung 
ausgeschieden sind, ein Handelsrecht im eigentlichen 
Sinne also nicht besteht. Das Firmenrecht, das Recht 
der Handlungsgehilfen, der Agenten und Kommissionäre, 
das Lager- und Beförderungsgeschäft, das Konkursverfah- 
ren, die Regelung der Anweisungs- und Scheckgeschäfte 
sind von den russischen Gesetzen verschwiegen. Nur das 
Wechselrecht ist durch Dekret vom 31. Mai 1922 gere- 
gelt. Das Volkskommissariat für inneren Handel hat zwar 
in den letzten Zeiten einen Handelskodex entworfen, 
die Durchführung scheitert aber an der Überzeugung der 
Regierung und vor allem des Kommissariats für Justiz, 
daß das international gefärbte Handelsrecht mit dem 
eigenartigen sozialistischen Rechte des Sowjetstaates un- 
vereinbar ist (z.B. W.S. J. 1924, S.1028). Auf Grund die- 
ser grundsätzlichen Beschränkung müssen alle Handels- 
geschäfte in den Rahmen des ZK gepreßt werden, was 
aber unmöglich ist. Wie kann sich z.B. das Lagerge- 
schäft abwickeln, wenn der ZK sich sogar über dessen 
einfachste Form, das einfache Verwahrungsgeschäft, aus- 
schweigt? 

Grundsätzlich ist jedoch Handel sowie Kleinindustrie- 
tätigkeit den Privaten erlaubt. Dies wurde mit der In- 
gangsetzung des »NEP« feierlich verkündet und zwar im 
Dekret vom 22. Mai 1922: 

Allen Bürgern ..... wird das Recht gewährt, ..,.., 
werbliche und Handelsunternehmungen zu organisieren und 
sich mit den erlaubten Berufen und Gewerben zu befassen. 

In demselben Dekret war aber auch betont, daß diese 
Gnade eigentlich nur solchen Privatpersonen gewährt 
werden soll, die »an der Entwicklung der Produktions- 
kräfte des Landes teilnehmen«. 

Gemäß den gesetzlichen Vorschriften braucht, wie 
gesagt, die Entstehung und Betreibung eines Handels- 
geschäftes sowie einer Industrieunternehmung mit höch- 
stens 20 Arbeitern keiner Genehmigung; sie werden nur 
bei der Polizeibehörde registriert (GS 1922, S.361), jedoch 
wird der Handel von den örtlichen Behörden öfters durch 
willkürliche Beanstandungen und Forderungen behindert#). 
Der Zentral- und Ortsbehörde steht auch das Recht zur 


3) Vergl. in dieser Nummer S. 27 und 46. 

4) Zahlreiche Beispiele in: »Auf neuen Wegen«, offizielle 
Ausgabe des Rates für Arbeit und Verteidigung, 1921 bis 1 
Bd; 1, S. 414/15. K = 
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beträchtlichen Steuerbelastung der Unternehmen zu. End- 
lich besitzt die geheime Polizei (die berühmte GPU, 
»politische Staatsverwaltung«, die mit dem Aufbau des 
»NEP« die ebenso berühmte »Tsche-kax ersetzt hat) das 
unbegrenzte Recht, die »sozialgefährlichen« Personen bis 
auf drei Jahre in Konzentrationslager zu verschließen 
oder in bestimmte Orte auszuweisen (GS 1922, S. 844); 
zahlreiche Ausweisungen der »roten Kaufleute« im Herbst 
1924 sind mit dieser Befugnis der GPU begründet worden. 

Für Ausländer gelten abweichende Bestimmungen. 
Wenn für den Sowjetbürger wenigstens einige Rechte als 
»gewährt« betrachtet sein können, so ist die Rechtslage 
des Ausländers sorgfältig im Gesetz selbst offen gelassen. 
In der EVZK wird bestimmt, daß nur diejenigen Rechte 
den Ausländern verbürgt sind, die im Wege zwischen- 
staatlicher Verträge ausbedungen sind. Angehörige aller 
anderen Staaten können jederzeit in ihren Rechten durch 
administrative Verfügungen der Zentralbehörde beschränkt 
werden; als solche widerrufliche Rechte sind besonders 
das Recht auf Wahl eines Berufes und auf den Betrieb 
von Handels- und Industrieunternehmungen erwähnt (88 
EVZK). Der Ausländer ist also praktisch rechtlos. Noch 
eingeschränkter ist die Rechtsfähigkeit der ausländi- 
schen Aktien-Gesellschaften und anderer ju- 
ristischen Personen, da diese an sich überhaupt 
keine Geschäfte in Rußland ohne vorherige Genehmi- 
gung der Zentralbehörde betreiben dürfen. Sogar der 


gerichtliche Schutz der wegen ausländischer Geschäfte 
gegen Russen entstandenen Forderungen ist ihnen nur 
dann gewährt, wenn Gegenseitigkeit mit ihrem Heimats- 
staate besteht (ebenda, Anm.1 bis 2). Der Gesetzestext 
des ZK spricht zwar nur von »Aktiengesellschaften, Ge- 
sellschaften usw.«, im Wege neuer Dekrete und admini- 
strativer Auslegung ist aber die Genehmigungspflicht auf 


jede ausländische »Firma« erstreckt, auch wenn sie ein 
Einzelunternehmen darstellt. In diesem Sinne ist eine aus- 
führliche Anweisung des Volkskommissariats für Justiz 
ergangen, die das Erlaubnisverfahren ausführlich regelt 
(GS 1923, Art.345 und 464). Die Betätigung des Ausland- 
kapitals bedarf also immer und überall besonderer Ge- 
nehmigung (WSJ 1924, S. 403). Nicht nur der ausländi- 
sche Kaufmann, sondern auch ausländische Gerichtsurteile, 
sogar jede im Auslande abgefaßte Urkunde werden als 
verdächtig bezeichnet. Ein rechtskräftiges ausländisches 
Urteil wird nur dann und insofern vollstreckt (§ 2355 
ZPK), als darüber ein Staatsvertrag vorliegt; ein aus- 
ländischer Vertrag ist nur dann nach den Gesetzen des 
Entstehungsortes zu beurteilen, wenn dessen Inhalt auch 
nach den russischen Gesetzen oder nach besonderen 
Staatsverträgen ausdrücklich erlaubt ist ($7 ZPK). Ein 
ausländischer Lagervertrag, ein Scheck oder ein Agentur- 
vertrag z. B. können demnach in Rußland ungültig er- 
klärt werden. 

Unter solchen Umständen weigerte sich auch das 
ausländische Kapital trotz Verkündung des »NEP«, in 
Rußland zu arbeiten. Anderseits bedarf der russische 
Staat unbedingt größerer Betriebsmittel, um den riesigen 
Nachlaß der nationalisierten Industrie-.und Handelsunter- 
nehmen wieder in Gang zu bringen. Deshalb waren 
weitere Abweichungen zugunsten des einzelnen Kapita- 
listen unentbehrlich. Das geschah durch die Zulassung 
von Konzessionen und gemischten Gesellschaf- 
“ten. Konzessionen wurden bereits Ende 1920 verkündet 
“und bezweckten ursprünglich den Wiederaufbau der Land- 
wirtschaft. Sie können dem Unternehmer, wie es später 
(855 ZK) ausgedrückt wurde, das Privateigentumsrecht 
‚gewähren an Unternehmungen mit einer die Norm (zur- 
zeit 20) übersteigenden Zahl von Lohnarbeitern, an 


Telegraphen, an Radiotelegraphen und an staatswichtigen 
Ausrüstungsgegenständen. Außerdem und hauptsächlich 
wird den Unternehmern im Konzessionswege die be- 
fristete Verwertung von landwirtschaftlichen Grundstücken 
solcher Größe (bis hunderttausende von Deßjatinen) ein- 
geräumt, von denen der frühere russische Landwirt nie 
geträumt hat. 

Juristisch enthält die Konzession immer eine Ab- 
weichung von den Gesetzen; der Konzessionsvertrag er- 
hält also die Form eines Sondergesetzes und unterliegt 
deshalb stets der Prüfung und Bestätigung durch den 
Rat der Volkskommissare. Deshalb ist der rechtliche 
Inhalt der Konzessionen sehr verschieden. Ihre Dauer ist 
gewöhnlich 20 bis 30 Jahre. Das Grundprivilegium für 
die landwirtschaftlichen Konzessionen (z. B. Konzession 
Wirth) ist die Ausfuhr des größten Teiles der Erzeug- 
nisse, jedoch unter Aufsicht des Kommissariats für Innen- 
handel und Einhaltung bestimmter Bedingungen. Oft 
wird erlaubt, eine bestimmte Zahl der erforderlichen 
Arbeiter (bis 50 vH der Gesamtzahl) aus dem Auslande 
einzuführen. Die Handelskonzessionen werden ermäch- 
tigt, ausländische Waren ohne Einhaltung des Außen- 
handelsmonopols des Staates, d. h. ohne Vermittlung des 
Außenhandelskommissariats und ohne Rationierung ein- 
zuführen. Die notwendigen ‚Betriebsmittel (Maschinen 
usw.) sind von Einfuhrzöllen befreit, In Abweichung 
von dem Schiedsklauselverbot ($ 2 ZK) wird gewöhnlich 
durch den Konzessionsvertrag für alle Streitigkeiten zwi- 
schen dem Konzessionär und dem Staate ein Schiedsver- 
fahren vorgesehen, wobei 'der Obmann gewöhnlich. von 
dem Börsenkomitee oder -vom Senat einer Hochschule 
oder aus der Zahl der Mitglieder der Akademie der 
Wissenschaften — seltener aus unparteiischen Ausländern 
— gewählt werden soll). In allen übrigen Streitig- 
keiten (mit den Arbeitern, Lieferern, Käufern usw.) 
müssen sich die Konzessionäre den gewöhnlichen Ge- 
richten fügen. 

Im übrigen unterliegt auch die wirtschaftliche Tätig- 
keit des Konzessionärs innerhalb Rußlands allen gelten- 
den Gesetzen. Das ist besonders wichtig angesichts der 
Beziehungen zu den Arbeitern sowie in der Frage der 
Steuerbelastung. In einigen von den ersten Konzessions- 
verträgen wurde die gesamte Steuerlast verträglich auf 
4 bis 5yH des Umsatzes beschränkt); ‚später erschien 
die Beschränkung auf diesen an sich schon hohen 
Prozentsatz der Regierung bedenklich und verschwand 
fast aus allen späteren Verträgen. Abgesehen von der 
Besteuerung müssen sich die Konzessionäre zur Zahlung 
eines Pachtzinses in Höhe von 5 bis 20 vH der gesamten 
Erzeugung oder Leistung verpflichten. 

Die dargestellten Privilegien bieten jedoch augen- 
scheinlich dem ausländischen Privatkapital noch nicht 
genügend Anreiz oder es erscheint das Risiko im Ver- 
hältnis zu dem Gewinn zu groß; jedenfalls sind in den 
vier vergangenen Jahren nicht allzuviel Konzessionen 
erteilt worden. Im November 1924 besaßen deutsche 
Unternehmer 12 Konzessionen, Engländer 8, Amerikaner 
6, Holländer 3, Franzosen, Schweizer, Norweger und zu- 
rückkehrende russische Emigranten je 2, sonstige 5; das 
gesamte darin angelegte Kapital betrug nur 75 Mill. Gold- 
rubel?). 

Die Konzessionen stehen unter stetiger Aufsicht des 
Staates: erstens wird ihnen im Konzesisonsvertrage selbst 
die Befolgung eines bestimmten Wirtschaftsplanes zur 
Pflicht gemacht, zweitens erhält jede Konzession einen 


5) »Auf neuen Wegen«, Bd. III, S.87. 
6) Ebenda. 
1) Frankfurter Kurier 1924, Nr. 319. 
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Staatsinspektor, dem ein weitgehendes Revisions- und 
Einspruchsrecht zusteht. 

Eine Abart der Konzessionen bilden die vgemisch- 
ten Gesellschaften«, die hauptsächlich für den Ein- 
und Ausfuhrhandel gegründet werden. In Form von 
Aktiengesellschaften gekleidet treten sie den Privatkapi- 
talisten (die auch Ausländer oder ausländische Gesell- 
schaften sein können) nur 50 vH der Aktien ab und be- 
halten für den Staat die andere Hälfte als Entschädigung 
für die der Gesellschaft gewährten Handelsbefugnisse. 
Der Staat behält für sich die ausschlaggebende beherr- 
schende Rolle, indem er die Hälfte des Vorstandes und 
des Aufsichtsrates ernennt, zuweilen auch den Vor- 
sitzenden. Bei Ausschüttung der Gewinne bekommt der 
Staat nicht nur 50 vH, sondern 60 und 70 vH auf seine 
Hälfte des Grundkapitals. Auf diese Form der Unter- 
nehmung hat eigentlich der Gesetzgeber gerechnet, wenn 
er im ZK ungewöhnlich eingehende Bestimmungen ($ 322 
bis 366) über Aktiengesellschaften aufstellte und als 
Mindestkapital für sie 100000 Goldrubel bestimmte. 
Aktiengesellschaften wie auch Konzessionen dürfen nur 
mit Genehmigung der höheren Behörde gegründet wer- 
den (§ 323 ZK). 

Ungeachtet der staatlichen Ausgestaltung der ge- 
mischten Gesellschaften sind sie doch auf dem Gebiete 
des Außenhandels nicht selbständig. Wie bekannt, bildet 
zurzeit das Monopol des auswärtigen Handels das letzte 
Bollwerk der so breit verkündeten öffentlichen Bewirt- 
schaftung. Sowohl Ausfuhr als auch Einfuhr sind durch 
sehr verwickelte Rationierung der eingehendsten Über- 
wachung und dem Einfluß der Regierung unterworfen. 
Ein besonderes »Volkskommissariat für Außenhandel« ist 
mit dieser Arbeit befaßt. Jede Einfuhr- und Ausfuhr- 
warengattung wird auf die Gebiete des Staates und 
weiter auf die einzelnen Staats-, Genossenschafts- wnd 
Privatorganisationen verteilt. Im Rahmen dieser Ratio- 
nierung müssen die betreffenden Organisationen — sogar 
unter Androhung von Strafen ($ 130 StrK) — die »Plan-Be- 
wirtschaftung« ausführen; aber sie dürfen sich doch nicht 
selbständig Geschäftspartner aussuchen, sondern müssen 
sich immer erst zwecks Vermittlung an das Kommissariat 
(oder die Handelsvertretungen im Auslande) wenden und 
nur unter bestimmten Umständen dürfen sie auf dem 
freien Markte auftreten. Ein verwickeltes System von 
»Lizenzen« und »Bescheinigungen« regelt die technische 
Seite der Organisation (Dekret vom 12. April 1923). 

Das zweite Gebiet, wo noch — formell — die öffent- 
liche Bewirtschaftung besteht, ist das städtische Woh- 
nungswesen, und zwar in folgenden beiden Richtungen: 

1. werden nur gesetzliche Mieten (in verschiedenen 
Staffelungen je nach der Klassenangehörigkeit der Mieter 
bemessen) zugelassen, 

2. unterliegt der Wohnungsbestand der Zwangsver- 
teilung. Da infolgedessen keine Neubauten vorgenommen 
werden und anderseits die Häuser durch immer wechselnde 
fremde Zwangseinwohner häufig unbrauchbar werden, 
so ist die gesetzliche Wohnungsnorm in Moskau auf das 
furchtbare Minimum von 16 qu. arschin (etwa 8 qm) für 
eine Person herabgesunken; tatsächlich aber kann auch 
diese Norm nicht beibehalten werden und, wie ein hoher 
Beamter behauptet, wird die Benutzungsnorm im Jahre 
1925 nur 11,25 qu. arschin (etwa 6qm) betragen (»Wahr- 
heit«, 15. August 1924). 

Um den Rechtszustand, den wir mit einigen Strichen 
zu schildern versuchten, besser zu begreifen, ist es noch 
notwendig, auf die Frage einzugehen: Wie sehen die 

UGarichte aus, die die »revolutionäre Gesetzlichkeit« durch- 
zuführen beauftragt sind? 


Die Gestaltung der Gerichte in Rußland spieget 
das Übergewicht der Staatsidee über Privatinteresse 
wider. 

Das berühmte »revolutionäre Bewußtsein«, das be 
1922 als einzige Regel die Tätigkeit der Gerichte bei 
herrschte, ist aus der neuen Zivilprozeßordnung mit def 
Begründung ausgeschieden, daß dieses Bewußtsein jetzi 
in der Gesetzgebung selbst genügend ausgesprochen isf 

Tatsächlich ist die Klassen-Idee in den Texteg 
betont. Abgesehen von der entsprechenden Gestaltung 
des materiellen Rechtes, ist es allgemein vorgeschen 
daß eine ausdehnende Auslegung der Gesetze stattfinden 
kann, sofern dies das Interesse des Arbeiter- und Bauern. 
staates und der arbeitenden Massen erfordert ($ 5 EV) 
und ferner, daß jedes Gericht bei Mangelhaftigkeit der 
Gesetze die »allgemeine Politik der Arbeiter- und Bauern- 
regierung« berücksichtigen muß (8 4 ZK). 

Dieselbe Bevorzugung des klassenpolitischen Grund. 
satzes vor dem allgemein-technisch-rechtlichen tritt in der 
Wahl der Richter hervor. Grundsätzlich wird von 
ihnen keine Bildung verlangt, weil eine zweijährige vepe 
antwortliche politische Tätigkeit in öffentlichen oder 
parteilichen Organisationen genüge, um das richterliche 
Amt zu bekleiden (§§ 11, 61 GV, 1923). Die »Volks- 
richter« werden durch das Gouvernement-Exekutiv-Komitee 
(also eine behördliche Instanz) auf vier Jahre gewählt 
und können von ihm jederzeit abberufen werden. Prak- 
tisch heißt das, daß die Richter keine Fachleute, sondern 
gute Kommunisten sein müssen. Tatsächlich war schon 
im Jahre 1923 das Richtertum recht eigenartig gestaltet, 
wie aus der folgenden Abbildung hervorgeht. 


Volksrichter 


Gouvernement -Richter 


Staatsanwälte 


BB - Kommunisten ee ZA -höhere Schulbildung 
sschuléildun, 
hachi umtertrttar BI- Volkssehultidung 
Abb. 2. 


Die Parteiangehörigkeit und die Ausbildung der russischen 
Richter und Staatsanwälte. 


Grundsätzlich sind die Gerichte für alle wichtigeren 
Angelegenheiten mit Schöffen besetzt. Da aber die 
Listen der Wahlberechtigten von den Behörden hinsicht- 
lich der »politischen Vorbereitung« der Kandidaten nach 
freiem Ermessen revidiert werden, so steigt die Zahl der 
Kommunisten (unter den Schöffen der Gouvernement- 
gerichte) zuweilen bis 50, ja sogar bis 90 vH 8). 

In den Fällen, in denen die parteipolitischen Eigen- 
schaften des so gestalteten Gerichtes doch noch nicht 
ausreichen, um Abweichungen von dem »allgemeinen 
Geiste der Gesetze der RSFRS oder von den Interessen 
der Arbeitermassen« zu vermeiden, bilden solche Ab- 
weichungen einen genügenden Grund zur Entlassung 
des Richters (§ 112b der GV) durch die höhere Be- 
hörde. 

Die Möglichkeit, den Parteiinteressen zu dienen, ist 
für die Gerichte in jeder Weise sichergestellt, und zwar 
durch folgende Maßnahmen: 


a) Die Gesetze — sowohl im materiellen als auch 
im prozessualen Rechte — sind mangelhaft und lückenhaft 
b) Im Prozesse herrscht des Offizialprinz'p, d.h. das 
‘Gericht hat das Recht, ohne Willen der Partei alle Pro- 
zeßfragen von Amts wegen zu berühren, 


rl 


8) Die KPR zählt rd. 400000 Mitglieder, d.h. rd. 3 w 
Tausend der Bevölkerung. 
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c) Es gibt keine Berufung, unabhängig von der Wich- 
tigkeit der Angelegenheit, 

d) Die Staatsanwaltschaft (100 vH Kommunisten) ist 
jederzeit berechtigt, in das Verfahren Einsicht zu nehmen, 
an den Prozessen sich zu beteiligen oder Revison ein- 
zulegen; das letzte Recht ist mit keiner Frist, sogar 
nicht mit der allgemeinen Verjährung, beschränkt ($ 254 
'ZPK), so daß eigentlich keine beendigten Prozesse, keine 
erworbenen Rechte bestehen, Der Staatsanwaltschaft steht 
ferner das Recht zu, privatrechtliche Klagen nach eigenem 
Ermessen, ohne Willen der Partei, rechtsgängig vor den 
Gerichten einzuleiten ($ 2 ZPK). 

e) Dem »billigen Ermessen« der Gerichte ist freie 
Hand gegeben. Keine formell-richtigen Rügen der Partei 
binden den Richter, sogar die Verjährungsrüge kann un- 
beachtet bleiben, falls die Frist aus »stichhaltigen Grün- 
den« versäumt ist ($ 49 ZK), 


Alle diese Eigenschaften des gegenwärtigen russi- 
schen Rechtes sind dazu bestimmt, wie der einleitende § 1 
der GV offen ausspricht, »um die Interessen des Staates 
und die Rechte der Arbeitenden und deren Vereinigungen 
zu gewährleisten. Damit bleiben die Rechte anderer 
Bevölkerungsschichten außer Betracht, mögen sie durch 
geltende Gesetze auch noch so trefflich begründet sein. 
Der stellvertretende Volkskommissar für Justiz, 
lenko, hat im Kommentar zu dieser Vorschrift 
Sinn noch klarer betont, indem er sagt: 

Diesem Zwecke unterstellen wir unser ganzes Gerichts- 
verfahren, die formelle Gewähr der Klassen-Selbsthilfe. Wenn 
wir für die Erlangung dieser Zwecke gezwungen sind, die 
Rechte der Nichtarbeitenden und deren Vereinigungen zu un- 


terdrücken, so werden unsere Gerichte davor nicht zurück- 
schrecken. 


Kry- 
deren 


Und als amtlicher Berichterstatter hat derselbe Kry- 
lenko vorgetragen: 


Für die Arbeiterklasse ist es wichtig, zur Verwirklichung 
seiner Diktatur das eigene Gericht zu besitzen und zu wissen, 
daß es dieses Gericht in Händen hält ` 


Das Gericht ist also als Instrument der politischen 
Gewalt gedacht und ausgeführt: es ist für die Privat- 
streitigkeiten bestimmt und hierfür geeignet erachtet, 
Aber die privatrechtlichen Beziehungen zwischen den 
wirtschaftlichen Unternehmungen des Staates will die 
Regierung nicht diesen vereinfachten Organen anver- 
trauen. Für solche Streitigkeiten sind Sondergerichte, 
die »Arbitrage-Kommissionen«, gegründet worden. Sie 
bestehen aus drei Richtern, von denen wenigstens einer 
Jurist ist, Sie sind auch befugt, von der Anwendung des 
positiven Gesetzes Abstand zu nehmen und nötigenfalls 


die vertraglichen Verpflichtungen einer Partei zur anderen 
aufzulösen, 


Um also das System des »Nep« und die »Reyolutionäre 
Gesetzlichkeit« kurz zu formulieren, kann man sagen: Es 
sind gegenwärtig in Rußland nur einzelne Rechtsfragen 
durch absichtlich lückenhafte Gesetze geregelt; diese Ge- 
setze sind keine verbindlichen Normen, sondern nur 
Dienstanweisung für die Richter, die aus Kommunisten 
bestehen und nach Klassen-Anweisungen der Behörden 
verfahren; die Gesetze bieten auffällige Privilegien für 
den Staat und Nachteile für Bourgoisie und Ausländer, 
können aber noch dazu in jedem Falle im Interesse des 
Staates .durch Auslegung geändert oder direkt aufgehoben 
werden, [s113] 


Anmerkung der Schriftleitung: Das neue Arbeitergesetz 
ist im Aufsatz über Arbeiterfragen behandelt, 


B. Währung und Finanzen in Sowjetrußland. 


Von Dr. S. von Oldenburg. 


Inhalt: Ursachen und Auswirkungen des Währun 


gsverfalls. — Versuch der Einführung eines geldiosen 


erkehrs. — Stabilisierung der Währung durch die Schaffung der Tscherwonetz. — Staatshaushalt. 


Währung und Staatsfinanzen stehen meistens, insbe- 
sondere in Krisenzeiten, in einem innigen Zusammenhang. 
Auch in Sowjetrußland war dies der Fall, die Gesamt- 
verhältnisse sind aber dort so eigenartig, daß ein Ver- 
gleich mit anderen Ländern nur unter wesentlichen Vor- 
behalten möglich ist. Insbesondere gilt dieses von dem 
ersten Zeitabschnitt der Sowjetherrschaft. Jedoch be- 
stehen auch in der Gegenwart tiefliegende Gegensätze 
zwischen der sowjetrussischen und den in der übrigen 
Welt vorhandenen Wirtschaftsformen. Die Eigenart der 
Sowjetverhältnisse spiegelt sich insbesondere auf dem 
Gebiete der Währung wieder. So widersprechend es 
scheinen mag, spielten aber Währungsfragen in den ersten 
Jahren des Kommunismus nur eine untergeordnete Rolle. 

Die in Rußland 1897 eingeführte Goldwährung hatte 
den russisch-japanischen Krieg und die Revolution von 
1905/06 erfolgreich überstanden; der Goldvorrat der Kai- 
serlich-Russischen Staatsbank wies bei Ausbruch des 
Weltkrieges (16. Juli 1914) 1604 Mill. Rubel auf, so daß 
der Notenumlauf (1633 Mill, Rubel) mehr denn zu 98vH 
durch Gold gedeckt war. Im Kriege konnte freilich die 
KGoldwährung in Rußland, wie übrigens auch in den an- 
deren kriegführenden Ländern, nicht aufrechterhalten wer- 
den; der Notenumlauf stieg bei der Märzrevolution 1917 

- bis auf 9047 Mill., bei der Machtergreifung durch die Bol- 
schewisten (7. November 1917) bis auf 18917Mill., der 


Goldvorrat dagegen sank bis auf 1295 Mill, Rubel. Der 
Außenwert des Rubels war bis zur Märzrevolution bloß 
um etwa ein Drittel gesunken (der Dollar stand auf etwa 
3 Rubel bei einer Parität von 2 Rubel), beim Amtsantritt 
der Sowjetregierung um 75 vH (1 Dollar etwa 8 Rubel). 
Was die Preissteigerung betrifft, so war sie wenig ein- 
heitlich und wurde damals mehr als »Teuerung« denn 
als Geldentwertung von der Allgemeinheit empfunden. 

Nachdem die Sowjetregierung den Streik der Staats- 
bankbeamten überwunden hatte, warf sie in den Umlauf 
in den ersten zwei bis drei Monaten ihres Bestehens über 
8 Milliarden neuer Banknoten zu den 19 Milliarden, die 
bis dahin ausgegeben waren. Dann verlangsamte sich 
die Progression der Notenausgabe für einige Zeit, aber 
die Summe des Notenumlaufs schwoll doch von Jahr 
zu Jahr und erreichte zu Beginn von 1921 die stattliche 
Summe von 1168 Milliarden. 

Es ist äußerst schwer (einigermaßen genau ist .es 
auch unmöglich), den Grad der Entwertung des Papier- 
rubels in diesem Zeitabschnitt festzustellen. 

Erstens wurden die verschiedenen Sorten von Papier- 
geld sehr verschieden gegeneinander bewertet. Am höch- 
sten standen die sogenannten »Zarenrubel«, dann die 
»Dumarubel« (von der provisorischen Regierung ausge- 
gebene Scheine), die Sowjetausgaben sowie das Geld der 
verschiedenen antibolschewistischen Regierungen stiegen 
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und fielen im Kurse je nach der Lage an den Fronten 
des Bürgerkriegs, denn die Gegner erkannten das Geld 
der anderen kriegführenden Seite nicht an; so annullierte 
die Sowjetregierung alles in Südrußland von den »Weißen« 
ausgegebene Papiergeld, das immerhin eine Summe von 
etwa 100 bis 150 Milliarden Rubel erreicht hatte. 

Zweitens fehlte jeder objektive Wertmesser. Bei 
Unterbindung fast jeden Verkehrs mit dem Auslande 
wurden die auswärtigen Währungen in Sowjetrußland 
nur zu phantastischen »Liebhaberpreisen« notiert, die an 
demselben Tage je nach dem Käufer um Hunderte von 
Prozenten schwankten. Etwas stabiler, war die Bewertung 
der alten russischen Goldmünzen, aber die Konfiskationen 
brachten es mit sich, daß der Besitz von Gold ein der- 
artig hohes persönliches Risiko bedeutete, daß Gold im 
Verhältnis zur allgemeinen Preissteigerung entschieden 
unterbewertet war, 

Drittens — und dieses ist wohl ‚das Eigenartigste 
an der Lage in den Jahren 1918 bis 1920 — war in 
dieser Zeit ein Übergang zur Naturalwirtschaft, zum 
primitiven Tauschsystem, soweit vorgeschritten, wie man 
es sich im 20. Jahrhundert nur schwer vorstellen kann. 
Dieses führte teilweise zur Weigerung (meistens der 
Bauern), überhaupt etwas gegen Papiergeld zu ver- 
kaufen, während man zu gleicher Zeit einige Waren — 
insbesondere Erzeugnisse der Staatsindustrie — zu Spott- 
preisen haben konnte, wobei, um dem raschen Aus- 
verkauf vorzubeugen, die verwickeltsten Verteilungspläne 
ersonnen wurden. Ein Durchschnittsindex bei so ver- 
schiedener Bewertung wäre ganz willkürlich. 

Hätte der Sowjetstaat in diesem Zeitabschnitt, wie 
man es öfter darstellt, wirklich nur von der Notenpresse 
gelebt, so wäre seine finanzielle Lage noch viel schwie- 
riger und der Währungsverfall noch rapider gewesen, 
Das war nicht der Fall. Der Sowjetstaat lebte von den 
vorhandenen Vorräten, in jeder Hinsicht; von den Vor- 
räten des alten Staates sowie von Konfiskationen des 
Privateigentums. Man braucht dabei nicht so sehr an 
Ringe und Halsbänder oder Teppiche und Klaviere zu 
denken (die ja wohl in diesem Zeitabschnitt keinen 
großen Kaufwert oder Gebrauchswert besaßen), sondern 
an die gewaltigen Vorräte der im Kriege noch bedeutend 
gewachsenen russischen Industrie, deren Erzeugnisse in 
den Jahren 1917 und 1918 infolge der politischen Ereig- 
nisse überhaupt kaum den Weg zum Markte gefunden 
hatten. Darüber hinaus war auch das Inventar in jeder 
Hinsicht verbraucht. Die führenden Männer der Sowjet- 
regierung haben das ohne weiteres erkannt. Der Finanz- 
kommissar Sokolnikoff erklärte t); 

Dieses System hat dazu geführt, daß die Industrie, die 
noch alte Vorräte hatte, ihr Grund- sowie ihr Betriebskapi- 
tal auffraß, und auch der Staat, der nur über spärliche 
Kassenbestände verfügte, sich vom Aufzehren des Grund- und 
Belriebskapitals der Industrie ernährte. 

Auch Naturalsteuern, insbesondere die Getreideum- 
lage, führten der Sowjetregierung bedeutende Gebrauchs- 
werte zu, und die Notenpresse wurde nur als unter- 
stützendes Aushilfsmittel angewandt. 

Bei solcher Lage hätte gerade in diesem Zeitab- 
schnitt — den ersten 3 bis 31/, Jahren der Sowjetherrschaft 
— bei einiger Sparsamkeit die Währung weit besser ge- 
halten werden können, als es der Fall gewesen ist. Die 
Sowjetregierung strebte aber damals völlige Entwertung 
des Geldes an, denn das Geld hatte die Anhäufung von 
Kapitalien erleichtert, was um jeden Preis verhindert 
werden sollte. So wurde Papiergeld geradezu verschleu- 
dert; das führte zu einer Zeit der Scheinblüte von allerlei 
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großspurigsten Unternehmungen, insbesondere auf dek£ 
rativ-artistischem sowie auf dem Gebiete des Schulwese,g 
von »Universitäten« in kleinen Provinzstädtchen, kost 
spieligen Mai- und Revolutionsfeiern, Klubs, Theatern usw 
Alle diese Unternehmungen, meistens nur mit Papier 
geldkrediten und nicht mit den bedeutend wichtigeren 
Naturaldotationen (»Pajoks«) versehen, gingen dann mit 
dem Kurs des Sowjetrubels nieder. Überhaupt hatte das 
Geld an sich in dieser Zeit — besonders gegen Ende des 
Jahres 1920 — zu einem großen Teil sein Ansehen ver 
loren. Man fragte nicht so sehr nach dem Gehalt oder 
Lohn, sondern nach dem »Pajok«; was aber Verkehrs- 
mittel, Vergnügungen oder Wohnung betraf, so waren sie 
meist überhaupt nicht für Geld, sondern nur auf yAn- 
weisungen« (»Orders«) zu haben. Jedoch erwies es sich 
bald, daß diese Naturalwirtschaft nur solange aufrecht. 
erhalten werden konnte, als die Stadt ihre Vorräte noch 
nicht aufgebraucht hatte und die landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse noch in genügender Menge beschlagnahmt 
werden konnten. Dieses System brach schon im Früh- 
jahr 1921 zusammen. 

Ziffernmäßig ist die Entwicklung in Tafel1 dar- 
gestellt. 


Tafel 1. 


Noten- 
umlauf in des engl. 
Mill. Rub. Pfundes?) 
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9103) 1475 16R 
9 949 ? 16» 


Gold- Kurs 


vorrat 


1. Januar 1917 
1. Mārz 1917 
(Märzrevolution) 
23. Oktober 1917 
(Oktober-Umsturz) 
„Januar 1918 
August 1918 
. Januar 1919 
. Juli 1919 
. Januar 1920 
„ Juli 1920 
„Januar 1921 


18917) 1295 40» 


27 312 
43 260 
61264 NB 
100 319 = 
225 016 
511 316 15 000 » 
1 168 598 35 000 » 


NB. In der zweiten Hälfte von 1918 wurden: a) 342 Mi 
Goldmark an Deutschland kraft des Brester Vertrages 
geliefert, b) 640 Mill. Goldrubel in Kasan von den Ts 
choslowaken erbeutet und nach Sibirien gebracht. 

NB NB, Anfang 1920 wurde nach dem Zusammenbr 
der Koltschakregierung der Rest des aus Kasan nach Sib 
rien gebrachten Goldvorrates, etwa 320 Mill. Goldrubel, 
der Sowjelregierung in Transbaikalien zurückerobert. 

Gegenüber dem Vorkriegstand war bei Abschluß « 
ersten Wirtschaftsabschnittes eine Steigerung des No: 
umlaufs etwa auf das 700fache zu verzeichnen, sowie 
Wertverminderung des Papiergeldes gegenüber dem Go 
und der fremden Goldwährungen auf das 4000fa 
gegenüber den Lebensmittelpreisen aber noch um d T 
vielfache dieser Summe (Brot 25000fach, Zucker 20.000- 
fach, Salz gar 90000fach versteuert usw.). Was den 
Goldvorrat betrifft, so konnte er schätzungsweise 
800 Mill. Goldrubel angegeben werden, d.h. etwa auf 
Hälfte seines Bestandes vor dem Kriege. Genaue A 
gaben darüber, sowie über den Betrag der beschla 
nahmten Mengen von Gold, Silber usw., hat die Sow 
regierung niemals veröffentlicht; es ist ihr Staatsgehi 
nis geblieben. f 

Gegen Anfang 1921 schien die Geldwirtschaft in 
Sowjetrußland sich ihrem Ende zu nähern, die So 


45 » 
70» 
275» 
1000» 
4500 » 


NB NB 


2) Die Kurse des Pfund Sterling, sowie der russise} 
Goldmünzen sind »illegale« Kurse, die im wesentlichen m 
den Angaben von M. Feitelberg (Das Papiergeldwesen. 
Räte-Rußland, Berlin 1920), sowie nach persönlichen Auf- 
zeichnungen wiedergegeben werden. 
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Wer im Besitz von »Or- 
i mehreren Behörden zugleich ange- 
Anspruch auf Rationen (»Pajok«) hatte, 
ohne jedes Geldeinkommen gut leben, 
vorteilhafte Tauschgeschäfte machen. Es 
der = Sodann eine Kommission eingesetzt zum Zwecke 
ürchführung einer Reform, die das Geld vollkom- 
En abschaffen und nur unübertragbare »Arbeitsquittun- 
Sa zulassen sollte, 
i eses Verfahren legte jedoch dem Staate Pflichten 
Bae er nicht gewachsen war. Er hatte den Privat- 
étkek fast erdrückt, insbesondere ihn von den normalen 
einneh swegen verdrängt, so mußte er auch seine Stelle 
und en und die Bevölkerung — nicht nur die Städte 
äbriksiedelungen, sondern auch das Dorf in der 
Verso renden Zone — mit Lebensmitteln und Waren 
"gen. Und darin versagte der Sowjetstaat in dem 
die Erbitterung aller Bevölkerungsschichten 
ährlichen Grad erreichte und im Aufstande von 
privile dt sich Luft machte. Die Rationen der nicht- 
hei Bierten Schichten — und das war die große Mehr- 
bestanden ja im Winter 1920/21 nur aus etwa 
Ba ot täglich, 1 Pfd. Salz, 1 Pid. Petroleum, 1/5 Pfd. 
Verhun und manchmal 1/, Pfd. Öl monatlich. Um nicht zu 
sic] gern, mußte die gesamte Bevölkerung der Städte 
auschhandel befassen und auf »illegalem Wegex, 
um or Perren«, »Cordons« usw. sich durchkämpfen, 
Loge M Lande etwas Mehl, Kartoffeln, Butter im Tausch 
N alte Kleidungsstücke, Geschirr usw. zu erstehen. 
TEN Uebergang zur »neuen wirtschaftlichen Politik«, 
i EP“, der im März 1921 vollzogen wurde, bestand 
appe lichen darin, daß der Staat, um unerfüllbare 
Wei ichtungen von sich abzuschütteln, den Handel teil- 
f rung p gab und so der Selbstversorgung der Bevölke- 
„© Wege öffnete. 
tion ps aber brachte ein Wiederaufleben der Funk- 
dur, S Geldes mit sich. Der legalisierte Handel be- 
gal Be einheitlichen Tauschmittels. Auch der Staat 
Mu te u Unentgeltlichkeit seiner Leistungen auf, alles 
feuer zahlt werden, mitunter verhältnismäßig recht 
tite “ a5 Geld kam wieder zu Ehren — als die Vor- 
N Sch oßtenteils aufgebracht und die gewaltsamen Be- 
\ gnahmungen immer abnehmende Beträge ergaben, 
Menge nfang des »Nep« war die Kaufkraft der Gesamt- 
Muniste €S Sowjetgeldes (nach Berechnungen des Kom- 
rüber a Preobraschenski) auf etwa 44 Mill, Vorkriegs- 
Minka, h. auf 2 bis 3vH des Standes von 1914 ge- 
x Trotzdem spürte man keine Geldknappheit. Als 
urde ie Funktionen des Geldes wieder zu Ehren kamen, 
ts o lmählich Geldmangel fühlbar, und das Fallen 
der ner etrubels erlitt eine kurze Verlangsamung. Dann 
Oppelt ie. der große Sturz ein: im Winter 1921/22 ver- 
MR © sich der Notenumlauf fast jeden Monat (vom 
Ober 192] zum 1. April 1922 stieg er um das 30- 


a auch in den folgenden Monaten stieg er un- 


ams), s. Tafel 2. 


Š era gegen Ende des ersten Zeitabschnittes die 


aut nach den Berechnungen von Preobraschenski 
Miil, Vorkriegsrubel im Jahre 1920, und 180 im 


Ta 
u Ruba Die Zweimal vorgenommene »Denominierung«, die den 
»R, %« = 10000 alten Rubel, und den »Rubel 19234 
ubel 1922 = 1000 000 alten Rubel setzte, wurde 
den Behörden beachtet; sonst wurde der »Rubel 
ch im Volke als Million bezeichnet. 


Tafel 2, 


| Wert in Gold- 
rubeln (Vor- 
kriegsrubeln) 
in Millionen 
Rubel 


Notenumlauf 
in Milliarden 
Rubel 


Januar 1921 
Juli 1921 . 


1; 1 169 44 
1. à 

1. Januar 1922 , 

1, 

1, 


2347 
17 500 103 
470 000 _ 
1 994 500 100 


Juli 1922. . 
Januar 1923 . 


Jahre 1921 brachte, stieg nach den Angaben des gleichen 
Gewährsmannes im Jahre 1922 der Betrag der »Inflations- 
steuer« auf das Doppelte, auf 363 Mill. Zugleich wurde 
der Goldvorrat zu einem großen Teil auf den auswärti- 
gen Markt geworfen, um dem Staatsbedarf einigermaßen 
zu genügen, Hier, wie immer, wo vom »Sowjetgold« die 
Frage ist, schweigen sich die amtlichen Instanzen Sowjet- 
rußlands aus. Immerhin war nach deren Berechnungen 
die Handelsbilanz in den Jahren 1920 bis 1922 um 454 Mill. 
Goldrubel passiv, und der Goldvorrat bot ja unter den 
gegebenen Umständen die einzige Deckungsmöglichkeit. 
Dabei bleiben noch alle Ausgaben für Propaganda im 
Auslande, usw., vollkommen unberücksichtigt. Im Jahre 
1922 erlebte Sowjetrußland einen Zeitabschnitt der Geld- 
wirtschaft ohne eigentlichen Wertmesser. Die auswärtige 
Valuta konnte es nicht werden, denn sie drang zu wenig 
in den Verkehr, war auch schwer verwendbar, es sei 
denu bei Schmugglergeschäften. Gold blieb auch weiter- 
hin verpönt; noch wichtiger aber war wohl die Tatsache, 
daß die Bevölkerung der Städte nur über ganz verschwin- 
dende Mengen von Gold verfügte, So wurden die ver- 
schiedensten Indexrubel ersonnen, nach denen dann; auch 
die Löhne und Gehälter bestimmt wurden, aber diese 
Berechnungen blieben zu ungenau, um einen zuverlässi- 
gen Wertmesser herauszubilden. 

Da aber seit Beginn des »Nep« der Staat auf Geld- 
steuern wieder Wert zu legen anfing, ja diese Steuern zu 
einer seiner Waffen gegen eine »übermäßige« Erstarkung 
des Privathandels brauchte, begann der Verfall der Wäh- 
rung sehr ernstlich die Sowjetbehörden zu beschäftigen. 
Auch war ja durch den Währungsverfall ein. namenloser 
Wirrwarr in den Verhältnissen der verschiedenen Zweige 
des Sowjetapparates untereinander, in den Verhältnissen 
zwischen Eisenbahnen und staatlicher Industrie, zwischen 
Staatsbank und Finanzkommissariat usw. entstanden. Um 
diesen Zustand einigermaßen zu beheben, entschloß sich 
die Sowjetregierung, eine stabile Verrechnungseinheit zu 
schaffen, die zunächst für den Verkehr der verschiedenen 
Ressorts der Staatswirtschaft untereinander bestimmt war. 

Diese Einheit wurde im Herbst 1922 geschaffen und 
»Tscherwonetz« (nach der alten Goldmünzenbezeichnung) 
genannt. Es war eine bestimmte Deckung zu 3 vH in 
»Edelmetallen« (also nicht nur Gold, sondern auch Silber 
und Platin) und hochwertiger Valuta, sonst in Wechseln 
usw. vorgesehen. Jedoch hätte diese Deckung, ohne Um- 
tausch des Tscherwonetz in Gold, wohl nicht genügt, 
den Kurs zu halten, hätte man nicht den Tscherwonetz 
vorerst nur im Verkehr der staatlichen Instanzen unten- 
einander belassen und so wenig wie möglich in Privat- 
hände kommen lassen. Da aber auch- die Privatunter- 
nehmer doch den größten Teil ihrer Abschlüsse mit 
dem Staat machten, und dieser die Tscherwonzen be- 
vorzugte, wurden letztere sehr bald gesucht und, da sie 
in Sowjetrußland leichter verwendbar waren als aus- 
ländische Noten, öfter sogar lieber als diese genommen. 
Der Tscherwonetz wurde zu einer Parallelwährung, deren 
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Besitzer gegenüber der übrigen Bevölkerungsmasse un- 
gefähr dieselben Vorteile hatte, die dem Dollarbesitzer 
in anderen Ländern zuteil wurden. Freilich war das nur 
möglich bei einer strengen Begrenzung des Umlaufs, und 
schon Mitte 1923 wankte der Kurs des Tscherwonetz dem 
Warenrubel (Indexrubel) gegenüber ganz bedeutend. 
Dann mußte die Emission der Tscherwonzen scharf 
zurückgeschraubt werden, was im Zusammenhang mit 
einem neuen beschleunigten Fallen des Sowjetrubels, die 
teilweise zu einer »Flucht in den Tscherwonetz« führte, 
den Kurs der neuen Einheit rettete. 

Zu derselben Zeit aber arbeitete die Notenpresse 
weiter, die Inflationssteuer wurde voll ausgenutzt, denn 
der Sowjetrubel blieb ja das Geld der Gesamtbevölke- 
rung, während der Tscherwonetz nur in einem kleinen 
Kreise von »Privilegierten«, insbesondere der Behörden, 
verbreitet war. Tafel3 zeigt das Anwachsen. 


Tafel 3. 


-| Tscherwo- 
| netzumlauf 


Noten- Wert 
umlauf in | in Mill, 


Bill. Rubel | Gold-Rub, |,” Mill 


| Tsch.-Rub. 


1. Januar 1923 
1. April » 
1. Juli » 
1. Oktober > 


1994 | 100 
4483 110 
9032 | 90 
22701 | 4 


Unter der Entwertung des Sowjetrubels hatte vor 
allem die Landwirtschaft zu leiden. Während die Staats- 
industrie mit Tscherwonzen einigermaßen versehen war, 
lebte das Land ausschließlich mit der alten Währung, und 
im Herbste 1923 trat eine bedeutende wirtschaftliche Krise 
ein, der Absatz stockte, der Unterschied der Preise von 
landwirtschaftlichen und industriellen Erzeugnissen, die 
sogenannte »Scheere«*), erreichte ihren Höhepunkt. 
Dennoch versuchte die Sowjetregierung, die. Notenpresse 
weiter auszunutzen, und erhöhte die Emissionsquote, die 
auf 15 Mill. Goldrubel monatlich beschränkt worden war, 
im Herbst 1923 um neue 50 Millionen. Diese letzte sprung- 
hafte Erhöhung des Umlaufs der Sowjetrubel rettete viel- 
leicht den Tscherwonetz, versetzte aber der alten Wäh- 
rung den Todesstoß. Nun häuften sich Fälle von direkter 
Repudiation, Annahmeverweigerung des Sowjetgeldes, 
und im Februar mußte eine Umstellung der Währung 
geradezu vom Zaune gebrochen werden. 

»Wir können uns mit dem Sowjetrubel nicht mehr halten, 
keinen Monat, ja keine Wochex. »Die Bauernschaft lehnt 
es ab, etwas für Sowjetrubel zu verkaufen«. »Der Sowjet- 
rubel ist hinuntergerutscht, abgestürzt, blieb tot auf der 
Stelle«. »Wir haben ihn verbrannt, und jeder Bauer und 
jeder Arbeiter wissen, daß wir ihn verbrennen mußten«. 

In solchen Worten sprach über die Währungsreform 
der stellvertretende Vorsitzende der Sowjetregienung, 
Kameneff). Die Liquidation des Sowjetrubels geschah 
keineswegs auf dem Wege eines planmäßigen Ausbaues 
der Währungsreform, sondern wurde von den Umständen 
ebenso erzwungen wie der Übergang zum Nep. 

Zwar hatte sich das Verhältnis zwischen Tscherwonetz 
und der in Tscherwonzen verrechneten Sowjetrubel- 
menge allmählich zugunsten des ersteren verschoben, 
s. Abb. 1. Allein die Umlaufgeschwindigkeit des Sowjet- 
rubels war bedeutend größer als die des Tscherwonetz, 
und größere Mengen letzterer waren in den Kassen des 
Finanzkommissariates und der Staatsindustrie dauernd 
immobilisiert. Insbesondere aber fehlte nach Zusammen- 


+) Vergl. S. 23/24 in dieser Nummer. 
5) Prawda 2.März 1924. 


bruch des Sowjetrubels jegliches Kleingeld; die klei 
Note des Tscherwonetz war 100 Rubel »Gold«, 

So wurden denn im Februar 1924 besondere »Schz 
scheine« im Werte von 1, 3 und 5 Rubeln, sowie »Bo 
in kleineren Werten ausgegeben. Die Schatzscheine g; 
an die Tscherwonetzwährung »angelehnt«, eigene Deck 
besitzen sie nicht; ihre Ausgabe ist nur durch 
Bestimmung beschränkt: es dürfen Schatzscheine 
Scheidemünzen nur in Mengen bis zu 50 vH des Tsel 
wonetzumlaufs in Verkehr gesetzt werden, S 

Die Sowjetrubel dagegen sollten, nach dem Dekre 
vom 7. März 1924, nach einem festen Kurse (50000 »Rube 
1923«=50 Milliarden alter Rübel=einen »Goldrubel«) 
gelöst werden. Ihr Wert in Goldrubeln wurde damals 
nur etwa 15 Millionen beziffert; d. h. ihre Summe h; 
die Höhe von 750000 Billionen erreicht. E 


SN 
pper 
BER IUN 


o N 
É BA März April Mai eh Aug. St Okt 
7 


Abb. 1. 


Das Verhältnis zwischen Sowjetrubel und Tscherwonetz 
im Geldumlauf. 


Seit der Zeit ist die neue Währung eingeführt 
den, schon zu Anfang des Sommers 1924 verschwi 
die letzten »Milliarden« und seitdem besteht der 
umlauf Sowjetrußlands aus Tscherwonzen, Staatsk: 
scheinen, einigen zehn Millionen neuer Silbermünzen, 
wie einigen Geldsurrogaten, wie die Zahlungsverp! 
tungen des Finanzkommissariats, die Eisenbahnzertifil 
usw. Tafel 4 zeigt die ungefähren auf die verschied 
Geldarten entfallenden Summen: 


Tafel 4 


Tscherwonetz 
Schatzscheine 
Metallgeld 
und »Bons«$) 
Transport- 
Zertifikate 
Sowjet-Rubel 
zusammen 


1. Februar 1924 
1. Juli » 
1. Oktober » 
1. Dezember » 


273 | _ 
297,5, 143,5) 39 
346,5) 211,5) 74 
399,0) 225,1| 95 


I] oS 


In den zehn Monaten, vom 1. Februar bis 1. Dezemi 
1924, hat sich demnach der Zahlungsmittelumlauf 
Sowjetrußland etwa verdoppelt (bei Hinzurechnu 
Zahlungsverpflichtungen des Finanzkommissariats). | 
Tatsache braucht nicht an sich den Anfang einer 
Inflation zu bedeuten, Jedoch, wenn man in Betracht 
daß in dieser Zeit der Privathandel bedeutend zw 
gegangen ist und der Bedarf an Zahlungsmitteln 
wegs so bedeutend sich entwickeln konnte, kommi 
zum Schluß, daß die zusätzlichen 400 Mill. Goldrub 
größten Teil durch Kredite an die Staatsindustrie 
den Verkehr geflossen sind. Deren Rentabilität ist a 
höchst zweifelhaft, bisher wurden die Kredite m 


6) Am 1. Dezember 1924: Silbergeld 67 Mill., Bons 
Kupfer 0,83 Mill. 
1) »Ekonom. Shisnj« 23. Dezember 1924. 
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Dotationen«, und es könnte leicht möglich sein, daß 
diẹ Emission der Tscherwonzen und Schatzscheine schon 
im Jahre 1024 zu einem großen Teil zur Deckung des 

Defizits der Staatsindustrie verwendet worden ist in Form 

von Krediten, deren Zurückerstattung wenig wahrschein- 

lich ist. Auch liegt in Krediten an die Staatsindustrie 
eine gesetzliche Inflationsmöglichkeit insofern, als die 

Wechsel dieser Industrie als Deckung zur Vergrößerung 

der Notenausgabe verwendet werden können. 

Was den Kurs des neuen Geldes anbetrifft, so ist 
er auf dem Valutamarkt vorläufig stabil geblieben; was 
die Preise betrifft, so ist die anfängliche Gleichung: 
1,5 »Goldrubele =1 Warenrubel durch die Preissteigerun- 
gen nach der Mißernte aber bereits bedeutend überholt. 

Die Währungsreform von 1924 in Sowjetrußland ist 
begleitet worden von einer Verschärfung des Druckes auf 
die kaum entstandene Privatwirtschaft, mit Verfolgungen 
der Nep-Männer, mit Schließung oder Verstaatlichung 
der wenigen Privatbanken und mit einer Reduzierung 
des Privathandels auf ein kaum tragbares Mindestmaß. 
Es gehört zu den Widersprüchen der Sowjetwirtschaft, 
daß eine Reform, die auch vom »bürgerlichen« Stand- 
punkte geboten erschien, nur unter solchen Begleiterschei- 
nungen zur Welt kam. Das gibt aber auch der Stabili- 
sierung einen künstlichen, zweifelhaften Charakter. Die 
Sowjetregierung beherrscht zwar nicht das Wirtschafts- 
leben Rußlands, doch hat sie die Möglichkeit, auf die 
äußeren Merkmale dieses Lebens einen’ derartigen Ein- 
fluß auszuüben, daß eine wirklich tiefgehende Erkenntnis 
der wahren Lage außerordentlich erschwert wird. Ins- 
besondere läßt sich das von der Währung sagen. Die 

» Sowjetregierung hält durch das Außenhandelsmonopol 
das Verhältnis zwischen Tscherwonetz und sagen wir 

»Dollar« (als kennzeichnende ausländische Währung) bis 

zu einem erheblichen Grade in der Hand. Durch Drosse- 

lung der Einfuhr kann sie jederzeit einen Druck auf die 

Kurse ausüben, unterläßt dies auch nicht. Auch der 
innere Wert der Sowjetvaluta kann künstlich gestützt 

werden durch technische Maßnahmen, z. B. durch das 

Aufhören der Berechnung in Warenrubeln, durch Preis- 

herabsetzungen in den staatlichen Warenhäusern usw.; 

auch der Kleingeldmangel, zusammen mit dem strengen 

Verbot jeglichen Geldersatzes, führte wohl zu einer wirt- 
schaftlichen Krise, aber auch letztere, durch Geldknapp- 
heit verursacht, trug ihr Scherflein bei zum Gelingen 
der Stabilisierung. 

= In Deutschland hat eine im Grunde gesunde Wirt- 

schaft aus sich heraus die neue Geldeinheit, die »Renten- 

marke, geschaffen, die Goldmark als Bruchteil des Dollars 
hatte sich schon vor Einführung der Rentenmark als 

Rechnungseinheit eingebürgert, und bei einer äußersten 


gaben des Staates und gewaltigen Steuerdruck, wurde die 
Kluft schließlich überbrückt. In Sowjetrußland ging die 
Reform viel weniger tief ins Leben, war auch verhältnis- 
mäßig leichter gewesen: ein wirtschaftlich schwacher 
Staat konnte einem noch schwächeren Markt seinen 
Willen aufzwingen. Nicht Kräfte der Privatwirtschaft, 
nicht ein gesundes ökonomisches Leben, nur ein Ent- 
schluß der Regierung brachte die Stabilisation. 

Es gehört zugleich zu den stärksten wie auch zu 
den schwächsten Seiten der Sowjetregierung, daß sie, 
"die »überragenden Höhen« im Staate innehabend, auf ein 
bestimmtes Ziel ihre Kräfte in dem Maße vereinigen 
kann, wie wohl wenige Regierungen in der Welt. Sie 
kann, um einen politischen Druck auszuüben, plötzlich 

Handel mit einem ganzen Staate lahmlegen; sie kann 

5 Leben, wenn es ihr gefällt, für eine gewisse Spanne 


Zeit künstlich bedeutend verbilligen (oder verteuern); 
sie kann die Leistungen der Industrie, den Eisenbahn- 
verkehr, den Außenhandel usw. plötzlich auf Hebung 
eines bestimmten Industriezweiges vereinigen. Die Kehr- 
seite dieser »Machtfülle« hat sich aber schon längst ge- 
zeigt. »Der Dinge Maß, das nur sich selber richtet, 
ist dabei verloren gegangen, und die Sowjetwirtschaft 
schwankt von Krise zu Krise, denn die warnenden Rei- 
bungen, die natürlichen Hemmungen, die bei falscher 
Wirtschaftsrichtung in einer normalen Wirtschaft nie aus- 
bleiben sondern sich zeitig melden, die kleinen Merkmale 
der kommenden Krisen sind im Sowjetstaate so gut wie 
ausgeschaltet, und nur wenn die Krise schon akut wird, 
kommt sie zum Bewußtsein der Regierenden. So war es 
mit dem Übergang zum »Nep«, unmittelbar nachdem man 
schon zur Abschaffung der Geldwirtschaft glaubte schrei- 
ten zu können; so war es auch mit der Währungsreform 
von 1924 nach dem überraschenden Zusammenbruch des 
Sowjetrubels; so etwas gab es in allen Zweigen der 
Industrie, zuletzt in der Kohlenförderung, die seit Novem- 
ber 1924 künstlich zurückgeschraubt wird, denn wieder 
hatte sich die Sowjetmaschine »verrannt«. 

So kann auch über die Währungsreform Sowjetruß- 
lands kein abschließendes Urteil abgegeben werden, denn 
diese ist ausschließlich ein Werk der Regierung, nicht 
eine Folgeerscheinung normaler wirtschaftlicher Entwick- 
lung. Solange es der Sowjetregierung gelingt, eine 
aktive Handelsbilanz (bezw. Zahlungsbilanz — im Falle 
einer auswärtigen Anleihe) ‘zu erhalten, solange der 
Staatshaushalt ohne bedeutende Emissionseinnahmen aus- 
geglichen werden kann (sei es durch normale Steuer- 
einkünfte — sei es durch Anleihen — sei es durch Auf- 
brauchen der restlichen Gold-, Silber-, ja Edelstein-Vor- 
räte), solange also der Sowjetstaat die Ausgabe seiner 
Tscherwonzen in streng bemessenen Grenzen halten 
kann — und keine politischen Ereignisse innerhalb oder 
außerhalb Sowjetrußlands das Gleichgewicht stören — 
kann die neue Währung stabil ‚bleiben. Ob’. bei dem 
Ausfalle der Getreideausfuhr, der Mißernte, der wieder 
abnehmenden Leistung der Industrie, bei dem Schwinden 
der Aussicht auf auswärtige Kredite alle diese Voraus- 
setzungen für eine Stetigkeit der Währung gegenwärtig 
gegeben sind, muß zum mindesten zweifelhaft erscheinen. 
Die innige Verbindung der Währung mit den Staats- 
finanzen läßt es als unumgänglich erscheinen, auch 
dieser Seite des Sowjetstaates einige Aufmerksamkeit 
zu widmen. 

Wie schon erwähnt, ist eine ziffernmäßige Berech- 
nung der Ausgaben sowie der Einnahmen des Sowjet- 
staates in seinen ersten vier Jahren überhaupt nicht 
möglich. Der Haushalt bestand — soweit es überhaupt 
einen solchen gab — nur auf dem Papier, jeglicher Wert- 
messer fehlte, Naturaleinnahmen aller Art überwogen, da- 
neben wirkte auch die Notenpresse; Geldsteuern starben 
ab, nachdem in den ersten zwei Jahren ausgiebiger Ge- 
brauch von einer Art »Straf«besteuerung der »Reichen« 
gemacht worden war. Diese Steuern, die in Einzelfällen 
gar zu einer Beschlagnahme des Gesamteigentums führten, 
brachten aber als Ganzes nur einen unbedeutenden Ertrag. 
Die Getreideumlage war auch keine eigentliche Natural- 
steuer, denn es wurde ja bestimmt, wieviel der Produzent 
behalten durfte, nicht wieviel er abgeben sollte: es war 
auch eine Art Beschlagnahme des Einkommens. 

Und die Ausgaben? Es hieß, im Jahre 1920 zählte 
die Rote Armee über 5 Mill. Mann. Die Nachprüfung ist 
schwer, jedoch scheint diese Ziffer nicht fern von der 
Wirklichkeit zu sein. Zählt man dazu die — wenn auch 
kümmerliche — Ernährung fast der gesamten Bevölke- 
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rung der Städte — denn es gab zu der Zeit keine legale 
Erwerbsmöglichkeit außer dem Sowjetdienst —, so muß 
man zu sehr hohen Ausgabeziffern kommen, denen nur 
sehr dürftige laufende Einnahmen (eigentlich fast nur 
die beschlagnahmten landwirtschaftlichen Erzeugnisse) 
gegenübergestellt werden können. Diese Tatsache legt 
Zeugnis ab von der Größe der Vorräte aller Art, der 
wahrhaft großartigen »Erbschaft des Zarenregimes«, von 
der die Sowjetregierung jahrelang gelebt und die auch 
bis zum heutigen Tage noch nicht vollkommen vertan 
ist (man denke dabei nur an die im Jahre 1924 aus- 
gesetzten Silbervorräte der alten Staatsbank, an den Gold- 
vorrat, der eine so große Rolle in den Außenhandels- 
beziehungen Sowjetrußlands gespielt hat, an die teilweise 
noch unversehrten Kronjuwelen usw.; noch größer war 
aber in den ersten Jahren, wie schon erwähnt, die Be- 
deutung der Warenvorräte — der Industrie sowie den 
Intendantur). 

Im Jahre 1918 wurde noch ein Staatshaushalt 
aufgestellt; späterhin gab man sich nicht einmal die 
Mühe, diese Fiktion aufrechtzuerhalten. Nur nach dem 
Übergange zur »neuen wirtschaftlichen Politik« fing man 
an, die Einnahmen und Ausgaben einigermaßen zu- 
sammenzufassen. Für das Jahr 1922 wurde ein Haus- 
halt auf neun Monate aufgestellt, dessen Fehlbetrag erst 
auf 300 Mill, dann auf 1000 Mill. Vorkriegsrubel an- 
gegeben Wurde Ein neuer »Orientierungsplan« Sokol- 
nikoffs sah für denselben Zeitraum Einnahmen von 
993 Mill, Ausgaben von 1132 Mill. vor; die Kommission 
für Planwirtschaft (»Gosplan«) errechnete dagegen einen 
Fehlbetrag von 500 Mill. So schwankten die Schätzungen 
des Fehlbetrages zwischen einer Milliarde und 139 Mill. 
bei einem Haushalt, der zwischen 1 und 2 Milliarden be- 
rechnet wurde! Das war gerade die Zeit, wo die Sowjet- 
delegation in Genua erklärte, der Haushalt sei zu $/, 
durch normale Einnahmen gedeckt. 

Im Jahre 1923 wird die Finanzlage etwas übersicht- 
licher. Das Haushaltjahr in Sowjetrußland läuft vom 
1. Oktober bis zum 30. September. Die Jahre 1922/23 
und 1923/24 sind nun abgeschlossen (gegenwärtig be- 
findet sich der Sowjethaushalt im zweiten Viertel des 
Jahres 1924/25), Tafel 5 gibt eine Gegenüberstellung des 
Voranschlages für das erste Halbjahr 1922/23 und der 
tatsächlichen Erfüllung 8). 


Tafel 5. 
Staatshaushalt erstes Halbjahr 1922/23. 
= Vor- | tatsächliche 
anschlag | Erfüllung 


in Mill, Vorkriegsrubeln 


Einnahmen | 
Steuern und Zölle . . . E #218, | 182,8 
Domänen (hauptsächlich Porsien) Be 8,0 3,5 
Verschiedenes . e RG 0,4 7,3 
223,7 | 193,6 
Ausgaben | 
Allgemeine Verwaltung 286,9 | 222,6 
Armee und Flotte < < » » . =. : 4107,2 104,8 
Mehrausgaben der Staatsindustrie . . | 54,5 58.5 
Mehrausgaben des Verkehrswesens . 90,1 66,2 
| 538,7 452,1 
Fehlbetrag 315,0 258,5 


Demnach erreichte in dem genannten Halbjahr der 
Fehlbetrag etwa 60 vH des Haushaltes; die Deckung 
bestand: aus Kreditoperationen (hauptsächlich »Roggenan- 


*) Sowjetrussischer »Finanzbotex 1923, Nr. 4. 
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leihe«) mit 16,8 Mill. und der Notenpresse mit 208,5 Mi 
die verbleibenden 33,2 Mill. werden wohl durch We 
äußerung von Staatseigentum (Goldfonds?) gedeckt wo, 
den sein. 

Diese Ziffern geben erste Anhaltspunkte zur Unt 
suchung des Sowjethaushaltes. Sein Umfang wird 
verschieden beziffert, je nachdem ob man den Eisenban 
haushalt sowohl auf der Einnahmen- als auch auf 
Ausgabenseite anführt oder nur dessen Fehlbetrag Ç 
einen etwaigen Überschuß) in Betracht zieht. Dageg: { 
wird die Staatsindustrie durchweg nur mit dem Fehl- s 
betrag oder Überschuß, nicht mit ihren Brutto-Einnahmen 
und -Ausgaben im Haushalt angegeben. Der oben ange. 
führte Haushalt für Oktober 1922 bis März 1923 ist ein 
»Haushalt ohne Eisenbahn«. 

Die steuerliche Last betrug demnach im Jahre 
1922/23 etwa 350 bis 400 Mill. »Goldrubel« oder »Vor- 
kriegsrubel«, während der Voranschlag für 1923/24 schon 
515 »Tscherwonetzrubel« vorsah, und für 1924/25 gar bis 
800 Mill. vorgesehen werden. Diese Zahlen sind aber 
schwer miteinander vergleichbar, schon aus dem Grunde, 
weil der »Vorkriegsrubel« nicht mit dem »Tscherwonetzs 
rubel« identisch ist. Als Anfang 1924 die Währungsreform ; 
durchgeführt wurde, hat man für Löhne, die in »Vor 
kriegs«- oder »Warenrubeln« berechnet waren, die Gler 
chung 1 Vorkriegsrubel=1,5 Tscherwonetzrubel angenom- 
men. Zur Zeit der Aufstellung des Haushaltes für 1923/94 
war das Verhältnis wiederum anders, und es ist schwer 
zu bestimmen, ob sich der Steuerertrag wirklich gehoben 
oder nur ein Zusammenschrumpfen der Währungseinheit 
(ein Schwund ihrer Kaufkraft) stattgefunden hat; es 
scheint wohl, daß beides zugleich der Fall ist, 

Steuern im Ausmaße von \/, bis ®/, Milliarde Gold- 
rubel bilden für ein Land, dessen Gesamtleistung auf 
etwa die Hälfte gesunken ist (auch wenn man die Steis 
gerung gegenüber dem Tiefpunkt von 1920/21 in Betrachl j 
zieht), immerhin eine schwere Last, Die führenden Per 
sönlichkeiten der Sowjetregierung (Rykoff, Sokolnikofff 
haben letzthin hervorgehoben, die Steuerlast betrage blo B 
7 Rubel für den Kopf der Bevölkerung, während sie zur 
Zarenzeit 11,2 Rubel ausgemacht habe. Auch wenn 
diese Ziffern ohne weiteres als richtig annimmt, muß 
man beachten, daß dieser verminderte Steuerertrag von 
einem noch mehr verminderten Einkommen einen viel 
größeren Prozentsatz ausmacht. 

An erster Stelle steht ohne Zweifel die Besteue.» 
rung der Landwirtschaft. Ob in der Form von 
Naturallasten, Kopfsteuern, Wegebau- und Fuhrwe 
dienstleistungen, oder, wie seit 1924, in der Form einer 
reinen Geldsteuer — die russische Landwirtschaft muß 
die Hauptlast tragen, So fallen von den.182 Mill, die 
direkten Steuern im Jahre 1922/23 eingenommen worden 
sind, 134 Mill., d.h. 73vH, auf die landwirtschaftliche 
»Einheitssteuer«, die als Ersatz für die verschiedenen 
Abgaben der Vorzeit eingeführt wurde. Im Jahre 19425 
hofft man, fast das Dreifache, 350 Mill, einzunehmen 
— und dies trotz der schweren Mißernte. Auch die in: 
direkten Steuern — unter denen die Salzsteuer, die von der 
Zarenregierung noch im Jahre 1880 abgeschafft, von dem 
Sowjets wieder eingeführt worden ist — liegen hauptsäch“ 
lich auf den Schultern der Bauern. Einer neuen indirek 
Besteuerung kommt es auch gleich, daß alle notwend 
sten Bedarfsartikel jetzt von der Staatsindustrie zu 
deutend heraufgesetzten Preisen geliefert werden und d 
Wettbewerb ausländischer Waren absichtlich ausgeschali 
ist, da ja sonst die sowieso mit Verlust arbeitem 
Sowjetindustrie ihre letzten Absatzmöglichkeiten verlie 
würde; eine weitere Verminderung des Umfanges € 


$ 
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5 BE eindustrie erscheint aber den Sowjetbehörden aus 
machtpolitischen Bedenken durchaus unerwünscht. 

Von den anderen Steuern verdient die Gewerbe- 
steuer besonderer Erwähnung. Diese ist nicht nur 
eine Steuer sondern zugleich ein Kampfmittel gegen den 
Privathandel. Die oft willkürliche Berechnung und das 
‚schonungslose Eintreiben machen dem »legalen« Handel 
das Leben sauer, besonders seit der etwa vor einem 
Jahre erfolgten Rückkehr zu schärferen »kommunisti- 
schen« Maßnahmen. 

Dagegen konnte die Einkommen- und Ver- 
mögenssteuer in einem Lande, wo der Reichtum 
als solcher als politisch »verdächtig« angesehen wird, 
matürlich keine bedeutenden Summen einbringen, denn 
niemand gab zu, ein hohes Einkommen zu haben, und 
wenn solche doch erfaßt wurden, so geschah es auf dem 
Wege der Beschlagnahme, nicht der normalen Besteue- 
rung. So brachte denn die erwähnte Steuer®) in zehn 
Monaten des Jahres 1922/23 nur 3,9 Mill. Vorkriegsrubel 
(gegenüber einem Einkommensteuer-Voranschlag von 
130 Mill. für das Jahr 1917). 

Während das Verkehrswesen und die Staats- 
industrie bis zuletzt Zuschußbetriebe blieben, haben 
die Staatsdomänen, insbesondere die Forsten, 
einen, wenn auch gegen die frühere Zeit bedeutend ver- 
ringerten Überschuß ergeben, der für das erste Halbjahr 
1922723 nur 3,5 Mill, im Voranschlag 1923/24 schon 


Tafel 6. 
Einnahmen und Ausgaben des Staates 
im Wirtschaftsjahr 1922/23. 


In vH der 
Gesamt- 
summe 


Mill. 
G.-Rubel 


Staatseinnahmen: 
direkte Steuern: 
Naturalsteuer . 
andere direkte Steuern . 


indirekte Steuern: 
Akzise . . 
Ein- und Ausiuhrabgaben. : 
Zölle 


insgesamt Einkommen aus Steuern 


150,8 
107,2 


109,4 
60,6 
22,2 


Beförderung und Verkehr . . 
Öffentliches Vermögen und öffentliche 
Unternehmungen . er 33,0 
Ersatz für Staatsausgaben . . . . 4,2 
verschiedene Einnahmen . 18,8 


insgesamt nichtsteuerliches Einkommen | 


427,6 


Gesamteinkünfte 


100 


Staatsausgaben: 


Allgemeine Verwaltung 
Kulturzwecke . 
wirtschaftliche Verwaltung 
Beförderung und Verkehr . 
Krieg und Marine . s 
selbständige Verwaltungen der Repu- 
bliken der Union 
amt ausschließlich des Fonds 
Haushaltsfonds . 
Außerhalb des Haushalts sithne Fond: 
‚Vorschüsse und Unterstützungen an die 
Staatsindustrie A 
andere außerhalb des Haushalts ste- 
hende Fonds . 


insgesamt Fonds ; zl 320,1 


Gesamtausgaben | 1526,3 


2) nach den »Berichten des Konjunkturinstituls«. 


21.0 
100 


53,5, für 1924/25 auf 48 Mill. (für Forsten) angeführt 
wird. Vor dem Kriege warfen die staatlichen Forsten 
allein etwa 70 bis 80 Mill. Rubel ab. 

Die Verteilung der Ausgaben läßt sich aus dem 
Haushalt für 1922/23 einigermaßen ersehen; Tafel 6 gibt 
einen Überblick. Dabei muß aber in Betracht gezogen 
werden, daß ein Teil der Ausgaben überhaupt nicht in 
den Haushalt kommt. Zunächst die auswärtigen Propa- 
ganda- usw. Ausgaben. Prof. Markoff entnimmt in 
seinem kürzlich erschienenen Buche »Sowjethaushalt und 
-wirtschaft« einer Äußerung Sokolnikoffs die Behauptung, 
diese Ausgaben machten im Jahre 1923/24 etwa 200 Mill. 
Goldrubel aus. Hier sind aber die Schleier natürlich am 
dichtesten. Sodann klaffte bisher jedesmal zwischen dem 
Voranschlag und der tatsächlichen Erfüllung ein un- 
gewöhnlich großer Abstand. Einzelne Ausgabe- und Ein- 
nahmeposten wurden bedeutend vergrößert oder ver- 
ringert. 

Daß im Jahre 1924/25 der Sowjethaushaltsvoranschlag 
ohne Emissionseinnahmen aufgestellt ist, und nur »Kredit- 
operationen« (d.h. Zwangsanleihen, da es einen auf- 
nahmefähigen Markt nicht gibt) und Veräußerung einiger 
Valuta- und Metallbestände vorsieht, kann daher mit 
Rücksicht auf die bisherigen Vorgänge in der Sowjet- 
wirtschaft noch nicht als ein Beweis der Finanzsanie- 
rung gewertet werden. Papier ist eben geduldig. Ein 
Ausgleich des Staatshaushaltes ohne auswärtige Anleihe, 
bei der Mißernte, der fallenden Kaufkraft des Dorfes 
(wodurch der Fehlbetrag der Staatsindustrie vergrößert 
werden wird) ist wenig wahrscheinlich, es sei denn, daß 
der Sowjetstaat nochmals auf die »Erbschaft des Zaren- 
regimes«, insbesondere auf die Überreste des Goldfonds, 
zurückgreifen sollte und könnte, Diese Möglichkeit 
scheint auch in Betracht gezogen zu werden, so spricht 
schon Sokolnikoff von »Goldkrediten der Finanzverwal- 
tung«, die zu Getreideankäufen verwendet werden 
sollen), Diese Art Deckung kann nicht als Beseiti- 
gung des Defizites gewertet werden, 

Wie schon A, Jugoffit) überzeugend darlegt, ist der 
Haushalt für 1924/25 voller Fragezeichen, Ein abschlie- 
ßendes Urteil ist zur Zeit nicht möglich, doch scheint 
größte Vorsicht dem Reklameoptimismus gegenüber ge- 
boten, i 

Zum Schluß erscheint es angebracht, einige Worte 
über das Bank- und Kreditwesen in Sowjetrußland 
zu sagen, Ende 1917 wurden die Banken bekanntlich 
sämtlich»nationalisiert« und allmählich aufgelöst, so daß 
etwa Mitte 1920 keine eigentlichen Banken mehr be- 
standen, Aber schon ein Jahr später, nach dem Über- 
gang zum »Nep«, wurde die (von dem Finanzkomissariat, 
nicht von der Gesamtregierung) »unabhängige« Staatsbank 
wieder aufgerichtet und es entstanden auch andere Ban- 
ken, welche die normalen Geldgeschäfte durchzuführen 
unternahmen und einen wesentlichen Bestandteil des 
»Nep« bildeten. Doch war das Mißtrauen des Sowjet- 
staates gegen die Banken, als Kapitalkristallisations- 
punkte, unbesiegbar, und die Banken blieben nur ge- 
fügige Werkzeuge des Staates, So konnte denn der 
Privatunternehmer auf Bankkredit nur rechnen insofern 
seine Tätigkeit den Sowjetbehörden »nützlich« erschien. 
War dies nicht der Fall, so konnte man auch bei den 
Banken nicht auf Kredit rechnen, Als dann im Jahre 
1924 die große »Gegenoffensive« des Sowjetstaates gegen 
das Privatkapital einsetzte, wurde die Kreditgewährung 
an Privatunternehmer kurzweg unterbunden und Ausnah- 


10) „Prawda«, 
11) »Vorwärts« 


1. Januar 1925. 
November 1924. 


Th 


men wurden nur in einzelnen seltenen Fällen aus poli- 
tischen Zweckmäßigkeitsgründen gemacht. 

Die Lage ist vollkommen klar: die Banken sind in 
Sowjetrußland Werkzeuge des Staates, Privatunternehmer 
und Händler stehen aber im Wettbewerb mit dem Staate, 
der zunächst die Erzeugnisse seiner Industrie absetzen 
will und den Privathandel schon seit einem Jahre zurück- 
zudrängen sucht 12), »Kredit bei seinen eigenen Wett- 


12) „Prawda« 3.Januar 1925 rühmt u. a. die Tatsache, 
daß, während im vorigen Halbjahr in Moskau noch 17429 
»Patente für den Privathandel« ausgegeben wurden, es für 
das erste Halbjahr 1924/25 nur 10452 sind. 


C. Arbeiterfragen. 
Von Dr. Schermann, Berlin, 


Inhalt; Der Arbeitslohn in der ersten kommunistischen Periode und seine Wirkungen. — Die 
— Der Arbeitsmarkt. — Arbeiterorganisationen. 


Die Organisation der Arbeiter und des Arbeitslohnes 
hat in Sowjetrußland entsprechend den Veränderungen 
im Aufbau der gesamten Wirtschaft des Sowjetstaates 
eine beträchtliche Entwicklung durchgemacht. 

Die »Demobilisierung« der Industrie im Jahre 1918 
bereitete der Sowjetregierung keine Mühe; sie vollzog 
sich vielmehr fast spontan ohne jede Mitwirkung der 
Sowjetmacht. Die Arbeitermassen, die in Rußland niemals 
den Bruch mit der Psyche der Bauernschaft vollzogen 
hatten, zog es aufs Land zu der großen Verteilung von 
Grund -und Boden. Vom Beginn der bolschewistischen 
Umwälzung (im Oktober 1917) an verließ die größere 
Hälfte der gesamten Arbeitermassen die Fabriken und 
Werke, Die Zurückgebliebenen wurden auf Grund des Ge- 
setzes über die allgemeine Arbeitspflicht an die Betriebe 
gefesselt. Aber bereits in der ersten Hälfte des Jahres 1919 
zeigte sich ein verhängnisvoller Rückgang der Pro- 
duktion, sie fiel bis zum Jahre 1921 auf 3 bis 5 vH der 
normalen Vorkriegsleistung. Unter den rein wirtschaft- 
lichen Ursachen dieser Erscheinung steht an erster Stelle 
das Lohnverfahren, das in dem ersten, rein kommu- 
nistischen Abschnitt der Wirtschaftsführung der Sowjets 
eingeführt war. 

Der Verteilung der Sachgüter unter die Arbeiter 
wurde ‘anfangs der kommunistische Grundsatz zugrunde 
gelegt: »Jeder gebe nach seinem Vermögen, jeder be- 
komme nach seinen Bedürfnissen.« Darin lag die voll- 
ständige Ablehnung des kapitalistischen Prinzips, wonach 
das Arbeitsverhältnis privatrechtlich geordnet ist und 
die Lohnhöhe letzten Endes vom Ertrage der Arbeit und 
ihrer Intensität, sowie von der Ausbildung des Arbeiters 
abhängt. Am genauesten formulierte diesen Grundsatz 
N. Bucharin, der einflußreichste Theoretiker des Kom- 
munismus: 


Im System der Diktatur des Proletariats erhält der Ar- 
heiter die gesellschaftliche Ration des Werktätigen, nicht aber 
einen Arbeitslohn t), 

In den Jahren 1919 bis 1921, in denen dieser Grund- 
satz bis zum äußersten durchgeführt wurde, verhielt 
sich der Geldiohn des am höchsten qualifizierten Arbei- 
ters zu dem des ungelernten wie 175 zu 100, und ‘da 
der Verdienst bis zu 80 vH in Naturalien bestand und 
der Geldiohn deshalb nur 20 vH- des Verdienstes be- 
trug, so überstieg der Gesamtverdienst des am höchsten 
qualifizierten Arbeiters den des ungelernten nur um 
15 vH. Die verantwortliche Arbeit des gelernten Arbeiters 


1) N. Bucharin, 


Die Volkswirtschaft der Gb 3 
Moskau 1920, S. 135, swirtschaft der Übergangszeit 
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Zulassung des Stücklohnes seit 1922. 


Technik 
und Wirtschag, 


bewerbern suchen«, so könnte man den Versuch eine 
Privatunternehmers, Kredit bei den Banken in Sowje 
rußland zu bekommen, bezeichnen. s 

Für die Währung und Finanzen Sowjetrußlands schein 
das kommende Halbjahr, insbesondere die immer gefähr 
liche Februar-März-Zeit, ein kritischer Abschnitt zu wer- 
den. Ohne Substanzverluste werden sie wohl nicht durch 
‘kommen, die Frage ist nur, ob diese »Substanz«, von der 
die Sowjetregierung schon jahrelang zehrt, selbst bes 
größter Sparsamkeit noch in genügender Menge vorhanden 
ist, um abermals einer neuen wirtschaftlichen und finans 
ziellen Krise zu steuern, bug 


wurde unvorteilhaft; deshalb suchten die gelernten Ar 
beiter ihr Können möglichst zu verbergen und in der 
Masse der Ungelernten zu verschwinden, oder aber = 
der Fabrik den Rücken zu kehren. Gleichzeitig vollzog 
sich eine allgemeine Senkung des Arbeitslohnes. Nach 
den Angaben des Sowjet-Statistikers S. T. Strumilim 
stellte sich der Gesamtwert der monatlichen. 
Leistungen an den Arbeiter (unentgeltliche Woh- = 
nung, Nahrungsmittel, Kleidung und Geld) in Waren- 


rubeln, d. h. berechnet mit Hilfe der Preismeßzahl ?), = 
im Jahre auf Warenrubel 
1918 . 8,99 
1919 . 6,77 
1920 . 7,12 
Minoan a 
1922 (1. Halbjahr) 8,22 -s 


Bedenkt man, daß der durchschnittliche Monatslohn 
in derselben Einheit 1917 (vor der Revolution) 22 Rubel 
betrug, so ergibt die rein kommunistische Zeit J 
Senkung auf 30,5 bis 32,4 vH gegenüber dem Stande vi 
der Revolution. Diese Verhältnisse minderten die Qualität 
der russischen Arbeiterschaft und rieben sie auf. In die 
Fabriken und industriellen Werke strömten neue Ele- 
mente ein. Diese Leute wurden hauptsächlich durch die 
größere Lebensmittelration und gewisse Vorrechte ame 
gelockt, die mit der Klassifizierung als »industrieller t 
Proletarier« verknüpft waren. Von diesem Schwinden 
des echten Proletariates in einem Lande, in welchem die 
Diktatur des Proletariates verwirklicht war, sprach zu- 
erst Lenin auf dem XI. Parteitage der kommunistischen 
Partei Rußlands: k 


Sind denn jetzt die sozialen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse bei uns derartig, daB das echte Proletariat auf die 
Fabriken geht? Keineswegs. Was auf die Fabrik geht, das 
sind durchweg nicht »Proletarier«, sondern allerhand zufällige 
Elemente3). 2 

Nicht weniger kräftig charakterisierte diese 
auf demselben Parteitage Sinowjew: 

Die Arbeiterklasse ist deklassiert; der Kern der Arbeit 
klasse ist zerstört; sie hat sich über die Städte und Dörfer d 
Sowjetrepublik zerstreut ... 4}. h 

Die im Jahre 1921 einsetzende Aufgabe der rein 
kommunistischen Wirtschaftsgrundsätze und die teilwei 
Befreiung der privatwirtschaftlichen Initiative ist, wi 
die Arbeiterfrage betrifft, darauf zurückzuführen, daß 


2) »Das Wirtschaftsleben«, 1922, Nr. 264; »Auf ne 
Wegen«, Moskau 1923, Bd. III, S. 108. 

3) »Der XI. Parteitag der russischen 
Parlei«, Moskau 1922, S.23, 


1) aa O, 5.3. 


kommunistis 
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verhindern wollte, daß die Klasse der Industrie- 
irbeiter gänzlich aufgerieben wurde. 
~ Die neue Wirtschaftspolitik, der sogenannte 
~ NEP, ändert von der zweiten Hälfte des Jahres 1922 an 
die Grundzüge der Arbeiterpolitik der Sowjetregierung. 
Das Jahr 1922/23 bringt vier große Veränderungen: 
die Arbeitspflicht wird abgeschafft; 
an Stelle des gleichmacherischen kommunistischen 
Lohnsystems tritt teilweise der Stücklohn; 
das Verhältnis des Lohnes für gelernte und für un- 
gelernte Arbeiter wird vergrößert (zu Anfang ist 
es 5:1, dann 9:1); 
der Arbeitslohn wird künstlich emporgetrieben. 


Es wurde ein Arbeitsgesetzbuch herausgegeben, das 
alle Forderungen der liberalen Sozialreform zusammenfaßt 
und möglichst steigert. Aber diese ganze Arbeitsgesetz- 
gebung ist aus politischen Gründen erwachsen; sie steht 
in schäristem Widerspruch zur gegenwärtigen Leistungs- 
fähigkeit der russischen Volkswirtschaft, Die Sowjet- 
regierung, die sich als Arbeiterregierung bezeichnet und 
doch genötigt ist, Schritte zur Liquidierung des Kom- 
munismus und zur Befreiung der privatwirtschaftlichen 
Kräfte zu tun, fürchtet vor allem, daß es in den Arbeiter- 
massen politisch zu gären anfangen könnte. Nach dem 
neueren Arbeitsrecht wird der Lohn durch kollektive 
Tarifverträge zwischen den Gewerkschaften und den 
staatlichen Unternehmungen festgesetzt; aber diese Rege- 
fung des Verhältnisses zwischen den Arbeitern und der 

 Staatsindustrie ist ganz künstlich. Sowohl der sogenannte 
»Trust« als auch die Gewerkschaft sind ihrem Wesen 
nach bürokratische Staatseinrichtungen, die beide der- 
selben Gewalt unterstehen und beide von der kommu- 
nistischen Partei kontrolliert werden. Bei der Festsetzung 
der Löhne nimmt man keinerlei Rücksicht auf die Markt- 
verhältnisse; denn es gibt keinen Wettbewerb. Die 
Industrie ist Staatsmonopol. In den Büchern aller Sowjet- 
trusts und -Syndikate erscheinen diese Ausgaben unter 
der Rubrik »Spesen«, Außer den Kosten der Sozial- 
versicherung gehören hierzu die Ausgaben für die Be- 
friebsräte, die Arbeiterhochschulen, die »Patenschaften« 
bei den Truppenteilen, die Beihilfen an die kommu- 
nistischen Parteien des Auslandes usw. 
Um ein klares Bild zu gewinnen, haben Sowjet- 
statistiker eine Berechnung aufgestellt, bei der sie die 
S Verteuerung der Erzeugnisse im Vergleich mit 
"den Preisen vor dem Kriege gleich 100 gesetzt und dann 
den Anteil der einzelnen Elemente der Produktions- 
~ kosten im Verhältnis zu der Gesamtsumme der Ver- 
A Fe teuerung berechnet haben. Dabei ergaben sich folgende 
run 


| Ar- Ges,- 
Fabrikate nr ER beits- | Spesen | Verteu- 
| lohn „ erung 


100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 


Im Durchschnitt kommen also von der Verteuerung 
der Fabrikate zwei Drittel auf Ausgaben, die den Be- 
ben durch das Arbeitsgesetzbuch und besondere 
Dekrete auferlegt sind. Im Ergebnis trägt alle diese 
gaben wie auch den ohne jede Rücksicht auf den 
Be. 


J A. Sokolowski, Materialien über die Spesen, Moskau 


Markt erhöhten Arbeitslohn die Staatskasse, die den 
ganzen Verlust der Industrie deckt. Der größte Teil 
der Spesen hat mit der Produktion selbst überhaupt 
nichts zu tun, sondern ist einfach von der Sowjetgesetz- 
gebung vorgeschrieben®), Nur bei den Aufwendungen 
für den Betrieb innerhalb des Werkes, für den Transport 
und die Werkleitung hat die Fabrikverwaltung freie Hand, 

In den Jahren 1923/24 dauerte das Steigen des realen 
Arbeitslohnes an, das mit dem Augenblick seiner Denatu- 
ralisierung eingesetzt hatte. Besonders schnell stieg der 
Lohn in der Zeit vom Oktober 1923 bis zur Gegen, 
wart. Der Tagesverdienst eines Fabrikarbeiters betrug 
im Moskauer Bezirk am Anfang des Wirtschaftsjahres 
1922/23 80,8 stabile Kopeken. Im Januar 1924 erreichte 
der Lohn die Höhe von 92 Kopeken für den Tag und im 
Juli sogar von 95,3 Kopeken. Hand in Hand damit ging 
ein gewisses Anwachsen der Brutto-Leistung des Arbei- 
ters. Setzt man den Tagesarbeitsverdienst und die Brutto- 
Leistung eines durchschnittlichen Arbeitstages im Oktober 
1922 gleich 100, so wird sich die Veränderung des 
Arbeitslohnes umi der Leistung in den folgenden Monaten 
so gestalten, wie Abb, 1 es darstellt 7). 
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Abb. 1. 
Das Verhältnis von Arbeitslohn zur Bruttoleistung des Arbeiters. 


Das Diagramm beweist das ungleichmäßige Anwach- 
sen des Arbeitslohnes und der Leistung des Arbeiters. 
In Sowjetrußland, wo die Industrie von der Einwirkung 
des Marktes durch das Monopol des Außenhandels, durch 
den inneren staatlichen Kapitalismus und das gänzliche 
Fehlen jeden Wettbewerbs geschützt ist, hängt der Ar- 
beitslohn in der Industrie, die wissentlich mit Verlust ar- 
beitet und sich der Unterstüzung der Staatsfinanzen er- 
freut, ganz und gar nicht von der Arbeitsleistung oder 
dem Arbeitsmarkt ab. Gemäß den Angaben für das 
2.Halbjahr 1924 betrug der monatliche Durchschnitts- 
lohn in stabilen Rubeln £): 


Monats- | In vH 
lohn zu 1913 


In der ganzen Industrie . . . . . 37,57 65,3 

In den einzelnen Zweigen: 
Polygraphische Industrie . . . . » 73,20 100.2 
Loderndustde- . <. nen i 58,50 100 
Kleiderindustle . . . . . o.. 50,02 > 
Nahrungsmittelindustrie. , . . . . 49,88 114,2 
Holzbearbeitung > » 2... no'o 45,40 84,9 
Metallverarbeitung . . » » = +» 38,91 51,2 
Chemische Industrie . . . . - » 38,00 82,8 
Paplerindustie . . ..... 00. 36,60 93,3 
Börgindustrie .. -. uE u S 36,48 46,8 
Textilindustie » =» 2. 20» 31,66 | 80,4 


6) A. Sokolowski, a. a. O., S. 49. 

1) Das Schaubild ist. hergestellt auf Grund der Mittei- 
lungen des ‘zentralen statistischen -Amtes für Arbeitslohn bei 
dem höchsten Rat für Volkswirtschaft. ‘Die Brutio-Leistung 
ist berechnet nach den Angaben der staatlichen Lohn- 
kommission. Siehe »Wirlschaftsleben«, 1924, 13. XI. 

8) »Das Wirtschaftleben«, Moskau 1924, Nr. 333, 
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In den einzelnen Zweigen der Bergindustrie ist im 
Vergleich mit der Vorkriegszeit der Arbeitslohn höher 
als der in der Tafel angegebene, und zwar ist er bei 
der Gold- und Platinproduktion 90,6 vH des Lohnes von 
1913 und bei den Kohlenbergwerken 50,2 vH. 

Gemäß dem Arbeitsgesetz darf der Arbeitstag in 
keinem Fall mehr als 8Std. haben. In Wirklichkeit ist 
der effektive Arbeitstag bedeutend höher. Bei den letz- 
ten Nachforschungen in den Fabriken®) wurde festge- 
stellt, daß das Arbeitsjahr von den 2486 Stdn. des Jahres 
1913 im Jahre 1923 bis auf 1586 gesunken ist. Dabei 
können nach den Erklärungen der Führer der Sowjet- 
industrie auch. diese Stunden nicht voll ausgenutzt wer- 
den, So hat in einer Moskauer Baumwollfabrik der mit 
der Zeitberechnung beauftragte Beamte festgestellt, daß 
ein Arbeiter von den 8 Arbeitsstdn. 52 vH auf seine Fach- 
arbeit verwendet und 23,9 vH auf Nebenarbeit, während 
er 24,2 vH der Zeit nichts zu tun hat!%), In der Fabrik 
von Daniloff betrug die tatsächliche Arbeit der Ar- 
beiter der Trikotagen-Abteilung 44 vH des Arbeitstages 
und der an den Kämmaschinen beschäffigten 30 vH 1), 
Zahlen für die gesamte Industrie gibt es zwar nicht, 
indes läßt sich auf Grund der vorhandenen Unterlagen 
mit Gewißheit sagen, daß die Ausnutzung der Zeit für 
die Facharbeit im Durchschnitt 50vH nicht übersteigt. 


Die Gewerkschaften weisen in ihrer Presse darauf 
hin, daß dieser Zustand die Folge einer unglaublichen 
Vernachlässigung und Abnutzung der Maschinen sei. 
Nach den zuverlässigen Angaben der Zeitschrift »Orga- 
nisation der Arbeit« betrug im Jahre 1923 der Stillstand 
in der Moskauer Baumwollfabrik 24,2 vH des Arbeits- 
tages. Außerdem macht der schlechte Zustand der vor- 
handenen Maschinen und die veraltete Organisation der 
Fabrik die Verwendung einer übergroßen Zahl von Hilfs- 
arbeitern nötig. So kamen im Jahre 1913 auf 100 Ar- 
beiter im Durchschnitt 6,5 Hilfsarbeiter, im Mai 1924 da- 
gegen 17,912). In der Baumwollindustrie stieg die Anzahl 
der Arbeiter an 1000 Spindeln für die gleiche Arbeits- 
zeit von 9,75 im Jahre 1919 auf 14,07 in der ‚zweiten 
Hälfte des Jahres 1924. 

Nach langem Kampfe siegte in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1924 innerhalb der die Wirtschaft des Lan- 
des führenden Sowjetkreise die Ansicht von der Not- 
wendigkeit der Einführung der Akkordarbeit in allen 
Unternehmungen, von der man lange angenommen hatte, 
daß sie den Grundsätzen einer kommunistischen Regie- 
rung widerspreche. In einem Rundschreiben vom 22. Ok- 
tober 1924 an sämtliche Arbeiter- und Wirtschaftsorgani- 
sationen seitens des Allrussischen Zentralrates der Ge- 
werkschaften und des höchsten Rates der Volkswirtschaft 
wird vorgeschlagen: 


der weiteren Erhöhung der Tariflöhne Einhalt zu tun .... 
und überall da, wo es nur möglich und zweckmäßig erscheint, 
zu dem System des direkten, unbeschränkten Stücklohnes 
überzugehen. Die bisher bestandene Beschränkung des Über- 
stunden-Stücklohnes wird abgeschafft. 


Dieses Rundschreiben ist, abgesehen von seinem In- 

auch noch dadurch kennzeichnend, daß es von der 
Hauptleitung der Gewerkschaften unterzeichnet ist, wäh- 
rend ‚die lokalen Gewerkschaften bis dahin stets gegen 
den Akkordlohn gekämpft hatten. 


halt, 


0) »Volkswirtschaftliche Rundschau«, Moskau 1924, Nr. 
16/17. 

10) »Die Organisalion der Arbeit«, Moskau 1924, Nr. 1 

1) »Das Unlernehmen«, Moskau 1924, Nr. 5. 

12) A. Jewstignejew, Die Hilfsarbeiter uad Hilfsunter- 
nehmungen, Zeitung für Handel und Industrier Moskau 1924, 
Nr. 50. 


` organisationen mehr. 


Die sowjetrussischen Gewerkschaften haben m 
den westeuropäischen und amerikanischen lediglich de 
Namen gleich. In der ersten Zeit der Bolschewiste; 
herrschaft waren die Gewerkschaften der bolschew. 
schen Partei untergeordnet. Die Verbandsleitungen durf- 
ten nur aus Kommunisten bestehen. Sie waren und sind 
allein von dem Zentralausschuß der Kommunistischen. 
Partei abhängig, nicht aber von den Arbeitern des be 
treffenden Berufszweiges. Von den ersten Tagen des 
kommunistischen Umsturzes an wurden die Gewerkschaf- 
ten zur staatlichen Organisation der Volkswirtschaft her- 
angezogen und mußten die Politik der Militarisierung 
der Arbeit, der Hungerlöhne und der Unterwerfung der 
Arbeiter unter die kommunistische Partei durchführen, 
Infolgedessen verloren sie sehr bald die Bedeutung von 
Arbeitervertretungen und wurden zu einem Werkzew 
der Sowjetregierung zur Regelung der Arbeit. In Wir! 
lichkeit gab es also keine gewerkschaftlichen Arbeiter- 
Sie beruhten auf dem Grundsatze 
der zwangsweisen Mitgliedschaft; einen Mitgliederbei= 
trag erhob dieser Zwangsverband nicht. 3 

Als die neue Wirtschaftspolitik einsetzte, bestand 
zwischen dem Verbandsvorstand und der angeschlosse- 
nen Arbeiterschaft kein Zusammenhang mehr. Die neue - 
Wirtschaftspolitik brachte einige formale Aenderungen, 
Die Rolle, welche die Gewerkschaften als einfaches 
Werkzeug der kommunistischen Partei zur Verwaltung 
der Industrie spielten, wurde jetzt etwas verschleiert 
durch eine Reihe von Verordnungen, nach denen den Ge- 
werkschaften die Verteidigung der Interessen der Lohn- 
arbeit gegen die staatlichen Verwaltungen der »Trusts« 
übertragen wurde, die formal für die Tätigkeit der ihnen 
übertragenen Betriebe verantwortlich sind. Der Sache 
nach aber blieben die Gewerkschaften durchaus der 'herr- 
schenden Partei unterstellt. Auch heute sind sie nichts 
anderes als beratende Organe der Regierung für Arbei- 
terfragen. In den letzten zwei Jahren haben die Gewerl 
schaftsvorstände versucht, mit der Arbeiterschaft äuße, 
lich Fühlung zu gewinnen; sie agitierten für die frei _ 
willige Mitgliedschaft und für Mitgliedsbeiträge. Jedoch 
war die Agitation für den freiwilligen Beitritt nur Demago- 
gie. Man bedeutete den Arbeitern, daß Nichtmitglieder zu- 
erst entlassen werden sollten und die Regierung. sie nicht 
unterstützen würde. Die Beiträge werden nicht von dem 
Mitgliedern erhoben, sondern von den Betrieben, welche 
sie unmittelbar an die Verbände abführen, so daß die Ar- 
beiter selbst mit der Beitragszahlung nichts zu tun habei 

Die neue Wirtschaftspolitik hat also die Verbände 
der Arbeiterschaft nicht nahe gebracht. Auch heute gil 
es in Sowjetrußland keine Gewerkschaften, die als Vere 
tretungen der Arbeiter gelten könnten. Die Arbeiten 
sehen in diesen Verbänden nur Regierungsorgane, Da 
diese Behörden aber im letzten Jahre auf Anweisung” 
der vorgesetzten Behörden in den Hauptstädten den Ar- 
beitslohn erhöhten — freilich im krassen Widerspruch 
zur Marktlage—, so haben sich die Arbeiter hier ihnen 
gegenüber ziemlich ruhig verhalten. Das gilt aber nicht 
von der Provinz, wo die Regierung die Arbeiter wei 
weniger fürchtet, und wo deshalb öfter Konflikte ent- 
stehen (im Donezgebict, im »Südrussischen Stahltrust« 
usw.). Wo in der Provinz in den Verbandsvorständen 
syndikalistisch gesonnene Angehörige der sogenannten 
»kommunistischen Opposition« saßen, versuchte man ge 
gen die Politik der Regierung 'anzukämpfen, Erfolg 
hatten nur jene Versuche, welche die Stillegung von 
Betrieben verhindern wollten, die halb zu Grunde ge- 
richtet waren und mit übergroßen Verlusten arbeitete: 
Den Arbeitern, die ihre Arbeit nicht verlieren woll 
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gelang es bisweilen, vo.‘ der Regierung einen Staatszu- 
schuß zu erhalten und so das Werk vor der sogenannten 
»Konservierung« zu retten. Indes sind diese Fälle nur 
vereinzelt. Sie beweisen keineswegs das Bestehen selb- 
ständiger Gewerkschaften in Rußland. 

Seit Anfang 1922 war ein Anwachsen der Arbeits- 
losigkeit zu erkennen, das immer mehr zunahm. Hierbei 
bemerkt man in Sowjetrußland eine noch nirgends in 
der Welt dagewesene Erscheinunng: Der reale Arbeits- 
lohn wächst unmittelbar mit dem Anwachsen der Ar- 
beitslosigkeit, während sonst das umgekehrte Verhältnis 
der Fall ist (siehe Abb, 1 und 2). 


Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit. 


Zahl der Arbeitslosen nach der Berechnung 
der Börsen am Ende des Monats (in 1000) 1°). 


| Zahl der 
Arbeits- 
losen 


August 
September 
Oktober 
November 
Dezember. 


586,0 
628,3 
672,9 
730,4 
754,9 


308,2 
336,6 
362,5 


360,9 
383,9 
481,9 


1924 
Januar. 
Februar 

551,6 März . 

| 584,6 April . 

| 596,6 Mai 867,3 

| 564,2 er 822,9 
Die Zahl der Arbeitslosen wird noch vermehrt durch 
den Zuzug vom Lande, das 1918 ungefähr die Hälfte 


778,4 
809,3 
839,3 
873,3 


der Arbeiter aufgesogen hatte, sie nın aber als agrarische 
Überschußbevölkerung wieder abstößt, weil die Auftei- 
lung des Landes auf den Kopf der Bauernbevölkerung 
alle Großbetriebe, die Arbeiter aufnehmen konnten, ver- 
nichtet hat, so daß jetzt nur ganz kleine Betriebe übrig 
geblieben sind. Die Industrie, deren Reste künstlich 
durchgefüttertt werden, kann diese arbeitsuchenden 
Massen nicht mehr aufnehmen. 

Was die Betriebsräte anbetrifft, so ist deren Rolle 
und Einfluß ganz nichtig. Sie bestehen ausschließlich aus 
»erprobten Kommunisten«, die sich unter beständiger Auf- 
sicht der »kommunistischen Zellen, den in jedem Be- 
triebe vorhandenen Spitzelorganen der kommunistischen 
Partei, befinden. Sie sind eigentlich nur Vollzieher der 
Befehle der »roten Direktoren«!). Die Belegschafteg 
haben es längst aufgegeben, die Betriebsräte als ihre 
Organe anzusehen. Sie sehen in ihnen nur amtliche 
Stellen, welche die Aufgabe haben, der Arbeiterschaft 
die Verfügungen der Verwaltung oder aber der Vollzugs- 
organe der regierenden Partei zu übermitteln. Eine recht 
objektive Kennzeichnung von den jetzigen Betriebsräten 
und deren Lage findet sich in einem in der Zeitung »Trud« 
(Arbeit) veröffentlichten Bericht über die Ergebnisse 
einer Untersuchung, die auf Veranlassung des Zentral- 
rates der Gewerkschaften von einem besonderen Aus- 
schuß veranstaltet wurde: 

Indifferenz und Schüchternheit der Arbeiter sind die 
Folgen der allgemeinen Lage in den Betrieben. Der Betricbs- 
rat ist im Bewußtsein der Massen nicht deutlich genug von 
der Betriebsleitung geschieden. Die Betriebsräte selbst haben 
kein großes Interesse daran, daß der Masse Gelegenheit zur 
Meinungsäußerung gegeben wird. Die Versammlungen der 
Belegschaften sind nur eine Formalität. Ein Gefühl der Ver- 
antwortlichkeit den Arbeitern gegenüber besteht bei den 
Betriebsräten noch nicht. Man fürchtet nur eine plötzliche 
Revision der Ortsverwaltung des Verbandes oder eines 
höheren gewerkschaftlichen Organes. In den Versammlungen 
der Belegschaften finden nach den höchst seltenen Berichten 
des Betriebsrates Meinungsaustausche überhaupt nicht statt, 
es müßte denn sein, daß die Lage den Arbeitern völlig un- 
erträglich geworden ist. [s111] 


18) »Volkswirtschaftliche Rundschau«. 
16 bis 17. i 

1) An der Spitze jeder Fabrik steht außer dem tech- 
nischen und kaufmāńnischen Personal ein sog. »roler Di- 
rektor«, der aus Arbeiterkreisen stammt und meist Mitglied 
der kommunistischen Partei ist. 


Moskau 1922, Nr. 


II. Die russische Wirtschaft. 


A. Die russische Landwirtschaft. 


Von Dr. Schermann, Berlin. 


Inhalt; Bodenverteilung und Bodenerirag. — Die Getreideausfuhr aus Rußland, — Das Verhältnis der Preise landwirt- 
schaftlicher und industrieller Erzeugnisse. — Der Bedarf Rußlands an Ackergeräten und landwirtschaftlichen Maschinen. 


1. Bodenverteilung und Bodenertrag. 

In Westeuropa ist man gewohnt, das Rußland aus der 
Zeit vor der Revolutionszeit ausschließlich als ein Land 
des gutsherrschaftlichen Latifundienbesitzes anzusehen. 
Der Landmangel der Bauern war zwar einer der Haupt- 
gründe der Revolution in Rußland, er war aber eine 
Folge des landwirtschaftlichen Bevölkerungsüberschusses, 
der keinen genügenden Abfluß in die Industrie fand, 
eine Folge der veralteten Besitzverhältnisse (Mirverfas- 
sung), welche der wirtschaftlichen Initiative- des einzelnen 

“enge Schranken setzten, und schließlich eine Folge der 
primitiven Verfahren der Bodenbearbeitung, die sehr ge- 


ringe Ernteerträge zeitigten. Die Saatfläche Rußlands — 
103 Mill. Deßjatinen (die größte unter allen Ländern) — 
verteilte sich unmittelbar vor der Revolution wie folgt: 
Großgrundbesitz, Kloster- und Staatsländereien 23,7 vH 
Bauernland en 763 ». 

Die Revolution führte zur allgemeinen Landumtei- 
lung. Nicht nur der private Großgrundbesitz, die kirch- 
lichen, die Kloster- und Staatsländereien, sondern auch 
das Bauernland, insbesondere die in den letzten 30 Jahren 
von den Bauern in Besitz genommenen Grundstücke, sind 
der Umteilung anheimgefallen. Dabei sind alle Errungen- 
schaften der Stolypinschen Agrarreform, die den Er- 
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satz des Gemeindebesitzes an Grund und Boden und der 
mit diesem verbundenen Landumteilungen durch den 
Einzelbesitz nach Farmerart erstrebte, beseitigt worden. 
Die Agrargesetzgebung im Geiste der streng sozia- 
listischen Grundsätze nahm ihren Anfang schon am 
Tage nach dem Übergang der Staatsgewalt in die 
Hände der kommunistischen Partei, woraus schon zu 
ersehen ist, welche außerordentliche Bedeutung‘ ihr 
beigemessen wurde. Am 8. November 1917 erschien das 
Dekret, laut dem der gesamte private Großgrundbesitz, 
wie auch die Apanage-, Kloster- und Kirchenländereien, 
mit dem’ gesamten lebenden und toten Inventar, mit 
allen Hofgebäuden und Einrichtungen, ohne Entschädi- 
gung und unverzüglich in die Hände der Wolost- (Amts- 
bezirks-) Agrarausschüsse und der Kreisräte der Bauern- 
vertreter übergingen. Dieses Dekret wurde erweitert 
und kommentiert durch das Dekret vom 19. Februar 1918 
»betreffend die Sozialisierung von Grund und Boden«. 
Das Wesen dieses Gesetzes bestand im allgemeinen 
darin, daß jeder Bürger, der sich mit Landwirtschaft 
beschäftigen wollte, ein Recht auf Landnutzung erhielt, 
wobei aber jede Benutzung fremder bezahlter Arbeits- 
kräfte streng untersagt wurde. Das Land sollte einer 
fortwährenden Umteilung seitens der Wolostverwaltungen 
unterliegen, wobei die ständige Nivellierung und der 
Grundsatz der Gleichheit in dem Verbrauch als Richt- 
schnur dienen sollte. Um die vollständige Sozialisierung 
schneller zu erreichen, wurde die kollektive Form des 
landwirtschaftlichen Betriebes bevorzugt: bei der Land- 
verteilung. haben die landwirtschaftlichen Kommunen, Ge- 
nossenschaften und ähnliche Vereinigungen das Vorzugs- 
recht. Die Regierung zweifelte aber daran, daß sie im 
russischen Dorfe eine zahlenmäßig vorherrschende Schicht 
vorfände, die fähig und aufrichtig gewillt wäre, den Ge- 
danken der Sozialisierung von Grund und Boden zu 
verwirklichen und. bei der Enteignung von Vieh, Inventar 
und ‚Getreideüberschüssen bei den wohlhabenden Bauern 
der Regierung behilflich zu sein. Deshalb wurden am 
11. Juni 1918 die sogenannten »Ausschüsse der Unbemit, 
telten« eingerichtet, die vornehmlich aus vollkommen 
landlosen oder landarmen Bauern, aus Landarbeitern 
und aus dorffremden Elementen zusammengesetzt waren. 
Diese bewaffneten Organisationen bildeten eine Stütze 
der Regierung auf dem Lande und hatten die Aufgabe, 
dafür zu sorgen, daß sich die Bauernschaft nicht über 
den Stand der vorgeschriebenen nivellierenden Normen 
erhebe. Und schließlich erschien am 15. Februar 1919 
das Gesetz über die sozialistische Landorganisation, nach 
dem 
zwecks endgültiger Aufhebung jeder Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen, zwecks Umgestaltung der Landwirtschaft 
auf der Grundlage des Sozialismus usw. .... 
der Übergang von der individuellen Bodenbenutzung zu der ge- 
nossenschaftlichen ‚Form unbedingt notwendig ist. .... 
Alle Formen der individuellen Bodenbenutzung müssen als 
vorübergehend und sich überlebt habend betrachtet werden. 
Zur Grundlage der Landorganisalion muß das Streben gemacht 
werden, eine einheitliche Produktionswirtschaft zu schaften, 
welche die Sowjetrepublik mit größtmöglichen Mengen von 
wirtschaftlichen Gütern versorgt .. 


Es war natürlich unmöglich, mit einem‘ Schlage 
18 Millionen Bauernwirtschaften so schnell zu nationa- 
lisieren, wie die Industrieunternehmungen nationalisiert 
wurden. Es wurde. daher zu Übergangsmaßregeln ge- 
griffen. Zunächst wurde bestimmt, daß der gesamte 
Ertrag dem Staate gehöre. Die meisten Hoffnungen 
wurden aber auf die Schaffung von .landwirtschaft- 
lichen Kommunen: und von staatlichen landwirtschaft- 
lichen Betrieben gesetzt. Infolge des oben angeführten 


Gesetzes bekamen Personen, die sich zwecks gemeine 


samer. Bodenbewirtschaftung in Kommunen vereinigt 
hatten, die besten Grundstücke wie auch staatliche 
Hilfe in Form von Darlehen. Was die staatlichen Wirt- 
schaften betrifft, so sollten sie »Fabriken von Korn und 
Fleisch« darstellen. - Zum Unterschiede von den landwirt- 
schaftlichen Kommunen wurden sie von einer Zentral- 
behörde nach einem einheitlichen Plan aus verwaltet, 

Welches waren nun die Ergebnisse der neuen Agrar- 
gesetzgebung und der neuen Wirtschaftsorganisation ? 

Zunächst war der gutsherrschaftliche und der staat- 
liche Landbesitz nicht so -bedeutend, daß er bei gleich- 
mäßiger Verteilung den Umfang der einzelnen Bauern- 
wirtschaften bedeutend vergrößern konnte. Die nach der 
Beendigung der Landumteilung durchgeführten Erhebun- 
gen in 29 Gouvernements des europäischen Rußlands 
haben festgestellt, daß vor der Revolution auf den Kopf 
der bäueriichen Bevölkerung 1,87.Deßjatinen und nach 
der Revolution 2,26 Deßjatinen oder 21 vH mehr ent- 
fielen!). Nach Angaben des besten Kenners der neuen 
Grundbesitzformen, Prof. B. N. Knipowitsch, ist das 
Ergebnis der agrarischen Revolution): 
eine Verkleinerung des ländlichen Proletariats, eine Verklei- 
nerung der höchsten Schichten der Bauernschaft und eine Ver- 
größerung der kleinen Wirtschaften, welche die Hauptmasse 
der Bauernschaft bilden. Die kleine und die mittlere Bauern- 
wirtschaft spielt jetzt eine noch größere Rolle als vor der 
Revolution. 

Im Durchschnitt wurde also die bäuerliche Wirt- 
schaft kleiner. Auch die Produktivität der Arbeit, der 
Geräte und des Viehs ist geringer geworden. So ent- 
fielen auf ein bäuerliches Arbeitspferd 


im Jahre Dessjatinen 
Be a E S AE, E 
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Die Arbeitsleistung des Pferdes hatte also nach der 
endgültigen Landumteilung um 21 vH nachgelassen®). 

Die allgemeine Landumteilung führte zu dem in 
Tafel 1 niedergelegten Ergebnis für das europäische Ruß- 
land $). 


Patel I. 
Betriebsgrößen der bäuerlichen Wirtschaften. 
Bäuerliche Wirtschaften mit Pia Vorder | -Nach der 
einer Landnutzung Umteilung Umtellung 

in Deßjatinen vH vH 
über 8 . = 7,9 3,1 
von 4 bis 8 a 21,6 16,4 
ORD Er aeaa a a a 59,1 74,0 
landlose „ ; 11,4 I 6,5 


Zugleich mit dem allgemeinen Rückgang der Leistung 
ihrer Wirtschaften wurde die Bauernschaft zum Schluß 
des rein kommunistischen Zeitabschnittes auch ihrer 
Nebenverdienste beraubt. Vor allem verlor sie infolge 
des vollständigen Daniederliegens der russischen Industrie 
und infolge der Absperrung von den ausländischen 
Märkten die Absatzmöglichkeit für ihre gewerblich ver- 
wertbaren Erzeugnisse. Aus diesen Gründen wurde die 
Bauernwirtschaft zu einer geschlossenen Selbstversor- 
gungswirtschaft. Die Betriebszweige, die für den Binnen- 


1) Über Grund und Boden«, Moskau 1921, Bd.1, S$. 9 


2) »Die Tätigkeit des Kommissariats für Landwirtschaft, 
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3) Zeitschrift »Land- und Forstwirtschaft«, Moskau 19227 
Nr. 1 bis 2, S. 208. 


4) P. Messjazew, »Die Agrarpolitik in Rußland«, Moskau % 


1922, S. 10 und 83, 
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auf Kosten des sich erweiternden Getreidebaues ein. 
Dabei ging auch unter den einzelnen Getreidearten eine 
Verschiebung vor sich: die Anbauflächen der zum Ver- 
brauch an Ort und Stelle bestimmten Getreidearten ver- 
größerten sich auf Kosten der Ausfuhrgüter, Wenn in 
der betreffenden Gegend der Weizen früher als Ausfuhr- 
getreide angebaut wurde und zum Verbrauch der Roggen 
diente, so verdrängte jetzt der letztere den Weizen; die 
Ausfuhrgerste wurde durch den Hafer ersetzt. Der 
Rückgang und Verfall der Landwirtschaft war allseitig; 
die Viehmenge und der Ernteertrag, auf die Flächen- 
einheit bezogen, gingen außerordentlich stark zurück; 
die Bodenbearbeitungsverfahren wurden immer primitiver. 

Die auf landwirtschaftliche Kommunen und auf staat- 
liche Sowjetwirtschaften gesetzten Hoffnungen haben sich 
ebenfalls nicht verwirklicht’). Unter dem Vorwand der 
Einrichtung einer Kommune bemächtigten sich Bauern- 
gruppen des sozialisierten Landes, um es später in 
Einzelgrundstücke mit vollkommen unabhängigen Einzel- 
betrieben zu verteilen. Die Kommune bildete oft nur 
einen für die Regierung bestimmten dekorativen Schleier 
zur Verdeckung eines Konglomerates der in Wirklichkeit 
rein privatwirtschaftlichen Individualbetriebe. Außerdem 
war die Zahl dieser Kommunen und die von ihnen be- 
wirtschaftete Bodenfläche auch zur Zeit der höchsten Ent- 
wicklung zu gering, um einen bedeutenden Einfluß auf 
die ganze Volkswirtschaft ausüben zu können. Am 
Ende des rein kommunistischen Zeitabschnittes wiesen 
die Kollektivbetriebe die Ziffern der Tafel 2 auf: 


Tafel 2. 
Kollektivbetriebe. 


Kollektiv- 
betriebe 
im ganzen 


Artels 
(Genossen- 
schaften) 


Kommunen 


Zahl der Betriebe 
Zahl der Menschen 
Deßjatinen Land 


2242 
138 240 
342300 | 


11 440 
729 888 
836 932 


| 13 682 
| 868 308 
1 179 282 


Nach Ausführungen eines bedeutenden russischen 
Fachmannes mußten die Pläne zur Kollektivierung zum 
Zwecke der Hineinziehung der Bauernschaft in die sozia- 
fistische Volkswirtschaft wie auch zum Zwecke der 
technischen Hebung der Landwirtschaft, fällen gelassen 
werden‘). Was die staatlichen Sowjetwirtschaften be- 
drifft, auf die noch größere Hoffnungen gesetzt wurden, 
so hat der Staat von ihnen trotz ihrer allseitigen Förde- 
rung und ihrer verhältnismäßig großen Zahl (Tafel 3) 
keinen greifbaren Gewinn gehabt. 


Tafel 3, 
Staatliche Sowjetwirtschaften. 


Jahr Zahl der Betriebe 
1918 3101 
1919 3547 
1920 4292 
1921 5918 


Sie besaßen eine Bodenfläche von 3079262 Deßjatinen. 
‚Solange sie nach Maßgabe der im Staatshaushaltsplan 
eingegliederten Voranschläge verwaltet wurden, haben sie 
nur Verluste gebracht, und dies trotz der unentgeltlichen 
naoa 

é) vergl. auch die Beobachtungen von Obst über die kom- 

istische Landwirtschaft in der Ukraine: Russische Skizzen 
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Arbeit, die von den Bauern auf Grund der Arbeitspflicht 
ausgeführt werden mußte. 

Nach den amtlichen Angaben für das Jahr 1921?) 
waren die Sowjetgüter nicht imstande, in der erforderlichen 
Weise ihre Wirtschaft zu organisieren. .... 

Trotz der getroffenen Maßnahmen mußten die Hoffnungen auf- 
gegeben werden, aus den Sowjetwirtschaften in allernächster 
Zukunft Fabriken von Korn und Fleisch zu machen. 

Der immer wachsende Verfall der Landwirtschaft, 
des einzigen produktiven Teiles der Volkswirtschaft, 
auf dem die Staatsfinanzen ruhen konnten, zwang die 
Sowjetregierung zugleich mit der Abschaffung der Natural- 
umlage und .der Überlassung des Verfügungsrechtes an 
die Bauern über das ihnen nach der Bezahlung der 
Naturalsteuern zurückgebliebene Getreide, zur Änderung 
der Agrargesetzgebung. 

Am 30. Oktober 1922 erschien das Agrargesetz- 
buch des U, d. S.S.R. In diesem Gesetzbuch ist zwar 
in den Einführungsteilen die sozialistische ~ Termino- 
logie beibehalten worden, aber tatsächlich bedeutete 
es den Beginn eines neuen Zeitabschnittes, einen ent- 
schlossenen Rückschritt, indem den Bauern eine ge- 
wisse Freiheit, auf dem Gebiete der Wahl derjenigen 
Besitzform gewährt wurde, die für sie wirtschaftlich 
am günstigsten ist. Nach diesem Gesetz kann der Staat 
das freie Verfügungsrecht der Bauern über das von ihnen 
in Besitz genommene Land fast gar nicht einschränken, 
Außerdem wird (nach den 88 141 u. 142 des Gesetzbuches) 
das ganze Land, das sich zurzeit in tatsächlicher Nutzung 
der Gemeinden, der Siedelungen und anderer landwirtschaft- 
lichen Vereinigungen befindet und ihnen seinerzeit auf ge- 
setzlichem Wege seitens der Agrarausschüsse oder der Räte- 
kongresse zur Verfügung gestellt wurde, ihnen zu dauernder 
Nutzung zuerkannt. 

Dadurch wurde den endlosen Umteilungen zwecks 
möglichen Besitzausgleiches ein für allemal ein Ende 
gemacht. Laut § 58 
erhält jede landwirtschaftliche Körperschaft das Recht, mit 
der Mehrheit der Stimmen ihrer vollberechtigten Mitglieder die 
alte Form der Landnutzung beizubehalten oder eine beliebige 
andere zu wählen. 

Den Bauern wurde auch die Möglichkeit ge- 
geben, aus der Gemeinde, sogar gegen den Wunsch 
anderer Gemeindemitglieder, auszuscheiden und ihr Land 
als Einzelgrundstück (Chutor oder Otrub) auszusondern. 
In den seit der Herausgabe des Agrargesetzbuches ver- 
flossenen zwei Jahren haben die Bauern von diesem 
Recht weitgehend Gebrauch gemacht, und dies hat sich 
in einer gewissen Hebung der Landwirtschaft im Ver- 
gleich zur rein kommunistischen Zeit geäußert. 

Die Entwicklung der Landwirtschaft unter der Sowjet- 
herrschaft wird durch folgende Angaben gekennzeichnet. 

Die Saatfläche in den gegenwärtigen Grenzen Ruß- 
lands war nach Tafel 4 bestellt’). 


Tafel 4. 
Saatflächen. 


Getreide- 
im Jahr arten 
mit ! i 
in 1000 Deßjatinen 


Flachs | Kartottei | es 


F 
87 956 | 
56 673 
49 921 
43 485 
62 981 
68 450 


1913 
1920 
1921 
1922 
1923 
1924 


| 3859 | 701 

1719 180 
1422 185 
1491 162 
2204 227 
2530 329 


1350 
647 
655 
643 

780 | 35 


900 40 


1) Bericht des Volkskommissariates für Landwirtschaft auf 
dem IX. allrussischen Rätekongreß im Jahre 1921, S.7. 

8) Prof. N. Oganowsky, Realiierung der Ernte des Jah- 
res 1924. »Sozialistische Wirtschaft«, Moskau 1924, Bd. Ill. 
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Wie aus der Tafel4 zu ersehen ist, fängt mit dem 
Jahre 1922 eine bedeutende Steigerung der Anbauflächen 
an. Nach den einzelnen Getreidearten und den gewerb- 
lich verwertbaren Kulturpflanzen verteilen sich die Anbau- 
flächen gemäß Tafel 5. 


Tafel5. 


ee 
| Zu- oder 
1913 1924 | Abnahme 


in 1000Deßjatinen | in vH 


Getreidearlen 


Roggen (Winter- und Sommeroggen) | 25915 | 25080 | — 3,2 
a T en enge 5533 | 4740 | — 14,3 
Sommerweizen 0.2». 128222 | 11210 | — 50,8 
BREI nn. 5102 66210470 | — 37,5 
Gerste . ne El a T a | — 28,7 
Buchweizen . Se a Taari 1967 2430 | + 23,5 
Er . | 3343 | 5130 | + 53,4 
Be u en. 920 1 950 | +112,0 


Es haben sich demnach am meisten die Anbauflächen 
des Ausfuhrgetreides verkleinert: Weizen, Hafer und 
Gerste, Stark erweitert hat sich der Maisanbau, was 
das Streben anzeigt, nach einer Reihe von Dürrejahren 
zu trockenheitsfesteren Kulturen überzugehen®). 


Tafel6. 

| Zu- oder 
Gewerblich verwertbare Kulturen 22 == Abnahme 

|! invH 

Leguminosen . . 2.2. . 1227 700 | — 43,0 
Kartotlelh. ne. nen son a 3859 2530 | — 34,4 
Batmwolle sı du a. 4 785 400 | — 49,1 
ee Er er 1360 900 | — 33,8 
TR ER SE 584 500 | — 14,4 
Sonnenblumen. 2 2 2.0.» 922 1900 | +106,1 
a a E 701 320 | — 54,4 
A SE TA 1649 1000 | — 39,4 
a ee 64 40 | — 37,5 
Andere (Melonen, Gemüse usw.) . 850 1200 | + 41,2 


Die gewaltige Verkleinerung der Anbauflächen hat 
die wertvollsten und am meisten Arbeit erfordernden 
Kulturpflanzen getroffen: Zuckerrübe, Baumwolle, Flachs 
und Tabak. Dafür sind allerdings, wie oben erwähnt, 
im Vergleich zum Jahre 1921 die Anbauflächen sowohl 
für Getreide “wie für gewerblich verwertbare Pflanzen 
etwas gestiegen. 

Zugleich mit dieser durchgreifenden Änderung der 
Größen der Anbauflächen und mit der Verschiebung unter 
den einzelnen Getreidearten haben sich auch die Ernte- 
erträge stark verändert, Die schon vor dem Kriege ge- 
ringen Erträge (siehe Tafel7) haben sich infolge noch 
primitiverer Bodenbearbeitung, infolge des völligen 
Fehlens von Maschinen und Geräten, der Verkleinerung 
der Viehbestände, des Mangels an Düngemitteln und 
der Verschlechterung des Saatgutes noch bedeutend ver- 
ringert. 


Tafel 7. 


Getreideertrag in Pud auf 1 Deßjatine im Durchschnitt 
der Jahre 1904 bis 1914 


Pud/Deßjatine 
im europäischen Rußland ELS 
in Großbritannien . . 2.» ».... 126 
x Deutschland I. «u oL a e 108 
EEKE =... 20 00.0 32 Re I 
» Österreich-Ungarn . . . . » . 8 


®) N. Oganowsky am angegebenen Orte 


in Tafel 81%) zusammengestellt. 


Tafel 8. 
Getreideertrag in Pud auf 1 Deßjatine 
Pud/Deßjatine 

Im Durchschnitt der Jahre 1904 bis 1914 49,0 
Jahr 

VE a LT 
BE N Se Et. 
Ve I REAS G. 
N er EN EEE DEE 
ER E a BL EEE A 
ee ee 


2. Die Getreideausfuhr aus Rußland. 


Im Jahre 1923 setzte man in Sowjetrußland ungeheure 
Hoffnungen auf die zum ersten Male unternommene Ge- 
treideausfuhr nach Westeuropa. Man dachte dadurch die 
Landwirtschaft zu fördern, den Handel zu heben und zur 
Gesundung des Staatshaushaltes beizutragen. 

Obwohl nun die Getreideausfuhr von dem Kome 
missariat für den Außenhandel auf jede Weise gefördert 
wurde, haben sich jene Erwartungen in Wirklichkeit 
keineswegs erfüllt. Der Aufkauf des Getreides erfolgte 
gleichzeitig mit der Erhebung der Lebensmittelsteuery 
die nun zum ersten Male durch einen gleichwertigen 
Geldbetrag abgelöst werden konnte. Da die Bauern 
keine Pferde hatten, die Steuererhebung sehr schlecht 
organisiert war, so daß die Bauern mitunter an der 
Sammelstelle tagelang vergebens auf die Abnahme des 
Getreides warteten, da ferner die Ansprüche an die Güte 
des steuerlichen Getreides sehr hoch waren und der 
Rubel fortwährend fiel, weshalb der Bauer mit der Be- 
zahlung der Steuer, die er nicht in Naturalien, sondern 
in Geld leistete, gern etwas gezögert hätte, so wurden 
ungeheure Massen Getreide auf die lokalen Märkte ge- 
worfen. Einen landwirtschaftlichen Kredit gab es fast gar 
nicht, und der Bauer hatte keine Möglichkeit, die Bezah- 
lung der Steuer hinzuziehen. Indessen traten als Käufer 
ausschließlich staatliche Organe auf, die unter der Leitung 
des Kommissariates für den Außenhandel ganz allein 
des Kommissariates für den Außenhandel ganz allein das 
Kaufrecht besaßen. Diese Organe standen alle unter einer 
Decke, und dieser Umstand hatte ein starkes Sinken der 
Getreidepreise zur Folge. Der Preis schwankte in den 
südlichen Häfen zwischen 17 und 32 Goldkopeken/Pud, 
d.h. halb so hoch wie die Vorkriegspreise in denselben 
Häfen, und bisweilen noch niedriger. 

Nichtsdestoweniger brachte das so billig- aufge- 
kaufte Getreide auch dem Kommissariat für den Außen- 
handel keinen großen Gewinn. Die ‚Gründe hierfür 
liegen in dem Monopol des Außenhandels und der Aus- 
schaltung des privaten Vermittlers; wurde doch der 
Handelsapparat ganz und gar bürokratisiert, wodurch sich 
dann wieder die Spesen sehr vermehrten. 

In Verbindung mit der für den Herbst 1924 geplanten 
Getreideausfuhr, die bekanntlich nicht in dem be- 
absichtigten Umfang zustande kam, erschien in Rußland 
eine sehr reiche und beachtliche Literatur mit Unter- 
suchungen und Berichten über die Ausfuhrbewegung des 
vorhergehenden Jahres, worin die grundsätzlichen Voraus- 
setzungen des. Außenhandels mit Getreide bei den gegen- 


10) Die Ernteerträge für die Jahre 1921, 1922 und 1923 
sind den Angaben des Zentralen Statistischen Amtes enlnom- 
men (Ekonomitscheskaja Shisnj NN 183 und 197, Jahrg, 
1923). Ernieerträge für das ‚Jahr 1924 nach Prof. N. 
nowsky, Ekonomitscheskaja Shisnj vom 1. November 1924 


und Wirtschaft 


Der durchschnittliche Getreideernteertrag in Pud auf 
1 Deßjatine in Rußland in den Jahren 1919 bis 1924 ist 
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wärtigen eigenartigen Bedingungen der russischen Volks- 
wirtschaft dargelegt wurde. Der Kommissar für den 
Außenhandel, Krassin, der in Nr. 6 bis 8 der »Sozialisti- 
schen Wirtschaft« die bevorstehende Kampagne besprach, 
war in seinen Erwartungen keineswegs optimistisch: 

Wir müssen uns vor dem Beginn der großen praktischen 
Arbeit, vor Beginn der Getreideausfuhr darüber klar sein, 
was unser Getreide kostet, und wieviel wir unseren Bauern 
dafür geben können, indem wir erwägen, daß wir es schließ- 
lich auf dem Auslandmarkte so verkaufen müssen, daß wir 
nach Deckung unserer Unkosten doch noch einen gewissen 
Gewinn erzielen. Auf den ersten Blick scheint es, daß die 
Lage nicht schlecht ist, da die Preise auf dem inneren Markte 
ziemlich niedrig sind, für den Roggen elwa 60 Kop./Pud, wäh- 
rend er sich auf dem Auslandmarkt auf elwas über 1 Rub./Pud 
stellt. Man sollte meinen, es liege somit für uns eine unge- 
heure Verdienstmöglichkeit vor. Rechnen wir aber unsere 
Unkosten hinzu, so fressen diese mageren Kühe Pharaos die 
felten Kühe, den ganzen möglichen Auslandverdienst auf. 

Indem er dann auf Grund seiner Erfahrungen aus 
dem vorliegenden Jahre die Rechnung aufstellt, stellt er 
an Unkosten den Betrag von 74,86 Kop,/Pud, der in 
den russischen Häfen bezahlt wird, in Betracht zieht, 
daß der Bauer, damit das staatliche Monopolorgan keinen 
Schaden erleidet, für sein Getreide nicht mehr als 
21 Goldkopeken erhalten soll. Bei diesem Preis hat der 
Bauer, der in der Vorkriegszeit im Herbst durchschnitt- 
lich bis zu 85 Kopeken für Roggen, 103 Kopeken für 
Gerste bekam, auf jeden Fall nur Schaden. Für die 
Berechnung der Unkosten liegen gegenwärtig, wenn, 
auch recht verschiedenartig und nicht immer überein- 
stimmende, so doch recht wertvolle Unterlagen vor. In 
den Angaben, die von ersten Fachleuten des Getreide- 
handels, wie Prigarin, Oganowski und W. Rewjakin, ge- 
macht werden, finden sich scharfe Abweichungen. Die 
Schwankungen hängen hauptsächlich von den infolge 
der geographischen Lage jeweils verschiedenen Unkosten 
ab. In Betracht kommen die Unkosten für den Versand 
des Getreides auf Wagen bis zum Bahnhof und mit der 
Eisenbahn bis zu dem mehr oder weniger entfernten 
Hafen. Eine gute Übersicht über diese durchschnitt- 
lichen Unkosten für die Getreidelieferung nach Deutsch- 
land während der Zeit der größten Getreideabgabe im 
Dezember 1923 und Januar 1924 gibt Tafel 9 nach 
Dezember 1923 und Januar 1924 (als die Preise gegen 
den Herbsttiefpunkt bedeutend gestiegen waren) gibt 
Tafel9 nach Oganowski. 


Tafel 9. 
in Goldkopeken 


Roggen nach | Weizen nach 


Hamburg Hamburg 
via Riga via Noworossisk 
De- | Januar | De- | Januar 


zember | zember 


nn 


. | 124,00 | 127,00 | 155,00 | 157,00 


Preis cif Hamburg . 


Anschaffungspreis . - . . . 60,00 | 90,00| 80,00 | 130,00 
ben ı 2... 24.» 28,00) 28,00| 21,45) 21,45 
Gewichtsverlust. - » . . . 0,45 0,65 0,60 0,97 
Rücksendung der Tara, , . . 2,001 2,00| 2,00 2,00 
Portokosten.» 2 220. 9,00) 9,00] 9,00) 9,00 
Disko : : >»... . 0.1 3601 4400| 6400| 5,92 
Organisationskosten . . . . 6,601 9,90 1,20| 18,20 


a ee 7,00 7,00] 12,00) 12,00 


Provision für die Getreideausfuhr; 
Maklergebühren.. . . . . 4,96 5,08 6,20 6,28 
Kontrakt, Versicherung, In- | 

kasso der Staatsbank . . 4,96) 5,08| 6,20 6,28 
Kursverlust , . . 3 3,60 5,40 4,80 7,80 


Tafel 10 gibt die niedrigsten Angaben des Vertreters 
des »Getreide-Export«, A. Prigarin. 


Tafel 10. 
in Goldkopeken 
- ~ i = 
Preis 
Preis am | 
Unkosten | deutscher 
Erzeugungsort | Hafen 
Weizen . . 70 bis 73 N 140 
Mais 52 » 55 | 122 
Roggen 45 > MM 67 bis 70 115 
Gerste , 50 » 53 | | 120 
Hafer , 35 » 38 | 105 


Schließlich sei hier noch die maßgebende Ansicht des 
Moskauer Konjunktur-Instituts bei dem Volksklommissariat 
für Finanzen angeführt1!): 

Betrachtet man die Preise der Kreisstädte, so zeigt sich, 
daß sie sich von dem Stand der ausländischen nicht unter- 
scheiden, und es wird einem klar, daß wenn die Preise auch 
künftig auf derselben Stufe bleiben, für den Außenhandel 
höchst ungünstige Bedingungen geschaffen werden, derart, daß 
die Ausfuhr fast unmöglich wird. 

So sahen sich denn die staatlichen Exporteure Ruß- 
lands unabhängig von der Mißernte einem fast unüber- 
windlichen Hindernis gegenüber, da die Unkosten untrag- 
bar waren und nicht nur den Nutzen des Bauern aus 
dem Getreideverkauf ins Ausland, sondern auch, abge- 
sehen von der Bezahlung der zahlreichen Angestellten und 
Ämter, jeden Gewinn der Staatsorgane zunichte machten. 

Hinsichtlich der Menge und der Sorten des ausge- 
führten Getreides ist in der nachrevolutionären Zeit 
gegenüber der früheren eine gründliche Änderung ein- 
getreten. 

Für 1913 ergeben sich die Ziffern der Tafel 11; die 
Ausfuhr im Wirtschaftsjahre 1923/24 ist in Tafel 12 wieder- 
gegeben. 


Tafel 11, 
1913 
Gesamternte Ausfuhr 
in Mill. Pud 
Roggen . ... . 119 41 
Weizen „0. 1182 220 
Tafel 12. 
Ausluhr 1923/24 
Mill, Pud 
Roggen „NT. Mar zen 
Weizen ar A Ale 
Gerste? Ta 
Ölkitchei = „or AT 
Fler an 
DDR RT e À 
Of Samen . . . . -165 


zusammen 183,5 

Man sieht, daß hier die billigen Getreidesorten be- 
deutend überwiegen, und diese Erscheinung steht dann 
auch im Einklang mit der Ausnutzung der Saatflächen 12). 

Nicht geringer ist der Einfluß der Unkosten auf die 
Ausfuhr der bei der Industrie Verwendung findenden 
Pflanzen. Die Flachserzeugung ergab im Jahre 1923 
7,5 Mill. Pud; im Jahre 1924 wurde ein Ertrag von rd, 
11 Mill. Pud und der der Industrie mit 5 Mill. Pud veran- 
schlagt. Folglich konnte man bei einer Mittelernte un- 
gefähr 4 Mill. Pud ausführen. Tafel 13 zeigt die Un- 
kosten für die besseren Sorten des russischen Flachses 
bei der Ausfuhr nach den Erfahrungen des Jahres 1923. 


Gesiehungskosten. . . . . | 130,17|166,51]157,45| 219,90 


yet 255 3951] 245] 62,90 


11) Der Umschau Haltende«, Nr, 7 des Jahrganges 1921. 
12) vergl. S. 19 in diesem Heft. 
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Tafel 13. 


Flachs | Flachs | Flachs 
von von | von 
Beshezk '2)Rshew'?) |Sytschew!?) 
Kop. | Kop. Kop. 


Gestehungspreis der besten Sorte 60 55 i 50 


Grundpreis Rub./Pud Nr 7,80 6,60 6,00 
Kosten franko Eisenbahn . . . 1,01 0,86 0,78 
Tarif bis zur Grenze A 0,36 0,32 0,30 
Versicherung . 0,06 0,05 0,05 
Kosten für den landwirtsch. Kredit 

(15 vH Jahreszinsen auf 6 Mon.) 1,47 1,25 | „ 1,13 
Steuern 3vH. . . 0,28 0,24 | 0,21 
Unterhaltd. Zentralapparates Bvr 0,28 0,24 | 0,21 
a AO 0,50 0,50 | 0,50 
Im ganzen für 1 Pud ADi 11,76 10,06 9,18 
Ebenso für 1 t (£-Kurs 9,30 Rub.) 78,4 67,1 61,2 
(4 vH vom Verkaufspreis) . 3,2 2,7 2,4 
Im ganzen. . 2... £A | 81,6 69,8 63,6 

Aus dieser Tafel sieht man, daß gegenwärtig der 


Exporteur von Flachs Unkosten zu tragen hat, die fast 
die Hälfte der Gestehungskosten der Ware ausmachen. 
Danach ist es klar, daß, wie hoch auch die Unkosten auf 
dem Auslandmarkte sind, die Ausfuhr selten für den 
Bauern lohnend sein dürfte. 

Was aber die übrigen Erzeugnisse der Landwirtschaft 
betrifft, so wird die Baumwolle von der russischen 
Industrie gänzlich verschlungen; die wertvollen gelben 
Tabake haben sich infolge des Überganges zu den 
leichter zu ziehenden billigeren Sorten derart vermindert, 
daB an ihre Ausfuhr vorläufig nicht zu denken ist. 
Weit besser steht es mit dem Samen der Sonnen- 
blume; die Ausfuhr hierin war zwar im Jahre 1923 
noch gering, aber im Wirtschaftsjahre 1924/25 gedenkt 
man bedeutend mehr davon auszuführen, falls die Preise 
auf den Auslandmärkten die erhöhten Unkosten recht- 
fertigen sollten. 

Im Laufe des letzten Halbjahres war in der sowjet- 
russischen Wirtschaftspresse sehr häufig die Rede davon, 
wie man die Unkosten herabsetzen könnte. Im vorliegen- 
den Falle gibt es indes nur unbedeutende Linderungs- 
mittel, wodurch, wie der Kommissar für den Außen- 
handel, Krassin, meint, ‚von 75 Kopeken 20 Kopeken ge- 
spart werden könnten. Wie weit solche theoretischen 
Berechnungen zu verwirklichen sind, ist einstweilen 
wegen der Verzögerung und fast, gänzlichen Unter- 
brechung der Ausfuhr schwer zu sagen. Jedenfalls steht 
zwischen den Bauern und den ausländischen Abnehmern 
das sehr störende Staatsmonopol für den Außenhandel, 
das es den Exporteuren unmöglich macht, sich den 
Forderungen der Bauern anzupassen und dadurch die 
Leistungsfähigkeit seiner Wirtschaft zu erhöhen, den 
russischen Bauern aber daran hindert, die günstige Preis- 
lage im Westen wenigstens einigermaßen auszunutzen. 


3. Das Verhältnis der Preise landwirtschaftlicher und 
industrieller Erzeugnisse, 

In der ganzen Welt trat in der auf den Krieg un- 
mittelbar folgenden Zeit ein Wechsel in dem Verhältnis 
der Preise für industrielle und landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse ein; nirgends jedoch äußerten sich die Formen 
dieses Vorganges so scharf wie in Rußland. Die Haupt- 
abschnitte dieser Entwicklung sind die folgenden: 

Erster Zeitabschnitt: Der erste Abschnitt 
reicht vom Beginn des Aufbaues der Volkswirtschaft 


i 
13) Diese drei Flachsarten sind die in Westeuropa beıieb- 
testen Sorten russischer Herkunft. 


auf sozialistischer Grundlage bis zum Herbst 19 
und ist für die Lebensmittel äußerst günstig, zum 
Schaden der gewerblichen Erzeugnisse, der Rohstoffe 
sowie Fertigfabrikate. 

Zweiter Zeitabschnitt: 
des zweiten Zeitabschnittes, 
schaftsjahr 1922/1923 umfaßt, ‘ist das Steigen der 
Preise sämtlicher industriellen Waren und das rasch 
fortschreitende Sinken der Preise für landwirtschaft- 
liche Erzeugnisse, wobei die Preise der Getreidearten 
unter den Stand der Zeit vor dem Kriege sanken. 

Dritter Zeitabschnitt: Das Wirtschaftsjahr 
1923/1924 brachte schließlich wieder ein allmähliches 
Anwachsen der Getreidepreise und eine unter staat- 
licher Einwirkung vor sich gehende künstliche Her- 
absetzung der Preise für industrielle Fabrikate, be- 
sonders für baumwollene Textilwaren, ein Zeitab- 
schnitt, in dem auch die Stabilisierung der Währung 
das Wechselverhältnis der Preise zu beeinflussen be- 
gann. 


Das Kennzeichnende 


Der erste Zeitabschnitt begann damit, daß die Sowjet- 
macht sich bei der Enteignung der Industrie aller auf 
Lager befindlichen Rohstoffe, Halbfabrikate und Fertig- 
waren bemächtigte. Parallel damit ging ein harter Kampf 
um. den Markt und die Ablösung des Zwischenhandels 
durch den staatlichen Apparat, der Stadt- und Land- 
bevölkerung voneinander trennte. Aber die ersten Maß- 
nahmen zur Verpflegung der Städte durch die staatlichen 
Organe und zur völligen Ausschaltung des Markthandels 
führten dazu, daß die Städte vom Hungertod bedroht 
waren. Die Stadtbevölkerung erduldete unglaubliche Ent- 
behrungen und die Einwohnerzahl verringerte sich in den 
Städten in verhängnisvoller Weise. So hatte Petersburg 
zu Beginn des Jahres 1920 im ganzen 705908 Einwohner, 
während es vor dem Umsturz über 2000000 zählte. 
Bedeutende Mengen der städtischen Bevölkerung, die von 
der Sowjetmacht nicht unterhalten. wurden, weil diese 
kaum mit der Verpflegung des Heeres und mit der Ver- 
sorgung der Hauptanstalten der Partei und der Regierung 
fertig werden konnte, strebten danach, das Band mit dem 
Lande wieder anzuknüpfen und unerlaubte Märkte zu 
schaffen, Die Hauptglieder dieser Kette waren die soge- 
nannten »Sackhändler«; d.s. Leute, die in- die Dörfer 
fuhren und, indem sie die Sperrmannschaften umgingen 
und die Bestimmungen des Staates, welche die Todes- 
strafe androhten!+), übertraten, in kleinen Mengen die 
landwirtschaftlichen Erzeugnisse auf die geheimen städtı- 
schen Märkte brachten. Während der ganzen Zeit der 
rein kommunistischen Wirtschaft vermochten auch die 
allerstrengsten Vergeltungsmaßnahmen nicht den Markt 
zu beseitigen. Das behördliche »Tauschsystem« erwies 
sich als ganz unzulänglich und tötete jedes Wirtschafts- 
leben. Die lebendigen Kräfte der Volkswirtschaft sicher- 


ten um den Preis großer Opfer den Austausch zwischen _ 


Stadt und Land und verschafften dem gänzlich vernich- 
teten Markte eine Daseinsmöglichkeit. 

Dieser Zustand drückte sich in einer großen Preis- 
verschiebung aus. Die Städte waren von der Hungersnot 
bedroht, und so verschob sich das Verhältnis der Preise ` 
zugunsten der Nahrungsmittel, während die übrigen Preise 
fielen. Am tiefsten sanken die Preise für "Rohstoffe; 
denn die Fabriken erzeugten in dieser Zeit nur noch 5vH 
ihrer Vorkriegsmengen und sämtliche Verbindungen mit 
dem Auslande waren abgeschnitten. Flachs, Hanf und 
Häute verloren gegenüber dem Getreide jede Ta 


14) Vergl. den Befehl L. Trotzkis in dem Journal- » 
Recht und das Leben«, Moskau 1923, TI. III, S. 48. 


der das ganze Wirte 
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raft. Zugleich schloß der Verfall der Eisenbahnen die 
- Getreidezuschußgebiete von. den Überschußgebieten ab, 
Şo würde jeder Antrieb zur Arbeitsteilung zwischen 
diesen Gebieten vernichtet und ein Rohstoffmangel vor- 
bereitet, wie er in Rußland nie gekannt war und jetzt 
so schmerzlich empfunden wird. -In dieser selben Zeit, 
in der die Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse 
stiegen, fielen die Preise der Industrieerzeugnisse, obwohl 
die gewerbliche Tätigkeit fast ganz aufgehört hatte 
und es z. B. an Schuhzeug und Kleidung sehr mangelte, 
Sämtliche Vorräte an industriellen Erzeugnissen waren 
von den Sowjetbehörden .beschlagnahmt worden, und die 
siegreiche kommunistische Partei fragte bei der Ver- 
teilung ihrer Beute nicht nach den Herstellungskosten, 
sondern setzte die Preise willkürlich fest. Bei dem 
dringenden Getreidebedarf wurden diese Waren zu 
„ Schleuderpreisen abgegeben. Das war die Zeit der 
Diktatur der Getreidepreise, des kurzen Wohllebens des 
Dorfes und des Aussterbens’ der Städte. 

Die »neue Wirtschaftspolitik« (NEP) lockerte darauf, 
vom März 1921 àn, die Fesseln der Privatwirtschaft 
etwas und schrieb den Staatsbetrieben den Grundsatz 
der Wirtschaftlichkeit vor. Die staatlichen Trusts und 
Syndikate, die bares Geld brauchten, warfen die Reste 
der Warenvorräte der Fabriken, die der Staat ihnen als 
Betriebsmittel übergeben hatte, auf den Markt, ohne zu 
fragen, ob der Erlös die Gestehungskosten deckte. 

Nach 15 Monaten aber, um die Mitte des Jahres 1922, 
trat ein wesentlicher Umschwung ein (zweiter Zeitab- 
schnitt). Als man bei den neuerzeugten Wären die wirk- 
lichen Gestehungskosten in Rechnung stellen mußte, da 
begannen die Preise schnell und unaufhaltsam zu steigen. 
In Pfund Roggenmehl ausgedrückt, bewegten sich die 
Preise für einige wichtige Industrieerzeugnisse wie 
folgt): 


Tafel 14. 


1 Arschin 
Baumwollzeug| 


1 Paar 
Stiefel 


1 Pfund 
| Petroleum 


Im Jahresdurchschnitt 1913 
am 1. Januar 22 . 

» 1. Mai » 

» 1.Oktober » 

» 1, Januar 1923 . 

» 1,Oktober » 


4,33 
4,00 
1,68 
9,40 
16,17 
30,30 


283,0 
140,0 
133,0 
234,4 
561,0 
637,5 


1,67 
1,24 
0,36 
0,40 
2,50 
3,80 


Auch in West- und Mitteleuropa, besonders in 
Deutschland und in den Vereinigten Staaten von Amerika, 
war damals das Verhältnis zwischen den Preisen für 
fandwirtschaftliche und‘ gewerbliche Erzeugnisse gestört. 

Bis 1923 nahm die Bevölkerung, die sich an allerlei 
wirtschaftliche Verwandlungen hatte gewöhnen müssen, 
die Indüstrieerzeugnisse auf, wenn auch unter allmähli- 
cher Einschränkung des Verbrauchs. Als aber in der 
Mitte des Jahres 1923 die Preise für industrielle Er- 
zeugnisse wie oben ersichtlich so erheblich stiegen und 
die für Getreide tief unter den Vorkriegsstand fielen, 
boykottierte das Dorf die Erzeugnisse der Fabriken und 
ging zur hauswirtschaftlichen Selbstversorgung und zum 
Hausgewerbe über. 

Der Unterschied zwischen den Preisen der land- 
wirtschaftlichen und industriellen Erzeugnisse war am 
bedeutendsten im Oktober 1923. Tafel 15 zeigt den Preis 
der landwirtschaftlichen Geräte in Pud Roggen ausge- 


- 15) Nach Angaben von M. Kogen in der »Wirtschaftlichen 
au«; 1923, Bd. 11 (Nov.23), S.86 und von M. Bogo- 
ff, ebenda, 1923, Nr. 12, S.33. 


drückt im Vergleich zw ihrem Vorkriegswerte in den 
snatlicken Genossenschaften im Gouvernement Woronesh: 


Tafel 15. Preis in Pud Roggen. 


Vorkriegs-| Oktober 


Geräte preis | 1923 


Grasmähmaschine . 
Dreschmaschine . 
Erntemaschine (Lobogrejka) . 
Kulturpflug (Russ. Werk) . 
Buskerpflug (mehrschaarig) 

Es ist klar, daß der Bauer unter solchen Verhält- 
nissen, die sich aus der eigenartigen ' Struktur ‘der In- 
dustrie ergaben (siehe Kap. B), zur allerprimitivsten Land- 
bearbeitung überging. Der hölzerne Hakenpflug und die 
Egge kamen, wieder allgemein in Aufnahme, und der 
Ernteertrag nahm ab. Hand in Hand mit dem Steigen 
der Preise für Industriewaren ging ein sehr rasches Sin- 
ken der Getreidepreise, das, so eigenartig es auch klin- 
gen mag, hervorgerufen wurde durch die‘ Verbindung 
der Naturaliensteuer mit den ersten Versuchen einer be- 
deutenden Getreideausfuhr durch das Kommissariat für 
den Außenhandel. Die Divergenz der die Preise für die 
landwirtschaftlichen und industriellen Erzeugnisse ange- 
benden Kurven, die man in Rußland »Scheere« nannte, 
wurde insofern gefährlich, als sie die Bauern zwang, 
zur Selbstversorgung und zum Boykott der Fabrikerzeug- 
nisse überzugehen, was wiederum eine Überfüllung der 
Fabriklager und die Notwendigkeit verstärkter Hilfelei- 
stung seitens der Staatskasse zur Folge hatte. Das Vor- 
handensein der ungeheuren Vorräte an Waren, die sich 
durch die Absatzkrise angehäuft hatten, veranlaßte die 
Wirtschaftsorgane, die Kurven mittels einer künstlichen 
Herabsetzung der Preise für Fabrikerzeugnisse näher zu- 
sammenzubringen, ohne daß sie dabei vor der Schäd- 
lichkeit dieser Maßnahme zurückschreckten, dritten Zeit- 
abschnitt. 

Seit Januar 1924 beginnt die Wirtschaftspresse des 
Sowjets darzutun, daß die Wirtschaftsordnung Rußlands 
eine sozialistische und keine Kapitalistische sei, daß dem- 
nach »die Gesetze der politischen Ökonomie der Bour- 
goisie für Rußland keine Geltung haben«. Man könne 
die Preissenkung erzwingen und die Verkaufspreise 
vorschreiben, sogar für den Fall, daß sie niedriger 
seien als die Gestehungskosten. L. Kameneff stellte 
am 13. März 1924 in einem Bericht an den Zentralaus- 
schuß der russischen kommunistischen Partei die Grund- 
lagen für die Preissenkung folgendermaßen dart); 

Bei der Preissenkung kam es und kommt es vor allem ` 
darauf an, ob wir die nöligen Warenmengen besitzen, um 
die Preise-senken zu können. Diese Frage konnte glücklich 
gelöst werden. 

Die erste Preissenkung erfolgte im Oktober 1923 und 
die letzte am 1. März 1924. Nach den Angaben des 
Volkskommissariats für den Innenhandelt?) senkten diese 
Regierungsmaßnahmen bis zum 5. April 1924 die Groß- 
handelspreise 


tür um vH 
baumwollene Gewebe `. . . . 14 


große Wollgewebe . . . . . 10 
Tue 1 ee 
Kammgarngewebe . . . .. . 20 
Leinen. ==: ). x: un u) OA 
Steinkohle . 3 

Gummischuhe . Jas 
Papier . 5 


16) »Das Wirtschaftsleben« vom 13. April 1924. 
31) »Das Wirtschaftsleben« vom 5. April 1924. 
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Technik 


Außerdem wurden Höchstpreise für Brot und Sonnen- 
blumenöl festgesetzt und den Beschaffungsstellen Preis- 
grenzen für Flachs, Wolle, Roggen, Weizen und Hafer 
vorgeschrieben. 

Die erste Folge der staatlichen Preisregelung war 
ein Steigen der Getreidepreise. In den ersten drei 
Monaten nach dem Erscheinen der Preisverordnungen 
stiegen die Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse im 
Großhandel um 37 vH, im Kleinhandel um 28 vH!#), weil 
die naturale Nahrungsmittelsteuer und die Ausfuhrstellen, 
von denen im September die Getreideüberschüsse zu 
äußerst geringen Preisen aufgekauft worden waren, große 
Getreidemengen beansprucht und einen großen, nicht 
zu befriedigenden Bedarf im Inlande selbst geschaffen 
hatten, die Bauern aber bei den schlechten Aussichten 
auf die nächste Ernte die ohnehin kleinen Getreidevorräte 
zurückhielten. Der Staat konnte nur die Preise des 
städtischen Einzelhandels beeinflussen, und diese liegen 
bis jetzt tief unter denen des Großhandels. Die Bauern 
der Zuschußgebiete kaufen seit Januar 1924 sehr viel Ge- 
treide und tragen damit zur Steigerung der Preise bei. 


und Wirtschaft 


Krise. Das von der Sowjetmacht angewendete Verfahren, 
die Kurven auf dem Wege rein administrativer Einwirkung 
auf die staatliche Industrie, die auch vor dem Verkauf 
unter Selbstkostenpreis nicht zurückschreckte, einander 
näher zu bringen, führte dazu, daß der private Klein- 
handel schnell die gangbaren Waren sämtlich verschlang, 
so daß bei den staatlichen Handelsorganen nur Waren 
von geringer Absatzmöglichkeit zurückblieben. Zugleich 
wirkte sich die Preissenkung bei den Bauern verhältnis- 
mäßig unbedeutend aus, da sie durch die staatlichen 
Organe des Zwischenhandels bereits ausgenutzt worden 
war. Der Einfluß dieser Organe auf die Preisspannung 
zwischen industriellen und landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen ist sehr bedeutend. Der Privathandel wurde in 
dem nachrevolutionären Rußland stets als Übel betrachtet, 
das nur zu dulden sei, sofern seine Obliegenheiten nicht 
von den staatlichen Handelsorganen oder einer der Regie- 


rung unterstehenden Genossenschaft versehen werden 


können. Was die Kreditgewährung seitens der Staats- 
banken und staatlichen Aktienbanken anbetrifft, so wurde 
der Privathandel erst an letzter Stelle berücksichtigt; 
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fAbb. 1. Die”Preisbewegung industrieller und landwirtschaftlicher Erzeugnisse in vH des Vorkriegsstandes. 


Das Anwachsen der Getreidepreise machte sich zu 
Beginn des Herbstes 1924 immer mehr geltend, als das 
Eintreten der Mißernte zur Gewißheit geworden war. 
Schon seit dem Juli 1924 hatten die Preise erheblich zu 
steigen begonnen. Unter der Dürre hatten besonders 
sonst fruchtbare Bezirk& zu leiden, die Ukraine und die 
Wolgasteppen. In der Erntezeit 1924 erhöhten sich die 
Preise im Vergleich zu der Zeit des Reifens des Ge- 
treides in der Ukraine 


für um vH 
Roggen . 22 
Terra 
i Ram 226 
Geiste 4: ET 


Das Anwachsen der Getreidepreise hatte zur Folge, 
daß sich die beiden Preiskurven für Industrie-Erzeugnisse 
und Erzeugnisse der Landwirtschaft immer mehr einander 
näherten (s. Abb. 1). Hierbei kam es zu einer eigenartigen 


18) .»Wirtschaftliche Rundschau«, Heft 3, März 1924, S. 65. 


dagegen wurde er mit Steuern und Zöllen jeder Art 
stark belastet. Seit Ende Mai vorigen Jahres wurde 
gemäß einer auf dem XII. Kongreß der kommunistischen 
Partei angenommenen Entschließung ein äußerst harter 
Kampf mit dem privaten Handelsvermittler geführt. Es 
wurde ein besonderes Kommissariat für den Innenhandel 
geschaffen, dessen Hauptaufgabe nach dem amtlichen 
kommunistischen Organ der Sowjetregierung in Folgen- 
dem bestehen sollte 19): 

Ausfälle in der Richtung des Feindes, des privalkapila- 
listischen Elementes, zu machen, wobei man alles daransetzen 
muß, um ihn aus den von ihm eingenommenen ernsten Posi- 
tionen herauszudrängen und ihn zu zwingen, Stellungen ein- 
zunehmen, die für uns weniger gefährlich sind und die wir 


stets unter unserem Einflusse behalten, um sie allmählich ganz 
zu besetzen. 


Die Umsätze der Privatfirmen betrugen im Ver- 
hältnis zum Gesamtumsatz des Innenhandels%): 
19) Das Wirtschaftsleben« vom 25. Mai 1924. 


20) Das Wirtschafts-Bulletin des Konjunktur-Institutes. 
Moskau 1924, Nr. 8, S. 11. 


Bere 


Im letzten Halbjahr blieben die Umsätze des Privat- 
handels mehr oder weniger die gleichen, ohne die Juli- 
ziffer zu übersteigen. Auf diese Weise hatten die staat- 
lichen Handelsorgane und die Konsumgenossenschaften 
im Groß- und im Kleinhandel fast gar keinen Wettbewerb 
seitens des Privathandels; Wettbewerb zeigt sich nur auf 
dem Lande. Infolgedessen sind die Zuschläge für die 
bürokratischen Organe des Zwischenhandels in der Regel 
ganz bedeutend, und auf dieses Übel weist denn auch die 
sowjetrussische Wirtschaftspresse im Laufe der letzten 
zwei Jahre wiederholt hin. Nichtsdestoweniger führt 
der ganze aufgenommene Kampf zu nichts; die aus dem 
Fabriklager kommende Ware gelangt, ob sie nun durch 
die Kanäle des Staatshandels oder der Konsumgenossen- 
schaften geht, erst mit einem Zuschlag von min- 
destens 60 vH aufs Land. Deshalb bedeutet der elasti- 
sche, sich überall anpassende Privathandel, auch wenn 
er in eine noch weit schlimmere Lage :versetzt wird, 
für die staatlichen Organe eine so große Gefahr. 


4. Der Bedarf Rußlands an Ackergeräten und 
landwirtschaftlichen Maschinen. 


In den letzten Jahrzehnten vor dem Kriege zeigte 
sich bei der russischen Bauernschaft ein immer größeres 
Verlangen nach vollkommenen landwirtschaftlichen Ge- 
räten und Maschinen, So zählte man gemäß den An- 
gaben des statistischen Zentralkomitees im Jahre 1913 an 
Hakenpflügen und hölzernen Pfilügen 11836000 und an 
neuartigen eisernen Pflügen 6012000, Aus Amerika und 
Deutschland wurden nach Rußland eingeführt an land- 
wirtschaftlichen Maschinen und Ackergeräten 

1900 für 13,9 Mill, Rubel, ` 
1005 » 20,2 » >» 
1911 » 575 » 


Im ganzen verschlang der russische landwirtschaftliche 
Markt im Jahre 1911 an Gerätschaften, die in Fabriken 
hergestellt waren, für 119 Mill. Rubel2t). 

Dieser erhöhte Bedarf wurde durch eine bemerkens- 
werte Verbesserung des Ackerbaues hervorgerufen, ferner 
durch das damit verbundene Steigen der Getriedepreise 
und dadurch, daß nach der Revolution von 1905 den 
Bauern kleinere Kredite gewährt wurden. So wurden von 
kleineren für Bauern eingerichteten Darlehns- und Spar- 
kassen zum Ankauf von Maschinen Kredit eingeräumt in 
Höhe von??): 


3 


Jahr Rubel 

IMG z aaa, 29000 
iI en ee SS 
O o a aaa a A 
1909 . . . .. 1605000 


Der von der Staatsbank der Landwirtschaft zu An- 
schaffungen gewährte Kredit belief sich auf: 


21) §. Masloff, Die Bauernwirtschalt und die landwirt- 
schaftliche Konsumgenossenschaft. Molskau 1919. 

22) Jahrbuch des Ausschusses für die Kongresse auf dem 
Gebiete der Industrie und des Handels. Petersburg 1913. 


y lanar 1928 E Schermann: Die russische Landwirtschaft, 25 
1924 vH ae 
Januar 2 © 2.88 Jahr Mill. Rubel ee Er 
April ET O T ey 847 
Mai ee 11h De r IEE 821 
Juni ee A Ira Te a Ra 548 
ee Eee Le > 648 


Diese Ziffern beweisen, daß immer größere Geldmittel 
für die Bauernwirtschaft Verwendung fanden, was zur 
Aufgabe der Selbstversorgung und des Tauschhandels 
beitrug, sowie zur intensiveren Anschaffung von landwirt- 
schaftlichen Geräten und zum Ankauf von Düngemitteln, 
An letzteren wurden aus Deutschland eingeführt: 


Jahr Mill. Pud 
Oa E r ar 
TOE N er) 


Die Revolution machte alledem ein Ende, und die 
Landwirtschaft ging, wie schon an anderer Stelle®) be- 
merkt, sehr zurück. Der im Jahre 1921 beginnende Wie- 
deraufbau deckte einen furchtbaren Mangel an landwirt- 
schaftlichen Maschinen auf; trotz angestrengter Versuche, 
die Fertigung landwirtschaftlicher Maschinen in Rußland 
selbst durchzuführen, erweist es sich bei der gegenwär- 
tigen geringen Kaufkraft des Bauern wegen der unge- 
wöhnlich hohen Preise der technisch wenig vollkomme- 
nen Erzeugnisse der staatlichen Industrie als äußerst 
schwierig, den Bedarf der Landwirtschaft an Gerätschaf- 
ten zu decken, Dennoch betrug, gemäß den Angaben des 
staatlichen Lagers der landwirtschaftlichen Gerätschaften, 
die Zahl der befriedigten Forderungen von Ackergeräten 
in Rußland für die erste Hälfte des Jahres 1924, von dem 
Augenblick an, wo man sich entschloß, Gerätschaften 
unter Zulassung von Ratenzahlungen, abzugeben, durch- 
schnittlich in Prozenten *): 


für vH 
Pilger a en RER 
Mähmaschinen -5 2... .@84 
Getreide-Bindemaschinen . . . . . 07 
Schneide- und Bindemaschine ,.. . 10,5 
Grasmähmaschinen . . 2.2... 95 
Dreschmaschinen sraa a 148 
Zentrifugen und Butterfässer , . . 5,3 
Frieren IE ET IT A 


Abgesehen von Pilügen übersteigt somit die Nach- 
frage nach Maschinen, besonders Erntegerätschaften, aber 
auch nach Dreschmaschinen usw. die Angebote ganz 
bedeutend, Es ist bedauerlich, daß infolge des Außen- 
handel-Monopols ausländische Maschinen, die viel besser 
hergestellt und beträchtlich billiger sind als die russi- 
schen, zur Deckung des großen Bedarfs nicht einge- 
führt werden können. Unter normalen Bedingungen wäre 
es ratsam, wenn ausländische Werke in Rußland selbst 
Fabriken zur Anfertigung der benötigten Maschinen er- 
richten oder vorhandene wieder in Gang bringen würden, 
hat man doch vor dem Kriege mit derartigen Unterneh- 
mungen auf beiden Seiten häufig gute Erfahrungen ge- 
macht, Freilich dürften dann die russischen Rechts-, 
Steuer- und Arbeitsverhältnisse dem nicht mehr wie 
vorläufig noch hindernd im Wege stehen. [s116] 


23) Vergl. S. 18 dieser Nummer. 
24) Die sozialislische Wirtschaft, Bd. HI, S. 49. Mos- 
kau 1924. 5 


Die russische Industrie. 


1. Allgemeines. 
Von Dr. Schermann, Berlin. 


Im Zeitabschnitt des rein kommunistischen Versuches 
wirkte die Regierung von ihrem Standpunkte als Arbeiter- 
regierung auf die bedeutendsten kapitalistischen Industrie- 
werke, deren sie leicht habhaft werden konnte, besonders 
stark ein, zumal diesen große Arbeitermassen unterstan- 
den, deren Denkweise sie vertrat. Eine Reihe Entwürfe, 
die nach und nach hervortraten, und die neue Grund- 
sätze der sozialistischen Neugestaltung der Produktion 
und der Befriedigung der Bedürfnisse der Bevölkerung 
unter Umgehung des Marktes ins Werk setzen und auch 
die Industrie unter Ausschaltung des Antriebes durch die 
dabei persönlich interessierten Leiter und die Arbeiter 
der produzierenden Betriebe organisieren sollten, führte 
zur völligen Lahmlegung der Produktion. Nach dem Plane 
der Kommunisten sollte ihr bürokratischer Apparat den 
Großhandel, die Industrie und die Landwirtschaft ersetzen. 
Dieser Apparat, dem dann auch, wie an anderer Stelle 
gezeigt wurde!), die Ausbeutung jener Gebiete der Volks- 
wirtschaft überlassen wurde, erwies sich als gänzlich un- 
geeignet für jedes wirtschaftliche Schaffen. Weder die 
der Verteilung noch die der Produktion dienenden Ämter 
waren imstande, die ihnen auferlegten Aufgaben zu er- 
ledigen, und so verwirrten und vernichteten sie das bis 
dahin vorhandene Gewebe der Volkswirtschaft, die, weit 
entfernt, die Bedürfnisse der Bevölkerung zu befriedigen, 
unter ihren Händen hinsiechte und abstarb. 

Indessen blieb der Markt, obwohl er verboten war, 
am Leben und wurde zum Mittelpunkte des Kampfes, den 
die produktiven Kräfte des Landes gegen die Abtö- 
tung der Wirtschaft führten. Die wirtschaftlichen Kräfte 
wandten sich dem geheimen Markte zu und unterhielten 
zwischen Stadt und Land einen freien Tauschhandel, 
ohne auf den gewaltsamen Widerstand der Regierung 
zu achten, wodurch sich wiederum zeigte, wie hilflos 
jene war in der Lösung der ungeheuren wirtschaftlichen 
Aufgaben, die sie sich gestellt hatte. Der Kampf dieser 
Kräfte nahm keine politischen Formen an, da die Ele- 
mente der kapitalistischen Wirtschaft in Rußland zunächst 
noch gänzlich gestaltlos und noch unentwickelt waren 
und beim ersten Druck ihre wirtschaftliche Position auf- 
gaben; er ging vielmehr in ganz spontaner Weise auf 
die wirtschaftliche Belagerung und Isolierung der kom- 
munistischen Gewalt aus. Dies wurde erreicht durch die 
allgemeine Selbstversorgung der noch unversehrten Haus- 
wirtschaft, welche die landwirtschaftliche Tätigkeit mit 
der primitiven industriellen (der Heimarbeit, dem Hand- 
werk) verband, die Beziehungen zu dem örtlichen Markte 
aufrechterhielt und unter Umgehung der strengen Ver- 
bote der Regierenden auf jede Weise danach strebte, den 
gesamten Warenumsatz in ihre Hände zu bekommen. 
Sämtliche unsichtbaren Werte an Waren, die sich im 
Lande befanden oder aber von der noch bestehenden 
Klein- und Hausindustrie hergestellt werden, tauschte 
man mit dem Lebensmittel erzeugenden Lande aus, indem 
man die Regierung isolierte und gleichsam wirtschaftlich 
belagerte. Dieser passive Widerstand war begleitet von 
einem gefährlichen und sehr wirksamen Prozeß der Zer- 


1) Vergl. S. 18 in dieser Nummer, 
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störung des bürokratischen Systems. Gleichzeitig zeig- 
ten sich im Schoße der sozialistischen Wirtschaft selbst 
die verschiedenartigen Privatinteressen vieler Arbeiter der 
die Produktion und Versorgung dienenden Staatsmaschine 
dadurch, daß man geheime Kontakte zwischen ihnen und 
der wohlerhaltenen freien Volkswirtschaft schuf. 

Für die unmittelbare Veranlassung zum Übergang zu 
dem »Nep« gibt es die mannigfachsten Erklärungen (die 
Bauernaufstände, der Aufruhr von Kronstadt, das Besire- 
ben, den ersten Handelsvertrag mit England abzuschlie- 
Ben und dadurch zur Aufhebung der Blockade zu ge- 
langen). Der Hauptgrund für diese durchgreifende Ände- 
rung ist aber ohne Zweifel rein wirtschaftlicher Art. 
Unter dem Einfluß des Gesetzes über die »Lebensmittel- 
Verteilung«, einer Verordnung, die von dem Bauern die 
Ablieferung aller Überschüsse verlangte, d.h. aller der- 
jenigen Erzeugnisse, die über ein bestimmtes ihm zum 
eigenen Gebrauche zugebilligtes Maß an Lebensmitteln 
hinausgingen, begannen die Landleute Rußlands, das sei- 
nem Wesen nach ein rein agrarischer Staat ist, ihre Saat- 
flächen bis auf das Mindestmaß der für ihre Selbstver- 
sorgung notwendigen Naturalien einzuschränken, wodurch 
den Städtern und gleichzeitig auch der Regierung der 
völlige Untergang drohte. 

Damit nahm die Produktion in katastrophaler Weise 
ab und bald gingen die Reserven an Rohstoffen, Halb- 
und Fertigerzeugnissen, welche die Regierung im ganzen 
Lande beschlagnahmt hatte, zu Ende. Die weitere Unter- 
drückung jeder wirtschaftlichen Selbständigkeit drohte 
schließlich, die Regierung völlig ohne Mittel zu lassen 
und stellte sogar schon ihren Bestand in Frage. 

Da wurde im März 1921 ganz unerwartet, aber mit 
größter Freimütigkeit zugegeben, wie untauglich jene 
kollektistisch- kommunistischen Prinzipien seien, deren 
Verwirklichung man 3'/, Jahre lang mit unendlicher Aus- 
dauer und Hartnäckigkeit so laut verkündet hatte. Die 
Regierung versuchte in ihrer peinlichen Lage die mißlun- 
gene sozialistische Reform damit zu rechtfertigen, daß 
sie auf die Notwendigkeit hinwies, die damaligen äuße- 
ren Verhältnisse zu berücksichtigen, welche sie zwangen, 
ihre Zuflucht zu dem sogenannten »Kriegskommunismus® 
zu nehmen. Hierbei wies sie die ihr geistig nahestehen- 
den Elemente auf die vermeintliche historische Bedeu- 
tung ihres Rückzuges hin. Aber indem sie die schöpfe- 
rischen Kräfte des Kapitals aus Angst, ohne selbst 
der Existenzmittel beraubt zu werden, freigab, fürchtete 
sie gleichzeitig, daß eine weitere Entfaltung dieser Kräfte 
ihre eigene Lage hoffnungslos gestalten könnte. Infolge- 
dessen nahm die Regierung der von ihr’ soeben prokla- 
mierten Politik gegenüber notgedrungen eine zweideutige 
Stellung ein. Denn wenn man in dem vorigen Zeitab- 
schnitt, wo man sich auf die weggenommenen Vorräte 
stützte, mit den wirtschaftlichen Kräften nicht rechnen 
konnte, wurde jetzt, da der Bestand der Regierung von 
dem Grade der volkswirtschaftlichen Leistung des Lan- 
des, von dem Volkseinkommen abhängig war, die Stärke 
der produktiven Elemente und ihr Einfluß auf den Staat 
ein entscheidender Faktor, mit dem sehr harte Kämpfe 
bevorstanden. Diese zweideutige Stellungnahme zeigte 
sich vor allem in den die Industrie betreffenden gesetz- 
geberischen Akten während des ersten Zeitabschnit 
des »Nep«, 
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‚Gesetzgebung des neuen Zeitabschnittes bildet, hat man 
dasjenige des Allrussischen Zentralexekutivkomitees vom 
21.März 1921 anzusehen. »Über die Änderung der Ver- 
* teilung der Lebensmittel und Rohstoffe« Laut diesem 
ErlaB werden: 
alle Vorräte an Lebensmitteln uud Rohstoffen, die bei den 
Ackerbauern verbleiben, nachdem sie ihre Naturalsteuern 
abgetragen haben, ihnen zu ihrer freien Verfügung über- 
lassen und können von ihnen gegen Erzeugnisse der Fa- 
briken und der Heimindustrie ausgetauscht werden 

Dadurch wurde der Markt legalisiert und im Gegen- 
satz zu der vorhergehenden Politik der freiwirtschaft- 
liche Tauschhandel wieder zugelassen. 

Am 17.Mai 1921 folgte das Dekret, das für das Hand- 
werk und die Hausindustrie sämtliche Hindernisse besei- 
tigte, und durch einen Ergänzungserlaß vom 6. Juni 1921 
wurden die Pachtbedingungen für die kleineren Industrie- 
unternehmungen, die höchstens 10 Arbeiter beschäftigten, 
festgesetzt. Durch Erlaß vom 7. Juli 1921 wurde der- 
jenige vom 29. November 1920, der das selbständige Vor- 

gehen bei kleineren Betrieben untersagt hatte, aufgeho- 
ben. Am 9. August 1921 wurde ein Dekret »Über die 
Wiederherstellung der Großindustrie und die Hebung 
ihrer Produktivität« erlassen, am 12. August 1921 wurden 
Grundsätze aufgestellt für die Bewerkstelligung des Über- 
ganges der Industrie zur »Rentabilität«, am 25. Juli 1922 
wurden die Richtlinien für den Zusammenschluß der 
Unternehmer bestätigt, und am 11. April 1923 folgte ein 
Grundgesetz für die Trusts, das durch ein Dekret vom 
17. Juli 1923 noch eine gewisse Ergänzung erfuhr. Pa- 
rallel damit ging die Befreiung des Marktes und des 
Handels sowie der Beschluß, Warenbörsen und Messen 
einzurichten. 


In der sowjetrussischen Wirtschaftspresse war es üb- 
lich, das seit Einführung des »Nep« herrschende Wirt- 
schaftssystem mit den Worten Lenins als »staatlich mono- 
polisierten Kapitalismus« zu bezeichnen. Die Idee dieser 
Erscheinung entspricht durchaus nicht derjenigen akade- 
mischen Vorstellung vom Staatskapital, der man in den 
Werken der theoretischen Wirtschaftler des Westens be- 
gegenet. Der russische Staatskapitalismus ist tatsächlich 
ein System von Staatsmonopolen, die sämtliche wichtigen 
Adern des Wirtschaftslebens erfaßt haben. Der volks- 
wirtschaftliche Sinn dieser Monopole?) und ihre Aufgaben 
bestehen darin, daß die Tätigkeit der privatwirtschaft- 
lichen Initiative durch die Nichtzulassung des Privat- 
kapitals zur Großindustrie und zum Außenhandel be- 
schränkt wird und die wichtigsten Zweige der Volkswirt- 
schaft dem Staatsbetriebe vorbehalten werden. Somit ist 
die von dem Staatskapitalismus Westeuropas verfochtene 
Idee der staatlichen Regelung der großkapitalistisch orga- 
nisierten Volkswirtschaft in Rußland ersetzt durch die 
Idee, auf der Grundlage einer freien Kleinbauernwirtschaft 
privater Unternehmer eine sich selbst genügende starke 
Staatswirtschaft zu schaffen. Die Staatsgewalt übernahm 
die meisten Funktionen der Unternehmer. Die Groß- 
industrie, der gesamte Außenhandel, der innere Groß- 
handel, das Bank- und Kreditwesen, sie alle nahmen die 
Form monopolistisch-kapitalistischer Organisationen an, 
waren aber vom Staate unmittelbar abhängig, indem sie 
von ihm finanziert und verwaltet wurden. Auf diese 
Weise wurde ein einziges auf gegenseitiger Unterstützung 

- beruhendes System errichtet, das von der wirtschaftlichen 


2) Vergl. auch die Karlellrundschau in dieser Nummer 
46. 
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Sowjetpresse »der wirtschaftliche Kommandoturm« ge- 
nannt wird. Rings um diese »Kommandotürme« breitet 
sich die Masse der produzierenden Kleinbauern aus, die 
einerseits von der Produktion der Staatsindustrie Ge- 
brauch machen, anderseits diese mit Rohstoffen und 
Mitteln für ihren weiteren Bestand versehen sollen. Diese 
Gegenseitigkeit des Systems der Staatsmonopole und der 
freien Kleinbauernwirtschaft bringt dann auch jene eigen- 
artige Kalkulation in der Fertigung der Fabriken und 
besondere Absatzbedingungen mit sich, die dem Wesen 
der wirtschaftlichen Berechnungsart in Sowjetrußland den 
eigenartigen Stempel aufdrücken. 

Die Monopole und die völlige Sperrung des Privat- 
Außenhandels befreien die Industrie von allen Sorgen um 
die Herabsetzung der Preise ihrer Erzeugnisse. Maßge- 
bend für die Festsetzung der Preise der Industrieerzeug- 
nisse ist ausschließlich die Grenze der Kaufkraft der 
Bauern. Die in dem vorhergehenden Zeitabschnitt halb 
zerstörte Industrie, die nicht in einem organischen Auf- 
bau, sondern rein äußerlich und schematisch wieder zu- 
sammengeschweißt wurde, die mit Menschen und Behör- 
den zu tun hatte, die ihr wirtschaftlich fremd, aber als 
Bindeglieder zwischen ihr und der Regierung notwendig 
waren, eine solche Industrie kann nicht ohne Verluste 
arbeiten. Daher das Handelsmonopol, das es der Indu- 
strie ermöglicht, dem Markte die Preise zu diktieren; 
sobald der Markt nicht mehr imstande ist, die Preise zu 
tragen, kommen der Industrie die staatlichen Zuschüsse 
und der Kredit der Staatsbank zu Hilfe. 

Sämtliche Anregungen zur Evolution der Industrie 
in der Richtung der Herabsetzung der Herstellungskosten, 
der sparsameren Organisation, einer erhöhten Arbeits- 
leistung usw. sind nur fromme Wünsche von Ideologen, 
sie entspringen aber keiner dringenden Notwendigkeit, 
wie dies in Ländern mit einer freien Privatinitiative der 
Unternehmer und mit freiem Wettbewerb der Fall wäre. 
Unter diesen Bedingungen verwandeln sich die indu- 
striellen Zweige der Volkswirtschaft in ein künstlich ge- 
schlosseries Ganzes, das auf Kosten der es umgebenden 
Bauernschaft lebt. Die »Rentabilität«, die die Grundlage 
der Einführung der »neuen ökonomischen Pflicht« war 
und über die seit der Schaffung des »Nep« soviel ge- 
schrieben wird, ist keine Wirtschaftlichkeit im wahren 
Sinne des Wortes. Im Vergleich mit dem rein kommu- 
nistischen Zeitabschnitt erschien sie als Wirtschaftlich- 
keit innerhalb des geschlossenen Systems, indem dieses 
die Gestalt einer genaueren Berechnung des Austausches 
der Vorteile unter seinen verschiedenen Teilen annahm. 
Bei tatsächlicher Anwendung auf die gesamte Volkswirt- 
schaft, hätte sich die Wirtschaftlichkeit mit dem. Be- 
stand des Systems selbst in Widerspruch gesetzt. In den 
Beziehungen der einzelnen aufeinander angewiesenen Un- 
ternehmungen der Sowjetwirtschaft stand sie in der ersten 
Reihe. -In der Zeit, wo in dem rein kommunistischen 
Zeitabschnitt die Brennmaterialien und Rohstoffe den 
staatlichen Betrieben der Baumwollindustrie ganz unent- 
geltlich geliefert wurden, wurde der in Naturalien be- 
zahlte Teil des Arbeitslohnes auf Anweisung des Volks- 
kommissariats für Ernährung ausgegeben, die Eisenbah- 
ner beförderten die Lasten umsonst und auch sonst wurde 
alles ohne Entgelt geliefert. Seit der Einführung des 
»Nep« aber wurden alle Lieferungen und Dienstleistun- 
gen in Geld berechnet und danach sollten die Unterneh- 
mungen ihre Zahlungen leisten. Der Grundsatz der 
Selbstunterhaltung wurde in dem Sinne ausgelegt, daß 
jeder Trust hinsichtlich, des Kredits von jeder ähnlichen 
staatlichen Vereinigung unabhängig sein sollte. Aber die 
Abhängigkeit von der Staatskasse und die Unterstüzung 
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aus den öffentlichen Mitteln vertragen sich mit dieser 
Art »Rentabilität«. 

Innerhalb jedes Betriebes wurde die »Rentabilität« 
jaufgefaßt als die genaue Berechnung der finanziellen 
Möglichkeiten der einzelnen Trusts oder der einzelnen 
Fabrik bei der Fertigung dieser oder jener Erzeugnisse, 
d.h. die Unkosten für Heizung, Kraftversorgung, Abnut- 
zung von Maschinen und Verbrauch von Betriebsstoffen 
sollten immer nur nach der finanziellen Leistungsfähig- 
keit der Trustkasse berechnet werden oder je nachdem 
Zuschüsse oder Kredite seitens der Staatskasse in Aus- 
sicht standen. 

Die »Rentabilität« sollte bei der Festsetzung der 
Preise der hinausgehenden Erzeugnisse alle Unkosten 
des Betriebes sowie die Erneuerungskosten decken. An- 
passung an den Markt und Kampf um den Markt durch 
Abbau der Preise und Vervollkommnung der Fertigung 
sind lediglich in der Idee vorhanden, als selbstverständ- 
lich höchst wünschenswerte Erscheinungen, nicht aber 
als kategorischer Zwang, der, wie im Westen, der Indu- 
strie erst ihre Daseinsberechtigung gibt. 


I. 

Beachtung verdient auch der Einfluß des »staatlichen 
'Monopolkapitalismus« auf das Verhäitnis der einzelnen 
Elemente der Betriebsorganisation, Als die Regierung den 
Grundsatz der Rentabilitätsrechnung aufstellte, schien sie 
die Aufgabe der Hebung der Erzeugung in den Vorder- 
grund zu rücken. Aber sogleich wurde die nicht ge- 
schlossene Stellung der Regierung offenbar. Die Re- 
solutionen des 9. kommunistischen Parteitages wollten 
den Wirtschaftsbehörden Selbständigkeit in ihrem Bereich 
gewähren, aber schon nach einem Jahre schrieb der 
»Rat der Industrie-, Verkehrs- und Handelstage«, in 
welchem nur Vertreter der kommunistischen Wirtschaft 
sitzen ?). 

Die Beschlüsse des 9. Parteitages, die nur die Form 
einer Deklaration haben, sind in der einschlägigen Gesetz- 
gebung nicht genügend zum Ausdruck gekommen. Das Ver- 
hältnis der Wirtschaftsbehörden zu den Gewerkschaften und 
dem Arbeitskommissariat und ihre Einwirkung aufeinander 
ist bis zu einem gewissen Grade durch das geltende Arbeits- 
recht festgelegt. Dieses enthält eine Reihe von Bestimmun- 
gen, die bei der gegebenen Lage unserer Slaalsindustrie ohne 
offenbaren Schaden für diese nicht durchführbar sind. 

Diese vorsichtigen, aber doch eindeutigen Ausführun- 
gen weisen auf den Hauptmißstand in dem staatlichen 
‚Handel und der staatlichen Industrie hin, der die größte 
Bedeutung für die Betriebsleitungen und Handelsstellen 
hat. Tafeli gibt ein Schema der staatlichen Industrie- 
verwaltung). Hieraus erreicht man, daß ein Trust oder 
eine -Handelsstelle verschiedenen Behörden untersteht, je 
nach ihrer Bedeutung für den ganzen Bund SSR oder 
nur für eine der Gliedrepubliken (oder für ein Gebiet) 
oder nur für einen kleinen Bezirk. 

Unternehmerorganisationen wie in Europa kann es iu 
Rußland nicht geben. An der Stelle des Unternehmers 
steht hier ein Partei- oder Regierungsbeanter, dem die 
Sorge für den wirtschaftlichen Erfolg der ihm anver- 
trauten industriellen Verwaltung obliegt, Die Regierung 
kontrolliert auch die Gewerkschaft; über deren Führung 
entscheidet dieselbe Partei, die auch den »roten Direktor« 
bestimmt, Die Regierung also bestimmt faktisch die Lei- 
tung der Trusts, der Betriebe, der Gewerkschaften und 
der Betriebsräte. 3 


$s) »Memorandum des Rates der Industrie-, Verkehrs- 
und Handelstage«. »Bote für Industrie, Verkehr und Han- 
del« 1923, Nr. 1, S. 170. 

4) »Die sozialistische Wirtschalt«e, Moskau 1923, Heft 
6—8, S. 296. 


Tafel 1. 
1. IL II. 

Rat für Arbeit und Verteidigung Wirtschaftsrat der Bundesrepublik, 
des Bundes der Soz. Sow.-Rep. (Gebiets-Wirtschaftsräte) 

sang nur als Schlichtungsstelle 
| I 
Präsidium des Präsidium des Gouverne- Oberster Volks- 
Obersten Volks- Obersten Volks- ments-Wirt- wirtschaftsraf) 
wirtschaftsrates wirtschaftsrates schaftsrat (z. T. (Industriebüro 


des Bundes der Bundes- Gouverne- 
SSR republik (und ments-Finanz- 
| Gebiets-Indu- amt) 
m mM 
ee nach Einvernehmen 
| Gouvernements- (Gebiets-) Volks- 
wirtschaftsrat (Volkswirtschafts- 
| rat der autonomen Republik) 
Bundestrust Trust der Trust von örtlicher Bedeutung 
Bundesrepublik 
(Gebietstrust) 


Die Handelsstellen unterstehen den Innenhandels-Aus- 
schüssen, die bei den örtlichen Wirtschaftsräten (vergl, 
das Schema oben) eingerichtet sind; fakt'sch leitet dem 
Innenhandel ein 1924 errichtetes besonderes Volkskom- 
missariat. Dieses kann nicht nur auf die Handelsstellen 
des Staates, sondern auch auf den privaten Handel stark 
einwirken: es hat z. B. das Recht, den privaten Händ- 
lern Verkaufspreise vorzuschreiben. 

Handelskammern im europäischen Sinne gibt es in 
Rußland nicht. Die Börsen wurden im August 1922 
wieder eröffnet, 

Hier treffen sich die Vertreter der Staatswirtschaft, 
der Genossenschaften und Private. Auf Grund besonderer 
Bestimmungen bestehen Meß- und Ausstellungsausschüsse; 
andere industrielle und wirtschaftliche Organisationen be- 
stehen nicht. i 


2. Brennstoffwirtschaft. 
Kohle. 

In der Kohlengewinnung stand Rußland vor dem 
Kriege unter den Ländern der Welt an sechster Stelle. 
Kohle wurde gefördert im Donezbecken ë), das die mäch- 
tigsten Lager der Welt enthält, im Ural, in Wests!birien 
(im Becken von Kusnezk), in Turkestan und im Kai 
kasus. 74 vH der russischen Kohleförderung entfielen 
auf das Donezbecken, Das hatte folgende Gründe: 

1, Im Donezbecken liegen die Steinkohlenflöze in ge- 

ringen Tiefen, was die Förderung technisch ver- 

einfacht; 

2. das Donezbecken ist verhältnismäßig dicht bevölkert 
und verfügt über ein entwickeltes Eisenbahnnetz; 
3. die Donezkohle läßt sich gut verkoken, weshalb 

hauptsächlich hier sich beträchtliche Hüttenwerke 
entwickelt haben, 

Das Donezbecken ist außerordentlich reich an hoch- 
'wertiger Steinkohle, an Anthrazit mit 95vH C (die 
Untersuchung auf der internationalen Ausstellung in Turin 
1912 ergab eine höhere Qualität als für den englischen). 
In den letzten 8 Jahren vor dem Kriege stieg die Er- 
zeugung des Donezbeckens an Steinkohle beinahe auf 
das Doppelte, an Anthrazit auf das Dreifache, An der 
Brennstoffwirtschaft des europäischen Rußlands war nach 
den Angaben der Brennstoffstelle 1917 Steinkohle be- 
teiligt mit 51,6vH, Naphtha und Holz mit je 23,7vH und 
Torf mit 1,0vH, Die Hauptverbraucher von Steinkohle 
sind in Rußland die Eisenbahnen und die Dampischiff- 
fahrt, dann folgen die Hüttenwerke, und zwar war vor 


5) Über die jetzigen Verhältnisse im Donezbecken s. Obst; 
Russische Skizzen S. 111 ff. 
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dem Kriege der Koksverbrauch im Zunehmen, Insge- 

samt förderte. Rußland im Jahre 1913 an Steinkohle 2213 

Mill, Pud, wovon 1560 Mill. auf das Donezbecken ent- 

fielen. Davon verbrauchte die Metallindustrie 267 Mill. 

und zwar davon 135 Mill, in Form von Koks. Den Löwen- 

anteil nahmen die Eisenbahnen und Dampfschiffe in An- 
spruch; Zuckerfabriken, Salinen und Gaswerke folgen 
den Hüttenwerken. Verhältnismäßig kurze Zeit vor dem 

Kriege begann die Erschließung des Beckens von Kusnezk 

in Westsibirien, dessen Vorräte mehr als zehnmal so 

groß sind als die des Donez und das eine hochwertige, 
gut verkokbare Kohle liefert. Aber nur ein unbeträcht- 
licher Teil der Lager wurde ausgebeutet: es fehlt an 

Verkehrswegen und das Gebiet ist dünn bevölkert, Die 

kaukasischen Zechen liegen bei Tkwibuli in der Nähe 

von Kutais; die Erzeugung ist klein, Die turkestanische 

Kohle ist geringwertig; man beutet die Lager nicht aus, 

weil es an Eisenbahnen fehlt und Industrie kaum vor- 

handen ist. Günstige Ergebnisse hatten die letzten For- 
schungen in dem russischen Teil der Insel Sachalin. Die 

Kohle gibt an Qualität der Cardiff-Kohle nichts nach 

und ist verkokbar. Gegenwärtig werden diese Lager nicht 

ausgebeutet, į 
Trotz der beträchtlichen inländischen Kohlengewinnung 

führte Rußland vor dem Kriege noch Kohle ein (1913: 

468 Mill, Pud) wegen der großen Entfernung zwischen 

Petersburg und den Donezbecken, Die Petersburger Me- 

tallindustrie fand es vorteilhafter, Kohle aus den eng- 

tischen Häfen auf dem Seewege zu beziehen, 

Bis zum Jahre 1920 war das Donezbecken ein Teil 
des Schauplatzes der Bürgerkriege und konnte von der 
Sowjetregierung nicht hinreichend ausgebeutet werden, 
1920 hat, zum ersten Male seit der Revolution, Professor 
Bohij den Zustand der Donerzechen untersucht. Seine 
Untersuchung führte zu dem Beschluß, 6 Gruppen von 
Schächten zu bilden: 

1. Hauptschächte, mit denen im gegebenen Zeitpunkt 
die wesentliche Förderung zu erzielen ist; 
in Verfall geratene, die stillgelegt sind, aber wic- 
derhergestellt werden können; 

3. Schächte, deren Kohlenvorräte der Oberfläche nahe 
sind und leicht abgebaut werden können, worauf 
sie stillzulegen sind, wie die Schächte der Gruppe 6; 

4. Schächte mit guten technischen Anlagen, deren 
Betrieb aber unter den Verhältnissen der Gegenwart 
wenig vorteilhaft wäre und die daher »konserviert« 
werden sollen (d. h. deren Pumpanlagen in Stand 
zu halten sind); 

5, Schächte, die unter Wasser stehen; 

6. solche, die dauernd stillzulegen sind. 


2 


Seit 1921, als diese Einteilung vorgenommen worden 
ist, sind nach und nach manche Schächte in niedrigere 
Klassen übergeführt worden, 


In Betrieb waren: 


1915/16: . . i 1600 Schächte 
IOS. o a ea deet E ai » 
2 A A A 
1921/22: 1. Halbjahr... . 315 

» 2 » e Sia ER a 
1922/23: 1 > EA ri » 

» 2) > x |: » 
1923/24: 1 ; 175 

»' 2 » ` To 2 


Dabei wurde der Betrieb Be vollkommensten und 
technisch fortgeschrittensten Anlagen durch den der ein- 


e} »Sozialistische Wirtschaft« 1924, Bd.IV, S.310. Moskau. 


facheren Anlagen verdrängt, Die staatliche Kohlenindustrie 
des heutigen Rußlands verfügt eben nicht über die Hilfs- 
mittel, die nötig wären, um diese Anlagen technisch auf 
der erreichten Höhe zu erhalten, Diese »Primitivisierung« 
der Förderung wird kaum unterbrochen und muß vor 
allem in der Entwicklung der Selbstkosten und der Güte 
der Förderkohle zum Ausdruck kommen. Tafel 2 zeigt 
die Erzeugung seit der Revolution?) im Vergleich mit 
1913. 


Tafel 2 
Förderung Förderung 
Jahr aller Kohlenbecken des Donez-Beckens 
e in vH PER in vH 
in Mill. Pud | on 1913 [iR Mill. Pud | von 1913 
1913 1701 100 1544 100 
1918 709 41,5 541 35 
1919 465 27,1 368 21,8 
1920/21 472 27,5 284 18,3 
1921/22 622 34,3 439 28,4 
1922/23 713 I 41,6 494 32 
1923/24 901 l 52,6 713 46,4 


Obgleich also die gesamtrussische Erzeugung 1923/24 
nur wenig mehr als die Hälfte der Förderung vor dem 
Kriege betrug, zeigte sich in der zweiten Hälfte des Jahres 
1923/24 ein Anwachsen der Vorräte und eine Absatz- 
krise, Außer der Einschränkung der Industrie und des 
Bahnverkehrs waren von Einfluß die hohen Gestehungs- 
kosten und der gleichzeitig verringerte Heizwert der 
‘Kohle (größerer Wassergehalt der Kohle aus Flözen 
in geringer Tiefe, größerer Schwefelgehalt u, dgl.). Die 
Eisenbahnen und Fabriken, die in den drei voraufgehenden 
Jahren zur Holzfeuerung übergegangen waren, kehrten 
jetzt ungern zum mineralischen Brennstoff zurück, Nur 
indem die Regierung im Februar/März 1924 die Eisen- 
bahnen und einen Teil der Staatsindustrie zwang, Kohle 
zu beziehen, gelang es ihr, das Anwachsen der Vorräte 
etwas aufzuhalten. 

Die amtliche Statistik teilt über das Anwachsen der 
Vorräte im Donezbecken, das im Laufe des Jahres 1923 
—24 erfolgte, folgende Zahlen mit, während die Vorräte 
im voraufgehenden Jahre im Durchschnitt nicht 85 Mill. 
Pud überstiegen: 


in Mill, Pud 
1. Vierteljahr: . . . . „ 122 
2, » SEE 
3, » ee il 


Wie sehr die Selbstkosten im Vergleich zu 1913 ge- 
stiegen sind, zeigt Tafel 38): 


Tafel 3 
in —— Pud] Kohle 
| Ver- 
1913 | 1923/24 | arara 
2 A in vH 
Löhne und Gehälter . . 2.» 2... 4,61 | 95 |+ 204 
ROBOR = ee ar a a A 2,35 | 6,82 | + 280 
Sozialaufwendungen 3 0,203| 2,0 + 900 
Kosten der örtlichen Bergwerksverwaltung | 
und der staatlichen Steinkohlenindustrie- | 
Verwal"... un tn — 1} 1,297 _ 
Steuern . ur: 0,529| 0,358 | — 30 
Aufwendungen für die "Zentrale Ead — |0, 125 — 
Pak er a ee re 0,5 | Be 
ee 0,759| 2, 9 392 
Sonstiges . : 4 1 ‚063 — = 
T nt | 10,005/23,000 230 


1) Nach »Wirtschaftliches Leben«, Nr. 330. 
è) „Materialien des Komitees der Arbeiter- und Bauern- 
Inspektion«: A~ Segal, »Der Wiederaufbau des ‚Donestieckenag; 


S. 86, Moskau 1924. 
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Die russische Industrie. 


Technik 
und Wirtschaft 


Nach den Angaben des Bergwerksdirektoriums der 
Zentralverwaltung der Kohlenindustrie®) kostete die Heiz- 
krafteinheit frei Bestimmungsort: 


Donez: 
Verbrauchsgebiete kohle Naphtha | Hole 
in Kopeken 

Zentralrußland. . re 37,48 37,04 32,30 
Suarubland. .. 0.» 32,86 | 36,80 33,33 
Südostrußland . . SOS 32,48 29,01 — 
Wolgagebiet . . . ; 39,16 30,83 | 27,94 
Westrußland . . x € 33,29 | 40,28 28,16 
Südwestrußland . . . .. 32,72 40,91 31,22 
Ukraner un. a 32,69 `| 36,09 | 46,97 


So ist das Holz der Hauptwettbewerber der Kohle; 
diese ist nur in 4 Gebieten billiger als Naphtha. Im Süd- 
osten ist an der Wolga, wohin Naphtha zu Wasser ge- 
bracht werden kann, Naphtha billiger als Kohle. 

Die Kohleindustrie aller Bezirke beschäftigte 163000 
Arbeiter, davon entfielen etwa 101000 auf das Donez- 
becken (im Jahresdurchschnitt 13vH Häuer), Auf den 
Hauer kam im Monatsdurchschnitt eine Förderung von 
2788 Pud in ganz Rußland und 3032 im Donezbecken 
(1913: 3550 Pud). 

Der Arbeitslohn betrug in der Kohleindustrie im 
Durchschnitt 33,35 Rubel monatlich, das Angestelltenge- 
halt 60,25 Rubel, der Reallohn betrug 47,5vH im Ver- 
gleich zu 1913. 

Obgleich die Förderung gegenüber 1913 auf 52,6 vH 
gefallen ist, tritt die russische Kohleindustrie mit einer 
schweren Ueberproduktionskrise in das Jahr 1925 ein, 
Das Regierungsblatt!%) erklärt diese Krise aus 
einer falschen Beurteilung der Marktlage und einer Steigerung 
der Produktion unter Verhältnissen, die diese Steigerung gar 
nicht rechtfertigien. 

Gegenwärtig beraten die zuständigen Stellen über 
das Maß, in welchem im Wirtschaftsjahre 1924/25 das 
Produktionsprogramm einzuschränken ist 


Naphtha. 

Rußland stand 1913 in der Naphthaerzeugung der 
Welt an zweiter Stelle (Vereinigte Staaten 63,13 vH, Ruß- 
land 18,20 vH). Die Hauptzentren der Naphthagewinnung 
waren Baku am Kaspischen Meer, Grosmyj am Kaukasus 
und Emba im Uralgebiet. Wenig erforscht und kaum 
erschlossen waren die Oelfelder von Majkop in Nord- 
westkaukasien, des mittelasiatischen Ferganagebietes und 
der Insel Sachalin. 

Am besten erforscht und am längsten (seit Anfang 
der achtziger Jahre) ausgebeutet sind die Oelfelder von 
Baku. Sie lieferten vor dem Kriege ®/, der russischen 
Naphthagewinnung. Allerdings zeigte sich seit 1901 eine 
‚gewisse Erschöpfung der vier wichtigsten Felder von 
Baku, was die Bedeutung von Baku in der Naphtha- 
versorgung Rußlands zu vermindern begann. Dies ist 
aus folgenden Zahlen zu ersehen: Die Erzeugung betrug 
1911, 1912 und 1913 431, 434 und 408 Mill, Pud, was 
von der gesamten russischen Erzeugung 76, 76,2 und 
72,6 vH ausmachte!!). 

Die Bohrlöcher auf diesen Feldern waren 146 bis 
185 Saschen tief, sie wurden mit jedem Jahr tiefer hinab- 
getrieben. Gleichzeitig begannen die Bohrarbeiten auf 


9) »Die sozialistische Wirtschaft«, Moskau 1924, Bd. IV, 
S, 314. 

10) »Das wirtschaftliche Leben« 1924, Nr. 336. 

12) »Die Volkswirtschaft im Jahre 1914«. Herausgegeben 
vom Finanzministerium 1916. 


den neuen Feldern desselben Gebietes, die sehr gute z 
Ergebnisse zeitigten, aber durch den Krieg unterbrochen 
wurden, Folgende Zahlen zeigen die neuen Bohrlöcherz 


im Jahre 1911 . ..... 181 
2 » 1912... Dr a 
UEITE ee AS 


Die durch die Revolution unterbrochene Naphthage- 
winnung Bakus wurde erst 1920 wieder aufgenommen, 
Bis dahin war Baku die Hauptstadt des unabhängigen 
Staates Aserbeidschan; infolge politischer Verhältnisse 


war den Naphthavorräten der Zugang zum russischen ) 
Markt versperrt; ins Ausland wurde sehr wenig ausge- 
führt, E, 


Seit der Betrieb wieder aufgenommen wurde, wurden 1 
in Baku folgende Mengen Naphtha gewonnen 1°): 


Mill, Pud in vH von 1913 
1913 Meer 467 100 
en A 32 i 
S ear h a 39 
192223 A o TR 218 46,6 
LODIA „a2 54,2 
1923/24 wurden 1800 Bohrlöcher ausgebeutet (1913: f 


3445); vertieft und neu angelegt wurden in demselben 
Jahre 190 Bohrlöcher (1913: 319). Tatsächlich beschäf- 
tigt wurden im Durchschnitt 30000 Arbeiter, Monatlich 
wurden, wenn man von den natürlichen Quellen absieht, 
je Arbeiter 800 Pud Naphtha (1913: 1381 Pud) gewonnen 
(57,4 vH von 1913). Die Leistung sank zweifellos so 
stark unter dem Einfluß der technischen Verwahrlosung, 
die in der ganzen Tagesliteratur festgestellt wird: die 
Wasserhaltung wurde schlechter, die Anlagen veralteten 
usw. Ausgeführt wurde für 37 Mill. Rubel gegen 19,8 Mill. | 
Rubel im Vorjahr und 57,8 Mill. Rubel in 1913. Im Ver- 

gleich mit der Zeit vor dem Kriege fiel der inländische 
Verbrauch, Die Ausbeute im Gebiet von Baku fiel auf 
54,2 vH, die Ausfuhr dagegen nur auf 70vH, Nach den 
Angaben des Rates der Naphthaindustriei3) wird Naphtha- 
brennstoff und Petroleum im Ausland mit Verlust ver- 
kauft: Masut erzielt fob Batum 60 sh/engl, ton, Petro- 
leum 70 sh,was 25 und 31 Kop./Pud für den Erzeugungs- 
ort ergibt, d. h. erheblich weniger als die Gestehungs- 
kosten, denn in Baku betrug der niedrigste Preis für 
Petroleum 1923/24 40 Kop. Zu den hohen Gewinnungs- 
kosten kommen eben noch die hohen Eisenbahntarife | 
oder die Kosten des Röhrentransportes; auch fehlt eine 
eigene Flotte usw, Für 1924/25 plant man, 85,6 Mill. Pud 
Naphtha auszuführen, 

Das Naphthagebiet von Grosnyj, das zweite im 
Rußland, wird seit 1896 ausgebeutet, 1913 lieferte es 
73,7 Mill, Pud. Erst gegenwärtig gewinnt man Klarheit 
über den wahren Reichtum dieser Oelfelder: während die 
Erzeugung der gewerblichen Urproduktion sonst besten- 
falls die Hälfte der Erzeugung vor dem Kriege erreicht, 
lieferte Grosnyj 1921/22 87,7 Mill, Pud Naphtha, 1922/23 
91,3 Mill, 1923/24 99,0 Mill. Grosnyj besitzt eben reiche 
natürliche Quellen. Im Juli des vorigen Jahres warfen 
4 natürliche Quellen in Grosnyj an 200000 Pud Naphtha ir, 


aA 


täglich aus, Die Anlagen sind sehr primitiv: elektrischer u, 
Antrieb ist nicht vorhanden, j 
Das Naphthagebiet vom Emba ist gegenwärtig in IN 
vollem Verfall, die Gewinnung spielt in der Naphthavem Fr 
sorgung Rußlands fast gar keine Rolle mehr. > We 


12) Das wirtschaftliche Leben« 1924, Nr. 330. g 
18) »Nachrichtenblatt der Naphthaindustrie« 1924, Ne. 15, $ 
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Die ganze Naphthaindustrie ist zu drei Trusts zu- ™ 
—sammengefaßt; die im Juli 1924 zu dem »Naphthasyndikat 
des Verbandes SSR« vereinigt wurde; das Syndikat soll 
im Ausland als Vertreter der gesamten russischen Naphtha- 
industrie auftreten, auch der Bezug erfolgt durch das 
Syndikat und wird vermittelt durch das Volkskommissariat, 


Torf. 

Die Torigewinnung in Rußland erhielt einen entschei- 
denden Anstoß durch den Krieg. Im Norden und einem 
Teil der Mitte Rußlands gibt es ausgedehnte Torilager; 
da es hier aber auch gewaltige Wälder gibt und Brenn- 
holz billig ist, so beachtete die Industrie den Tori fast 
gar nicht. Der Krieg aber führte schnell zu einer Brenn- 
stoffkrise, und seit 1914 beginnt die Ausbeutung der Torf- 
lager durch die Industrie, Wie der Toriverbrauch zuge- 
nommen hat, ist aus folgenden Zahlen ersichtlich; es 
wurden gewonnen: 


Mill. Pud Mill. Pud 
Be... . 80 9021.09 
Br... 100,7 1921/22 .. 2... ..130 
Ban... 86,5 19221232... ns 124 
Ben... 71,0 1923/24, y T 


Die Torflager sind so ausgedehnt, daß der monatliche 
Zuwachs 5 Milliarden Pud Kohle ersetzen könnte. Die 
russische Torfgewinnung leidet aber daran, daß die übliche 
Gewinnung auf trockenem Wege viel Arbeit erfordert. 
Da sie infolge der frühen Fröste jährlich nur kurze Zeit 
-möglich ist, so gewinnt je Arbeiter die Kohlenindustrie 
6mal, die Holzgewinnung 6,7 mal so viel Kalorien als die 
Torfgewinnung. Das in Amerika und Teilen von Europa 
gebräuchliche hydraulische Verfahren würde die Leistung 
des russischen Arbeiters von 1300 auf 10000 Pud der 
a Brennstoffeinheit steigern, Aber um das Verfahren in 
großem Umfange anzuwenden, fehlt es an Mitteln (bis 
jetzt sind in Deutschland nur 20 Apparate zur hydrau- 
lischen Torfgewinnung bestellt). In Zukunft werden mäch- 
tige Kraftwerke, die in der Gegend der Torflager im mit- 
telrussischen Industriegebiet zu errichten sind, eine Rolle 
spielen, 


3. Erzgruben, Hüttenbetriebe und metallverarbeitende 
Industrie. 

Kupfer wurde (trotz der Reichhaltigkeit der Lager 
besonders im Kaukasus) nur in verhältnismäßig geringen 
Mengen gewonnen:,so wurden im Jahre 1913 nur 130,7 
Mill. Pud Kupiererz gewonnen, zum größten Teil im Ural 
(Kyschtym und Bogoslowsk-Gebiet). Bis 1922 wurde dann 
Kupfer durchSchmelzung alter Vorräte gewonnen, 1922,23 
betrug die Förderung 3,2 Mill. Pud, 1923/24 5,3 Mill. Die 
Kupfergewinnung stellte sich wie folgt: 


4 in 1000 Pud in vH von 1913 
1913 DE Er FR 100 
I ee a 52 2,4 
- 222 2 e a rO 4,5 
BR a n an „602 29,0 


Im Jahre 1923/24 war nur ein Kupferschmelzwerk in 
Kyshtym im Ural im Betrieb, 

Blei und Zink wurden vor dem Kriege in Rußland 
fast gar nicht gewonnen, obwohl bedeutende Lager vor- 
handen waren. (Riddertsche und Ekibastuss’sche im Altai, 

Ssadonische im Kaukasus, über 400 Fundstellen in Kir- 
gisien und Turkestan) Hinderlich war die große Entfer- 
mung der Erzlager von den Märkten und den Brennstoff- 
2 quellen, sowie der Mangel an bequemen Verkehrswegen, 
wer Blei und Zink wurden vor dem Kriege daher aus dem 
usland eingeführt; 1913 wurden 1566000 Pud Zink (79 vH 
Deutschland) und 3500000 Pud Blei (42,H aus 
chland) nach Rußland eingeführt. 


Die Asbest-Industrie war in der Zeit vor dem 
Kriege in lebhafter Entwicklung begriffen, eine Folge 
der Einführung technisch vollkommener Gewinnungsver- 
fahren bei den ergiebigsten Asbestlagern, denen von 
Alapajew. Der in diesen Gruben gewonnene Asbest über- 
trifft an Güte jenen von Danada; der größere Teil des 
in Rußland gewonnenen Asbests wurde ins Ausland (meist 
nach Deutschland) ausgeführt. Die Förderung betrug: 


in 1000 Pud in vH von 1913 
10 a, Pe 100 
OD OR ee 13,4 
Ve) 20,0 
ee ee.) 30,0 


Es gibt weder besondere allgemeine Untersuchungen 
der russischen Eisenerzlager, noch eine genaue Schät- 
zung derselben. Die letzte Zusammenstellung des »Aus- 
schusses zur Erforschung der Naturreichtümer Rußlands« 
schätzt die Erzvorräte innerhalb der gegenwärtigen russi- 
schen Grenzen auf 1105 Mill.t. Davon entfallen auf Kriwoj 
Rog (Südrußland) 200, auf den Ural 395, auf Kertsch 
450 Mill, t, der Rest verteilt sich auf Transkaukasien, 
Sibirien und den Fernen Osten, Anfang der neunziger 
Jahre betrug die jährliche Förderung etwa 60 Mill, Pud 
(l Mill, t), im Jahre 1913 562 Mill. Pud. 

In den letzten Vorkriegsjahren hatte die forlschrei- 
tende Industrialisierung Rußlands eine erhöhte Nachfrage 
nach Roheisen hervorgerufen, die durch die inländische 
Erzeugung nicht gedeckt werden konnte; obwohl Rußland 
bedeutende Erzlager besaß, wurden Roheisen und guß- 
eiserne Waren in größeren Mengen aus dem Auslande 
eingeführt, 

Die Erzeugung von Roheisen in Rußland betrug 
nach den Hauptgebieten in den letzten Vorkriegsjahren: 


in Mill, Pud Bi, 5 
Jahr Süd- Moskauer 
rußland | De | Gebiet 


insgesamt 


1910 126,4 | 39,1 4,7 180,2 
1911 147,4 | 44,9 5,5 198,2 
1912 173,4 50,6 8,3 235,4 
1913 189,7 | 55,8 11,8 257,1 


Dabei wurden aus dem Auslande eingeführt: 


Mill, Pud 
rat ee 
Oi rE TE NA, 
1013 FES 


Die Hauptgebiete, in denen sich die Eisenhüttenindu- 
strie entwickelte, sind Südrußland und der Ural, Die 
südrussische Eisenindustrie, durch den hohen Eisengehalt 
im Erz von Kriwoj Rog, durch gute Verkehrswege und 
moderne Hochofenanlagen begünstigt, hat sich rasch ent- 
wickelt. Der Ural ist an Erz bedeutend reicher, seine 
Erze haben auch einen nicht geringeren Eisengehalt, aber 
das Fehlen ausreichender Eisenbahnverbindungen hat ihn 
zeitweise in die zweite Linie gedrängt, Die Arbeiterzahl 
der Eisen- und Metallindustrie betrug im Jahre 1913: 

im Gebiet 


Kriwoj Rog . . . .. .„ 23505 
Ural: u... Sn er LI 
Moakau #70, 2.2. 2001200 
KErtach 2 1 ee RI 


Der Bedarf an Roheisen war so groß, daß 56 vH dieser 
Mengen zu Vorzugsbedingungen eingeführt worden sind. 
Obwohl die Erzeugung der Eisenhüttenwerke hinter der 
Nachfrage zurückblieb, ging der Aufbau der metall- 
verarbeitenden Industrie vor dem Kriege mit Riesen- 
schritten vorwärts. Abb. 1 und 2 zeigen die Roheisen- 
erzeugung vor und nach der Revolution sowie die Martin- 
stahlerzeugung seit 1922, 


Die russische Industrie. und What i 


Im ersten Kriegsjahre fiel die Erzeugung etwas, weil Tafel 5. 


Hri ein großer Teil der Arbeiter mobilisiert worden war, 


| aber vom zweiten Kriegsjahre an wurden die Metallarbei- Gebiet Beirieb 1923/24 | 1913 
Ni ter in ihre Betriebe zurückberufen und die Abnahme dr r 4a aaa 
A Erzeugung aufgehalten, Vom Zeitpunkt der Machtergrei- Kriwoj Rog Südrussischer Trust 25,8 387,8 
fung durch die Kommunisten an sank die Erzförderung Ural Nadeshdinsker Kombinat 8&6 | 
auf ganz geringe Mengen und begann eigentlich erst mit a Mittel-Ural-Kombinat 4,3 
» ried ‚ergl. Tafel4. Auf die einzelnen Ge- ir Gau Donna | 5 
dem »Nep« wieder, vergl. Ta > 2 » Permscher-Kombinat 1,1 
Bee? Std-Ural-Kombinat 
Tafel 4. Im ganzen 7,8 109,9 
Förderung von Eisenerzen, 
5 R in vH der Zentral-Gebiet Nord-Wjatka-Kombinat 0,6 
Jahr in MIN, Pud Förderung von 1913 » Oka-Gebiet-Kombinat tald 
1913 RE 1735 100 Im: ganzen | 20 | 321 4 
DAE Er 9,7 1,5 
10222 , une, #108 1,9 Andere Gebiete (Sibirien usw.) _ | 04 | 3237 
Da en 96 4,3 | 528 562,5 
SE st 508 95 
s00- m a Die Manganerzförderung steht gegenwärtig an 


zweiter Stelle, gleich nach der Eisenerzförderung. Man- 
ganerz wird an zwei Punkten, Nikopol (Südrußland) und 
Tschiatuny (Kaukasus, Georgien) gewonnen, In Südruß- 
land liegt die Förderung in den Händen des »Süderz- 
'Trusts«, in Tschiatury wurden einige Gruben unter be- 
sonderen, nur in Georgien angewandten Bedingungen, an 
270 a Se —— Privatunternehmen, meist frühere Grubenbesitzer, ver- 
pachtet, die größten bleiben jedoch in Händen der ver- 
staatlichten Gesellschaft »Kaukasisches Manganerz«, Die 
Gewinnung von Manganerz betrug in den beiden letzten 
Jahren im Vergleich zu 1913: 


270 


Roheisen 


y 750 — — 

S in Mill. Pud 

E Jahr et echtahlre Im ganzen 

$ 720} ikopo! | schiatury 

Ss — 

S 

Š 1913 54 |. 58 74,6 
20 1922/23 4,0 | 9,2 13,2 

1923/24 6,9 | 17,4 23,4 


60 


Im letzten Jahre brauchten die russischen Betriebe 
kein Manganerz zu kaufen: die angesammelten Vorräte 
waren für die gesunkene Erzeugung vollkommen ausrei- 
chend, das Erz wurde daher ausgeführt 1%). 

Die Förderung und Verarbeitung der Eisenerze liegt 
in Südrußland in den Händen des »Süd-Erz«-Trusts, im 
Abb. 1, Ural in jenen des »Nadeschdinsker Kombinates«, des 
»Mittel- Ural«-, »Jekaterinburger«-, »Süd-Ural«- und des 
»Permschen-Trusts, Im Moskauer Gebiet wird Erz nur 
an drei Punkten gewonnen: im Nord-Wjatka-, im Oka- 
und im Tula-Kaluga-Gebiet. Die Trusts halten nur einen 
kleinen Teil der Bergwerke in Betrieb. In Südrußland, 7 


J 


SE DE Ant A 


18) Nach Prof. Obst (Russische Skizzen, S. 226; Verlag 
Kurt Vowinckel, Bln.-Grunewald) beträgt der gesamte Vorrat 
an Manganerzen in Georgien 70 bis 90 Mill. t. Georgien hat 
den Weltbedarf an Manganerzen zu 54vH gedeckt gegenüber 
7922/23 1923/24 Indien, dessen Anteil 37vH ist, Brasilien mit 6vH und die 


Abb. 2 übrigen Länder mit 3vH. Von der Gesamtförderung Geor 
Die Roheisen- und Stahlerzeugung seit 1922"). giens wurden vor dem Kriege 90vH ausgeführt, und zwar 
= gingen P, 
A biete verteilt sich die Förderung des letzten Wirtschafts- 42 vH nach Deutschland, 
. 99A i Wila a narh Tafal k1 r 16 » » England, 
jahres 1923/24 im Vergleich zu 1913 nach Tafel 516). Von 65»: > Belglen, 
den 49 Bergwerken des Kriwoj Rog arbeiteten im ver- 5 » » Oesterreich, 
flossenen Jahre nur 4; im Ural waren nur die größeren 4 » » den Vereinigten Staaten. 
Bergwerke tätig"). Die Gesamtausluhr im Jahre 1923 betrug 20,465 Mill, Pud. 
—_—_ q Von dieser Ausfuhr gingen P b 
1) Wirtschaftsleben, Moskau 1924, Nr. 330. Sozialistische 6,9607 Mill. Pud = 34,0vH nach den Vereinigten Staaten, £ 
Wirtschaft, Moskau 1924, Bd. IV. 4,70768 » -» 23,0 » England, k 
16) Sozialistische Wirtschaft, Moskau 1924, Bd. IV. 4,3969 » » 21,5 » Deutschland, 
16) Volkswirtschaftliche Rundschau, Moskau 1924, Nr. 21, 8,4725 » » 17,0 » » Frankreich, j 
S. 33. 0,5892 » » 2,9 » » Italien, 
l it) Volkswirtschaftliche Rundschau 1924, Nr. 21. 0,3382 » » = 16» » Belgien. 
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im Kriwoj-Rog, arbeiten gegenwärtig nur 6 Bergwerke, 
11 der größten befinden sich unter »technischem Schutz«, 
32 sind gänzlich aufgegeben, Dieser Zustand erklärt sich 
durch die technische Verwahrlosung der Bergwerke in der 
Revolutionszeit sowie durch den Mangel an den für ihre 
Aufrechterhaltung nötigen Mitteln bei den Trusts. Jeder 
Trust verarbeitet sein Erz auf seinen eigenen Werken. 

Die Selbstkosten der Erzförderung konnten nur im 
verflossenen Wirtschaftsjahre genauer berechnet werden, 
Wenn früher gab es keinen stabilen Wertmesser, Die 
Selbstkosten setzen sich nach den amtlichen Augaben®) 
wie folgt zusammen: 

in Kopeken Pud 


1913 1923/24 
Mebeitsichn . .. . . ... 2,02 3,60 
Materialien . . . . . . 0,80 2,35 
Brennstoffe .. . . . . 0,50 0,67 
Abschreibungen . . . . 0,44 0,26 
andere Ausgaben, . . . 0,68 2,88 

4,44 9,75 


Die Selbstkosten haben sich demnach mehr als ver- 
doppelt, 

Im Jahre 1923/24 war die Wiederaufnahme der Aus- 
fuhr der südrussischen Eisenerze nach Westeuropa (Eng- 
land und Deutschland) geplant, die vor dem Kriege einen 
bedeutenden Umfang hatte; doch schon der erste Ver- 
such schlug fehl. Auf dem Londoner Markte wurde spani- 
sches Erz (mit 50 vH Fe-Gehalt) zu 231/, sh/t gewertet. 
Südrussisches Erz mit 69 bis 62 vH Fe müßte demnach 
28 bis 29 sh/t kosten. Da die Fracht Nikolajew-London 
14sh beträgt, dürfte der Preis in Nikolajew 15sh/t nicht 
übersteigen, was bei dem günstigsten Kurs etwa 11 Kop.- 
Pud ausmacht; die Selbstkosten des Eisenerzes franco 
Nikolajew waren aber nicht geringer als 18 Kop.t?). Die 
Ausfuhr selbst der an Fe reichsten Erze aus Rußland 
ist daher zurzeit nur ein schwere Verluste bringendes 
Unternehmen, 

Die Selbstkosten von Manganerz betrugen: 


Kopeken/Pud 

Nikopol Tschiatury 

Arbeitslohn . . . » » . 5,20 3,98 
Materialien .. . . . . 23% 2,79 
Brennstoffe. . . 0,44 = 
andere Ausgaben , . . 3,15 5,35 
chemische Zutaten. . . 6,27 10,17 
Ingesamt 18,03 22,29 


Die Ausfuhr der Erze aus Nikopol, die etwas ärmer 
an Mangan sind als diejenigen von Tschiatury bringt 
somit keinen Gewinn; etwas gewinnbringender war die 
Ausfuhr der Tschiatury-Erze. 

Die russische Formeisen-Industrie — und darin 
unterscheidet sie sich wesentlich von der Textil- und 
der Zuckerindustrie Rußlands — entstand und entwickelte 
zunächst unter finanzieller Beihilfe des Staates, auf dem 
Boden großzügiger Staatsaufträge (sie lieferte das Ma- 
terial für die Transsibirische Bahn, für Heer und ‘Marine, 
für den Ausbau der Häfen usw.). Seit Anfang des 20 sten 
Jahrhunderts fing sie allmählich an, in größerem Maße 
auch für den privaten Markt zu arbeiten, dessen Auf- 
nahmefähigkejt für Metallwaren stark zunahm. In den 
letzten Vorkriegsjahren stieg die Nachfrage des Marktes 
für Stahl und Eisen: 1911 auf 202, 1912 auf 227, 1913 
auf 246 Mill. Pud. Die Revolution machte diese Entwick- 
lung zunichte. 

Der kommunistischen Regierung fielen die großen 


Vorräte der Kriegsindustrie als Erbe zu; die Herstellung 


_— 


39) Volkswirtschaftliehe Rundschau, Moskau 1924, S.34/35. 


von Fertigwaren war aber schon im Kriege stark zu- 
rückgedrängt und von einer regelmäßigen Belieferung 
des Marktes konnte nicht mehr die Rede sein, Bis in 
die Periode des »Nep« hinein, bis zum Jahre 1923, wur- 
den dann die Vorräte verschleudert. Die Selbstkosten- 
berechnung war im Zeichen der fallenden Währung ganz 
wälkürlich, und Roheisen, Martinstahl. Formeisen, Bleche 
usw. wurden gar unter Vorkriegspreisen verkauft. Die 
Vorräte an Fertigwaren waren Mitte 1923 vollkommen 
erschöpft, die Preise der Erzeugnisse neuer Fertigung, 
aber waren bei deren hohen Selbstkosten für die Be- 
völkerung unerschwinglich. Die ersten Versuche einer 
Selbstkostenberechnung in der Metallindustrie auf Grund 
eines beständigen Wertmessers wurden im vergangenen 
Jahre 1922/23 unternommen, Das Betriebskapital der Me- 
tallindustrie wurde dabei auf 98 Mill, Goldrubel ge- 
schätzt; zieht man in Betracht, daß das Betriebskapital 
dieses Industriezweiges vor dem Kriege 740 Mill, Rubel 
erreichte und im Kriege noch bedeutend gestiegen ist, 
so muß man feststellen, daß der Verlust an Betriebs- 
kapital von 1917 bis 1923 mindestens 642 Mill. Goldrubel 
betragen hat, t 

. Im Anfang von 1923/24 waren die Selbstkosten von 
Roheisen, Formeisen, Draht und anderen Erzeugnissen 
im Durchschnitt auf 250 vH der Vorkriegshöhe gestie- 
gen; zu Anfang des neuen Wirtschaftsjahres 1924/25 
sind die Selbstkosten, unter dem Einfluß der admini- 
strativen Verfügungen über Preissenkungen, auf 212vH 
zurückgegangen ?°). 

Die Schwerindustrie ist eine der »überragenden Höhen 
der Wirtschaft«, die am meisten vom Markte getrennt 
und am meisten von der Staatskasse abhängig sind. Im 
Jahre 1922/23 hat die metallverarbeitende Industrie 40,5 
Mill, Rubel direkt vom Staate, und 9,9Mill. Rubel Bank- 
kredite erhalten, Im Jahre 1923/24 wurden aus dem 
Staatshaushalt 45,8 Mill. Rubel, an Bankkred'ten 43,2 Mill. 
für die Metallindustrie vewendet; demnach erhielt im 
werflossenen Jahre die Metallindustrie 89 Mill, Rubel. 
‘Von der Rückerstattung dieser Kredite kann zur Zeit 
nicht die Rede sein, im ‚Gegenteil, der Haushalt der 
staatlichen Metallindustrie für 1924/25 sieht sowohl neue 
Bankkredite als auch weitere Zuwendungen aus dem 
Staatshaushalt vor, 


4. Die Textilindustrie. 
Von D. S. Ischboldin, Berlin, 


Mitglied des Raumwollen-Komitees an dem russischen Tn- 
dustrie- und Handelsministerinm, Direktor der Baumwollen- 
A.-G. D. G. Ischboldin & Sohn, Moskau. 


Die russische Textilindustrie stellt den lebenskräftig- 


sten Zweig der russischen Industrie dar; sie war am ` 


wenigsten an staatliche Bestellungen oder an Staatskredite 
gebunden, am wenigsten von der staatlichen Bevormun- 
dung abhängig. Trotz ihrer organischen natürlichen Ent- 
wicklung unterscheidet sie sich doch wesentlich von der 
westeuropäischen Textilindustrie, insbesondere durch das 
außerordentlich rasche Tempo der Entwicklung, das sich 
eher mit der amerikanischen als mit der westeuropäischen 
Textilindustrie vergleichen läßt. 

Dieses rasche Wachstum erklärt sich dadurch, daß die 
späte Befreiung der Bauern von der Leibeigenschaft auf 
einmal einen breiten Markt für billige Textilwaren schuf, 
auch fiel diese Zeit mit der Einführung mechanischer Ver- 
fahren der Gewebefertigung und der dadurch ermöglichten 
Massenfertigung zusammen, 


20) »Ekonomitscheskaja Shisnj«, Moskau 1924, Nr, 313. 
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Anderseits gaben die nach den sechziger Jahren an 
Rußland angegliederten, ausgedehnten Gebiete Mittel- 
asiens die Möglichkeit, auf einheimische Rohstoffe über- 
zugehen, wozu die westeuropäische Baumwollindustrie 
nicht imstande war, daher auch die Ähnlichkeit mit 
der amerikanischen Baumwollindustrie. Die Wollindustrie 
konnte ebenfalls in größerem Maße auf einheimischem 
Rohstoff fußen, als das in Westeuropa der Fall war, 
insbesondere trifft das zu bei der Fertigung der in Ruß- 
land stark verbreiteten groben warmen Wollgewebe. Die 
Leinenindustrie erreichte in der Mitte des 19, Jahr- 
hunderts eine hohe Entwicklungsstufe (Jaroslawsche 
Manufaktur) und hatte bereits vor der Bauernbefreiung 
recht vollkommene Fertigungsverfahren. , 

Den Anfang der großen Baumwollwerke im eigent- 
lichen Rußland bildet das Jahr 1856, als Baron Knopp am 
Narwawasserfall die Krencholmsche Baumwollspinnerei 
gründete. Diese Firma hat eine sehr bedeutende Rolle 
in der Geschichte der russischen Baumwollindustrie ge- 
spielt. Zuerst hat sie die Versorgung Rußlands mit 
Garn vollkommen monopolisiert, wobei alle russischen 
Spinnereien ausnahmlos von der Firma Knopp unmittelbar 
abhängig waren, und zwar nicht nur in der Garnversor- 
gung, sondern auch in der Zustellung von Maschinen und 
Färbern. Die aus noch früherer Zeit stammende Baum- 
wollindustrie von Russisch-Polen hat ab 1835 eine energi- 
sche Tätigkeit entfaltet, sie hat eine Reihe von den Herrn 
Louis Geyer gehörenden Fabriken entsprechend dem 
Stande der damaligen Technik umgestellt. Anfang der 
fünfziger Jahre beginnt die Herstellung schwerer . be- 
druckter Gewebe im Bezirk Sgerz (Polen) und ebenda 
(in Pabianizy) entstand die größte Unternehmung in 
Rußland zur Herstellung von Baumwollstoffen von 
Krusche & Ender und der größte Konzern von Leinwand- 
fabrikeu von Karl Scheibler. Das Erwachen der wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit dieser Industrie, die mit 
der Firma Knopp wetteiferte, rief eine Reihe von Ände- 
rungen in der Industrie des zentralen Moskauer Gebietes 
hervor, wobei die Umgestaltung dieser Industrie sehr 
rasch und auf zwei parallelen Wegen vor sich ging. 
Einerseits entstand eine gewaltige Anzahl von kleinen 
Heimbetrieben in den Bezirken Moskau, Orechowo-Sujew, 
Ivanowo-Wosnessensk, Schuja und im ganzen Gouverne- 
ment Moskau, Wladimis und in Teilen des Gouvernements 
Kostroma. Diese kleinen Werkstätten und Halbfabriken 
wurden oft ausschließlich von den Mitgliedern der Familie 
des Besitzers bedient. Nach ihrer sozialen Stellung waren 
diese Besitzer ehemalige Erbzins-(Obrok-)Bauern, die 
genügende Mittel gespart hatten, um nach der Bauern- 
befreiung die billigen Arbeitskräfte und das wachsende 
Fassungsvermögen des ländlichen Marktes ausnutzen zu 
können. Gleichzeitig mit dieser Entwicklung erweiterten 
und vervollkommneten sich immer mehr die schon be- 
stehende. Großbetriebe, um den gewaltig steigenden Be- 
darf des in eren Marktes zu befriedigen. Diese Groß- 
betriebe fü: ren entweder zum völligen Untergang der 
neu entstehcnden Kleinbetriebe oder nehmen diese unter 
ihre Kontrolle, indem sie die Halbstoffe unter ihnen ver- 
teilen, was im Moskauer Bezirk geschah und eine Ver- 
schmelzung von einzelnen Heimbetrieben zu gut ausge- 
statteten und wettbewerbsfähigen Fabriken herbeiführte. 
Die Zahl der Baumwollspinnereien im Jahre 1850 betrug 
50, im Jahre 1897 (das Jahr der ersten Allrussischen 
Volkszählung) 67, vergrößerte sich also im Laufe von 
47 Jahren nur um 17, während die Leistung im Jahre 1850 
einen Wert von 15847000 Rubel, im Jahre 1897 einen 
solchen von 134962000 Rubel erreichte. Nicht minder 
haben sich die Großwebereien entwickelt. Im Jahre 1850 


gab es deren 480, im Jahre 1897 sogar nur 465, so da 
ihre Zahl sich um 15 verringerte; ihre Leistung stieg aber 
von 12771000 Rubel im Jahre 1850 auf 237468000 Rubel 
im Jahre 1897. Ebenso ging die Entwicklung der Woll- 
und Leinenindustrie, Einen starken Beweggrund für dieses 
so bedeutende Wachstum bildete die Zollpolitik des Grafen 
S. I. Witte. Schon Wittes Vorgänger, Bunge und Wysch- < 
niegradsky, führten einen Schutzzoll für Gewebe ein 7 
aber besonders scharf kam diese Tendenz während der 
Regierungszeit Wittes zum Ausdruck. Vom Anfang der 
neunziger Jahre steigt der Zoll für Garn und fertige 
Erzeugnisse fast alljährlich; er steigt bis um die Jahr- 
hundertwende und schützt die russische Industrie vor dem 
ausländischen Wettbewerb. Vom Anfang des 20. Jahr- e 
hunderts an zeigt die russische Textilindustrie die Ten- 
denz zu einer vollen Freimachung von dem Einfluß des ~ 
ausländischen Kapitals. Unternehmungen, deren Besitzer É 
Ausländer sind, werden teilweise oder vollständig von ~ 
den russischen Fabrikanten aufgekauft oder fallen unter 
eine Kontrolle der russischen Aktienbanken. Die Textil- 
industrie war neben der Zuckerindustrie eigentlich der 
einzige Zweig der russischen Industrie, der nur wenig 
vom ausländischen Kapital wie auch von den Zuschüssen 
der Regierung abhängig war. 

Auf dem Gebiete der Rohstoffversorgung ist eben- 
falls das Bestreben der Unabhängigmachung von dem 
monopolartigen Einfluß der amerikanischen und ägypti- 
schen Baumwolle festzustellen. Die in großem Umfange 
durchgeführten Anbauversuche der Baumwolle in den 
russischen mittelasiatischen Besitzungen (Turkestan, Chiva, 
Buchara, Transkaspisches Gebiet) führten zu glänzenden 
Ergebnissen, insbesondere nachdem das einheimische Saat- 
gut durch das amerikanische ersetzt wurde. Das Ver- 
hältnis zwischen dem Verbrauch ausländischer und russis 
scher Baumwolle in den letzten Vorkriegsjahren wird 
durch Tafel 6 gekennzeichnet. 


Tafel 6. 
—— 
Gesamt- han 7 
Jahre versorgung mit 
Baumwolle , russische | ausländische 


1912 bis 1913 
1913 » 1914 


23 941 092 
27 723 909 


13101 092 
14 203 909 


10 840 000 
13 525 000 


Trotz des rasch steigenden Bedarfes an Baumwolle 
wurden also über 50vH durch einheimische Rohstoffe 
gedeckt. Die Bedarfsteigerung für Rohbaumwolle kann 
auch durch folgende Angaben des Ministeriums für Handel” 
und Industrie gekennzeichnet werden. Für die fünf Jahre 
1903 bis 1907 betrug der durchschnittliche Jahresbedarf 
der Textilfabriken an Baumwollfaser 23,7 Mill. Pud; für 
die nächsten fünf Jahre 1998 bis 1913 war der Durch- 
schnittsbedarf 25,3 Mill. Pud. Die Leistung der russis i 
schen Baumwollindustrie vor dem Kriege ist aus Tafel? 
ersichtlich. 4 


Tafel T. 


ze Erzeugung an 


Spindelzahl 


Jahr Gam fertigen Ge- 
iick | E! 
Sna | (Pud) | weben (Pud) 
1911 = = 18500000 
1912 8 800 000 22 047 000 19 018 668° 
1913 8 950 000 22708739 19 589 229 = 
1914 9112000 23 588 433 = $ 


Gleichzeitig verkleinerte sich die Einfuhr teurer G 
webearten aus dem Auslande. Im Durchschnitt der J 
1907 bis 1911 wurden aus dem Auslande 270000 Pud 


g. Heft 1 
ar 1925 


sames 


webe eingeführt, im Jahre 1912 fiel die Einfuhr bis auf 

A 262000 Pud, im Jahre 1913 auf 214000 Pud, im Jahre 1914 
auf 79000 Pud. Nach der Spindelzahl stand Rußland vor 
dem Kriege an vierter Stelle (Vereinigte Staaten, Groß- 

~ britanien, Deutschland, Rußland), nach der absoluten Zahl 
der Webstühle an dritter Stelle (Vereinigte Staaten, 
Großbritanien, Rußland), nach der Menge der verarbei- 
teten Baumwolle an vierter Stelle (Vereinigte Staaten, 
Großbritanien, Deutschland, Rußland). 

Die Einfuhr der Gewebe nach Rußland wurde, wie 
gesagt, immer kleiner, die Ausfuhr stieg dagegen zwar 
langsam aber stetig; die russischen Gewebe gingen nach 
dem nahen Osten. Nach den Angaben der russischen 
Zollstatistik wurden im Jahre 1913 in - Persien 50 vH 
aller von diesem Lande verbrauchten Gewebe aus Ruß- 
land eingeführt. Der englisch-russische Wettbewerb in 
Persien war in bedeutendem Maße durch den Kampf um 
den persischen Textilwarenmarkt hervorgerufen. Bis zum 
Jahre 1892 waren in Persien die englischen Gewebe vor- 
herrschend, während am Ende der neunziger Jahre die 
russischen Gewebe, obwohl sie etwas teurer waren, was 
die Festigkeit der Faser und der Farben und, was noch 
wichtiger, den Geschmack der Zeichnungen betrifft, be- 
deutend höher als die englischen standen und den An- 
forderungen des persischen Marktes besser :angepaßt 
waren. Am Anfang des 20. Jahrhunderts ist der Markt 

“der Gewebe in Persien fast völlig, mit Ausnahme der 
Südhäfen, von der russischen Industrie erobert worden. 
Der Kampf um den Markt führte zu einer recht starken 
politischen Spannung, die sich nach dem japanischen 
Kriege durch vertragliche Abgrenzung der Einflußsphären 
löste. Die Engländer haben dann das südliche Persien 
vollkommen von der Einfuhr russischer Waren abge- 


schnürt. Die russischen Konsulate wurden aufgelöst und 
der Einfluß Rußlands in dieser Hälfte Persiens völlig 


vernichtet. Das hatte eine sofortige Rückwirkung auf 
die Ausfuhr russischer Gewebe ausgeübt und rief sogar 
eine gewisse Krise der Industrie des zentralen Gebietes 
"hervor, die allerdings bald wieder durch Steigerung des 
Bedarfs in Rußland selbst, in Turkestan, wie auch im 
nördlichen Persien und nach dem nahen Osten im Jahre 
Be: 1914 aus den Schwarzmeerhäfen und durch die russisch- 


asiatische Landgrenze 1050000 Pud im Betrage von 


43895000 Rubel, ausgeführt. Dabei ging die gesamte per- 
sische Baumwolle nach Rußland. 

Die Kriegszeit und ihr Einfluß auf die russische 
Textilindustrie sind beachtlich, weil schon damals zum 
ersten Mal diejenigen Grundlagen für die Fertigung auf- 
gestellt wurden, die eine so ausschlaggebende Bedeutung 
während des kommunistischen Zeitabschnittes der russi- 

schen Revolution erlangt haben. Schon im zweiten Kriegs- 
jahr sah sich die Industrie nicht mehr in der Lage, den 
erhöhten Anforderungen der Intendantur, die durch die 
gewaltige Zahl der mobil gemachten Personen hervor- 
gerufen wurde, zu entsprechen. Daher wurde eine ratio- 
nelle Umstellung, in erster Linie der Baumwollindustrie, 

- versucht; aber hier zeigten sich die besonderen Eigen- 
fümlichkeiten der russischen Baumwollindustrie. Der von 
jahr zu Jahr wachsende Markt, dem immer neue Ele- 
‚mente, die bis dahin überhaupt keine fabrikmäßig her- 
Iten Gewebe kannten, zugeführt wurden, hatte recht 
bestimmte Vorstellungen über das endgültige Fassungs- 
ermögen des russischen Binnenmarktes geschaffen, und 
optimistisch beurteilte Tiefe des russischen Marktes 

ratte scheinbar jegliche Typung und Normung der Er- 
eugnisse überflüssig gemacht. Außerdem war der Ge- 
mack der Käufer der Gewebe, in der Hauptsache 
und nichtrussische Bewohner der Randgebiete 


Die russische Industrie. 


Rußlands, in verschiedenen Gegenden recht verschieden, 
was die Fabrikanten veranlaßt hatte, Gewebe von außer- 
ordentlich mannigfaltiger Güte und Färbung auf den 
Markt zu bringen. Der Gedanke einer strengen Speziali- 
sierung der Erzeugung und einer Zusammenfassung der 
Unternehmungen fand daher vor dem Kriege keinen 
Boden. Der rein äußere Anstoß in Gestalt der Aufgabe, 
das 15 Mill. starke Heer einkleiden zu müssen, verlieh 
erst den Organisationsfragen eine außerordentliche Wich- 
tigkeit. Es wurde ein Ausschuß für Baumwollversorgung 
eingesetzt, der ursprünglich die Aufgabe der Baumwoll- 
verteilung unter den Fabriken zu erfüllen hatte, später 
aber unter dem Druck der neuen Verhältnisse die Erledi- 
gung einer ganzen Reihe von reinen Organisationsfragen 
auf sich zu nehmen gezwungen war. Versuche, die 
russische Baumwollindustrie in aller Eile zu zentralisieren, 
mußten an der völligen Abhängigkeit von ausländischen 
Lieferern auf dem Gebiete der Maschinen und der Farben 
scheitern. In Rußland waren die allermeisten Maschinen 
in der Textilindustrie englischen Ursprungs, während die 
Färbemaschinen ausschließlich aus Deutschland kamen. 
Die nunmehr organisierten Textilindustriellen, die sich die 
Schaffung einer binnenländischen Textilmaschinenindustrie 
zur Deckung des Bedarfes der russischen Textilfabriken 
zur Aufgabe stellten, stießen von vornherein auf für 
diesen Zweck ungenügende Ausstattung der russischen 
Maschinenindustrie mit Maschinen und auf das Fehlen 
genügend geschulter Facharbeitskräfte. Der Gedanke, 
eine einheimische Farbenindustrie zu schaffen, mußte 
von vornherein beiseite ‚gelegt werden. Recht erfolg- 
reiche Versuche der russischen Hochschulen konnten nicht 
industriell verwertet werden, da es an zeitgemäß aus- 
gestatteten Laboratorien, an höheren und niederen fach- 
lich geeigneten Arbeitskräften, und endlich an Erfahrung 
und Gewöhnung, sozusagen an der einer chemisch-tech- 
nischen Kultur fehlte. 

In dem folgenden Zeitabschnitt des reinen Kommu- 
nismus sank die Leistung der Textilindustrie so tief, daß 
man sie in der volkswirtschaftlichen Rechnung vernach- 
lässigen kann. Die Regierung verfügte im wesentlichen 
über die Reste der alten Vorräte in den Lagern der Fa- 
briken und der Intendantur, Erst als der »Nep« verkündet 
wurde, setzte eine Belebung ein, Und gerade die Textil- 
industrie erwies sich als besonders leicht wiederherstell- 
bar: sie hatte am meisten leitende Angestellte und Inge- 
nieure bewahrt, welche die von ihnen geschaffenen Be- 
triebe auch in den schweren Jahren der allgemeinen Zer- 
störung nicht hatten verlassen wollen. Allerdings waren 
stehende und umlaufende Kapitalien auch hier ungenügend, 
Die Anlagen waren abgenützt, manchmal halb zerstört, 
die Maschinen bedurften dringend der Erneuerung, die 
‘Gebäude mußten durchaus aufgebessert werden, Die 
Betriebsmittel waren in den Jahren des Stilliegens infolge 
des 'Mangels an pfleglicher Behandlung und an Ausbessc- 
rungen zum großen Teil beschädigt, zum Teil in andere 
Fabriken verbracht (nach dem bildhaften russischen Aus- 
druck: die Fabriken waren »entkleidet« worden), zum Teil 
waren sie einfach verschwunden und vernichtet (Riemen, 
Kleinwerkzeug, Holzteile der Gebäude usw.). Auch das 
umlaufende Kapital war zu einem sehr beträchtlichen Teil 
verschwunden und vernichtet; die Gelder und Wertpapiere 
der Unternehmungen in den Banken und Kassen waren 
von der Regierung beschlagnahmt und zu Zwecken, die 
mit den Bedürfnissen der Industrie sehr wenig gemein 
hatten, verbraucht worden. Die fertigen Erzeugnisse 
waren in die Lager des Volkskommissariates für die Volks- 
verpflegung gewandert und hatten von da aus verschiedene 
Wege eingeschlagen. Die Roh- und Halbstoffe gerieten 
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schließlich in die Hände kleiner Unternehmer und Haus- 
gewerbetreibender, die sie verarbeiteten, Die neu gebil- 
deten Trusts fanden nur diejenigen Erzeugnisse, Rohstoffe 
und Brennstoffe vor, welche die Betriebsverwaltungen 
hatten zurückhalten können, sei es, daß sie sie verheim- 
licht hatten, sei es, daß das Fehlen des einen Stoffes die 
‚Verarbeitung des andern unmöglich gemacht hatte, 


Kredit von 21 Mill. Rubel zum Ankauf von Baumwolle 
und Wolle im Ausland, und Bankkredite im Betrage von 
32 Mill, Rubel. 1923/24 kamen hierzu noch 60 Mill. Rubel 
Kredite, Gegenwärtig schuldet die Industrie den Banken 
also 116 Mill. Rubel®). Am meisten Mittel hat die Baum- 
wollindustrie erhalten, dann folgt die Woll- und an 
dritter Stelle die Leinenindustrie. 

Anfänglich gab es in der Textilindustrie 28 Trusts, 


f 

i Es ist überaus schwer, Zahlen für die Kapitalver- 
i Į luste der Textilindustrie in den Jahren von 1918 bis 1921 
f zu finden, Für die Baumwollindustrie läßt sich folgendes 


wovon 17 auf die Baumwollindustrie entfielen, die größ- 
ten waren: 


Roh- und Hilfsstoffe . . . . . . . 305 
bare Umlaufmittel . . . =... . 102 
407 


1922 dagegen verfügte (nach dem Bericht A. A. Fedotows 
auf der Konferenz von Genua) die zu Trusts zusammen- 
geschlossene Baumwollindustrie über 48,8 Mill. Goldrubel 
umlaufendes Kapital, Danach wären also nur 12 vH der 
Ende 1914 vorhandenen Kapitalien in die Hände der Trusts 
geraten, Da nach den Angaben der Statistischen Zentral- 
behörde die Leistungsfähigkeit der Baumwollindustrie beim 
Beginn des »Nep« 17 vH der Vorkriegsleistung ausmach- 
ten?t), so ergibt sich für die Baumwolltrusts ein verhält- 
nismäßig großer Mangel an umlaufendem Kapital, 

Für die Textilindustrie überhaupt beziffert Professor 
L. B. Kafengaus??) den Kapitalmangel auf fast 50 vH. Dis 
vorläufige zusammenfassende Bilanz für die Baumwoll- 
industrie beziffert die umlaufenden Kapitalien auf 93,9 vH 
des statuarischen. Kapitals2). Um Betriebsmittel zu be- 
kommen, mußten die Baumwolltrusts mit größter Eile die 
Warenvorräte der Fabriken losschlagen. Dabei mußten 
sie sich mit großen Verlusten abfinden, Die Wirtschafts- 
schriftsteller der Sowjets nennen diese Zeit, die bis Mitte 
1923 dauerte, die Zeit der »Verramschung«, P. A. Boyde- 
mow schreibt darüber zusammenfassend in seinen »Haupt- 
fragen der Industrie« (Moskau 1923): 

Die Arbeit der Industrie habe in diesem Jahre die 
Betriebsmittel verringert, die Industrie habe ihr Leben ge- 
fristet, indem sie die allen Vorräte aufzehrte. 

Nun flossen der Textilindustrie allerdings fiskalische 
Mittel zu, und zwar auf zwei Wegen: 

1. sieht der Staatshaushalt Zuschüsse vor, die durch 
die Staatsbank als besondere Darlehen an die Industrie 
auf Rechnung des Volkskommissariates für Finanzen« ge- 
geben werden, 

2, erhält die Industrie Bankkredite. 


A. Desen bezifferte 1923%4) die Verschuldung der In- 
dustrie wie folgt: Am Anfang des Wirtschaftsjahres 
1921/22 schuldete die Industrie 55816000 Tscherwonetz- 
Rubel, davon tilgte sie 31811900, so daß sie mit einer 
Verschuldung von 24005 000 in das Wirtschaftsjahr 1923/24 
eintrat, Ueberdies hat der Fiskus der Baumwollindustrie 
40400200 Gold-Rubel ohne Rückzahlungspflicht zum An- 
kauf von Rohbaumwolle, Maschinen und Farbstoffen über- 
wiesen. Außerdem erhielt die Textilindustrie 1922/23 einen 


#1) »Auf neuen Wegen«, Moskau 1924, Bd. III. 

22) »Die staatliche Großindustrie« in dem Sammelband 
»Die russische Industrie im Jahre 1922«, Moskau 1923. 

2) A. Lokschin, der »Wirtschaftlichen Rundschau« 1923, 
Nr. 1. 

2) »Wirtschaftliche Rundschau«, Moskau 1923, Nr. 2. 


Rii anführen: Das Jahrbuch des Finanzministeriums für 1915, Trust von Fabriken Arbeiter 
das letzte, das vor der Revolution erschienen ist, be- Iwanowo-Wosnessensk . . . 17 40.000 

ziffert die Kapitalien der zu öffentlicher Rechnungs- Orechnowo-Sujewo . N 25.000 

legung verpflichteten Gesellschaftsunternehmen in der Bogorodsk-Schtschelkowo . . 8 22.000 

Baumwollindustrie am 1, Januar 1915 wie folgt: LT NEE RR.) 18000 

Mill, Goldrubel aE P | 10000 


Bei den übrigen schwankt die Zahl der Fabriken zwischen 
6 und 2, die der Arbeiter zwischen 10000 und 3800; ins- 
gesamt waren 137 Fabriken angeschlossen, In der Woll- 
industrie waren 97 Fabriken zu 7 Trusts zusammengefaßt 
(der Kammzeugtrust, der Moskauer Tuchtrust, der von 
Klinzy, der von Petersburg, der von Simbirsk, der von 
‚Tambow und der von Pensa). In der Leinenindustrie gab 
es 6 Trusis (die 1. und 2.»Lnoprawlenije«, der Trust von 
Wjasnikow, der von Jaroslaw, der von Witebsk und der 
Leinen-Jutetrust). 

Die Zusammenfassung zu Trusts geschah nicht unter 
dem Gesichtspunkt der gegenseitigen Ergänzung, sondern 
nach äußerlichen Merkmalen (oft nach der räumlichen 
Lage). Die Abgenutztheit der Gebäude und Anlagen sowie 
die Uneinheitlichkeit der Gruppen bewogen die Regierung 
zu dem Dekret vom 10, April 1923, nach. welchem der 
Oberste Volkswirtschaftsrat in kürzester Frist eine Zu- 
sammenfassung der Textilerzeugung vorzunehmen hatte, 
Die von diesem Dekret vorgesehene Zusammenfassung ist 
auch heute noch nicht beendet; sie stößt auf den Wider- 
spruch der Arbeiter und ihrer Organisationen, die eine 
Vermehrung der Arbeitslosigkeit fürchten, Dennoch wur- 
den im Wirtschaftsjahre 1923/24 von 93 Baumwollfabriken 
14 stillgelegt, also 19,4 vH, Diese Zusammenfassung soll 
allerdings die Gestehungskosten um 4 bis 5 vH gesenkt 
haben, y 

In der Wollindustrie sollen 12 Fabriken ganz aufge- 
geben und ihre Maschinen in andere Betriebe überführt 
werden, 17 sollen den Trusts als Reserve zur Verfügung 
bleiben und 16 der Regierung übergeben werden, Diese 
Maßnahme erhöhte die Beschäftigung der im Gang be- 
findlichen Werke um 15 bis 20 vH, 

Die Leinenindustrie war bis zu 65 vH beschäftigt; 
hier sah man von einer Zusammenfassung ab ‚und be- 
schränkte sich darauf, die Fabriken etwas zweckmäßiger 
auf die Trusts zu verteilen, 

In der Seidenindustrie sind 33 Fabriken zu einem Trust 
zusammengeschlossen (der »Schelkoprawlenije«); der Be=- 
schäftigungsgrad im Vergleich mit der Zeit vor dem 
Kriege beträgt 4 bis 5vH, Nachdem die Zusammenfassung 
zum Teil durchgeführt ist, bleiben hier nur 8 Fabriken in 
Betrieb. 9 Fabriken bilden die Reserve des Trusts, die 
andern sind der Regierung übergeben, 

Man hatte gehofft, diese scharfe Zusammenziehung 
würde die Preise beträchtlich senken; diese Hofinung hat 
sich als durchaus trügerisch erwiesen. Die hohen Preise 
für die einfachsten Baumwollgewebe erklären sich eben 
nicht allein aus dem fehlerhaften Zusammenschluß und 


35) Ebenda, Moskau 1924, Nr. 21, S. 6. 


geringen Beschäftigungsgrad. Von der Preissteige- 
in 1923/24 gegenüber 1913 entfallen auf die allge- 
jeinen Unkosten 29,1 vH, auf das Gewebe (ohne Appre- 
tur und Druck) 25,8 vH?6). Die russische Bevölkerung 
bedarf zwar dringend großer Mengen von Textilien, aber 
die Erzeugungskosten übersteigen bei weitem ihre 
Kaufkraft. In Tafel 8°") sind Jahreserzeugung (in Mill. 
Arschin) und Jahresverbrauch (in Arschin an baumwoll- 
nen Geweben je Kopf) einander gegenübergestellt. 


Tafel 8. 


Jahresverbrauch pro Kopf 
1923 


„Jahreserzeugung 


1933 vor dem Kriege! 


786,8 = 25 vH 
der Vorkriegserzeugung 


19,2 5,2 = 27 vH 


des Vorkriegsverbrauches 

Man hat mehrmals versucht, die Preise erschwinglich 
zu machen, aber ohne wesentlichen Erfolg. Ein Arschin 
Zitz kostete im Großhandel 


im Jahresdurchschnitt 1913 . . 
am 1. Oktober 1921 


12,96 Kop. Gold, 


g 
’ 
> 
» 


‚wobei die letzte Preissenkung als das Ergebnis verschie- 
dener Regierungsmaßnahmen erscheint, Im Kleinhandel 
waren 1923/24 im Durchschnitt für Rußland die Textlien 
53 vH teurer. 

Tafel 9 zeigt die Leistung der russischen Textil- 
industrie in den letzten beiden Arbeitsjahren®s). 


Tafel 9. 


durchschnittlich waren 
wirklich tätig 


1000 | Spin- | Web- 
Arbeiter| deln | stühle 
- je Arbeitstag (Schicht) 
[nn 
1. Baumwollindustrie | 1922/23 | 186,3 
1923/24| 218,8 | 4332 |118 
1922/23 45 290 7 
1923/24 |- 51,6 355 7,2 
1922/23 50,2 | 245,9 8,3 
1923/24 63,8 |318,9 | 11,9 


fertig- 
gestellte 
Bar Stoffe 


1000 m 


581 428 
828 456 


29 988 
32 488 


18775 
107 404 


3053 | 95,8 
"Wollindustrie?®) . . 


3. Leinenindustrie . . 


5. Die Nahrungs- und Genußmittel-Industrie in Rußland. 
Die Nahrungs- und Genußmittel-Industrie®) hat es 
in Rußland zumeist mit dem Privatmarkt zu tun. In der 
Zeit des Überganges vom reinen Kommunismus zum 
| Neps fand diese Industrie für ihre Erzeugnisse den größ- 
ten Absatz. Da sie Waren herstellte, nach denen in den 
vorhergehenden Jahren ein ungeheurer, keineswegs be- 
friedigter Bedarf vorlag, so nützte sie die Monopo!stel- 
lung der staatlichen Industrie für eine unbegrenzte Er- 
 höhung der Preise aus. Ende 1922/23 betrug der Preis der 
7 %) A. Sokolowskij in der »Sozialistischen Wirtschaft«, 
skau 1923; Heft 6—8. Vergl. unsere Ausführungen über 
‚die Verhältnisse der Fabrikat- und der Produktenpreise. 
` Er) Ch. Gurwitsch, »Die Dynamik der Groß- und Klein- 
ndelspreise«; »Wirtschaftliche Rundschau«, Moskau 1924, 
12: 
3) Prof. A. ee in der »Moskauer Handels- und 
‚dustriezeitung« 1924, . 284. 
29) Nur die ersten Ari Vierteljahre. 
Über die mit der Fischerei in Astrachan verbundenen 
tungsbetriebe (Kaviar) s, Obst: Russische Skizzen, 


Nahrungs- und Genußmittel 30 vH der Preise der Vor- 
kriegszeit. Dieser Umstand war die Veranlassung dafür, 
daß die Bauern sich daran machten, selbst Pflanzenöl zu 
gewinnen, selbstgezogenen Tabak im Hause zu verar- 
beiten u. dergl. mehr. 

Am Schluß des Jahres 1923 hatte die Nakrunges 
und Genußmittel-Industrie eine schwere Krise durchzu- 
machen. Der Absatz ging derart zurück, daß sogar trotz 
stattlicher Beihilfen und Kredite an eine Deckung der 
Kosten nicht zu denken war. Ja, die Lebensmittel-Indu- 
strie sah sich sogar gezwungen, die Preise für das zweite 
Halbjahr im Durchschnitt um 36,7 vH herabzusetzen. Das 
ganze Jahr 1923/24 hindurch war der Absatz geringer, 
als man erwartet hatte. 

Dieser Umstand wird in allen Artikeln der sowjet- 
russischen Wirtschaftspresse mit der beträchtlichen Zu- 
nahme der Produktion der privaten kleinen Heimindu- 
strie erklärt, die häufig der Registrierung aus dem Wege 
geht und der staatlichen Industrie sehr erfolgreichen 
Wettbewerb macht. Besonders stark kommt das in der 
Zucker-, Tabak- und Ölerzeugung zum Ausdruck. Die 
Fabriken mit technisch zeitgemäßer, wenn auch etwas 
vernachlässigter Ausrüstung haben unter dem Wettbe- 
werb der kleinen Hausindustrie ungeheuer zu leiden. Hat 
diese doch auch mit viel geringeren Kosten zu rechnen 
als die staatliche Industrie. 


Die Zuckerindustrie. 

Die Zuckerindustrie entwickelte sich vor dem Kriege 
sehr rasch und zeigte eine große Beständigkeit in ihrer 
Kapitalversorgung. Die Fülle an Geldmitteln, die ver- 
hältnismäßige Unabhängigkeit vom in Rußland recht 
teuren Kredit hatte die Einführung neuester technischer 
Betriebsverfahren gestattet. Daneben ging die intensive 
Bearbeitung der Pflanzungen und die Einbürgerung besse- 
rer Zuckerrübensorten. Die Rübenpflanzungen waren zum 
größten Teil Eigentum der Fabriken selbst. Mit dem 
Ausbruch der Revolution kamen aber diese Ländereien 
in die allgemeine Verteilungsmasse und wurden infolge 
Stillegung der meisten Fabriken sowie infolge der Hun- 
gersnot teils zum Getreideanbau verwendet, teils brach 
liegen gelassen. 

Der Wiederbeginn der Rübenzuckererzeugung in eini- 
germaßen bedeutendem Umfange fand nur im Jahre 
1922/23 statt. Die Anbaufläche hat folgende Verminde- 
rung erfahren: 

Deßjatinen 

im Jahresdurchschnitt 1911 bis 1914 . 721.000 

1922/23 . . ne ade 141.000 
1923/24 . . 204 000 


Dabei entfällt auf eigene Pflanzungen der Fabriken 
etwa die Hälfte der Anbaufläche. Sie bilden einen Teil 
des verstaatlichten Landbesitzes, der dem Zuckertrust zur 
Bewirtschaftung angewiesen ist. Der Durchschnittsertrag 
an Zuckerrüben betrug in den letzten Jahren pro Deßjatine 
etwa 60 Berkowetz (1 Berk. = 10 Pud). Die Selbstkosten 
der Rübengewinnung waren um 50 vH gegen die Vor- 
kriegszeit gestiegen, während der Ertrag (gegen die 
Ernte auf den Fabrikpflanzungen) etwa um 35 vH zurück- 
gegangen ist. 

Die Zuckererzeugung drückt sich in folgenden Zah- 


len aus: 
Zuckererzeuj 
io Mill, Bus 


104,5 
12,2 
21,5 


Zahl der 
Fabriken 


245 
112 
124 


Durchschnitt 1911 bis 1914 . 
1922/23 
1923/24 . 


Die russische Industrie. 


Die Selbstkosten der Zuckererzeugung waren um 
80 vH gegen die Vorkriegszeit gestiegen. 

Die finanzielle Lage der Zuckerindustrie ist nach den 
von der Sowjetpresse veröffentlichten Angaben recht 
traurig: bei einem Grundkapital von 300 Mill. Rubel be- 
trägt das Betriebskapital nur 35Mill. Dabei bedarf auch 
das Grundkapital einer beträchtlichen Auffüllung. Nach 
der amtlichen Statistik besitzen die im Betrieb befind- 
lichen Fabriken nur 30 vH der notwendigen Bauten; ihre 
Versorgung mit totem Inventar beträgt 30 vH, mit leben- 
dem nur 35vH der erforderlichen Menge. Nach den Be- 
rechnungen von S. Nekraschewitsch®!) würden zur He- 
bung der Zuckererzeugung auf den Vorkriegsstand 
130 Mill. Rubel allein für Bauten und Inventarvermehrung 
erforderlich sein, 

Für das Jahr 1924/25 ist eine Erzeugung von 30 Mill. 
Pud Zucker geplant. 


Die Tabakindustrie, 


In 1914 nahmen die russischen Tabakplantagen ge- 
mäß den Angaben des russischen Finanzministeriums 
68375 Deßjatinen ein, die halb mit den teueren Sorten, 
halb mit den billigeren, dem Bauerntabak, der sogenann- 
ten »Machorka«, bepflanzt waren. Die größte Fläche der 
ersteren Art, auf der die vorzüglichen türkischen Tabake 
gezogen werden, befand sich im Kreise Suchun im Kau- 
kasus; sie ergab 30vH der gesamten staatlichen Pro- 
duktion. Danach folgte das Gebiet von Kuban, das 
Schwarzemeer-Gouvernement und die Krim, in denen 
70yH der Fläche die besseren Sorten hervorbrachten 32). 
Die geringen Tabaksorten hatten für die Ausfuhr keiner- 
lei Bedeutung; sie wurden in den Gouvernements Pol- 
tawa, Tschernigoff und Tomboff angebaut. 

Im Jahre 1913 wurden im ganzen 6464499 Pud Tabak 
geerntet, d.h. auf jeder Deßjatine durchschnittlich 113 
Pud. Für die besseren Sorten werden türkische und 
amerikanische Samen verwandt. ‚Die Ausfuhr der Roh- 
tabake besserer Sorten zeigte in den letzten Vorkriegs- 
jahren eine laufende Zunahme. So wurden 1913 gemäß 
den Zahlen der russischen Zollstatistik um 20 vH mehr 
ausgeführt als im vorliegenden Jahre. Auf die einzelnen 
Länder entfallen im Jahre 1913 folgende Mengen: 

Pud 
188521 
108056 

28080 


Deutschland . 
Frankreich 
Österreich-Ungarn . . 
Großbritannien . 14933 
die Türkei . 12698 


Was die Tabakfabriken anbetrifft, so gab es im Jahre 
1913 im ganzen 216, die 33875 Arbeiter beschäftigten und 
durchschnittlich je 15100 Pud Rohtabak herstellten. Ver- 
arbeitet wurden hiervon 1913 1542000 Pud Tabak zu 


114 Mill. Zigarren und 35888 Mill, Zigaretten. Ausgeführt 
wurden 1913 nach 


#1) »Volkswirtschaftliche Rundschau«, Moskau 1924, Nr, 
9 bis 10. 
32) Vergl 


auch Obst: Russische Skizzen, S. 240. 


China . . 305 Mill. Zigaretten 
Deutschland . . . 57 » » 
Finnland 243 » » 


Nach 1918 ging die Tabakproduktion auf ein Mini- 
mum zurück. Die Tabakplantagen verminderten sich so, 
daß ihre Zahl weniger als 1vH der ehemaligen betrug 
Da die Zufuhr von Getreide aufgehört hatte, so sahen / 
statt Tabak Weizen zu 


sich die Pflanzer gezwungen, 
säen. 

Aufs neue begann man mit der Tabakpflanzung im 
Jahre 1921, wo in Großrußland die Saat 4,5 vH, in der 
Ukraine 1,5 vH und im Kabongebiet 11 vH der Vorkriegs- 
saat betrug. 

Im Jahre 1923/24 wurden fünf jetzt in Tätigkeit be- 
findliche Tabaktrusts gebildet, denen man 20 Fabriken 


überließ, von denen 15 im Gang sind. Hergestellt wurden P 


(zufolge der vorläufigen Angaben) 10440000 »Rauch- 
einheiten« (1 Raucheinheit=1 Pfd Tabak = 1000 Stück Zi 
garetten). Wegen der Absatzkrise konnte man in diesem 
Jahre die Reste der Produktion des vorhergehenden Jah 
res nicht zu Gelde machen. Die Truste beklagen sich 
über die hohe Abgabe; im Jahre 1913 betrug die Steuer 7 
1 Rubel 80 Kopeken, 1924 aber 3 Rubel 30 Kopeken. Das 
Betriebskapital der Tabakindustrie belief sich im Jahres 
1923/24 auf 8,5 Mill. Rubel. 


Die Ölerzeugung. 


Die Saatfläche für Ölpflanzen erreicht zurzeit die- 
jenige der Vorkriegszeit. Im Jahre 1913 betrug sie 
2605300 Deßjatinen und im Jahre 1923/24 2776500 Deßja- 
tinen. Hierbei trat aber eine wesentliche Veränderung 
in den Sorten der gezogenen Ölpflanzen ein. Während die 
Fläche für Sonnenblumen 189 vH der ehemaligen betrug, 
machte diejenige für Flachssamen nur 60 vH jener ans. 

Von der. Gesamtproduktion von 124127000 Pud gin- 
gen nur 3 Mill. Pud ins Ausland. Der Rest wurde tei 
als Naturalsteuer eingezogen und Staatsfabriken überge- 
ben, teils von ebendenselben Fabriken angekauft, zum 
größeren Teile aber zur Herstellung von Öl durch die 
Hausindustrie verwendet. % 

In Tätigkeit waren im ganzen 99 Fabriken, von denen 
56 Sonnenblumen verarbeiteten, 43 aber hautlose Samen 
(Lein- und Hanfsamen). 


Die Ölerzeugung erreichte folgende Höhe (in Pud) S 


Jahr Leinöl Fimißöl 
1922/23 698402 59005 
1923/24 385004 91914 


Insgesamt Sonnenblumenöl 
2673216 1759056 
2099466 2257769 


6. Sonstige Industrien. 

Die sonstigen Industrien Rußlands, beispielsweise die 
Zement-, Leder-, chemische Industrie sind zurzeit noch so 
wenig wieder aufgebaut und für sie sind Angaben wie 
für die oben behandelten Industrien nicht vorhanden, so 
daß sie hier nicht behandelt werden können. 


3) Die Sozialistische Wirtschaft, 


Moskau 1924, Bd. 
S. 366, 


C. Verkehrswesen. 


Inhalt; Beim Eisenbahnwesen und Wasserlransport starker Rückgang 
- des Verkehrs und Verminderung der Verkehrsmittel, 


1. Das russische Eisenbahnwesen. 


Im Jahre 1913 besaß Rußland ein Eisenbahnuetz, 
sich auf etwa 70000 Werst (1 Werst=1,067km) er- 
ckte, doch war es damals nicht imstande, den nor- 


alen Anforderungen zu genügen. Da sich, insbesondere” 


den letzten 10 Jahren vor dem Kriege das russi- 


die Länge der im Betriebe\ befindlichen 
Strecken 


Anzahl der täglich befrachteten Wagen 
-~ 


300. 
7921  TIENER 7922123 1923/24 


Abb. 1, 


7920 


Nationalvermögen schnell vermehrt hatte, da ferner 
des Landes infolge der immer dichteren Be- 
ng Sibiriens und des Anwachsens der Rohstoffe 
n Mittelasien der Geschäftsverkehr sich äußerst lebhaft 
2 altete, so wurden die vorhandenen Eisenbahnen im 
maße in Anspruch genommen. Im Jahre 1912 kamen 
"je 1 Werst des Eisenbahnnetzes 409000 Passagiere und 
Pud an Gütern. In derselben Zeit betrug in 
land die Güterbelastung einer gleichen Strecke 
Mill. Pud, in den Vereinigten Staaten von Amerika 
ud, in Österreich-Ungarn und in Frankreich 
Pud. Obgleich sich das Eisenbahnnetz ziemlich 
"ausdehnte, so entsprach doch die Vermehrung der 
bei weitem nicht den wirklichen Bedürfnissen. 


Tafel 1. 
_ Ausdehnung des Eisenbahnnetzes. 
7 Jahr Werst Werst 
1913 69944 + 15061 
1914 63335°) im Bau - 
1915 54945 befindlich 4 
1916 51787 
1917 4 59280 
1919/20 F 29516 
1920/21 . 61480 
1921/22 . 63515 
1922/23 . 63840 
1923/24 . 68300 


1} Nach den Angaben des Finanzministeriums (Volks- 
t Rußlands i. J. 1914) Petersburg 1916, S. 414 
Nach den Angaben von N. Meck im »Bote für Handel, 
‚und Transports, 1924, Bd. IV, S. 51. 


Während des Weltkrieges, der Revolution und der 
Bürgerkriege unterlag der russische Eisenbahnbetrieb, der 
sich in den Händen der jedesmaligen Macht befand, be- 
deutenden Schwankungen, was .aus Tafel 1 hervorgeht. 

Vor dem Kriege war die Zahl der Lokomotiven viel 
zu gering. Trotz eines beträchtlichen Ankaufes von 
Dampfwagen in Amerika und erhöhter Herstellung der- 
selben in Rußland selbst trat dieser Mangel während des 
Krieges besonders scharf hervor. Im Jahre 1913 hatte es 
im gesamten russischen Eisenbahnbetrieb 20320 Loko- 
motiven gegeben; ihre Anzahl änderte sich gemäß 
Tafel 2, 


Tafel 2. 


Zahl der 
nicht- 
betriebs- er 
fähigen Lo-' W: = 
komotiven PR 
in vH 


Zahl 
der Lo- 
komotiven 


1913 
1917 
1919 bis 20 
1920 » 21 
1921 » 22 
1922 » 23 
1923 » 24 


20 320 
10 162 
10 048 
18 757 
19 067 
19525 
20 051 


16,8 
22,3 
51,7 
58,3 
61,7 
56,4 
55,2 


502 101 
283 616 
280 669 
444 518 
422 100 
400 579 
-427 319 


Das rollende Gut der russischen Eisenbahnen ist 
aus Tafel 3 zu ersehen; die Leistungen der Personenzüge 
zeigt Tafel 4. 


Tafel 3. 


Gesamtladung 

an Handels- 
gütern in 
Mill. Pud 


Beförderungs- 
menge in 
Mill. Pud- 

Werst 


Menge der 

verladenen 
Güter für 
1 Werst 


1913 8045 
1917 6822 
1918 2228 
1919 1841 

1920 bis 21 2128 

1921 » 22 2324 

1922 > 23 3459 


4346,4 
3 605,9 
809,9 
1001,9 
824,3 
919,2 
1 267,8 


126,2 
115,1 
88,7 
62,4 
34,6 
36,6 
54,3 


Tafel 4. 


Gesamtzahl der in vH 
beförderten Reisenden von 1913 


260 785 000 100 
75 705 000 29,9 
97.671.000 37,5 


Wie die Tafeln dartun, war die Lage der russischen 
Eisenbahnen im Jahre 1919/20 am schlimmsten. Damals 
war der Eisenbahnverkehr fast gänzlich lahmgelegt, und 
auch von Ergänzungen und Ausbesserungen war wenig 
die Rede, Die Anzahl der alljährlich in Betrieb ge- 
nommenen neuen Lokomotiven ist aus Tafel 5 zu ersehen. 


Jahr 


1913 
1921/22 
1922/23 


3) Nach den Angaben von N. Meck im »Bote für Handel, 
Industrie und Transport«, 1924, Bd. IV, S. 51. 

+) Nach den Monatsberichten der »Ökonomischen Rund- 
schau«, Moskau 1924. 
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Tafel 5. 
Er wurden neu in Betrieb genommen: 
Jahr Lokomotiven 
| 
I re ni 3! 
RO aan Sa 
M ee a VO 
DIE Dee del 
AGO: E me a d 
ee A re 0 


1920 war nicht nur für die Zugmaschinen sondern 
auch für die Verkehrswege ein äußerst schwieriges Jahr. 
In der Zeit vom Mai 1918 bis zum April 1920 wurden 
3672 Brücken zerstört und die Telephon- und Tele- 
graphendrähte wurden im ganzen auf einer Strecke von 
175000 Werst unbrauchbar. 5000 Stationsgebäude, die eine 
Gesamtfläche von 124000 Quadratsaschen einnahmen, so- 
wie 381 Reparaturwerkstätten brannten ab oder wurden 
beschossen und dann ganz abgerissen; auf eine Strecke 
von 1700 Werst wurden Bahngeleise auseinandergenommen 
oder vernichtet, 2904 Signalapparate und Weichen, 4331 
Telephon- und 10806 Telegraphen-Apparate wurden weg- 
genommen oder vernichtet, auch wurden 406 Wassertürme 
zerstört. Seit dem Beginn des Jahres 1918 übt die Brenn- 
stoffkrise auf das Verkehrswesen einen unheilvollen Ein- 
fluß aus. Die Zufuhr von Kohlen aus dem Donez-Becken 
nahm gewaltig ab, ebenso gingen die Naphtha-Liefe- 
rungen sehr zurück, so daß man sich gezwungen sah, 
als Brennstoff für die Lokomotiven feuchtes Holz zu 
verwenden, was nicht nur die Heizvorrichtungen schädigte, 
sondern auch die Tätigkeit der Maschinen übel beein- 
flußte. Zudem führten die rein kommunistischen Grund- 
sätze für die Entlohnung der Arbeiter®) zu einer starken 
Verminderung der Arbeitsleistung, worüber sich der Aus- 
schuß des Volkskommissariats für das Verkehrswesen, 
der im Mai 1920 über den Verkehr eine Untersuchung an- 
stellte, in folgender Weise äußerte): 

Das ums Doppelte vermehrte Verkehrs-Personal hat. die 
ums Vierfache verminderte Arbeit sechsmal so schlecht aus- 
geführt, i | 

Am Schluß dieser Untersuchung erstattete der be- 
kannte Professor Lomonjossoff auf dem Kongreß der 
Sowjets für Volkswirtschaft einen Bericht, der nach der 
Meinung der amtlichen Presse einen Umschwung in der 
Eisenbahnwirtschaft bedeutet. Lomonossoff kam nämlich 
zu dem Schlusse, daß bis zum Herbst des Jahres 1920 
85 vH aller Lokomotiven untauglich sein würden, so daß 
für das Jahr 1921 die völlige Einstellung des russischen 
Eisenbahnverkehrs drohe. So hatte man denn bereits 
ein Jahr vor der Einführung des »Nep« die kommunisti- 
schen Grundsätze, die damals für die gesamte Volkswirt- 
schaft noch galten, soweit sie das Verkehrswesen be- 
trafen, aufgegeben. Es wurde beschlossen, die Arbeiter- 
Betriebsräte, die dem Eisenbahnwesen vorstanden, abzu- 
schaffen und wieder, wie in der vorrevolutionären Zeit, 
für seine Leitung Eisenbahn-Ingenieure zu berufen. Zur 
Hebung der Disziplin unter den Arbeitern setzte man 
besondere Kommissare ein, die mit Elementen, welche 
die Befehle ihrer Vorgesetzten nicht gutwillig ausführen 
wollten, aufs strengste verfuhren, ihnen sogar die Todes- 
strafe androhten. Auch wurde der Beschluß gefaßt, die 
Verbesserung des Verkehrswesens energisch durchzu- 
führen; dies war jedoch viel leichter gesagt als getan, 


6) Vergl. in dieser Nummer S. 14. 
®) N, Fomin, Fünf Jahre des sowjetrussischen Verkehrs- 
wesens (von 1917 bis 1922). Moskau 1923. 


denn es herrschte ein furchtbarer Mangel an Metallen 
und Halbstoffen, deren man zur Erneuerung des Bahn- 
dammes, der Lokomotiven und der Wagen nicht entraten 
konnte. Im Jahre 1920 wurde der Bedarf an diesen 
Materialien nur zu 33 vH befriedigt, 1921 zu 39 vH, 1922 
zu 28 vH und 1923 zu 43 vH. 


Der Zustand des Eisenbahnoberbaues war bis zum 
Jahre 1923 infolge der Verwahrlosung in der Schwellen- 
wirtschaft anerkanntermaßen katastrophal. Etwa 60 Mill. 
Schwellen, fast die Hälfte des ganzen Bestandes, erwiesen 
sich als untauglich. Krassowski, ein besonders guter 
Kenner des russischen Verkehrswesens, schrieb Ende 
1922 im »Wirtschaftsleben«, es sei vörauszusehen, 
daß die Schienenwege durch den verhängnisvollen Zustand der 


Schwellen in die ärgste Unordnung geraten, so daß man für 
die Verkehrssicherbeit nicht mehr bürgen kann, 


Die nach technischen Erfahrungen erforderliche Er- 
neuerung der Schienen — 2!/, vH der Länge der Haupt- 
linien, d.h. jährlich etwa eine Strecke von 2000 Werst 
— findet schon lange nicht mehr statt. Nach den An- 
gaben der Sowjets waren bis zum Beginn des Jahres 
1923 auf den Hauptlinien die Schienen auf einer Länge 
von ungefähr 11000 Werst nicht erneuert worden, ob- 
wohl von dem unantastbaren Reservefonds etwa 50 vH 
verwendet worden waren. 


Im Laufe der Jahre 1923 und 1924 wurden die 
Schwellen und Schienen bei weitem nicht gemäß der 
Notwendigkeit, ja nicht einmal in dem durch das ge 
kürzte Programm beabsichtigten Umfange erneuert. Die 
Fachpresse brachte keine irgendwie erschöpfenden An- 
gaben über den Zustand des Oberbaues der Verkehrs- 
wege; dagegen erhielt sie häufig Mitteilungen über die 
Unmöglichkeit, neue aus dem Auslande bezogene Loko“ 
motiven schwerer Bauart auf den russischen Schienen 
wegen laufen zu lassen, Dennoch liegt die Tragödie des 
russischen Eisenbahn-Verkehrswesens weniger auf tech- 
nischem als auf wirtschaftlichem Gebiete. Die allgemeine 
Lage könnte kurz in folgender Weise geschildert wer 
den: Die Anzahl der zur Verladung eingelieferten Gi 
ter rechtfertigt keinesfalls die Ausdehnung des gegem- 
wärtigen russischen Bahnnetzes, wurde dieses doch zuf 
Befriedigung ganz anderer wirtschaftlicher Bedürfnis 
geschaffen; jetzt kann aber selbst unter den besten B 
dingungen des technischen Betriebes von irgendwelchem 
Gewinne ganz und gar keine Rede sein. 


Die durchschnittlich in 24Stdn. zur Verladung kom- 
mende Gütermenge betrug in den letzten vier Jahre 
im Verhältnis zu derjenigen des Jahres 1913 


im Rechnungsjahre vH 
TORD a en ro 
Ian RE 
WEB: une 02 
1923/24. 57.2 Lkr 405 9} 


Die durchschnittliche Gütermenge ging aber ni 
nur um mehr als die Hälfte zurück, sondern es ändert 
sich auch die Art der Ladungen selbst. Wohlfeilere 
und ungefügigeres, schwerer zu beförderndes Fra 
gut trat an die Stelle von wertvolleren Gütern. Währ 
jetzt besonders Brenn- und Nutzholz verfrachtet wer 
den, verringerte sich der Transport von Fertigerzeug 
nissen, Halbstoffen, Erzen und Roheisen, Die Gesamt y 
menge der beförderten Güter beläuft sich, auf 1 Weri e 


1) Der Bote für Handel, Industrie und Transport, 
kau 1924, Nr. 4, S. 39. 
®) Dies nach vorläufigen Angaben. 
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w bewirtschafteten Strecken berechnet, im Verhältnis 
1913: 
im Wirtschaitsjahre 
1921/22 . 
1922/23 . 


- Im Durchschnitt im Jahre 1923/24 beträgt der Traus- 
 protweg der Frachtgüter 358 Werst, 1913 474 Werst. 


All dies wirkte auf das wirtschaftliche Ergebnis der 
Eisenbahnen, vergl. Tafel 6. 


Berechnet man auf Grund der amtlichen Angaben die 
Gesamtleistung der russischen Eisenbahnen im Personen- 
und Güterverkehr in Pud/Werst für 1922/23, ein Jahr, be- 
züglich dessen sich in der Sowjetpresse ganz bestimmte 
und glaubwürdige Angaben finden, so beträgt sie im Ver- 
 hältnis zu 1913 39,3vH, während die Einnahme je Werst 


Tafel 6. 
Einnahmen und Ausgaben der Eisenbahnen ®). 


Insgesamt 
(in Gold-Rubel) 


Für 1 Werst 


Jahr (in Gold-Rubel) 


A. Einnahmen 
1 175 889 319 
331 102 000 
595 145 000 


18 441 
5186 
9 3221) 


1913 
1922 bis 23 
1923 > 24 


, Ausgaben 
695 760 989 

1922 bis 23 395 000 000 6 187,3 

1923 » 24 570 625 100 8 938,8) 


*) Nach vorläufigen Angaben, die bei der amtlichen 
Nachprüfung sich als zu optimistisch erweisen dürften. 


1913 10 912,0 


nur 28,1 vH derjenigen von 1913 ausmacht; der Grund da- 
für liegt in der Ungleichmäßigkeit der Arbeitsleistung der 
Eisenbahnen bei der gegenwärtigen Wirtschaftslage Ruß- 
lands. Ganze Bezirke, die früher dadurch, daß sie be- 
stimmte Güter und Waren lieferten, das Vorhandensein 
der Eisenbahnen rechtfertigten, sind jetzt außerstande, 
hinreichende Mengen zum Versand zu bringen, z.B. das 
Nikopol-Marinpolski-Eisenerzgebiet, das Donez-Bassin und 
die Eisenerzgruben des Uralgebirges. Auf 1 Mill. Pud- 
~ Werst kam im Jahre 1922/33 nur eine Einnahme von 
- 68vH im Verhältnis zu 1913, und dieser Umstand zeigt, 
wie ungünstig die Tarife durch die Minderwertigkeit 
der beförderten Güter beeinflußt wurden. Die Ausnut- 
J zung der Lokomotiven für je 1 Zug-Werst beträgt in 
~ demselben Jahre 82,9 vH derjenigen von 1913. Und doch 
hätte diese Zahl größer sein sollen als die für 1913, da 
doch eine große Anzahl kräftiger ausländischer Loko- 
motiven eingestellt worden waren, so daß nunmehr die 
‚besonders starken Lokomotiven im Verhältnis zur Ge- 
samtzahl 58 vH ausmachen, während sie im Jahre 1913 
nur Z7vH betrugen. Wenn demnach die Zugkraft der 
Lokomotiven ganz und gar nicht zur Genüge ausge- 
nutzt wird, so beweist dies abermals, wie wenig gegen- 
wärtig das ganze Eisenbahnnetz dem augenblicklichen 
" Wirtschaftsstande des Landes entspricht, 


F Die Ausgaben sind in dem Haushaltplan für 1923/24 
auf 8900 Rub./Werst veranschlagt, was 81,7vH der Aus- 
ben von 1913 ausmacht, während sich die Leistung 
Eisenbahnen nach den vorläufigen, ohne Zweifel 
optimistischen Berechriungen der Regierung auf 

vH derjenigen von 1913 (also gleich derjenigen für 

3 wie oben angegeben) belaufen soll. Die Anfor- 

gen für Löhne und Gehälter betragen trotz des ver- 


ringerten Transportes im Jahre 1923/24 für 1 Werst 103 
Rub. gegenüber 75,4Rub. im Jahre 1913. Obwohl der 
gesetzliche Arbeitslohn nur 85vH desjenigen von 1913 
beträgt, übersteigen doch die Ausgaben für die Arbeiter 
(einschließlich der Überstunden) auf 1Mill. Pud/Werst 
infolge der Verminderung der Arbeitsleistung die von 
1913 um 13vH?); dabei betrug die Zahl der Arbeiter ` 
je Werst im Jahre 1913 12,79, im jahre 1922/23 20,0 
und 1923/24 14,6. 

Somit liegen, was jetzt auch von den Leitern des 
Transportes in Sowjetrußland offiziell zugegeben wird, 
der Krisis des russischen Eisenbahnwesens nicht nur 
Ursachen technischer und organisatorischer Art zugrunde, 
sie beruht vielmehr in höherem Maße auf der -wirt- 
schaftlichen Struktur des Landes, die das Vorhandensein 
eines solchen Eisenbahnnetzes nicht rechtfertigt. 


Eisenbahn-Tarife, 


Bis zum Jahre 1920 war die Erhebung von Ge- 
bühren für den Gütertransport nicht einheitlich; der 
größte Teil der Güter wurde umsonst befördert, für an- 
dere bestand ein Naturalien-Tarif, doch wurde die Be- 
zahlung nur zufällig und unregelmäßig eingezogen. 

Seit 1921 ist man zu dem System von 1913 zurück- 
gekehrt, gemäß dem die Höhe der Bezahlung davon ab- 
hängig gemacht wurde, wieviel Gebühren die jedesmali- 
gen Güter tragen können. Der Staffeltarif wurde im Ver- 
gleich zu demjenigen von 1913 beträchtlich vereinfacht, 
so daß sich die unterschiedliche Behandlung der beför- 
derten Güter vermindert hat. 

Beim Vergleich der Tarifsätze mit denjenigen vor 
dem Kriege ist eine bedeutende Erhöhung der Trans- 
portgebühren für Lebensmittel, Rohstoffe und Heizstoffe 
festzustellen, dagegen eine Herabsetzung für Fettig- 
erzeugnisse, Halbstoffe und einige Arten Metalle. Man 
darf aber bei der Berechnung der Kosten für den Gü- 
tertransport in Rußland die sogenannten »Ergänzungs- 
gebühren« nicht außer acht lassen, die ganz anders ge- 
artet sind als dieselben Gebühren und Spesen vor dem 
Kriege. Während die Tarife im Vergleiche zu denen vor 
dem Kriege nur wenig teurer geworden sind, sind die 
Ergänzungsgebühren beträchtlich erhöht worden. Nach 
amtlichen Angaben!) ergibt sich für die niedrigsten Er- 


Tafel 7. 


Benennung der Gebühren 1913 


. Bahnhofsgebühren . 
 Wiegegeld: 
a) von Gütern, die in die Wag- 
gons geschüttet werden 
b) von den übrigen . 
. Ein- und Ausladen , 
. Die Uebergabe an der Grenze 
. Frachtbrief-Formulare-Abgabe 
. Abgabe für FOREN 
. Stempel . . s 
. Oertliche Abgabe v 


*) 2 vH von dem Betrage des Frachtbriefes. 
) 0,1 vH von dem Betrage des Frachtbriefes. 
°) Die Kosten des Gütertransportes auf 10 Werst. 
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2) Diese Zahlenangaben sind dem »Boten für Handel, In- 
dustrie und Transport« 1924, Bd. IV, S. 36 bis 69 entnommen. 

10) Nach den Angaben der industriell-ökonomischen Ober- 
leilung der sowjetrussischen Volkswirtschaft in »Die soziali- 
slische Wirtschaft«, Moskau 1924, Nr.2, S. 195. 
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gänzungsgebühren, wenn man von der durch die Regie- 
rung festgesetzten Taxe in Goldkopeken je Pud ausgeht, 
gegenüber 1913 ein Verhältnis gemäß Tafel7. Das Ver- 
hältnis der Transportkosten zum Preise einer Anzahl 
gängiger Waren ist in Tafel 8 zusammengestellt. 


Tafel &. 


Verhältnis der Transportkosten zu den Verkaufspreisen 
im Jahre 1923/24. 


Benennung 


Maßeinheit 
der Ware 


Die Entfernung 
des Transportes*) 
Preis in 
in Goldkopeken 
Transportkosten 
in Goldkopeken 
Prozentuales 
Verhältnis 


$ 


Roheisen 
Stangeneisen . 
Dacheisen . 

Säuren . 
Gummischuhe . 
Streichhölzer . 

Zitz (baumwoll. Zeug) 
Leinensäcke 1 Stück 
Sohlen . : 1 Pud 
Naphtha s. a > 
Brennholz . 1 Kubik-Klafter 
Salz . 1 Pud 
Zucker . - « 5 » 
Tabak . 1 Kiste 500 
Kohlen . 1 Pud 400 


a) Hier sind die Mindestentfernungen der Spezialtarife aufgeführt, 


1000 
1000 
1000 
1000 
1000 
500 
2000 
1000 
500 
700 
500 
1500 
1000 


= 0 
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1 Paar 
1 Kiste 
1 Arschin 
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Der Ruf nach Herabsetzung der Transportkosten er- 
hob sich widerholt, wenn die Verteuerung der Waren 
die Kaufkraft der Bevölkerung überstieg. Sie wurde in- 
des verhindert durch das Bestreben, den Haushaltplan 
zu entlasten von den Summen, die zur Deckung der aus 
dem Transport sich ergebenden Mehrkosten eingestellt 
werden mußten, ein Bestreben, das von dem Augenblick 
der verhältnismäßigen Stabilisierung der Währung an 
immer stärker wurde. Auf dem Ende November 1924 
tagenden Kongreß der Direktionen der Eisenbahnen ver- 
langte der Vertreter des Volkskommissariats für das Ver- 
kehrswesen eine bedeutende Erhöhung der Eisenbahn- 
tarife, damit die wachsenden Mehrausgaben der Eisen- 
bahnen aus der Welt geschafft würden). Der An- 
fang 1925 zu Ende gegangene XII. Kongreß für die Ta- 
rife im Transportwesen hat die Tarifstaffel etwas mehr 
unterteilt und erweitert; im allgemeinen wurden die 
Tarife gegenüber den bisherigen Sätzen erhöht. Je nach 
der Schnelligkeit des Transportes wurden folgende Grund- 
tarife festgesetzt: für Frachtgut mindestens 0,22 Kop./Pud 
und Kilometer, für schnelleren Transport 0,30 Kop., für 
Transport auf Personenzügen 0,35 Kop., für Gepäck 
0,40 Kop. Es wurde beschlossen, den Tarif für Waggon- 
ladungen zu erweitern und die Mindestlast für einen 
Waggon auf 8t anzusetzen; die Berechnung soll in 
Zukunft nicht mehr nach Werst sondern nach Kilometern 
stattfinden. Bis zur Entfernung von 500 km wird die 
Gebühr nach einzelnen Kilometern erhoben; darüber hin- 
aus bis zu 2500km wird nach Zonen gerechnet, deren 
jede 10km beträgt; von einer Entfernung von mehr als 
2500km an folgenden Zonen von je 25kmi2), 


ü) »Das Wirtschaftsleben« vom 30. November 1924. 
12) »Das Wirtschaftsleben« vom 24. Dezember 1924. 
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2. Der Wasserstransport in Rußland. 


Gegenwärtig besitzt Rußland zur Schiffahrt geeigne, 
Wasserstraßen in einer Ausdehnung von 75798 Wersi 
Der Bestand an großen Schiffen für Personenverkeyf 
und Gütertransport wurde in dem ersten Zeitabschnift 
der kommunistischen Wirtschaft nicht aufgenommen; die 
erste Zählung fand im Jahre 1921 statt. Im Jahre 1993 
wurden die Flußschiffe in drei Gruppen geteilt: 

die im Betrieb befindlichen Schiffe, 
die Reserveschiffe, 
die außer Betrieb gesetzten Fahrzeuge. 


Zur ersten Klasse gehörten die kräftigsten und best- 
erhaltenen Schiffe, zur Reserve rechnete man die Fahr- 
zeuge, deren Betrieb weniger einträglich war, während 
die dritte Gruppe sich aus den arbeitsunfähigen Schiffen 
zusammensetzte, die einer bei der heutigen Finanzlage 
der staatlichen Schiffahrt gar nicht ausführbaren Aus- 
besserung bedurften. 

Der Stand der Schiffsflotte ergibt sich aus TafelQ, | 


Tafel 9. 


Darunter 
Dampf- und 
Dieselmotor- 

schiffe 


Gesamtzahl 
der Schiffe 


1913 
1921 
1922 


29 707 
11 994 
11310 


555613) 
3915 
3623 14) 


In der soeben zu Ende gegangenen Schiffahrtszeil | 
des Jahres 1924 zerfiel die ganze Flußflotte in die 
sogenannte »tote Gruppe« (Kirchhofsgruppe) und die 
zum Verkehr ohne jede Ausbesserung tauglichen Schiffe, 
vergl. Tafel 10, 


Tafel 10. 


Tr ,—— 
Raum- 
gehalt der 
Fahrzeuge 
ohne 


Dampf- 
und 
Diesel- 
motor- 
Schiffe 


Schiffe 
ohne 
Dampf- 
3 Dam] 
betrieb betrieb in 
PS 1000 Pud 


Im ganzen 
Pferde- 
kräfte 


Gesamtzahl $ 3101 

davon: »tote« Schiffe 887 
zum Betrieb tauglich: 
insgesamt . 


663 734 
151 710 


227 131 
29 136 


512 024 197 995 


davon: 
im Betrieb 
in Reserve 
außer Betrieb. . . . 


283 671 123812 
74811 17242 
153 542 36 941 


Insgesamt wurden auf den Flußwegen transportiert 


Jahr Mill. Pud 
1913 2291,0 
1921 603,0 
1922 606,0 
1923 633,5 
1924 440,3 


Durch etwaige schlechte Bedingungen der Schiffahr 
kann der jähe Sturz der Transporte im verflossenen Jahr 


18) Nach den Angaben des »Ministeriums für die 
kehrswege« für 1914. 

14) Nach den Angaben des »Wirtschaftsleben«, 19. Nove 
ber 1924. 


elaufenen Schiffahrtzeit durchaus günstig waren!): 
- Wenn die Transportarbeit geringer war als im Jahre 1912, 
so rührt das nicht daher, daß die Schiffahrt nicht mehr hätte 
sten können, vielmehr liegt der Grund dafür in dem Mangel 

n Ladungen. 

Somit zeigt sich hier dieselbe Erscheinung wie beim 
Eisenbahnwesen. Die gegenwärtige Wirtschaft des Landes 
rechtfertigt nicht das Vorhandensein soger der nach Menge 

und Güte zurückgegangenen heimischen Handelsflotte, die 
in Rußland stets eine so große Rolle in der Güter- 
 beförderung gespielt hat. 
7 Die Ausdehnung der mit Signalen ausgestatteten 
. Wasserwege betrug während der Schiffahrtzeit von 1924 
© nur 60 vH der Vorkriegszeit und die der beleuchteten 
Wasserstraßen nicht mehr als 15 vH. Nach den Mitteilun- 
gen der sowjetrussischen Fachpresse ließ sich der Nacht- 
verkehr nur auf der Wolga und dem Marien-Kanal durch- 
führen. Auch die Tiefe der Wasserläufe ist überall 
geringer als vor dem Kriege; waren doch in der.letzten 
- Fahrtzeit an Sand-Hebemaschinen nur 34 vH von denen 


15) »Das Wirtschaftsleben«, Moskau 1924, Nr. 338. 


der Vorkriegszeit in Tätigkeit. In Wirklichkeit hing die 
Tiefe des Wassers auf allen Wasserstraßen lediglich von 
der Schneeschmelze und der niedergegangenen Regen- 
menge ab. Nach einer Äußerung des Sowjet-Fachmannes 
I. Michailoff1%) sind: 

die Dämme und Schleusen in einem so verkommenen Zu- 
stand, daß man sie auf manchen Wasserstraßen ohne wei- 


teres entfernen müßte, schon damit sie der Schiffahrt nicht 
zum Hindernis gereichen. 


Der Personenverkehr, der in Rußland für die Geld- 
umsätze der Schiffsflotte geringere Bedeutung hat, hat 
sich in folgender Weise geändert; es wurden befördert: 


Jahr 

10212 3% 
1922 . 
1923 .... 
1924 . 


Fahrgäste 
8454000 
3307534 
8134700 

10.020 000 


Die Zahl der 1924 beförderten Passagiere wurde da- 
durch stark beeinflußt, daß die Schiffahrtzeit sich infolge 
der erst viel später als sonst einsetzenden Fröste un- 
gewöhnlich lange hinzog. 


16) »Das Wirtschaftsleben«, Moskau 1924, Nr. 338, S. 2. 


Uebersicht über die russischen Maße und Gewichte. 


1Wet = 
1 Sagen = 
1 Arschin [= 0,711 Meter 
1 Fut = 0,304 Meter 
1 Werschek = 4,44 Zentimeter) 
1 Pud = 16,38 Kilogramm 


1,066 Kilometer 
2,133 Meter 


1 Pfund 

1 Solotnik 

[1 metr. Tonne 
1 Desyatina 

1 kwadr. Sagen 
1 kw. Arschin 


IN 


0,409 Kilogramm 

0,265 Gramm 
61,04 Pud] 

1,09 Hektar 

4,552 Quadratmeter 

0,505 Quadratmeter) 


1 Tschetwert 

1 Tschetwerik 

1 Garnez 

1 Wedro 

1 Tscherwonetiz = 
1 Goldrubel 


2,09 Hektoliter 
26,23 Liter 
3,279 Liter 
0,122 Hektoliter 
(Nemin.) 10 Goldrubel 
100 Kopeken = 2,15 Goldmark 


Ueber den Außenhandel Rußlands wird ein Aufsatz’im Februarheft berichten, 


UMScHAU 


Die deutsche Konjunktur am Jahresende 1924. 


Der allgemeine Charakter des Konjunkturbildes hat 
ch im abgelaufenen Monat nicht geändert. Wir befinden 
s in einer jener kurzwelligen Aufwärtsbewegungen, die 

ächst an der Börse durch rein spekulative Momente 

durch Erwägungen anläßlich der nunmehr meist vor- 
enden Goldbilanzen ausgelöst wurden. Die gleichzeitig 
'eingetretene Steigerung der Warenpreise weist bereits dar- 


Die Schriftleitung. 


Mitteilungen aus Literatur und 
Praxis 7 Buchbesprechungen 


auf hin, daß es sich noch nicht um die Einleitung einer 
gesunden Hochkonjunktur, sondern um eine vorläufig 
noch latente Krise handelt, die in erster Linie durch die 
Auswirkungen der inzwischen abgeschlossenen auslän- 
dischen Kredite einen so hoffnungsfreudigen Charakter 
zeigt. Die tatsächliche Lage des Geldmarktes ist nach 
den vorliegenden Berichten auch keineswegs schon so 
leicht, wie nach den offiziellen Geldsätzen, insbesondere 
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Abb. 1. 
A = Aktienindex (Frankfurter Zeitung). 


W = Waren-Großhandelsindex (Industrie- und Handelszeitung). 
G = Monatsgeldsätze erster Banken untereinander (Berliner 


Tageblatt), 
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Abb.2. Jährliche Zinsen für 
tägliches Geld und Monatsgeld 
an der Berliner Börse 
(Berliner Tageblatt). 


Umschau. 
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an der Börse, anzunehmen wäre. Zwar ist mit Jahresende 
der tiefste offizielle Geldsatz (Abb. 2) erreicht; man ver- 
mißt aber das gleichmäßige Pendeln der Monatsgeldkurve 
um die konstante Linie des täglichen Geldes (Abb. 3) 
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Abb. 3. 
Monatsgeld in vH-Teilen des täglichen 
Geldes an der Berliner Börse 
(Berliner Tageblatt). 


et 


Arbeitslosen] 100002 


A 


Dur 
x 


142 


mit einem Be Stillstand der Aufwärtsbewegung u 
womöglich — dies wird auch viel von der Entscheid 
politischer Fragen in den nächsten Monaten abhäng, 
mit einem baldigen, sichtbaren Anfang der neuen 
zu rechnen. Die starke Pen onna der politischen 
flüsse auf die Bewertung von Anlagen zeigt am bi 
die in Abb.5 er Kurve der deutschen P; 
mark-Reichs- und Staatsanleihen, die, in den ersten 
naten des Jahres völlig vernachlässigt, vom Juni bis 
tember ihren Wert etwa versiebenfachten, als die 
nung auf eine Aufwertung und den Beginn der Zi 
lung auftauchte. Nach einem kurzen Sturz erlebten di 
Werte eine neue Hausse” während des Wahlfeldzuges, % 
eine Reihe gora Parteien sich für eine baldige, 
gehende Aufwertung einsetzten. Interessant ist dabei 
beobachten, wie sich in den letzten Wochen vor g 
Reichstagswahl eine nüchternere Ansicht Bahn brach, 
sich bei der Wahl in der Niederlage der extremen 
teien, bei der Bewertung der Anleihen in einem 
ren Kursrückgang zeigte. Der ganze Verlauf ist 
gutes Beispiel, wie durch verfrühte Pressemeldungen 
widersprechende Aeußerungen der Regierung küns; 
Haussen und Baissen erzeugt werden können. 

Ein für die Lebenshaltung und Volkskraft Deutse 
lands erfreuliches Bild zeigt die Darstellung der Lo 
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Eis Erzeuger- oder Kapitalgüter 
V = Verbrauchs- oder Konsumgüter 
R = Ruhrkohlenförderung (Industrie- und Handelszeitung). 
Al = Arbeitslose im unbesetzten Gebiet 
Al’= Arbeitslose im ganzen Reich (nur diese Zahl 
wird fortan kurvenmäßig weitergeführt werden) 
K = Zahl der Konkurse (Wirtschaft und Statistik). 
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Abb. 6. Lohnindex für gelernte und’ungelernte 
Arbeiter und Verhältnislohn ungelernter Arbeiter 
(für den Lohn gelernter Arbeiter= 100; berechnet 
aus den Monatsdurchschnitten der Tariflöhne 
nach »Wirtschaft und Statistik«). 


und sieht hieraus die große Vorsicht, die bei der Gewäh- 
rung langfristiger Kredite allgemein üblich wird. Nach pri- 
vaten Informationen werden für erste Warenkredite inmer 
noch Zinssätze von 15 bis 18vH, von privaten Kreditge- 
bern auch wesentlich mehr er und bewilligt, wo- 
raus hervorgeht, daß die Geldkurve in Abb.1, wenn nur 
genügend statistische Unterlagen erreichbar wären, keines- 
'wegs eine weitere Verflüssigung, sondern eine gewisse 
[Versteifung zeigen würde, was ebenfalls stark gegen eine 
nahe Hochkonjunktur spräche, 

Bedenklich stimmt auch, daß zwar die Konkurse wei- 
ter abgenommen haben, die vorausgesagte Verschlechte- 
rung am Arbeitsmarkt aber inzwischen eingetroffen ist, 
was nicht nur mit dem normalen Saisonverlauf erklärt 
werden kann. Wir haben demnach für die nächste Zeit 


} (Die Wirtschaftskurve). 
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Börsenindex der Papiermark-Staatsanleihen 
(Frankfurter Zeitung). 
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Abb. 7. Englischer Großhandels-Index und 


amerikanischer Export-Index (VdI-Nachrichten). 


bewegung im abgelaufenen Jahre (Abb. 6). Die am 
der Inflation stark gedrückten Löhne haben sich ge 
und seit Mitte des Jahres sogar die normale Vorl 
parität überschritten. Sie sind am Ende des Jahres 
angestiegen und dürften wohl auch im neuen Jahre 
hängig von allen Konjunkturschwankungen ihren 
samen Anstieg fortsetzen, wobei nicht vergessen 
darf, daß das Weltpreisniveau für Löhne zunächst 
über dem deutschen liegt. Besonders begrüßenswe; 
das Sinken der Löhne für ungelernte gegenüber d 
für gelernte Arbeiter. Zwar ist hier die Diffe: 
weitem noch nicht stark genug; immerhin ist 
Laufe des Jahres von 7 aut 15vH gestiegen um 
daß sich der Qualitätsbegrift auch auf diesem 
Bahn zu brechen beginnt. y 

Zur Beurteilung der Weltkonjunktur sei auf 
verwiesen, daß die Bewegung je eines engli 
amerikanischen Index zeigt. Die in Amerika 
des Jahres einsetzende Hausse scheint nach den 
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enden Berichten zu einem vorläufigen Abschluß ge- 
racht zu sein; doch muß bedacht werden, wie sehr in 
diesem Jahre weltpolitische Ereignisse (Dawes-Plan) für 
die wirtschaftliche Gestaltung eine Rolle spielten. Wir 
können daher keineswegs darauf rechnen, daß sich die 
amerikanische Hausse ohne weiteres auf Europa über- 

en wird, und zwar um so weniger, als diese Hausse 
hinter der Hochkonjunktur von 1923 wesentlich zurück- 
blieb und nur gegenüber den ersten Monaten von 1924 
den Charakter einer Verbesserung trug. 

Ta0ss] Dr.-Ing. Brasch. 


Russische Skizzen. Von Prof. Dr. Erich Obst. Mit 
170 Abb. und 1 Karte. Berlin-Grunewald 1925, Verlag 
Kurt Vowinkel, 8°. Preis 7,50M. 

Das insbesondere in der Wiedergabe der nach Photo- 
graphien des Verfassers hergestellten Abbildungen vor- 
züglich ausgestattete Büchlein stellt eine Sammlung der 
in verschiedenen deutschen Zeitungen veröffentlichten 
Reisebriefe dar, die der Verfasser von seiner viermonat- 
lichen Studienreise gesandt hat. Mit ihm durchfahren wir 
auf der Dwina das schier unendliche Waldland des 
Nordens bis hin nach Archangelsk und dem eisfreien 
Hafen Murmansk an der Murmanküste, der mit Leningrad 
(Petersburg) durch die im Kriege fertig erorien an 
amerikanische Pionierbahnen erinnernde Bahnlinie ver- 
bunden ist; wir besuchen die Ukraine, deren Industrie 
noch ganz darniederliegt, während bei der Besprechung 
der ukrainischen Landwirtschaft die Mitteilungen über 
die Entwicklung der von der Sowie tenin eingeführten 
»Kollektivgüter« und »Kommunen« beachtlich ist. Von 
dort führt die Wanderung in die malerische Krim und 
dann in das Donezgebiet, wo der Verfasser versucht hat, 
einen Einblick in den Zustand der wieder in Gang ge- 
brachten Kohlen- und Eisenhüttenindustrie zu bekommen; 
die Staatszuschußwirtschaft, durch die allein die mit zu 
hohen Selbstkosten arbeitenden Werke in Gang gehalten 
werden, stellt so hohe Anforderungen an das Staatsver- 
mögen, daß es fraglich erscheint, ob es lange genug wird 
durchgeführt werden können, um die Selbstkosten so weit 
zu senken, daß die Zuschüsse fortfallen können. Dann 

t die Fahrt nach Nischni-Nowgorod, wo die Messe 
Beet wird, und Wolga abwärts bis nach Astrachan, 
wo ein unvorhergeschener Aufenthalt von einigen Tagen 
dem Verfasser Gelegenheit gibt, die dortige Fischerei- 
industrie eingehender kennen zu lernen. Im weiteren 
folgt er der Küstenstraße zwischen Kaukasusgebirge und 
Kaspischem Meer bis nach Baku, wo die trostlose Lage 
der Naphthaindustrie ziffernmäßig belegt wird. Auf der 
Reise quer durch den Kaukasus hat der Verfasser Ge- 
legenheit, die aufstrebende Baumwollkultur im Kuratal, 
eine der deutschen Siedelungen, Helenendorf mit seinem 
Weinbau, und die Manganlager Georgiens zu studieren. 
Dem Georgischen Staate ist eine besondere geopolitische 
Studie gewidmet. 

Wie der Verfasser über die Industriepolitik der 
jetzigen Machthaber in Sowjet-Rußland urteilt, zeigt 
die Wiedergabe eines Aufsatzes aus der kommunistischen 
»Ekonomitscheskaja Shisnj« über die Lage des Fischerei- 
gewerbes im Astrachanbezirk, worin verlangt wird: 


1. die kleinen privaten Fischer müssen tatkräftig 
unterstützt werden, 

2. Kredite tun vor allem den kleinen Fischern not, 
nicht den staatlichen oder genossenschaftlichen 
Großunternehmungen, die vielmehr durch Verbesse- 
zung ihrer Wirtschaftsmethoden erst einmal zeigen 
sollen, daß sie imstande sind, ohne dauernde Ver- 
luste zu arbeiten; 

3. die Monopolrechte der staatlichen und genossen- 
schaftlichen Großunternehmungen müssen geschmä- 
lert werden. 


Diese Kritik aus dem eigenen Lager der Kommunisten 
der Verfasser mit der Bemerkung wieder: »Das von 
führenden Wirtschaftsblatt empfohlene Rezept paßt 
ens sicherlich für die allermeisten Wirtschaftszweige 
in Sowjet-Rußland«. 
Die Skizzen tragen den Stempel der guten Beobach- 
abe des Verfassers und sind in seinem lebhaften 
fesselnden Stil geschrieben; sie erwecken den Wunsch, 
chst bald auch die wissenschaftlichen Ergebnisse 
seiner Studienreise kennen zu lernen, deren Wert für die 
deutsche Wirtschaft durch schnelle Bearbeitung sicher er- 
heblich gewinnen werden. 


Nur auf Grund eingehender, wissenschaftlich stich- 
haltiger Unterlagen, wie solche auch in den Aufsätzen 
dieses Heftes zusammenzutragen versucht worden ist, 
können die deutschen Wirtschafter sich darüber schlüssig 
werden, wie weit trotz der wirtschaftlichen Unsicherheit, 
die auch in Obsts Betrachtungen immer wieder durch- 
klingt, ein Zusammenarbeiten der deutschen Wirtschaft 
mit der russischen Wirtschaft möglich sein wird, Eine 
solche klare Erkenntnis aber wird auch die Grundlage 
für unser wirtschaftspolitisches Verhalten gegenüber Ruß- 
land abgeben müssen. 


[3120] Fr. Frölich. 


Als Wirtschaftspionier in Russisch-Asien. Von Dr. 
Rudolf Asmis. 96 Abb. und 1 Karte, Berlin 1924, Ver- 
lag von Georg Stilke. Preis 15 M. 


Tagebuchblätter nennt der Verfasser seine Berichte 
und betont im Vorwort, daß sie zunächst für Bekannte 
und Freunde bestimmt gewesen seien, und daß ihre Ver- 
öftentlichung nur dazu dienen solle, die Kenntnis jener 
Gebiete in weitere Kreise zu tragen. Wertvoll wäre 
gewesen, sie wären vom Verfasser überarbeitet worden, 
denn die in einem Tagebuche entschuldbaren Wieder- 
holungen und die immer wiederkehrende Beschäftigung 
mit vielen Kleinlichkeiten des täglichen Lebens wirken 
oft ermüdend und sind für den Leser zeitraubend. In der 
Wiedergabe der politischen Beobachtung — nach den 
zahlreichen in den Blättern erwähnten Unterhaltungen mit 
politischen Persönlichkeiten hat der Verfasser hierzu 
mancherleı Gelegenheit gehabt — ist mit großer Zurück- 
haltung verfahren; das mag erklärlich sein, da die Dinge 
noch in Fluß waren, z. T. herrschte in den vom Verfasser 
bereisten Gebieten noch Bürgerkrieg. 

. „Die gewissenhafte Aufzählung aller Begegnungen mit 
diplomatischen Persönlichkeiten, insbesondere mit Ver- 
tretern des deutschen auswärtigen Dienstes, auch wenn 
über die Unterhaltungen mit ihnen nichts mitgeteilt wird, 
wird man dem Beamten des Auswärtigen Amtes zugute 
halten; eigenartig berührt demgegenüber, daß der zur 
Zeit seiner ersten Ausreise in Moskau tätigen amtlichen 
deutschen Vertretung, die allerdings noch nicht Bot- 
schaftercharakter hatte, und der in ihr tätigen Herren, 
die doch sicher seine Reise und deren Vorbereitungen 
wesentlich gefördert haben, kaum Erwähnung getan ist. 

Die Reise ging von Moskau im Mai 1922 über Nowo- 
Nikolajewsk und Irkutsk nach Tschita, der damaligen 
Hauptstadt der »Republik des fernen Ostens«, von wo ein 
Abstecher in die Mongolei, nach Urga, gemacht wurde, 
z. T. mit dem Dampfer, z. T. mit Wagen und die Rück- 
fahrt teilweise in einem Staatsauto. Die Mitteilung. über 
das Verhältnis der mongolischen zur russischen Regierung 
und über die Grundlagen der mongolischen Volkswirt- 
schaft sind beachtlich; die wirtschaftlichen Mitteilungen 
lassen die vordringliche Bedeutung der Gewinnung. tieri- 
scher Rohstoffe (Wolle, Leder) erkennen, deren Ausfuhr 
jedoch durch den Mangel an geeigneten Transportmitteln 
erschwert ist; von örtlicher Bedeutung ist auch die Salz- 
gewinnung. 

Vom 2. September bis 30. November 1922 wurde eine 
Rundreise durch die Mandschurei über pn und durch 
China unternommen. Von Stretensk ging die Fahrt Amur 
abwärts mit dem Dampfer durch Gegenden, in denen 
noch »weiße« und »rote« Streitkräfte kämpften. Ueber 
die mandschurische Wirtschaft, insbesondere im Amur- 
gebiete, unterrichten drei zusammenhängende Berichte 
über die Landwirtschaft, den Goldbergbau und den Pelz- 
handel mit ausgiebigen ziffernmäßigen Unterlagen. Die 
Mitteilungen über Japan und China sind entsprechend 
dem anders gearteten Auftrage des Verfassers kurz ge- 
halten; in China wurden Shanghai, Tsingtau und Peking 
besucht und dann wurde über Japan mit einem Ab- 
stecher nach Wladiwostok die Rückreise durch den süd- 
lichen Teil der Mandschurei mit der Bahn nach Tschita 
angetreten. 

In Tschita hatte sich inzwischen die Vereinigung 
der Republik des fernen Ostens mit der Sowjetregierung 
vollzogen und das gab dem Verfasser Veranlassung, 
schleunigst nach Moskau und Berlin zur Berichterstattung 
zurückzukehren. 

Seine zweite ebenfalls in dem Buch enthaltene Reise 
nach Turkestan wurde erst Anfang März 1923 angetreten. 
Vorträge, die er inzwischen in Handelskammern und wirt- 
wirtschaftlichen vonalain in Deutschland gehalten, 
hatten zur Folge, daß für die neue Reise das Studium 
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bestimmter Wirtschaftsfragen aufgenommen wurde, z. B. 
der Baumwollkultur!), -der Seidenraupenzucht, Tabak- 
kultur usw. Von den diese Reise behandelnden Briefen, 
die im allgemeinen Land und Leute behandeln, ist von 
besonderem Interesse der Bericht über den Besuch der 
deutschen Dörfer am Talass bei Aulie Ata, die sich dort, 
fern vom Verkehr, in ihrer Eigenart trotz Krieg und 
Revolution erhalten haben. 

Am Schlusse seiner Reisen (Oktober 1923) konnte 
der Verfasser den Gesamteindruck dahin zusammenfassen, 
daß die Sowjetregierung in Sibirien und Turkestan fest 


1) Ueber die Baumwollkultur hat der Verfasser außer 
den Notizen in seinen Reisebriefen dem Auswärtigen Amt 
einen ausführlichen Bericht erstattet. 


KARTELLWESEN 


Die russischen Industrietrusts. 


Unter »Trusts« verstand und versteht die Wirtschaft 
und Wissenschaft der Kulturwelt bislang vornehmlich 
industrielle und kommerzielle Organisationen, die im 
Gegensatz zu den vertraglich organisierten Kartellen auf 
der Grundlage von Verhältnissen der Kapitalherrschaft 
verschiedenster Formen gebildet sind. Man versteht so- 
nach unter diesem vielseitigen Begriffe Fusionen, Kon- 
trollgesellschaften, aber selbst Interessengemeinschaften, 
sofern sie auf lange Zeit und auf kapitalistischer Grund- 
lage oder mit solchen Zielen, also etwa durch Aktienaus- 
tausch oder mit Gewinnbeteiligung, begründet sind. Das 
Wesentliche ist der Gedanke und die Forderung einer 
Organisation mit der Aufgabe, durch Zusammenfassung 
technisch-kommerzieller Kräfte nicht nur den Wettbewerb 
unter den bisherigen Sonderunternehmen auszuschalten, 
sondern möglichst hierdurch auch eine Monopolstellung 
auf dem Markte zu erringen. Doch wird mit allem Nach- 
druck darauf zu verweisen sein, daß sowohl die unter 
dem Drucke der Antitrustgesetzgebung in den Vereinig- 
ten Staaten modifizierten Trusts wie in noch höherem 
Grade ihre europäischen Nachbilder Monopolstellungen 
nur ganz ausnahmweise und dann zumeist durch spezi- 
fische Grundlagen wie etwa Rechte auf konkurrenzlose 
Erfindungen erringen. Die Monopolkraft der Kartelle ist 
jedenfalls dem Grade nach die ungleich stärkere, aller- 
dings wird sie reichlich ausgeglichen durch die Schwäche 
ihrer vertraglichen Kurzlebigkeit. 

Der Union der sozialistischen Sowjet-Re- 
publiken war es vorbehalten, dem Trustbegriff einen 
neuen, völlig andersartigen Inhalt durch seine Übertra- 
gung auf industrielle Staatsunternehmen zu verleihen. 
Eine logische Verbindungsbrücke ist lediglich darin zu 
finden, daß es sich auch bei ihnen um eine planmäßige 
Zusammenfassung wirtschaftlicher Kräfte, also um eine 
wirtschaftliche Organisation handelt, deren Zweck gleich- 
falls besonders technisch-kommerzielle Reformen bilden. 
Soweit indessen die zwar allmählich sehr reichhaltige 
— die U.d,.S.S.-R. versteht sich auf Reklame minde- 
stens ebensogut wie der strammste Kapitalismus —, aber 
namentlich gegenüber den offiziellen Auslassungen von 
Moskau und Petersburg mit erheblicher Vorsicht zu 
wertende Literatur es erkennen läßt, sind diese russi- 
schen Trusts genau so verschieden von ihrem älteren 
nominellen Vorbild, wie dies russische Staatsideal von 
dem der übrigen Kulturwelt abweicht. 

Schon die Ursachen dieser Organisation sind keines- 
wegs eindeutig klar zu erkennen. Die orthodoxen »wis- 
senschaftlichen« Verteidiger und Propagandisten des Sy- 
stems der russischen Staatswirtschaft sehen hierin eine 


begründet ist und daß auch nach der Mongolei und selbsi 
China Einflüsse der bolschewistischen Idee sich geltend 
machen werden. Zahlreich sind die Een fi 
deutschen Unternehmungsgeist und deutsche Techni 7 
dem Wiederaufbau und Ausbau auf wirtschaftlichem und 
kulturellem Gebiete mitzuarbeiten, als helfender Freund, 
nicht als Ausbeuter, denn in letzterem Falle dürfte er bei 
der anders gearteten Einstellung der neuen Regi rungs- 
formen wenig Entgegenkommen finden. Für diejenigen 
Kaufleute und Ingenieure, die in diesem Sinne nach 
Russisch-Asien reisen werden, werden die Tagebuch- 
blätter des Verfassers manchen wertvollen Wink biete 
wobei insbesondere noch auf seine einleitend gegebenen 
Winke über Reiseausrüstung usw. hingewiesen sei, 
[4072] Fr. Frölich. 


Bearbeiter: Reichswirtschaftsgerichtsrat 
Dr. Tschlerschky, Berlin SW11, Hallesches 
Ufer 23, Fernsprecher: Amt Zentrum 2870 


folgerichtige Durchführung oder Vollendung der marxi- 
stischen Theorie, obwohl diese tatsächlich bis zu ihrer 
programmatischen Konsequenz gar nicht durchgedrungen 
ist. Dagegen erscheint es zweifelsfrei, daß jenes System 
eine notwendige Folge nicht einer sozialistischen Idee, 
wohl aber der radikal-kommunistischen Entwicklung und 
der sich hieraus ergebenden wirtschaftlichen Zerrüttung Í 
darstellt, wobei die Verwüstungen des Krieges und | 
der allgemeine Tiefstand der russischen Arbeiterschaft 
Zwangshilfe leisteten. Goldschmidt!), ein typischer 
Vertreter dieser russisch-jüdischen Revolutionierung, ge- 
steht offen ein: 


Jedenfalls verlangte jener Notzustand der russi- 
schen Wirtschaft die Vertrustung. Denn ‚die Ver 
trustung ist weiter nichts als die rationelle Ausnut- 
zung der technischen Möglichkeiten und der Produk- 
tionsmöglichkeiten, d.h. die Anpassung des vorhan- 
denen technischen Apparates an die Produktion MEE 
lichkeiten. Es ist erst ‚recht das Wesen der sozialis 
schen Vertrustung. Infolgedessen ist der Trust rück- 
sichtslos. Er zerstört die kapita site Anorganität, 
er geht vor gegen die zersplitterte Rentabilitätswir- 
schaft, die eine Verschwendungswirtschaft ist. 5 

Die kommunistische Staatspolitik hatte aber das Ver- 
nichtungswerk des Krieges so gründlich vollendet, daß 
der Staat gar nicht anders konnte, als selbst den Ver- 
such eines Wiederaufbaues zu übernehmen, nachdem ef 
den Unternehmer und den besten Teil des höheren kauf- 
männischen und technischen Personals beseitigt, größ- 
tenteils vertrieben hatte. Das ist die eine Wurzel des 
russischen Industrietrusts. 

Die zweite ergibt sich aus folgendem Bekenntnis 
der genannten Darstellung (S. 89): 


Da es ein Industrieverwaltungsapparat ist, und da 
Rußland eine Arbeiterherrschaft hat, muß die Industrie- 
verwaltung vom Industrieproletariat bestimmt werden. 
Die Gesamtwirtschaft, die Gesamtwirtschaftsverwaltung, 
wird vom Gesamtproletariat Rußlands, von der Gesamt- 
arbeiterschaft bestimmt (Allrussischer Wirtschaftsräte- 
kongreß). 

Die zweite Wurzel ist also eine rein politische: die 
Notwendigkeit, eine Organisationsform zu finden, die dem 
Ideal der »Räte«-Herrschaft Rechnung tragen konnte, zur = 
gleich aber auch dem Umstande, daß diese Räteherr- 
schaft bei dem schon erwähnten Niveau der Arbeiterschaft 
eine weitergehende Autonomie in der Form dezantrali- 4 
sierter Verwaltung nicht vertrug, vielmehr eine straffe 
Zentralisierung erforderte. Verstärkt wurde dieser Zwang 
durch die nüchterne Tatsache, daß der Staat ja schließ- 
lich der einzige, der »Universalkapitalist« geworden war, 


1) Dr, Alfons Goldschmidt, »Die Wirtschaftsorga; 
sation Sowjet-Rußlands«, Berlin 1920, S. 97. 
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daß daher auch nur er über Mittel verfügte, um die in- 


ZN 


dustrielle Maschinerie wieder in Gang zu setzen. Er allein 
konnte hierbei die notwendige Verteilung übernehmen 
und überwachen, und so ergibt sich die Konstruktion 
eines industriellen Staatskommunismus, der zwangläufig 
in den ungeheuerlichsten Absolutismus ausarten mußte. 
Daß dieses Programm selbstredend bei der Ausdehnung 
des »Verwaltungsgebietes« überhaupt nicht restlos durch- 
geführt werden konnte, daß vielmehr, noch bevor die 
»Nationalisierung« auch nur der Hauptindustrien dem 
Programm eingegliedert war, bereits seine Undurchführ- 
barkeit sich ergab und daher sogar Rückbildungen zur 
privatwirtschaftlichen, freilich stark geknebelten Unter- 
nehmung erfolgen mußten, ist bekannt. Aber nicht nur 
die sachlichen Widerstände sind beachtenswert, haben 
doch schon 1918 die qualifizierten Elemente, die Tech- 
niker und Ingenieure, ihre Mitarbeit an diesem Programm 
verweigert. 

In ihrem Aufbau erinnern diese industriellen Verwal- 
tungskonstruktionen ein wenig an gewisse Typen unserer 
Kriegszwangsorganisation. Von der Spitze aus erfolgt zu- 
nächst die Bewirtschaftung der Rohstoffe und ihre Ver- 
teilung an die einzelnen Werke. Dann wird eine Anzahl 
von Fabriken zu einer gemeinsamen Verwaltung, eben 
dem »Trust«, mit eigener Zentrale zusammengefaßt, der 
die Unterverteilung der zugewiesenen Rohstoffe und Geld- 
mittel, die Regelung der Erzeugung in den von der Mos- 
kauer Zentrale den Grundzügen nach diktierten Formen 
obliegt. Auch der Absatz erfolgt nach einem ähnlichen 


System der Zentralisierung, doch ist hier offenbar die 
Durchführung schon weit lockerer, wie sie ja auch viel 
schwieriger ist, besonders solange der scharfe Gegen- 
satz zwischen Industrie und Landwirtschaft nicht in ein 
gleiches kommunistisches System hineingezwungen wer- 


den kann und infolgedessen dieser gerade für Rußland 
größte innere Markt seine eigenen Wege geht. Wahr- 
scheinlich wird an diesem Antagonismus, soweit er nicht 
schon an dem industriewirtschaftlichen Problem, nament- 
lich mit Rücksicht auf die unentbehrlichen auslän- 
dischen Handelsbeziehungen, scheitert, nicht nur dieser 
wirtschaftliche, sondern auch der politische Kommunismus 
zu Grunde gehen. Es lohnt sich daher auch nicht, auf 
Einzelheiten jener auf dem Papier, wie auch Goldschmidts 
Kartogramme zeigen, außerordentlich fesselnden Kon- 
'struktionsverwaltung näher einzugehen, denn sie ist, ganz 
abgesehen von ihrer, aller Praxis widerstreitenden Schwer- 
fälligkeit, zudem mit dem Ballast rein politischer Ten- 
denzen beschwert. 

Die ganze Wirtschaftspolitik Rußlands richtet sich 
nicht nur nach den Beschlüssen der Allrussischen Wirt- 
schaftskongresse, sondern auch nach dem Programm 
der kommunistischen Partei, 

schrieb Goldschmidt noch im Sommer 1920. Inzwischen 
stimmt dies freilich schon insoweit nicht mehr, als sich 
der »Privatkapitalismus« als ein stärkerer, der Parteidok- 


trin mit Erfolg trotzender Gegner erwiesen hat. Das wird 


sich insofern praktisch auswirken, als nicht nur die 
_ »Vertrustung« der Industrie aufgegeben, sondern auch 
ihre etwaigen Reste aus der Zwangsjacke kommunisti- 
scher Parteiideale wieder befreit werden dürften. Was 


bleibt dann übrig? Vermutlich wird es eine Form von 


‚Staatsbetrieben sein, die sich westeuropäischen Mustern 
mehr und mehr anlehnen und als solche, namentlich in 
‚der Form technischer Musterbetriebe, gute Dienste leisten 
zumal in Rußland. ‚Denn eines darf nicht 

hen werden: der Grundgedanke industrieller Kom- 

on und Zentralisation, wie er in jenen russischen, 
‚durchweg vertikal organisierten Trusts zur Verwirk- 


lichung kommen sollte, ist durchaus keine originelle Er- 
findung, sondern die einfache Nachahmung westeuropäi- 
scher und amerikanischer Typen, nur daß man hier einer 
politischen Problematik zuliebe an Stelle schärfster Ratio- 
nalisierung die Aktionsfähigkeit durch weitgehende Be- 
schwerung mit dem Ballast von allerlei »Räten« lähmte. 
Doch scheint neueren Nachrichten zufolge bereits eine 
sehr erhebliche Läuterung dieser Mit- und Unterregie- 
rungen von allerlei der Aufgabe schlechterdings nicht 
gewachsenen politischen Elementen im Gange. 

Die Sowjet-Regierung bleibt begreiflicherweise be- 
müht, Erfolge ihrer Wirtschaftsverfassung aller Welt be- 
kannt zu geben. Ihr neuester Bericht »Aus der Volks- 
wirtschaft der U.d.S.S.R« vom 15. Juni 1924 strotzt 
wiederum von statistischen Ziffern über Zunahme der 
produktiven Leistungen. Abgesehen von einem weit- 
gehenden Mißtrauen gegen die Richtigkeit der Zahlen, 
sowohl was ihre Sammlung wie insbesondere ihre Zu- 
sammenstellung und Auswertung anlangt, ein Mißtrauen, 
das ich aus dem Studium einer fortlaufenden Reihe russi- 
scher Statistiken schöpfe, das sich aber auch zwanglos 
aus dem ganzen Verwaltungssystem heraus ergeben muß, 
sind diese Fortschrittzahlen von durchschnittlich 10 bis 
30 vH sicherlich kein glanzvoller Beweis eines Aufstieges, 
gemessen etwa an dem Stande des Wiederaufbaues der 
übrigen kriegsbetroffenen europäischen Wirtschaften. 
Denn ganz selbstverständlich muß ein so riesenhafter 
Wirtschaftskörper mit außerordentlichen natürlichen Reich- 
tümern schon um der wieder rascher anwachsenden 
Bevölkerung das Existenzminimum allmählich zurückzu- 
gewinnen, das Äußerste herauszuholen. Für die Trusts 
aber beweisen jene bescheidenen Fortschrittzahlen schon 
deswegen höchstens die betonten Fehler des Systems, 
weil sich die S.S.R. die technisch hervorragendsten 
Unternehmen für diese Experimente heraussuchen konnten 
und trotzdem keine besseren Ergebnisse erzielt haben! 

Gleichwohl ist es nicht nur natürlich, sondern durch- 
aus erwünscht, daß sich die wirtschaftliche Kulturwelt, 
zu der das gegenwärtige Rußland noch nicht wieder 
gerechnet werden kann, um diesen Riesenmarkt bemüht. 
Ein einleitender Artikel im oben erwähnten Bericht 
kommt zu dem Ergebnis, »daß eine Handelsunterbrechung 
für Deutschland viel schädlichere Folgen hätte als für 
Rußland«. Wieder ein Zeichen der typischen Einstellung 
einer Regierung, die fortgesetzt ihrem politischen System 
zuliebe Menschenmassen hinopfert und bei diesem Ver- 
fahren allerdings über wirtschaftliche Notwendigkeiten 
anders zu urteilen vermag als geordnete Staatswesen, 
Denn selbst wenn dieses System über kurz oder lang 
beseitigt wird, bleibt Rußland wirtschaftlich noch auf 
Jahrzehnte der Kunde. Selbstverständlich hat aber 
Deutschland an diesem Absatzmarkt ein lebenswichtiges 
Interesse, schon weil hier noch riesenhafte Lücken aus- 
zufüllen sind, und weil jede wirtschaftliche Förderung 
dieses Nachbarn auch ihm selbst wieder rückwirkend 
Zinsen bringen wird, wirtschaftliche und politische! Auch 
hier wird zudem der westeuropäische Kaufmann von 
neuem der Träger moderner Kultur sein, das unheil- 
volle politische System wird von diesen Pionieren weit 
sicherer unterminiert werden als von jeder ee 
Propaganda. | 

»Der Handelsverkehr mit dem Auslande ist pr 
Staatsfunktion, genau so gut wie die Rechtspflege ... .«, 
heißt es weiter in jenem Bericht. _ Diese staatliche 
Funktion kann auf die Dauer, wie ihre bereits rasch 
fortschreitende Durchlöcherung erweist, für ein solches 
Riesenreich nicht aufrecht erhalten werden. Der künst- 
liche Bau würde noch schneller zusammenbrechen, wenn 
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nicht die starke ökonomische Rivalität der größten 
Industrievölker zu Konzessionen an jenes, von ihnen 
längst als unhaltbar erkannte politisch-ökonomische System 
veranlaßte. Das ist vorläufig der stärkste Trumpf, den die 
Sowjet-Regierung in der Hand hat. Nachdem aber der 
gesamte Sozialismus die Verfälschung seiner Ideale durch 
den russischen Kommunismus erkannt hat, und nachdem 
dessen Machthaber Stück für Stück ihres Systems dem 
wirtschaftlichen Rationalismus opfern müssen, erscheint 
es auch vom deutschen Wirtschaftsstandpunkte aus als 
das Zweckmäßigste, diese Entwicklung ruhig ihrem wei- 
teren Läuterungsprozesse zu überlassen, aber durch Pflege 
intensiver Wirtschaftsbeziehungen ihn beschleunigen zu 
helfen. 

Deutschland hat hierbei auch ein besonderes Inter- 
esse an einem Durchgangshandelsverkehr durch Rußland 
weiter nach Persien und China, um so mehr, als die 
Seewege nach dem fernen Osten durch den Verlust unseres 
ostasiatischen Stützpunktes Kiautschou und die seit dem 
Kriege außerordentlich vermehrte Rivalität zwischen 
Indien-England, Japan und den Vereinigten Staaten auf 
lange hinaus kaum so gute Chancen bieten wie vor 1914, 
zumal dieser Transitverkehr damals schon für etwa 
5 Mill. Goldrubel Galanterie- und Kurzwaren in Post- 
paketen allein nach Persien brachte. Vom Standpunkte 
der Sowjet-Regierung erscheint es deshalb auch nur 
folgerichtig, daß sie in ihren krampfhaften Bestrebungen, 
ihre gesamte Handelsherrschaft monopolistisch in der 
Hand zu behalten, auch diesen Verkehr in eigene Regie 
nehmen möchte. Dabei erscheinen gerade die staat- 
lichen Außenhandelsorganisationen als einer der schwäch- 
sten Pfeiler des ganzen staatlichen Wirtschaftssystems. 
Denn sie sind nicht etwa nur Kontrollorgane wie unsere 
im raschen Abbau begriffenen, zudem in erster Linie 
aus dem ganz eindeutigen Grunde einer währungspoliti- 
schen Einfuhrbeschränkung entsprungenen Außenhandels- 
stellen, sondern sie sind wiederum als richtige Trusts 
russischer Idee errichtet, die selbst und ausschließlich 
diese Geschäfte mit dem Ausland betreiben sollen. Die 
private Anbahnung solcher Geschäfte wird zwar gestattet, 
aber nicht über den Rahmen einer Vermittlertätigkeit 
hinaus, den Abschluß mit allen seinen Einzelheiten behält 
sich das Außenhandelsorgan selbst vor; man begreift 
schon nach den Erfahrungen mit unseren eigenen, so be- 
scheidenen Staatsinterventionen, wie glatt und kommerziell 
belebend sich diese Bürokratisierung gerade im Außen- 
handel erweisen muß! Vor allem wäre es von Wert, 
einmal genauere Angaben zu erhalten, wie sich die Ver- 
waltungskosten, einschließlich der ja natürlich unentbehr- 
lichen Agenturen an den wichtigsten Außenhandelsplätzen, 
im Verhältnis zum Umsatz stellen. Vielleicht hat aber 
die Sowjet-Regierung. an diesen Veröffentlichungen um 
so geringeres Interesse, als diese Ziffern wahrscheinlich 
bestimmtere Rückschlüsse auf die politische Betätigung 
jener Institute gestatten würden. 

Zum Schluß seien noch an Hand neuester Veröffent- 
lichungen in verschiedenen deutschen Blättern einige 
Zahlen über die jüngste abgeschlossene Bilanzierung 
eines der wichtigsten Trusts mitgeteilt. Das »All- 
russische Textilsyndikat« mit 29 Filialen und 
41 Agenturen, das von den bekannten 12 Großtrusts mit 
seinem Bilanzergebnis von etwa JO Mill. Goldrubel für 
1923 ungefähr die Hälfte aller Trustüberschüsse lieferte, 
soll seinen Umsatz von Oktober 1923 bis September 1924 


verfünffacht haben von knapp 7 auf etwa 32 Mill. & 
rubel. Zweifellos ist das ein ganz nettes Ergebnis 
jedoch nicht viel besagen kann, wenn man dagegen 
daß zwar ein ganz erheblich illegaler Warenumsafg 
Textilwaren daneben den Markt versorgt, daß aber ® 
Marktpreis, und damit der Umsatz in Geld, ausschlie 
von der Sowjet-Regierung bestimmt wird. Die leist 
fähigen Werke der Trusts arbeiten angesichts des unsi 
baren inländischen Warenbedarfs mit Volldampf in Dopp 
schichten. Wie weit hierbei bereits die durch das Sy, 
des »Nep» mit seiner teilweisen Befreiung von d 
allzu drückenden Fesseln der starren Sozialisierungsep, va 
herbeigeführten Rationalisierungen mitwirken, ist ~< 
nicht festzustellen. Jedenfalls ist weiter zu berück: 
tigen, daß das geltende System nicht nur aus der se} 
verwalteten Wirtschaft beträchtliche Summen herauszjept 
kann und herauszieht — der Haushalt des »Nep« 
für 1924/25 an ordentlichen Einnahmen aus Staatseige, 
und Staatsbetrieben bereits die stattliche Summe von 
1 Milliarde Goldrubel vor —, sondern auch sehr erheb 
liche Summen hineinstecken muß. Allein 40 Mil, 
rubel sind in den außerordentlichen Ausgaben für 
Finanzierung der Industrie eingestellt, wobei es 
trotzdem weniger um produktive Investierungen als 
reine Verwaltungskosten handeln dürfte. Die Bilanzie; 
ist dabei hinsichtlich der Verwendung dieser Mittel, 
in allen einwandfreien Berichten immer wieder h 
gehoben wird, völlig undurchsichtig. Kredite und 
kosten sind ebensowenig auseinandergehalten wie 
Kreditquellen, die teils die Staatskassen unmittelbar, 
Staatsbanken ergeben. Wenn trotz alledem ein A 
auch der Industriewirtschaft herausgerechnet werden 
so muß immer wieder scharf betont werden, daß 
geschlossenen Grenzen und staatlicher Monopolwii 
der Staat es durch die Preisbestimmung in der Hand 
seine wirtschaftlichen Erfolge auf Kosten der Bevölke 
durch eben die von ihm diktierten Warenpreise in 
indirekter Steuern zu subventionieren. Dazu kommt 
eins: Rußland hatte stets eine stark im Volksieb 
wurzelnde Genossenschaftsentwicklung, die dem 
schaftsleben in Produktiv-, vor allem aber auci 
Konsumgenossenschaften eine besonders kräftige, 
wirtschaftliche Stütze und Struktur verliehen hat. 
es den Sowjets, diese Bewegung, wie es nach ursprü 
lichen Versuchen ihrer politischen Unterdrückung 
den Anschein gewinnt, ihren staatssozialistischen P] 
einzugliedern, oder vielleicht richtiger gesagt, umgel 
ihre wirtschaftspolitischen Ideen in die einfache ‘ 
schaftliche Genossenschaftsidee zurückzuverwandeln, 
wird damit ein Fundament für diejenige Rationalis 
der russischen Wirtschaft gegeben sein, die unter Ve: 
auf die grundsätzliche Bekämpfung des »Kapital 
vielmehr dessen Hilfe, namentlich durch Wiederaufn 
ausländischer Beziehungen, in dem Ausmaße in Anspı 
nimmt, wie er sich auch für Rußland allen polii 
Doktrinen zum Trotz täglich notwendiger erweist. 
großen, gut organisierten Genossenschaften, die sich 
und mehr zentrale Verwaltungsspitzen geben und 
durch Gründung eigener Banken — die All-Ukrain 
Genossenschaftsbank z.B. ist die bedeutendste neben 
Staatsbank — finanziell emanzipieren, arbeiten be 
mit ausländischen Krediten. Sie werden, je mehr 
Einfluß wächst, noch weitere Brücken zur ausländi 
»kapitalistischen« Wirtschaft und Kultur schlagen. 
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Heft 2 


Der Dawesplan und die deutsche Wirtschaft. 


Von Geh. Baurat Dr.-Ing. eh. G. Lippart, Nürnberg'). 


Inhalt: Es werden die Belastungen aufgeführt, die die deutsche Wirtschaft infolge der Ausführung des 


Dawesplanes ertragen soll. 


Bei der Metallindustrie, insbesondere bei der Maschinenindustrie, 


wirken sich diese Belastungen in einer Gesamterhöhung der Selbstkosten um 2,7 vH aus. 


Seit der letzten Tagung des Bundes im Januar 1924 
hat die Konsolidierung der wirtschaftlichen und politi- 
schen Verhältnisse im neuen Deutschland Fortschritte ge- 
macht, Fortschritte, die an sich sehr erfreulich sind, die 
< aber nicht darüber hinwegtäuschen dürfen, daß die 
Grundlagen für eine ungestörte Entwicklung der deut- 
schen Wirtschaft immer noch nicht gegeben sind. Immer 
weiß das deutsche Volk nicht, wie hoch letzten 
des die ihm aufzulegenden Gesamtleistungen sein 
sollen, ob die Summe des Londoner Diktats von 1921 mit 
132 Milliarden Goldmark bestehen bleiben oder ermäßigt 
werden wird, wie hoch auf diese Gesamtsumme die bis- 
$) lang von Deutschland gemachten Leistungen angerech- 
= net werden sollen, und welche Rechte auf »Sanktionen« 
‚der Reparationskommission und den alliierten Mächten 
in Zukunft zustehen oder von ihnen beansprucht werden. 
p Der Dawesplan und das Londoner Abkommen be- 
deuten keine endgültige Lösung, sie sind taktische Zwi- 
 schenlösungen, die notwendig waren, um aus den politi- 
schen Schwierigkeiten einen Ausweg zu finden. Es ist 
 müßig, heute zu erörtern, ob bei anderer Zusammen- 
setzung der deutschen Regierung in dem Londoner Ab- 
kommen Einzelheiten günstiger für Deutschland hätten 
staltet werden können. Regierung und Reichstag haben 
dem Abkommen zugestimmt, und das Volk und die deut- 
‚sche Wirtschaft müssen vorläufig mit den sich daraus er- 
 gebenden Folgen und Belastungen rechnen. 
\ Über die Höhe dieser Belastungen und die sich dar- 
aus ergebenden Folgen besteht in weiten Kreisen unseres 
Volkes und sogar auch der deutschen Wirtschaft nicht 
‚die Kenntnis, die von einem ordentlichen Kaufmann 
eigentlich verlangt werden müßte, erhält doch dadurch 
. die Erwerbsfähigkeit des Einzelnen eine zusätzliche Be- 
lastung, die ihm den wirtschaftlichen Erfolg seiner Tä- 
tigkeit erschwert. Es erscheint mir daher nicht unwich- 
tig, die Belastungen selbst Ihnen kurz vor Augen zu 
führen. In der nachstehenden Tafel I finden Sie eine Zu- 
sammenstellung unter dem Gesichtspunkte, wer als Trä- 
ger der nach dem Londoner Vertrag zu tätigenden Lei- 
< stungen anzuschen ist. 
’ Träger dieser Belastungen sind 
1. die Allgemeinheit oder der Staat, indem ge- 
wisse Einnahmen des Staates, und zwar aus den 
Zöllen sowie aus den Steuern auf Bier, Alkohol, 
Tabak und Zucker, der Kontrolle der Alliierten un- 
terstellt werden. Auf dieser Grundlage soll dem 
Staatshaushalte eine gemäß der erwarteten Rückkehr 
zum normalen Gleichgewichtszustande allmählich bis 
auf 1!/, Milliarden im Jahr steigende Summe entnom- 
men werden. 


1) Vortrag gehalten gelegentlich der Tagung des Bundes 
Freunde der Technischen, Hochschule München am 
Dezember 1924. 


Tafel L 


1 2 3 


Reichs- 
Slaat eisenbahn 


Industrie) 
Währungs- 


technischer Aus- 
gleich des Mindest- 
betrages während 
des 1, u. 2. Jahres 


vH) und 


(5 
führende Gesamtsumme 


An den Agenten für Repa- 
‚rationen jährlich abzu- 


Staatshaushalt 


Entnahme aus 
dem 
Zins 


Obligationen 
Verkehrssteuer Z| 


800 
durch äußere Anleihe 
250*) 
\ durch Verkauf von 
} bis zu 500 Eisen- 
bahn-Vorzugsaktien 


1924125 


> 
Ss 
Ss 


1925/26 1220 


1926/27 1200 


1927/28 660 1750 


1928/29] 1250 | 660 300 12500 
*) 250 Millionen fallen an den Staat zurück. 


2. Die Reichsbahn, indem sie: 

a) Obligationen im Betrage von 11 Milliarden aus- 
gibt, die eine allmählich bis auf 600 Mill. im Jahr 
steigende Zins- (5vH) und Tilgungslast (1 vH) er- 
geben, 

b) eine Verkehrssteuer aufbringt in Höhe von 250 
Mill.M im zweiten und 290 Mill.M in den folgen- 
den Jahren. 


3. Die Industrie, indem ihr Obligationen von 5 Milli- 
arden auferlegt werden, die eine allmählich bis auf 
300 Mill. M steigende Zins- (SvH) und Tilgungslast 
(1 vH) ergeben. 


. Da hiermit in den ersten Jahren die von den alliier- 
ten Mächten beanspruchten jährlichen Gesamtsummen, 
die von 1 Milliarde Goldmark im Jahre 1924/25 auf 
25 Milliarden Goldmark jährlich vom Jahre 1928/29 
an bemessen sind, nicht beschafft werden, sind als 
Ausgleich aus währungstechnischen Gründen. zwei 
Belastungen festgesetzt, deren Träger 


. der Staat ist: 

a) durch Aufnahme einer ausländischen Anleihe von 
800 Mill.M im ersten Jahre; 

b) durch den zwar nicht notwendigen, aber mög- 
lichen Verkauf von 500 Mill. Vorzugsaktien der 
Reichseisenbahn im zweiten Jahre, wovon aller- 
dings nur die Hälfte (250 Mill. M) an die Alliier- 
ten abgeführt wird, während die audere Hälfte 
(250 Mill. M) dem Staatshaushalt wieder zugeführt 
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werden kann, um die in diesem Jahre noch zu er- 
wartenden Mehrausgaben zu decken. 


Die beiden letzten Belastungen des Staates haben in 
sofern eine gewisse Besonderheit, als sie Vorauszahlun- 
gen an die Alliierten darstellen und infolgedessen ihr 
Zins- und Tilgungsdienst von den Leistungen, der näch- 
sten Jahre abgezogen wird und nicht noch besonders ge- 
tragen werden muß; sie haben also letzten Endes keine 
dauernde Wirkung und sind in der Tafel I nur deshalb 
mit aufgenommen worden, weil in der vorletzten Spalte 4 
die jährlichen Gesamtleistungen aus dem Londoner Ver- 
trage zusammengestellt sind, 

Diese sämtlichen Leistungen fließen in deutscher 
Währung dem 'Agenten für Reparationszahlungen auf ein 
Konto bei der deutschen Goldnoten-Bank (das ist die 
neue Währungsbank, die Nachfolgerin der bisherigen 
Reichsbank) zu; er hat dieses Konto zu verwalten und 
dafür zu sorgen, daß ein größtmöglicher Betrag an die 
Alliierten abgeführt wird, ohne daß jedoch die deutsche 
und die alliierten Währungen Schwankungen erleiden. 
Zu diesem Zwecke werden von ihm Sachlieferungen in 
Auftrag gegeben und in deutscher Währung bezahlt (für 
bestimmte Warengattungen werden auch Sachlieferungs- 
verträge zwischen der deutschen und den alliierten Re- 
gierungen abgeschlossen) oder Devisen im freien Markt 
gekauft. 

Soweit diese beiden Verwendungsarten nicht möglich 
sind, werden die dem Agenten für Reparationszahlungen 
zufließenden Mehrbeträge auf seinem Konto bei der neuen 
Reichs-Goldnotenbank angesammelt. Für seine finanztech- 
nischen Aufgaben wird der Agent eines Fonds bedürfen, 
der aber nach der Ansicht der Sachverständigen 2 Miili- 
ardenM nicht zu übersteigen braucht. Übersteigen die 
Ansammlungen auf seinem Konto diesen Betrag, so soll 
er berechtigt sein, Kredite an Träger der deutschen Wirt- 
schaft zu gewähren, 

Hierfür sind von den Sachverständigen bestimmte 
Bedingungen festgelegt worden. Erst wenn diese Kre- 
ditgewährung an die deutsche Wirtschaft den Betrag 
von 3Milliarden M erreicht hat, tritt eine Verringerung 
der Jahresleistung Deutschlands ein. 

Die vom Staat vom 5. Jahre ab unmittelbar zu lei- 
stende Zahlung von 1,25 Milliarden M im Jahr wird, wie 
bereits erwähnt, durch Verpfändung der Abgaben auf 
Zölle, Alkohol, Tabak, Bier und Zucker sichergestellt; 
diese Abgaben werden unmittelbar an einen Kommissar 
abgeführt. Nur für den Fall, daß diese verpfändeten 
Abgaben die vorgesehene Summe von 1,25 Milliarden M 
nicht erreichen, ist eine Ermäßigung der Gesamtleistung 
um ein Drittel dieses Fehlbetrages zugestanden, der Rest 
müßte durch eine innere Anleihe aufgebracht werden; 
Mehreinnahmen in den verpfändeten Abgaben über die 
Summe von 1,25 Milliarden M hinaus fallen zu einem 
Drittel an den Agenten. 

Weder das Sachverständigengutachten noch die Lon- 
doner Vereinbarungen besagen etwas darüber, wie lange 
diese Zahlungen fortgesetzt werden sollen, um die Ver- 
pflichtungen des Versailler Vertrages zu beendigen. Ein 
»Wohlstandsindex« sorgt dafür, daß, wenn wider Erwar- 
ten die deutsche Wirtschaft nach Ablauf der fünf Jahre 
noch höhere Belastungen zu tragen in der Lage sein 
sollte, eine solche automatisch eintritt. Auch für den 
Fall, daß die Kaufkraft des Goldes, in welchem Maßstab 
alle Leistungen festgelegt sind, sinken sollte, haben sich 
die Alliierten eine Steigerung der Leistungen ausbedun- 
gen und sie dadurch schmackhaft gemacht, daß sie bei 
Steigerung der Kaufkraft des Goldes, an die wohl keiner 


von den Sachverständigen im Ernst gedacht hat, ein 
entsprechende Minderung der Leistungen zugestehen, 

Vor allem aber fehlt für Meinungsverschiedenheite 
die bei der Abwicklung des Londoner Vertrages unye; 
meidlich sein dürften, die Festlegung einer unparfer 
ischen Entscheidungsinstanz, wie, sie für einige Einzel 
fragen, z.B. bei der Eisenbahn, in einem neutrafe, 
Schiedsrichter vorgesehen ist. | 

Es wird also weiterer politischer Verhandlungen p 
dürfen, ehe das deutsche Volk und die deutsche Wirt 
schaft wissen, wie lange der Frondienst andauern wird 

Ergänzend sei noch darauf hingewiesen, daß die 
Industrie von der hypothekarischen Deckung der Rem 
tenmark befreit und dies auf die Landwirtschaft allei 
übergeführt wird; die Landwirtschaft wird gemeinsam 
mit dem Reich, das 1,2 Milliarden Rentenmark als Dar 
lehen empfangen hat, die Verzinsung und Tilgung über 
nehmen und damit die Liquidation der Rentenmark if 
10 Jahren durchführen. 

Durch die Annahme des Londoner Abkommens 
tens der Reichsregierung ist die Lösung der Reparati 
frage vom politischen auf das wirtschaftliche Gleis 
bracht worden, an die Stelle der Poincareschen Diktat 
ist der Versuch einer vertragsmäßigen Lösung getreten 
Das hat zu einer gewissen Beruhigung geführt, die & 
uns ermöglicht hat, den Währungsverfall anzuhalten, die 
äußere Anleihe aufzunehmen und vielleicht auch ausjän 
dische Privatkredite zu erhalten. Gegenüber dem frühe 
ren Zustande, der gekennzeichnet war durch den Ver 
sailler Vertrag, den Londoner Zahlungsplan, die Micu | 
Verträge, die französisch-belgische Eisenbahn-Regie und 
‚die durch die Zollgrenze zwischen dem besetzten und 
unbesetzten Deutschland zerrissene deutsche Wirtschafts 
einheit bedeutet der jetzige Zustand eine Besserung, del 
den Beginn einer Aufbauarbeit erhoffen läßt, die sowohl 
bei den Wirtschaften der einzelnen Staaten als auch is 
den Beziehungen der Staaten zu einander geleistet wer 
den muß. Í 

Die Stabilisierung der deutschen Währung bringi 
uns dabei den Vorteil, daß wir für die Wirtschaft des‘ 
Reiches einen Goldhaushalt aufstellen und in der Einzel 
wirtschaft wieder zu richtigen Grundlagen für unsere 
Kalkulationen kommen können. Frankreich und die Ost 
staaten haben noch keine‘ gefestigten Währungen, und 
es ist fraglich, ob die großen Ausgaben für die Über 
wachung und den Schutz der neuen Grenzen, insbeson- 
dere die dadurch hervorgerufenen militärischen Ausgaben, 
im Zusammenhang mit der Frage der interalliierten 
Schulden es diesen Ländern schon "bald ermöglichen 
werden, ihre Währungen aus eigener Kraft zu sichern 

Die starke Verschuldung aller europäischen Staaten 
steht auch dem Aufbau der wirtschaftlichen Beziehungen 
der Staaten untereinander entgegen. Die für die Ver 
zinsung und Tilgung der äußeren und inneren Schulden 
aufzubringenden Lasten vermindern einerseits die Kauf 
kraft der Bevölkerung, sie drängen andererseits dahin, 
für einen möglichst großen Anteil der Produktion Ab- 
satz auf dem Weltmarkte zu suchen. Da dieses Bestre- 
ben auch in denjenigen Staaten allgemein geworden ist, 
die vor dem Weltkriege zu den Abnehmerstaaten zähl- 
ten, so ergibt sich als Folge der allgemeine Übergang 
zum Zollschutz, der den Abschluß der Handelsverträge 
zwischen solchen Staaten naturgemäß erschwert. 

Deutschland teilt mit allen europäischen Industrie- 
staaten, England nicht ausgenommen, die doppelte Er- 
schwerung der wirtschaftlichen Lage, einmal durch die 
starke innere Belastung in der Form von Steuern und 
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Abgaben und zum zweiten die Verstärkung des auslän- 
dischen Wettbewerbes sowohl auf dem Inlandmarkte 
wie auf dem Weltmarkte, Es ist für uns ein schwacher 
Trost, daß diese Erschwerung auch die Wirtschaften der 
Siegerstaaten letzten Endes zu vernichten droht, und 
daß diese Staaten daher selbst auf sachgemäße Lösung 
dieser Probleme hinarbeiten werden. Deutschland trägt 
außer diesen allgemeinen Schwierigkeiten noch das Joch 
der Reparationserfüllung, und wenn es auch fraglich ist, 
wie weit das Londoner Abkommen einer endgültigen 
Lösung nahe kommt, so muß doch für die nächste Zeit 
mit den sich daraus ergebenden Lasten gerechnet wer- 
den. Dem Zwange der wirtschaftlichen Notwendigkeiten 
in der weiteren politischen Entwicklung wird es über- 
lassen bleiben müssen, zu verhindern, daß uns alles das 
wirklich trifft, was nach den Feststellungen des Dawes- 
gutachtens unsere Wirtschaft treffen soll. 

Den uns durch die stabile Währung gegebenen Vor- 
teil genauer Kalkulationen müssen wir aber ausnutzen, 
um zu prüfen, in welchem Umfange und in welcher Höhe 
sich die im Dawesgutachten vorgesehenen und im Lon- 
doner Vertrage übernommenen Belastungen auswirken 
werden. 

Die vom Staat unmittelbar zu tragende Belastung 
von 1,25Milliarden verteilt sich auf eine Bevölkerung 
von 60Mill.; das entspricht einer jährlichen Belastung 
von 20M je Kopf der Bevölkerung. 

Die von der Eisenbahn zu tragende Belastung 
muß von dieser abgewälzt werden. Erfahrungsgemäß 
entfällt rd. !/, der Einnahmen der deutschen Reichs- 
bahn auf den Personenverkehr und rd. ?/, auf den Güter- 
verkehr?). Im Personenverkehr wird ein sehr großer 
Anteil auf gewerblich tätige Personen entfallen, deren Aus- 
gaben wieder in den Selbstkosten der gewerblichen Gü- 
ter erscheinen. Bei den Gütern stellen den Hauptanteil 
die Massengüter, und zwar sowohl die gewerblichen 
Roh- und Halbstoffe sowie Fertigerzeugnisse, in der 
Hauptsache Nahrungsmittel, dar. Die Frachten der erste- 
ren wirken sich in den Selbstkosten der gewerblichen 
Erzeugnisse, die letzteren in den Kosten der Lebenshal- 
tung aus. 

Die von der Industrie aufzubringende Belastung 
muß ebenfalls abgewälzt werden, sie erscheint in den 
Selbstkosten ihrer Erzeugnisse und bewirkt in Verbin- 
dung mit den von der Eisenbahn auf die Industrie ab- 
gewälzten Belastungen eine Erhöhung der Preislage und, 
soweit solche nicht in entsprechendem Verhältnis mög- 
lich ist, eine Verminderung des Gewinnes. 

Die Erhöhung der Preislage der industriellen Er- 
zeugnisse bewirkt, soweit es sich um Gegenstände des 
täglichen Verbrauches handelt, in Verbindung mit der 
Abwälzung der von der Landwirtschaft aus der Liqui- 
dation der Rentenbank übernommenen hypothekarischen 

Belastung eine Erhöhung der Lebenshaltungskosten und 
macht sich in der durchschnittlichen Lohnhöhe bemerk- 
bar; soweit es sich um Industrieerzeugnisse für die In- 
dustrie handelt, erschwert die Erhöhung der Preislage 
den Absatz im In- und Auslande und schwächt die Wett- 
bewerbfähigkeit gegenüber dem Auslande, Die Vermin- 
derung des Gewinnes schmälert dem Staat die Möglich- 
keit, sich durch die Steuerung des Einkommens die für 


2j Im Jahre 1913 betrugen die Gesamteinnahmen der 
Reichsbahnen aus: 


Güterverkehr . 
Personenverkehr . 
sonstige Einnahmen 


ihn erforderlichen Mittel zu beschaffen; die Einkommen- 
steuer ist aber, als ertragsreichste direkte Steuer, abge- 
sehen von allen Zöllen und indirekten Steuern, eine 
Haupteinnahmequelle des Staates. 

Wir erkennen also, daß es sich um einen auf mannig- 
fach verschlungenen Pfaden zu denselben beiden End- 
zielen führenden Abwälzungsvorgang handelt, der einer- 
seits die Lebenshaltungskosten. der gesamten Bevölke- 
rung, andererseits die Selbstkosten jedes Erwerbsunter- 
nehmens steigert; erstere Wirkung vermehrt die letztere 
und so wirkt die Reparationslast wie eine Schraube ohne 
Ende, unseres Volkes Lebenshaltung schmälernd und 
unserer Gewerbe Wettbewerbfähigkeit gegenüber dem 
ausländischen Gewerbe mindernd. 

Diese Erkenntnis ist geeignet, den Unternehmungs- 
geist zu lähmen. Aufgabe exakter Wirtschaftsforschung, 
wie wir sie für unsere technischen Hochschulen verlan- 
gen müssen, ist es, den Größenmaßstab dieser Wirkun- 
gen festzustellen, damit der Unternehmer ermessen und 
berechnen kann, ob er ihrer Herr werden und mit den 
ihm zur Verfügung stehenden Mitteln der Technik sie 
meistern kann. Daher muß versucht werden, ziffern- 
mäßig, soweit dies bei der Schwierigkeit der Materie 
möglich ist, die Wirkungen zu erforschen. Dabei werden 
gewisse Annahmen unerläßlich sein, wobei das Bestreben 
obwalten muß, den wirklichen Verhältnissen zahlenmäßig 
möglichst nahe zu kommen. 

Der Herr Reichswirtschaftsminister Hamm hat in 
einem Vortrage vor dem Deutschen Übersee-Club in Ham- 
burg die aus der Reparationserfüllung der Industrie er- 
wachsende Belastung als eine «Dividendensteuer» von 
0,8 bis 0,9vH des Betriebsvermögens geschätzt. Herr 
Dipl.-Ing. Frölich, das frühere geschäftsführende Vor- 
standsmitglied des Vereines Deutscher Maschinenbau- 
Anstalten (und Schriftleiter dieser Zeitschrift, Anm. der 
Schriftl.) hat bereits in einem Aufsatze im «Spektator» 
vom 28. November darauf hingewiesen, daß diese Schät- 
zung irreführend ist, und daß die Belastungen sich in 
einem viel höheren Maße auswirken; er hat insbeson- 
dere darauf hingewiesen, daß sie sich auf den Umsatz 
auswirken, und daß daher hochentwickelte Verfeine- 
rungsindustrien ganz besonders davon betroffen werden. 
Seine Überlegungen und Berechnungen, denen ich in den 
nachstehenden Ausführungen folge, sind in der Tafel II 
übersichtlich zusammengestellt. 

Vom Jahre 1928/29 an sind jährlich zu leisten in 
Millionen: 


von der 


vom Staat Industrie 


1250 


Der Staat muß die Allgemeinheit belasten. 

Wirkung: Erhöhung der Kosten der Lebenshal- 
tung infolge direkter und indirekter Steuern, 
Zölle und sonstiger Abgaben. 

Die Eisenbahn muß abwälzen auf Personenver- 
kehr und Frachten. 

Wirkung: Personenverkehr (t/s der Einnahmen) dient zu 
einem großen Teil der Erwerbswirtschaft in 
der Landwirtschaft, Handel und Industrie; die- 
ser Teil der auf den Personentarifen liegen- 
den Belastung wird auf die Erzeugnisse ab- 
gewälzt. Frachtenverkehr (2/, der Einnahmen) 
dient fast ausschließlich der industriellen oder 
landwirtschaftlichen Produktion; die auf den 
Gütertarifen liegende Belastung wird eben- 
falls auf die Erzeugnisse abgewälzt. á 

Soweit es sich um Erzeugnisse handelt, die dem 
tāglichen Gebrauch dienen, bewirken die abgewälzten 


von der 
Reichselsenbahn 
950 
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Tafel 2. 
Die Leistungen von 


Reichseisenbahn 
950 Mill. M. 


Staat 


1250 Mill. M. 
(bei 60\Mill. Einwoh- 


Handel\und Industrie 
(3/5 A18 Mill.) 


werden verteilt auf 


18x300x8 = 43200 Mill Lohn- 
stunden 


werden in Verbindung mit dem 
Zins und Tilgungsdienst der von 
der Rentenmark übernommenen 
hypothekarischen Belastung von 
1,6 Milliarden auf landwirtschaft- also 260. M. =rd 2,22 Pig ie Std! 
liche Erzeugnisse abgewälzt 43200 
Erhöhung der Lebenshaltung 


(Vernadhlässigt, um Ueberschätz- 
ung an anderen Stellen auszu- 
gleichen) 


Mittlerer Stundenverdienst des 
Arbeitnehmers in der Metall- 
industrie 
100 Pig. 

{Arbeiter und Angestellte) 
Erhöhung von 2,22 Pig. 
= 222 vH. 


Lohn- und Gehaltanteil in den 
Verkaufspreisen der Metall- 
industrie 
(insbesondere Maschinenbau) 
4 vH. 
also Belastung des Umsatzes 
2/5 von 2,22 vH. = 


rd. 09 vH. 
= 


Gesamterhöhung der Selbstkosten in der Metallindustrie 
insbesondere Maschinenindustrie) 


09+18 = 27 vH. 
-s 


Lasten eine Erhöhung der Kosten der Lebenshal- 
tung. Soweit es sich um Industrieerzeugnisse handelt, 
die im Inlande in Industriebetrieben Verwendung finden, 
und bei allen für Ausfuhrwaren verfahrenen Frachten 
(auch der hierfür bestimmten Roh- und Halbstoffe) be- 
wirken die abgewälzten Lasten eine Erhöhung der 
industriellen Selbstkosten. 

Die Industrie muß die Lasten auf ihre Erzeug- 
nisse abwälzen. 

Wirkung: Erhöhung der industriellen Selbst- 
kosten. 

Die Belastung der Reichseisenbahn wird sich also 
nach ihrer doppelten Wirkung verteilen, und zwar wird 
ein geringerer Teil sich in der Erhöhung der Kosten 
der Lebenshaltung, der größere in der Erhöhung der in- 
dustriellen Selbstkosten auswirken. Diese Anteile seien 
geschätzt zu 350 und 600 Mill. M (letzterer so groß g- 
wählt mit Rücksicht auf die erhebliche und steigende 
Bedeutung der Ausfuhr). 

Es wirken sich also aus (Tafel II): 
in Erhöhung der Kosten der Le- 

benshaltung 5 
in Erhöhung der industriellen 
Selbstkosten 


1250 + 350 = 1600 Mill. 


300 + 600 = 900 Mill. 


Die Erhöhung der 
Kosten der Lebenshal- 
tung bewirkt eine weitere Er- 
höhung der industriellen Selbst- 
kosten, indem die daraus sich 
ergebende Erhöhung des Lohne 
niveaus den Anteil der Lohn- 
kosten: in den industriellen 
Selbstkosten steigert. Um einen 
Maßstab für die Höhe der den 
industriellen Selbstkosten ent- 
stehenden Zusatzbelastung zu 
erhalten, soll der Versuch ge 
macht werden, die beiden Wir- 
kungen unter ganz rohen An- 
nahmen rechnerisch, wenn auch 
naturgemäß nur angenähert, 
festzustellen, 

Dabei muß zunächst die 
Wirkung der Erhöhung der Pr 
Kosten der Lebenshaltung auf 
die in der Industrie Erwerb» 
tätigen betrachtet werden, 

Unter der Annahme, daß 
das Reich rd. 60 Mill. Ein- 
wohner hat, von denen die 
Hälfte (30 Mill.) erwerbstätig 

obligationen. ist, und daß die Erwerbstäti- 
gen sich wieder zu 
Fünfteln (12 Mill) 
Landwirtschaft, zu drei Fünf- 
teln (18 Mill.) auf Industrie 
und Handel verteilen®), und 
unter der weiteren Erwägung, « 
daß die in der Industrie 
und Handel. Erwerbstätigen 
von den Abwälzungsmaß- 
nahmen des Staates und der Reichseisenbahn, insbeson- 
dere durch die indirekten Steuern etwas stärker be- 
troffen werden als die in der Landwirtschaft Erwerbs- 
tätigen, mögen die in Erhöhung der Kosten der Lebens- 
haltung sich äußernden Abwälzungen von 1600 Mill. auf 
dem Wege der Schätzung zu zwei Fünfteln (640 Mill. M) 
auf die in der Landwirtschaft, zu drei Fünfteln (960 Mill. 
M) auf die in Industrie und Handel Erwerbstätigen ver- 
teilt werden. 

Die auf die in der Landwirtschaft Erwerbstätigen ent- 
fallenden 640 Mill.M werden naturgemäß auf die land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse abgewälzt werden und deren 
Preise steigern, also zu einer weiteren Erhöhung der 
Lebenshaltungskosten beitragen. Diese Wirkung soll aber 
im Folgenden bewußt vernachlässigt werden, weil es sehr 
schwer sein würde, hierbei ziffernmäßige Berechnungen 
aufzustellen; insbesondere sind die Einflüsse der Ausfuhr 
und Einfuhr landwirtschaftlicher Erzeugnisse schwer ge- 
geneinander abzuwägen. Auch soll nicht verkannt wer- 
den, daß die Erhöhung der Lebenshaltungskosten eine 
allgemeine Einschränkung der Lebenshaltung nach sich 
ziehen wird. Diesem Umstande soll ebenfalls durch die 
bewußte Vernachlässigung dieses Postens Rechnung ge- 
tragen werden. Die Vernachlässigung der Wirkung die- 
ses Teiles der Belastung ist aber zugleich ein Ausgleich 
für etwaige im folgenden auftretende Überschätzung. 


Industrie 
300 Mill. M. 


der inHustriellen 
Selbitkosten 


00 Mill. M. Zinsen 
.) und Tilgung (1 vH.) 
uf die Industrieunter- 
n nach Massgabe der 
‚vermögen umgelegt. 
in Höhe von 20 vH. 
Betriebsvermögens 
u. Tilgung = 6 vH.; 


Maschinenfabrik) 
iht sich eine Belastung 
vH. des Umsatzes aus 
Tilgung der Industrie- 


3) Diese Teilung ist geschätzt auf Grund der Ergebnisse 
der Berufszählung von 1907 unter Berücksichtigung der 
stärkeren Entwicklung der in der Industrie beschäftigten 
Erwerbstätigen seit jener Zeit. 
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Es würden alsdann für 18Mill. in Industrie und 
Handel Erwerbstätige 960 Mill. M, die sich in einer Er- 
höhung der Kosten ihrer (und ihrer Familien) Lebens- 
haltung. auswirken, in eine Erhöhung des Lohnniveaus 
umzurechnen sein. Bei 300 Arbeitstagen zu je 8 Arbeits- 
stunden ergeben sich 

18000000 x 300 x 8 = 43200000000 Arbeitsstunden 
und eine zusätzliche Belastung von 


u, M = rd. 222 Pf je Arbeitsstunde, 
die sich in Forderungen nach Erhöhung des Lohnniveaus 
äußern wird. 

Es ist selbstverständlich, daß diese mittels Durch- 
schnittsrechnung gefundene Ziffer gemäß der absoluten 
Höhe des einzelnen Einkommens berichtigt werden müßte, 
sie soll für die vorliegende Untersuchung auch nur als 
Maßstab dienen und nur mit allem Vorbehalt verwendet 
werden. 

Betrachten wir nun die Wirkungen derjenigen Leistun- 
gen, die sich unmittelbar in einer Erhöhung der 
industriellen Selbstkosten äußern, also der 
300 Mill. M, welche die Industrie als Zins- und Tilgungs- 
dienst der Industrieobligationen leisten muß, und der 
600 Mill. M, die nach der vorhin gemachten Annahme von 
der Reichseisenbahn so abgewälzt werden, daß sie sich 
unmittelbar in den industriellen Selbstkosten auswirken. 
Hierbei kommen wir zu einem Maßstab durch folgende 
Betrachtung: 

Berechnungen in der Industrie haben ergeben, daß 
die Umlegung der Industrie-Obligationen auf die ein- 
zelnen Werke eine Belastung bis zu @vH des Be- 
triebsvermögens ergibt, die dann mit 6vH zu verzinsen 
(5 vH) und zu tilgen (1 vH) sein wird. Diese Abgabe 
des einzelnen Werkes wird in den Selbstkosten seiner 
Erzeugnisse zum Ausdruck kommen, und zwar unter 

Berücksichtigung des Verhältnisses von Umsatz zum 
Betriebsvermögen. 

Unter Zugrundelegung der Verhältnisse in der mir 
nahestehenden Eisen und Metall verarbeitenden Industrie 
komme ich bei Einsetzung eines mittleren Stundenver- 
dienstes des Arbeitnehmers (Arbeiter und Angestellte) 

von 1,00M, einem Anteil von 40 vH der Löhne und 
Gehälter in den Verkaufspreisen der Erzeugnisse, und 
einem doppelten Umsatz des Betriebsvermögens, An- 
nahmen, die naturgemäß nur als große Durchschnitts- 


_ annahmen anzusehen sind, zu folgendem Ergebnis. 


Die Erhöhung des Lohnniveaus von 2,22 Pf je Stunde 
infolge der Erhöhung der Kosten der Lebenshaltung be- 


deutet bei 100 Pf Stundenverdienst 322 vH und für die 


 40vH Lohnanteil in den Verkaufspreisen eine Erhöhung um 


i ERBE rd. 0,9 vH. 


Die 6prozentige Zins- und Tilgungszahlung der In- 
istrie-Hypothek, welche die gesamte Industrie mit jähr- 
lich 300 Mill. M belastet, beim einzelnen Unternehmen rd. 

p 20H des Betriebsvermögens*) ausmacht, ergibt bei dop- 
em Umsatz des Betriebsvermögens eine Belastung des 
Umsatzes mit 0,6vH. In gleicher Weise ist aber zu 
berücksichtigen die auf die Industrie seitens der Reichs- 


esse abzuwälzende Last, nach unserer vorherigen 


"Annahme 600 Mill, so daß sich die Belastung des in- 

el Umsatzes als ?/,x0,6—=1,8 vH darstellt. 
Diese Betrachtungsweise, die ich mit allen Vor- 
‚alten wegen der zu ihrer Durchführung gemachten 


#) Inzwischen ist der genaue Prozentsatz für die Um- 
g der Industriebelastung von der Reichsregierung auf 
‚1 vH des Betriebsvermögens festgesetzt worden. 


summarischen Annahmen wiedergebe, führt zu dem. Er- 
gebnis, daß unsere in Bayern so weit verzweigte Metall- 
und Maschinenindustrie mit einer durch die Reparations- 
leistungen herbeigeführten zusätzlichen Belastung ihres 
Unisatzes von 


09-+18= 2,7 vH 


wird rechnen müssen, wobei die mittelbare Belastung, 
die durch Abwälzung ihrer Lasten seitens der Landwirt- 
schaft sich noch auswirkt, unberücksichtigt geblieben ist. 


Hierbei möchte ich ausdrücklich noch einmal darauf 
hinweisen, daß es sich bei dieser Untersuchung lediglich 
um die Feststellung des Größenmaßstabes der durch die 
Reparationserfüllung der Industrie erwachsenden Zusatz- 
belastung handelt. Die übrigen Erhöhungen der Selbst- 
kosten (z. B. Achtstundentag, verminderte Arbeitsfreudig- 
keit der Arbeitnehmer, ungenügende Ausnutzung der Be- 
triebsmittel infolge der im Verhältnis zum Absatz zu stark 
vergrößerten Betriebe, Steuern u. a. m.) sind bei dieser 
Betrachtung gar nicht behandelt. 


Bedenkt man, daß die Rentabilität des Betriebsver- 
mögens der Aktiengesellschaften der Metallindustrie und 
des Maschinenbaues vor dem Kriege sich gemäß den 
Feststellungen des Kaiserlichen statistischen Amtes zwi- 
schen 7 und 11 vH bewegte, so erkennt man die unheil- 
volle Fessel, die der deutschen Industrie durch diese 
Zusatzbelastung des Umsatzes entsteht, und die auch auf 
deren Kreditfähigkeit zurückwirkt. 


Diese zusätzliche Belastung wird in voller Höhe erst 
in fünf Jahren eintreten; wir haben also eine Galgenfrist, 
innerhalb deren wir versuchen können, unsere Betriebe 
umzustellen und neben den anderen Maßnahmen, die not- 
wendig sein werden, um die Folgen unseres wirtschaft- 
lichen und politischen Zusammenbruches zu mildern und 
allmählich zu beseitigen, auch dieser für eine lange Reihe 
von Jahren bevorstehenden Zusatzbelastung durch Ver- 
besserung unserer Arbeitsverfahren und äußerste Spar- 
samkeit in den Betrieben einigermaßen zu begegnen. 


Für die Metall- und Maschinenindustrie kommt er- 
schwerend hinzu, daß für sie die Wirkungen sich noch 
in verstärktem Maße geltend machen, weil die bei ihren 
Roh- und Halbstoffindustrien auftretenden ähnlichen zu- 
sätzlichen Belastungen auf sie abgewälzt werden dürften. 
Die ermittelte zusätzliche Belastung von 3,7 vH dürfte 
sich also für sie noch erhöhen. 

Wir in Bayern, die wir von jeher, insbesondere in 
der Maschinen- und Metallindustrie, mit Rücksicht auf 
die schwierigen® Arbeitsbedingungen nur unter ständiger 
Beobachtung aller die Selbstkosten beeinflussenden Fak- 
toren uns unsere Wettbewerbfähigkeit gegenüber den 
im Rohstoffbezug und der geographischen Lage zu den 
Absatzmärkten günstiger gestellten Werken in anderen 
Gegenden des Reiches haben erhalten können, wir wer- 
den dieser zusätzlichen Belastung unserer Fertigungs- 
kosten besondere Aufmerksamkeit widmen müssen. Auch 
unsere Hochschulgemeinschaft wird vorausschauend Wege 
weisen und die Hilfe ihrer wissenschaftlich arbeitenden 
Mitglieder den im harten Erwerbskampfe ringenden Ver- 
tretern der Praxis leihen müssen, um durch Zusammen- 
wirken von Wissenschaft und Praxis Fortschritte zu 
zeitigen, die den Bestand und die Weiterentwicklung 
der bayerischen Industrie trotz aller auf sie einstürmenden 
Schwierigkeiten sichern. 

Ich darf daran erinnern, daß in diesem Sinne auf 
den beiden vorhergehenden Hochschultagen von mir die 
Fragen der Erziehung unseres Ingenieurnachwuchses und 
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der wissenschaftlichen Arbeit und Forschung in der 
Maschinenindustrie angeschnitten worden sind; die Vor- 
träge haben Einzelheiten dieser Fragen dann vertieft be- 
handelt. Im Mittelpunkte unserer heutigen Tagung steht 
die Elektrotechnik, und zwar, wie die Titel einiger Vor- 
träge Ihnen bereits andeuten, als Helferin für Erhöhung 
der Wirtschaftlichkeit und der Produktion. Meine Dar- 
legungen über die unserer Industrie aus der Reparations- 
last erwachsenden Folgen haben gezeigt, mit welcher 
zusätzlichen Belastung des Umsatzes wir in Zukunft 


etwa zu rechnen haben werden. Das Ergebnis ist ge- 
eignet, uns ernst zu stimmen, aber nicht, uns hoffnungs 
los zu machen. Die weiße Kohle soll und muß în 
Bayern mehr als in irgendeinem anderen der deutschen 
Länder in den Dienst der Erhöhung der Wirtschaftlichkeit 
aller gewerblichen und landwirtschaftlichen Betriebe ge. 
stellt werden. Dazu ist Aufklärung von seiten une 
parteiischer wissenschaftlicher Kreise notwendig; sie 
geben, ist eine hohe Aufgabe für unsere Hochsch 
und ihre Lehrer. 


Die Durchführung der Industriebelastung. 


Von Dr. Spangenberg, Regierungsrat im sächs. Finanzministerium, Dresden. 
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Die Belastung der deutschen Industrie mit einer Re- 
parationsschuld von 5 Milliarden Goldmark ist, wenn sie 
auch schon in der Rentenbankbelastung der deutschen 
Wirtschaft eine Art Vorgängerin gehabt hat, doch ein so 
neuartiges Gebilde, daß sich bei ihrer Durchführung eine 
große Reihe von Fragen ergeben, die in den Gesetzen 
offen geblieben sind. Diese Fragen sind nicht nur in 
Literatur und Fachpresse vielfach erörtert, sondern neuer- 
dings in mehreren Durchführungs-Verordnungen 
und Runderlassen des Reichsfinanzministers behandelt 
worden. Der Zweck dieser Zeilen ist, hieraus das her- 
vorzuheben und klarzustellen, was für den Unternehmer, 
der von der Industrielast betroffen wird und sich deshalb 
praktisch mit diesen Gesetzen befassen muß, besonders 
wichtig isti). 

Zunächst sei betont, daß die Industriebelastung nicht 
den Betrieb, sondern den Unternehmer trifft. Ist ein 
Unternehmer an mehreren Betrieben beteiligt, ist er z.B. 
zugleich Inhaber einer Einzelfirma und Teilhaber einer 
offenen Handelsgesellschaft, so wird sein gesamtes be- 
lastetes Betriebsvermögen einschließlich aller Nebenbe- 
triebe zusammengerechnet. Es bildet in dem Umfange, 
in welchem es zur letzten Vermögenssteuer veranlagt 
worden war, die Bemessungsgrundlage für die Industrie- 
last (wichtig, wenn die Freigrenze von 50000 M zwar 
nicht von den einzelnen Betriebsvermögen, aber von 
ihrer Gesamtheit überschritten wird); der Unternehmer 
muß darüber eine einheitliche Obligation ausstellen, Be- 
troffen werden übrigens auch Unternehmer, die nach dem 
allgemeinen Stichtag für die Vermögenssteuer, aber vor 
der Umlegung der Industrielast steuerpflichtig werden. 
Für die Zusammenrechnung des Betriebsvermögens für 
Ehegatten. gelten besondere Bestimmungen. Nachträgliche 
Änderungen der Veranlagung zur Vermögenssteuer kön- 
nen nur berücksichtigt werden, soweit sie dem Finanz- 
amt noch vor der Erteilung des Belastungsbescheides 
bekannt werden, 

Für 

7 Gesellschaften 
sind folgende Besonderheiten zu beachten: 

1. Bei der offenen Handelsgesellschaft und 
der gewöhnlichen Kommanditgesellschaft ist jeder 
einzelne Gesellschafter und Kommanditist als Unterneh- 


1) Die Grundgedanken der Industriebelastungs-Gesetze sind 
von mir bereits in Nr. 46 der VDI-Nachrichten vom 12. No- 
vember 1924 dargelegt worden, 


mer anzusehen. Demnach muß jeder für sich eine b 
sondere Einzelobligation ausstellen, und zwar in Höhe 
seines Geschäftsanteils und des Betriebsvermögens, das 
ihm daneben etwa noch allein gehört. 

2. Bei Aktiengesellschaften, Kommandit 
gesellschaften auf Aktien, Gesellschaften 
m.b.H., eingetragenen Genossenschaften und sonstir 
gen Personenvereinigungen mit wirtschaftlichem 
Geschäftsziele und Geschäftsbetriebe gilt die Gesellschaft 
und nicht der einzelne Aktionär, Gesellschafter und der- 
gleichen als Unternehmer. Auch die persönlich haftenden 
Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft auf Aktien 
werden nicht als Unternehmer angesehen. Besitzt also 
ein Unternehmer außer seinem eigenen Betriebe noch 
Aktien anderer Unternehmungen, so werden diese nicht 
zu seinem Betriebsvermögen gerechnet. Der stille Ge- 
sellschafter ist gleichfalls nicht als Unternehmer zu 
betrachten. 

3. Ebensowenig wie Einzelpersonen, die, ohne 
selbst als Unternehmer tätig zu werden,lediglich Anteil 
an den vorstehend genannten Gesellschaften besitzen, 
als Unternehmer gelten, ist dies auch bei den sogenann- 
ten Dachgesellschaften (Holding-Gesellschaften) der 
Fall. Dabei ist natürlich vorausgesetzt, daß die Dachgi 
sellschaft sich auf den Besitz und die Verwaltung der 
Anteile an den zu dem betreffenden Konzern gehörigen 
Gesellschaften beschränkt und nicht materiell, z.B. als 
Zentralverwaltung, in die Betriebs- oder Geschäftsführung 
ihrer Tochtergesellschaften eingreift. Für diesen Fall 
fehlt es noch an Bestimmungen, die die Gefahr einer 
Doppelbesteuerung ausschließen. 

Die Industrielast trifft nun aber nicht alle Unter 
nehmer gewerblicher und industieller Betriebe. Vielmeh 
sind 4 verschiedene Gruppen zu unterscheiden: j 

a) Überhaupt nicht belastet werden die Landwirt: 
schaft und außerdem alle Kleinunternehmen, deren Be 
triebsvermögen 20000 Goldmark nicht übersteigt. 

b) Nur an der Aufbringung der Zinsenlast be- 
teiligt sind alle Unternehmer mit einem Betriebsver- 
mögen von 20 bis 50000 M sowie verschiedene Un 
nehmergruppen, über die noch Näheres zu sagen sein 
wird, 

c) Die übrigen industriellen und gewerblichen Un- 
ternehmer nehmen nicht nur an der Aufbringung der 
Zinsenlast mit teil, sondern haften zugleich nach außen 
für die gesamte — ihnen und der Gruppe b) zusam- 
men obliegende — Verzinsung und Tilgung der Indu 
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strielast, indem sie der Bank Einzel-Obligationen aus- 
stellen. Sie übernehmen damit außer ihrer eigenen Ver- 
pflichtung zugleich eine Art von Bürgschaft für die 
Gruppe b). 

d) Die Obligationen der größten Unternehmer kön- 
‚nen bis zum Betrage von 500 Mill. Goldmark durch 
den Treuhänder veräußert werden. Diese Gruppe von 
Unternehmern wird also besonders schwer betroffen, 
weil die Inhaber der veräußerlichen Obligationen, die 
wohl wenigstens teilweise Ausländer sein werden, 
direkte Gläubiger der betreffenden Werke werden, 


Das etwas verwickelte Verhältnis zwischen den Grup- 
pen b), c) und d) wird am besten durch drei konzen- 
trische Kreise veranschaulicht, wobei allerdings dem Ver- 
hältnis des Flächeninhalts dieser Kreise keine Bedeutung 
beigemessen werden darf, da die hierzu erforderlichen 
Zahlen noch nicht zur Verfügung stehen (Abb. 1). 


Abb. 1. Unterschiedliche Auswirkung der 
Industrielast auf die einzelnen Unternehmergruppen. 


Zu Gruppe b) gehören (abgesehen von der Frei- 
grenze von 50000 Goldmark) folgende Kreise von Unter- 
nehmern: 


1. Der Handel. Zum Begriff des Handels gehört, 
daß die gekaufte Ware ohne Bearbeitung oder Verarbei- 
tung, also unter Wahrung ihrer Wesensart, weiter ver- 
äußert wird. Arbeiten, die lediglich zum Zwecke des 
Sortierens, Reinigens oder Erhaltens erfolgen, fallen 
dabei natürlich nicht ins Gewicht. Als Handel gilt auch 
die Tätigkeit der Handelsagenten (Vertreter), Handels- 
makler und Kommissionäre sowie der Buchverlag, nicht 
aber Druckereien, Apotheken, wenn in ihnen Medika- 
mente und dergleichen hergestellt werden, sowie Lager- 
häuser, soweit letztere nicht zum Verkehrsgewerbe zu 
zählen sind. 


2. Das Bank- und Versicherungsgewerbe, 
wozu natürlich nicht die Banken gehören, die tatsäch- 
lich nur die Zentralverwaltung einer Gruppe von indu- 
striellen Unternehmungen darstellen. 


3. Das Gast-, Schank- und Beherbergungs- 
gewerbe. 


Bei diesen drei Gruppen ist aber zu beachten, daß sie 
nur dann von der Belastung befreit sind, wenn sie aus- 
schließlich eins der betreffenden Gewerbe zum Gegenstand 
haben. Nicht befreit sind also gemischte Betriebe, die zum 
Teil unter die Belastung fallen, also z. B. eine Fahrradfabrik, 
die ihre Waren in eigenen Läden verkauft, oder ein Verlag, 
der seine Bücher in eigener Druckerei drucken läßt, oder 
ein Kaufmann, der seine Waren in erheblichem Umfange 
von anderen Unternehmen (z. B. Heimarbeit) bearbeiten läßt 
und dann weiter verkauft. Dies gilt auch dann, wenn der 
eigentliche Hauptbetrieb an sich befreit wäre und nur ein 
Nebenbetrieb das belastete Gewerbe betreibt. Anders nalür- 
lich, wenn zwei selbständige Betriebe vorliegen, was im Ein- 
zelfalle oft schwer zu unterscheiden sein wird. 


4. Das Verkehrsgewerbe. Hierzu gehören Spe- 
ditions- und Frachtfuhrwerkgeschäfte, ferner Luitver- 
kehrsgesellschaften, Reisebüros, Droschken- und Dienst- 
mannsinstitute, Beerdigungsgesellschaften usw. Belastet 
werden dagegen alle Schiffahrtsbetriebe (See- und Binnen- 
schiffahrt, Personen- und Frachtschiffahrt) und alle Pri- 
vat-, Klein- und Straßenbahnen. 

5. Musik-, Theater- und Schaustellungsbe- 
triebe, 

6. Werbende Betriebe des Reiches, der Länder, 
der Gemeinden und Komunalverbände, soweit sie von 
dem 3]. August 1924 als solche begründet waren. Durch 
nachträgliche Verstaatlichung kann also die Belastung 
nicht umgangen werden, 

7. Die Landwirtschaft. Hierzu gehören außer 
Ackerbau und Viehzucht auch Forstwirtschaft, Gärtnerei, 
Weinbau und Fischerei. Dagegen werden natürlich die 
Betriebe, die die unmittelbare Ausbeutung von Boden- 
schätzen zum Gegenstande haben, belastet, also z.B. 
Steinbrüche, Kalk-, Kies- und Lehmgruben, Torfsteche- 
reien und Eiskellereien. Der Grund für diese Schonung 
der Landwirtschaft liegt vor allen Dingen darin, daß 
diese vorläufig noch mit einer Rentenbank-Grundschuld 
von 5yH des Wehrbeitragswertes belastet bleibt, während 
Industrie, Gewerbe und Handel von der Rentenbankbe- 
lastung befreit worden sind. Die Landwirtschaft allein 
ist auch sogar von der internen Aufbringungspflicht be- 
freit (s. oben). 


Besonderer Beachtung bedarf das 


Verhältnis von Haupt- und Nebenbetrieben. 
Der Nebenbetrieb unterscheidet sich von einem un- 
selbständigen Bestandteil eines Betriebes, wie z.B. der 
Verkaufsabteilung einer Fabrik, durch eine gewisse Selb- 
ständigkeit der Organisation und einen eigenen Geschäfts- 
kreis. Anderseits besteht der Unterschied zwischen einem 
Neben- und einem selbständig neben dem Hauptbetrieb 
des Unternehmers stehenden zweiten Hauptbetrieb in der 
wirtschaftlichen Zweckbestimmung. Der Nebenbetrieb 
muß überwiegend den Zwecken seines Hauptbetriebes 
dienen, z.B, der Verwertung von Abfällen aus seiner 
Produktion oder dem Vertrieb seiner Erzeugnisse. 


Grundsätzlich sind nun Nebenbetriebe, mit Ausnahme 
der landwirtschaftlichen, auch wenn sie an sich befreit 
wären, dann mitbelastet, wenn ihr Hauptbetrieb der In- 
dustriebelastung unterliegt. Umgekehrt sind Nebenbe- 
triebe, die an sich belastet wären, befreit, wenn ihr 
Hauptbetrieb wegen seines Gegenstandes frei ist. Hier 
gilt aber eine bemerkenswerte Ausnahme für Haupt- 
betriebe des Bank-, Versicherungs-, Gast-, Schank- oder 
Beherbungsgewerbes und des Handels. Gehört nämlich 
zu einem solchen an sich freien Betrieb ein Nebenbetrieb, 
der seinem Charakter nach von der Industrielast betrof- 
fen wird, also z.B. eine Fabrik, so werden sowohl 
Haupt- als Nebenbetrieb belastet. Für diese Wirtschafts- 
gruppen ist deshalb die eben gegebene Abgrenzung des 
Begriffs »Nebenbetrieb« von besonderer Wichtigkeit, da 
natürlich ein unselbständiger Bestandteil des Hauptbetrie- 
bes oder ein selbständiger zweiter Betrieb das Schicksal 
des Hauptbetriebes nicht beeinflussen kann. Nicht min- 
der wichtig ist die Unterscheidung für die Landwirtschaft, 
da ein landwirtschaftlicher Nebenbetrieb, wie die Spiri- 
tusbrennerei eines Rittergutes, stets, auch nach dem Auf- 
bringungsgesetze, befreit ist, während ein selbständiger 
Hauptbetrieb, zum Beispiel eine Zuckerfabrik, belastet 
bleibt. 
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Für die Umlegung der Industriebelastung hat die 
Reichsregierung auf Grund von statistischen Ermittlungen 
bestimmt, daß jeder Unternehmer 17,1vH seines belaste- 
ten Betriebsvermögens zu verzinsen und zu tilgen hat. 
Da die Umlagesumme 5 Milliarden Goldmark betrug, er- 
gibt sich, daß das gesamte Betriebsvermögen der Teile 
der deutschen Wirtschaft, die für die Verzinsung und 
Tilgung der Industrielast haften, auf rd. 30 Milliarden 
Goldmark zu veranschlagen ist (s. Abb. 2). 

Bekanntlich wird diese Umlage später nach jeder 
neuen Veranlagung zur Vermögenssteuer von neuem er- 


besamisumme der Indusfrie= 
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Abb. 2. Verhältnis der Industrielast zum gesamten Betriebsvermögen 
der belasteten Industrien (29,239 Milliarden Mark). 


folgen. Bei der Berechnung im Einzelfall wird das ein- 
zelne Betriebsvermögen auf volle 1000M nach unten ab- 
gerundet. Wenn aber lediglich infolge dieser Abrundung 
èin Betriebsvermögen auf die Freigrenze von 50000 M 
sinkt, so tritt ausnahmweise keine Befreiung ein und es 
wird dieser Betrag der Belastung zugrunde gelegt. Bei 
der Umlegung waren die wichtigsten Gruppen der deut- 
schen Industrie in einem durch das Gesetz genau be- 
stimmten Verhältnis heranzuziehen, das sich aus Abb.3 
ergibt. 
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Abb. 3. Verteilung der Industrielast auf die 
verschiedenen Unternehmergruppen. 


Wie sich nunmehr die Industrielast im einzel- 
nen auswirkt, sei an dem Beispiele eines Unternehmers 
erläutert, der zur Vermögenssteuer für 1924 mit einem 
Betriebsvermögen von 1 Mill. Goldmark veranlagt worden 
ist. Dieser hätte eine Industrielast von 171000 Goldmark 
zu verzinsen und zu tilgen, und zwar mit folgenden Be- 
trägen: 


Leistung 
ab 1.Sept. 1925 mit 2,5vH . 4275 Goldmark 
»1.» 1% » 50»... 8550 » 
und » 1.» 197 » 50»-+1vH 
II es aa er EZ > 


jährlich, also auf die Dauer mit rd. 1 vH seines Vere 
mögens. Dabei muß aber immer wieder hervorgehoben 
werden, daß diese Belastung zunächst nur auf dem Papier 
steht. Die tatsächliche Zahlungspflicht der ber 
lasteten Unternehmer, die, wie oben angeführt, durch das 
Aufbringungsgesetz bestimmt wird, wird hoffent- 
lich erheblich geringer sein. Der Prozentsatz für die 
Umlegung der Aufbringungspflicht wird jedoch erst später 
bekannt gegeben werden. Da die erste Zinsrate erst 
am 1. März 1926 fällig ist, ist anzunehmen, daß dieser 
Umlegung nicht mehr der Vermögensstand vom 31. De. 
zember 1923, sondern der vom 31. Dezember 1924 zu. f 
grunde gelegt wird. 


Auf Grund der Umlage ist dem einzelnen Unter- 
nehmer von seinem Finanzamt in diesen Tagen ein Be. 
lastungsbescheid für sein gesamtes belastetes Be- 
triebsvermögen zugegangen unter Beifügung eines Vor. 
druckes für die Einzelobligation, die der Unternehmer 
für dieses gesamte Vermögen ausstellen muß. Der Be. 
scheid stellt eine endgültige Entscheidung dar, ist als 
was besonders zu beachten ist, völlig unanfechtbar, 
weil er ja auf der Veranlagung zur Vermögenssteuer be- 
ruht, für die ausreichende Rechtsmittel zur Verfügung 
standen. Dies gilt nach dem Wortlaut des Gesetzes auch 
dann, wenn der Bescheid auf irrigen Voraussetzungen 
beruht, z. B. Betriebsvermögen heranzieht, was tatsäch- 
lich von der Belastung befreit ist. 


Die Unterzeichnung der Einzelobligation 
hat vor dem Vorsteher des Finanzamtes oder seinem 
Stellvertreter durch den Unternehmer oder einen Bevoll- 
mächtigten zu erfolgen, wobei sich diese über ihre Per- 
sönlichkeit und ihre Vertretungsmacht genügend aus- 
weisen müssen. Statt dessen genügt auch die Einsendung 
der unterzeichneten Obligation, wenn die Unterschrift 
gerichtlich oder notariell beglaubigt ist. In jedem Falle 
aber muß die Obligation binnen zehn Tagen nach Zu- 
stellung des Bescheides in den Händen des Finanzamtes 
sein. Für die Unterzeichnung durch gesetzliche Vertreter 
von juristischen Personen, von Minderjährigen und dergil, 
durch den Ehemann für die Ehefrau und andre ähnliche 
Fälle sind besondere Bestimmungen getroffen. Ist das 
belastete Betriebsvermögen in der Zeit zwischen der 
Veranlagung zur Vermögenssteuer und der Unterzeich- 
nung auf einen andern übergegangen, so muß der Rechts- 1 
nachfolger oder Erwerber die Einzelobligation unter- 
schreiben. Dabei werden die Last, die ihn bisher ge- 
troffen hat, und die Last, die auf ihn neu übergegangen $ 
ist, zusammengerechnet. Kommt der Unternehmer der 
Unterzeichnungspflicht nicht rechtzeitig nach, so wird en y 
da die Ausstellung der Einzelobligationen bis zum 14. Fe- 
bruar 1925 durchgeführt sein muß, damit rechnen müssen, | 
daß die Obligation mit Wirkung für ihn zwangsweise. 
durch den Leiter des zuständigen Finanzamtes ausge- | 
stellt wird. 

Darüber, wer zu den Großunternehmern gehört 
deren Einzelobligationen im Gesamtbetrage von 1,5 Mil- 
liarden Goldmark bis zur Hälfte der auf den einzelnen 
Unternehmer fallenden Belastung, höchstens aber bis zu 
insgesamt 500 Mill. Goldmark, durch den Treuhänder ver- 
äußert werden dürfen, besteht noch keine Klarheit. Die 
ja besonders schwerwiegende Entscheidung hierüber wird 
anfechtbar sein und zwar bei einem Senat des Reichs- 
finanzhofs, 

Über die kraft Gesetzes am 1. September 1924 an den 
Grundstücken des belasteten Unternehmers entstandene 
öffentliche Last hat das Grundbuchamt einen ent- 
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sprechenden Hinweis im Grundbuche einzutragen, 
sobald ihm die Bank für deutsche Industrieobligationen 
die Belastung des betreffenden Grundstücks anzeigt. 
Außerdem hat auf Antrag des Eigentümers, der Bank 
oder des Treuhänders auch eine formelle Eintra- 
gung der Industrielast im Grundbuche zu erfolgen. 
Ebenso wie die Entstehung der Last sind dann andere 
die öffentliche Last betreffende Rechtsvorgänge von be- 
- sonderer Bedeutung im Grundbuche zu verlautbaren, Die 
einzelnen Eintragungen dürfen aber nur auf Grund einer 
_ Bescheinigung der Bank erfolgen, die bei deren 
Ausstellung die Angaben der Unternehmer nur dann 
nachzuprüfen verpflichtet ist, wenn irgendein Anlaß zu 
Zweifeln gegeben ist. Auch der Nachweis, daß ein 
Grundstück nicht von der Industrielast betroffen ist, 
kann durch eine solche Bescheinigung geführt werden. 
Außerdem muß die Bank, wenn einmal die öffentliche 
Last eingetragen ist, bei Änderung oder Erlöschen der- 
selben die Berichtigung des Grundbuches beantragen. 
Schließlich sei noch erwähnt, daß bei Berechnung der 
‚Belastungsgrenze eines Grundstückes die öffentliche Last 
außer Betracht bleibt, und daß alle Eintragungen, die 

sich auf die Last beziehen, von Gebühren und sonstigen 
Kosten befreit sind. 

Alle Zahlungen für den Zinsen- und Tilgungsdienst 
der Obligationen und Industriebonds sind von jeder un- 
‚mittelbar die Zahlung belastenden deutschen Steuer frei. 
Außerdem hat der Reichstag einen Antrag angenommen, 
wonach bei der Einkommensteuer künftig die nach dem 

 Aufbringungsgesetze zu zahlenden Jahresleistungen und 
"Zuschläge vom steuerpflichtigen Jahreseinkommen sollen 
abgezogen werden dürfen. Gesetzliche Vorschriften hier- 
über sind bisher noch nicht ergangen. 

Auch über die Bilanzierung fehlt es bisher an 
amtlichen Richtlinien. Die einzelnen Jahresleistun- 
gen gehören natürlich überhaupt nicht in die Bilanz, 
sondern in die Gewinn- und Verlustrechnung unter die 
Handlungsunkosten. Der Kapitalbetrag der Industrie- 
last gehört nach der jetzt überwiegend in der Literatur 
vertretenen Auffassung gleichfalls nicht in die Bilanz, und 
‘zwar neben andern Gründen vor allem deshalb, weil die 

 Industrielast zwar formell eine Kapitalbelastung darstellt, 
tatsächlich aber sich aller Voraussicht nach auf die Auf- 
bringung der Jahresleistungen beschränken wird, so daß 
sie vielmehr den Charakter einer Vermögenssteuer hat. 
Auch bezüglich der veräußerlichen Obligationen 
der größten Unternehmer, bei denen die Frage an sich 
etwas schwieriger liegt, hat sich der Deutsche Industrie- 
und Handelstag gegen eine Aufnahme in die Bilanz aus- 

gesprochen. Der im Gesetz vorgesehene Rückkauf der 
‚Obligationen wäre dann als Vorauszahlung auf die künfti- 
gen Jahresleistungen anzusehen und dementsprechend zu 
_ verbuchen. 
i Zum Schutze gegen Industriespionage ist 
bestimmt, daß jeder, der bei der Durchführung des 


hältnissen der vom Industriebelastungs- oder vom Auf- 
bringungsgesetz Betroffenen erhält, zur Geheimhaltung 
verpflichtet ist und Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse 
nicht unbefugt verwerten darf. Zuwiderhandlungen sind 
mit hohen Geld- und Freiheitsstrafen bedroht. Die Straf- 
verfolgung tritt jedoch, außer wenn die Handlung aus 
Eigennutz oder Schädigungsabsicht begangen ist, nur auf 
Antrag der Bank, des Finanzamtes oder des geschädigten 
Unternehmers ein. Ähnliche Strafbestimmungen gelten für 
den, der aus Anlaß der Durchführung des Gesetzes der 
Bank oder dem Finanzamt wider besseres Wissen unrich- 
tige Angaben macht. 


Schließlich sei noch erwähnt, daß zum Treuhänder 
der Obligationäre der Italiener Nogara und zum Schieds- 
richter für internationale Streitigkeiten aus dem Gesetze 
der Schwede Marcus Wallenberg ernannt worden ist. 
Präsident des Aufsichtsrats der Bank für die Industrie- 
Obligationen ist dagegen ein Deutscher, Herr Krupp von 
Bohlen und Halbach. 


Anhang. 


Terminkalender für die Durchführung der 
Industrielast. 


31.12.1923 Stichtag für die erste Umlegung der Industrie- 

belastung. 

Inkrafttreten des Industriebelastungs- und des 

Aufbringungsgesetzes. — Entstehung der 

öffentlichen Last an den Grundstücken des 

Betriebsvermögens. 

Gründung der Bank für deutsche Industrie- ` 

obligationen. 

Voraussichtlicher Stichtag für die erste Um- 

legung der (internen) Aufbringungspflicht. 

Termin, bis zu dem die Zustellung des Be- 

lastungsbescheids, die Ausstellung der Einzel- 

Obligationen, deren Übergabe an die Bank 

und den Treuhänder und die Aushändigung 

der von der Bank auszugebenden Industrie- 
bonds an den Treuhänder durchgeführt sein 
soll. 

»Unverzüglich danach«: Feststellung der Großunternch- 
mer, deren Einzelobligationen veräußert wer- 
den können. 

1 Woche nach Mitteilung der Feststellung kann der Unter- 

nehmer dagegen die Entscheidung des Reichs- 

finanzhofs anrufen. 

Termin, bis zu dem der Unternehmer dem 

Treuhänder Vorschläge über den Rückkauf 

der Obligation machen kann. 

Beginn der Verzinsung mit 2t/, vH. 

Begiun der Verzinsung mit 5 vH 

Beginn der Tilgung mit 1 vH. 

Termin, von dem an die gesamte Anleihe ge- 

kündigt werden darf, \ [3124] 

` 


1. 9.1924 


1. 10. 1924 


31.12.1924 


28. 2.1925 


31. 8.1935 
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Fragen zur Produktionssteigerung im Lichte Ford’scher Ziffern. 


Von Herbert Peiser, Obmann des Arbeitsausschusses für Selbstkostenwesen im AwF, 


Inhalt: Aus den Ford’schen Ziffern ergibt sich ein mit steigender Erzeugung ungemein rasch fortschreitender Rückgang 


der Herstellungskosten. 


Es wird untersucht, inwieweit dieser Rückgang ausschließlich auf die übergroßen Er- 


zeugungsmengen zurückzuführen ist, bezw. in welchem Ausmaße hieran auch andere Gründe oder Maßnahmen 
beteiligt sind, und welche Folgerungen sich daraus für die Wettbewerbfähigkeit Deutschlands herleiten lassen. 


Kaum eine der zahlreichen in dem bekannten Ford- 
schen Buche äufgeworfenen Fragen ist für die deutsche 
Industrie von sölcher Bedeutung, wie die des Fallens 
der Kosten bei steigender Produktionsziffer. Seine 
Betrachtungen hierüber bilden eine wertvolle Ergänzung 
zu den theoretischen Untersuchungen über den Einfluß 
des Beschäftigungsgrades auf die Kosten industrieller 
Werke, mit denen man sich in Deutschland seit einiger 
Zeit zu befassen beginnt. Wir haben es hier mit- einem 
Problem zu tun, das im Brennpunkt der industriellen 
Betrachtungen zu stehen verdient, und es ist interessant 
zu prüfen, inwieweit die Fordschen Darlegungen, die den 
Vorzug haben, sich auf tatsächlichen Erfahrungen aufzu- 
bauen, einen Stützpunkt für theoretische Betrachtungen 
abgeben. 

Ein eindrucksvolleres Bild als das von Ford über 
die Entwicklung von Preisen und Beschäftigungsziffer 
gegebene ist kaum denkbar. Er macht in Bezug auf die 
Erzeugung von Personenwagen die folgenden Angaben, 
wobei zunächst dahingestellt bleibe, inwieweit hier ein 
ursächlicher Zusammenhang zwischen Erzeugungsmenge 
und Verkaufspreis besteht. 

Anzahl der 
erzeugten Wagen 

18664 

34528 

78440 

168220 

248317 

308213 

533921 

785432 


Jahr 


1909/10 : 
1910/11 . 
1911/12 . 
1912/13 . 
1913/14 . 
1914/15 . 
1915/16 . 
1916/17 . 


Verkaufspreis 
Dollar 
950 
780 
690 
600 
550 
490 
440 
360 


Die Aufstellung ist nur bis zum Eintritt der Ver- 
einigten Staaten in den Krieg wiedergegeben. Die folgen- 
den Jahre stehen nach Fords eigenen Angaben unter dem 
Einfluß besonderer Verhältnisse und sollen daher hier 
beiseite bleiben. Innerhalb der obigen acht Jahre aber 
sehen wir einen Preisrückgang von 950 $ auf 360$ für 
den Wagen bei einem Aufsteigen der Jahreserzeugung 
von rund 18000 Wagen auf etwa das 43fache dieser Zahl, 
d.h..es erfolgt bei dieser Produktionssteigerung ein Rück- 
gang um mehr als 60 vH des ursprünglichen Verkaufs- 
preises, der anfänglich als ungemein niedrig angesehen 
worden war. Inzwischen ist der Preis sogar auf unter 
300$ gesunken. Nun haben wir es bei diesen Preisen 
zwar nicht mit den Selbstkosten des Werkes zu tun, 
sondern mit den Verkaufspreisen; für die vorliegende Be- 
trachtung aber können wir den Unterschied beider, d. h. 
den Gewinn, getrost vernachlässigen. Groß wird der 
Gewinn am einzelnen Wagen nie gewesen sein; dies 
widerspräche auch allzusehr den von Ford dargelegten 
und befolgten Grundsätzen. Vielleicht wird der Verkaufs- 
preis hier und da etwas unter den tatsächlichen Kosten 
gelegen haben. Solche Preispolitik aber wäre nie lange 
aufrecht zu erhalten gewesen; auch spricht hiergegen der 
geldliche Gesamterfolg, der Ford zu einem der reichsten 
Leute Amerikas gemacht hat. Ohne große Ungenauigkeit 
wird man also annehmen dürfen, daß der Kostenpreis nur 


wenig um den Verkaufspreis herumgependelt sein wird 
derart, daß in der Regel ein Gewinn erzielt wurde, di 
allerdings, auf den einzelnen Wagen verrechnet, selten 
ein großer war. Erst die Multiplikation mit den Riesen. 
ziffern der Erzeugung erbrachte den gewaltigen Erfolg. 

Ford selbst ist offenbar von dem engen Zusammen 
hange, in dem Produktionssteigerung und Kostenrü 
gang steht, tief durchdrungeh. Tatsächlich ist auch die 
enge Verknüpfung beider kaum zu verkennen; es wäre 
aber durchaus verfehlt, in der ins Riesenhafte überster 
gerten Erzeugung die einzige oder auch nur die Haupt- 
erklärung für den von Ford durchgeführten Preisabbauw 
zu suchen. So liegen die Dinge, wie sogleich näher aus 
zuführen, denn doch nicht, und wir haben kein Re 
von vornherein zu erklären, daß für uns ähnliche Mö; 
lichkeiten nicht in Betracht kämen, weil es in Deutschland 
an den Voraussetzungen für die Menge eines gleich g 
Ben Absatzes fehle. 

Immerhin ist es ganz lehrreich, zunächst einmal be 
wußt alle anderen Umstände bei Seite zu lassen und sich 
vor Augen zu führen, welche Möglichkeiten in einem 
der Produktionssteigerung Hand in Hand gehenden Ri 
gang der Selbstkosten liegen. Wir wollen in diesem Sim 
einmal annehmen, Ford hätte über ein so gut durchge 
bildetes Rechnungswesen verfügt, daß er die Entwickiu 
der Kosten für jede im Rahmen des Erreichbaren tie 
gende Produktionssteigerung hätte voraussehen können 
Er wäre dann in der Lage gewesen, die untenstehende 
Kurve zu entwerfen, die den Kostenpreis für den einzek 
nen Wagen bei steigender Erzeugung so wiedergibt, wie 
er sich später tatsächlich stellte. Daraus hätte er aller 
lei wichtige Schlüsse für seine Preispolitik ziehen können 
Nehmen wir an, seine Jahreserzeugung wäre gerade au 
etwa 400000 Wagen angelangt gewesen (Schnittpunkt I), 
was, wie aus der Kurve zu entnehmen, einen Einzelp 
von etwa 470$ bedeutete. Eine Steigerung um 50 


Kosten) Stück 


Erzeigung 


200 400 600 &00Tausend Stückahr 


d.h. auf 600000 Wagen (Schnittpunkt II), würde den 
zelpreis auf 400 $ herunterbringen. Wenn er also hoi 
durfte, durch eine Herabsetzung des Verkaufspreises 
etwa 70$ den Absatz um 50vH zu heben, so konnte 
ohne weiteres diese beträchtliche Preissenkung vi 
nehmen. 
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Er hätte aber auch noch eine andere Berechnung an- 
stellen können, die die Stärke seiner Lage womöglich 
noch deutlicher hervortreten läßt. Er konnte, wenn er 
des Absatzes von 400000 Wagen zu 470 $ sicher war, die 
weitere Erzeugung von 200000 Wagen gewissermaßen als 
Überschußproduktion — z.B. für Ausfuhrzwecke — zu 
einem Preise auf den Markt werfen, gegen den auch die 
stärkste Konkurrenz ohnmächtig gewesen wäre. Er hätte 
diese Wagen nämlich zum Preise von nur 260$ abgeben 
können, d.h. zu wenig mehr als die Hälfte des damaligen 
Verkaufspreises! 

Dieses im ersten Augenblick nicht recht begreifliche 
Ergebnis ist aus der obigen Kurve leicht abzulesen. Die 
ersten 400000 Wagen des betreffenden Jahres würden zu 
4708 abgesetzt worden sein, kosteten aber nur 400 $; 
es ruhte also auf ihnen ein Gewinn oder ein Mehrge- 
winn von 70%; dieser Gewinn, auf 400000 Wagen ver- 
rechnet, ist in dem linken — senkrecht schraffierten — 
Rechteck graphisch dargestellt. Benutzt man diesen Ge- 
winn, um die Gestehungskosten der hinzukommenden 
200000 Wagen zu verbilligen, so entsteht als Ersparnis 
das zweite — wagerecht schraffierte — Rechteck, das 
den gleichen Flächeninhalt hat wie das senkrecht schraf- 
fierte. Diese Ersparnis bringt, wie der Abbildung zu 
entnehmen, und wie auch sonst leicht auszurechnen, den 
Kostenpreis dieser 200000 Wagen tatsächlich auf die zu- 
nächst rätselhafte Ziffer von nur 260 $! 

Diese letztere Art der Betrachtung mit differenzier- 
ten Preisen kam für Ford nicht in Frage. Ob dies in Zu- 
kunft mit dem Wunsche, den Export zu beherrschen, 
nicht einmal anders werden könnte, bleibe dahingestellt. 
Die hierin liegende Gefahr muß jedenfalls klar ins Auge 
gefaßt werden, zumal die Betrachtung der Fordschen 
Kraftwagen ja nur .als ein Beispiel herangezogen wurde. 
Dagegen wird man sagen dürfen, daß die erstere Art der 

` Überlegung, die zu einer Herabsetzung des Preises auf 
400 $ führte, von Ford zwar nicht rechnerisch, wohl aber 
bewußt gefühlsmäßig angestellt wurde, In kühnster Weise 
“scheint er sich bisweilen in Preisermäßigungen gestürzt 
zu haben, noch bevor die Voraussetzung dafür, die nie- 
drigeren Einstandspreise, vorlag. Damit aber schuf er ge- 
rade die Vorbedingung für den Kostenrückgang, nämlich 
die erhöhte Produktion, so daß die »Verluste«, in die er 
sich stürzte, überholt wurden durch die mit der erhöhten 
Produktion eintretenden Ersparnisse. Ein altes Scherz- 
wort fällt einem ein, das ein Warenhausbesitzer dem ob 
der niedrigen Verkaufspreise erstaunten Geschäftsfreunde 
'entgegenhielt: »am einzelnen«, sagte er, »setzen wir zu; 
die Masse muß es bringen!« Was dort Scherz und Wider- 
sinn war, hier bei der Massenfertigung wirds Ereignis! 

Es ist kaum zweifelhaft, daß wir hier den Schlüssel 
zu einem der Tore in Händen haben, die Ford zum Er- 
folge führten. Niemand wird leugnen wollen, daß Mut 
und eine geniale Anschauung dazu gehörten, diese Wech- 
selwirkung zu erkennen und sie sich in so großartiger 
Weise dienstbar zu machen. Niemand andererseits kann 
verkennen, in welche Gefahr sein Betrieb geraten wäre, 
wenn die gefühlsmäßig vorausgesehene und tatsächlich 
eingetretene Absatzsteigerung ausgeblieben wäre; seine 
‚Widersacher, die ihm oftmals den Ruin voraussagten, 
hätten dann Recht behalten, denn die Verluste wären 
wahrscheinlich überwältigende geworden. Trotzdem kann 
man auch hier nicht einfach von Glück sprechen, degn 
an der Spitze der Fordschen Denkweise stand der Plan, 
das Auto von einem Luxusgegenstande der Wohlhaben- 
den durch eine denkbar weitgehende Verbilligung zu 
einem unentbehrlichen Hilfsmittel der breiten Masse zu 


machen; aus der Logik dieses Gedankenganges durfte 
er die Zuversicht schöpfen, daß jede Preisermäßigung 
sich durch einen Zuwachs an Käuferschichten belohnen 
würde. 

Wie schon oben erwähnt, liegen die Dinge aber so 
einfach nicht, vielmehr gilt es zu untersuchen, inwie- 
weit die überraschenden Ersparnisse tatsächlich der sich 
ständig steigernden Erzeugnismenge zu verdanken waren, 
inwieweit dagegen auch andere Umstände hieran beteiligt 
waren. Besonders für uns, die wir nicht gleich den Ame- 
rikanern über einen Inlandmarkt von fast märchenhaft 
anmutender Aufnahmefähigkeit verfügen, ist es von ein- 
schneidender Bedeutung zu wissen, was es mit den Ford- 
schen Erzeugnisziffern für eine Bewandtnis hat. Sind sie 
wirklich der entscheidende Faktor für den durchge- 
führten Preisabbau und bestehen gleiche oder ähnliche 
Vorbedingungen auch in anderen Industriezweigen, dann 
freilich sieht es mit der Wettbewerbfähigkeit Deutsch- 
lands auf die Dauer trübe aus. Leider fehlt es bisher 
an Untersuchungen, die ein abschließendes Urteil über 
dieses Problem, das eine Schicksalsfrage des deutschen 
Volkes ist, gestatteten. Immerhin lassen sich zu seiner 
Lösung einige wichtige Bausteine schon heute zusammen- 
tragen, auf denen dann weiter zu bauen möglich sein 
wird. 

Die Erfahrung, daß vergrößerte Produktion die Ein- 
heitskosten des Erzeugnisses herabdrückt, daß sich mit 
ihr der Wirkungsgrad des Unternehmens verbessert, ist 
jedem Industriellen geläufig. Erklärt sich doch hieraus 
der immer schwerere Kampf, den kleinere und mittlere 
Betriebe gegen die Großindustrie zu bestehen haben eben- 
so wie die Tatsache, daß der Kreis der Erzeugnisse, die 
der Massenfertigung anheimfallen, sich ständig vergrö- 
Bert. Die Maßnahmen, die in erster Linie für die zu er- 
zielenden Ersparnisse verantwortlich gemacht zu werden 
pflegen wie Typisierung, Normung, Spezialmaschinen, 
Sondervorrichtungen und Werkzeuge usw., sollen an die- 
ser Stelle nicht im einzelnen gewürdigt werden. Zweifel- 
los sind sie in den Fordschen Betrieben in besonders 
großartiger und zum Teil neuartiger Weise entwickelt 
worden. Vom Standpunkt des Kostenwesens haben diese 
und ähnliche Maßnahmen sämtlich oder fast sämtlich ein 
gemeinsames Merkmal: es wird für eine Vorarbeit kon- 
struktiver oder fabrikatorischer Art eine hohe, oft schr 
hohe Summe aufgewandt in der ausgesprochenen Er- 
kenntnis, daß diese Aufwendung erst von einer gewissen 
Erzeugungsmenge an lohnend wird, daß aber bei Übgr- 
schreitung. dieser Menge die dem einzelnen Erzeugnis Zur 
Last fallenden Kosten schnell immer niedrigere werden, 
eben weil sie sich auf eine immer größere Anzahl Ein- 
heiten verteilen. Es handelt sich um eine ganz ähnliche 
Erscheinung wie bei den unter dem Namen »feste Kosten« 
bekannten Aufwendungen, die bei jedem Fabrikationsbe- 
triebe eine wichtige Rolle spielen. Die Kosten des Kraft- 
betriebes, die Abschreibungen auf Gebäude, Maschinen, 
Anlagen, die Aufwendungen für Fuhrpark und Eisen- 
bahnbetrieb, all diese und viele andere Lasten fabrika- 
torischer Art gehören ganz oder zum Teil zu diesen 
festen Kosten, die bei schlechtem Beschäftigungsgrade die 
Wirtschaftlichkeit eines Unternehmens völlig untergraben 
können, während sie bei stärkster Inanspruchnahme das 
einzelne Erzeugnis entsprechend wenig belasten. Sehr 
glücklich gewählt ist übrigens der Name »feste« Kosten 
nicht, denn nur ein Bruchteil von ihnen ist in dem Sinne 
fest, daß er vom Beschäftigungsgrade wirklich unabhän- 
gig ist. Vielmehr liegen die Dinge so, daß gewisse Kosten 
— und darunter auch die soeben genannten — zwar 


ei 


ALTO EI oe 


$ 
re 


60 Peiser: Fragen zur Produktionssteigerung im Lichte Ford’scher Ziffern. 


Tech! 
und hr 


mit der Erzeugnismenge wachsen, aber nicht proportional 
dem Beschäftigungsgrade, sondern langsamer als dieser. 
Weil sie also gegenüber dem Beschäftigungsgrade in 
einer Degression wachsen, hat man sie ganz zutreffend 
»degressive« Kosten genannt. Sie sind es in erster Linie, 
die das Übergewicht der Großbetriebe begründen, und 
die die Kosten des einzelnen Erzeugnisses in so über- 
raschender Weise herunterzubringen vermögen. 

Noch eine weitere Reihe von Kostenarten, die bei 
einem Betriebe der Fordschen Ausdehnung eine ent- 
sprechend große Summe verlangen, gehören zu dieser 
Gruppe. Alle die erheblichen Kosten, die Ford in seinen 
Laboratoriumsbetrieben aufwendet, um Güte und Verhal- 
ten der verschiedenen Werkstoffe zu untersuchen, seine 
Aufwendungen, die im Konstruktionsbüro der Verbesse- 
rung des Wagens und — mehr noch — der ständigen 
Verbesserung und Entwicklung der fabrikatorischen Son- 
dervorrichtungen und -Maschinen dienen, die Ausgaben 
für Propaganda und anderes mehr verteilen sich schließ- 
lich auf so viele Einheiten, daß der einzelne Wagen 
kaum noch damit belastet erscheint. 

Niemand wird in Abrede stellen wollen, daß die 
Riesenziffern der Fordschen Erzeugung die Möglichkeit 
einer denkbar starken Kostendegression in sich schließen, 
und es ist sehr wohl verständlich, wenn von ‘diesem 
Standpunkte aus Zweifel laut werden, ob gegenüber sol- 
chen Ziffern der kleinere Betrieb nicht zu hoffnungsloser 
Unterlegenheit verurteilt ist. Gerade aber für den wich- 
tigsten Teil der Kosten, nämlich für die fabrikatorischen 
Aufwendungen, wird man mit solchen Schlüssen sehr vor- 
sichtig sein müssen. Gewiß hat Ford durch die zweck- 
mäßige Durchbildung von Spezialmaschinen, ebenso wie 
durch seine wohldurchdachten Transport- und Zusammen- 
bau-Einrichtungen die Aufgabe des einzelnen Arbeiters 
denkbar vereinfachen und die Mengenleistung der ein- 
zelnen Arbeitsmaschine ungemein erhöhen können, Ge- 
wiß auch konnte die hierdurch bedingte Arbeitsteilung 
mit einer größeren Erzeugnismenge immer großartiger 
ausgebaut werden. Trotzdem wird man kaum annehmen 
dürfen, daß die Leistung durch immer größere Mengen 
unbegrenzt zu steigern wäre. Auch eine noch so gut 
durchgebildete Spezialmaschine kann nicht mehr herge- 
ben, als sie im Dauerbetriebe eines immer gleichbleiben- 
den Arbeitsganges herzustellen vermag; reicht das nicht 
aus, so muß eine, gleichartige Maschine daneben gestellt 
werden, Ja, es wird sogar die Frage auftauchen, ob es 
hier nicht für jede Fertigungsart ein Optimum der Menge 
gibt, über das hinaus die an sich fortschreitenden Er- 
sparnisse dieser Art durch räumliche und organisatorische 
Schwierigkeiten allmählich gehemmt werden, bezw. daß 
die größere Ersparnis dann nur einzelnen Teilen oder 
Teilbetrieben zugute kommt, während andere Teile durch 
Hemmungen organisatorischer Art allmählich statt zu 
degressiven, zu progressiven Kosten kommen. Hier- 
auf wird zugleich noch zurückzukommen sein. Ganz all- 
allgemein wird man bei Untersuchung der Gesetze der 
Kostendegression zwei Dinge streng auseinanderhalten 
müssen: richtig ist, daß es zur Enthaltung einer starken 
Degression in den meisten Erzeugniszweigen einer Mas- 
senfertigung großen Umfanges bedarf, vielleicht sogar 
viel größeren Umfanges, als man sich bis vor kurzem 
träumen ließ; hieraus aber geht keineswegs hervor, daß 
mit einer weiteren Steigerung auch die Kurve der Kosten- 
degression immer weiter zu steigern wäre, Betrachtet 


man die Maßnahmen Fords im einzelnen, und zwar nicht 
nur die fabrikatorischer Art, so sind die meisten davon 
möglich und lohnend, ganz gleich ob die Erzeugung nicht 


500000, sondern nur 50000 oder 100000 Wagen umfaßt- 
Bei dieser Erzeugnismenge wird das Ausmaß der Erspar- 
nis gegenüber einer kleinen Serienfabrikation von weni 


gen 100 Wagen wahrscheinlich überwältigend sein; nach 


Erreichen eines gewissen Optimums aber werden di 
Ersparnisse immer spärlicher zu fließen anfangen. Y 
Überhaupt aber wäre es durchaus irrtümlich anzumeh, 
men, daß die Steigerung der Erzeugung allein genüse 
um auf dem Gebiete der Kostendegression ähnliche E; 
gebnisse wie Ford zu erreichen. Vielmehr bedarf es hier 
zu noch gewisser anderer Vorbedingungen, über die viel- 
leicht weniger Klarheit herrscht, die aber wahrscheinlich 
eine ungleich wichtigere Rolle spielen als die bloße Er- 
höhung der Umsatzziffern. Es sind dies diejenigen Maß 
nahmen, die ein reibungsloses und schnelles Durchlaufeg 
der Werkstücke durch den Fabrikationsgang ermögliche 
Schon die Anlage der einzelnen Teilbetriebe in Bezug 
auf Leistungsfähigkeit und Lage zueinander muß hierauf 
zugeschnitten sein; es bedarf der richtigen Abstims- 
mung aller Teile auf diejenigen Leistungen, die sie im 
Rahmen der Fertigung zu erfüllen haben. Die einzelne 
Bearbeitungs- und Hilfswerkstätten, die Vorrats- und 
Zwischenläger, die Transporteinrichtungen usw. bilden 
jede für sich eine Art Einzelbetrieb, dessen Leistum 
fähigkeit mit der des anderen im Einklang stehen muf 
Ohne solche »harmonische« Abstimmung des gesamten 
Betriebes bleiben nicht nur die Überschußkräfte einzel 
ner Abteilungen ungenutzt; es entstehen auch in den 
weniger leistungsfähigen Abteilungen Hemmnisse, durch 
die die Ersparnisse der anderen aufgewogen und in ihr 
Gegenteil verwandelt werden. Auch damit aber ist ersi 
der Rahmen gegeben, innerhalb dessen nun durch zweck 
mäßige Maßnahmen der schnelle und reibungslose 
lauf der Fertigung angestrebt werden muß. Sehr tebr 
reich in dieser Hinsicht sind die Angaben, die Direktor 
O. Knoop in einem Vortrage vor der Arbeitsgemeinschaff 
Deutscher Betriebsingenieure!) über seine Erfahrun 
in Amerika gemacht hat. Er stellt die Forderung a 
»Der Werkstoff darf nicht ruhen« und zeigt, welch 
mannigfachen Maßnahmen zur Erreichung dieses Zi es 
erforderlich sind; so vor allem eine zweckmäßige dem 
Gange der Fabrikation angepaßte Anordnung der Ma- 
schinen (nicht also die Zusammenstellung nach der Ar 
beitsart der Maschinen), geeignete Arbeits- und Trans 
portverfahren, weitgehende geistige Vorarbeit und dam) 
jegliche Ausschaltung der kostspieligen Nacharbeiten zur 
Passendmachung usw. In solchem schnellen und reibungs- 
losen Ablauf der Fertigung liegen zweifellos die Quelle 
ungeahnter Ersparnisse sowohl in fabrikatorischer Him 
sicht wie — nicht minder wichtig — in Bezug auf 
schnellen Umlauf des Betriebskapitals, das sonst mit 
steigenden Erzeugung einen fantastischen, kaum oder 
mit schweren Zinsopfern zu beschaffenden Umfang am 
nehmen würde. Auch bei allen diesen, für die Herab- 
setzung der Kosten so ungemein wichtigen Maßnahme 
wird man nicht sagen können, daß die Ersparnisse 
der Erhöhung der Erzeugung unbegrenzt wachsen. Ehe 
ist hier das Gegenteil der Fall, denn die Überwindung 
der Hemmungen und Spannungen wird mit wachsendem 
Betriebe natürlieh immer schwieriger. 

Jede Seite seines Buches zeugt davon, wie klar Ford 
die Notwendigkeit gerade dieser Vorbedingungen er 
kannte, und wie ernst er daran arbeitete, die fabri 
torischen Hemmungen auf das kleinste erreichbare Maß 


1) Abgedruckt in der Zeitschrift des V.d.I. Nr. 50 vom 
13. Dezember 1924. Í 
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zu beschränken. Erst so ist es ihm offenbar gelungen, 
das an sich bekannte Gesetz der Kostendegression zu 
einer bis dahin ungeahnten Auswirkung zu bringen. 
Vielleicht liegt hier sogar der bewundernswürdigste Teil 
der Fordschen Organisationskraft, denn bei den in Be- 
tracht kommenden Mengen eines aus so vielen Einzel- 
teilen zusammengesetzten Erzeugnisses handelte es sich 
um eine ungeheure Organisationsarbeit, die ihn täglich 
vor neue und wechselnde Probleme stellen mußte. 

Bevor wir für Deutschland das Rennen aufgeben, 
werden wir uns die Frage vorzulegen haben, ob wir in 


x organisatorischer und auch in rein rechnerischer Hinsicht 


diejenigen Möglichkeiten ausgeschöpft haben, die einen 
Abbau der Kosten in der Richtung der Fordschen Ziffern 
ermöglichen würden, Zu diesem Zwecke sind zunächst 
einmal exakte Untersuchungen über die Gesetze der 
Kostendegression möglich und erforderlich. Hierbei wäre 
zu prüfen, wo die Grenzen der Steigerungsfähigkeit lie- 
gen, d.h. wo durch wachsende Schwerfälligkeit der Or- 
ganisation und durch sonstige Hemmungen die Produk- 
tionssteigerung keine kostensparende Wirkung mehr aus- 
üben kann. Die Antwort auf diese wichtigen Fragen 
kann natürlich nicht für die gesamte Industrie gleich 
ausfallen; sie wird vielmehr bei verschiedenen Fertigungs- 
zweigen grundverschieden sein. Allgemein gesprochen 
wird der Vorteil des Großbetriebes dort am ausgespro- 
chensten hervortreten, wo sogenannte »feste« Kosten 
einen hohen Anteil an den Gesamtkosten des Erzeug- 
nisses haben, im Gegensatz zu den kleineren oder gar den 
handwerksmäßig betriebenen, bei denen die »festen« 
Kosten keine nennenswerte Rolle spielen. Bei den letz- 


teren, den handwerksmäßig betriebenen, waren im Ge- 


. 
0 


eingetretenen Entwicklung entspricht. 


‚genteil die »proportionalen« Kosten von jeher die vor- 
herrschenden, d.h. die, die in gleicher Höhe für jede Er- 
zeugungseinheit auftreten, unabhängig von der Menge der 
Fertigung, so daß der Schuster nie auf den Gedanken 
kommen konnte, das zweite oder dritte Paar Stiefeln 
könne billiger sein als das erste. Wir sind von dieser 
handwerksmäßigen Beurteilung der Selbstkosten inner- 
lich noch nicht so weit entfernt, wie der inzwischen 
Erst exakte Be- 
rechnungen der vorgedachten Art werden uns über diese 


- Zusammenhänge die, nötige Klarheit geben können. Soviel 


aber läßt sich mit großer Sicherheit voraussagen, daß 
die Ergebnisse solcher Untersuchungen überraschende 
sein werden; überraschend insofern, als sich auf gewissen 
Gebieten der Fertigung Ersparnisse ergeben werden, die 


weit über das hinausgehen, was man gefühlsmäißg zu 


erwarten geneigt ist. Freilich dürfte es sich zeigen, daß 


zur Erreichung des Optimums an Kosten eine ins Groß- 


artige gehende Steigerung unerläßlich ist, wenn auch 


keineswegs im Rahmen der übersteigerten Riesenziffern 


 Fords. 


Aber, so wird man einwenden, angenommen selbst, 
daß dies zuträfe, daß also unter der Voraussetzung einer 
starken Steigerung der Erzeugung bei gleichzeitiger 
> Durchführung entsprechender organisatorischer Maßnah- 
men Ersparnisse gewaltiger und unvorhergesehener Art 
eintreten sollten, was könnte diese Einsicht an unserem 
Verhalten und dem unserer Industrien ändern? Voraus- 


setzung bliebe ja immer die Produktionssteigerung, und 


woher sollte bei uns die Zuversicht eines entsprechend 


- vermehrten Absatzes kommen? Außerdem sorgt wahr- 


‚scheinlich die Not der Zeiten dafür, daß jeder schon von 
sich aus seine Kräfte anspannt, um Absatz und damit 


einem gefährlichen Irrtum. Es sei dabei ganz von der 
Frage abgesehen, inwieweit der einzelne Betrieb _ der- 
artige Untersuchungen bisher angestellt hat und ob er 
die latenten, in solcher Rechnungsweise liegenden Kräfte 
überhaupt kennt. Ist der Nachweis zu erbringen, daß 
auf weiten Gebieten der Industrie eine starke Produk- 
tionssteigerung zu überraschenden Ergebnissen in Bezug 
auf die Möglichkeit von Preisabbau und zu entsprechen- 
der Steigerung unserer Wettbewerbfähigkeit auf dem 
Weltmarkte führen würde, zu Ergebnissen, die — wenn 
auch in etwas bescheidenerem Rahmen — der Fordschen 
Preisentwicklung ähnlich sind, so könnte diese Einsicht 
leicht dazu führen, unsere Einstellung in wichtigen Wirt- 
schaftsfragen grundlegend umzugestalten. Es wäre dann 
unschwer vorauszusagen, daß auf den betreffenden Ge- 
bieten die Zukunft ausschließlich denjenigen Nationen 
gehört, die ihre Produktion ins Großartige zu steigern 
vermögen und daß sich gegen den Ansturm solcher 
Leistungsfähigkeit die kleinen heimischen Industrien auf 
die Dauer nicht zu halten in der Lage sein werden. 
Was vermöchten wohl noch Zollmauern gegenüber einem 
Wettbewerb, wie ihn Ford auf Grund obiger Überlegun- 
gen für seine Überschußproduktion auszuüben in der 
Lage wäre? Mit dieser Überlegung aber würde zugleich 
die Frage des Inlandmarktes eine ganz andere wichtigere 
Bedeutung gewinnen. Der Gedanke, daß jedes in Deutsch- 
land abgesetzte Auto vielleicht den Verkauf eines gleichen 
Wagens im Ausland bedeutet, daß umgekehrt jeder von 
einem Deutschen nicht gekaufte Wagen den Ausfall des 
Auslandswagens und damit, neben dem Fortfall der 
Arbeitsgelegenheit für zwei' Wagen, auch die Minderung 
des Ausfuhrüberschusses um den Wert eines Wagens zur 
Folge hat, sollte dieser Gedanke — seine Richtigkeit 
vorausgesetzt — nicht geeignet sein, manche unserer 
Anschauungen umzugestalten? Vielleicht ist das seit dem 
Kriege so oft angestimmte Warnungslied: »Entbehren 
sollst Du, sollst entbehren« für eine industrielle Nation 
vom Range Deutschlands noch lange nicht der Weisheit 
letzter Schluß. Vielleicht sollte es besser heißen: »Ver- 
brauche, aber arbeite dafür« Mit dem Inlandmarkt 
einer hochstehenden, vorwärtsstrebenden, sparsamen und 
doch nicht geizigen Bevölkerung, einem Inlandmarkte, 
wie ihn nach den Vereinigten Staaten wohl kein Land 
so wie Deutschland besitzt, haben wir ein kostbares Gut 
in Händen, das uns erst in die Lage versetzt,‘ auf dem 
Weltmarkt erfolgreich zu sein. Können wir es uns dann 
noch leisten, diesen Inlandmarkt durch Steuern und Ab- 
gaben zu drosseln, statt ihn in freiester Entfaltung 
unserer Gesamtwirtschaft nutzbar zu machen? Das mag 
den Fabrikanten von Kraftwagen angenehm ins Ohr 
klingen, aber vielleicht würde sich gleichzeitig die Not- 
wendigkeit eines Abbaues der Schutzzölle für diese In- 
dustrie ergeben; zum mindesten ist es fraglich, ob hinter 
hohen Zollmauern sich der billige Inlandsmarkt — die 
Vorbedingung der Produktionssteigerung — entwickeln 
könnte. 

Im übrigen wurde die Erzeugung von Kraftwagen, 
angeregt durch das Fordsche Buch, nur als Beispiel her- 
angezogen. Worauf es ankommt ist, daß diese bisher 
mehr oder. weniger gefühlsmäßig behandelten Fragen 
einer exakten Untersuchung zugängig gemacht werden. 
Ist der Nachweis zu erbringen, daß die hier entwickelten 
Gedankengänge für weite Zweige der Produktion zu- 
treffen, so kann den hieraus zwangläufig folgenden 
Schlüssen weder Öffentlichkeit noch Regierung sich auf 
die Dauer entziehen. Einen Aufschub aber scheint die 
Durchführung solcher Untersuchungen nicht zu gestatten, 
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sonst kann leicht der Fall eintreten, daß mit der 
stürmischen Entwicklung der Industrien in Amerika wir 
für manche Erzeugnisse auf dem Weltmarkte mit unseren 
Maßnahmen zu spät kommen. Es will mir scheinen, daß 
es sich hier um eine Frage von größter Bedeutung für 
die wirtschaftliche Entwicklung Deutschlands handelt, die 
vielleicht geeignet wäre, Gegenstand einer industriellen 


Enquete zu werden, an der sowohl die Industrie selbst, ’ 
wie Vertreter der Technik und Betriebswissenschaft mit- 
arbeiten könnten. Auf Grund solcher exakten Unter- 
suchungen wären dann den Industrien und der Regierung 
diejenigen Vorschläge zu unterbreiten, die dem Ziel einer 
starken Produktionssteigerung und damit einer Erstarkung) 
der deutschen Wirtschaft dienen könnten. [2101] 


Der Außenhandel Rußlands'). 


Von Dr. S. Schermann, Berlin. 


Inhalt: Allgemeines. — Russisch-deutscher Handel. — Russisch- 
englischer Handel. — Russisch-französischer Handel, 


Der gegenwärtige Außenhandel Rußlands ist s:hon 
in seinen Grundlagen von dem aller andern Staaten ver- 
schieden: er ist auf der strengsten Durchführung des 
Staatsmonopols und auf der völligen Ausschaltung jed- 
weder unmittelbaren Fühlungnahme zwischen dem aus- 
wärtigen und dem russischen Händler begründet. Die 
durch jahrhundertelange Praxis ausgearbeiteten Formen 
der Handelsbeziehungen (zollpolitischer Interessenaus- 
gleich, Meistbegünstigungsklausel usw.) nehmen daher 
im Handel mit Rußland eine eigenartige Gestaltung an, 
ja verlieren öfter ihre eigentliche Bedeutung, Daraus 
entstanden jene Schwierigkeiten bei der Ausarbeitung von 
Handelsverträgen, die für die Handelsbeziehungen Sowjet- 
rußlands mit dem Ausland kennzeichnend 'sind, Im 
Jahre 1920, als Sowjetrußland zuerst auf dem Weltmarkt 
auftrat, wurde das Außenhandelmonopol zu einem der 
Grundsteine der gegenwärtigen sozialen und Wirtschafts- 
ordnung erklärt. Am klarsten hat Trotzki auf dem 
XII. Kongreß der K.P.R. diesen Gedanken ausgedrückt?): 

Worauf sind unsere Hoffnungen auf die Entwicklung 
des Sozialismus in unserem Lande begründet? 
1. auf der politischen Machtstellung unserer Partei, 


2. auf der Verstaatlichung der Produktionsmiltel, 
3. auf dem Monopol des Außenhandels. 


Bricht einer dieser Pfeiler, stürzt das ganze Gebäude zu- 

sammen. 

So hat denn die Sowjetregierung auf diesem Gebiete 
bisher in keinem Falle nachgegeben. Aus- und Einfuhr 
werden nach wie vor betrieben: 

1. unmittelbar vom Kommissariat für Außenhandel 
(Wreschtorg) durch seine Handelsvertretungen, 

2, durch wirtschaftliche Organe unter Kontrolle des 
Kommissariats für Außenhandel, 

3. durch gemischte Gesellschaften und Privatpersonen 
auf Grund besonderer Ein- und Ausfuhrerlaubnisse (Li- 
zenzen). 


Diese Lizenzen für Einfuhr von Waren nach Rußland 
durch gemischte Gesellschaften und Privatpersonen wer- 
den auf folgende Weise erworben: die provisorische Er- 
laubnis der Einfuhr einer bestimmten Warenmenge aus 
einem bestimmten Lande wird vom Außenhandelskom- 
missariat in Moskau ausgegeben; darauf muß die »end- 
gültige« Formulierung vom Leiter der Handelsvertretung 
in diesem Lande vorgenommen werden, der auch den 
gesamten Verkehr zwischen beiden Parteien überwacht, 
Die Handelsvertretung hat das Recht, die ausgegebene 


1) Dieser Aufsatz stellt die bereits im Januar angekün- 
digle Fortsetzung über den gegenwärtigen Stand der Wirt- 
schaft von Sowjetrußland dar. 

2) L, Trotzki, Hauptfragen unserer Industrie (Bericht an 
den XH. Kongreß der K.P.R.). Moskau 1923. 
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Lizenz Veränderungen zu unterwerfen, mit Rücksicht au 
den für das betreffende Jahr aufgestellten Einfuhrplan, 
durch den die Mengen einzuführender Waren begrenzt 
werden, sowie auch wegen etwa veränderter Marktlage 
zur Zeit der Ausführung des Vertrages. 

Im Vergleich mit der Vorkriegszeit haben sowohl 
die Einfuhr wie die Ausfuhr bedeutende Veränderungen 
erfahren, und zwar sowohl in der Menge als auch in 
der Art der ein- und ausgeführten Waren. 

Nach amtlichen Angaben des russischen Finanz“ 
ministeriums (bezw. für die letzten Jahre des Außen. 
handelskommissariats) hatte die Ein- und Ausfuhr folgen- 
den Umfang (in Mill. Goldrubel) è): 


Tafel 1. 

Ausfuhr- (+) 
oder 
Einfuhr- (—) 
Ueberschuß 


Ausfuhr Einfuhr 


Im Jahresdurchschnitt: 
1899 bis 1903 a) 
1904 » 1908 a) 
1909 » 1913 a) 


im Jahre: 
1913 
1921 
1922 
1923 
1924 b) 
(Januar bis Juni) 
a) Ohne den Außenhandel an der asiatischen Grenze, der 
etwa 150 Mill. jährlich für die Ausfuhr und 100 Mill. für 
die Einfuhr betrug. 
b) Um den Vergleich mit, Vorkriegsangaben zu erleichtern, 
sind die in monatlichen Ausweisen gegebenen Angaben der 
Sowjeislalislik zu Kalenderjahren zusammengerechnet. 


566 
645 
1004 


+193 
+ 336 
+419 


1220 
210 
269,8 
144,0 

85,0 


+201 
— 189 
— 188,2 
+ 61 
+ 65,5 


Die Zahlen der Sowjetstatistik sind jedoch Schätzun- 
gen, die nach einem wenig genauen Verfahren errechnet 
werden. Die Waren werden nämlich auf die 10 Haupt- 
gattungen der früheren statistischen Tafeln verteilt, und 
ihre Menge dann mit dem Durchschnittspreis der be 
treffenden Warengruppe in der Vorkriegszeit multipliziert 
Da innerhalb der einzelnen Hauptgattungen Waren von 
sehr verschiedenem Wert sind (wie etwa Eisenbahn- 
schienen und Hebemaschinen unter der Rubrik »Metall- 
waren«), kann das Produkt aus Gegenwartsgewichtsmenge 
mit dem Vorkriegspreis nur ein Zufal'sergebnis darstellen, 
ganz abgesehen davon, daß die heutigen Preise von 


») »Die Volkswirtschaft«. Finanziell-Volkswirtschaftliches 
Jahrbuch des russischen Finauzministeriums. St. Petersburg 
1907, 1908, 1909, 1911, 1912, 1913, 1914, 1915; »Industri 
Handels- und Verkehrsbote«, Moskau 1923 und 1924. 
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denen der Vorkriegszeit beträchtlich abweichen. Daß 
auch die Sowjetstatistiker den höchst relativen Wert ihrer 
Außenhandelsziffern kennen, kann man aus folgenden 
Worten eines führenden Mitgliedes des Oberen Volkswirt- 
schaftsrates W. Gromann, ersehen: In seinem Bericht 
über die Wirtschaftslage im November 1924 äußerte er 
sich folgendermaßen 4): 
»Nach vorläufigen Angaben betrug die Ausfuhr 
im November 22,6 Mill. Rubel oder 6,3 vH weniger als 
im Oktober. Die Einfuhr ist um 14,5vH zurückge- 
gangen, sie betrug 16,6Mill. Rubel. Demnach betrug 
der Ausfuhrüberschuß 6 Mill. Rubel gegen 4,7 Mill. im 
Oktober, wenn man nach Vorkriegspreisen rechnet. 
Bei einer Bewertung nach Gegenwartspreisen muß 
man aber vermuten, daß Ein- und Ausfuhr etwa 
gleich sind.« 
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1922/23 
Abb. 2. Die russische Einfuhr seit 1922. 


Wenn man unter diesem Vorbehalt die Zahlen der 
Vorkriegszeit und die der Gegenwart vergleicht, kann 
man zunächst die relative Steigerung der Einfuhr an 
Verbrauchsartikeln und eine Verminderung der Einfuhr 
von Produktionsmitteln erkennen. 


Betriebs- Verbrauchs- 
mittel gegenstände5) 
in vH der Einfuhr 


68,4 31,6 
59,5 70,5 
43,3 56,7 
WB o o 60,5 39,5 
1923/24 (1. Hälfte) 31,5 69,5 


Die Betrachtung des russischen Außenhandels nach 
Warengattungen ist weiter mit der Besprechung der Han- 
delsbeziehungen zu Deutschland, England und Frankreich 
verbunden. 

Von grundlegendem Einfluß ist der Anteil der Han- 

 deisvertretungen und der unter ihrer Kontrolle stehenden, 
Wirtschaftsorgane an dem Außenhandel Sowjet-Rußlands. 
Die vom Volkskommissariat des Verkehrswesens ein- 
gesetzte Kommission des Prof, Lomonossoff für den 
_ Kauf von Dampfschiffen und Eisenbahnmaterial von 


1912/13 
1920/21 
1921/22 


4) »Prawda«, 21. Dezember 1924, S. 3. 
5) »Sozialistische Wirtschalt«. 
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schwedischen und deutschen Firmen war unbeschränkt, 
sowohl in der Festsetzung der Preise, Lieferungsbedin- 
gungen als auch der Gesamtsumme der Aufträge. Sämt- 
liche übrigen Wirtschaftsorgane unterlagen der eingehen- 
den Aufsicht der Handelsvertretungen. Von Jahr zu Jahr 
vermindert sich aber die Beteiligung solcher staatlicher, 
Wirtschaftsorgane am Außenhandel und der Anteil der 
Handelsvertretung am Gesamtumsatz wächst, Er betrug: 

1920/21 9yH 1922/23. 57 vH 

1921/22 33 » 1923/24 81 » 


Somit vereinigten sich in den Händen der Handelsver- 
tretung alle bedeutenden Ausfuhrgeschäfte in Getreide, 
Flachs usw, 

Bei dem in Rußland herrschenden Kapitalmangel und 
dem Fehlen eines ausgedehnten Netzes von Kreditanstal- 
ten war bereits vor dem Kriege die Beteiligung des aus- 
ländischen Kapitals in Form von sowohl kurzfristigen als 
auch langfristigen Krediten bei der Ausfuhr von Roh- 
stoffen und der Einfuhr von Waren, vornehmlich von 
landwirtschaftlichen Maschinen und Geräten, unerläßlich. 
Nach dem Kriege und der Revolution verschärfte die all- 
gemeine Verarmung der russischen Volkswirtschaft noch 
mehr das Bedürfnis nach ausländischem Kredit, Bei der 
gegenwärtigen Organisation des Außenhandels ist es 
jedoch fast unmöglich, den russischen Exporteuren und 
Importeuren irgendwelchen Kredit zu gewähren, Nach 
russischen Angaben) stammten vor dem Kriege von den 
im Außenhandel arbeitenden Kapitalien 8 vH, im Jahre 
1922/23 dagegen nur 15vH aus dem Auslande. Zurzeit 
ist der Außenhandel Rußlands gekennzeichnet durch einen 
sehr langsamen Umlauf des Kapitals. 1913 betrug der 
Gesamtumsatz des Außenhandels fast 3!/,mal soviel wie 
das im Außenhandel arbeitende Kapital, 1922/23 betrug 
dagegen nach den amtlichen Berechnungen, mitgeteilt 
auf dem Kongreß der Vertreter des Volkskommissariates 
für den Außenhandel, das eigene, das geliehene (siehe 
oben) und das zu Unterstützungszwecken vom Staate 
gegebene Kapital des gesamtrussischen Außenhandels 
360 Mill. Goldrubel bei einem Umsatz von 405 Mill. Gold- 
rubel, d, h. das im Außenhandel arbeitende Kapital wurde 
nur 1,12 mal umgesetzt"). 

Fast die gesamte Finanzierung der Ausfuhr liegt 
jetzt der Staatsbank ob. Die Bedingungen der Kreditge- 
währung sind: 

a) Die Staatsbank nimmt in laufender Rechnung ge- 
gen Wechsel in ausländischer Währung 12vH jährlich, 
in laufender Rechnung gegen Waren ebenfalls 12 vH unter 
Abrechnung in fremder Währung. 

b) für auf höchstens 9 Monate befristete Darlehen 
zu Getreidegeschäften gegen Solawechsel der staatlichen 
Handelsorgane 8 vH, gegen bereits verladenes Getreide, 
das durch Wechsel sichergestellt ist, 10 vH und 4 vH 
für das Inkasso der für diese Ladungen ausgegebenen 
Frachtbriefe; 

c) für Diskontierung der Wechsel und Tratten 8vH 
fürs Jahr und 1 vH Provision monatlich; 

d) für Akkreditive auf Ausfuhrzölle 12vH jährlich 
und t/, vH Provision monatlich; 


Nach den Berechnungen des »Gostorg«, des Organes 
für den Staatshandel, betragen die Kosten des durch die 
Ausfuhrgüter sichergestellten Kredites für Rauchwaren, 


6) Die russischen Quellen sind: 
»Zeilung für Handel und Industrie« und »Handel und In- 
dustrie« von 1909 bis 1912. Zitiert wird hier nach der 
»Sozialislischen Wirtschaft«, Moskau 1924, Bd. III. 

1) Nach den von I. Schenkmann im III. Bd. der »Soria- 
listischen Wirtschalt« von 1924 angeführten Angaben. 


der »Finanzbole«, die 
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Bin Daunen und Federn nicht weniger als 18vH. Eine sa nach Mill, in vH der 

J hohe Belastung des Ausfuhrkredites muß entweder die Sole Gen 

| DRET DRIBRIUBE 5 f j Deutschland « . . . 452,6 32 

| Ausfuhr gänzlich unterbinden oder aber sich auf einer England . . . . . 267,0 17,6 

großen Spanne in den Preisen für Rohstoffe zwischen Frankreich. -... .. 1009 66 

= dem Innenmarkt und dem Weltmarkt gründen. Die für Italien 738 52 
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stoffen durch die staatlichen Organe und in der Zeit 2 A 
| Her Referdefing der Wären. zir Oreize trug demnach nach der amtlichen Handelsstatistik me 
š g i als die Hälfte der russischen Einfuhr und etwa ein Drittel 

a der Ausfuhr, wobei aber berücksichtigt werden muß, daß à 
já Tafel 2. * ein großer Teil der russischen Waren, die zur See nach 
À Die Preise der Ausfuhrgüter im Wirtschaftsjahr 1922/23 Rotterdam und dann den Rhein hinauf befördert wurden @ 

7 in Index-Goldrubeln®). unter »Niederlande« verzeichnet wurden (z.B. im Jah 2 
1 ~ — m — — 1913 die Summe von 177 Mill, von der wohl kaum mehr E 

k Flachs Felle, Leder, Rauchwaren als 1/13 in Holland verblieb). 
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= Hanf Ze | In den Jahren nach der Revolution verschoben sich 
` el2 le l32|8 egjs i |.|8 die- Zahlenverhältnisse für die Einfuhr aus Deutsch. 

h 3| [Pu] $ | 2 |à SE £ E|3 land folgendermaßen: 
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i | je Stück je Stäck | e BED El 3 

| | | | in vH der 
\ | H d 

1 Ve" [3,7515,65 | 3,75] 1,25 28,80 50.00] 0,60 2,50] 1,00 0,50 | in vH aer Einfuhr aus 

| Okt. 1922 | 3,12/3,60 | 1,57| 0,27] 3,78119,68| 0,30) 0,48] 0,11) 0,11 er, | einfuhr im Jahre AN 

HY Nov. 1922 |2,71/3,48 | 1,58] 0,38| 5,01/19,30| 0,46] 0,57| 0,13] 0,13 a Baaada 
g |i Dez. 1922 | 2,45/3,54 | 1,72] 0,43| 6,01/19,64| 0,48| 0,53| 0,16| 0,16 

i Jan. 1923 | 2,19)3.99 | 1,59) 0,60| 7,14/27,22] 1,07| 0,75| 0,15] 0,15 1913 642,8 52 100 x 

ai April 1923 | 2,62/6,18 | 2,96] 0,42) 8,54/28,05] 0,75| 0,65] 0,14] 0,14 1921 54,4 26 8,5 

4 Juli 1923 |6,80| — | 5,31] 0,56|12,77/28,62] 0,761 0,62| 0,16 0,16 1922 88,3 | 33 13,7 

yj Sept. 1923 |7,28| — |4,49| 0,8218,04|34,74| 0,91| — | 0,19] 0,16 1923 51,8 36 8,0 

+ 1924 22,6 | 26 7,09) 

4 J bis Juni; 

a Vom Oktober 1922 bis Februar 1929, in der die in cm u a Ei ES 

i Bauern einen bedeutenden Teil ihrer Waren auf den A an x nn ne EA pi hi an A: hoch- 

a Markt bringen, übersteigen die Inlands-Durchschnitts- Weise Waren eingeführt. 35 vEl der enaties 
= preise die Vorkriegspreise für Flachs nicht um 66 vH, Rußland bildeten Metallerzeugnisse und Maschinen. Fr# 
ER ‚für Leder und Rauchwaren nicht um 25 bis 50 vH, wäh- En Jas Hi pae ij iF Dee 

; rend auf dem Weltmarkte in der gleichen Zeit die Preise i A ye einzelnen Warensorten, über das Jahr 1923 vergl 

für Flachs 215vH, für Leder 110 bis 115vH und für haik ): BB 
Rauchwaren 210 vH der Vorkriegspreise betragen. Vom Tafel 4. x 
März 1923 ab, als die Waren von ihrem ersten Beschaffer n 5 iy 
aus durch zahlreiche Organe des Staatshandels und der Si 1923 
staatlichen Genossenschaften hindurch dem Außenhandel 1. Metallerzeugnisse: in Mill. Rubel 
zuflossen, setzt die Preissteigerung ein, so daß die Preise petaite í 19,3 23 
bis zum Dreifachen der Preise in der ersten Hälfte die- Eisen- und Stahlwaren > 22. 15.3 28 
ses Wirtschaftsjahres emporschnellen. Dieses Beispiel Draht . 1- l 1,4 05. 
zeigt mit besonderer Deutlichkeit die künstlich hervor- Drahterzeugnisse . 34 | 08 
gerufene Absperrung des ausländischen Käufers und Ver- ee en G È Ber | Fe: p g 
käufers vom russischen Hersteller und Abnehmer. Tandwirtichähtiihe, Maschinen: . y 152 0.9 a 
Physikalische und elektrische Arti el. o 18,6 6,2 
r Glühbirnen . . 4,2 1, f 
Russisch-deutscher Handel. Fahrzenge A, 172 2 D 
bG : : : a E Se ES 13,8 0,7 
„Die Gesamtmenge der russischen Einfuhr im Jahre A E ANA et na 17 
1913 verteilte sich wie folgt: | ; 
Mil ie 2. Chemikalien: t 
aus Goldrubel beina Verschiedene Chemikalien . : . . 18,9 3,1 5 
Deutschl En, 5 Gerbstofe . . . Eee 3,4 if Br. 
a se x a 52 Farbstoffe und Farben, EUREN 10,5 45 
ngland - . ».... 170,4 12 Technische Fette Er ut 4,8 0,2 9 
Vereinigte Staaten. . 742 6,0 Paraffin, Vaselin ee EN 6,7 0,3 d 
Frankreich... . . . 570 4,1 ; 3 
fallen =1x al se 167 13 N 
3 3 i 2 Rohbaumwolle » » 2 2 2 2 200% 29,9 _ è 
Deutschland stand also für Rußland an erster Stelle, er s: 7 TAn S TE E = FE 
aber nicht nur als Einfuhr-, sondern auch als Ausfuhr- Faea alle EINE ee 9,4 a 78 
gebiet: Baumwollerzeugnisse . . 2 2 2.» 10,6 | 015 | 
i Hanf- und Flachserzeugnisse .. 28 | 054 f 
D Wollene und halbwollene Erzeugnisse . 11,7 | 042 j 
A p! 8) Nach den Angaben der örtlichen Organe des Volks- ————— 4 S 
Í kommissariats für den Außenhandel. Nach der Ansicht des 9) Unter der Voraussetzung, daß die Einfuhr in der 0 
Sowjet-Volkswirtschaftlers I. Schenkmann sind die wirklichen zweiten Jahreshälfte auf derselben Höhe blieb. í 


Il Beschaffungspreise noch niedriger als die hier angegebenen. 10) Die Ziffern für Aus- und Einfuhr sind amtli 
Die »Sozialistische Wirtschaft«, Moskau 1924, Bd. III, S.131. Material, entnommen »W.E.N.« Nr. 7, 1924. x 10 
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Schermann: Der Außenhandel Rußlands. 


Die russische Ausfuhr nach Deutschland hat 
nicht weniger einschneidende Veränderungen erlitten, sie 
betrug 


1913 

1921 . 

1922 . 

1923 

1924 (Januar bis Juni) 2337 

Von der Gesamtmenge der russischen Ausfuhr nach 
Deutschland macht Getreide etwa die Hälfte aus. Be- 
deutende Verschiebungen haben aber zwischen den ein- 
zelnen Getreidearten stattgefunden. 


in Mill. Goldrubel in vH von 1913 


0,37 


3,24 
15,2 


j Tafel 5. 


Getreidearten | 1913 | 1923 


in Mill. Rubel 


O 13,1 
Roggen . Re E T a, 5,0 
2) 
DEE 2,1 
Mais . 2,7 
1,5 
5,8 
6,4 


w 


w=o2s-n&» 
a ia io a a H to o 


2. E 1, 
Bohnen, Linsen en 
nu er Muse Dur ar 1 


| 
Russisch-englischer Handel. 


Der englische Anteil am russischen Außenhandel wies 
vor dem Kriege eine erkennbare Neigung zur Vermin- 
derung auf. 


i 


im Jahresdurchschnitt 
1899 | 1904 | 1909 


bis bis bis 
1903 | 1908 | 1913 


Englische Einfuhr nach Rußland (Mill. Rubel) | 114,5 | 108,3 | 152,4 
in vH der Gesamteinfuhr Rußlands . . . . . 18,1 14,1 13,4 


Russische Ausfuhr nach England (Mill. Rubel) 1878 230,8 | 307,4 
in vH der Gesamtausfuhr Rußlands . . . . . 212 | 221| 202 


Verhältnis des Warenumsatzes mit er 
18,7| 18,0 


zum Gesamtaußenhandl . . . . 19,8 
Die Kriegszeit hat für normale Handelsbeziehungen 
keine Bedeutung. Die Einfuhr aus England war stark 
M gestiegen, es wurden aber meist Kriegsmaterialien ein- 
i geführt. Nach der Revolution wurde der Handel mit 
England für eine Zeitlang ganz stillgelegt, um nun nach 
dem Handelsvertrage von 1921 einigermaßen aufzuleben. 
Die englische Ausfuhr nach Rußland betrug: 


in vH 
der englischen 
Einfuhr nach 
Rußland im 
Jahre 1913 


in vH 
| der russischen 
Gesamt- 
einfuhr 


In Mill. Rubel 


1913 

1921 

1922 

1923 

1924 
(Januar bis Juni) 


12,6 100 

28,9 35,0 
15,0 26,3 
25,2 21,1 


Die englische Einfuhr stand im Jahre 1921 in Ruß- 
land an erster Stelle. Seitdem ist sie auf etwa ihren 
früheren Anteil zurückgegangen und nimmt die zweite 
Stelle (nach Deutschland) ein, 

Nach Warengattungen setzte sich die englische Ein- 
fuhr nach Rußland wie folgt zusammen: 


Rohstoffe und 
Halbfabrikate Ferligwaren 
der Gesamteinfuhr aus England 


Lebensmittel 
in vH 


1913 
1921 
1922 
1923 


27,6 
68,9 
47,3 
25,0 


Was einzelne Warensorten betrifft, so hat sich das 
Verhältnis ihrer Einfuhr aus England zur Gesamtmenge 


der russischen Einfuhr an diesen Waren auf folgende 
Weise verändert: 


i913, | 198 


37,4 3,0 
53,5 99 

31,1 96,2 
15,6 4,8 


Heringe . . . . 
Steinkohlen . . . 
Gummi . . . . 
Landwirtschaftliche "Maschinen $ 
Gewebe . 10,5 31,2 
Wolle. . in NE? 16,5 0,6 
Baumwolle . . . » è 8,3 21,6 

Die englische MAESTE ist durch diejenige Nor- 
wegens verdrängt; stark zurückgegangen ist Englands 
Anteil an der Lieferung landwirtschaftlicher Maschinen, 
dagegen ist die Einfuhr englischer Kohle verhältnismäßig 
gestiegen. 

Die russische Ausfuhr nach England wird durch 
folgende Zahlen gekennzeichnet: 


1 


in vH 
der russischen 
Ausfuhr nach 
England im 
Jahre 1913 


in vH 
der russischen 

Gesamt- 

ausfuhr 


In Mill. 
Goldrubel 


1913 

1921 

1922 

1923 

1924 
(Januar bis Juni) 


Nach Warengattungen setzte sich die russische Aus- 
fuhr nach England auf folgende Weise zusammen: 


Rohstoffe und 
Halbfabrikate 
der Gesamtausfuhr nach England 


Lebensmittel Fertigwaren 


Jahr 


in vH 


1913 | 
1921 | 2,2 


46,5 


1922 1,6 
1923 15,3 i 
Auf dem Gebiete der Getreideausfuhr fanden folgende 


Veränderungen statt: 


A 1913 1923 
in vH der russischen Gesamt- 
n ausfuhr au Getreide 
Weizen ya... 409 4 


Roggen 
Gerste 
Hafer ~ . 23 _ 


Rußlands Rolle im englischen Außenhandel war aber 
in den letzten Jahren an sich wenig bedeutend: 


Englische Ausfuhr nach Russische Einfuhr nach 
ußland in vH der England in vH der 
Gesamtausfuhr Englands Gesarsteinfuhrs Englands 
ADIaN N. - 235, h 


191, eh 0,0 
BAT 0,4 
1923 ; 0,5 
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Diese Zahlen zeugen beredt für eine erhebliche Ver- 
minderung der Bedeutung Rußlands im englischen Außen- 
handel. Im Jahre 1913 stand Rußland an sechster Stelle 
in Englands Einfuhr; 1922 an 22. Stelle; 1923 an 19, Stelle, 


Russisch-französischer Handel, 


Besonders beachtlich ist angesichts der neuerlichen 
handelspolitischen Annäherung Frankreichs an Rußland 
der russisch-französische Handel. Im Anschluß an die 
Anerkennung Sowjetrußlands durch Frankreich werden 
in französischen wirtschaftlichen Zeitschriften viele zwar 
recht unbestimmte, aber doch sehr optimistische Hoff- 
nungen auf die nächste Zukunft des russisch-franzö- 
sischen Handels veröffentlicht. Es dürfte daher nicht 
überflüssig sein, die Besonderheiten des ehemaligen 
Warenaustausches dieser beiden Länder einer Betrach- 
tung zu unterziehen und die Veränderungen festzustellen, 
die in den auf Krieg und Revolution folgenden Zeit- 
abschnitten eingetreten sind, 

Während der letzten 5 Jahre vor dem Kriege drückte 
sich in Frankreich die Einfuhr und die Ausfuhr der vier 
hauptsächlichen Warengruppen im prozentualen Verh“l'nis 
zur gesamten Ein- und ‘Ausfuhr gemäß Tafel 7 aus, 


Tafel 7. 


Frankreichs Frankreichs 
Einfuhr aus Rußland | Ausfuhr nach Rußland 


19091910 1911J1912|1913 1909|1910]19111912|1913 
in vH der Gesamtwerte | in vH der Gesamtwerte 
- Kiel: 

> 14| 18 | 24 | 21 | 19 |13 |13| 12| 12112 

Roh- und Halbstoffe . 61 | 58 | 53 | 55 | 53 | 28 | 30 | 29 | 28 | 25 
Industrie-Erzeugnisse . 17 | 18 | 18 | 18 | 17 | 53 | 52 55 [56 57 
Gold und Silber . . 8| 6| 5| 5J10J16| 5| 4| 4| 6 


Nahrungsmittel . 


Somit entfällt bei der Einfuhr über die Hälfte (im 
Durchschnitt von 5 Jahren 56 vH) auf Roh- und Halb- 
stoffe. Darauf folgen die Lebensmittel mit 19 vH, die 
Fertigerzeugnisse mit 17 bis IS vH und schließlich die 
Edelmetalle mit 6 vH. Bei der Ausfuhr hingegen spie- 
len die Fertigerzeugnisse die Hauptrolle (im Durchschnitt 
von 5 Jahren 55 vH des Gesamtwertes der Ausfuhr mit 
Steigerung in den letzten Jahren), Sodann kommen die 
Roh- und Halbstoffe mit 28 vH, die Lebensmittel mit 
12 vH und endlich die Edelmetalle mit 5 vH. 

Für die russische Ausfuhr sind natürlich am wich- 
tigsten die Lebensmittel und die Rohstoffe. Tafel 8 
zeigt die Werte für die wichtigsten Waren der beiden 
Gruppen im Jahre 191311), 

Die nächste Gruppe der Industrie-Erzeugnisse (beson- 
ders Maschinen und deren Teile) hatte ‚weit geringere Be- 
deutung. In einem gewissen Teile der sowjetrussischen 
Wirtschaftspresse ist es üblich geworden, an den früheren 
Ausfuhrziffern -von Nahrungsmitteln und Rohstoffen nach 
Frankreich zu zeigen, wie glänzend für Frankreich die Aus- 
sichten für den zukünftigen Warenaustausch mit Rußland 
seien, Indes wird man aus der Kenntnis des französisch- 
russischen Warenumsatzes vor dem Kriege vorsichtigerweise 
ganz andere Schlüsse zu ziehen haben, Allerdings sind die 
meisten der aufgezählten Waren in Rußland zu finden, 
jedoch ist es mit dem Vorhandensein von Waren in dem 
einen Lande und mit der Nachfrage nach ihnen in dem 
anderen noch nicht getan. Eine ganze Reihe "höchst 


11) A. Solowcejew: Unser Handel mit Frankreich, Peters- 
burg 1915, S.11. 


Tafel 8. 


Einfuhr Frankreich aus Rußland, 


Nahrungsmittel: in Mill. Pres. 
Getreide und Mehl 565,79 
Reis und andere mehlartigen Erzeugnisse 168,12 
Wein, Branntwein und Bier . . . 303,07 
Obst... et 87,77 
Kaffee und Kakao . . 262,08 

34,30 


nach 


flügel 
Fische 
SP a a 
Käse und Butter . . 
Tierfette 
Pilanzenöle 


Roh- und Halbstoffe: 
Wolle . 
Rohleder , 
Rohseide . . 
Baumwolle 
Flachs und Hanf . 
Oelsamen und Früchte 
Kautschuk 
Bauholz N E 
Naphtha und Naphthaerzeugnisse . . 
Steinkohle und Koks . . . & 
Kupfer . . BOr 
Blei und Zink . . 


98,48 
82,96 
46,80 
67,42 
25,87 
18,46 


. 701,75 
. 248,23 
. 361,08 
578,50 
. 233,87 
. 387,55 
141,72 
210,61 
139,07 
. 584,04 
192,78 
66,07 


wichtiger Bedingungen sind erforderlich, um den Aus 
tausch ünd die Versorgung kaufmännisch und wirtschaft 
lich zu rechtfertigen. Vor dem Kriege waren die Voraus- 
setzungen für die Handelsbeziehungen zwischen Rußland 
und Frankreich äußerst günstig; das politische Bündnis, 
die Kreditverhältnisse und viele andere Umstände schu- 
fen 'wohl den besten Boden für einen lebhaften Handel 
zwischen beiden Staaten, Die Aufnahmefähigkeit des 
französischen Marktes für russische Nahrungsmittel und 
Rohstoffe wurde von den Statistikern auf 2 Milliarden 
Goldfrancs geschätzt, und Rußland besaß Vorräte an jenen 
Waren im Werte von über einer Milliarde Goldrubel. wie 
es indes tatsächlich mit dem Warenaustausch dieser beiden 
Länder aussah, zeigt Tafel 9. 


Tafel 9. 
Ausfuhr aus Rußland nach Frankreichi2), 


Jahresdurchschnitt | 1898/1902] 1903/08 | 1909/12 | 1912 | 1913 


in Mill. Rubel : 60,5 70,5 | 87,3 | 98,2 | 100,9 
in vH der Gesamtausfuhr . 8,2 6,7 6.2 5,5 6,6 


Demnach betrug die größte Jahresausfuhr Rußlands 
nach Frankreich vor dem Kriege 101 Mill, Rubel, di 
waren noch nicht einmal 7 vH der russischen Gesamte 
ausfuhr trotz der allergünstigsten Verhältnisse, s 

Die Gründe hierfür sind mannigfaltig und zahlreich 
in der Hauptsache waren es die großen Entfernungen und 
die hohen Frachtkosten, sodann aber auch die Minder- 
wertigkeit der Waren, eine Folge der technisch rück- 
ständigen Bearbeitung und Sortierung, Für den franzö- 
sischen Importeur war es viel vorteilhafter, die russi« 

12) Nach der »Betrachtung des Außenhandels über die 
europäischen und asialischen Grenzen im Jahre 191%, Teil M 
Petersburg 1915. 
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schen Rohstoffe gereinigt und halbbearbeitet aus zweiter 
Hand zu beziehen als unmittelbar aus Rußland. Daß in- 
zwischen die Krachtsätze billiger geworden oder die Güter 
der Waren und die Technik ihrer Bearbeitung und Sor- 
tierung in Rußland sich verbessert hätten, ist wohl kaum 
anzunehmen, 

Die Einfuhr französischer Waren nach Rußland war 
noch erheblich geringfügiger, s, Tafel 10. Bei durch- 
schnittlich etwa 4,5 vH des Gesamtimportes nach Ruß- 
land ist also der Import während 15 Jahren fast gar- 
nicht gestiegen, 


Tafel 10. 
Einfuhr nach Rußland aus Frankreich®®), 


Jahresdurchschnitt | 91002 1903/08 | 1909/12 | 1912 | 1913 


T 1 
in Mill. Rubel 28,3 
in vH der Gesamteinfuhr . 4,6 


In dieser Einfuhr sind von Bedeutung: 

Kraftwagen, Motorräder, Fahrräder und deren Teile; 

Präzisionsinstrumente; 

kosmetische Mittel, insbesondere Parfüms; 

Sekt und andere Weine,, Liqueure; 

Gegenstände der Damenkonfektion; 

Pelzwerk und Lederwaren; 

Kunstgegenstände, insbesondere solche aus Bronze und 
Porzellan, sowie besondere Pariser kunstgewerb- 
liche Waren, 


18) Nach der »Betrachtung des Außenhandels über die 
europäischen und asialischen Grenzen im Jahre 1919, Teil II. 
Petersburg 1915. 


Daß diese zumeist für sehr vormögende Leute be- 
stimmte Waren in dem Rußland der Gegenwart nennens- 
werten Absatz finden werden, ist wenig wahrscheinlich, 
Es kommt hinzu, daß auch die Veränderungen, die nach 
dem Kriege in der wirtschaftlichen Struktur Frankreichs 
vor sich gegangen sind, die Lage Rußlands eher ver- 
schlechtert als verbessert haben. Da Frankreich neue 
Gebiete mit erheblichen natürlichen Reichtümern armek- 
tiert und seinen Kolonialbesitz im nahegelegenen und 
leicht zu erreichenden Afrika erweitert hat, so dürfte 
es kaum ein größeres Verlangen nach russischen Röh- 
stoffen empfinden, Wenn auch diese Verhältnisse einst- 
'weilen noch keinen besonders fühlbaren Einiluß ausüben 
konnten, so ist doch die dahingehende Entwicklung un- 
verkennbar, 


Der französische Außenhandel weist in den letzten 
Jahren eine bedeutende Steigerung der Einfuhr sowie 
der Ausfuhr auf, trotzdem die Handelsbeziehungen mit 
Rußland fast gänzlich ruhten, 

So sind die optimistischen Erwartungen, welche die 
Vertreter der sowjetrussischen Wirtschaft hegen, eben- 
so wenig begründet wie diejenigen der französischen 
Volkswirtschaftler, die von engeren wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zu Sowjet-Rußland eine erhebliche und zu- 
nehmende Verbesserung ihrer Bilanz erhoffen, 


Auf alle Fälle sind die optimistischen Erwartungen, 
welche die Vertreter der  sowjetrussischen Wirtschaft 
hegen, ebenso wenig begründet wie diejenigen der fran- 
zösischen Volkswirtschaftler, die von engeren wirtschaft» 
lichen Beziehungen zu Sowjet-Rußland eine erhebliche 
und zunehmende Verbesserung ihrer Bilanz erhoffen, 


Die rechtliche Verantwortung des Unternehmers‘). 


II. 
Von Landgerichtsrat Kruspi, Berlin. # 


Vom Handelsstand. 
II. Teil. 


Inhalt; Prokura und Handlungsvollmacht, — Handlungsgehilfen und 
Handlungslehrlinge. — Handlungsagenten. — Handelsmäkler, 


Ein Unternehmer kann in der Regel nicht alle in 
seinem Betriebe vorkommenden Geschäfte allein ver- 
richten, er bedient sich dazu anderer Personen. Hier 
soll nur von denjenigen Gehilfen des Unternehmers ge- 
sprochen werden, die ihn bei dem Umsatz von Waren, 
beim Handel, unterstützen, nicht von denjenigen, die für 
ihn Waren herstellen, wie den Arbeitern, den Meistern 
und anderen Personen, die untergeordnete Arbeiten ver- 
richten. Die Gehilfen des Kaufmanns zerfallen in zwei 
große Klassen: diejenigen, die fest angestellt sind, die in 
einem engen Vertragsverhältnis zum Prinzipal stehen 
(Prokuristen, Handlungsbevollmächtigte, Handlungsgehil- 
fen und Handlungslehrlinge) und diejenigen, die ohne fest 
angestellt zu sein, doch für das Handlungsgewerbe eines 
andern tätig sind (Handlungsagenten und Handels- 
mäkler). 


1. Prokura und Handlungsvollmacht, 

Der Prokurist ist- Bevollmächtigter seines Ge- 
schäftsherrn. Er ist Vertreter mit weiten Befugnissen. 
»Prokura« ist eine gesetzlich festgelegte Art einer Voll- 
macht. Prokurist kann jeder werden. Der Vollkaufmann 


— 


1) Vergl. T.u.W. 1924, 8.277. 


kann einen Prokuristen ‘bestellen, nicht der Minderkauf- 
mann. Auch Handelsgesellschaften und andere juristische 
Personen können Prokura erteilen. Eine-bestimmte Form 
für die Erteilung der Prokura ist nicht vorge- 
schrieben. Nur muß die Prokura ausdrücklich er- 
teilt werden. Stillschweigendes Geschehenlassen genügt 
nicht. Nicht einmal Schriftlichkeit ist gefordert. Es 
genügt mündliche Erklärung an den Bevollmächtigten. 
üblich und für die Vertragsgegner am vorteilhaftesten 
ist die Bevollmächtigung durch ein sogenanntes Zirkular 
an die »Kundschaft«. Ist die Bevollmächtigung durch 
öffentliche Bekanntmachung kundgetan, so muß sie 
jeder Dritte gegen sich gelten lassen. Für die Wirksam- 
keit der Bestellung eines Prokuristen ist die Eintragung 
im Handelsregister nicht wesentlich. Jedoch ist sie zu 
empfehlen, denn man weist die Bestellung zweifelsfrei 
durch einen Registerauszug nach. Häufig wird eine so- 
genannte Gesamtprokura bestellt. Sie dient dazu, 
einem Vertrauensmißbrauch eines Einzelprokuristen vor- 
zubeugen. Denn sie hat die Wirkung, daß alle verbind- 
lichen Erklärungen nur von beiden Prokuristen ab- 
gegeben werden können und beiden gegenüber abzu- 
geben sind. Dies hat jedoch nicht zur Voraussetzung, 
daß bei allen maßgebenden, rechtlich erheblichen Ver- 
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handlungen beide Prokuristen gleichzeitig anwesend zu 
sein brauchen. Einer der beiden Prokuristen kann nach- 
träglich den vom anderen abgeschlossenen Geschäften zu- 
stimmen, z. B. nachher die nachträgliche schriftliche Be- 
stätigung mitunterzeichnen. Auch kann ein allein han- 
delnder Prokurist als Handlungsbevollmächtigter ange- 
sehen werden mit der Wirkung, daß seine Erklärungen 
den Prinzipal verpflichten. 

Wenn es sich um die Kenntnis von rechtlich erheb- 
lichen Umständen handelt, z. B. die Kenntnis von Mängeln 
einer Ware, so genügt die Kenntnis eines Gesamt- 
prokuristen, um die Unredlichkeit des Prinzipals zu 
begründen. Das Reichsgericht hat entschieden: haben 
zwei Gesamtprokuristen namens des Prinzipals einen 
Rechtsakt vorgenommen und fällt auch nur einem hier- 
bei ein betrügerisches Verhalten zur Last, so hat der 
Prinzipal diesen Betrug zu vertreten, aber nicht auch 
dann, wenn überhaupt nur ein Gesamtprokurist handelnd 
aufgetreten ist. 

Der Umfang der Prokura ist gesetzlich festgelegt: 
§ 49 HGB bestimmt, daß die Prokura zu allen Arten von 
gerichtlichen und außergerichtlichen Geschäften und 
Rechtshandlungen ermächtigt, die der Betrieb eines Han- 
delsgewerbes mit sich bringt, jedoch ist der Prokurist 
zur Veräußerung und Belastung von Grundstücken‘ nur 
ermächtigt, wenn ihm diese Befugnis besonders erteilt 
ist. Hier ist nur von der Legitimation nach außen die 
Rede. Der Prinzipal wird durch alle Rechtsgeschäfte, 
die sein Prokurist in dem genannten Rahmen vornimmt, 
berechtigt und verpflichtet. Die gesamten Geschäfte auf- 
zuzählen, die ein Prokurist vorzunehmen berechtigt ist, 
würde zu weit führen. Der Prokurist kann z. B. Bürg- 
schaften für den Prinzipal übernehmen, Wechsel begeben, 
Prozesse führen, Vergleiche abschließen usw. Er darf 
ihm jedoch nicht das Unternehmen verkaufen. Der ge- 
setzliche Umfang einer Vollmacht ist dritten gegenüber 
nicht einschränkbar. Dies gilt insbesondere von der 
Beschränkung, daß die ‘Prokura nur für gewisse Ge- 
schäfte oder für gewisse Arten von Geschäften oder nur 
unter gewissen Umständen oder für gewisse Zeit oder an 
einzelnen Arten ausgeübt werden soll ($ 50 II HGB). 

Der Prokurist zeichnet in der Weise, daß er der 
Firma des Prinzipals seinen Namen mit einem die Prokura 
andeutenden Zusatz beifügt, z. B.: 

ppa. A. Wertheim oder A. Wertheim 
A. Freund ppa. A. Freund. 


Jedoch sind auch die Unterschriften eines Prokuristen, 
bei denen die Buchstaben ppa. fehlen, für den Ge- 
schäftsherrn verbindlich. 

Die Prokura ist nicht übertragbar. Der Prokurist 
kann keinen anderen Prokuristen bestellen. Die Prokura 
erlischt nicht durch den Tod des Inhabers des Handels- 
geschäfts. Jedoch ist die Prokura ohne Rücksicht auf 
das Vertragsverhältnis jederzeit widerruflich, unbeschadet 
des Anspruchs des Prokuristen auf die vertragsmäßige 
Vergütung ($ 52 HGB). Ein Verzicht auf die Widerruf- 
lichkeit sowie ihr vertragsmäßiger Ausschluß sind un- 
wirksam. Der Widerruf erfolgt durch Erklärung gegen- 
über dem Prokuristen oder gegenüber dritten, dem die 
Erteilung bekanntgemacht ist. Das Erlöschen ist ins 
Handelsregister einzutragen und wirkt dann gegen jeder- 
mann. Außer durch Widerruf endigt die Prokura durch 
Tod des Prokuristen, ‚Beendigung des Anstellungsver- 
trages, Konkurs des Prinzipals, Einstellung des Gewerbe- 
betriebes, Löschung der Firma. Dagegen berührt die 
Änderung der Firma die Prokura nicht, 


Die Handlungsvollmacht unterscheidet sich von 


der Prokura durch den Umfang der gesetzlichen Ver- 
tretungsmacht. Sie kann bestellt werden »zum Betriebe 
eines Handelsgewerbes« (sogenannte allgemeine Voll- 
macht oder Generalvollmacht), zu einer bestimmten Art 
von Geschäften (Artvollmacht, :z. B. Bestellung ines 
Kassierers) oder zur Vornahme einzelner zum Handels. 
gewerbe gehörigen Geschäfte (Einzelvollmacht). Auch 
der Handlungsbevollmächtigte ist zur Vornahme aller Ge. 
schäfte oder Rechtshandlungen ermächtigt, die der Be- 
trieb eines derartigen Handelsgewerbes oder — hei 
der Artvollmacht — derartige einzelne Geschäfte gewöhn- 
lich. mit sich bringen. Dagegen ist er zur Veräußer: 

und Belastung von Grundstücken, zur Eingehung von 
Wechselverbindlichkeiten, zur Aufnahme von Darlehen 
und zur Prozeßführung nur ermächtigt, wenn ihm eine 
solche Befugnis besonders erteilt ist. Sonstige Beschrän- 


kungen des Umfangs der Vollmacht braucht ein Dritter | 


nur dann gegen sich gelten zu lassen, wenn er sie kannte 
oder kennen mußte. 

Die Vollmachtserteilung kann und wird regelmäßig 
eine ausdrückliche sein. Sie kann indessen auch still- 
schweigend erfolgen. Eine stillschweigende Vollmachts- 
erteilung ist nach der Rechtsprechung des Reichsgerichts 
(RGE Bd.65, S.295) dann anzunehmen, wenn jemand 
Dritten gegenüber als Bevollmächtigter auftritt und des 
Prinzipal dies in einer Weise geschehen läßt, die im 
redlichen Rechtsverkehr nur als Bevollmächtigung aufg 
faßt werden kann. So ist auch feststehende Ansicht, daß 
ein Handlungsbevollmächtigter zur Empfangnahme yon 
Geld und Geldeswert (mit befreiender Wirkung für den 
Schuldner) ermächtigt gilt, wenn der Prinzipal wissent 
lich die Empfangnahme duldet. Hat ein Kaufmann 
Fernsprechanschluß, so ist im Zweifel jeder seiner kauf 
männischen Angestellten im Kontor als befugt anzusehen, 
Erklärungen geschäftlichen Inhalts entgegenzunehmen 
(RGE Bd.61, S.127). Dagegen gilt nicht jeder Ange- 
stellte ohne weiteres als ermächtigt, durch den Fern- 
sprecher für den Unternehmer verbindliche Erklärung 
abzugeben. Dies ist die jetzt herrschende Meinung 
Handlungsbevollmächtigte besonderer Art sind die Rei 
senden eines Prinzipals, die an Orten Geschäfte ab 
schließen, an denen sich keine Handelsniederlassung des 
Geschäftsinhabers befinden. Sie gelten auch als ermäch- 
tigt, den Kaufpreis für die von ihnen verkauften Wa, 
einzuziehen, Zahlungsfristen zu bewilligen, Anzeigen 
Mängeln der Ware, Erklärungen, daß die Ware zur Ver 
fügung gestellt werde, entgegenzunehmen. 

Der Handlungsbevollmächtigte darf bei der Zeich 
nung seines Namens nicht einen Zusatz verwenden, def 
auf eine Prokura hindeutet, er hat indessen einen seit 
Vollmachtsverhältnis andeutenden Zusatz zu gebrauchen 
Auch die Handlungsvollmacht kann nicht übertrage 
werden. s 

Durch die Rechtshandlungen des Prokuristen und des 
Handlungsbevollmächtigten wird der Geschäftsherr dan 
rechtlich berechtigt und verpflichtet, wenn sie im Rahme! 
ihrer Vertretungsmacht handeln. Andernfalls haften sie 
für ihre Erklärungen persönlich. 


2. Handlungsgehilfen Y 
und Handlungslehrlinge. 

a) Handlungsgehilfe ist derjenige, der in einem H 
delsgewerbe zur Leistung kaufmännischer Dienste ge; 
Entgelt angestellt ist (859 HGB). Auch der Handlungs 
bevollmächtigte ist zumeist Handlungsgehilfe. Jedadh 
unterscheidet er sich von jenem eben durch den größeren 
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Wirkungskreis, durch seine Vollmacht. Verschieden von 
den Handlungsgehilfen sind diejenigen Angestellten eines 
Unternehmens, die nicht kaufmännische, sondern mecha- 
nische Dienste verrichten. 

Der Handlungsgehilfe hat, wenn nichts anderes ver- 
einbart ist, die dem Ortsgebrauch entsprechenden oder 
den Umständen nach angemessenen Dienste zu leisten. 
Mangels anderer Vereinbarung hat er Anspruch auf die 
ortsübliche Vergütung. In der Regel hat der Handlungs- 
gehilfe kaufmännische Dienste zu leisten. Jedoch 
ist es nicht ausgeschlossen, daß im einzelnen Falle, 
namentlich wenn Not an Mann ist, gelegentlich auch mal 
einem Handlungsgehilfen zugemutet werden kann, einen 


Die vereinbarte Vergütung kann in Gehalt, Natural- 
vergütung, Provision, Tantieme, ‚Ruhegehalt bestehen. 
Die Vereinbarung allzu niedriger Löhne kann den Ver- 
trag wegen Wuchers nichtig machen und den Prinzipal 
zum Schadenersatz verpflichten. Wer mangels Verein- 
barung angemessene Vergütung verlangt, hat zu be- 
weisen, daß eine Vergütung nicht vereinbart ist (RGE 
Bd. 100, S, 22). Früher wurden Überstunden mangels be- 
sonderer Vereinbarung nicht besonders honoriert, heute 
wird in den meisten Tarifverträgen die Bezahlung der 
Überstunden mit Aufschlägen zugesagt. Anspruch auf 
Vorschuß besteht nicht. Die Vergütung ist nachträglich 
zu leisten, 


Dienst zu leisten, der nicht als rein kaufmännischer an- 
ist. 
und seinen Vertretern zum Gehorsam verpflichtet. 
kann zur Leistung der Dienste verurteilt werden. 


zusehen 


sogen. Gratifikationen 
Der Handlungsgehilfe ist dem Prinzipal 


Er 


Tafel I. 
But liugegehlkfen und en OaE EREE 


Einen Teil der Vergütung bilden auch die 
zu Weihnachten, 
Bilanzabschluß, wenn sie zugesagt sind. 
einbarung besteht kein Anspruch auf Gratifikationen. 
Ob er dann erwächst, wenn sie mehrere Jahre gezahlt 


Jahres- oder 
Mangels Ver- 


1. Begriff 


I. Handlungsgehilfen 


Handlungsgehilfe ist derjenige, der zur Leistung kaufmännischer Dienste gegen 
Entgelt angestellt ist, 


1. Handiungsrehringe 


Handlungslehrling ist derjenige, der in 
einem Handlungsgewerbe zum Zwecke 
seiner kaufmännischen Ausbildung und 
zurLeistung der erlernten Dienstedurch 
Vertrag angestellt ist. 


2. Pflichten 


a) Er hat kaufmännische Dienste zu leisten. 

b) Er darf ohne Einwilligung des Prinzipals weder ein Handelsgewerbe betreiben 
noch in dem Handelsgewerbe des Prinzipals. für eigene oder fremde Rechnung 
Geschäfte machen. Der Prinzipal kann bei Verletzung dieser Pflicht Schaden- 
ersatz verlangen, er kann aber statt dessen verlangen, daß der Handlungs- 
gehilfe die für eigene Rechnung gemachten Geschäfte als für Rechnung des 
Prinzipals eingegangen gelten lassen und die Vergütung herausgebe. 

©) Er hat sich, falls vereinbart, nach Beendigung des Dienstverhältnisses jeder 
Konkurrenztätigkeit zu enthalten. (Vgl. darüber den Text). i 


a) Er hat die Unterweisungen seines 
Lehrherrn zu befolgen. 

b) Er hat kaufmännische Dienste zu 
leisten. 

c) Wie zu I 2b. 

d) Wie zu 1 2c, 

e) Er hat dem Lehrherrn die verein- 
barte Vergütung für die Ausbil- 
dung zu zahlen. 


3. Rechte 


a) Er hat Anspruch auf die vereinbarte bezw. angemessene Vergütung am Schlusse 
jeden Monats. Spätere Zahlungstermine sind unzulässig. 

b) Der Prinzipal hat Geschäftsräume und Vorrichtungen so einzurichten und zu 

unterhalten, auch den Geschäftsbetrieb und die Arbeitszeit so zu regeln, daß 
der Handlungsgehilfe gegen die Gefährdung seiner Gesundheit geschützt und 
die Aufrechterhatung der guten Sitten und des Anstandes gesichert ist. Andern- 
falls haftet der Unternehmer auf Schadenersatz. 
Der Handlungsgehilfe behält den Anspruch auf die Vergütung bis höchstens 
auf 6 Wochen, wenn er durch unverschuldetes Unglück an der Leistung der 
Dienste verhindert wird, und braucht sich empfangenes Krankengeld nicht an- 
zurechnen. Entgegenstehende Vereinbarungen sind nichtig. 

d) Bei der Beendigung des Dienstverhältnisses kann der Handlungsgehilfe ein 
schriftliches Zeugnis über die Art und Dauer der Beschäftigung fordern. Es 
ist auf Verlangen auch auf Führung und Leistungen auszudehnen und auf 
Antrag kosten- und stempelfrei polizeilich zu beglaubigen. 


a) Der Lehrling erhält unter Umstän- 
den, wenn es der Vereinbarung ent- 
spricht, ein Taschengeld. 

b) Wie zu I 3b. 

c) Wie zu I 83c. 

d) Bei der Beendigung des Lehrver- 
trages hat der Lehrherr dem Lehr- 
ling ein schriftliches Zeugnis über 
die Dauer der Lehrzeit und die 
während dieser erworbenen Kennt- 
nisse und Fähigkeiten sowie über 
sein Betragen auszustellen. 


4. Beendi- 
gung des 
Dienstver- 
hältnisses 


| 


a) Nach Vereinbarung, wenn der Vertrag für eine bestimmte Zeit geschlossen war. 
b) Nach Kündigung zum Schluß’eines Kalendervierteljahrs mit Einhaltung einer 
Kündigung von 6 Wochen. Die vereinbarte andere Kündigungsfrist muß für 
beide Teile gleich sein und nicht weniger als einen Monat betragen. 
c) Aus wichtigem Grunde ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit der Wirkung 
sofortiger Aufhebung des Vertrages. 
a) Solche gesetzlichen Gründe sind für den Handlungsgehilfen namentlich: 
aa) wenn er zur Leistung der Dienste unfähig wird, 
bb) wenn der Prinzipal Gehalt und Unterhalt nicht zahlt, 
ec) wenn der Prinzipal die Verpflichtung zu 3b) nicht erfüllt, 
dd) wenn der Prinzipal sich Tätlichkeiten, erhebliche Ehrverletzung, unsitt- 
liche Zumutungen zu Schulden kommen läßt. 
B) Wichtige Kündigungsgründe für den Prinzipal sind namentlich: 


aa) wenn der Handlungsgehilfe untreu ist, das Vertrauen mißbraucht oder | 


die Pflicht zu 2b verletzt, 

bb) wenn er den Dienst während einer erheblichen Zeit verläßt oder be- 
harrlich Dienstleistung verweigert, 

ce) wenn er durch anhaltende Krankheit, längere Freiheitsstrafe oder Ab- 
wesenheit an der Dienstleistung verhindert ist, 

dd) wenn er sich Tätlichkeiten oder erhebliche Ehrverletzungen gegentiber 
dem Prinzipal zu Schulden kommen läßt. 


a) Die Dauer der Lehrzeit richtet sich 
nach dem Vertrage, 

b) Mangels Vereinbarung endigt der 
Vertrag nach Maßgabe derörtlichen 
Verordnungen oder nach dem Orts- 
gebrauche. 

Das Lehrverhältnis kann während 
des ersten Monats, des sog. Probe- 
monats, fristlos gekündigt werden. 
Mehr als 3 MonateProbezeit dürfen 
nicht vereinbart werden. 
Nach dem Abla f'der Probezeit 
kann das Verhältnis aus wichtigem 
Grunde fristlos gekündigt werden. 
a) für den Lehrling: 
aa) bis dd) wie zu I, 4da, 
ee) Wenn der Lehrherr seine 
Verpflichtungengegen den Lehr- 
ling in einer dessen Gesundheit, 
Sittlichkeit oder Ausbildung ge- 
fährdeten Weise vernachlässigt. 
£) für den Lehrherrn: 
aa) bis dd) wie zu 14dß, 
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und Wirtschaft 


ist, ist streitig, wird aber zu bejahen sein. Ein Anspruch 
auf Urlaub unter Fortzahlung des Gehalts besteht nur, 
wenn er allen Handlungsgehilfen in einem Betriebe ge- 
währt wird oder — was heute meistens der Fall ist — 
in Tarifverträgen allgemeinverbindlich vorgesehen ist. 

Der Handlungsgehilfe hat während des Dienstver- 
hältnisses und nach seiner Beendigung Verschwiegenheit 
über diejenigen im Handelsgewerbe des Prinzipals erfah- 
renen Tatsachen zu beobachten, die für die Konkurrenz- 
firmen von Bedeutung sind. Andernfalls macht er sich 
des unlauteren Wettbewerbs schuldig. Er gibt dem Ge- 
schäftsinhaber einen wichtigen Grund zur sofortigen Kün- 
digung und macht sich schadenersatzpflichtig. Die wei- 
teren Pflichten des Handlungsgehilfen ergeben sich aus 
der Tafel 1. Ihre Verletzung verpflichtet ihn zum 
Schadenersatz. 

Auch die Rechte der Handlungsgehilfen sind aus der 
Tafel I ersichtlich. 

Besonders wichtig für die Wirtschaft ist indessen 
das Wettbewerbverbot, über ‚das hier einiges zu 
sagen ist. Denn die Vorschriften hierüber, die §§ 74 ff. 
HGB, sind durch das Reichsgesetz vom 10. Juni 1914 
wesentlich geändert. Sie milderten die Bestimmungen zu 
Gunsten der Handlungsgehilfen wesentlich, 

Unter dem Wettbewerbverbot versteht man eine aus- 
drückliche Vereinbarung zwischen dem Prinzipal und 
dem Handlungsgehilfen, die den Gehilfen für die Zeit 
nach Beendigung des Dienstverhältnisses in seiner ge- 
werblichen Tätigkeit beschränkt. Es muß die Verein- 
barung schriftlich getroffen und in einer vom Prinzipal 
unterzeichneten, dem Gehilfen ausgehändigten Urkunde 
enthalten sein (874 HGB). Das Verbot ist jedoch nur 
verbindlich — und das ist das Wesentliche — wenn sich 
der Prinzipal verpflichtet, für die Dauer der Beschrän- 
kung eine Entschädigung in Höhe der Hälfte des zu- 
letzt gewährten Jahresgehalts zu bezahlen. Die Ver- 
pflichtung muß sich aus der Urkunde ergeben. Ohne die 
Zahlungsverpilichtung ist das Wettbewerbverbot nichtig. 
Über die Auslegung des Wettbewerbverbotes und seine 
Umgehung ist eine reiche Judikatur vorhanden. 

Nichtig ist das Verbot, wenn es gegen die guten 
Sitten verstößt, unverbindlich insoweit, als es nicht zum 
Schutze eines berechtigten geschäftlichen Interesses des 
Prinzipals dient, oder soweit es unter Berücksichtigung 
der gewährten Entschädigung nach Art, Zeit oder Ge- 
genstand eine unbillige Erschwerung des Fortkommens 
des Gehilfen enthält. Es kann nicht länger als 2 Jahre 
nach Beendigung des Diensverhältnisses dauern. Nichtig 
ist die Vereinbarung ferner, wenn dem Gehilfen nicht 
1500M pro Jahr verbleiben, wenn der Gehilfe minder- 
jährig, wenn der Prinzipal sich die Erfüllung der Ver- 
pflichtung auf Ehrenwort versprechen läßt. 

Auf die Entschädigung, die der Prinzipal nach $ 74 
HGB zu zahlen hat, muß sich der Handlungsgehilfe an- 
rechnen lassen, was er verdient oder zu erwerben bös- 
willig unterläßt, soweit Entschädigung und Verdienst zu- 
sammen den Betrag der zuletzt empfangenen vertrags- 
mäßigen Leistungen um mehr als ein Zehntel überstei- 
gen. Der Gehilfe muß über seinen anderweitigen Ver- 
dienst Auskunft geben. Die Verpflichtung zur Zahlung 
der Entschädigung entfällt ganz, wenn der Prinzipal 
das Dienstverhältnis wegen vertragswidrigen Verhaltens 
des Gehilfen aufgelöst hat. Gibt der Prinzipal dem 
Gehilfen einen Grund zur Kündigung (vergl. die Tafel), 
so wird das Wettbewerbverbot unwirksam, wenn der Ge- 
hilfe vor Ablauf eines Monats schriftlich erklärt, daß er 
sich an die Abmachung nicht für gebunden erachte. Bei 


einem Gehalt von jährlich 8000M kann ein Wettbewerb 
verbot wirksam auch ohne die Verpflichtung des Prine 
zipals zur Entschädigungszahlung vereinbart werden, 
Auf eine Vereinbarung, durch welche von den Vorschrif- 
ten des HGB zum Nachteil des Handlungsgehilfen abg 
wichen wird, kann sich der Prinzipal nicht berufen 
(875d HGB). 

b) Der Handlungslehrling ist in einem Ha 
delsgewerbe zum Zwecke seiner kaufmännischen Aus 
bildung und zur Leistung der erlernten Dienste durch 
Vertrag angestellt. Der Lehrherr ist verpflichtet, dafü f 
zu sorgen, daß der Lehrling in den bei dem Betriebe 
des Geschäfts vorkommenden kaufmännischen Arbeiten 
unterwiesen wird. Er hat die Ausbildung entweder sel 
oder durch einen dazu geeigneten besonders bestimm- 
ten Vertreter zu leiten. Dieser Verplichtung entspricht 
die des Lehrlings, alle in den Rahmen der Ausbildung 
fallenden Anordnungen zu leisten und insbesondere 
Dienste zu leisten. Der Lehrherr erhält eine Vergütung 

Über die weiteren Rechte und Pflichten des Lehi 
lings gibt die Tafel I Aufschluß. 


3. Handlungsagenten. 


Handlungsagent ist derjenige, der, ohne als Hand 
lungsgehilfe angestellt zu sein, ständig damit betraut isk 
für das Handelsgewerbe eines andern Geschäfte zu ver 
mitteln oder abzuschließen (§ 84 HGB). Man untersche 
det danach die Vermittlungs- und die Abschlußagenten 
Der Agent unterscheidet sich vom Handlungsgehilfd 
durch seine Selbständigkeit (freilich kann auch ein Ha, 
lungsgehilfe, besonders ein sogen. Handlungsreisenden 
auch Handlungsagent sein) und vom Handelsmäkle 
durch seine ständige Tätigkeit für ein bestimmtes 
delsgewerbe. Der Agent kann zugleich für mehren 
Handlungsgewerbe tätig sein. Das Agenturverhältnis is 
indessen ein gegenseitiges Vertrauensverhältnis. Es ver 
pflichtet daher zur wechselseitigen Offenbarung aller $ 
das Vertragsverhältnis wesentlichen Umstände. 

Der Agenturvertrag ist ein Dienstvertrag besondere 
Art, wenn auch die Vergütung sich nach den vermik 
telten Geschäften richtet, also nicht schlechthin gezahll 
wird und wenn auch der Agent selbständiger Kaufman 
ist (vergl. Technik und Wirtschaft 1924 S.278, Tafel ll) 
Vom Kommissionär unterscheidet ‚sich der Agent di 
durch, daß jener im eigenen Namen für fremde Rede 
nung, dieser in fremden Namen und für fremde Rechnuß 
Geschäfte abschließt. 

Über die Arten der Agenturverträge besagt di 
Tafel II Näheres, 

Der Agent hat die Pflicht, sorgfältig bemüht zu sei 
Geschäfte zu vermitteln und, soweit er dazu befugt is 
abzuschließen. Er hat in jedem Falle die Interessen di 
Geschäftsherrn zu berücksichtigen. Er muß insbesonde 
die Kreditwürdigkeit der Kunden prüfen. Auch nach 
Abschluß des Geschäfts hat er dem Geschäftsherrn 
zu berichten, was ihn an erheblichen Tatsachen 
Gerüchten für die Beurteilung der Kreditgewährung b 
kannt wird. Ein reisender Agent muß sich an Ort w 
Stelle nach dem Kunden erkundigen und darf sich # 
allgemeinen nicht mit den Auskünften von Auskunl® 
büros begnügen. Der Agent muß dem Geschäftsher 
die erforderlichen Nachrichten geben, namentlich ihm 
jedem Geschäftsabschluß unvorzüglich Anzeige mach 
Ein gesetzliches Wettbewerbverbot während der D 
des Agenturverhältnisses besteht nicht. Indessen 
sich auch der Agent jedes unmittelbar den Gesch 
herrn schädigenden Wettbewerbs enthalten. Verletzt & 
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Tafel II. 


Handlungsagenten und Handeilsmäkler. 


I. Handlungsagenten | IL Handelsmäkler 
ÅL 


1. Begriff | Handlungsagent ist derjenige, der, ohne als Handlungsgehilfe | Handelsmäkler ist derjenige, der gewerbsmäßig für andere 


2. Arten 


3. Rechte 


4. Pflichten 


angestellt zu sein, ständig damit betraut ist, für das 
Handelsgewerbe eines andern Geschäfte zu vermitteln 
oder abzuschließen. 


Personen, ohne von ihnen auf Grund eines Vertrags- 
verhältnisses ständig damit betraut zu sein, die Vermittlung 


von Verträgen über Gegenstände des Handelsverkehrs 
übernimmt. 


a) Vermittlungsagenten vermitteln nur Verträge. 
b) Abschlußagenten schließen auch vermittelte Verträge ab. 


c) Platzagenten, die ihre Tätigkeit von einer festen Nieder- | 


lassung aus entfalten. 
d) Reisende Agenten, die zugleich Handlungsreisende sind. 
e) Bezirksagenten, die ausdrücklich für einen bestimmten 
Bezirk bestimmt sind und denen im Zweifel auch Pro- 
vision von solchen Geschäften gebührt, welche in dem 


Bezirk ohne ihre Mitwirkung durch den Geschäftsherrn 


oder für diesen geschlossen sind. 


a) Handelsmäkler siehe zu 1. 

b) Zivilmäkler, die Verträge über andere Gegenstände ver- 
mitteln. 

c) Grundstücksvermittler, die Verträge über Grundstücke 
und Hypotheken vermitteln und nicht unter das Han- 
delsgesetzbuch fallen. 

d) Heiratsvermittler. 

e) Stellenvermittler. 

f) Kursmäkler, die den Ankauf und Verkauf von Wert- 
papieren usw. vermitteln und dem Börsengesetz unter- 
stehen. 


a) Er hat Anspruch auf Provision für jedes zur Ausführung 
gelangte Geschäft, das durch seine Tätigkeit zustande 
gekommen ist. Bei Vermittlung oder Abschluß von 


Verkäufen entsteht der Provisionsanspruch sogar erst | 
mit Eingang der Zahlung und jeweils in Höhe der ein- | 


gegangenen Zahlung. 
b) Ist die Ausführung durch das Verhalten des Geschäfts- 


herrn unterblieben, ohne daß hierfür Gründe in der | 
Person des Dritten vorlagen, so hat der Handlungsagent | 


die volle Provision zu beanspruchen. 
c) Die Abrechnung hat im Zweifel am Schluß jedes Kalen- 
derhalbjahres stattzufinden. 


d) Für Kosten und Auslagen kann der Agent im Zweifel | 


Ersatz nicht verlangen. 


e) Der Agent kann vom Geschäftsherrn bezüglich seiner | 


Geschäfte einen Buchauszug verlangen. 


a) Der Agent hat bei seinen Verrichtungen das Interesse 
seines Geschäftsherrn mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns wahrzunehmen. 


b) Er hat dem Geschäftsherrn die erforderlichen Nach- | 


richten zu geben. 

c) Er hat jeden Geschäftsabschluß unverzüglich anzuzeigen. 

d) Er darf Zahlungen für den Geschäftsherrn nur annehmen 
oder Zahlungsfristen nur dann bewilligen, wenn er dazu 
ausdrücklich ermächtigt ist. 

e) Jedoch können Mängelanzeigen dem Agenten gegenüber 
erklärt werden, ihm gegenüber auch Waren zur Ver- 


a) Der Mäkler hat den Mäklerlohn für das von ihm ver- 
mittelte Geschäft mangels anderer Vereinbarung bei Ab- 
schluß von jeder Partei zur Hälfte zu verlangen, Der 
Provisionsanspruch ist unabhängig davon, ob das ver- 
mittelte Geschäft zur Ausführung gelangt ist oder nicht. 
Der Mäkler gilt nicht als ermächtigt, eine Zahlung oder 


eine andere im Vertrage bedungene Leistung in Empfang 
zu nehmen, 


a) Der Mäkler hat eine Schlußnote auszustellen (vergl. 
den Text). 

b) Ist Ware nach Probe verkauft, so hat der Mäkler die 
Probe, falls sie ihm übergeben ist, so lange aufzube- 
wahren, bis die Ware ohne Einwendung gegen ihre 
Beschaffenheit angenommen oder in anderer Weise das 
Geschäft erledigt ist. 

Der Mäkler haftet jeder der Parteien auf Schadenersatz. 
Der Mäkler muß ein Tagebuch führen, in das er alle 
abgeschlossenen Geschäfte täglich einzutragen hat. Er 
muß dies Tagebuch aufbewahren und ist verpflichtet, 


fügung gestellt werden. 


Agent seine Pflichten, so macht er sich dem Geschäfts- 
herrn gegenüber schadenersatzpflichtig. Dabei hat er 
seine Schuldlosigkeit darzutun. 

Hat ein Agent, der nicht Geschäfte abschließen, son- 
dern nur vermitteln durfte, unter Überschreitung dieser 
Befugnisse ein Geschäft im Namen des Geschäftsherrn 
mit einem Dritten abgeschlossen und dies dem Ge- 
schäftsherrn mitgeteilt, so gilt das Geschäft als geneh- 
migt, wenn nicht der Geschäftsherr unverzüglich nach er- 
langter Kenntnis die Ablehnung des Geschäfts erklärt 

(885 HGB). Also gilt Stillschweigen als Genehmigung und 
der Unternehmer wird berechtigt und verpflichtet. Im 
Falle der Ablehnung dagegen haftet der Agent dem Kun- 
den persönlich. Der Dritte wird gut tun zu prüfen, ob 
der ihn besuchende Agent (meistens »Vertreter« genannt) 

" Abschlußvollmacht hat oder sich zum mindesten den Ab- 
schluß des Geschäfts durch den Geschäftsherrn schrift- 
lich bestätigen lassen. Hat der Agent Abschlußvollmacht, 
so muß der Geschäftsherr die Abschlüsse des Agenten 
gegen sich gelten lassen, so wie sie erfolgt sind. 


den Parteien jederzeit auf Verlangen Auszüge aus dem 
Tagebuch zu geben, die er zu unterzeichnen hat, 


Anmerkung: Den Pflichten zu a) und d) unterliegen die 
sog. Kleinmäkler nicht, welche die Vermittlung von 
Warengeschäften im Kleinverkehr besorgen, 


Die dem Agenten zustehende Vergütung heißt 
Provision. Sie ist der Höhe und der Zahlungsart nach 
regelmäßig vereinbart. Mangels Vereinbarung gilt fol- 
gendes: Die Provision ist zumeist ein prozentualer Anteil 
an dem Geldgegenwert für das einzelne Geschäft, also 
in der Regel am Einkaufs- oder Verkaufspreise. Vor- 
aussetzung des Provisionsanspruchs ist, daß das Geschäft 
durch die Tätigkeit des Agenten zustande gekommen 
und daß es zur Ausführung gelangt ist. Es kommt dar- 
auf an, ob die Tätigkeit des Agenten ursächlich für das 
Geschäft gewesen ist, wenn sie auch nicht die einzige 
Ursache gewesen zu sein braucht. Streitig ist, ob der 
Agent von sogen, Nachbestellungen, die ohne seine Mit- 
wirkung vorgenommen werden, Provision beanspruchen 
kann. Nach der Ansicht von Staub (Komm. z. HGB § 88 
Anm.?2) sind sie nur beim Vorliegen eines Handels- 
brauchs provisionspflichtig. Zur Ausführung gelangt ist 
das Geschäft, wenn der Erfolg, der von der Tätig- 
keit des Agenten erwartet wurde, eingetroffen ist. Die 
Provision ist auch zu zahlen, wenn das Geschäft nach 
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Beendigung des Dienstverhältnisses ausgeführt wird oder 
wenn der Geschäftsherr anstatt der vereinbarten Leistung 
Schadenersatz erhält. Besteht jedoch die Tätigkeit des 
Agenten in der Vermittlung oder Abschließung von Ver- 
käufen, so gehört mangels anderer Vereinbarung zur 
Ausführung des Geschäfts der Eingang der Zahlung sei- 
tens des Kunden. Der Eingang der Zahlung bedeutet 
nicht den Zeitpunkt der Fälligkeit, sondern ist wesent- 
lich für die Entstehung des Anspruchs auf Provision. 
Geht der Betrag zum Teil ein, so ist der entsprechende 
Teil des Provisionsanspruchs unbedingt zur Entstehung 
gelangt, auch wenn der Rest nicht gezahlt wird. Indessen 
ist die Provision trotz Nichtausführung des Geschäfts voll 
verdient, wenn die Ausführung infolge des Verhaltens 
des Geschäftsherrn ohne wichtige Gründe in der Person 
des Vertragsgegners unterblieben ist, z. B. weil der Ge- 
schäftsherr gar nicht, zu spät oder schlecht geliefert hat. 
Die Höhe der Provision richtet sich nach der Verein- 
barung, beim Fehlen einer solchen nach der Üblichkeit. 
Die Abrechnung über die Provision erfolgt mangels ent- 
gegenstehender Vereinbarung am Schluß jeden Kalender- 
halbjahres, also jeweils am 30. Juni oder 31. Dezember. 
Mit diesem Zeitpunkt werden die Beträge fällig. 


Im übrigen ergeben sich die Rechte und Pflichten 
der Agenten aus der Tafel II. 


4. Handelsmäkler. 


Handelsmäkler ist, wer gewerbsmäßig für andere 
Personen, ohne von ihnen auf Grund eines Vertragsver- 
hältnisses ständig damit betraut zu sein, die Vermittlung 
von Verträgen über Gegenstände des Handelsverkehrs 
übernimmt (893 HGB). Die Vermittlertätigkeit muß ge- 
werbsmäßig ausgeübt werden. Wer nur gelegentlich ein 
Geschäft vermittelt, ist sogen. Zivilmäkler. Wer über an- 
dere Gegenstände, als. über die des Handelsverkehrs, 
Verträge vermittelt, ist auch Zivilmäkler, auf ihn finden 
die Vorschriften des BGB Anwendung. Der Handlungs- 
mäkler ist begrifflich Kaufmann (vergl. Tafel I in »Tech- 
nik und Wirtschaft« 1924, 5.278). Er unterscheidet sich 
vom Handlungsagenten, der auch Geschäfte vermittelt, 
dadurch, daß jener im Gegensatz zu ihm mit dem Ge- 
schäftsherrn in einem festen Vertragsverhältnis steht. 


UMSCHAU - 


Die deutsche Konjunktur Ende Januar 1925. 


Das Bild der deutschen Wirtschaftskurven hat sich 
gegenüber dem Jahresende 1924 keineswegs günstig ent- 
wickelt. Vielfache Anzeichen — soweit unsere kurzen 
‘Erfahrungen reichen, die sich ja erst auf die Beobach- 
tung des Zeitraums seit der Markstabilisierung er- 
strecken — sprechen stark gegen den Optimismus, den 
man vielfach seit etlichen Monaten antrifft. Abb.1, für 
sich betrachtet, wiese allerdings in einer völlig gesunden 
Wirtschaft aut eine allgemeine Marktbelebung hin, wenn 
man die bloße Tendenz der drei Kurven ansieht, ohne 
auf ihre Phasenverschiebung zu achten, Der unaufhalt- 
same ‚Anstieg des Aktienindex müßte eine ausgedehnte 
Steigerung der Warenpreise voraussagen: aber das Fehlen 
jeder Nacheilung seitens des Warenindex gegenüber dem 
Börsenindex begründet allein schon, wie bereits im Ja- 
nuarheft ausgeführt, eine weit vorsichtigere Beurteilung 
der Zukunft. Der Großhandelsindex ist seit der ersten 
Janaarwonhe zum Stillstand und leichten Weichen ge- 

ommen; er scheint in keinem unmittelbaren Folgever- 
hältnis zum Börsenindex mehr zu stehen, Die Geldsätze 
sind zwar im Durchschnitt nur unwesentlich höher als 
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Grundstückvermittler, Stellenvermittler sind keine Han 
delsmäkler. 

Der Gegenstand der Tätigkeit der Handelsmäkfer 
ist die Vermittlung von Verträgen. Sie haben nicht abzg- 
schließen, sondern den Abschluß herbeizuführen, z. B 
Käufer und Verkäufer zusammenzubringen. Sofern nicht 
die Parteien ihm dies erlassen oder es nicht ortsüblid 
ist, hat der Handelsmäkler den erfolgten Abschluß zu 
beurkunden. Er hat eine Schlußnote zu unterzeich 
nen und jeder Partei zuzustellen. Die Schlußnote muß 
die Parteien, Gegenstand des Geschäfts, seine Bedingum 
gen, Preis und Lieferzeit enthalten. Sie ist lediglich B 
weismittel und berührt die Gültigkeit oder das Zustande 
kommen des Vertrages nicht. Die Annahme der Schluß 
noten begründet keine gesetzliche Vermutung für die 
Genehmigung des Abschlusses, Aber sie begründet ein 
tatsächliche Vermutung für die Vollständigkeit des im 
Schlußscheine als vereinbart Bezeichneten. Bei Zei 
schäften und aufschiebend bedingten Geschäften hat der 
Handelsmäkler die Schlußnote den Parteien zu ihrer Um 
terschrift zuzustellen und jeder Partei die von der ande 
ren unterschriebene Note zu übersenden. 

Der Handelsmäkler gilt nicht als ermächtigt, eine 
Zahlung oder eine andere im Vertrage bedungene Ler 
stung in Empfang zu nehmen. Er haftet beiden Partejen 
für den durch sein Verschulden entstandenen Schaden 
(898 HGB). Das Gesetz geht davon aus, daß der Mä 
ler in der Regel zu beiden Parteien in ein vertragliches 
Verhältnis tritt. Daraus folgt weiter, daß der Mäklen 
wenn nichts anderes unter den Parteien darüber vw 
einbart ist, wer den Mäklerlohn zu bezahlen hat, vos 
jeder Partei den Mäklerlohn zur Hälfte fordern kant 
(899 HGB). Für die Entstehung des Provisionsansprucl 
ist lediglich entscheidend, ob das Geschäft durch die V 
mittlertätigkeit des Mäklers zustande gekommen ist. 
das Geschäft zur Ausführung gelangt ist oder nicht, i 
für den Provisionsanspruch des Mäklers belanglos. Blo 
Verhandlungen und Bemühungen werden nicht bezahl 
ebensowenig Auslagen mangels Vereinbarung. Freilich 
kann auch nur eine Partei den Mäkler beauftragen, damt 
ist nur diese provisionspflichtig. 

Über die weiteren Verpflichtungen des Mäklers ergibt 
die Tafel II Näheres. [s125] 


Mitteilungen aus Literatur und 
Praxis / Buchbesprechungen 


im Vormonat (Abb, 2), die Spanne zwischen Tages- und 
Monatsgeld hat sich jedoch auch nach Abwicklung der 
Jahresschl rpflichtungen nicht merklich gebessert, und 

das regel ge Schwanken der langfristigen Kreditsä i 
um die Parität der Tagesgeldsätze, das von September bis | 
November sich als Norm herauszubilden schien, ist nicht 
mehr wiedergekehrt; von einer Geldflüssigkeit kann dem 
nach nicht die Rede sein (Abb, 3). vi 


Abb, 4 läßt die krisenhafte Unruhe, von der unsere 
Berichte schon seit etlichen Monaten sprechen, besond: 
deutlich hervortreten, Die Indices der Erzeuger- und Vi 
brauchsgüter haben sich seit Mitte November nicht w 
niger ‘als dreimal geschnitten, sie zeigen in dieser A 
des anscheinend stetigen Gesamtwarenindex, wie er 
Abb. 1 erscheint, die Besoni enaa: Unruhe d 
Marktgestaltung sowie die Schwierigkeit, wenn nic 
Unmöglichkeit, in unserem verarmten Lande Preise auch 
nur kürzere Zeit hindurch auf einer gewissen Höhe 
halten, Ohne die Weihnachtskonjunktur würden die Ver 
brauchsgüter vielleicht überhaupt nicht die Linie der 
zeugergüter überschritten haben, sondern dauernd 
ihnen geblieben sein. Produktionstechnisch fällt un 
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sam der beträchtliche Zuwachs der Erwerbslosen auf, der 
fast wieder den Höhepunkt vom August 1924 erreicht hat 
(wobei allerdings die Jahreszeit einen gewissen Einfluß 
t, den näher zu bestimmen noch zuverlässige Unter- 
= Jagen fehlen). Auch die Ruhrkohlenförderung hat das 
= Maximum vom Oktober nicht mehr erreicht; ähnlich steht 


es mit den anderen Stein- und Braunkohlengebieten, Die 
Konkurse haben weiter abgenommen. 

Die überaus ungünstige Entwicklung unserer Außen- 
handelsbilanz geht aus Abb, 5 hervor und spricht für sich 
selbst. Die Passivität der beiden letzten Monate allein 
beträgt fast eine Goldmilliarde, Die steigende Zunahme 


A= Aktienindex (Frankfurter Zeitung). 
W = Waren-Großhandelsindex (Industrie- und Handelszeitung). 
G = Monatsgeldsätze erster Banken untereinander (Berliner Tageblatt). ` 
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Abb. 2. Jährliche Zinsen für täg- 
liches Geld und Monatsgeld an der 
Berliner Börse (Berliner Tageblatt). 
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Abb. 5, 
Ein- und Ausfuhrmengen 


(Wirtschaft und Statistik). 


Das Dawes-Gutachten und die Londoner Beschlüsse. 
Von Prot. Dr. Kurt Wiedenfeld. Leipzig 1924, Verlag 
Alfred Lorentz. 39S. Preis 1 M. 
Bei der Bedeutung, die das Dawes-Gutachten und die 
ndoner Beschlüsse tür Deutschland haben, ist ihre ge- 
Kenntnis für jeden einzelnen notwendig. Trotzdem 
also erforderlich ist, den Wortlaut der beiden Doku- 
selbst genau anzusehen, ist ein kurzer Ueberblick, 
‚ewissermaßen als Einführung dient, sehr erwünscht, 
wenn diese Einführung, wie Wiedenfeld es tut, mit 

mer kurzen kritischen Beurteilung verbunden wird. 
“Bei der Behandlung des Dawes-Gutachtens. weist 
nfeld gleich im Anfang darauf hin, daß die deutsche 


E = Erzeuger- oder Kapitalgüter 

V = Verbrauchs- oder Konsumgüter 
R = Ruhrkohlenförderung (Industrie- und Handelszeitung). 
Al = Arbeitslose im unbesetzten Gebiet 

Al = Arbeitslose im ganzen Reich (nur diese Zahl 


3 sh 
8 $ 
eaa 
IHAN 
2 tola i 
N #00 
Ei 
3178 z 200 
į <j o 
Š 150 (6 Ay u 4 
== 8 
so N HeF= gd $ 
Febr März April Mai Juni Juli Aug. Sept Okt Noy Dez.Jan. & 0 \5\ SJ 
- Abb. 3. Ne AI | TERNS 
Monatsgeld in vH-Teilen des täglichen Geldes an = - —— 
der Berliner Börse (Berliner Tageblatt). ee feie. Marz Kari! Mat, Jan; Jali Aug Saot Git: | Nor: Ze Ko: 


Abb. 4. 
} (Die Wirtschaftskurve). 
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wird fortan kurvenmäßig weitergeführt werden) arbeltspiall 


K = Zahl der Konkurse (Wirtschaft und Statistik). 


der Ausfuhr, so erfreulich sie an sich ist, verpufft wir- 
kungslos gegenüber dem außerordentlichen Anwachsen 
der Einfuhr, Hier sprechen allerdings politische Umstände 
mit, die mit den Handelsvertragsverhandlungen und der 
Zulassung gewisser bisher kontingentierter Warenmengen 
zusammenhängen, 

Für die nächste Zukunft sprechen gewisse Berichte 
nach Abschluß der Kurven für eine neue Geldversteifung, 
die möglicherweise schon bald der Börsenhausse ein Ende 
machen dürfte, Wenn auch mit einer raschen Lösung der 
Krise nicht zu rechnen ist, so 'werden die absinkenden Ver- 
brauchspreise doch auch auf die Erzeugerpreise einen 
mäßigenden Einfluß ausüben; der Warenindex wird seinen 
Anstieg. nicht nennenswert fortsetzen, Die vielfach er- 
wartete Frühjahrskonjunktur wird kaum die in sie gesetz- 
ten Hoffnungen halten können. Dr.-Ing. Brasch. [107s] 


Hauptforderung, eine endgültige Gesamtsumme für die 
Kriegsentschädigung festzusetzen, nicht erfüllt worden ist, 
und zwar ist die Festsetzung daran gescheitert, daß die 
französischen Ansprüche mit der deutschen Leistungs- 
fähigkeit auch nur annähernd nicht verglichen werden 
könnten. So ist denn nicht eine Gesamtleistung, sondern 
nur für jedes Jahr eine bestimmte Jahresleistung fest- 
gesetzt worden. Der Dawes-Plan geht von der Tatsache 
aus, daß Staat und Industrie durch die Inflation und den 
dadurch hervorgerufenen Bankrott schuldenfrei geworden 
sind. Beide werden mit einer neuen Schuld für die Kriegs- 
iin belastet, als deren Folge Wiedenfeld fest- 
stellt: 

Für irgendwelche Kapitalaufwertung zugunsten der 
früheren Kapitalbesitzer ist nach Annahme der Dawes- 
Vorschläge schlechterdings kein Raum, 
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., Wiedenfeld erkennt an, daß der Hauptbericht gegen- 
über dem Sonderbericht der Eisenbahnsachverständigen 
maßvoller und richtiger urteilt. Bei der Behandlung der 
SE durch die Sachverständigen spielt die Schrift 
von Dr. Sarter vom Reichsverkehrsministerium zum Scha- 
den Deutschlands eine verhängnisvolle Rolle. Die dem 
Ministerium gemachten Vorwürfe der ungesunden Tarif- 
politik, die durch diese Schrift zurückgewiesen werden 
sollten, wurden dagegen gar nicht berücksichtigt. Es 
zeigt sich auch hier wieder, daß, wie in vielen anderen 
mit dem Friedensvertrag zusammenhängenden Fällen, aus 
innerpolitschen oder innerwirtschaftlichen Gründen vor- 
genommene Veröffentlichungen ohne Rücksicht auf ihre 
Einseitigkeit zu unserem Schaden von unseren Gegnern 
ausgenutzt werden. Man sollte hier wirklich etwas vor- 
sichtiger sein. — Damit die von der Eisenbahn aufzu- 
bringenden Lasten überhaupt getragen werden können, 
fordert Wiedenfeld, daß die Bestimmung des Friedens- 
vertrages, wonach Güter feindlicher Herkunft oder Be- 
stimmung zum niedrigsten Tarif der betreffenden Waren- 
attung zu befördern sind, wegfällt, und daß Deutsch- 
and in der Gestaltung seines Eisenbahntarifes freie Hand 
behält. Sonst hält er die Erfüllung der auf der Eisenbahn 
ruhenden Verpflichtungen für unmöglich. 

Die Sonderbelastung der Industrie hält Wiedenfeld 
für tragbar, allerdings fordert er eine Verbindung mit der 
Steuerlast. Es gehe nicht an, daß einmal auf Grund des 
Dawes-Gutachtens und das andere Mal aus steuerlichen 
Gründen eine hohe Belastung der Industrie stattfinde, da 
die Gefahr einer Ueberlastung sehr nahe liege. 

Bei der dritten Art der Sonderlasten, der aus dem 
allgemeinen Staatshaushalt abzuführenden Beträge, hält 
Wiedenfeld eine Erfüllung der Bestimmungen für ziem- 
lich unmöglich, da die jetzt als Kriegsentschädigung ab- 
zuführenden Beträge mehr als ein Drittel der gesamten 
Reichseinnahmen des Jahres 1913 ausmachen. 


Für die Gesamtbelastungen, die Eisenbahn, Industrie 
und Staatshaushalt auferlegt werden, und die für die Wirt- 
schaft natürlich »im ganzen als eine Staatslast« erscheinen, 
ergibt sich eine Gesamtsumme, die 11/,mal so groß ist, 
wie die Summe der Gesamtausgaben für Heer und Marine 
vor dem Kriege. Aber »den Nachweis, daß eine derartig 
hohe Belastung in ähnlicher Weise unserer Leistungsfähig- 
keit entspricht, wie die steuerliche Belastung der Gläu- 
bigerstaaten nach deren Leistungsfähigkeit ausgerichtet 
sein soll, sucht man in dem Gutachten vergebens«. 

Im Anschluß hieran behandelt Wiedenfeld die in dem 
Gutachten vorgesehenen Kontrollmaßnahmen. 


Auch für Wiedenfeld ist es nicht zweifelhaft, daß ein 
Bericht der Sachverständigen, der nur diese Punkte ent- 
halten hätte, unbedingt abzulehnen gewesen wäre. Dem 
steht aber gegenüber, daß der Bericht für uns gewisse 
Erleichterungen vorsieht. Zunächst werden die Lasten in 
voller Höhe erst nach einer Anzahl von Freijahren in 
Kraft treten. Zweitens sieht Wiedenfeld in der Tatsache, 
daß wenigstens für jedes Jahr eine bestimmte Summe 
festgesetzt wurde, eine bedeutende Verbesserung gegen- 
über dem bisherigen Zustand, der auch hierin noch aller 
Willkür freie Hand ließ. Über die im Gutachten vor- 
gesehenen Summen hinaus dürfen die Forderungen irgend- 
welcher Art, insbesondere auch seitens der Besatzungs- 
truppen, nicht erhoben werden. Auch die Einrichtung des 
Übertragungskomitees erscheint Wiedenfeld als ein Vor- 
teil, trotz der bestehenden Überfremdungsgefahr und trotz 
des Verelendungskoeffizienten. 

Außer den Erleichterungen sieht das Gutachten aber 
auch positive Hilfen vor wie die Goldanleihe und die 
Wiederherstellung der wirtschaftlichen Souveränität des 
Deutschen Reiches. Vor allen Dingen diesem letzten 
Punkte mißt Wiedenfeld garz besondere Bedeutung bei, 
wie ja auch der Dawes-Bericht selbst erklärt, daß nur 
bei der Wiederherstellung der wirtschaftlichen Souveränität 
die Vorschläge des Berichtes einen Erfolg zeitigen können. 
Einen weiteren Vorteil erblickt Wiedenfeld darin, daß die 
Reparationskommission ihrer selbstherrlichen Stellung zu- 
gunsten anderer Einrichtungen etwas entkleidet wird, 
wobei es ihm allerdings noch zweifelhaft ist, ob diese 
neuen Instanzen sich gegen die Reparationskommission 
in der notwendigen Weise durchsetzen werden, 

Die Londoner Beschlüsse, die schließlich für uns 
maßgebend sind, brachten, wie Wiedenfeld ausführt, die 
im Gutachten vorgesehenen materiellen Lasten. Auch in 
den Kontrollmaßnahmen wurde so gut wie nichts ge- 
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ändert. Ebenso ist der Gedanke der Zahlungsübertragung 
nach dem Kerngedanken des Gutachtens ‚verwirklicht 
worden. Dagegen hat sich die Wiederherstellung der 
deutschen Wirtschaftssouveränität nicht durchsetzen lassen, 
Wiedenfeld führt die Gründe, die in der stark merkan- 
tilistischen Einstellung Frankreichs liegen, näher aus 
und vergleicht den jetzigen Zustand mit dem Vorgehen 
Deutschlands nach 1870. Auch der Einfluß der Repa- 
rationskommission ist noch nicht auf das erträgliche Maß, 
noch nicht einmal auf den Zustand, der im Friedensver- 
trag vorgesehen ist, zurückgeschraubt worden, 

Trotz allem erscheinen Wiedenfeld die Londoner Be- 
schlüsse — er hat seine Ausführungen vor den ent- 
scheidenden Reichstagsverhandlungen geschrieben — eine 
große Verbesserung zu bringen, die die Annahme als das 
kleine Übel erscheinen lassen. Aus den Ausführungen 
geht aber hervor, daß auch er in der Annahme nur = 
ersten Schritt sieht. 

Die Schrift verdient die weiteste Verbreitung. loss] 

Seyfert. 
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Handwörterbuch der Staatswissenschaften. Heraus- 
gegeben von Prof, Dr. D. Ludwig Elster, Prof. Dr. 
Adolf Weber und Prof. Dr. Friedrich Wiesen 
Vierte gänzlich umgearbeitete Auflage, Jena 1923, Gustaw 
Fischer, 

Yon den früheren Herausgebern des Handwörter 
buches ist nur noch Ludwig Elster am Leben: Johann 
Conrad, Wilhelm Lexis und Edgar Loening sowie der 
eigentliche Gründer des Handwörterbuches der Geh, 
Kommerzienrat Dr. med. et phil. Gustav Fischer sind 
nicht mehr unter den Schaffenden, Ihrer auch an dieser 
Stelle nochmals zu gedenken, gebietet nicht nur die 
Pflicht, sondern auch das Gefühl der Dankbarkeit. Sie 
haben mit Ludwig Elster zusammen aus den schwierigsten 
Anfängen heraus das Handwörterbuch der Staatswissem- 
sabate zu dem gemacht, was es heute in unserer Lite- 

ist: zu einem Standardwerk, das wohl in keiner 
größeren Bibliothek mehr fehlt. Nicht nur der Volks- 
wirt schöpft aus seinem reichen Inhalt, jeder Wissen- 
schaftler und Praktiker wird immer gern zu ihm greifen, 
wenn er sich über irgend eine der Hauptfragen der Staats- 
wissenschaften unterrichten will. 

Hiermit sind wir zu der Aufgabe des Handwörter- 
buches gekommen. Es ist kein Lehrbuch der Staats- 
wissenschaften, das von einem einheitlichen Gesichts- 
punkt aus den ganzen Fragenkomplex umfassend be- 
handelt. Vielmehr sind aus der übergroßen Zahl der 
Probleme die wichtigsten Stichworte herausgegriffen und 
in sich abgeschlossen dargestellt. Wer als Laie an eines 
dieser Probleme herantritt, wird daher in der Haupt- 
sache nur Anregungen zum intensiveren weiteren Stu- 
dium bekommen, das ihm durch vorzüglich zusammen- 
gestellte Literaturangaben am Schluß eines jeden, Abschnitts 
wesentlich erleichtert wird. Mit dieser Einschränkung 
soll aber kein Nachteil des Werkes festgestellt werden; 
sie besteht bei jedem Lexikon und sei nur einmal hervor 
gehoben für diejenigen, die von falschen Voraussetzungen 
heraus an den Gebrauch von Nachschlagewerken heran- 
treten. 

Von der vierten Auflage sind bisher die Bände 1, 2 
und 5 erschienen, Die Herausgeber betonen mit Recht, 
daß es sich um eine gänzlich ‚umgearbeitete Auflage 
handelt. Haben doch der Krieg und die Nachkriegs- 
zeit auf wirtschaftlichem und politischem Gebiete derartig 
große Veränderungen hervorgerufen, daß fast alle Ab- 
schnitte des Handwörterbuches eine erhebliche Um; 
staltung und Ergänzung erfahren mußten. Dazu war die 
Aufnahme vieler neuer Gebiete erforderlich, so daß im 
Hinblick auf den nicht überschreitbaren Umfang von 
8 Bänden ein Teil der bisherigen Artikel fortfallen oder 
gekürzt werden mußte. Da es sich aber bei diesen um 
z. Zt. unentbehrliche, vorwiegend geschichtliche Beiträge 
handelt, ist der Verlust nicht so schmerzlich, 

Aus der reichen Zahl der neu aufgenommenen Bei- 
träge seien zur kurzen Orientierung nur folgende ange 
führt: 

Abfallverwertung, Abfallindustrie. Von Prof, Dr, 

H. Becker, Frankfurt a. M. Abstinenztheorie. Von Dr. 

Franz X, Weiß, Wien Achtstundentag. Von Prof. Dr. 

St. Bauer, Basel. Angebot. Von Prof. Dr. I. Schumpeter 
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Wien. Ausstellungen, - Von Prof. Dr. W. Morgenroth, 
München. Lehre vom Bankbetrieb. Von Prof.Dr.W.Prion, 
Köln. Bargeldloser Zahlungsverkehr. Von Prof. Dr. 
F.Schmidt, Frankfurt a. M. Betriebsräte. Von Dr. Joh. Feig, 
Berlin. Indexziffen. Von Dr. K. Singer, Hamburg, 
Kaliindustrie, Von Prof. Dr. R. Liefmann, Freiburg. 


Man sieht, nicht allein die Zeitereignisse haben die 
Neuauflage beeinflußt; auch über die dadurch bedingten 
Aenderungen hinaus waren die Herausgeber bestrebt, den 
Inhalt des neuen Handwörterbuches zu bereichern. 

Unsere besten Wünsche begleiten die neue Ausgabe, 
die sich ohne Frage denselben Platz wie ihre Vorgänge- 
rinnen erobern wird, Dr. Freitag, Berlin. [4075 


Die Umstellung auf Gold in der Selbstkostenberech- 
nung, Preisberechnung und Bilanzierung. (Goldrechnung 
und Goldbilanz.) Von Otto Schulz-Mehrin. Berlin 
1924, Julius Springer, 97 S. Preis 2,40 M. 

Zwei Teile stehen ziemlich unabhängig nebenein- 
ander, Der erste behandelt die Kostenermittlung, Preis- 
stellung und Kaufpreiszahlung, der zweite die Bilanzierung, 

Über Preisstellung und Kaufpreiszahlung ist nicht 
mehr viel zu sagen. Dieser Teil des Buches ist tatsäch- 
lich überholt. 

Dagegen wird die Kostenermittlung bei schwankenden 
Preisen noch auf lange hinaus eine große Rolle spielen, 
und zur Behandlung dieser Frage wird man die von 
Schulz gegebene Darstellung heranziehen müssen, Die 
Ermittlung der Tagesgestehungskosten und die Grund- 
züge des Bauklassenverfahrens sind übersichtlich darge- 


It. 

- Schulz unterscheidet freilich zwei Arten von Goldmark, 
von denen er die eine über den Markkurs, die andere 
über die Wertziffern (Indices) errechnet. Die Goldmark 
ist aber etwas ganz anderes als die Indexmark, Das 
besagt durchaus nicht, daß ein Vergleich mit den Ver- 
hältnissen vor dem Kriege nicht zweckmäßig und er- 
forderlich ist. Nur ist das dann eben eine Index-, nie- 
mals aber eine Goldrechnung. 

Bei der Beurteilung des zweiten Teiles, der die Bilan- 
"zierung in Gold enthält, ist zu berücksichtigen, daß die 
ungen unmittelbar nach dem Erlaß der Verord- 
nung über Goldmarkbilanzierung entstanden sind. Schulz 
beschränkt sich auf die Behandlung der Bewertungs- 

frage und stellt dabei (Anfang 1924) einen Grundsatz auf, 
der sich allgemein erst allmählich durchgesetzt hat, 
Er sagt: 

Genau genommen, erscheint auch die Bewertung 
nach dem Vorkriegs-Anschaffungspreis noch zu hoch, 
wenigstens für Anlagengegenstände. Im Grunde sollte 
ein Unternehmen, daß nicht liquidieren, sondern weiter- 
arbeiten will, seine Anlagengegenstände nach ihrerErtrags- 
fähigkeit bewerten. 

Die Schrift ist also durchaus nicht, wie man nach dem 
Titel vermuten könnte, vollständig »post festum« er- 
schienen. Seyfert. [1070] 


y Das Patent- und Markenrecht aller Kulturländer. 
2, Aufl. Von Dr. Bruno Alexander-Katz. Berlin 
1924, Dr. Rotschild. 2 Bde., 447 und 214 S. Preis brosch. 


36 eb. 48 M. 

Schon die 1. Auflage des Werkes aus dem Jahre 1912 
hat sich einen so umfangreichen Kreis von Freunden er- 
"wiorben, daß der neuen Auflage von allen Seiten mit der 

‚Bten Spannung entgegengesehen wurde, Die erste Auf- 

æ ist veraltet, weil im Gefolge des Krieges zahlreiche 
Patent- und Markengesetze geändert und überdies neue, 
am Teil auch bedeutende Staaten begründet worden sind. 
Die neue Auflage ist der alten gegenüber bedeutend er- 
“weitert. Zwar ist die Seitenzahl der beiden Bände etwas 
kleiner geworden, das Format ist aber bedeutend größer, 
so daß der Gesamtumfang erheblich gestiegen ist, Schon 
die Zahl der berücksichtigten Staaten ist sehr viel größer. 
Der 1. Band enthält in zwei Abteilungen das Patent- 
recht und das Markenrecht, in jeder Abteilung die ein- 
zelnen Staaten alphabetisch geordnet, mit den zugehörigen 
Angaben. Diese Einrichtung sowie die bewährte Teilung 
der Angaben für jeden Staat sind aus der 1. Auflage über- 


nommen, Der 2. Band ist eine Textausgabe aller deutschen 
Gesetze und der zwischenstaatlichen Verträge des Deut- 
schen Reiches auf dem Gebiete des Patent-, Muster- und 
Zeichenwesens und des Urheberrechts. 

Das Werk zeichnet sich, wie auch die 1. Auflage, 
durch große Zuverlässigkeit und Genauigkeit aus, Der 
Fachmann des Patent- und Markenrechts findet darin 
einen raschen und vollständigen Ueberblick über die 
praktisch bei der Anmeldung von Patenten interessieren- 
den Fragen. Dafür wird die neue Auflage, ebenso wie die 
alte, ein unentbehrliches Werkzeug sein. Mit Rücksicht 
darauf, daß der Fachmann die Textausgabe der deutschen 
Gesetze ohnehin besitzt, wäre es erwünscht, wenn beide 
Bände für sich käuflich wären, doch scheint das daran 
zu scheitern, daß der Absatz des 2, Bandes schon in der 
1. Auflage dem des 1. Bandes zu verdanken war. Das 
russische Patentgesetz ist als Nachtrag aufgenommen 
worden, bevor es in Kraft getreten ist. Während des 
Druckes konnte angenommen werden, daß es die in dem 
Buch wiedergegebene Form erhalten würde. Nachträglich 
ist es aber in erheblich geänderter Gestalt zum Gesetz 
erhoben worden, In Polen ist die Wahrnehmung der 
‚Unions-Priorität auch nach der Anmeldung zulässig. 

Im 2, Band hätte die wichtige Bekanntmachung be- 
treffend die Zahlung patentamtlicherGebühren vom 8. März 
1917 aufgenommen werden sollen. 

Dipl.-Ing. F. Neubauer. 


Die Entwicklungstendenzen der österreichischen 
Volkswirtschaft. 

Die Stabilisierung der Währung ist eine Sache des Ver- 
trauens. Der Oesterreicher aber hatte kein Vertrauen zu 
seinem Staat. Er glaubte nicht an seine Möglichkeit, seine 
Existenzfähigkeit. Er konnte diesen Glauben nur dadurch ge- 
winnen, daß das Ausland ihm mit solchem Vertrauen vor- 
ausging, daß das Ausland ihm durch materielle Hilfe, durch 
Kredifgewährung bewies, daß es an diesen Staat mehr glaubte 
als die Bevölkerung selbst. 

Mit dieser Begründung wurde, wie Arthur Feiler 
in seiner ausgezeichneten Schrift, »Das neue Oesterreich, 
Tatsachen und Probleme in und nach der Sanierungs- 
Aktion« (Frankfurter Sozietäts-Druckerei G.m.b.H., 1924), 
dargetan hat, die Notwendigkeit der Völkerbundhilfe 
auch von denen anerkannt, welche die Sanicrung auch 
ohne eine große Auslandanleihe für möglich gehalten 
hätten. Mit dem Gelingen der Völkerbundanleihe be- 
gann in Oesterreich der Prozeß der Gesundung der 
Staatsfinanzen in ganz neuartigen Formen und Verfahren 
der Finanzkontrolle, der Oesterreich durch die Genfer 
Protokolle unterworfen wurde. 

Gleichzeitig hat das Gesamtbild der Wirtschaftskräfte 
und Wirtschaftstendenzen im neuen Oesterreich eine 
grundlegende Veränderung erfahren, indem der neue kleine 
Staat um den Aufbau einer aus sich allein lebensfähigen 
Wirtschaft ringt. Deutsch-Oesterreich geht seitdem den 
Weg der Schweiz, mit der Zukunftshoffnung, daß, was 
dort gelang, auch Deutsch-Oesterreich möglich sein müsse, 
Zur Bekräftigung dieser immer wieder entgegentreten- 
den Parole wird die Achnlichkeit der natürlichen Grund- 
lagen beider Länder stark unterstrichen, Oesterreich hat 
wie die Schweiz keinen Zugang zum Meere, sondern ist 
ein Binnenland geworden. Beider Länder haben keine oder 
nur ganz ungenügende Kohlenvorräte, Aber beide ver- 
fügen über große Wasserkräfte, durch deren Ausbau sie 
die weiße Kohle gewinnen können, Oesterreichs prak- 
tisch ausnutzbarer Besitz an Wasserkräften wird auf 
2013000 PS geschätzt, von denen bis 1920 nur etwas 
über ein Sechstel benutzt war; jetzt schreitet der Aus- 
bau rascher fort. Oesterreich gleicht der Schweiz ferner 
darin, daß dort wie hier die Fremdenindustrie einen 
wichtigen Posten der Wirtschaftsbilanz ausmacht, der in 
Oesterreich zweifellos noch starker Entwicklung fähig ist, 
Das Gebirgsland gibt den Charakter und begrenzt die 
Möglichkeiten landwirtschaftlicher Benutzung. Während 
in Deutschland ungefähr die Hälfte des Bodens dem Acker- 
bau dient, ist das in Oesterreich nur für ein Viertel 
(24vH) der Fall; und in diesem Erwerbszweig waren 
vor dem Kriege die durchschnittlichen Hektarerträge an 
Getreide nur etwa zwei Drittel so groß wie in Deutsch- 
land; an Getreide wie an Kartoffeln hat Oesterreich star- 
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ken Zuschußbedarf. In der Schrift von K.Hudeczek, 
über »Die Wirtschaftskräfte Oesterreichs« ist eingehend 
dargetan, welch große Erfolge zur Hebung der Land- 
wirtschaft, namentlich hinsichtlich der Entwicklung der 
Viehzucht, noch möglich erscheinen, zumal 
der Friedensbestand an Rindvieh in Oesterreich, noch um 
15vH hinter dem der Schweiz zurückstand, und die Milch- 
ergiebigkeit, die in Oesterreich unter normalen Verhältnissen 
auf 1800ltr pro Kuh im Jahr geschätzt wird, in der Schweiz 
um 40 bis 50 vH höher ist. z 
Durch seinen Holzreichtum ist Oesterreich allerdings 
der Schweiz landwirtschaftlich überlegen. Rd. 38vH (in 
Deutschland 25,9vH) seiner Fläche sind mit Wald be- 
deckt. Die wichtige und große österreichische Papier- 
industrie, in zweiter Linie auch die reich entwickelte 
Möbelfabrikation, baut sich auf diesem großen Holzreich- 
tum auf. Im übrigen steht an der Spitze der österreichi- 
schen Industrie die Metallindustrie aa es und 
Eisenverarbeitung, Maschinen-, Automobil-, Elektrizitäts- 
Industrie usw.), sowie die weitverzweigte Wiener Ge- 
schmacks- und Luxusindustrie. Die Lage der Oester- 
reichischen Industrie im ganzen gleicht insofern wiederum 
derjenigen der Schweizer, als beide auf eine Ausfuhr an- 
gewiesen sind und diese Ausfuhr nicht durch Massen- 
fabrikation, sondern nur durch spezialisierte Qualitäts- 
arbeit sichern können. Bedeutsam ist, daß Oesterreich 
mehr als doppelt so groß wie die Schweiz ist; denn es 
umfaßt immerhin 84000 km? gegen 41 000 km? der Schweiz, 
und auch seine Einwohnerzahl ist, bei etwas geringerer 
Bevölkerungsdichte erheblich größer, nämlich über 6 gegen 
3,7 Millionen. Endlich hat Oesterreich Wien, und das ist 
ein Aktivum, dem die Schweiz nichts Entsprechendes zur 
Seite zu stellen hat, Wien ist heute der vermittelnde 
Handelsplatz, Ueber den Wiener Handel geht ein be- 
trächtlicher Teil des Verkehrs der Nachfolgeländer unter- 
einander, desgleichen ein beträchtlicher Teil ihres Ver- 
kehrs mit dem weiteren Ausland, auch mit Uebersee. 
Die große Zahl von Import- und Exporthäusern, die es 
im Gegensatz zu früher jetzt in Wien gibt, ist dafür be- 
zeichnend. Diese Stellung Wiens als zentraler Markt 
ist seit der Stabilisierung seiner Währung noch weiter 
gekräftigt. Die Schaffung einer Vielzahl von neuen 
schiwankenden Währungen selbst aber hat auch der 
Wiener Börse und den Wiener Banken einen ganz neuen, 
umfangreichen Geschäftszweig gebracht, den Valutenhan- 
del und die Valutaarbitrage, die, früher in solchem Maße 


überhaupt nicht gekannt, sich jetzt ebenfalis zu. einem’ 


sehr beträchtlichen Teile in Wien als dem zentralen Aus- 

leichs- und Vermittlungsplatz konzentrierten. Hierbei ist 
emerkenswert, daß die Wiener Großbanken mit Erfolg 
bestrebt waren, sich durch die Zerschlagung des alten 
a nicht etwa auf den Rang österreichi- 
scher Lokalbanken herunterdrücken zu lassen. Sie üben 
über die engen Grenzen des eigenen Staates hinaus bei- 
spielsweise eine umfangreiche Vermittlertätigkeit zwischen 
ihrem alten, weiten Arbeitsgebiete und dem westlichen 
Kapital, und englischer Kredit, etwa nach den Balkan- 
ländern, geht gern und vorteilhaft den Weg über Wien, 
wo man die Kreditfähigkeit und die landesüblichen Kre- 
ditbedingungen jener Länder ganz anders kennt und des- 
halb bei geringerem Risiko viel rentabler auszunutzen 
weiß als in London. Der österreichischen Volkswirtschaft 
aber erwächst aus den Auslandsdiensten des Wiener 
Handels, der Wiener Börse und der Wiener Banken — 
ebenso wie aus der Fremdenindustrie und aus dem 
Transitverkehr der österreichischen Eisenbahnen — ein 
beträchtlicher »unsichtbarer Exporte, ein Gewinn und 
wichtiger Gegenposten gegen das Defizit der österreichi- 
schen Handelsbilanz, 

Damit sind die Entwicklungstendenzen der heutigen 
österreichischen Volkswirtschaft gekennzeichnet. Inter- 
esse und Arbeit konzentriert sich auf das, was verblieben 
ist, Man sucht dieses Vorhandene zu intensivieren und 
auszubauen, früher Vernachlässigtes zu entfalten, alte 
und neue Möglichkeiten fruchtbar zu machen, 

Endlich sei zur Reparationsfrage noch von einer Ver- 
handlung berichtet, welche Lloyd George als englischer 
Premierminister einmal mit einem österreichischen Staats- 
mann darüber hatte; der Oesterreicher schilderte die Mög- 
lichkeiten und die Notwendigkeiten seines Landes, und 
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das Ergebnis dieser Schilderung war, daß Lloyd Ges 
schließlich mit ärgerlichem Lachen in die Worte 
brach: »Sie scheinen unter Reparation zu verstehen, da 
wir Sie reparieren!« Wörtlich so ist es gekommen, Oest 
reich ist für zwanzig Jahre von allen Reparationszahlum 
gen befreit: ob es nach Ablauf dieser zwanzig Jahre wirk 
lich noch einmal Reparationen zahlen wird, bleibt von 
der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung des Lam 
des bestimmt, i 
So liefert denn die Schrift Feilers wertvolles volks- 
wirtschaftliches und statistisches Material, um für die 
Zukunft die Frage nach der Tragfähigkeit und der dau 
den Leistungsfähigkeit des neuen Oesterreichs, zuver 
lässiger als bisher beurteilen zu können, 

Dr. Luebeck. [sosa] 


Eisenbahnwesen. Die Eisenbahntechnische Tagu 
und ihre Ausstellungen 1924. Sonderausgabe der Zeik 
schrift des Vereines deutscher Ingenieure. Berlin T 
V.d.1.-Verlag G. m. b.H. Preis 28 M. 
Die Sonderausgabe der Z. d. V.d. I. enthält nicht nur 
auf der Eisenbahntechnischen Tagung gehaltenen Vorträge 
einschl. der sich daran anschließenden Diskussionen, son 
gibt auch in einem Anhang eine vortreffliche Uebersicht übe 
die Eisenbahntechnischen Ausstellungen in Seddin und in der 
Technischen Hochschule Berlin sowie eine sorgfältige Zu- 
sammenstellung der neueren deutschen Literatur des Eisen 
bahnwesens. 
Die Leser von »Technik und Wirtschaft« seien besonders 
auf die Abschnitte VIII und IX hingewiesen, die sich mit d 
Werkstätten und Normung der Fahrzeuge und mit der Wi 
schaftlichkeit des Eisenbahnbetriebes befassen. = 


Verlag von R. Oldenbourg, München u. Berli 

Industrielle Materialienkunde. Handbuch für die 
Praxis. Bearbeitet von Ingenieur Siegfried Herzog 
1924. Preis geh. 10 M, geb. 12 M. 


Industrieverlag Spaeth & Linde, Berlin: 

Reichsabgabenordnung mit Stundungsordnung 4 
Beitreibungsordnung. Von Dr. Carl Bechen 1 
Preis geh.-6 M, in Halbleinen geb. 6,60 M, in Halbleder 
geb. 7,20:M. 

Kosten und Gebühren in Steuersachen. Von Her- 
bert Tschinke. Zweite verbesserte und erweiterte 
Auflage. 1924. Preis 3,30 M. 


Verlag Josef Kösel & Friedrich Pustet 
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Organisationsformen der deutschen Rohstoffindusi 

Die Kohle. Von Dr. Wendelin Hecht. Lebend 
Bücher. 1924. Preis geb. 5M. 
Die Auftragsorganisation insbesondere der Klein- uní 
Mittelbetriebe. Von Dr.-Ing. A. Winkel. Leben 
Bücher. 1923. 


Über die Eingliederung der Normungsarbeit in die 
Organisation einer Maschinenfabrik. Von Dipl.-Ing, Fr. 
Meyenberg. Berlin 1924. Verlag von Julius Springer. 
Preis 3,30 M. 

Arbeitskunde. Grundlagen. Bedingungen und Ziele 
der wirtschaftlichen Arbeit. Von Johannes Riedel 
Leipzig und Berlin 1925. Verlag von B. G. Teubner. Preis 
geh. 13 M, in Leinwand geb. 15 M. 

Handbuch der Starkstromtechnik. I. Band: Kons 
tion und Berechnung elektrischer Maschinen und 
rate. Teill: Generatoren, Umformer, Transformato 
Teil Il: Asynchron- und Wechselstrom-Kommutator-) 
toren. Teil III: Schalter, Regler und Anlasser. Von T 
Robert Weigel. Vollständig umgearbeitet und 
weitert von Dipl.-Ing. Hugo Loewe. 4. verb, u. erg. 
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Aufl. Leipzig 1924. Verlag von Hachmeister & 
Preis geh. 22M, geb. 26M. è 

Grundrisse der Rechtswissensc . Band III: Sacher 
recht des Bürgerlichen Gesetzbuches. Von Dr. Justus 
Wilhelm Hedemann, Berlin u. Leipzig 1924. Walt 
de Gruyter & Co, Preis geh. 12 M. 
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Normung von Modellreihen. 


Von Professor C. von Dobbeler, Karlsruhe. 


Inhalt: Die Grundforderung, daß die wirtschaftliche Fertigung einer Modellreihe die Benutzung gemeinsamer Fabrikations- 
= einrichtungen und die Verwendung gleicher Konstruktionselemente für die Glieder der Reihe verlangt, führt zu 
dem Ergebnis, daß die ganze Modellreihe durch die Wahl von nur zwei Modellgrößen eindeutig bestimmt ist, 
wieviel Abmessungen auch unabhängig voneinander verändert werden. Die Wahl der Grundmodelle ist dadurch 
beschränkt, daß sich ihr Größenverhältnis, das der Reihe zugrunde liegt, auf das ganze Fabrikationsgeblet überträgt. 


Eine jede Normalisierung verfolgt den Zweck, aus 
der großen Anzahl der verschiedenen Ausführungsmög- 
lichkeiten eines Gegenstandes jene Ausführungsform her- 
auszusuchen, die sich als die praktisch brauchbarste ers 
wiesen hat; sie soll also die natürliche Auslese, die im 
Laufe der Zeit vielleicht von selbst erfolgen würde, ab- 
kürzen, aber sie soll nicht durch irgendwie geartete künst- 

liche Bindungen hemmend auf die natürliche Entwicklung 
einwirken, Was für die Ausführungsformen der zu nor- 
menden Gegenstände gilt, gilt in noch höherem Maße 
für die sogenannten Grundnormen, auf denen die übrigen 
= Normen aufgebaut sind. 

Die Normung wird sich in den meisten Fällen nicht 

auf ein nur in einer einzigen Größe auszuführendes Er- 
zeugnis beschränken, sondern wird fast stets eine ganze 
Anzahl verschieden großer, aber gleichen Zwecken die- 
nender Gegenstände erfassen wollen; d. h. es wird nicht 
ein lEinzelmodell, sondern eine Modellreihe zu normen 
sein, Nur dieser letztere Fall als der am häufigsten vor- 
kommende soll im folgenden berücksichtigt werden, 

Der Entwurf einer Modellreihe unterscheidet sich in 
vielen Punkten grundsätzlich vom Entwurf eines Einzel- 
modells, weil für die wirtschaftliche Fertigung einer 
Modellreihe die Benutzung gemeinsamer Fabrikationseir- 
richtungen und Verwendung gleicher Konstruktionsele- 


mente bei den verschiedenen Größen der Modellreihe 


Erfordernis ist, Diese Bedingungen können unter Um- 
ständen den Ausschluß irgendeiner für sich allein durch- 
aus bewährten und praktisch erprobten Modellgröße aus 
der zu schaffenden Normalreihe verlangen; anderseits 
= wird man aber manchmal irgendeine Größe vielleicht 
deshalb mit in die Reihe aufnehmen, weil die erforder- 
lichen Einzelteile oder Einrichtungen ohnehin für eine 
andere Modellgröße vorhanden sein müssen, 

Es geht hieraus hervor, daß eine rein empirische 
‚Auslese aus den bewährtesten und wirtschaftlichsten Eir- 
zelmodellen keineswegs die wirtschaftliche Modellreihe er- 

z geben muß, Eine solche empirische Auslese wird insbe- 
sondere dann vollständig versagen, wenn sie sich über 
die Ausführungsformen verschiedener Firmen mit ver- 
schiedenen Fabrikationseinrichtungen erstrecken würde; je 
größer der Kreis der Formen in diesem Fall genommen 
würde, um so unzuverlässiger wäre das Ergebnis, Dies 
gilt natürlich nur solange, als eine Abhängigkeit der 
Modellabmessungen von den jeweiligen Fabrikationsein- 
richtungen überhaupt in Frage kommt, Für eine Reihe 


wie z.B. die Normaldurchmesserreihe (DIN 3), bei der, 


sozusagen jedes Einzelmaß für sich allein eine Existenz- 
berechtigung hat, kann obiges gar keine Geltung haben; 
diese Reihe dürfte gar nicht anders aufgestellt werden 
als durch rein empirische Ermittlung der meist benötig- 


ten Maße (in dieser Weise ist die Reihe ja auch tat- 
sächlich entstanden). Aber daraus, daß sich in diesem 
Einzelfalle eine äußerst zweckmäßige Reihe ergab, kön- 
nen keine verallgemeinernden Schlüsse gezogen werden, 
Ein Gegenbeispiel ist die Reihe der Papierformate, bei 
der die empirische Ermittlung der einzelnen Blattgrößen 
niemals zu einer praktisch brauchbaren Reihe geführt 
hätte, Die bekannte Bedingung der Formatteilbarkeit und 
Ähnlichkeit der Formate führt hier zu einer. rein rech- 
nerisch zu ermittelnden Reihe. Auch die Entstehungsweise 
dieser Reihe ist als Sonderfall anzusehen, der aus den be- 
sonderen Eigentümlichkeiten des Gegenstandes folgt. Es 
fragt sich nun, ob es allgemein gültige Bildungsgesetze 
für Modellreihen gibt, die neben den durch die tech- 
nischen Besonderheiten bedingten speziellen Bildungsge- 
setzen bestehen. Die Erfüllung der oben erwähnten For- 
derung der Benutzung gemeinsamer Fabrikationseinrich- 
tungen und Verwendung gleicher Konstruktionsteile ist 
praktisch jedenfalls ein derartiges wirtschaftliches Bil- 
dungsgesetz, und zwar, wie gesagt, ein so zwingendes, 
daß u.a, die Aufnahme der Fabrikation einzelner Größen 
davon abhängen kann, Es wäre daher zu untersuchen, 
ob dieses Bildungsgesetz sich eindeutig und allgemein 
gültig formulieren läßt, ohne die im Einzelfall vorhandenen 
Fabrikationseinrichtungen zu kennen, Hierzu ist es zt- 
nächst erforderlich, den Begriff »Modellreihe« etwas ge- 
nauer zu umgrenzen, Im mathematischen Sinne versteht 
man unter einer »Reihe« eine Folge von Größen, die sich 
alle nach einer gemeinsamen Vorschrift eine aus der 
anderen ‚berechnen lassen, 

Auf Modellreihen ist diese Begriffsbestimmung jeden- 
falls nicht anzuwenden, Von einer »Folge« kann viel- 
fach gar keine Rede sein, und eine Berechnung einer 
Größe aus der anderen kommt ebenfalls meist nicht in 
Frage, Man denke z.B. an eine Reihe von Elektromotoren 
oder Kolbenmaschinen und ähnliche, Hierbei wird man 
niemals Ankerlänge und Ankerdurchmesser (bezw, Hub- 
länge und Kolbendurchmesser) gleichzeitig von Modell 
zu Modell ändern, sondern man wird im Gegenteil mög- 
lichst viel verschiedene Modelle mit dem gleichen Durch- 
messer ausführen und nur die Ankerlänge ändern, Erst 
wenn man damit nicht mehr weiter kommt, geht man 
zum nächst größeren Durchmesser über, Die ganze Mo- 
dellreihe besteht also nicht aus einer einzigen fort- 
laufenden Reihe von Größen, sondern sozusagen aus 
mehreren nebeneinander herlaufenden Unterreihen. Eine 
bildliche Darstellung ist in Abb.1.gegeben. Als Abszissen 
sind die Durchmesser, als Ordinaten die Längen gewählt. 
Der Schnittpunkt je zweier Ordinaten .ergibt eine mit den 
gewählten 5 Durchmessern’ und 4 Längen mögliche:Mo- 
dellgröße, Die eingezeichneten Punkte sollen die "ausge- 
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führten Modellgrößen bedeuten, Man könnte ebensogut 
von 5 Reihen mit veränderlichen Längen, aber jeweils 
gleichbleibendem Durchmesser, wie auch umgekehrt von 
4 Reihen mit veränderlichen Durchmessern, aber jeweils 
gleichbleibenden Längen sprechen. Weder von »Folge« 
noch von Gesetzmäßigkeit kann also irgendwie die Rede 
sein, Der Unterschied zwischen einer mathematischen 
Reihe und einer praktischen Modellreihe läßt sich nach 
Abb.1 leicht dahingehend feststellen, daß bei ersteren 
alle Punkte auf irgendeiner (an sieh vollständig -belie- 
bigen) Kurve liegen müßten, während sie bei letzterer 


Rizzi) Ankerdurchmesser 


Abb. 1. Schematische Darstellung einer 
Modellreihe von Elektromotoren. 


auf der ganzen Fläche verteilt sind, wenigstens im vor- 
liegenden Beispiel. Käme außer d und 1 noch eine weis 
tere unabhängige Veränderliche hinzu, so ergäbe sich 
eine entsprechende Verteilung im Raume, Es ergibt sich 
hieraus also, daß man eine praktische Modellreihe nur 
dann durch eine Punktreihe darstellen kann, wenn sie 
nur eine einzige unabhängige Veränderliche enthielte. 
Sind mehrere solcher Veränderlichen vorhanden, so erhält 
man nicht mehr. eine Punktreihe, sondern eine Punkt- 
menge in der Ebene bezw. im Raume. Eine Beschrän- 
kung des Begriffes Modellreihe auf Reihen mit nur einer 
unabhängigen Veränderlichen ist natürlich nicht angängig. 
Unter“ Modellreihe soll daher im folgenden ganz allge» 
mein eine Anzahl verschieden großer, aber gleichen 
Zwecken dienender Gegenstände mit beliebig vielen, un- 
abhängigen- Veränderlichen verstanden werden, 

Da die Anzahl der unabhängigen Veränderlichen an- 
gibt, nach wieviel Dimensionen die Punktmenge zu ver- 
teilen ist, so’ soll als »eindimensional«, »zweidimensional«, 
»dreidimensional« usw, eine Reihe mit ein, zwei, drei, 
usw, unabhängigen Veränderlichen bezeichnet werden, 
Abb, 1 stellt also eine zweidimensionale Reihe dar.. Es 
sei betont, daß die Modellreihe eines räumlichen (drei- 
dimensionalen) Gebildes keineswegs notwendig eine drei- 
dimensionale Reihe zu sein braucht, wie ja Abb. 1 zeigt. 
Anderseits ist es durchaus denkbar, daß die Modellreihe 
eines Flächengebildes (z, B., eines Normalprofiles) sehr 
wohl eine dreidimensionale sein kann (Höhe, Breite, 
Flanschstärke), Wieviel Größen als unabhängige Ver- 
änderliche einzuführen sind, hängt vom Einzelfalle ab. 
Vielfach wird es im Ermessen des Konstrukteurs liegen, 
‚wieviel Größen er variieren will, Häufig kann er für den 
gleichen Gegenstand ebensogut eine zweidimensionale wie 
auch eine dreis oder mehrdimensionale Reihe aufbauen, 

Außer den unabhängigen Veränderlichen oder unab- 
hängigen Reihen sind aber auch die abhängigen -Größen 
oder Abhängigkeitsreihen zu betrachten. Solche sind Ge- 
wicht, Preis, Leistung usw. Wieviel derartiger Abhängig- 
keitsreihen vorhanden sind, und in welcher Weise sie 
von den unabhängigen ‚Reihen bedingt werden, folgt 
zwangläufig aus- den technischen Besonderheiten. des 
Gegenstandes, Auf die »Dimension« der Reihe sind sie 
natürlich ohne: Einfluß, «. 


Das Gesagte kann man also dahin zusammenfas: 
daß zu einer vollständigen, also meist mehrdimension; 
Modellreihe stets eine Anzahl Einzelreihen gehö 
Diese Einzelreihen sind teils Abhängigkeitsreihen, teils 
unabhängige Reihen. Die Anzahl und Art der Abhän, 
keitsreihen folgt aus den technischen Besonderheiten. Di 
Anzahl der unabhängigen Reihen bedingt die »Dimensio 
der Reihe, Unter den Reihen ist noch ein mehr äuße 
licher Unterschied dahingehend zu machen, ob.die Ri 
eine »Abmessungsreihe« ist (also Länge, Durchmesser 
oder eine »Eigenschaftsreihe« (Leistung, Preis, Gew 
usw.). Ob man von den Abmessungen oder von 
‚Eigenschaften oder evtl, teils von diesen, teils von jem 
als den unabhängigen Veränderlichen ausgeht, mac 
keinen grundsätzlichen Unterschied, 

Aus Abb, 1 sind nur die unabhängigen Veränderlich 
ersichtlich. Da man beim Entwurf einer Modellreihe, d. f. 
bei der Verteilung der Punkte, auch die abhä 
Größen, z. B. die sich ergebende Leistung, mit überseh 
muß, so ist die Darstellung in Abb, 1 zu erweitern, 3 
kann in der Weise erfolgen, daß man die für jeden Punkt 
sich ergebende Leistung berechnet und die Punkte gli 
cher Leistung miteinander verbindet. Man erhält so 
gleichbleibender Drehzahl etwa die in Abb,2 wieder- 
gegebene Kurvenschar, mittels deren man für jeden ge 
wählten Punkt die sich ergebende Leistung ablesen kann. 
Man sieht, daß die gewählte Verteilung der Punkte 
recht ungünstig aufgebaute Leistungsreihe ergeben würde, 
An einigen. Stellen ist der Zwischenraum sehr groß, 
müßte eine Zwischengröße eingeführt werden, an ande 
Stellen zeigt sich, daß für zwei verschieden große N 
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Abb. 2, Schematische Darstellung einer 
Modellreihe von Elektromotoren mit 
Kurven gleicher Leistung. 


delle annähernd die gleiche Leistung erzielt wird; 

eine der beiden Modelle würde also hier erübrigt wer 
können. Die Darstellung gibt einen recht guten 4 
haltspunkt für den Entwurf, ist aber unbequem wej 
der Kurvenschar. Diese läßt sich durch Verwendung ‘ 
Logarithmenpapier vermeiden, auf welchem die Kur 
zu Geraden gestreckt werden (die rechte Seite der Abb, 
entspricht der Abb, 2). Die Darstellung auf Logarithm 
papier ergibt ferner die Möglichkeit, weitere Veränd 
liche in die Darstellung mit einbeziehen zu können, 
Abb, 3 ist außer Ankerlänge und Durchmesser auch noch 
Leistung L, Drehmoment M und Drehzahl n eingezeich 
unter der Voraussetzung, daß zwischen diesen Gröl 
die Beziehung gilt: 3 


. L=k: tdn, 
worin k eine Konstante bedeutet, . Diese Gleichung 
man zerlegen in 


ESM und I-dek=M. 


z b 
Der erste Ausdruck ist in bekannter Weise auf de 
linken: Seite, der zweite auf der rechten Seite der Ab 
dargestellt, Die den beiden .Teilen gemeinsame sch 
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Geradenschar stellt das Drehmoment dar. Die Anwendung 
der Tafel ist bekannt, Gegeben (d,h. unabhängig ver- 
änderlich) seien die drei Größen 1, d und n, Man sucht 
rechts | und d und findet damit den Schnittpunkt A. Die 
- Schräge durch A bedeutet das Drehmoment, Die Schräge 
schneidet die der gegebenen Drehzahl n entsprechende 
Senkrechte in B, worauf man L ganz links ablesen kann, 
Durch die beiden Punkte A und B sind wie ersichtlich 
alle Veränderlichen, sowohl Abmessungen (auf der rech- 
ten Bildseite) als auch Eigenschaften (auf der linken 
Seite), eindeutig bestimmt. Durch 
zwei derartige zusammengehörige 
Punkte ist jeweils eine Modell- 
größe festgelegt. Es sind drei 
unabhängige Veränderliche (l, d 
und n) vorhanden, also erhält man 
eine dreidimensionale Modellreihe 
bezw. eine räumlich verteilte 
Punktmenge. Da die Verteilung 
im Raum durch eine Flächendar- 
stellung ersetzt ist, so entspricht 
jeder Punkt im Raum den beiden 


1 


gruent sind, Das Ergebnis wäre daher auch dasselbe 
geblieben, wenn man statt wie beschrieben auf der linken 
Seite mit den Eigenschaften zu beginnen, auf der rechten 
Seite mit den Abmessungen begonnen hätte, Frei wähl- 
bar ist immer nur eine einzige Dreieckseite, alles übrige 
folgt vollkommen zwangsläufig aus der Forderung nach 
Wiederkehr gleicher Abmessungen und gleicher Eigen- 
schaften. Vervollständigt man die Linienzüge der Abb. 3, 
so ergibt sich die gitterartige Darstellung der Abb, 4 
(die logarithmische Teilung der Abb, 3 ist fortgelassen), 
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Punkten in der rechten und linken 
Seite. Man könnte auch sagen, 
daß nicht durch die beiden Punkte 
A und B, sondern durch die eine 
Strecke AB jeweils eine bestimmte 
Modellgröße bestimmt ist. 

Ein Liniennetz wie in Abb. 3 
bietet nunmehr ein sehr übersicht- 
liches Hilfsmittel zur bildlichen 
Darstellung einer mehrdimensiona- 
len Modellreihe; es stellt den Unter- 
grund dar, in welchem die Verteilung der Punkte so zu 
erfolgen hat, daß sich für sämtliche Abmessungen und 
Eigenschaften die zweckentsprechenden Einzelreihen er- 
geben, Man könnte außer den bereits erwähnten Eigen- 
schaften auch noch weitere eintragen, die nicht gerade 
analytisch gegeben zu sein brauchen, z,B. Herstellungs- 
preise, Jahresbedarf usw., und könnte hiernach die zu 
wählenden Punkte festlegen, Vorerst soll hierauf noch 
gar nicht eingegangen werden, 

Zunächst sei eine beliebige Modellgröße angenommen, 
deren Abmessungen durch den Punkt A gegeben seien. 
Diese Modellgröße soll (bei unveränderten Abmessungen 
l, und d,) einmal für die Drehzahl n, entsprechend B 
und einmal für n, entsprechend C ausgeführt werden, 
Das ergibt die beiden Leistungsgrößen L, und Le. Stellt 
man nun die Forderung, daß die gleichen Leistungs- 
- größen nicht nur bei einer bestimmten Drehzahl, sondern 

auch bei jeder anderen wieder erreichbar sein müssen, 
go muß L, auch bei n, und L, bei n, erreichbar sein, 
Das ergibt die beiden Punkte D und E, Die hierdurch 
pi gelegten Schrägen ergeben auf der rechten Seite, wenn 
= der Ankerdurchmesser d, beibehalten werden soll, die 
~ beiden Punkte F und G bezw, die beiden neuen Anker- 
w Eingen 1, und l, Anderseits aber ergeben die beiden 
 Schrägen durch den Schnittpunkt J und H die beiden 
weiteren Werte Ly und L, für die Leistungsreihe, aus 
denen mittels der Schnittpunkte K und M zwei weitere 

Werte der Drehzahlreihe folgen. Ganz analog erhält man 

auf der rechten Seite neue Durchmessergrößen, z.B. den 

Durchmesser d, durch den Schnittpunkt der »Iz«-Senk- 
rechten mit der Schrägen AB usw. Alle die Dreiecke 
= BDC, MHB aber auch AFF, müssen kongruent sein. 

Daraus folgt, daß alle Modellpunkte unter sich ein und 

denselben Abstand haben müssen, und zwar sowohl auf 

der rechten Seite wie auch auf der linken Seite, da die 
ähnten Dreiecke nicht nur ähnlich, sondern sogar kon- 
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Abb. 3. Darstellung der Abhängigkeit von Ankerlänge, Ankerdurchmesser, Drehzahl 
und Leistung bei einer Modellreihe von Elektromotoren. 
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Abb. 4. Auswahl der Glieder einer Modellreihe von Elektromotoren 
nach Abb. 3. 


Jeder Schnittpunkt zweier Gitterlinien in Ab, 4 ergibt 
ein Modell, welches die Forderung nach Wiederkehr 
gleicher Daten erfüllt; damit ist nicht gesagt, daß diese 
Modelle alle ausgeführt werden müssen, Die auszuführen- 
den Modelle sind aus diesen ausführbaren auszuwählen, 
etwa wie dies in Abb, 4 für eine bestimmte Drehzahl 
durch die gekennzeichneten Schnittpunkte erfolgt ist. 
Es ist von besonderem Interesse, darauf hinzuweisen, 
“daß für die gewählten 9 Größen die Leistung von Modell 
zu Modell ganz regelmäßig steigt. Die Modelle bilden 
also hinsichtlich der Leistung eine ausgesprochene Rei- 
henfolge, und zwar auch in streng mathematischem Sinne, 
Trotzdem sind die Durchmesser je dreier aufeinander 
folgender Modelle gleich. Dieser Punkt ist deshalb be- 
sonders beachtenswert, da vielfach die Ansicht vertreten 
wurde, es sei unmöglich, für die: Eigenschaften eine 
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mathematische Progression anzunehmen und trotzdem die 
Abmessungen nur periodisch (etwa wie hier ‚bei jedem 
vierten Modell) zu vergrößern. Das vorliegende Beispiel 
beweist das Gegenteil, Mit nur drei verschiedenen Durch- 
‚messern ‘und drei verschiedenen Längen des Ankers ist 
eine vollkommen gleichmäßige Leistungsreihe erzielt. Wie 
eine einfache Überlegung zeigt, sind drei Durchmesser- 
maße und drei Längenmaße das Minimum an Abmes- 
sungen, welches überhaupt erforderlich ist, um neue Mo- 
delle “auszuführen. Wollte man: das Verhältnis »erzielte 
Anzahl verschiedener Eigenschaften« zu »aufgewendeter 
Anzahl verschiedener Masse« sozusagen als wirtschaft- 
lichen Wirkungsgrad der Reihenbildung bezeichnen, so 
erreicht dieser im vorliegenden Falle jedenfalls einen 
Höchstwert. 

Wie die Entstehung der Abb. 4 zeigt, ist die Bildung 
der vorliegenden Reihe vollkommen eindeutig bestimmt, 
sobald nur zwei verschiedene Modellgrößen gewählt sind, 
Die einzelnen Reihen für Durchmesser, Länge, Drehzahl 
und Leistung sind also ganz zwangläufig miteinander ver- 
bunden und lassen keinerlei Möglichkeit mehr für irgend- 
eine Willkür. Die Einführung weiterer unabhängiger Ver- 
änderlichen kann hieran nichts ändern. Man kann sich 
hiervon leicht überzeugen, wenn man anstatt der Dreh- 
zahl n zwei Veränderliche, nämlich Riemenscheibendurch- 
messer und Riemengeschwindigkeit, einführt. Die Reihe 
ist dann »vierdimensional«e. In der bildlichen Darstellung 
(Abb. 3 und 4) wären dann die »n«-Senkrechten bis in 
den linken unteren Quadranten zu verlängern. Hier würde 
sich ein Liniennetz für Drehzahl, Riemengeschwindigkeit 
und Riemenscheibendurchmesser ergeben; im übrigen wäre 
dieses aber ebenfalls bereits vollkommen eindeutig be- 
stimmt. Es sind also nicht nur dreidimensionale Reihen, 
sondern Reihen mit beliebig vielen Dimensionen stets 
durch zwei Modellgrößen eindeutig bestimmt, 

Das Vorstehende ist zunächst nur an Hand des Einzel- 
falles (Abb, 3) abgeleitet worden. Es braucht nicht be- 
sonders betont zu werden, daß es sinngemäß ganz allge- 
mein gültig ist. Die Form der Liniennetzes (Abb, 3) kann 
freilich von Fall zu Fall eine andere sein. Die Form des 
Liniennetzes oder, was auf dasselbe hinausläuft, die 
Form einer Masche, hängt von den physikalischen Grund- 
gesetzen ab, die zwischen Abmessungen und Eigenschaften 
bestehen. Die Größe der Masche, aber nur die einer 
einzigen Masche, kann frei gewählt werden, 

In dem gegebenen Beispiel war das Liniennetz-deshalb 
besonders einfach, weil es ausschließlich aus Geraden 
‘bestand, Das wird praktisch meistens der Fall sein, weil 
sich die meisten praktisch vorkommenden Gesetzmäßig- 
keiten auf Logarithmenpapier durch eine Gerade darstellen 


‚lassen. Dies. gilt insbesondere immer für Gesetzmäßig- 


keiten mit multiplikativem Charakter, manchmal auch für 
solche mit additivem Charakter. Aber auch wenn sich 
statt der Geraden beliebige Kurven ergeben würden, ändert 
das «nicht das Geringste an dem Grundprinzip, wonach 
aus einer einzigen Masche sich zwangläufig alle anderen 
ergeben müssen. Ob die Masche durch geradlinige Ele- 


«mente oder krummlinige Elemente begrenzt ist, tut hierbei 


nichts zur Sache, 

Allerdings kann ‘es bei Kurvenscharen u, U, vor- 
kommen, ‘daß eine Maschenbildung, wie sie vorstehend 
beschrieben wurde, überhaupt nicht mehr möglich ist? 


‘das bedeutet aber keine Vergrößerung der Willkür in 


der Wahl der Maschen, sondern im Gegenteil"eine Ein- 
schränkung, Wenn überhaupt die Bildung eines Gitters 
mach "Abb; 4 möglich ist, dann ist unter allen Umständen 
höchstens eine einzige Masche frei zu wählen, durch diese 


‚eine einzige Masche ist die ganze Reihe eindeutig be- 


stimmt; Voraussetzung hierbei ist freilich, (daß man die 
Grundforderung nach Einheitlichkeit.der Abmessungen und 
Leistungen beibehält. Da-die Größe einer Masche stets 
aus den- Abmessungen’ bezw. Leistungen je zweier (be- 
nachbarter) Modellgrößen folgt, so kann man das'bisher 
gewonnene Ergebnis auch, "wie folgt, zusammenfassen: 

Jede Modellreihe, die der Forderung nach 
Einheitlichkeit von‘Abmessungen und Eigen- 
schaften entsprechen soll, ist, auch wenn sie 
beliebig viele abhängige und unabhängige 
Veränderliche enthält, gleichwohl stets 
durch die Gnöße zweier benachbarter Mo- 
delle eindeutig zu bestimmen. 

Es war bisher nur von der Bedeutung der. Maschen- 
größe für eine bestimmte ‚Modellreihe die Rede, In-dem 
angezogenen Beispiel war bereits darauf hingewiesen, 
daß, wenn man statt der Drefizahl den -Riemenscheiben- 
durchmesser und die Riemengeschwindigkeit einführt,-auch 
für die Stufung dieser beiden neuen Größen zwangsläufig 
die ursprüngliche Maschengröße “ausschlaggebend iist, 
Weder Riemenscheibe noch Riemendurchmesser ‘gehören 
aber zu dem Modell selber. Es’zeigt sich also, daß.idie 
Maschengröße nicht nur innerhalb der Reihe bestimmend 


ist, sondern daß sie sich „ganz zwangläufig auf andere 


Fabrikate überträgt. Das Gitter setzt sich ‚dann entspre 
chend weiter fort, jede Willkür ist auch hier infolge der 
Kongruenz der entsprechenden Maschenteile vollständig 
ausgeschlossen. Genau dasselbe gilt auch für solche Fa- 
brikate, zwischen denen an sich zwar kein unmittelbarer 
Zusammenhang besteht, die aber in der gleichen Werkstatt 
gebaut werden wie z, B. Elektromotoren und Generatoren. 
Zunächst werden Drehzahlen und Leistungen überein- 
stimmen müssen, wodurch schon genügend Zusammen- 
hang ‘vorhanden ist, um ‘zwangläufig auf die gleiche 
Maschenweite geführt zu'werden. Da ferner die‘ Einheit- 
lichkeit der Abmessungen sich nicht nur auf eine Ma- 
schinenart beschränkt, so folgt daraus die Über! 

der Maschenweite auf das ganze Fabrikationsgebiet, 
Weiterhin muß die Reihe der Drehzahlen und Leistungen 
für Generatoren übereinstimmen mit ‘jener ‘der Antriebs- 
maschinen, also ist auch der ‚Anschluß an dieses Gebiet 
gegeben, 

Schließlich folgt aus den Zusammeuhängen zwischen 
mechanischen Abmessungen und Eigenschaften einerseits 
und den elektrischen Größen 'anderseits ‚ohne "weiteres 
die Übertragung der gleichen Maschengröße auch auf 
diese. Die Reihe der Nennstromstärken und Nennspan- 
nungen ist aber ihrerseits wieder die Grundlage für eine 
große Anzahl weiterer Fabrikate wie Schalter, Anschluß- 
bolzen, Apparate, Leitungsquerschnitte usw. Aus alledem 
geht 'hervor, daß die ‘Maschengröße nicht eine Größe ist, 
die für jedes Fabrikat. anders festgelegt werden 'kann; 
es ist vielmehr eine einheitliche Maschengröße für das 
gesamte Fabrikationsgebiet festzulegen, wobei die Grenzen 
dieses Fabrikationsgebietes möglichst weit zu ziehen sind, 

Die Frage, wie diese Maschengröße zu ‚bestimmenist, 
ist hierbei noch offen; bisher war ja immer davon aus- 
gegangen, daß die Maschengröße beliebig gewählt werden 
könne, Es war nur festgestellt, daß die Maschengröße 
jedenfalls die "einzige Größe ist, die überhaupt für eine 
wilfkürliche Wahl in Frage käme, Ob aber diese einzige 
Größe tatsächlich “frei gewählt werden darf, ‚oder ob-sie 
ebenfalls schon ‘anderweitig zwangläufig festliegt, “ist 
damit noch nicht gesagt, ‘es war nur einmal beiläufig 
erwähnt, daB bei Maschen mit krummlinigen 'Seiten-u, U, 
eine freie Wahl’unmöglich‘werden ‘kann, 

Danach dem Gesagten in einem gemeinsamen Fabri- 
kationsgebiet sich stets ‘eine Reihe aus der anderen ergibt, 
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‚so: folgt daraus auch, daß, wenn eine einzige-dieser Reihen 
durch irgendwelche Besonderheiten bereits bestimmt wäre, 
auch. alle anderen Reihen-festliegen- würden.. Tatsächlich 
ist dies aber nicht: nur bei. einer, sondern) sogar. bei: meh- 
reren der Fall. Sa folgt z. B. die Reihe der synchronen 
Drehzahlen für Wechselstrommaschinen. aus der gegebenen 
Frequenz und der Bedingung, daß die Anzahl der Polpaare 
jedenfalls eine ganze Zahl sein muß; oder es folgt die Reihe 
der Normalspannungen aus dem festen Verhältnis von 
Sternspannung: zu: Dreieckspannung-bei: Drehstrom; Beide 
Reihen sind durch. physikalische Grundgesetze bedingt. 
Etwas Ähnliches liegt auch für die Reihe der Zähnezahlen 
‘bei Zahnrädern oder für die Modulreihe vor; Andere 
Reihen wie die Reihe der Zollmasse liegen aus prak- 
tischen Gründen unabänderlich fest. Es ergibt sich also 
die Frage, ob durch diese Vorbestimmung einer Anzahl von 
Reihen eine einheitliche Festlegung der erwähnten Ma- 
schengröße unmöglich oder wenigstens wirtschaftlich wert- 
los werden würde. Treffen beim Entwurf einer Modell- 
reihe zwei verschiedene derartig vorbestimmte Grundreihen 
zusammen, so ist jedenfalls der Idealfall vollständiger Ein- 
heitlichkeit nicht zu verwirklichen, Für die gegenseitige 
Abweichung zweier Reihen gibt es zwei Möglichkeiten, 
die Abb, 5a und 5b zeigen. In Abb. 5a ist der Größer- 


Abb. 5a und 5b. 
Abweichungen‘ von Einzelreihen im 


Die Drehzahlreihe und die Leistungsreihe bleiben un« 
verändert beibehalten; die Abweichungen der Dürchmesser- 
reihe- sind: durch entsprechende, entgegengesetzte- Ab- 
weichungen: der Längenmaße wieder ausgeglichen, Sollte 
ein. solcher Ausgleich durch. die Längenmaße nicht ans 
gängig sein, so könnte er auch durch Änderung der Dreh- 
zahl- oder der Leistungsreihe erfolgen. In den meisten 
Fällen wird eine derartige Reihe, die den Ausgleich über- 
nehmen kann, vorhanden sein, Welche Reihe. dies ist, 
muß‘ der Einzelfall zeigen, jedenfalls läßt sich durch einen 
solchen Ausgleich. vermeiden, daß die Modellreihe- im 
Ganzen unregelmäßig wird und dadurch weitere Unregel- 
mäßigkeiten bei anderen von ihr abhängigen Modellreihen 
bedingt. Damit ist dann aber auch der wirtschaftliche Wert 
der Vereinheitlichung im vollen Umfang aufrecht erhalten 
trotz der Abweichungen vom Idealfall, Nicht immer wird 
etwas Derartiges möglich sein, In manchen Fällen muß 
man bei Abweichungen damit rechnen, daß einzelne Ein- 
richtungen, insbesondere Meßwerkzeuge, nicht mehr gleich- 
zeitig für mehrere Modelle verwendbar sind; wenn aber die 
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unterschied der Maschenweiten beider Reihen nicht sehr 
erheblich, aber er wiederholt sich. bei jeder Masche, die 
Abweichungen addieren sich, die Folge ist, daß in einem 


Abb. 6. Aufbau einer Modellreihe von Elektro- 
motoren nach Abb, 4 unter Benutzung einer 
unregelmäßigen Reihe für die Ankerdurchmesser, 
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gewissen Intervall AB die Gliederzahl der beiden Reihen 
Verschieden ist; da ein Glied zu viel oder zu wenig vor- 
handen ist, können beide Reihen trotz der geringfügigen 
“Abweichung niemals in Einklang gebracht werden. Eine 
“Abänderung einer der beiden Reihen durch Hinzufügen 
oder Fortlassen einzelner Glieder ist unerläßlich, 
Weniger bedenklich ist die in Abb, 5b wiedergege- 
bene Abweichung. Der Größenunterschied der einzelnen 
‘Maschen ist zwar viel beträchtlicher als in Abb, 5a, aber 
die Fehler addieren sich nicht, sondern gleichen sich aus. 
Zwei nach Abb. 5b abweichende Einzelreihen lassen sich 
recht wohl in der gleichen Modellreihe, verwenden, wenn 
sie auch Unregelmäßigkeiten und Abweichungen vom Ideal- 
fall zur Folge haben, Als Beispiel möge die bereits früher 
benutzte Motorenreihe dienen. Es sei aber diesmal ange- 
nommen, daß die: Ankerdurchmesser aus irgendwelchen 
besonderen Gründen bereits abweichend vom Idealfall 
festliegen, Abb. 6 zeigt den rechten unteren Teil der Abb. 4 
nochmals mit den abweichenden Durchmessermaßen. Unter 
Benutzung dieser Dürchmessermaße und Beibehaltung der 
Drehzahl- und Leistungsreihte ergeben sich für die Längen- 
maße Abweichungen vom Idealwert teils nach oben; teils 
nach unten, so daß statt 3 verschiedener: Längenmaße 
nunmehr deren: 12 nötig werden; Das ist zwar uner- 
wünscht, aber. doch in diesem Fäll nicht allzu: bedenklich: 
Präzisionsmeßwerkzeuge‘ für die- Ankerlängen dürften 
ohnehin nicht in- Frage kommen, die sonstigen Werk- 
statteinrichtungen (Werkzeugmaschinen, Transporteinrich- 
tungen) dürften aber in Anbetracht der Geringfügigkeit 


der Abweichung unverändert verwendbar bleiben: 


Hauptmenge der Einrichtungen verwendbar bleibt, dann 
ist auch der wirtschaftliche Wert der Vereinheitlichung 
zwar vermindert, aber doch keineswegs vollkommen ver- 
loren gegangen. 

Es geht hieraus hervor, daß die »Modellpunkte« nicht 
mit mathematischer Genauigkeit auf die Schnittpunkte des 
Gitters fallen müssen, Geringfügige Abweichungen sind 
manchmal gänzlich ohne wirtschaftlichen Nachteil, größere 
Abweichungen können den wirtschaftlichen Erfolg der 
Vereinheitlichung zwar vermindern, aber nicht aufheben, 
Die einzelnen Schnittpunkte sind also etwa gleichbedeu- 
tend mit Maximalwerten für die Wirtschaftlichkeit; je 
nach dem Einzelfall kann ein Maximum flacher oder spitzer 
sein. Da die Maschenweiten für alle Fabrikate in gegen- 
seitigem, natürlichem Zusammenhang stehen, wie oben 
gezeigt wurde, so müßte sich auch der natürliche Bedarf 
stets um Punkte herum konzentrieren, die ähnlich verteilt 
sind wie die Schnittpunkte des obigen Gitters, Es sei hier- 
bei nochmals an die Entstehung der Abb. 4 erinnert. Aus- 
gehend von nur zwei gegebenen Modellen wurde eine 
Modellgröße aus der anderen abgeleitet, indem jeweils 
nur eine einzige Abmessung geändert wurde, Genau den 
gleichen Gang. würde auch eine Werkstatt, die zunächst 
nur zwei Modelle gebaut hat und dann die Herstellung 
weiterer Größen aufnehmen will, ebenfalls gehen, wenn 
sie ausschließlich von dem Gesichtspunkt voller Aus- 
nutzung vorhandener Einrichtungen geleitet würde, Es 
ist dies jedenfalls ein vollkommen. natürliches . Bildungs- 
gesetz für Modellreihen.. Da. dieses: Naturgesetz,-wie-obem 
gezeigt, die Entwicklung der ganzen’ Modellreihe ein- 
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deutig festlegt und nur die Wahl der »Maschenweite« 
noch offen läßt, so kann nur die letztere überhaupt noch 
Gegenstand einer freien Vereinbarung, also einer »Nor« 
mung« sein, Daß aber auch diese Größe nicht in allen 
Fällen frei wählbar ist, wurde bereits mehrfach festge- 
stellt, { 


Es ist absichtlich eine mathematische Definition des 
Begriffes der »Maschenweite« bisher vermieden worden, 
Dieses wird in einem weiteren Aufsatz nachzuholen sein; 
dabei ist auch festzustellen, welche Maschenweiten die 
gebräuchlichsten sind, und welche Ansprüche an eine 
»Norma für die Maschenweite zu stellen wären, 


[sı27] 


Die Verwendung von graphischen Methoden bei der Typung. 
Von Dipl.-Ing. A. V. Hellborn, Stockholm, vorm. Engineering Manager der Otis Elevator Co., New York, U.S. A. 


Inhalt; Die Darstellung des Verwendungsgebietes eines 
Apparates, — Das Verfahren bei der Typung. 


Auf jedem industriellen Spezialgebiet — nennen wir 
als Beispiel das Aufzugsgebiet — treten zwei Arten von 
Normalisierung besonders hervor, von denen die eine 
— die Normung — auf die wirtschaftliche Auswahl von 
Einzelteilen zielt, und die andere — die Typung — den 
gesetzmäßigen Reihenaufbau von vollständigen Erzeug- 
nissen wie z.B. Maschinen, Motoren, Kontrollapparaten, 
Fangvorrichtungen usw. bezweckt. 

Die Probleme der Normung wiederum zerfallen in 
zwei Gruppen, von denen die eine solche Gegenstände 
umfaßt, deren Aufbau auf physikalischen Gesetzen ruht, 
wie z.B. die Treibscheibe einer Aufzugsmaschinet), das 
Schneckengetriebe, die Bremskupplung, die Motorwick- 
lung, die Magnetspule, der Anlaßwiderstand usw. Zu 
der anderen Gruppe gehören — um wiederum Beispiele 
aus dem Aufzugsgebiet zu nehmen — Kabinenschalter, 
Druckknopfkästen, Ruftableaus, Alarmknöpfe, Kontakte, 
Verschlüsse, Etagenanzeiger, Schilder usw. Für diese 
Gruppe bestehen keine ähnlichen Gesetze; die Normung 
vollzieht sich in diesem Fall hauptsächlich aus Fabri- 
kationsrücksichten. 

Die von mir entwickelten graphischen Methoden die- 
nen als Hilfsmittel erstens bei der Typung und zweitens 
bei der Normung solcher Gegenstände, welche der oben 
erwähnten ersten Gruppe angehören. Diese graphischen 
Methoden habe ich stets in meiner Normalisierungsarbeit 
bei der Otis Elevator Company, New York, verwendet, 
und ich habe darin ein Mittel gefunden, welches bei der 
Analyse der diesbezüglichen Probleme von unschätzbarem 
Wert ist. Durch das graphische Festlegen des »Verwen- 
dungsgebietes« einer jeden Apparattype wird eine größt- 
mögliche Anschaulichkeit erreicht; außerdem werden die 
für jede Type entscheidenden Bedingungen besonders 
akzentuiert, und die Normalisierung schreitet an bestimm- 
ten und natürlichen Linien fort. Die einheitliche und 
systematische Behandlung der Normalisierungsprobleme 
ist hierdurch gewährleistet — ein Vorteil, der nicht genü- 
gend betont werden kann. 

In der graphischen Sprache ausgedrückt ist das Ziel 
der Typung das Festlegen der wirtschaftlichen Begren- 
zung des Verwendungsgebietes einer jeden Type. Den 
Ausgangspunkt bei dieser Typung bildet die graphische 
Darstellung des Arbeits-Leistungsfeldes, welches das Ge- 
samtbild sämtlicher Normalleistungen bildet — in anderen 
Worten, dieses Feld setzt sich aus den gewöhnlich vor- 
kommenden Belastungen und Geschwindigkeiten zusam- 
men. Dieses Leistungsfeld nimmt für wenigstens jedes 
Land einen bestimmten Charakter an, und aus dem 


1) Die diesbezügliche Normalisierung ist in meinem Auf- 
satz »Die neuere Entwicklung der Aufzugsmaschine und die 
damit in Verbindung stehende Normalisierung« behandelt; 
Fördertechnik und Frachtverkehr, 1924, Heft 24, sowie Be- 
richtigung, 1925, Heft 1, 


Grunde läßt sich für sämtliche Spezial-Industrien eines 
Landes eine gemeinsame Typung durchführen. Für die 
Wirtschaftlichkeit ist diese Möglichkeit einer Vereinheit- 
lichung der Typen von allergrößter Bedeutung, und die 
Vorteile, eine diesbezügliche Konkurrenz im eigenen 
Lande zu vermeiden, sind nicht gering zu schätzen, 

Von Zeit zu Zeit entstehen neue Leistungen, welche 
in die Reihe der Normalleistungen aufgenommen werden 
müssen; ebenso wie es eintrifft, daß die Verwendung 
einer Normalleistung mit der Zeit in dem Maße abnimmt, 
daß ein Ausscheiden erfolgen kann. Sollte nun diese all- 
mählich stattfindende Veränderung des Leistungsfeldes 
Einfluß auf die vorhandene Typung haben, dann müssen 
die Typen ebenfalls von Zeit zu Zeit einër entsprechen- 
den Modifizierung unterworfen werden. 

Die im folgenden zur Erläuterung dienenden Bei- 
spiele sind der Aufzugstechnik entnommen. Sie sind 
aber so gewählt und, wie ich hoffe, so klar behan- 
delt, daß die Verwendung dieser graphischen Methode ` 
bei der Typung auf anderen einschlägigen Gebieten 
sicher keine Schwierigkeiten bereitet. 


I. Die graphische Darstellung 
des Verwendungsgebietes eines Apparates, 
Wählen wir als Abszissen in einem kartesischen Ko- 
ordinaten-System (Abb. 1) die Werte der Last in kg=L 
und als Ordinaten diejenigen der Geschwindigkeit in 
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Abb. 1. Arbeits-Leistungsfeld. 


m/s=v, dann bezeichnet jeder Punkt, wie z. B. A, eine 
bestimmte Leistung = L’v’ kgm/s. Zeichnet man nun in 
dasselbe Bezugssystem das Verwendungsgebiet eines be- 
liebigen Apparates ein, dann wird dieser Apparat von 
sämtlichen Leistungen beansprucht, welche innerhalb die- 
ses Gebietes fallen. 

Das Verwendungsgebiet nimmt die Form an, welche 
durch die Abhängigkeit des betreffenden Apparates vor 
allem von der Last und der Geschwindigkeit gegeben ist. 
Für einen Motor ist das entsprechende Verwendungs- 
gebiet durch hyperbolische Kurven begrenzt (Abb.2), für 
eine Maschine dagegen erfolgt diese Begrenzung einfach 
durch vertikale Linien (Abb.3). Betrachten wir z.B, 
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nen Aufzugsmotor, so besteht die folgende Beziehung 
hen 
N der Motorleistung in PS, 
L der Last in kg, 
y der Hubgeschwindigkeit in m/s, 
n dem Gesamtwirkungsgrad des Aufzuges und 
c der prozentualen Ausbalanzierung der Nutzlast, 


e.L,v 
Net... 
Für konstante Werte von N, c und n erhält man 
L-v=Konst. . . = (la). 

eine Gleichung, welche in dem obigen Koordinatensystem 

eine Schar von hyperbolischen Kurven bezeichnet (Abb. 2). 

Die maximale Leistung eines Motors ist also durch eine 

Hyperbel darzustellen, und das Verwendungsgebiet die- 
ses Motors liegt zwischen zwei solchen Kurven. 


L= Nutzlast in kg 
Motor-Verwendungsgebiet. 
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Abb. 3. Maschinen-Verwendungsgebiet.‘ 


Für die Berechnung der Maschine geht man z.B. in 
der Aufzugstechnik von dem auf der Welle der Treib- 
"scheibe lastenden Drehmoment M aus. Bezeichnet D den 
Durchmesser der Treibscheibe, dann ist 
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Diese Gleichung besagt, daß die einem gegebenen 
moment entsprechende Maximallast von dem Durch- 

;er der Drehscheibe abhängig ist. Kommen nun für 
Maschine mehrere Treibscheiben in Betracht, wie 

in der Aufzugstechnik der Fall ist, dann setzt sich 

ie Begrenzung des Verwendungsgebietes einer Maschine 
in Abb. 3 aus mehreren Vertikalen zusammen, von denen 
j einem bestimmten Durchmesser entspricht. Die 


Nun kann allerdings das Drehmoment ein und der- 
selben Maschinentype durch die Einführung von Ueber- 
setzungen, wie Z. B. durch einen Stirnradantrieb usw., ver- 
größert werden. Diese Vergrößerung des Drehmomentes 
geschieht auf Kosten der Geschwindigkeit, da im allge- 
meinen derselbe Motor für sämtliche Ausführungsformen 
in Frage kommt. Wir erhalten somit für ein und die- 
selbe Maschinengröße ein stufenförmiges Verwendungs- 
gebiet, dessen Ecken auf die der Motorleistung entspre- 
chende Hyperbel fallen. Zwar bildet diese Hyperbel in 
diesem Fall keine kontinuierliche Kurve, jede Ausfüh- 
rungsform der Maschine beeinflußt den Gesamtwirkungs- 
grad des Aufzuges, und hierdurch wird eine diesem Wir- 
kungsgrad entsprechende Verrückung dieser Kurve her- 
vorgerufen (Abb.4). 


Verwendungsgebiet 
der Ausführung 7 
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Abb. 4. Verwendungsgebiet einer Maschine 
in zwei Ausführungsformen. 


Von den obigen beiden Grundformen ausgehend läßt 
sich nun das Verwendungsgebiet eines jeden Apparates 
leicht aufzeichnen. Z.B. erhält man für die Kontroll- 
apparate Felder, deren Begrenzung, den Motorenfeldern 
ähnlich, von Hyperbeln erfolgt. Auf Grund der nahen 
Zusammengehörigkeit dieser beiden Apparate liegt es klar 
auf der Hand, daß es so sein muß, Deshalb ist aber 
nicht gesagt, daß diese Felder einander decken; im 
Gegenteil, es kommt des öfteren vor, daß ein und der- 
selbe Kontroller der Normalisierung wegen für zwei be- 
nachbarte Motoren in Anspruch genommen wird. Gleich- 
falls trifft es wohl selten ein, daß eiñ Kontrollerfeld 
dieselbe vertikale Ausdehnung bekommt wie ein Motor- 
feld. Dieses hängt mit der wirtschaftlichen Anwendbar- 
keit der verschiedenen Kontrollsysteme zusammen. 

In naher Verwandtschaft mit dem Maschinenfeld steht 
das der Fangvorrichtung, welches sich einfach durch 
vertikale und horizontale Linien begrenzen läßt. Die 
Horizontalbegrenzung hängt ausschließlich von der kon- 
struktiven Anordnung der betreffenden Fangvorrichtung 
ab und wird im allgemeinen durch Versuche festgelegt. 
Je höher die Geschwindigkeit, desto komplizierter fällt 
die Konstruktion aus, und hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, für jede Konstruktion eine höchstzulässige 
Geschwindigkeit festzusetzen. Die Vertikalbegrenzung 
ergibt sich aus der jeder Type entsprechenden Ver- 
zögerungskraft. 

Die Möglichkeit, das Interessentenbereich eines jeden 
Apparates in dieser Weise in das Arbeits-Leistungs- 
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feld einzeichnen zu können, ist von größter Bedeutung 
bei der Typung. Die Verwendungsgebiete der einzelnen 
Apparate dürfen selbstverständlich nicht übereinander- 
greifen, auch darf kein Stück des gesamten Leistungs- 
feldes unbedeckt bleiben. 


II. Das graphische Verfahren bei der Typung. 


Im allgemeinen geht man bei der Typung von dem 
Grundsatz aus, daß die Wahl so getroffen werden muß, 
daß hinsichtlich der am häufigsten vorkommenden 
Leistungen eine volle Ausnützung der maschinellen Aus- 
rüstung stattfindet. Dies setzt voraus, daß die Begren- 
zungslinien der betreffenden Apparate durch diese 
Leistungen oder in deren unmittelbarer Nähe verlaufen. 
Folglich werden z.B. Motoren nur von solchen Leistun- 
gen vollständig in Anspruch genommen, welche auf die 
entsprechende Begrenzungs-Hyperbel fallen; gleichfalls 
müssen für die volle Ausnützung einer Maschine die 
Leistungen auf der entsprechenden Begrenzungs-Vertikalen 
liegen. Für eine gleichzeitige Ausnützung des Motors 
sowie der Maschine ist es erforderlich, daß die betreffen- 
den Leistungen in die Schnittpunkte der verschiedenen 
Begrenzungslinien fallen. 

Von dem Charakter des Arbeits-Leistungsfeldes, d. h. 
von der Anzahl, Lage und Frequenz der einzelnen 
Leistungen, hängt in erster Linie die Wahl der zu ver- 
wendenden Motoren- und Maschinenreihen ab. Selbst- 
verständlich können wir bei einer diesbezüglichen Nor- 
malisierungsarbeit nur durch Versuche das Ziel erreichen. 
Zeichnen wir deshalb nacheinander in das Leistungsfeld 
die Verwendungsgebiete der nach bestimmten Reihen an- 
geordneten Motoren bezw. Maschinen ein, dann können 
wir durch Vergleiche leicht feststellen, ob sich die eine 
oder die andere Reihe für das betreffende Leistungsfeld 
am besten eignet. 
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Abb, 5. Gesamtbild einer Motorenreihe, 


Das Gesamtbild einer Motorenreihe läßt sich am ein- 
fachsten in der Form eines Nomogrammes aufzeichnen. 
Das Charakteristische eines solchen Nomogrammes ist in 
Abb. 5 schematisch gezeigt. Die Verbindung zwischen 
den beiden Wertepaaren x,y und w,u findet durch die 
Netzkurven statt. In dem eingetragenen Beispiel ist 
der Wert von w’ zu ermitteln. Zu diesem Zweck wird 
zunächst die Lage des Punktes A durch die bekannten 
Werte von”x’ und y festgelegt. Die Netzkurve durch A 
bildet mit der Horizontalen durch den ebenfalls bekannten 
Wert von u’ den Schnittpunkt B, durch welchen die 
Vertikale den Wert von w’ direkt angibt. Solite nun 
Punkt A zwischen zwei eingetragene Netzkurven fallen, 
dann trifft man auf keine Schwierigkeit, den Punkt B an- 
nähernd durch Interpolation nach Augenmaß festzulegen. 


In Problemen dieser Art handelt es sich ja nicht um ein 
mathematisch genaue Ermittlung der gesuchten Werk 
Da die Netzkurven nur als Leitlinien zu betrachten 
wird stets eine für diese Interpolation genügende Anza 
eingezeichnet. 

Der Charakter der Netzkurven hängt von ‚der durd 
die Grundformel gegebenen Beziehung zwischen x und 
ab. In dem vorliegenden Fall bildet Gleichung (1) die 
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Abb. 6. Arithmetische Motorenreihe, 2. Ordnung, 
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Abb. 7. Arithmetische Motorenreihe, 3. Ordnung. 


Grundformel und enthält die x, y, w und u entsprechen 
den vier Veränderlichen L, v, N und n. Es ist hi 
vorausgesetzt, daß die prozentuale Ausbalanzierung ii 
allen Fällen dieselbe bleibt, folglich ist der Wert 
c konstant. Durch dieses Gruppieren der Veränderli 
erhalten wir hyperbolische Netzkurven, welche folglidt 
mit dem Charakter der Motorenbegrenzungslinien 
einstimmen. 

Abb. 6 veranschaulicht erstens das Leistungsfeid, I 
welchem die eingetragenen Punkte als Normalleis! 
eines Teiles dieses Feldes zu betrachten sind; zweil 
die Ausdehnung und Begrenzung der Verwendungsge 
einer Anzahl von Motoren. Diese sind nach der Le 
stung in einer arithmetischen Reihe zweiter Ordnung 
folgt angeordnet: 

5, 10, 17, 26, 37, 50, 65 PS. 

Ferner enthält dieses Diagramm eine Kurve, wel 
die Durchschnittswerte des Gesamtwirkungsgrades 
gibt. Diese Kurve bildet mit den Begrenzungshyperb 
der Motoren Schnittpunkte, welche auf Grund des no 
graphischen Charakters dieses Diagramms Werte) 
von N und.n darstellen. Hierdurch ist eine direkte 
lesung der jeder Hyperbel entsprechenden Motorle 
ermöglicht, und zwar erfolgt sie durch die Vertikale 
von den Schnittpunkten aus. 


N 
` 


1B jahre Betts Sieben: Umriß und Erfolgmöglichkeiten einer wissenschaftlichen Betriebsführung im Bergbau. 85 


Betrachten wir nun Abb, 6, dann ersehen wir sofort, 
welche Leistungen die volle Kapazität der Motoren be- 
anspruchen. Sollten nun diese Leistungen gerade die- 
jenigen sein, welche die größte Frequenz aufweisen, 

mn ist unsere Wahl richtig getroffen, im andern Fall 
müssen wir denselben Versuch mit einer anderen Reihe 


arithmetische Hořorenreine 2.0rdhung 
MaMe M3 M4) M5 | me | MI 


175| 


s, 4-Nutzlast inkg 
m 
960 
je 
W, in, Durch 
Ag ler Treibschaiden 
X420 7 7 = 
S Treibscheihentele 
LA > 
890) AA 
Litls Cr 5 C6 Z MSA, 
Maschinentypen KA 


Abb. 8. Arithmetische Maschinenreihe, 3. Ordnung, 


wiederholen. Um den Unterschied zu veranschaulichen, 
ist in Abb. 7 eine andere Reihe eingetragen, welche eben- 
falls arithmetischer Natur ist, doch dritter Ordnung. 
Sie lautet: 5, 10, 18, 30, 47, 70 PS, 

Ein Vergleich zwischen Abb. 6 und 7 läßt sofort er- 
kennen, welche Veränderung durch diese letzte Reihe ein- 
getreten ist. In dieser Weise verfährt man nun mit 
beliebigen Motorenreihen, bis man ein befriedigendes 
Resultat erhält. Es hängt nämlich ausschließlich von 
dem Charakter des Leistungsfeldes ab, ob die eine oder 
die andere Reihe zu bevorzugen ist. 


Das graphische Verfahren bei der Auswahl der ge- 
eignetsten Maschinenreihe weicht in keiner Weise von 
dem vorherigen ab; nur kommt” die in Abb. 3 bereits 
angedeutete Doppel-Tafel zur Verwendung. Als Aus- 
gangspunkt für die Analyse ist in diesem Fall der für 
jede Maschinentype festgelegte Minimum-Durchmesser 
der Treibscheibe gewählt, Abb. 8. Dieses Diagramm ist 
von ganz besonderem Interesse, da es gestattet, die 
gleichzeitige Wirkung einer Maschinen- sowie einer Mo- 
torenreihe auf dem Leistungsfeld zu verfolgen. In dem 
unteren Teil dieser Doppeltafel ist nämlich eine arithme- 
tische Maschinenreihe dritter Ordnung eingetragen; in 
dem oberen Teil dagegen die in Abb. 6 enthaltene arith- 
metische Motorenreihe zweiter Ordnung. Die Maschinen- 
reihe ist nach den Drehmomenten wie folgt angeordnet: 


60, 100, 160, 255, 400, 610, 900 kgm. 


In dem Diagramm sind diejenigen Leistungen beson- 
ders gekennzeichnet, welche gleichzeitig die volle Kapazität 
der Maschinen sowie der Motoren beanspruchen. [8095] 


Umriß- und Erfolgmöglichkeiten einer wissenschaftlichen Betriebsführung 
im Bergbau. 


Von Bergassessor Dr.-Ing. Dr. jur. K. Sieben, Privatdozent an der Technischen Hochschule Breslau, 


Inhalt: Im deutschen Bergbau, insbesondere im Ruhrkohlenbergbau, ist eine erhebliche Steigerung der Wirtschaft- 


lichkeit, von der planmäßigen Gestaltung der Bergwerkanlagen und der Betriebsorganisation, nicht aber 


von der Einführung Taylor'scher Gedanken über Lohnsetzung und Studium der Handgriffe zu erwarten, 


Die Kunst des Bergbaus ist überwiegend eine Kunst 
der Betriebsführung. Sie ist es geworden, seit Maschinen- 
technik und Sprengstoffindustrie eingedrungen sind und 
die großen Gebiete eigentlicher Bergtechnik, Schacht- 
bau und Tiefbohrwesen, von Sonderfirmen übernommen 
wurden. 

Um so erstaunlicher scheint es, daß gerade im Berg- 
bau der Gedanke einer wissenschaftlichen Betriebsführung 
Zunächst eine allgemeine Ablehnung fand. Es erklärt 
sich daraus, daß man die Summe der zunächst von 
Amerika als »Taylorsystem« ausgebildeten und angeprie- 
senen Verfahren als den Inbegriff einer wissenschaft- 
lichen Betriebsführung ansah und diese Methoden, die 
für Fabrikbetriebe mit stets gleichmäßig wiederkehrenden 
Arbeitsvorgängen geschaffen waren, durch leichte Ab- 
änderung dem stets wechselnden Bergbau anpassen zu 
können glaubte. Da das selbstverständlich nicht möglich 
war, blieb man im Bergwerkbetrieb schon bald in kleinen 
Anfängen stecken und wendete sich dann — aus dem 
Gefühl, daß weite Verbesserungsmöglichkeiten im Berg- 


hau offenstehen — zunächst einer Betriebs ü b er- 


wachung zu. 
© [Das ist der falsche Weg. Es gilt nicht, das be- 
stehende System zu überwachen; vielmehr muß ein neues 


System entwickelt und aufgebaut werden, und zwar aus 
Grundlagen, die eine wissenschaftliche Betriebsführung 
zu schaffen hat. Allerdings eine wissenschaftliche Be- 
triebsführung im reineren Sinne als es der Fachausdruck 
besagt, der in einem amerikanischen Kommissionsbericht 
als vollklingendes Wort eingesetzt, amerikanisch als 
Schlagwort aufgegriffen und von uns übernommen wurde, 
ohne daß wir uns klar waren, um wieviel die Wort- 
bedeutung weitergreift als das bezeichnete Gebiet. 
Wissenschaftliche Betriebsführung im eigentlichen 
Sinne, wie sie hier anzuwenden ist, umfaßt nicht allein 
wie jenes Fachwort das Teilgebiet der Wirtschaft mit den 
menschlichen Kräften, vielmehr das Gesamtgebiet der Be- 
triebsführung, also auch Material- und Kraftwirtschaft 
und vor allem die Durchbildung der Organisation, die in 
dem amerikanischen System schlechthin vorausgesetzt 
wird. Wissenschaftlich ist sie, sobald sie auf einem 
Wissen aufbaut, d. h. sobald sie versucht, die Grundlagen 
ihres eigenen Aufbaues objektiv zu klären und rechnend 
auszuwerten, anstatt wie bisher auf Gefühlswerten zu 
fußen. A aa 
Allerdings wird gerade im Bergbau mehr als auf 
anderen Gebieten stets ein Rest bleiben, der nur intuitiv, 
nur genial zu lösen ist. Aber bis zu diesem Rest liegt 


86 Sieben: Umriß- und Erfolgmöglichkeiten einer wissenschaftlichen Betriebsführung im Bergbau. 


Technik 
und Wirtschaft 


ein weiter Weg, den wir heute oft hilflos tastend wie 
Blinde gehen, der uns vielfach in eine weite Verschwen- 
dung hineingeführt hat, die durch einfach rechnende 
Überlegung ‚oder mögliche Forschung ausgeräumt wer- 
den kann, 

Die Richtung, die einzuschlagen ist, und anhaltweise 
ein Maß für die erzielbaren Erfolge soll im folgenden 
angegeben werden, wobei die Betrachtung auf die rein 
bergmännische Seite beschränkt wird und auf die Be- 
trachtung der Tagesanlagen und des kaufmännischen 
Betriebes verzichtet ist, weil sie den oft behandelten 
Fabrikbetrieben nahe verwandt sind. Der leitende Richt- 
punkt ist selbstverständlich der privatwirtschaftliche Vor- 
teil, der aber hier in der Form einer allgemein gehaltenen 
Betrachtung im wesentlichen mit dem volkswirtschaft- 
lichen Vorteil zusammenfällt. 

Die volkswirtschaftliche Bedeutung rechtfertigt es 
alsdann, daß wegen des beschränkten verfügbaren 
Raumes überwiegend der Steinkohlenbergbau und hier 
insbesondere der rheinisch-westfälische Bezirk behandelt 
wird, Ich erinnere daran, daß 1913 der Wert der Stein- 
kohlenförderung mit 2,2 Milliarden M fast 80 vH des Ge- 
samtwertes der deutschen Bergbauerzeugnisse ausmachte, 
und daß Braunkohle und Kalisalze nur mit etwa je 8 vH 
beteiligt waren. In der Kriegsfolge ist allerdings die 
Braunkohle der Fördermenge nach der Steinkohle gleich- 

gekommen, hat aber damit 

immer nur /, bis 1/4 ihres 

Förderwertes erreicht. — Von 

der Steinkohlenförderung 
75 wird anderseits nach dem 
Verlust des größten Teiles 
von Oberschlesien der Anteil 
des Ruhrbergbaues unter 
normalenFörderverhältnissen 
etwa 85 vH ausmachen. 
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Abb, 2, Gliederung der Untertage-Selbstkosten einer Ruhrzeche (II). 


Beginnt man mit der Betrachtung der Material- 
wirtschaft, so zeigt sich sogleich eine alte Tradition, 
deren Beseitigung die Aufgabe einer wissenschaftlichen 
Betriebsführung darstellt. Man pflegt zum Schutze des 
Schachtes einen Sicherheitspfeiler anstehen zu 
lassen, entzieht dadurch bei den mittleren westfäli- 
schen Verhältnissen in 1000 m Teufe die Kohle dem Ab- 
bau schon in einem Umkreis von mehr als 1/, km um den 
Schacht herum und verliert auf solche Weise bis zu dieser 
Teufe etwa 4 vH des gesamten Kohlenvorrats, also im 
Ruhrgebiet allein rd, 1,2 Milliarden t, d.h. mehr als die 
gesamte deutsche Steinkohlenförderung von 10 Jahren, 

Diese Verluste nimmt man auf sich, um den Schacht 
vor Gebirgsbewegungen zu schützen; aber man hat 
längst erkannt, daß solche Sicherheitspfeiler im Gebirge 
stehen wie starre Inseln in einer plastischen Masse und 
deshalb an ihren Wirkungsgrenzen zu doppelt schweren 
Zerrungen und Zerreißungen führen. Zudem hat man er- 
kannt, daß die Führung des Abbaues für die Vermeidung 


von Schichtenzerstörungen wichtiger ist, als die restlose 
Wiederausfüllung der ausgekohlten Räume. — So lii 
also die erste große Aufgabe der wissenschaftlichen 
Betriebsführung darin, den Abbau planmäßig so zu 
führen, daß Zerrungen vermieden werden und das Han- 
gende in stetigem Gleiten nachsinkt, derart, daß der 
Schacht auch bei Wegnahme des Sicherheitspfeilers keine 
stärkere Beanspruchung erfährt, als jetzt durch die Be- 
wegungen, die ihm trotz des Anstehens der Kohle in 
keinem Falle erspart bleiben, 

Daß die Aufgabe grundsätzlich lösbar ist, zeigt ein 
Braunkohlentiefbau in der Mark Brandenburg, bei dem 
gelungen ist, durch planmäßige Betriebsführung hangende 
Schwimmsandschichten ohne Störungen in die ausge- 
kohlten Abbauräume nachzuziehen. 


Der mögliche Erfolg im Steinkohlenbergbau liegt zu- 
nächst in der Schonung des Kohlenvorrats, denn dadurch 
verteilt sich die Tilgung und Verzinsung der Anlage- 
kosten auf 104 statt auf 100 Einheiten, und die Selbs 
kosten werden um einige Zehntel Prozent gemindert. 
Der wichtigere Erfolg ist jedoch darin begründet, daß 
die Kohle in der Schachtnähe besonderen Wert hat, 
Stellt man nur die Anmarschdauer der Leute zum A; 
beitspunkt in Rechnung, so ergibt sich, daß bei ein 
reinen Arbeitszeit von 51/, Stunden jede Verkürzung des 
Anmarschweges um 10 Minuten eine Vermehrung der 
Schichtzeit um 6 vH bedeutet und bei 50 vH Lohnan 
die Selbstkosten um 3 vH mindert. Der Anmarschw: 
über die 550m des Sicherheitspfeilers bedeutet aber 
ungefähr 8 Minuten Anmarschdauer, wenn die Beleg- 
schaft zu gehen hat, und etwa 3 Minuten bei Lokomotiy 
förderung, t 

Der zweite Angriffspunkt einer wissenschaftlichen 
Betriebsführung in der Wirtschaft mit den Kohlenvor- 
räten liegt in dem vorläufigen Anstehenlassen vera 
einzelter Flözteile, Oft nimmt die Zechenleitung 
Einfluß auf den Effekt — entweder aus kaufmännischen 
Gründen!), oder weil für sie in dem Effekt der einzige 
Maßstab für die Leistung des Betriebsführers liegt, Oft 
gibt auch ein eingewurzeltes Vorurteil dem Betriebs- 
führer den Ehrgeiz, sein Fördersoll gleichmäßig zu halten, 
so daß schlechtgehende Flözteile zurückgestellt werden, 
bis an anderer Stelle gutgehende Partien aufgeschlossen 
sind, Aber selbst da, wo diese Anlässe fehlen, bleiben 
in der Regel kleinliche Gesichtspunkte für die Wahl der 
Abbaufolge maßgebend, etwa die bequeme Einführung 
des neuen Betriebes in den Wetterstrom oder dergleichen, 
Es fehlen meistenteils die großen Gesichtspunkte bei der 
Wahl der Abbaufolge, denn es fehlt der klare Einblick 
in ihre Bedeutung, wenn auch vielfach eine Ahnung 
dafür vorhanden ist. j 


So kommt es häufig, daß solche vorläufig zurück- 
gelassenen Flözteile hernach überhaupt nicht- mehr wirt 
schaftlich gewonnen werden können und deshalb völlig 
anstehen bleiben. Vor allem wird aber durch solche Reste 
stücke der Betrieb verzettelt und durch das Grubenfeld 
zerstreut, so daß die durchschnittliche Anmarschweite 
zur Arbeit das erforderliche Maß weit überschreitet, Nach 
meinen Feststellungen und Beobachtungen gehen dadurch 
bei etwa 1/ der Belegschaft bis zu 6 vH der Arbeitszeit 
verloren, p 


` 


1) D. h. wegen der Absatzverhältnisse. Und somit geben 
die nachfolgenden Angaben zugleich einen Hinweis auf die } 
Bedeutung des Rh,-W.-Syndikats für die Wirtschaftlichkeit 
auch des rein technischen Zechenbetriebes, da bei völlig freiem 
Wettbewerb das Zurückstellen wenig lohnender Flözteile oft 
unvermeidlich sein wird. 2 
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Dazu tritt der Umstand, daß die Zugänge zu diesen 
entlegenen Bauen aufrechterhalten werden müssen. Diese 
Zugänge machen 30 bis 40, ja 50 vH der Gesamtquer- 
schlagslänge aus, und die Löhne für ihre Unterhaltung 
sind mit 2 bis 21/, vH der Selbstkosten anzusetzen. Der 
Aufwand an Schienenmaterial und dergleichen fällt nicht 
ins Gewicht; dagegen würde bei Wegfall der unnötigen 
Querschlagslängen an Holz allein mehr als 1 vH der 
‚Selbstkosten gespart werden, so daß man zu dem Er- 
gebnis kommt: mindestens 4 bis 41/, vH der Selbstkosten 
sind dadurch zu sparen, daß man in einer planmäßigen 
Abbaufolge den Betrieb örtlich zusammenfaßt und die 
Querschlagslängen auf ein Mindestmaß herabsetzt. 

Bei dem Versuch, alsdann in der eigentlichen 
Materialwirtschaft die Erfolgmöglichkeit einer wis- 
senschattlichen Betriebsführung aufzusuchen, trifft man 
zunächst auf das Holz als das wichtigste Material im 
Bergbau. 1913 wurden in Deutschland etwa 6Mill. 
Festmeter im Wert von 110 Mill, M verbraucht und dabei 
im Steinkohlenbergbau — abgesehen von dem weit 
günstiger gestellten oberschlesischen Bezirk — ein Auf- 
wand von 10 bis 15 vH der Selbstkosten für die Holz- 
beschaffung und von 15 bis 20 vH für die Kosten des 
Einbaues, insgesamt also ein Aufwand von 1/, bis !/, 
der Selbstkosten unter Tage verursacht. 

Mit diesem Betrag ging man und geht man nahezu 
leichtsinnig um, insofern man ihn aufwendet, um einen 
Feind zu bekämpfen, den kennenzulernen man als un- 
mögliches Bemühen aufgegeben hat. Den Gebirgsdruck, 
den der Bergmann mit dem Ausbau aufzuhalten sucht, 
nimmt er als ein Unveränderliches hin, so wie es ihm be- 
gegnet. 

Würde er allein dem Umstand Rechnung tragen, daß 
ein sehr großer Teil der Druckerscheinungen lediglich 
die Folge der Verwitterung ist, und daß ein anderen 
Teil nur aus der Schwerkraft rolliger Massen erwächst, 
so würde durch die Wahl eines zweckmäßigen Ausbaues 
nach meiner Schätzung bis zu einem Viertel der Repa- 
raturkosten, bis 11/, oder 2vH der Selbstkosten erspart 
werden können. 

t Wo anderseits eine Bewegung der Gebirgsschichten 
Ursache des Gebirgsdrucks ist, hat man lange das Aus- 
maß der Kräfte unterschätzt und versucht, durch be- 

sondere Stärke des Ausbaues die Grubenräume offen zu 
halten. Erst vor 10 oder 15 Jahren sah man ein, daß in 
solchen Fällen dem Druck nicht zu widerstehen ist, 
und begann anstatt der Anhäufung von Material mit 
einem nachgiebigen Ausbau. Aber auch heute noch ver- 
schwendet man große Mengen von Baustoff, weil man 
nicht gelernt hat, das erforderliche Maß der Nach- 
giebigkeit zu berechnen, Dieses Maß aufzuführen, ist eine 
weitere Aufgabe der wissenschaftlichen Betriebsführung. 

Vor allem aber ist es ihre Aufgabe, das Übel bei 
seiner Wurzel zu fassen und die Entstehung von solchen 
unbezwingbaren Drücken zu verhüten. Man tut alles 
zur Vermeidung der Bergschäden über Tage, aber man 
bedenkt nicht, daß die Bergschäden unter Tage wesent- 
lich größer sind. Mindestens 4 vH der Selbstkosten 
müssen darauf zurückgeführt werden; und das Mittel, 
diese 4 vH zu sparen oder bis auf einen Rest einzu- 
dämmen, ist lediglich in einer planmäßigen bewußten 
Anordnung der Abbaue zu suchen, die sich auf eine 
Kenntnis der Gebirgsbewegungen unter dem Einfluß der 
Abbaue und Streckenbetriebe gründet. 

Über die Kenntnis des Gebirgsdrucks führt auch der 
zweite Weg einer wissenschaftlichen Betriebsführung zur 
Ersparnis im Holzverbrauch, d.i. der Weg zu einer Holz- 
ersparnis im Abbau. Im Abbau ist es üblich, die Stempel- 


reihen, die das Hangende stützen sollen, über ganze 
Grubenbezirke, mindestens aber über ganze Gruben in 
stets gleichmäßigen Abständen aufzustellen, ohne Rück- 
sicht darauf, ob das Hangende mehr oder minder trag- 
fähig ist. Dabei wird der Abstand selbstverständlich 
stets den schlechtesten Verhältnissen angepaßt, so daß 
in besseren Flözen ein unnötig großer Holzverbrauch 
entsteht. Die dadurch bedingte Verschwendung beträgt 
nach meinen Feststellungen mindestens 10 vH der ge- 
samten Holzkosten im Abbau oder 1 vH der Selbstkosten. 

Zu den sonstigen Materialien übergehend, fin- 
det man im Vergleich zu der Holzwirtschaft die Ersparnis- 
möglichkeiten einer wissenschaftlichen Betriebsführung 
verhältnismäßig gering. Im wesentlichen handelt es sich 
um eine Verbilligung durch Normung und durch Aus- 
nutzung der kleineren Maschinen, die im allgemeinen 
unter Materialien gebucht werden, alles in allem um 
unbedeutende Beträge. 

Ein Blick auf die Materialwirtschaft in den übri- 
gen Bergbauarten zeigt alsdann gegenüber dem 
Steinkohlenbergbau wesentlich veränderte Verhältnisse, 
Die Schonung des gewinnbaren Materials ist im Braun- 
kohlentagebau (der Tiefbau liefert nur etwa 15 vH der 
Braunkohlenförderung) so gut wie gelöst, soweit es sich 
um überhaupt aufgeschlossene Flöze handelt. Im Salz- 
bergbau hat der Reichtum bisher zu starker Verschwen- 
dung geführt, und erst die neue Zeit bringt Sparsamkeit; 
doch läßt sich nicht berechnen, welche Vorteile die 
Schonung des Vorrats in einem Schacht bringt, wenn 
gleichzeitig die Anlagekösten eines neuen Schachtes schon 
aufgewendet und durch die Stillegung nutzlos gemacht 
sind. st 4 

Die eigentlichen Materialien, insbesondere das Holz, 
verschwinden ihrer Bedeutung nach im Braunkohlen- 
bergbau fast vollständig und bleiben im Erzbergbau von 
untergeordneter Bedeutung im Verhältnis zum Förder- 
wert. Dagegen spielen die Kosten für die Maschinen 
namentlich im Braunkohlenbergbau eine erhebliche Rolle. 
Die Bedeutung ihrer Ausnutzung fällt mit der weiter 
unten besprochenen zeitlichen Ausnutzung menschlicher 
Kräfte zusammen. 

Die Kraftwirtschaft macht im Steinkohlenbergbau 
anhaltweise 15 vH der Selbstkosten aus, wovon 5 vH auf 
die Versorgung der Untertage-Maschinen, 3 vH auf die 
Wasserhaltung und etwa 3vH auf die Wetterführung 
entfallen. 

Für die Wasserhaltung kommt eine Verbesserung 
nur in der Form eines zusammengefaßten Betriebes und 
dadurch verminderter Zuflüsse in Frage. Im großen 
Durchschnitt mögen die Selbstkosten um einige Zehntel 
Prozent zu vermindern sein. 

Die Wetterführung ist dagegen wieder ein Gebiet 
starker Verschwendung. Man kann damit rechnen, daß 
nur 30 bis 40 vH der bewegten Wettermenge wirksam 
werden, d.h. als Frischwetter vor Ort gelangen. Die 
übrige Menge hat sich vorher mit Abwettern gemischt. 
Der Grund liegt in der zersplitterten und verwickelten 
Anordnung der Grubenbaue, die es notwendig macht, 
Frischwetter- und Abwetterstrom vielfach gegeneinander 
und aneinander vorüberzuführen, auch Wetterwege er- 
zwingt, die nach meiner Beobachtung und Berechnung 
eine Länge und damit einen Widerstand aufweisen, die 
das notwendige Maß um das Zwei- bis Dreifache über- 
treffen. Die Abhilfe, einen Gewinn von 1 bis 2vH, 
bringt naturgemäß eine geordnete Gesamtanlage. 

Der Kraftverbrauch der Untertage-Maschinen 
ist insofern ein Gebiet bergmännischer Betriebsführung, 
als sie an Stelle der Preßluft die Elektrizität mit 
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ihrem zehnmal besseren Wirkungsgrad als Kraftüber- 
tragungsmittel zu ermöglichen hat, und zwar durch 
übersichtliche Grubenräume und zusammengefaßte Be- 
triebe. Beachtet man nur den Ersatz der Preßlufthäspel 
durch elektrische Maschinen, so ergibt sich eine Ersparnis 
von 1 bis 1!/, vH der laufenden Betriebskosten, wobei 
die Anlagekosten einschließlich der Kabelzuleitung schon 
in 11/, Jahren bezahlt sind. 

Neben der Einführung elektrischer Maschinen ist 
dann ferner eine wesentliche Kraftersparnis durch den 
Fortfall von Sonderbewetterungseinrichtungen möglich, 
denn von 200 mê Preßluft, die in der Regel auf jede Tonne 
Förderung entfallen, werden 60 bis 80 m® für solche Ein- 
richtungen benötigt, während der Verbrauch normaler- 
weise auf 20 oder 25m? vermindert werden kann, wenn 
eine klare Gesamtanlage den Hauptwetterstrom in alle 
voll vorgerichteten Baue eindringen läßt. 
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Abb. 3. Beispiel für die Möglichkeiten der Ersparnis an Preßluft 
bei einer gut geleiteten Ruhrzeche. 


1) Rechte Bildhälfte: Ersatz durch Preßlufthäspel neuester 
Bauart. Linke Bildhälfte: Ersatz durch elektrische Häspel. 


Damit wird etwa 1vH der Selbstkosten erspart und 
so der größte in der Preßluftwirtschaft erreichbare Be- 
trag gewonnen, denn der auf diesem Gebiete erzielbare 
Gewinn wird heute in der Regel wesentlich überschätzt. 

Von der Kraftwirtschaft der übrigen Bergbau- 
arten ist das Gebiet der Braunkohle schon nahezu rest- 
los in die Hand der Maschinenleute übergegangen. Der 
Salzbergbau verwendet schon jetzt im breitesten Maße 
elektrische Kraft und im Erzbergbau entfällt der Haupt- 
verbrauch auf den Bohrhammer, der bisher noch keinen 
ernsthaften elektrischen Wettbewerber gefunden hat. 

Was endlich die Wirtschaft mit den mensch- 
lichen Kräften angeht, so zeigt sich, daß auch hier 
die Aufgabe einer wissenschaftlichen Betriebsführung im 
eigentlichen Sinne wesentlich über den Inhalt der jetzt 
unter dem Schlagwort zusammengefaßten Verfahren 
hinausgeht. 

Die Frage sei zunächst rein mechanisch betrachtet. 
Gerade im Steinkohlenbergbau liegt hier die Möglich- 
keit, ganze Arbeitskomplexe durch die Ausnutzung 
der Schwerkraft zu ersparen. Einmal kann die Förderung 
im Abbau zwischen Gewinnungsort und Hauptquerschlag, 
die heute von Schleppern versehen wird, völlig ausge- 
schaltet werden, wenn man den Strecken eine Neigung 
gibt, die den selbsttätigen Ablauf der Förderwagen ge- 
stattet, Weitere Voraussetzung hierfür ist allerdings noch 
ein Vorrichtungssystem, das den Förderumlauf in der 
Weise erlaubt, daß die Leerwagen auf der Obersohle 
zugebracht werden und den Abbau 'stetig in einer 
Richtung durchlaufen. Und ferner muß eine einwandfreie 
Instandhaltung der Strecken gewährleistet sein. Damit 
wird dann neben der geordneten Gesamtanlage wiederum 


die Kenntnis des Gebirgsdruckes zur wesentlichen Vor- 
aussetzung der Ersparnis, die hier mit 5vH der Selb; 

kosten einen außerordentlich hohen Betrag ausmache 
würde. Allerdings liegt gerade hier die Möglichkeit pral- 
tischer Durchführung noch recht fern. 


Anschließend können ferner die.Stapelschächtchen sg 
sauber und sicher angelegt werden, daß auch in ihm 
ein selbsttätiger Förderablauf möglich wird. Als Hilfs 
einrichtungen in der Hauptschachtförderung sind die be 
dienungslosen Schächte seit vielen Jahren bewährt, ung 
ihrer Verwendung im Feld steht nur die Voraussetzung 
entgegen, daß die Einrichtung keinen Druckwirkung 
ausgesetzt wird; ihre Anwendung könnte 1 vH der Sell 
kosten ersparen. 


Die dritte Möglichkeit rein mechanischer Ablös: 
der menschlichen Kräfte liegt in der Ausnutzung des 
birgsdruckes für die Gewinnung. Welche Kräfte r 
theoretisch verfügbar sind, zeigt die einfache Über 
legung, daß durch die Gewinnung von 1 m? anstehen 
Kohle in 500 m Teufe einer Gesteinssäule von 500 m? d 
Absinken um 1m ermöglicht wird, d. h. daß >/,Mill, kg 
oder 4,7PSh frei gemacht werden. Der Hauer wen 
dagegen nach den Angaben des englischen Institution o 
mining Engineers in der Achtstundenschicht nur 1 b 
11/,PSh auf und braucht dabei für das eigentliche Herei 
gewinnen etwa 0,2 bis 0,3 PSh, also nur den zwanzigst 
Teil dessen, was im überlastenden Gebirge aufgespeiche 
ist. — Eine Ausnutzung der Gebirgskräfte nach di 
Richtung findet allerdings heute schon statt, indem m: 
die Abbaugeschwindigkeit dem Nachsinken des Gebirge 
so anpaßt, daß die günstigste Druckwirkung auf die 
stehende Kohle erreicht wird; jedoch liegen gerade 
nur rein gefühlsmäßig gewonnene Anfänge vor, de 
Ausbau und Durchführung nach meinen Beobachtun; 
und Eindrücken eine 10 bis 2 prozentige Ersparnis 
Kraftaufwand für das Hereingewinnen, das ist 5 vH 
sparnis am Hauerlohn, verspricht. 

Eine Ersparnis an menschlichen Arbeitskräften d irch 
Ausschaltung ganzer Arbeitsvorgänge, d. h. falsche Har 
griffe, ist im Bergbau nur an wenigen Stellen mö 
lich; denn letzten Endes gibt die Taylorsche Metho« 
nur da Vorteile, wo es sich um gleichmäßig ste 
wiederkehrende Arbeiten handelt, und infolgedess 
bliebe, seit das Bohren Maschinenarbeit geworden 
nur die Schaufelarbeit und das Aufschieben der För 
wagen als Anwendungsgebiet. Das Aufschieben it 
Hauptschacht ist indessen längst von maschinellen Eir 
richtungen übernommen, und an den Schächtchen 
anderseits die Arbeitsleistung der Anschläger so schled 
ausgenützt, daß der Betriebsführer kein Interesse di 
hat, den Arbeiter durch mechanische Einrichtw 
zu entlasten, weil eine Mehrleistung doch nicht zu ei 
warten ist. ` 


Damit tritt die Frage der zeitlichen Ausnutzung 
überhaupt ins Licht. 


Auf diesem Gebiete wird gerade im Bergbau im 
gemeinen unter starker Verschwendung vorgegan 
Man muß sich klar machen, daß alle durch den Betrie 
erzwungenen Pausen — auch im Gedinge — vom Uni 
nehmer mitbezahlt werden, und hat zu beachten, daß 
der Hauptarbeit des Bergmanns, in der Gewinnung, 
Arbeiter nach eingehenden Beobachtungen selbst in 
geleitetem Betrieb während fast seines vollen Achtels 
reinen Arbeitszeit zur Ruhe gezwungen werden, ı 
keine Möglichkeit besteht, die gewonnene Kohle ab 
fördern, und daß auf diese Weise ungefähr 2,8vH d 
Selbstkosten verloren gehen. 
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Die Ursache liegt zu 5/ an der mangelhaften Ord- 
nung des Förderumlaufs, die zum großen Teil in dem 
System begründet ist, die Leerwagen von der Förder- 
sohle aus in die Abbaue zu bringen — auf dem gleichen 
Wege, den in umgekehrter Richtung die vollen Wagen 
durchlaufen. In einem solchen System der Gegenstrom- 
führung kommen alle Störungen und Stöße in der Förde- 
rung zu doppelter Bedeutung, weil Hin- und Rückstrom 
voneinander abhängig werden. 

Die Lösung könnte in einem Förderumlauf stets 
gleichbleibender Richtung liegen, bei dem Leerwagen 
und Berge grundsätzlich von der Obersohle aus zuge- 
bracht werden, einem System, das sich schon oben zur 
Ablösung der Schlepper in den Abbaustrecken als wün- 
schenswert erwies. 

Die zweite Ursache der Zwangspausen, die etwa 
ivi des Selbstkostenaufwandes zu Verlust bringt, ist 
der Zusammenbruch der Förderstrecken. Hier liegt die 
Lösung in der Richtung des längst beschrittenen Weges, 
durch erhöhten Herstellungsaufwand verminderte Unter- 
haltung der Strecken und erhöhte Betriebssicherheit zu 
erkaufen. 

Der dritte Weg zur verbesserten Zeitausnutzung im 
Steinkohlenbergbau ist bereits oben erwähnt und liegt 
in der Kürze des Anmarschweges. 

im Braunkohlenbergbau liegt auf dem Gebiet 
der zeitlichen Ausnutzung überhaupt das ganze Schwer- 

icht der Ersparnismöglichkeit durch eine wissen- 
schaftliche Betriebsführung. Ganze Arbeitsgänge durch 
mechanische Kräfte zu ersetzen, ist nämlich kaum mehr 
möglich, und das Studium der Handgriffe bietet noch ge- 
ringere Erfolgsaussichten als im Steinkohlenbergbau, da 
die Mechanisierung weit stärker vorgeschritten ist. Man 
hat zu beachten, daß 60 bis 80 vH der Selbstkosten im 
Braunkohlentagebau auf den Abraum fallen, und daß die 
Ausnutzung des Abraumbetriebes kaum mehr als 50vH 
beträgt. Von den verlorenen 50 vH fallen 25 bis 30 vH 
auf die Schuld einer ungeeigneten Anlage, 10 vH auf 
Störungen, die teils im Maschinenbetrieb, teils in der 
Unterhaltung der Gleise und des Wagenparks ihre Ur- 
sache haben, und etwa 15 vH auf die Lässigkeit in der 
Bedienung. Es zeigt also auch der Braunkohlenbergbau, 
daß es sich lohnt, bei der Mühe um Leistungssteigerung 
den Erfolg nicht nur im Lohnanreiz, sondern vor allem 
auch in einer Verbesserung der Organisation und in einer 
dadurch verbesserten zeitlichen Ausnutzung zu suchen. 


u. 


vH der reinen Arbeitszeit 


Berriebs- Lössigkeitder 
organisation Becienungs- 


mannschaft 
Abb. 4. Ursachen des Arbeitszeitverlustes im Abraumbetrieb. 
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Neben diese Frage der rein quantitativen Ausnutzung 
der Menschenkräfte tritt alsdann die nach der 
qualitativen Ausnutzung. Ich denke hier nicht an 
die Eignungsprüfung, denn ihr erwachsen gerade im 

Bergbau besondere Schwierigkeiten, weil erst nach einer 
längeren Zeit körperlicher Anpassung an die Grubenver- 
hältnisse die tatsächliche Eignung erkennbar wird, und 
weil anderseits die Unterteilung in verschiedene Arbeiter- 


gruppen nicht zu der gleichen scharfen Trennung durch- 
geführt ist wie im Maschinenbau. 

Eine Ausnutzung der menschlichen Kräfte nach der 
qualitativen Seite hat vielmehr — und hier liegt m. E. 
eine große Lücke in dem System der heutigen wissen- 
schaftlichen Betriebsforschung — die Arbeitsaufgabe be- 
wußt dem Arbeiter anzupassen, nicht nur den Arbeiter 
nach der Aufgabe auszuwählen; sie hat zu beachten, daß 
der Arbeiter heute ein anderer ist als vor zwei Gene- 
rationen. Durch Schule und Entwicklung sind Fähig- 
keiten geistiger Art in ihm erwachsen, die nach Betäti- 
gung verlangen. 

Der Bergbau gibt nun wie kaum ein anderes Gebiet 
die Möglichkeit, die Arbeit wertvoll und geistig zu 
halten. Die stetig wechselnden Verhältnisse bieten stets 
wechselnde Aufgaben; und wer einmal im Gangbergbau 
einen tüchtigen Hauer vor Ort gesehen hat, wie er 
seinen Stoß ansieht und seine Arbeit sich zurechtlegt, 
weiß, daß er sich von dem Maurer im Taylor-System 
unterscheidet wie der Dichter vom Zeitungsschreiber. 

Im Steinkohlenbergbau ist allerdings mit der Ein- 


führung der großen Rutschbetriebe eine starke Ver- 


stumpfung der Arbeit eingetreten, weil die Arbeiter 
wechselseitig voneinander abhängig geworden sind und 
in der Ausbildung eigener Arbeitsweisen behindert wer- 
den. Und so haben meine Beobachtungen ergeben, daß 
sich auch der beste Hauer in seiner Arbeitsweise kaum 
noch von dem schlechtesten unterscheidet, vielmehr fast 
ausschließlich durch die Kraft und Ausdauer seiner Arbeit 
hervortritt. 

Der nächste Weg, diese Arbeit wieder lebendig zu 
gestalten, liegt m. E. darin, daß man die Unregelmäßig- 
keiten, die im Bergbau von Natur aus gegeben sind, nicht 
wie heute durch den ganzen Betrieb durchschleppt, 
sondern durch eine starr systematische Ausrichtung und 
Vorrichtung in den Abbau zurückdrängt und ihre Lösung 
dort zur Aufgabe des Hauers macht, dem damit die 
höherwertige Arbeit zufällt. Dabei ist es technisch nicht 
möglich, an allen Stellen in die Abbauweise der kleinen 
Ortsbetriebe zurückzukehren, vielmehr bleibt die breite 
Abbaufront bei den flachen Flügeln das Gegebene. Da- 
mit wird die größere Kameradschaftsgemeinschaft Grund- 
bedingung und das Handwerksmäßige ausgeschaltet. 
Eine Belebung der Arbeit scheint daher nur denkbar, 
wenn man der Arbeitskameradschaft den Abbau gleich- 
sam als einem Subunternehmer überträgt und ihr die Füh- 
rung des Abbaues und die eigene innere Organisation 
überläßt. Solche Kameradschaften hat man allerdings in 
Frankreich und England schon in der zweiten Hälfte des 
vorigen Jahrhunderts gekannt und wieder aufgegeben aus 
Gründen, deren Erörterung hier zu weit führen würde, 
Eine Erneuerung des Gedankens erscheint jedoch heute 
durchaus erwägenswert. 

Neben solcher Einwirkung auf das seelische Wohlbe- 
finden kann selbstverständlich der Lohnantrieb als Lei- 
stungsanreiz nicht entbehrt werden. Die in den letzten 
Jahren von Amerika mit großem Gepränge angepriesenen 
Methoden des Prämien- und Bonus-Systems sind in ihrem 
Grundgedanken im deutschen Bergbau schon seit langem 
angewendet worden; aber in ihrer konsequenten Durch- 
führung sind sie auch heute noch unmöglich, weil ihre 
letzte Erfolgmöglichkeit zur Voraussetzung hat, daß die 
Leistung im Voraus zu bestimmen und eine Normal- 
leistung objektiv festzustellen ist. Die Grundlage des Er- 
folges ist immer der »Garantiescheine. 

Hierzu fehlen im Bergbau die Voraussetzungen: 
1. der Überblick über die wechselnden Arbeitsbedingun- 
gen im Voraus und 2. die genaue Buchung der techni- 
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schen Betriebsverhältnisse und Ergebnisse, die erkennen nischen Einzelheiten möglich gemacht und damit mang 
lassen, in welcher Weise ein Wechsel in den Arbeitsver- Reibung und manche Härte beseitigt wird, die 
hältnissen auf die Leistung einwirkt und damit erst jedem Betriebsführer in den Weg gelegt wird und in 
die Grundlage zu einer objektiven Leistungsbemessung Weg gelegt werden muß, weil der Oberleitung die s 
darbietet. lichen Unterlagen zum Urteil im einzelnen fehlen, 

Diese beiden Voraussetzungen zu schaffen, würde der müssen die Kontrollmöglichkeit bis in die Spi 
Erfolg verbesserter Lohnmethoden allein allerdings nicht der Oberleitung hinein ausdehnen. 
lohnen, denn erstaunlicherweise habe ich gefunden, daß 
in den Gedingearbeiten eine Steigerung der Durchschnitts- 
leistung auf das Maß der besten Arbeiter eine Leistungs- 
steigerung um nicht mehr als 5t/, vH einbringen wird. 
Und da außerdem, wie gesagt, von der Ausschaltung un- 
nötiger Handgriffe kein erheblicher Erfolg zu erwarten 
steht, bleibt sonach der mögliche Erfolg aus den Taylor- 
schen Verfahren auf etwa 1vH der Selbstkosten be- 
schränkt ?), 

Anderseits wird aber die Einführung einer ein- 
gehenden technischen Buchführung über die Einzelbe- 
triebe erhebliche Nebenvorteile bringen, denn an sie 


Übersieht man das Ganze noch einmal in seiner Gi 
samtheit, so zeigt sich: die Wurzel aller großen 
sparnismöglichkeit ist die klare Gesamtanlage. Sı 
unmittelbar werden durch die Vermeidung entleg 
Baue an Arbeitszeit, an Reparaturen und durch Erleick 
terung der Kraftwirtschaft 8vH erspart, Durch di 
Möglichkeit, einen gleichgerichteten Förderstrom aufzt 
bauen, bietet sich- alsdann mittelbar in der Sicherur 
zeitlicher Ausnutzung im Abbau ein weiterer Gewinl 
von etwa 4vH, und schließlich ist von einer klaren A 
lage die Erforschung und Beherrschung des Gebirgs 
drucks abhängig, die im Verein mit einem geordnete 


72 Yv Vorrichtungssystem eine Ablösung der Schlepper 
ns # r A : x 

N ris Aer N Y Ansatz der Premunt Anschläger im Abbau, eine weitere Vermeidung von 

Araftwirischaft durch elektr Antrieb bauhemmungen, eine Erleichterung der Gewinnung 


assertatun ) 00 wesentliche Ersparnis im Ausbau möglich macht und & 
er 7 mit wohl 15 vH einbringt. Demgegenüber beträgt 
ae irre 2er Erfolgmöglichkeit eigentlich Taylorscher Verfahren 
er gschaden unter 
AAT 1 vH der Selbstkosten. 


RT en Abbaufolge) Selbstverständlich können diese Zahlen nicht einfae 
(Unterhaltungskosten) _ Asa summiert werden derart, daß man zu dem Ergeb 
ee 52 Abbau des Sicherheitspfeilers er = und 29 vH 
SS "9 Vermeidung von Störungen elbsikosten ım Bergl 

NN 140".d.Kohlengewinnung Balnbrüche) zu ersparen. Vielmeht 


Ablös Sohle " zweckmüßlige Wahl des Hempel- ü fl ` 
Vermeidung von Inden Ab ne VA, ng Abbau Series sigi die 
Zwangspaisen (seltsriät Förderabiauf) Ss z getälnten? | Propa 


inder Gewinnun lichkeiten vielfach, und 
Für i ücklich 
( Förderumlauf, " zweckmüige Wahl allem ist ausdrücklich 
des Ausbous sagen, daß die genann 

A 


m A A en Ziffern nur einen Anhal 
rundforderung: rundforderung: rundforderung: aylorsystem 
‚klare zusammengefäßlte ‚Pplanmällige Gesamtan- Kenntnis des Be er und nur das Endziel 


Gesamtanlage Rinsi) lagevnd sicherer Ausbau birgsdrucks geben, zu dem der Weg i 
die Zukunft zu fi 
scheint, daß es sich ni 
wird sich ohne weiteres ein System der Selbstkosten- um Früchte handelt, die heute oder morgen einzuheim 
rechnung für die 'einzelnen Abbaue anschließen, durch Sind, sondern daß eine langsame Umstellung, eine 
das mit Nachdruck auf die Bedeutung der Maschinen- fordernde Ausbildung praktischer Verfahren und 
und Anlageausnutzung für idie Wirtschaftlichkeit des Umständen ein erheblicher Geldaufwand erfordert 
Betriebes hingewiesen wird, so daß sich der Blick endlich So läßt sich für den Bergbau der reine Nettogew 
auch für die Bedeutung der Kapitalausnutzung im Großen, einer wissenschaftlichen Betriebsführung noch kaum um 
d.h. für die ‘Bedeutung einer planmäßigen Bemessung reißen; nur eines ist klar zu erkennen: den Gedanken 
der Anlage als Glied der wissenschaftlichen Betriebs- einer wissenschaftlichen Betriebsführung können wir nich 
führung Öffnet. entbehren, aber wir müssen ihn reiner und weiter auf- 
Heute bedenkt man in der Regel nicht, daß 10vH fassen, als es der »Taylorismus« tut. Unsere Bergv 
der Selbstkosten auf Kapitaldienst, 20 vH auf Wasser- betriebe sind noch nicht reif dafür, daß wir mit unsen 
haltung, Wetterführung und Reparaturen und nur 70 vH Arbeit in die feinen Einzelheiten der menschliel 
auf solche Selbstkosten entfallen, die mit der Förder- Arbeitsvorgänge eindringen, und deshalb haben wir 
menge anwachsen. Man bedenkt nicht, daß die ersten umgekehrten Weg zu gehen, den Taylor gegangen | 
30 vH von dem Grad der Ausnutzung der Anlage unab- Er kam von dem Studium der Handgriffe auf die Lo 
hängig sind, und daß mithin durch eine Fördersteigerung methoden und begriff endlich, daß die vollendete 
von 100 nur auf 110 vH die auf die Einheit berechneten triebsorganisation die Voraussetzung all seiner Erf 
Selbstkosten um annähernd 3 vH fallen. war. Wir haben zuerst den Betrieb, die Anlage uns 
Endlich sei als dritter Vorteil einer systematischen Bergwerke umzugestalten und werden alsdann als kleinen 
Buchführung über die technischen Verhältnisse erwähnt, Nebengewinn die verbesserten ‚Lohnmethoden und ein 
daß der Zechenleitung ein tieferer Einblick in die tech- Ersparnis in den Handgriffen mitnehmen. Die erste Auf- 
Serge Aiherivi in Oa Eule gabe ist, unsere Bergwerke aus den großen Kl 


Lohnanreiz theoretisch wohl 10 vH der Untertageselbstkosten betrieben, die sie ihrer Anlage nach heute noch sind, 
erspart werden könnten. Großbetrieben umzugestalten. [s099] 


vH der Unteriage - Selbstkosten 
Sn Rn e 8 58 


Abb. 5. Die idealen" Ersparnismöglichkeiten im Ruhrbergbau und ihre Grundvoraussetzungen. 
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Aus der Dynamik des Preises (moderne Fabrikationstechnik 


und industrielle Gestaltung). - 
Von Dipl.-Ing. Hubert Dransfeld, Menden i. Westf. 
Inhalt: Eine kritische Betrachtung der üblichen Art von Selbstkostenberechnungen zeigt, daß sie den Einfluß des Beschäftigungsgrades 
= Zu wenig beachtet und vor allem das wesentlich den Preis gestaltende Moment der Fertigungsgeschwindigkeit unberücksichtigt 


läßt, weil_sie von der Statik der Zusammensetzung der Selbstkosten und nicht von der Bewegung der Erzeugnisse ausgeht, 
Es werden weitere Folgerungen für unsere industrielle Gestaltung gezogen. 


Unsere Industrie erfüllt dann am vollkommensten ihren 
Zweck, wenn sie in der Lage ist, einem denkbar größten 
Verbraucherkreise zu billigsten Preisen ihre Erzeugnisse 
zuzuführen. Da der Preis auf das industrielle Leben 
einen großen Einfluß hat, darf man wohl sagen, daß 
der Preis des Produktes eine Funktion des Beschäfti- 
=  gungsgrades unserer Industrien ist. Wenn also eine 
Industrie für ihre Ware keinen Absatz findet und den 
b Preis nicht ermäßigen kann, ist bei entsprechender Wür- 
= digung der Konjunkturschwankungen zu folgern, daß 
= wahrscheinlich ihr fabrikatorischer Organismus krank ist 
= und den rhythmischen Zeittakt verloren hat. Es wird 
anheimgestellt zu überprüfen, wie weit das für weite 
Kreise der europäischen Wirtschaft zutrifft. 
Wir wollen uns im folgenden die Aufgabe stelten, 
die Preisgestaltung in ein bestimmtes Bewegungsgesetz 
= zu bringen, wobei wir zunächst von der heute allgemein 
gültigen Selbstkostenermittlung des industriellen Erzeug- 
Wir haben in unseren Industrien ein 
=  feinmaschiges Netz von Selbstkostenrechnungen, und doch 
Können sie uns nicht mehr befriedigen, weil trotz ge- 
=  nauester Ermittlung vielfach das Erzeugnis sich als 
zu teuer herausstellt. Eine häufige Folge davon sind 
der Verzicht auf Erzeugung und entsprechende Betriebs- 
= einschränkung. Der grundsätzliche Fehler unserer Rech- 
nung liegt darin, daß wir zu gewissen Zeitpunkten die 
entstandenen Unkosten feststellten und durch einen Ver- 
gleich mit den unmittelbaren Lohnaufwendungen den 
= Unkostenzuschlag für die Folgezeit festlegten. Wenn 
wir also vergangene, feste Bedingungen den beweg- 
"lichen Betriebsverhältnissen zugrunde legten, so wandten 
wir in der Unkostenberechnung eine statische Gleichung 
= auf ein bewegliches System an, In der Tat handelt es 
sich bei der ganzen Selbstkostenfrage um ein rein dyna- 
= misches Prinzip, welches mit der Wirtschaitsentwicklung 
_ parallel geschaltet ist. Es wird sich bei weiterer Be- 
handlung dieser Gesichtspunkte herausstellen, daß die 
"statische Rechnungsart außerordentlich hemmend auf 
unsere Entwicklung gewirkt hat. 
. Wir wollen zunächst ermitteln, wie eine Änderung 
des Beschäftigungsgrades in der Preisgestaltung zum 
Ausdruck kommt, Ich verweise hierbei auf frühere Ver- 
öffentlichungen von mirt). Ferner sei hingewiesen auf 
die beachtenswerten Auslassungen von Direktor Peiser 
_ (Bamag-Meguin) °). Wir dürfen es uns hier versagen, 
auf die Wichtigkeit der Unterscheidung zwischen festen 
und veränderlichen Kosten hinzuweisen. Zweifellos ist 
es bei genauer Kenntnis der vorhandenen Betriebsver- 
 hältnisse möglich, die Unkosten hinreichend zuverlässig 
in diese beiden Arten zu zerlegen. Wenn nun die festen 
Kosten bei jedem Beschäftigungsgrad gleich bleiben 
und die veränderlichen mit dem Beschäftigungsgrade 
Í _ 


1} „Zur Frage des Preisabbaues“, Deutsche Bergwerks- 
zei ', 1. und 2. August 1924. „Das Kostenproblem und 
unsere industriellen Möglichkeiten“, Zeitschrift für Betriebs- 


5] Direktor Herbert Peiser, „Der Einfluß des Beschäf- 
grades auf die industrielle Kostenrechnung“, Verlag 
Julius Springer, 1924. 


steigen oder fallen, so muß sich eine mathematische 
Formel ableiten lassen, welche die Veränderung des 
Preises unter Voraussetzung gleichbleibender Erzeugungs- 
anlagen und gleichbleibender Fabrikationsmethoden mit 
ziemlicher Genauigkeit im voraus bei jedem Beschäfti- 
gungsgrad ermitteln läßt, Diese Untersuchungen wurden 
im praktischen Betriebe vorgenommen, und die Ergeb- 
nisse haben sich überraschend genau mit den praktischen 
Verhältnissen gedeckt, Bei der gedrängten Darstellung 
kann hier nicht auf die näheren Zusammenhänge einge- 
gangen werden, weshalb auf eine im Druck befindliche 
umfangreichere Schrift des Verfassers hingewiesen wer- 


den muß. Es seien hier nur die ermittelten Zahlenwerte 
wiedergegeben, 


Beschäftigungsgrad Unkostenzuschlag 
25 90 vH 

2 100 

112 

124 

150 

175 

215 

300 

550 
Die vH-Werte stellen den Unkostenzuschlag, dar, 
welcher auf die produktiven Löhne verrechnet wird. Der 
Beschäftigungsgrad 1 gilt als Normalbeschäftigung, In 
Abb, 1 sind diese Verhältnisse, welche theoretisch eine 

Hyperbel ergeben, graphisch dargestellt. 
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Abb. 1. Abhängigkeit des Unkosten- 
zuschlages vom Beschäftigungsgrad. 


Bei den damals zugrunde liegenden Verhältnissen war 
es möglich, bei einem Beschäftigungsgrad von 2,5 den 
Preis der Ware um nahezu 20vH zu senken, wobei ein 
brauchbarer Gewinn für das Unternehmen übrig blieb, 

Es bedarf wohl keines weiteren Hinweises, daß solche 
großen Wertverschiebungen in der Preisgestaltung auf 
die Sorgfalt, mit der wir statisch Preise ermittelten, ein 
eigenartiges Licht werfen, und es ist zu fragen, ob den 
Selbstkostenermittlungen nicht die Beobachtung des Be- 
schäftigungsgrades voranzugehen hat. Diese Überlegung 
ist insofern wichtig, als wir uns über die Ausnutzung 
der festen Unkosten Rechenschaft geben, Denn die letzte- 
ren sind es, die im Kalkulationsproblem die ausschlag- 
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gebende Rolle spielen müssen, Je mehr ein handwerks- 
mäßiger Betrieb sich zu einem Maschinenbetrieb ent- 
wickelt, um so mehr fällt das Schwergewicht der Kosten- 
rechnung auf die festen Unkosten. Da nun die Ma- 
schineninvestierungen usw. immer größere Dimensionen 
annehmen, wird auf die Ausnutzung der vorhandenen 
Anlagen in steigendem Maße zu achten sein, und es 
dürfte wohl ein Beginnen an falscher Stelle sein, wenn 
man das Kostenproblem zunächst immer als Lohnfrage 


behandeln will, 


Wenn wir das Selbstkostensystem in bewegliche 
Formen bringen wollen, sind zunächst alle Komponenten 
zu prüfen, welche auf die Preisgestaltung von Einfluß 
sein können, Die Untersuchungen haben nur dann einen 
praktischen Wert, wenn es uns gelingt, bei der Ver- 
änderung einer oder mehrerer oder aller Komponenten 
die neue Preisbildungskurve sofort festzustellen und aus 
dem Vergleich mit der vorhergehenden Preiskurve 
Schlüsse zu ziehen. Von Faktoren, welche für die 
Preisbildung von Bedeutung sind, kommen hauptsäch- 
lich in Frage: ersparte Löhne, die nur in ihrer ein- 
‚gesparten Höhe den Preis beeinflussen, ferner solche 
Lohnersparnisse, welche gleichzeitig auf eine höhere Er- 
zeugung wirken, und schließlich Lohnersparnisse, welche 
eine Investierung neuer Maschinen und Einrichtungen 
(feste Unkosten) bedingen. Ähnliche Überlegungen sind 
beim Material anzustellen, Auch hier kann die Wahl der 
Materialart auf eine Erhöhung der Erzeugung wirken 
usw. Doch bevor wir diese Fragen behandeln, scheint 
es angebracht, einen anderen Begriff näher zu betrachten, 
und zwar die Warendurchlaufgeschwindigkeit. 
Mehr oder minder sind alle vorhin erwähnten Momente 
geeignet, auf die Geschwindigkeit der Warenerzeugung 
einen Einfluß auszuüben. Man mag bei Fabrikations- 
verbilligungen immer von dem Gedanken ausgehen, Er- 
sparnisse beim Material und Lohn zu erzielen, ferner mag 
man beachten wollen, daß eine höhere Erzeugung einen 
größeren Umsatz und damit größeren Verdienst bringt, 
tatsächlich jedoch ist die Geschwindigkeit der Erzeugung 
auf die Preisgestaltung von viel größerem Einfluß als 
man gemeinhin annimmt. Es ist nicht zuviel gesagt, 
daß bei fortschreitender Wirtschaitsgestaltung die Preis- 
bildung zunächst eine Frage des investierten Kapitals 
(feste Unkosten) ist, sodann der überaus wichtigen Über- 
legung, mit welcher Geschwindigkeit die Warenerzeugung 
hiermit in Beziehung gebracht werden kann, 

Wir wollen versuchen, an einem Beispiel die Ver- 
hältnisse zu veranschaulichen, wobei wir die Annahme 
machen, daß es dem Unternehmen gelungen sein mag, 
durch eine einfache fabrikatorische Maßnahme ohne be- 
sondere Erhöhung der festen Unkosten eine doppelte Er- 
zeugung zu erreichen, Der Fall, wo eine größere Pro- 
duktion nur durch neue Investierungen zu erzielen ist, 
wird später behandelt werden, Die zuerst besprochene 
Möglichkeit einer doppelten Erzeugung bei gleichen An- 
lagen ist durchaus keine Seltenheit. Man denke etwa an 
die von Ford gegebenen Beispiele, ferner an das Er- 
scheinen des Schnelldrehstahls usw. Vielfach wird eine 
geschickte Anordnung der Montage eine bedeutende Be- 
schleunigung der Erzeugung hervorrufen, Diese Mög- 
lichkeiten sind in den folgenden Diagrammen näher be- 
handelt (Abb, 2). Die Vertikalen stellen den jeweiligen 
Preis des Produktes dar, indem die Gesamthöhe sich 
addiert aus Material, Lohn, veränderlichen Unkosten 
und festen Unkosten. Die Kurve I zeigt den Preisver- 
lauf bei der alten Fabrikationsmethode, die Kurve II den 
der neuen Fabrikation. Die Kurven sind rechnerisch er- 
mittelt, und zwar sind normale Verhältnisse in Bezug 


auf die Verteilung der Einzelwerte m, l|, v usw. gewählt, 
Es ist ferner angenommen, daß die Zeitersparnis in der 
Fertigung auch eine entsprechende Lohnersparnis im Ge- 
folge hat. Wir haben in unserem Beispiel angenommen, 
daß bei doppelter Geschwindigkeit die Lohnhöhe sich 
auf die Hälfte vermindert, was bei dem zweiten Diagramm 
durch geometrische Subtraktion der eingesparten Lohn- 
höhe von der Kurve II zum Ausdruck kommt, Kurve III 
ist dann das endgültige Ergebnis der Preisbildung. Die 
Lohnersparnisse brauchen jedoch mit den Zeitgewinnen 
nicht parallel zu laufen, Sie können größer und auch 
geringer sein, Es ist zum Beispiel wohl denkbar, daß 
in unserem Falle die Lohnhöhe des einzelnen Arbeiters 
wesentlich gesteigert worden ist. 

Bei Stückzahl 3 des ersten Verfahrens sollen die Ver- 
Kaufspreise 10 vH über den Herstellungskosten liegen und 
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Abb. 2. Abhängigkeit des Preises von der Fertigungsgeschwindigkeit, 


bei steigender oder sinkender Beschäftigung keine Ver- 
änderung erfahren. Wir nehmen die Einzelhöhen im Dia- 
gramm im cm-Maßstab an®), wofür man aber auch Mark- 
werte oder ein Vielfaches annehmen kann, ebenso wie 
man die Stückzahlen entsprechend vermehren oder ver- 
mindern mag, Es ergeben sich dann aus folgender Tafel 
die Verdienstmöglichkeiten oder auch die Überlegungen, 
wie weit die Preise herabzusetzen sind, 


= Gesamtverdienst 
ee (Gewinn bezw. Verlust 
pro Stück x Stückzahl) 


1. Verfahren ll. Verfahren | I. Verfahren | Il. Verfahren 
1 2 — 53 | + 04 
2 4 — 16 + 98 
3 6 +21 + 19,2 
4 8 + 5,8 + 28,6 
5 10 + 95 | +37 
6 1 12 +13,2 | + 47,4 


Man greife aus der Tafel die Periode heraus, wo 
eine Stückzahl von 3 bezw, 6 erreicht wird, Wir machen 
dabei folgende Beobachtung: Es ist in der gleichen Zeit- 
dauer zunächst der doppelte Gewinn wie bei dem ersten 
Verfahren zu buchen, hinzu kommt das Sechsfache der 
eingesparten Lohnhöhe und als besonderes Moment die 
Fabrikationsverbilligung durch die Warenbeschleunigung 
(im Diagramm mit p bezeichnet): 


3) Beim Vergleich der Zahlen in der nachfolgenden 
Tafel mil den Längen in Abb, 2 ist zu berücksichtigen, 
daß die Abb. 2 gegenüber der Originalzeichnung im Maß“ 
stab 1:2 verkleinert ist, 
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Selbstkosten bei Verfahren I 7/Stück 
Verdienst 10vYH .. . .. . 0,7/Stück 
» BEI ’3StUck =. 3, 7,21 


Selbstkosten bei Verfahren II 4,5/Stück 
Verdienst 7,7—45vH . . 3,2/Stück 
» bei. 6Sfück . . . '..192 


Der letzte Betrag setzt sich zusammen aus: 
1. dem doppelten Betrag des Ver- 
dienstes aus dem ersten Verlah- 
ee 
2. sechsfacher Lohnersparnis 6X1 . 6 
3. sechsfacher Geschwindigkeitsdif- 
BEE OR LS. een ed 


Summa 19,2 


Der aufgeführte Beschleunigungsgewinn von 9cm 
stellt in unserem Beispiel den wesentlichen Bestandteil 
dar, und es ist bei unseren bisherigen statischen Rech- 
nungen nicht möglich gewesen, diesen Gewinn rechnerisch 
festzuhalten, Die sprunghafte Entwicklung von Indu- 
strien ist wohl hauptsächlich daraus zu erklären, daß nach 
einer statischen Rechnung alle Mittel zur Feststellung 
derartiger Möglichkeiten restlos versagen mußten. 

Die Tatsache, daß sich der Preis einer Ware nur 
durch den Umstand, daß sie sich fabrikatorisch nicht in 
Bewegung befindet, schon erhöht, ist u. E. von den 
Industrien bisher nur in seltenen Fällen gewürdigt wor- 
den. Die Gesichtspunkte, die für eine Warenbeschleuni- 
gung maßgebend sind, liegen fast ausschließlich auf dem 
Gebiete moderner Fabrikationstechnik, Wir erwähnen die 
Maschine, welche mehrere Fabrikationsvorgänge zusam- 
menfaßt (Pittlerautomaten, mehrspindlige Bohrmaschinen 
usw.). Besonders beachtenswert ist die Frage der konti- 
nuierlichen Arbeit oder des »fließenden Zusammenbaues«, 
wie man es neuerdings bezeichnet‘). Es wird eine der 
wichtigsten Maßnahmen der Industrien sein müssen, die 
Ware fabrikatorisch dauernd in Bewegung zu erhalten, 
Es muß sich erwirken lassen, daß die Beschleunigung des 
Zusammenbaues auf die Geschwindigkeit der Maschinen- 
leistung einwirkt und umgekehrt, wobei einmal die Ma- 
schine das treibende Moment ist, das andere Mal der 
Zusammenbau, Wir sehen hierbei aber auch anschaulich, 
daß ein dauernder Fluß des Materials nicht erreicht wer- 
den kann, wenn es sich unsere Industrien weiterhin 
Teisten wollen, eine größere Menge von Fabrikaten in 
einer Werkstatt herzustellen. Die Mehrzahl von Erzeug- 
nissen verhindert eine billigere Herstellung in ganz er- 
heblicher Weise, weil die Warengeschwindigkeiten nicht 
in der Weise herauszuholen sind. Solange sich unsere 
Industrien nicht in großzügiger Weise zu einer Um- 
stellung entschließen, wird der Käufer eines Produktes 
immer noch den unnötigen Leerlauf der Industrien mit- 
bezahlen müssen und wird eine schnelle Aufwärtsent- 
wicklung unserer Industrien gehemmt bleiben, Man mag 
den Einwand erheben, daß die Warenbeschleunigung nicht 
für alle Industrien ausschlaggebend sei, Wir wollen bei 
unseren Betrachtungen das große Gebiet der wirtschaft- 
lichen Bedarfsbefriedigung herausgreifen und die Her- 
stellung von Modewaren usw, weniger beachten und 
müssen dabei zum Ausdruck bringen, daß eine ent- 
sprechende Spezialisierung ungeahnte Möglichkeiten für 
die Warenbeschleunigung erschließt, die wir heute noch 
gar nicht übersehen können. Es muß besonders darauf 
hingewiesen werden, eine wie wichtige Rolle die wissen- 
schaftliche Betriebsführung für die Dijynamik des Preises 
spielt, weil fast alle Maßnahmen der wissenschaftlichen 
Bee 


4) „Organisation und Grenzen im fließenden Zusammen- 
bau“, Dr. K. H. Schmidt, Verlag Julius Springer, 1924, 


== 


Betriebsführung auf eine Beschleunigung der Ware ab- 
zielen. 

Die Kürze der Darstellung gestattet es nicht, alle 
Faktoren, die für die Preisgestaltung von Einfluß sind, 
eingehend zu würdigen. Bei näherer Betrachtung wird 
man finden, daß sie analog den bisher geschilderten Ver- 
hältnissen in den Rahmen unserer Darstellungen zu brin- 
gen sind. Es liegt uns hier nur noch daran darzutun, 
wie sich eine Erweiterung der Fabrikanlagen in der 
‚Preisgestaltung auswirkt. Wir haben darum in dem fol- 
genden Diagramm eine Erhöhung der festen Unkosten um 
331/;vH vorgenommen und die Annahme gemacht, daß 
hiermit eine weitere Verdoppelung der Erzeugung ermög- 
licht ist, l 

Wie das Diagramm (Abb. 3) 
beweist, hat eine weitere Preis- 
senkung des Erzeugnisses statt- 
gefunden, Etwaige Lohn- und 
Materialersparnisse wären von 
dieser Kurve noch geometrisch 
zu subtrahieren. Ein weiteres 
Studium würde uns zeigen, daß 
die Kurven ein immer größe- 
res Gefälle bekommen, Die Fa- 
brikation wird ein fein einge- 
spieltes Uhrwerk, wo ein Rück- 
gang in der Beschäftigung 
schnell Verluste zeitigt. 

Eine besonders starke Ver- 
größerung des Wertes für die ` 
festen Unkosten würde mög- 
licherweise ein Durchschneiden 
der beiden Kurven ergeben. 
Der Schnittpunkt würde” dann 
die Grenze für die Neuanschaf- 
fung sein, sofern an Lohn 


eis [Stück — 


Pr 


2 S į 
oder Material keine besonderen 77 2 3 #4 5 6 
Ersparnisse gemacht werden Z:2 #4 6 8 0 = 
können Ky 8 2 6 24 


Alle anderen sonst noch 
feststellbaren Einflüsse, welche 
auf die Bewegung des Preises Abb.3. Verbilligung des 
wirken, wollen wir nicht näher Stückpreises durch Erweiterung 
Behandeln da sie Sieht der Fabrikanlagen und erhöhte 

y Fertigungsgeschwindigkeit, 
den Rahmen unserer bisherigen 
Ausführungen zu bringen sind, die das Bild einer dyna- 
mischen Kostenrechnung klar entwickelt haben. Der 
Hauptwert ist darauf zu legen, eine Umstellung in der 
Denkungsart hinsichtlich des industriellen Kostenproblems 
einzuleiten. 

Gegen derartige Überlegungen werden Einwände er- 
hoben wie etwa, daß die Durchführung dieses Systems 
eine ungemessene Warenerzeugung hervorruft, für die 
kein Absatz vorhanden ist. Wer den Standpunkt vertritt, 
daß eine immer weiter steigende Warenerzeugung nicht 
nur jeden, der an dem Fabrikationsprozeß beteiligt ist, 
in eine bessere materielle Lage bringt, sondern auch das 
äußere Lebensniveau der Gesamtheit hebt, wer ferner 
der Überzeugung ist, daß jede Leistungssteigerung, wel- 
cher Art sie auch sei, ein äußerst einträglicher Gewinn 
für den einzelnen und für die Gesamtheit ist, wird sich 
der Auffassung nicht verschließen können, daß die Waren- 
erzeugung einen Umfang annehmen könnte, den wir heute 
noch nicht zu überblicken vermögen. Bei.einer solchen 
Überlegung ist auch der Einwand zu überprüfen, daß es 
sich bei den geschilderten Verhältnissen nur um reine 
Massenfabrikationen handelt, also um ein Gebiet, welches 
doch für die Gesamtindustrie nur einen Bruchteil darstellt, 
Dagegen ist zu sagen, daß die augenblicklichen Verhält- 
nisse nicht als Maßstab für die Zukunft gelten können, 
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Man sollte sich einmal überlegen, daß weite Gebiete der 
heutigen Massenfabrikation vor gar nicht langer Zeit 
Serien- und Einzelfabrikation waren. Es scheint, als ob 
sich der oben geschilderten Dynamik des Preises alle 
andern Entwicklungstendenzen werden unterordnen müssen, 
wenn wir anerkennen, daß der Preis für eine Industrie die 
Richtung angibt. 

Wir verweisen im Zusammenhang hiermit auf die sehr 
interessanten Untersuchungen, welche Direktor Peiser in 
»Technik und Wirtschaft« (Februar 1925) anstellt, Die von 
ihm aus der Fordschen Fabrikationsstatistik gezogenen 
Folgerungen sind von einer Art, daß sich weite Kreise 
damit werden beschäftigen müssen. Es scheint aus den 
Darlegungen anschaulich genug hervorzugehen, daß die 
‘Einstellung auf die Bewegungsgesetze der Wirtschaft 
eine unbedingte Notwendigkeit ist, wenn die zum großen 
Teil aus dem rhythmischen Takt gekommene europäische 
Industrie mit erhöhter Beschleunigung den Geschwindig- 
keitsrhythmus der amerikanischen Industrie wieder auf- 
holen soll. Es entsteht die ernste Frage, wie es zu er- 
möglichen ist, in diese Bewegung mit einzugreifen. Wir 
betonten schon, daß die Geschwindigkeit der Warenerzeu- 
gung zum großen Teil mit einer scharfen Spezialisierung 
im Zusammenhange steht, daß ferner die Ausnutzung der 
festen Kosten ein Schwerpunkt unserer industriellen Rech- 
nung ist; auch die Normung verdient in diesem Zusammen- 
hang die größte Beachtung. Man beachte demgegenüber 
beispielsweise die Beanspruchung unserer Arbeitsma- 
schinen, Wenn es möglich wäre, an einem Tage festzu- 
stellen, mit welchem Ausnutzungsgrade die gesamten 
Arbeitsmaschinen Deutschlands arbeiten, so würde man 
wahrscheinlich zu sehr überraschenden Ergebnissen im 


ungünstigen Sinne kommen, Die Mehrzahl von E 
nissen in einer Werkstatt läßt die Ausnutzung der feste 
Kosten gar nicht in dem Umfange zu, wie es wünsche: 
wert wäre, Man gewinnt immer mehr den Eindruck, d: 
eine umfassende Zusammenschlußbewegung der glei 
gerichteten Industrien diejenigen Wirkungen zeitigen muß 
welche uns eine Annäherung an die amerikanischen Ver 
hältnisse in Aussicht stellen, Abgesehen davon, daß eii 
Zusammenschluß die Erzeugnisse auf die einzelnen Unt 
nehmungen verteilt, daß ferner durch gegenseitigen Ai 
tausch der Maschinenpark auf größte Rentabilität geste 
werden kann, ist auch noch zu beachten, daß der Zi 
sammenschluß der Verwaltungsapparate (ebenfalls fe 
Kosten) die Preisgestaltung in sehr günstigem Sinne 
einflußt. ; 

Der Zwang dieser Erscheinungen scheint unabweisbar, 
es ist z. B. nicht gut denkbar, daß ein großer Teil unseres 
Volksvermögens, welches in unseren industriellen Anl 
investiert ist, lange Zeit mit einem mäßigen Wirkun; 
grade arbeiten wird, wenn sich immer klarer das 
abhebt, auf welchem eine besonders ergiebige Ausnutzu: 
dieser Kapitalien deutlich hervortritt. Wenn sich 
solcher Zustand erreichen ließe, wären alle Vorbedin; 
gen erfüllt, um die dynamischen Wirkungen, wie sie 
modernen Betriebswissenschaften mit sich bringen, schi 
zur Entfaltung zu bringen. 

Die Bewegungsgesetze des Preises werfen auf 
Entwicklungsmöglichkeit unserer Industrie ein interess: 
tes Licht. Mögen die Ausführungen in kleinem 
dazu beitragen, die Erkenntnisse auf diesem für die g 
samte Wirtschaft so wichtigen Gebiete weiter und we 
zu vertiefen! 


Die Industrialisierung Südafrikas. 
Von Prof. Dr. Ernst Schultze, Direktor des Weltwirtschafts-Instituts der Handels-Hochschule Leipzig. 
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Kürzlich sind die Ziffern der letzten amtlichen Zäh- 
lung der industriellen Produktionsanlagen in der süd- 
afrikanischen Union bekannt geworden. Danach gibt es 
jetzt dort 7055 Fabriken mit 59995 »europäischen« (ge- 
meint sind »weiße«) und 110956 »nichteuropäischen« 
(gemeint sind »farbige«) Arbeitern. Die letzteren erhal- 
ten einen Monatslohn von durchschnittlich 4, die ersteren 
einen solchen von 20 Pfund, mithin einen Jahreslohn von 
14777000 Pfd. Sterling. Die 7055 Fabriken verarbeiten jähr- 
lich für 42823000 Pfd. Sterling Rohstoffe, wovon für 
18377000 Pfd. Sterling aus Südafrika selbst stammen, und 
verarbeiten sie zu Fertigwaren im Werte von 79446000 
Pfd. Sterling, so daß der Veredelungsgewinn sich auf 
36 623000 Pid. Sterling beläuft. 


Mit diesen auf der Industriezählung des Jahres 1921 
beruhenden amtlichen Ziffern halten die der amtlichen 
Zählung vom 7. Mai 1911 (Tafel 1) keinen Vergleich aus. 
Für frühere Jahre finden sich nur an einer Stelle ge- 
nauere Ziffern für die südafrikanische Industrie, und zwar 
nur für die Kapkolonie für das Jahr 19041). 

Die Wertberechnung der Rohstoffe und der Fabri- 
kate bezieht sich 1911 sowohl wie 1921 auf das voraus- 
gegangene Jahr. Nun stand das Kalenderjahr 1920 größ- 
tenteils bereits im Zeichen der Weltwirtschaftskrise, so 
daß die Wertziffern für 1921 nur zum Teil über den 
heutigen liegen werden und einen Vergleich mit denen, 
von 1911 im allgemeinen wohl auf derselben Grundlage 
aushalten, l 


_ _) Berichte über Handel und Industrie, zusammengestellt 
im Reichsamt des Inneren, 10. Band, Berlin 1907, S, 367, 


Ein Vergleich der Zahlen der Fabriken, der Arbeiter, des Wertes der verarbeiteten Rohstoffe und der Erzeugnisse Süd 
afrikas nach der Statistik der letzten Jahre gibt ein Bild von der schnellen industriellen Entwicklung des Landes. 


Tafel. 


Anzahl der Wert der 


Rohstoffe 


Industrie Be- | Ange- 


triebe stellten 


Kapprovinz. 
Molkerefen > u +... » | 20 
Mühlen Een Real Inn.) 
Miteralwässerfabriken . . . | 88 
Bierbrauereien . . 4.. 6 
Branntweinbrennereien . . | 81 
Tabak- und Zigarrenfabriken | 27 
Seifen- und Kerzenfabriken . 
Gerbereien und Wollwasch- 
anstalten ER 
Buchdruckereien und Buch- 
bindereien . 
Schuhfabriken TERT 
Gewehr-und Dynamit-Fabriken 


155| 89885 
1 239 | 1 258 295 
587| 86019 
586| 59124 
606| 387225 


1109| 847821 
260| 125841 


771| 189283 
104 060 


183 397 
403 815 


1861 
1113 
938 


108 950 
274 191 
887 235 |. 
122 771 


Molkereiene =- - san a 80 
Mühlen N 515 
Zuckerraffinerien . 13 229 
Seifen- und Kerzenfabriken . 282 


Transvaal. 


Miller 1 8er 
Bierbrauereien . . » x 8| 868 
Tabak- und Zigarrenfabriken | 25| 496 
Buchdruckereien und Buch- 
bindereien. s. : «j 46 
Ziegeleien und Töpfereien 


274 959 
121119 
131380 


116 446 
42.002 


1.046 
2648 


Orange-Freistaat. 
ge 9| 148| 142838 
» «a +f 56| 8538| 261704 


Molkereien 
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Die Volkswirtschaft Südafrikas hat in diesem einen 
Jahrzehnt weit stärkere Umwandlungen erfahren als je- 
mals sonst. Hat sich doch in diesem Zeitraum die Indu- 
strie in einem Maße und mit einer Schnelligkeit ausge- 
dehnt, wie niemand es erwartet hätte. Bis zum Ausbruch 
des Krieges mußten sämtliche Bedarfsgegenstände einge- 
führt werden, sogar das Holz und selbst die Steine zum 
Bau der Häuser in Johannisburg kamen aus fremden 
Ländern. Die Landwirtschaft konnte die Bevölkerung 
nur mit Mühe versorgen. Die Ausfuhr Südafrikas bestand 
neben etwas Akazienrinde, Häuten und Fellen in den 
Hauptsache nur aus Wolle, Straußenfedern, Diamanten 
und vor allem Gold. Mittlerweile ist das ganz anders 
geworden. Gerade die Goldausfuhr hat gelitten, weil 
die Förderung sich infolge der bedeutend gestiegenen, 

Betriebskosten kaum mehr lohnt; erst letzhin ist eine 
Wendung zum Besseren eingetreten. Dagegen ist der 
Landwirtschaft eine gesteigerte Produktion geglückt. Vor 
allem brauchen viele Bedarfsgegenstände heute nicht 
mehr eingeführt zu werden, weil sich Südafrika während 


des Krieges industrialisiert hat. 


+, 
ri 


England konnte seinen Kolonien während des Krie- 
nicht einmal für deren eigene Bedürfnisse Schiffs- 
raum, Rohstoffe und Industriewaren genug zur Verfügung 
stellen. Vielmehr sahen sie sich auf sich selbst ange- 
wiesen. Soweit nicht andere Länder die bisherigen eng- 
lischen Lieferungen ersetzen konnten, mußten für die 
Deckung des dringendsten Bedarfs Industrien geschaffen, 
man möchte sagen, improvisiert werden, ohne Rücksicht 
auf die Betriebskosten unter normalen Verhältnissen, 
‚ohne Rücksicht auf die Konkurrenzfähigkeit mit anderen 


Ländern. 


Im Jahre 1917 wurde die industrielle Entwicklung 
Südafrikas, wie der britische Handelskommissar dort be- 
richtete, zum ersten Mal als nationales Problem aufge- 
faßt und nicht nur den Provinzstädten oder Privatper- 
_ sonen überlassen. jenes Jahr brachte die erste genaue 
Zählung der industriellen Produktion, die Bildung eines 
"Verbandes der Industrie und die Gründung von Gesell- 
"schaften zur Schaffung lebenswichtiger Schlüsselindu- 
‚strien, besonders auf dem Gebiete der Eisenerzeugung. 
Schon 1916 hatte der Verein südafrikanischer Ingenieure 
- beschlossen, mit allen Kräften die wissenschaftliche Er- 
forschung der Produktionsquellen des Landes zu betrei- 

a. Auch der Bergbauminister war in demselben Jahre 
“einer Rede in Johannisburg für die Entwicklung eige- 
r Industrien eingetreten. Früher schon hatte die, Regie- 
ng zur Verbesserung des technischen Unterrichts und 
Aufklärung das Industrial Bureau eingerichtet, 1916 
der Minister mit, daß man diesem Bureau einen 
Beratungs-Ausschuß (Advisory Committee) mit der Auf- 
abe angliedern wolle, für die Schaffung neuer Indu- 
zu wirken. Ferner bildete sich eine »South African 
Industrial League« zur Erschließung der Rohstoffe und 

(fung eigener Industrien zwecks Ersetzung der nicht- 
britischen Einfuhrfabrikate und Versorgung des Mutter- 
fandes mit südafrikanischen Erzeugnissen. 


- Hauptsächlich wollte man solche Industrien ins Leben 
deren Fabrikate bis dahin von Deutschland gelie- 
worden waren, So beabsichtigte man die Gründung 
von Fabriken zur Herstellung von Werkzeugen, von Glas- 
yaren, von Zement, selbst von elektrochemischen Gegen- 
nden und Düngemitteln. Beispielsweise wurde in Vrij- 
(Natal) eine Fabrik für Ammoniumsulfat mit 5000 t 

i hresleistung errichtet. Man glaubte, bei den reichen 
Kohlen- und Kalkvorräten und ausreichenden Arbeits- 


rufen 


portkosten auf dem südafrikanischen Markt gegen die 
Auslandskonkurrenz aufkommen zu können. 

Der Frage der Rohstoffbeschaffung wandte man 
große Aufmerksamkeit zu. An der Spitze stand der 
Wunsch, die im Lande selbst in reicher Fülle vorhan- 
denen Rohstoffe durch eigene industrielle Produktion 
zu verarbeiten oder nach Möglichkeit in anderen Teilen 
‘des britischen Reichs verarbeiten zu lassen. Indessen 
erwiesen sich die meisten dahin zielenden Vorschläge 
als unausführbar, weil Rohstoffe ebenso wie Fertigwaren. 
dorthin zu gehen pflegen, wo sie den besten Preis er- 
zielen. Zunächst freilich sorgte die Schiffsraumknappheit 
dafür, daß mancherlei Rohstoffe im Lande selbst verar- 
beitet werden mußten, wollte man sie überhaupt nutzen. 
So führte u.a. der dauernde Mangel an Frachtraum 
trotz außerordentlich hoher Wollpreise zu einer Anhäu- 
fung von Wolle in den Häfen, die den Wunsch nach 
eigener Verarbeitung nahe legte. 

Einige Beispiele zeigen diese Entwicklung. Die erste 
Papierfabrik in Südafrika entstand damals in Vereeniging, 
50 Meilen von Johannisburg. Die Fabrik soll einheimi- 
sches Material und Abfallprodukte verwerten. Eine 
Firma in Johannisburg, dem künftigen großen In- 
dustriezentrum, führte eine Maschine ein, um Bindfaden 
und Seile zu fertigen; der Rohstoff (Sisal) stammte 
aus Natal. In der Union waren 69 Gerbereien vor- 
handen, die Leder im Werte von 5 bis 600000 engl. 
Pid. erzeugen und südafrikanische Rohstoffe im Werte 
von 400000 engl. Pfd. verabeiteten. Ein Marmorlager, 
3 Meilen lang und 11/, Meilen breit, wurde in der Nähe 
von Pretoria entdeckt und aufgeschlossen. Arsenik wurde 
in Rhodesia in bedeutenden Mengen hergestellt, um zu 
arsensaurem Natron für die Desinfizierung des Viehs ver- 
arbeitet zu werden. Schwefelsäure wurde von einer Firma 
in Natal aus Pyriten vom Rand hergestellt. Die Fabrik 
arbeitete jedoch noch nicht mit ihrer vollen Leistungs- 
fähigkeit von 400t monatlich. 

Im Jahre 1917 waren in der südafrikanischen Union 
folgende Fabriken vorhanden: 


Anzahl der 


Fabriken 

Behandlung von Rohstoffen und Erzeugung von 
landwirtschaftlichen und Molkerei-Produkten . 

Stein, Ton, Erden und Glas . 

Holzbearbeitung . 

Verarbeitung von Metallen, Maschinenbau, Mes- 
serschmiedewaren . y 

Herstellung, Behandlung und Konservierung v von ` 
Nahrungsmitteln, Getränken und Genußmitteln 

Herstellung von Kleidern und nip Textil- 
waren . 

Herstellung von "Büchern; te Drücke iid 
Gravierarbeiten 3 

Herstellung von Peige aller Art, Zubehör- 
teilen, Sattlereien . 

Schiffswerften . . . . 

Möbel und Polsterwaren . 

Drogen, Chemikalien, Düngemittel, Farben und 
Lücke, 0, 

Instrumente für rate, Zähnärzte "und "sonstige 
wissenschaftliche Instrumente . r: x 

Juwelen, Uhren und galvanische Arbeiten Ë 

Licht- und Kraftanlagen . 

Lederwaren mit Ausnahme von Schuhen and Satt- 
lerartikeln . .„ . 

Bauunternehmen . 

Sonstige , 


84 
224 
165 
492 
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Viele dieser Industrien Südafrikas waren erst im 
Kriege entstanden. Das in den Industrien angelegte Ka- 
pital wurde damals auf 45,5 Mill. Pid. Sterling geschätzt, 
ohne das Kapital der Bergwerke, der Eisenbahnen und 
der Landwirtschaft. Diese Kapitalziffer gliederte sich 
folgendermaßen: 


Land und Gebäude . 8,7 Mill. Pfd. Sterl. 
Maschinen- und Betriebsanlagen . 15,7 » » « 
Anderes Kapital... ..... Blu» » 


Die Zahl der Industriearbeiter wurde auf rd. 100000 
angegeben, der Gesamtbetrag der Jahreslöhne auf 9 Mill. 
Pfd. Sterling, der Wert der industriellen Erzeugung auf 
40,4 Mill. Pfd. Sterling, während man den Wert der land- 
wirtschaftlichen Erzeugung auf 60 bis 70 Mill. Pfd. Sterling 
im Jahre berechnete. 

Indessen enthalten die 40,4 Mill. Pfd. Sterling für den 
Wert der industriellen Produktion viele Werte doppelt; 
So kehrten die Wertangaben für die Leder- und Gerb- 
industrie noch einmal unter »Stiefel und Sattlerwaren« 
wieder, der Wert für Zucker war nochmals in den An- 
gaben über Zuckerwaren enthalten, der für Mehl in Bis- 
kuitwaren usw. Klare Einsicht gewinnt man, wenn 
man von dem Fabrikationswert von 40,4 Mill. Pfd. Sterling 
den Wert der verarbeiteten Rohstoffe im Betrage von 
22,3 Mill. Pfd. Sterling abzieht, was einen tatsächlichen 
Produktionswert der Industrie von 18,1 Mill. Pfd. Sterling 
ergeben würde. Davon waren für Gehälter und Löhne 
6,7Mill. Pfd. Sterling in Abrechnung zu bringen, so daß 
ein Veredelungsgewinn von 11,4 Mill. Pfd. Sterling ver- 
blieb, aus dem jedoch noch die anderweitigen Geschäfts- 
unkosten zu bestreiten waren. 

Von den 22,3Mill. Pid. Sterling für verarbeitete Roh- 
stoffe entfielen auf Südafrika als Erzeugerland 10,0Mill., 
so daß als eingeführt 12,3 Mill. Pid. Sterling anzunehmen 
waren. 

Der Industriezählung lagen die Angaben von 4047 
Unternehmungen zugrunde. An der Spitze stand die 
Herstellung von Nahrungs- und Genußmitteln mit einem 
Produktionswert von 15,8 Mill., in weitem Abstand folgte 
die von Metall-, Maschinenbau- und Messerschmiedewaren 
mit 7,5 Mill. Pid. Sterling. 

Damals und mehr noch in den nächsten beiden 
Jahren gingen die Wogen der industriellen Begeisterung 
in Südafrika zweifellos allzu hoch. Infolge der eigen- 
artigen Konjunktur jener Zeit, die den Wettbewerb der 
produktionskräftigsten fremden Länder zum großen Teil 
fernhielt, rechnete man nicht genügend mit den gegebe- 
nen Tatsachen, obwohl es hier und da an warnenden 
Stimmen nicht fehlte. So hätte man am liebsten, als 
1917 jene erste Papierfabrik gebaut wurde, sogleich wei- 
tere folgen lassen. Glücklicherweise wurde das dadurch 
unmöglich, daß Maschinen für die Papierherstellung da- 
mals in den Maschinenausfuhrländern nicht in genügen- 
der Menge zu haben waren, Auch mußte man damit 
rechnen, daß die Ausfuhr von südafrikanischem Papier 
nach Europa nicht gewinnbringend sein würde, obwohl 
besonders in Rhodesia und Mozambique genügend Roh- 
stoffe zu haben wären. Anders war die Ausfuhr von 
halbfertiger Papiermasse einzuschätzen, da die Kosten 
der Errichtung einer Holzmassefabrik nur t/ derjenigen 
einer Papierfabrik betragen. Es spannen sich Verhand- 
lungen südafrikanischer Industrieller über den Bezug von 
Maschinen für die Holzmasse- und Papierfabrikation mit 
der Firma Bertrams Ltd., Spezialfabriken für Papier- 
maschinen, in Edinburgh an, die dem Trades Commissioner 
in London mitteilte, daß sie bereit sei, die Einrichtung 
einer Musterpapierfabrik zu liefern; gleichzeitig übermit- 


telte sie ein Muster des ersten bisher aus Maisstengeln 
und -blättern hergestellten Papieres, das durch ein be 
sonderes Verfahren: mit geringen Kosten erzeugt wurde, 

Im Laufe des Jahres 1917 wurde eine Reihe neuer 
Industrien in der südafrikanischen Union gegründet und 
begann größtenteils bereits mit der Produktion. Es wurde 
die Erzeugung von Kalziumkarbid, Maisstärke und von 
Rohwachs aus Zuckerrohr begonnen sowie die Asbest- 
und die Arsengewinnung. Bei Mafeking nahm eine Ze 
mentfabrik den Betrieb auf, die auf eine Jahresleistung 
von 720000 Sack Zement zu je 188 Pîd. eingestellt war, 
An anderen Stellen wurden Altzinn- Entzinnungsanlagen 
und Zinn- und Antimonschmelzen errichtet. 

Ungefähr die Hälfte sämtlicher Fabriken Südafrikas 
war nach der Industriezählung des Jahres 1917 im Kap- 
lande vorhanden. Indessen entfielen auf sie nur kaum 
1/, des insgesamt investierten Kapitals. Die amtliche 
Statistik gibt die Ziffern der Tafel 2 an: 


Tafel 2. 
s Wert des 
Land = investierte 
Fabriken Kapitals in 
1000 Pfd. St 
—— 77 
o a ae a a a 2006 14 941 
Nabe ee N 604 10 657 
ir re 1153 17 533 
Orangefreistaat . © - 2 2 2.. 284 2334 
m A A 
zusammen | 4047 | 45465 


Nach den wichtigsten Gewerbezweigen verteilten 
sich die Fabriken auf die verschiedenen Provinzen der 
Union nach den Angaben der Tafel 3: 


Tafel 3. = 


Industrie 


Kap 
Natal 
Transvaal 


Verarbeitung von acker- und vieh- 


wirtschaftlichen Produkten . . 6| 11 7 1 8 
Verarbeitung von Steinen, Erden, Glas 87| 29| 83) 25| 224 
Verarbeitung von Holz . . . .. 91| 29| 36 9 165 
Verarbeitung von Metallen . , . 157| 73| 231| 31] 497 
Herstellung von Eß-, Trink- und Würz- 

waren...» sr 712/192) 311) 115) 1830 
Bekleidungs- und Textilindustrie 3 281| 53| 124| 21] 478 
Buch- u. Zeitungsdruckereien, Gravier- | 

anstalten . . 120| 44) 65) 12] 241 
Herstellung von Fahrzeugen aller "Art | 

und Geschirren, Sattlereien . . - 194| 58, 88] 26] 866 
Schiffs- und Bootswerften 3 4| 5 -= | — 9 


Herstellung von Möbeln, Polsterwaren 60] 19| 38 — 
Herstellung von Drogen, Chemikalien, 
Farben. . . 31) 19| 25| — 
Herstellung von ärztlichen und anderen 
wissenschaftlichen Instrumenten . 
Herstellung von Uhren, Juwelierarbeiten 
Licht- und Kraftanstalten 
Baugewerbe . « 
Sonstige Industrien. 


zusammen |2006/605|1153] 224] 4047 


Die Zahl der farbigen Arbeiter ist in der amtlichen 
Statistik für 1917 wesentlich geringer als die gewöhnlich 
in der südafrikanischen Presse angegebene Gesamtzahl, 
in der die Bergarbeiter eingeschlossen sind, unter denen 
sich besonders viele Farbige befinden. In der Industrie 
waren unter insgesamt 99000 Arbeitern fast 39000 weiße, 
mithin mehr als der dritte Teil. Die genauen Ziffern ent- 
hält Tafel 4: 


U EEE E agar alae aa 
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i8, ihre, Heft 3 
Tafel 4. 
| weine a| Anian | Ener sees 
Männer | 34279 | 33855 | 10081 rse | 90 054 
Frauen | 4564 883 1106 3327 _9380 


een 562 | _ 888 | - 1106-8827 |. 
zusammen | 38843 | 34238 | 11187 | 15166 | 99434 


An Löhnen und Gehältern floß jedoch den Weißen 
der Löwenanteil aller ausgezahlten Summen zu; mehr 
als drei Vierte. Nach den Zahlen der Tafel 5 belief 
sich der Durchschnittslohn für weiße Industriearbeiter in 
der Union auf die sehr stattliche Summe von 173 Pfd. 
Sterling/Jahr. 


Tafel 5. 
Gezahlte Löhne in 1000 Pfd. St, 
Land "T rG 
an an 

Weiße | Farbige T 

u. De 2062 920 | 2982 
O o O Er 1172 487 1659 
O 8110 En 3783 
Orange-Freistaat . Air. 289 857 
o O aE | 218 | 8781 


Merkwürdig ist, daß nur etwa der dritte Teil der 
südafrikanischen Fabrikbetriebe mechanische Kraft be- 
nutzte. Darüber gibt Tafel 6 Auskunft. 


Tafel 6, 
| var | mac | Tane [orange] Unon 

Elektrizität 

Zahl der Betriebe . 585) 208 430 46 1214 

PS. . . . . . | 21040|18 068| 84634 | 2492 |121229 
Dampf 

Zahl der Betriebe . 243| 168 226 66 698 

PS. 222 092| 39 9881294 956 | 7628 |564 664 
Ölmotoren . . $ | 

Zahl der Betriebe P 275 57 63 45 440 

PS. . | 4181| 981 500| 873 5985 
Gasmotoren 

Zahl der Betriebe . 96 23 36 26 181 

BB. . 2568| 1192 1224 1282 6 266 
Wasserkrait | | 

Zahl der Betriebe . 101; 17| 23 11 152 

PS. 1173| 756; 1887| 448 8 759 


Das ergibt insgesamt 2685 Betriebe mit Verwendung 
motorischer Kraft unter einer Gesamtzahl von 4047 Fa- 
brikbetrieben. Die Erklärung ist darin zu suchen, daß 
ein nicht unerheblicher Teil aus Kleinbetrieben besteht. 
Entfielen doch bei einer Gesamtzahl von 99434 Arbeitern 
auf den einzelnen Betrieb im Durchschnitt weniger als 
20 Köpfe. 

Mittlerweile ist die Zahl der Betriebe und der Ar- 
beiter erheblich gestiegen: nach der Statistik von 1921 
entfallen auf 7055 Fabriken 59995 weiße und 110956 
farbige Arbeitskräfte, zusammen also 170951 oder durch- 
schnittlich 24,4. Innerhalb 4 Jahren hat die Arbeiterzahl 
um beinahe 70vH zugenommen. 

Die tatkräftigen Bemühungen des 1916 durch das 
Industrieministerium geschaffenen Industrierates haben 
sicherlich zu diesem schnellen Aufschwung beigetra- 

en. Der Industrierat besteht aus hervorragenden In- 
dustriellen, die ehrenamtlich auf je 3 Jahre ernannt wer- 
den. Er soll Regierungsanfragen und Vorschläge auf 


industriellem Gebiete begutachten und bearbeiten und 
selbst Anregungen zur Förderung der Industrie geben. 
Da über den Mangel eines besonderen Organs zur Be- 
handlung wissenschaftlich - technischer Fragen geklagt 
wurde, so wurde ihm ein wissenschaftlich-technischer 
Ausschuß zur Seite gestellt. 

Ferner hat sich das »Imperial Institute« in London 
um die wissenschaftliche Erforschung der industriellen 
Möglichkeiten Südafrikas Verdienste erworben. Der erste 
Bericht, den das Institut bereits Anfang 1918 über die 
industriell verwertbaren Rohstoffe Südafrikas herausgab, 
lenkte das Augenmerk besonders auf solche Rohstoffe, 
die für wichtige englische Industrien oder aber für die 
Errichtung neuer Industrien in der Kolonie selbst be- 
deutsam sind. So beschäftigte es sich mit der Nutzbar- 
machung des gelblichen langfaserigen Asbests, für den 
man glaubte, in England selbst Abnehmer finden zu 
können, da sich der Asbest nach den Untersuchungen des 
Instituts zum Spinnen gut eignet. Weiterhin stellte es 
Untersuchungen über den Rindenabfall des Wattlebaumes 
an, der in Süd- und in Ostafrika in großer Zahl gepflanzt 
wird. Bei dem zunehmenden Mangel an Holz, zumal für 
Bauzwecke, und bei den hohen Holzpreisen waren Er- 
wägungen nötig, ob man nicht andere und billigere Roh- 
stoffe für die Erzeugung von Papier nutzbar machen 
könnte. Das »Imperial Institute« hatte deshalb eine ganze 
Reihe von Faserstoffen hauptsächlich aus den britischen 
Tropenländern genauer geprüft. Es empfahl besonders 
den Rindenabfall des Wattlebaumes. Ob nun die Rinde 
in Lohgruben verarbeitet oder ob in Fabriken der Gerb- 
stoff der Rinde entzogen wird, in jedem Fall ist der 
Rindenabfall für die Papierfabrikation zu verwenden. So- 
wohl in England wie in Natal, wo man während 'des 
Krieges begonnen hatte, Gerbstoff auf industriellem 
Wege herzustellen, hatte man größere Mengen solchen 
Rindenabfalls, während vor dem Kriege fast die gesamte 
Wattlerinde in Deutschland verarbeitet worden war. Nach 
ausgedehnten Versuchen empfahl das Institut nun, aus 
dem Rindenabfall braunes Papier oder auch Buchbinder- 
pappe herzustellen. In Südafrika wird sowohl braunes 
Papier wie Pappe in großen Mengen zur Verpackung von 
frischen Früchten verwendet. 

Solche Empfehlungen wurden von südafrikanischen 
Industriellen mit Eifer aufgegriffen und nicht weniger 
von den Städten, die eine kräftige Propaganda entfalteten, 
um neue Industrien innerhalb ihrer Mauern anzusiedeln, 
So setzte der Stadtrat in Port Elizabeth einen Werbe- 
ausschuß ein, der auf die günstigen Produktionsbedin- 
gungen in dieser Stadt hinwies, die sich als Sammel- 
stelle für die verschiedensten Rohstoffe (Wolle, Häute, 
Straußenfedern, Salz, Früchte u. a. m.), ferner durch das 
Vorhandensein elektrischer Licht- und Kraftanlagen und 
reichlicher Arbeitskräfte sowie durch ihre gute Verkehrs- 
lage empfehle. Unternehmern, die neue Fabriken errich- 
ten wollten, wurden besondere Vorteile versprochen. Es 
gab in der Stadt bereits Anfang 1917 vier Getreidemühlen, 
eine größere Biskuitfabrik, drei Möbelfabriken, zwei Eis- 
fabriken, eine Gießerei, kleine Maschinenwerkstätten und 
eine ziemlich entwickelte Schuhindustrie, allerdings nur 
für geringwertige Ware. Ähnlich suchte die Stadt Durban 
neue Industrien an sich zu locken. Sie konnte darauf 
hinweisen, daß die Versorgung mit Kohle aus Natal der 
Industrie hier besondere Vorteile biete. 

Im ganzen wird sich sagen lassen, daß viele der 
neugegründeten Unternehmungen unter der besonderen 
Gunst der Kriegs- und Nachkriegs-Konjunktur schnell 
über das Versuchsstadium hinwegkamen. Die hohen 
Preise, die für alle industriellen Erzeugnisse zu erzielen 
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waren, der sehr geringe Wettbewerb der bisherigen Ex- 
portindustriehändler, die günstige Geschäftslage sämtlicher 
Wirtschaftszweige in Südafrika, die erst durch die Welt- 
wirtschaftskrise im Jahre 1920 ins Wanken geriet, boten 
einen kräftigen Nährboden für die jungen Industrieunter- 
nehmungen. Als dann die Krisis über sie hereinbrach, 
hat sie gar manches Unternehmen böse gezaust. In- 
dessen können wir das aus den amtlichen Ziffern der 
Industriestatistik noch nicht ablesen, weil diese im Jahre 
1921 aufgenommen ist und die meisten Unternehmungen 
wohl Rücklagen aus den Jahren der Hochkonjunktur 
hatten, die ihnen in der ersten Zeit der Krige noch eine 
Stütze gewährten. 

So zeigt denn die Industriestatistik des Jahres 1921 
noch ein günstiges Bild. 1917 hatte man den Wert der 
verarbeiteten Rohstoffe auf 21 978000 Pid. Sterling berech- 
net, den Wert der verarbeiteten Fabrikate auf 39.691 000, 
die Wertsteigerung mithin auf 17713000 Pid. Sterling. 
Der Vergleich beider Jahre ergibt folgende Ziffern: 


1917 1921 
in Pfd. Sterl. | in Pfd, Sterl. 
Wert der verarbeiteten Rohstoffe „ | 21978000 | 42 823 000 
Wert der erzeugten Fabrikate 39 691 000 | 79446 000 


Wertsteigeruug durch dieFabrikarbeit | 17 718.000 | 86 628 000 


Der Wert der verarbeiteten Rohstoffe ist mithin 
auf beinahe das Doppelte gestiegen, der Wert der er- 
zeugten Fabrikate auf ein wenig mehr als das Doppelte. 
Infolgedessen ist die durch den Fabrikationsprozeß er- 
zeugte Wertsteigerung ebenfalls auf etwas mehr als das 
Doppelte gewachsen. 
€ Die höchste Wertsteigerung vollzog sich in der 
Gruppe der Nahrungsmittelindustrie (einschließlich der 
Herstellung von Getränken). Sie verbrauchten auch den 
größten Wert an Rohstoffen. Aus Rohstoffen im Werte 
von 17929000 Pid. Sterling erzeugten sie einen Wert- 
zuwachs von 7962000 Pfd. Sterling. Der bei weitem 
größte Teil der Rohstoffe (14454000 Pid. Sterling) war 
heimischen Ursprungs. Die Metallverarbeitung und der 
Maschinenbau erzeugten eine Wertsteigerung von 
7796000 Pid. Sterling. Wärme-, Licht- und Krafterzeu- 
gung ergaben eine Wertsteigerung von 4409000 Pid. 
Sterling, im Baugewerbe belief sich die Summe auf 
4134000 Pfd. Sterling, in der Buchdruckerei auf 2761 000 
Pfd. Sterling. Dagegen ergab die Textilindustrie nur eine 
Wertsteigerung der verarbeiteten Rohstoffe um 1552000 
Pfd. Sterling, die Lederwaren- und Schuhfabrikation eine 
solche von 926000, die chemischen Fabriken von 1937 000, 
die Stein- und keramischen Industrien von 1715000, der 
Wagenbau von 1065000 Pfd. Sterling. 


Die größte Zahl von weißen Arbeitern und Ange- 
stellten beschäftigt das Buchdruckgewerbe. Dort wurden 
1921 neben 4716 weißen nur 2533 farbige Arbeitskräfte 
gezählt. Jene erhalten einen Gesamtlohn von 1270000, 
diese nur einen solchen von 208000 Pfd. Sterling. Das 
Baugewerbe beschäftigte 7750 weiße und 21414 farbige 
Arbeitskräfte, von denen die weißen 2964000, die 
farbigen nur 1967000 Pfd. Sterling Lohn erhielten, In 
der Metallbearbeitung und dem Maschinenbau wurden 
neben 17681 weißen 18603 farbige Arbeitskräfte be- 
schäftigt. Hier ist der Unterschied der Lohnbemessung 


Ẹ 
noch größer: Jene erhalten 5254000, diese nur 897000 
Pfd. Sterling. 
Die billigen Löhne der farbigen Arbeitskräfte mögen 
für die südafrikanische Industrie einen bedeutenden Pro- 
duktionsvorteil bieten. Allein sie haben auch ihre Nach- 
teile. Der farbige Arbeiter ist im Durchschnitt sicherlich 
nicht so leistungsfähig wie der weiße. Verantwortliche 
Arbeit kann er nicht im gleichen Maße tun. Schlimmer 
noch ist der Neid und Haß, der in den Farbigen gegen 
die sehr viel höhere Entlohnung der Weißen großgezogen 
wird. Und noch ein weiterer Nachteil macht sich empfind- 
lich geltend: aus anderen Teilen des britischen Welt- 
reiches wird gegen die starke Verwendung farbiger Ar 
beitskräfte in der südafrikanischen Industrie Stellung ge- 
nommen. Der Premierminister der südafrikanischen Union 
machte im Herbst 1923 in einer Versammlung der Ver- 
einigten Industriekammer (Federated Chamber of Indu- 
stries) und der Vereinigten Handelskammern (Associated 
Chambers of Commerce) in Kapstadt die Mitteilung, 
daß Australien beabsichtige, die Frage der Beschäftigung 
farbiger und eingeborener Arbeiter auf den Farmen und 
in den Fabriken der südafrikanischen Union aufzurollen, 
vermutlich um Vorschläge zu machen, die darauf hinaı 
laufen würden, die Erzeugnisse der Union zu »bestrafene, 
Ein Zolikrieg würde aber für Südafrika recht unangenehm 
sein. Die öffentliche Meinung mißt daher dieser Drohung 
Australiens große Bedeutung bei. In Südafrika weiß man 
gegen den Standpunkt Australiens nichts anderes geltend 
zu machen, als daß niedrige Löhne noch lange kein j 
billige Arbeit bedeuten. Bedeutsamer ist wohl, daß der 
südafrikanische Industrielle und vielfach auch der Far- 
mer wird behaupten können, daß er zur Beschäftigung 
eingeborener oder asiatischer Arbeitskräfte einfach ger 
zwungen sei, weil weiße Arbeitskräfte für die unge- 
lernte Arbeit überhaupt nicht oder nicht in genügendem 
Maße zur Verfügung ständen. 
Regierung, Presse und öffentliche Meinung in Süd- 
afrika sind so gut wie einstimmig der Ansicht, daß die 
Industrie nach Möglichkeit weiter zu entwickeln sei. Die 
eigentümliche geographische Lage des Landes, seine weite 
Entfernung von den industriellen Produktionsstätten 
Europas und Nordamerikas lassen den Wunsch nach 
eigener Verarbeitung der heimischen Rohstoffe und nach 
möglichster Unabhängigkeit von der Versorgung mit frem- 
den Industrieprodukten begreiflich erscheinen, zumal nach 
den Erfahrungen der Kriegsjahre, Indessen wäre es volkse 
wirtschaftlich unklug, für die an Kopfzahl doch immer 
noch sehr geringe Bevölkerung sämtliche Industrien im 
Lande einpflanzen zu wollen, deren Produkte dort begehr 
werden. Nach der Volkszählung des Jahres 1921 beläuft 
sich die Gesamtbevölkerung der südafrikanischen Uni 
auf 6928580 Köpfe, darunter nur 1519488 Weiße. 
Kaufkraft der Farbigen kann, da sich fast gar ke 
reichen Leute unter ihnen befinden, die überwiegende 
Mehrzahl von ihnen vielmehr als Lohnarbeiter und zwar, 
wie aus den oben gemachten Angaben hervorgeht, zu 
geradezu kümmerlichen Löhnen tätig ist, nur außerordent- 
lich gering sein. Wirklich kaufkräftig ist nur die weiße 
Bevölkerung oder vielmehr nur ein Teil davon. Auch 
gibt es zu denken, daß die Volkszahl der südafrikanischen 
Union nur langsam steigt: nach der Volkszählung von 
1911 betrug sie 5938499 Köpfe, darunter 1278 025 Weiße 
und 4061082 Farbige. [sog] 


Der Soziallohn und seine geschichtliche Entwicklung in der 
Berliner Metallindustrie. 


Von Reg.-Baumeister a. D. W. Bolz, Charlottenburg. 


Inhalt: Die wirtschaftliche Berechtigung des Soziallohnes in Vergangenheit und Gegenwart wird untersucht, die geschicht- 
= liche Entwicklung und die Stellungnahme von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite zum Soziallohn kurz geschildert, 


Die Entlohnung der Arbeiterschaft erfolgte in Deutsch- 
and vor dem Kriege nach dem Grundsatz gleicher 
Lohn für gleiche Leistung, Ob es sich 'dabei 

jugendliche Arbeiter oder um Familienväter handelte, 

b unberücksichtigt. Die geringen Ausnahmen von 


‚diesem Grundsatze hatten keine wesentliche Bedeutung. 

t die völlig veränderten schwierigen wirtschaftlichen 
Verhältnisse nach dem Kriege gaben den Anlaß zu einer 
\bkehr von diesem Grundsatz und zur Einführung des 


jallohnes, der gleicher Lohn 


Lebenshaltung bedeutet. 


Dieses Prinzip ist in Deutschland zuerst in der staat- 
ichen Besoldungspolitik durchgeführt worden. Hier ist 
das Gehalt je nach dem Familienstand des Arbeitnehmers 
jeden, um den Einfluß der Familie auf die Lebens- 
g des Verheirateten gegenüber der des Unver- 
irateten auszugleichen. Diesen Gedanken übernahmen 
‚dann Großhandel, Versicherungsunternehmen und Banken, 
Später erst machte ihn sich auch die Industrie zu eigen, 
p Bedeutet der Leistungslohn den einfachen Gegenwert 
der tatsächlich geleisteten Arbeit, so will der Lebens- 
‚haltungslohn oder »Soziallohn«, wie wir ihn, dem üblichen 
 Sprai gebrauch folgend, nennen wollen, darüber hinaus 
‚sich den Bedürfnissen der Lebenshaltung der einzelnen 
beitnehmer und den jeweiligen Wirtschaftsverhältnissen 
inpassen. Dabei ist natürlich nicht gesagt, daß der 
Soziallohn im Gegensatz zum Leistungslohn steht. Er 
tet im Gegenteil bei richtiger Durchführung nur 

n notwendigen Ausbau und Ergänzung. 


Trotzdem hat man von Arbeitnehmerseite aus gegen 
ihn Stellung genommen. Die. Bewegung auf seine Ein- 
| führung ging von Arbeitgeberseite aus und wurde im 
wesentlichen nur durch die christlichen Gewerkschaften 
ördert. Die freien, sozialistisch orientierten Gewerk- 
haften verhalten sich noch heute ablehnend dazu. Der 
ıptgrund für ihr Verhalten ist wohl der, daß in ihnen 
unverheirateten jüngeren Mitglieder eine größere 
lle spielen als die älteren verheirateten, Sie wollen 
ne Besserstellung der Verheirateten gegenüber den 
digen. Sie behaupten daher, der Soziallohn hätte eine 
drohliche Arbeitslosigkeit der kinderreichen Verheira- 
en zur Folge, da die Unternehmer natürlich versuchen 
den, möglichst viele Ledige einzustellen. Von privat- 
nd volkswirtschaftlich verderblichem Rückgang der Lei- 
ngen, von arbeiterschädigender Zunahme der Bevölke- 
ng, von künstlicher Aufblähung der Preise usw, wird 

| gesprochen, 
In der praktischen Durchführung des Soziallohnes 
ben sich diese Gegengründe aber alle als wenig stich- 
g erwiesen. Um jeden Anlaß zu einer Bevorzugung 
Ledigen bei der Einstellung zu vermeiden und damit 
aupteinwand zu Fall zu bringen, hat man innerhalb 
Arbeitgeberverbände Ausgleichskassen geschaffen. 
diese Kassen werden die von den einzelnen Mit- 
irmen gezahlten Zulagenbeträge innerhalb des Ver- 
es ausgeglichen. Die Unternehmer haben im Gegen- 
feil dann ein größeres Interesse an der Einstellung ver- 
rateter Leute, da diese erfahrungsgemäß den seßhafte- 
Teil der Arbeiterschaft bilden. Es bedarf keines 


tür gleiche 


weiteren Nachweises, daß ein möglichst geringer Wechsel 
der Belegschaften im Interesse der Produktion liegt. 


Auch von einer Besserstellung der Verheirateten auf 
Kosten der Ledigen kann nicht die Rede sein. Der Lohn 
wird in seinem Grundbestandteil durchaus als Leistungs- 
lohn beibehalten. Wenn eine Ungerechtigkeit darin er- 
blickt wird, daß ein tüchtiger unverheirateter Arbeiter 
nicht mehr erhält als ein ihm darin nachstehender ver- 
heirateter Kollege, so liegt hierin eine Verschiebung der 
Fragestellung. Das Entgelt der Arbeit soll sich nicht nur 
nach den Leistungen, ‘sondern daneben nach dem 
Familienstand richten, d.h. unter der Voraussetzung 
gleicher Leistung soll der Familienvater eine Zu- 
lage erhalten, die nur die Aufwendungen für die Familie 
erleichtern und eine Lebensführung auf annähernd der- 
selben Stufe wie die des Ledigen ermöglichen soll. Es 


. bedeutet daher einen hohen Grad von Verständnislosig- 


keit, wenn der Soziallohn als »Prämie auf Eheschließung 
und Kindersegen« angesprochen wird, Dafür sind die 
Zulagen zu gering, da sie im allgemeinen nur einige 
Prozente des Lohnes betragen. Daß dieser geringe 
Prozentsatz irgendwie preistreibend wirken könnte, ist 


„ausgeschlossen. Eine verhältnismäßige Überbezahlung der 


Ledigen beim reinen Leistungslohn führt dagegen zu 


‚einem gesteigerten Verbrauch der zur Verteilung stehen- 


den Gütermenge durch eine große kaufkräftige Gruppe. 
Das gesamte Preisniveau und damit auch wieder das 
Lohnniveau wird gehoben. Mit Hilfe des Soziallohnes 
wird es sich ermöglichen lassen, beides niedriger zu 
halten. 


Sieht man daher von allen parteipolitischen Erwägun- 
gen ab, so wird man sich der Erkenntnis nicht ver- 
schließen können, daß in Deutschland der Ausbau des 
Soziallohnes in der Inflationszeit ein wesentliches Problem 
der Entlohnungspolitik war. Es bedarf keiner weiteren 
Erörterung, welche Bedeutung die gleichmäßige Verteilung 
der erzeugten Gütermenge in einer Zeit besitzt, in der die 
Gesamterzeugung auch nicht annähernd auf der Höhe 
der Friedenserzeugung steht und der dem Inlande daraus 
zur Verfügung stehende Teil durch den »Ausverkauf« 
an das valutastarke Ausland noch wesentlich herab- 
gesetzt wird. 


In der Berliner Metall-Industrie wurde der Ausbau 
des Soziallohnes Anfang 1920 in die Wege geleitet, als die 
Gewerkschaften für alle Arbeiter sehr erhebliche Lohn- 
forderungen stellten unter Hinweis darauf, daß die Lohn- 
sätze den Verheirateten kein Auskommen mehr gewähren 
könnten. Der Berliner Arbeitgeber-Verband nahm den 
Gedanken, der dieser Forderung zugrunde lag, an. Er 
änderte ihn aber dahin ab, daß er nicht gleichmäßig für 
sämtliche Arbeiter das Lohnniveau hob. Es wurde erst- 
malig ein Teil der geforderten Lohnsummen in Form 
einer Familienzulage bewilligt, die unabhängig von dem 
Leistungslohn jedem verheirateten Arbeiter für die Ehe- 
frau und jedes Kind in Form eines Zuschlages gezahlt 
wurde. Dem bekannten, eingangs geschilderten Bedenken 
der Gewerkschaften wurde durch die sofortige Errichtung 
einer Ausgleichskasse Rechnung getragen. 
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Die Familienzulage wurde über ein Jahr laag als 
Schichtzulage,; d. h: pro- Arbeitstag, gewährt. Sie- war: 
grundsätzlich Bestandteil des Lohnes und wurde nur in 
dem Maße gezahlt, wie Lohn für tatsächlich geleistete 
Arbeit zur Auszahlung gelangte. 

Durch Sonderbestimmungen ist sie abweichend von 
diesem Grundsatz auch dann - zur- Auszahlung für die 
ganze Schicht gekommen, wenn diese durch Krankheit 
des Arbeitnehmers oder. durch Anordnungen, die von 
Arbeitgeberseite getroffen wurden, nicht voll. verfahren 
werden konnte, wenn man also für den Grund des Ab- 
bruchs der Schicht den Arbeitnehmer nicht verantwortlich 
machen konnte, 

Durch- die wirtschaftlichen Verhältnisse des Jahres 
1921, die-im Sommer zum Teil zu erheblichen: Betriebs- 
einschränkungen und“ Arbeitszeitverkürzungen führten, 
wurde diese Ausnahme auch auf diesen Fall ausgedehnt. 


Prozentsatz der Zulage für diese Familie von anfä 
etwa 10 vH bis über 20 vH zu erhöhen. Wenn diese e 
reichte Höhe nicht erhalten werden konnte, so ist daras į 
die schnelle- Entwertung der Mark schuld. Es ist ni 
möglich gewesen, bei. den seit dieser Zeit erforderliche 
monatlichen Lohnerhöhungen die Erhöhung der Families 
zulage im gleichen Ausmaße zu halten: % 
Nachdem im deutschen Wirtschaftsleben die Um 
stellung auf Gold erfolgt ist und. die Löhne als Goldiöh 
wertbeständigen Charakter erhalten haben, ist die Fra 
des Soziallohnes in ein neues Stadium getreten. Wahrend 
in der Inflationszeit zwei voneinander völlig unabhängi 
Momente in der gleichen Weise zur stärksten Warenver: 
knappung führten, und damit für die Berechtigung des | 
Soziallohnes sprachen, ist nach der Stabilisierung, 
Währung, eines dieser Momente in Wegfall gekommeı 
In der Inflationszeit wurde das Warenangebot ein \ 
verengt durch den »Ausverkauf« an das Aus 


land, das zweite Mal durch die seit Ki egs 


Anteird Sariallahnas fireing:4, milie 
vH des Sjundenkohnes Mann frau und Pr I 
3% ‚einen mittleren Arbeiter id Bert Methu 020.3 


ende bestehende verringerte Güter-Erzeugung 


der deutschen Wirtschaft, die weit unter de 


Friedenserzeugung liegt. Der »Ausverk ufe 


hat inzwischen aufgehört; dadurch ist 


Angebot an Ware wieder größer geword 
Anderseits hat sich die Warenerzeugung 5 
her nicht nennenswert vermehrt und beit 


sich auch heute noch auf 70 vH und wenig 


der Friedenserzeugung, 


Wenn also der eine der beiden Faktoret 
— die Verminderung der Warenmenge di 2 


On. April Juli Okt. Yan. April Juli Okt 
1924 


1922 1983 
Es- wurde also: die Familienzulage selbst dann- für die 
Woche: voll. bezahlt, wenn in der- Woche infolge Arbeits- 
mangel weniger als sechs Tage- gearbeitet wurde. und 
ganze Schichten»ausfielen.: Grundsätzlich ist diese Bestim- 
mung auch für die spätere Berechnung der sozialen Zu- 
lage als Stundenzulage stehen geblieben. Bei Ausständen, 
unentschuldigtem Fehlen oder Verlassen der Arbeit kam 
dagegen die Schichtzulage für den ganzen Tag. in Fort- 
fall, auch. wenn. die Schicht. schon angefahren war. 

Um den Schwierigkeiten und den. Differenzen mit 
der Belegschaft, die aus der Verrechnung der sozialen 
Zulagen als Schichtzulage entstanden, aus dem Wege zu 
gehen, wurde die Schichtzulage später in eine Stunden- 
zulage umgewandelt, unter der. Beibehaltung des Grund- 
satzes, daß sie mit obigen Ausnahmen nur für jede wirk- 
lich. geleistete Arbeitsstunde gezahlt werden sollte, 

Bei der erstmaligen Festsetzung im Februar 1920 
gelang es, die Familienzulagen auf die Höhe von etwa 
2 vH des Lohnes für die Frau und 4 vH für das Kind 
zu bringen. Mit der zunächst nicht zum Stillstand kom- 
menden Steigerung der Löhne erfolgte im weiteren Ver- 
lauf der Zeit eine Erhöhung der Familienzulage. Sie 
ging sprungweise wechselnd vor sich und konnte nicht 
abhängig: von der jeweiligen Lohnhöhe gehalten werden; 
da:sie infolge des Widerstandes der Gewerkschaften nicht 
regelmäßig, sondern nur von Fall zu: Fall bei günstigen 
Gelegenheiten durchzudrücken war. Die weitere- Ent- 
wicklung; die der- Soziallohn in- der- Berliner Metall- 
Industrie seit: seiner Einführung ‘genommen hat, zeigt das 
oben eingefügte Bild. Est stellt dar, um: wieviel Prozent 
das Einkommen eines verheirateten Arbeiters mit zwei 
Kindern: (vierköpfige Familie) höher ist, als das eines 
ledigen: Arbeiters von mittlerer ‚Bezahlung, Diese Dar- 
stellung zeigt, wie- es: gelegentlich - geglückt. ist, den 


die Verschleuderung an das Ausland — hie 
fällig geworden ist, wirkt dieser zweite Fakto y 
unverändert weiterhin auf die Verengung de 
Warenmarktes. Man muß sich also erneut die 
Frage stellen, ob unter diesen Verhältnissen der Sozialloht 
weiterhin seine Berechtigung hat. Diese Frage ist 
schieden zu bejahen. Trotzdem die Löhne heute im al 
gemeinen auf Friedenshöhe sind, sieht jeder, daß er fl 
das gleiche Geld nicht die gleiche Warenmenge wie vor 
dem Kriege kaufen kann. Der Druck auf den Käi 
ausgehend von der Mindererzeugung an Waren, ist also 
immer noch vorhanden und spricht sich darin aus, daß 
bei’ Friedenslöhnen die Ware um 30 bis 40 vH teurer ist 

Diesen Druck empfindet der Verheiratete mit größe 
Familie natürlich sehr viel stärker als der Ledige. De 
halb bedarf auch heute noch der Verheiratete gegenüber 
dem Ledigen einer weiteren Erleichterung seiner Lebens“ 
haltung: Der Ausgleich durch den’ Soziallohn hat al 
seine Berechtigung bisher noch nicht verloren. 

Es ist kein Zweifel, daß die Neigung zum Abbau de 
Soziallohnes in der Industrie im letzten halben Jahr an 
Boden gewonnen hat. Sie hat in dem vorstehend be 
zeichneten beschränkten Maße eine gewisse Berechtigung 
Wenn man dies grundsätzlich zugesteht, so kann mi 
der praktischen Durchführung‘ doch nur unter eine 
Voraussetzung zustimmen. Es muß dann der noch immer 
notwendige Ausgleich, den der Soziallohn bringt, “= 
einer zuständigen Stelle übernommen werden. 


Diese- Stelle ist der Staat, der der sachgemäße Träger I 


des Grundsatzes, der im Soziallohn liegt, von vornhereii 
gewesen wäre, Er hätte ihn in einer großzügigen Di 
renzierung der Steuerbelastung zwischen Verheiral 
und Unverheirateten durchführen müssen. Als nach d 
Kriege zu Beginn der Inflationsjahre sich der Gedi 
des sozialen Ausgleichs in der Entlohnung dur: 2 
vielleicht unter einer gewissen Beeinflussung seitens de 
Staates, war dieser aber finanziell viel zu. schwach, 
diesen Grundsatz von sich aus zu verwirklichen, Die 
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Folge war, «daß die Durchführung auf tragkräftigere 
Schultern, d. h. auf die Industrie abgewälzt wurde. 

Der Staat ist, wenn er auch nicht glänzend dasteht, 
finanziell inzwischen so weit gekräftigt, daß er in der 
Lage sein muß, diese Steuererleichterungen zu:gewähren. 
“Tatsächlich zeigen die neuesten Pläne des Reichsfinanz- 
ministeriums eine. grundsätzlich stärkere Erleichte- 
zung der Steuerlasten für die Verheirateten mit Frau und 
Kindern. Darin liegt die Anerkennung der Verpflich- 
tung des Staates zum sozialen Ausgleich, die sich‘gleich- 


zeitig mit der Tendenz in der Industrie zum Abbau des 


UMSCHAU 


Die deutsche Konjunktur Mitte Februar 1925. 


Mit Rücksicht auf das frühere Erscheinen des vor- 
liegenden Heftes mußte der diesmalige Konjunkturbericht 
“bereits Mitte Februar abgeschlossen werden, Da die 
Zeitspanne seit Ende Januar zu einer gründlichen Über- 
“sicht zu kurz ist, verzichten wir diesmal auf eine aus- 

iche Darstellung; eine solche soll erst wieder im 

ilheft veröffentlicht werden, 

Die Zunahme der Konkurse im Januar um rund 26vH 

gegen den Vormonat (757 gegen 598) und die allerdings 
Zunahme der Arbeitslosigkeit, verglichen mit 
A orperiode (591000 am 1,2, gegen 586009 am 15. 1. 
und 529000 am 1. 1.), rechtfertigen die im letzten Bericht 
ußerte pessimistische Auffassung der Wirtschaftslage. 
n en ist auch die vorhergesagte Stockung der Spe- 
kulationskurve A (Abb. 1) eingetroffen, und das Wirt- 
schaftsbild der drei Kurven zeigt den Typus der nahen 
Krise: der Aktienindex fällt, während die Geldsätze seit 
Mitte Januar sich langsam aber stetig versteifen. Der 
seit = resanfang fast unveränderte Warenindex pendelt 
ünsicher um die 140er Ordinate; es erscheint ungewiß, 
wann er wieder seine unmittelbare peig zum Aktien- 
index aufnehmen wird, Im übrigen sei der Kürze des ver- 
Mlossenen Zeitraums wegen auf die im letzten Bericht 
e Auffassung verwiesen, 
‘Der Maßstab der Kurve der Geldsätze ist verändert 
worden, da die zurzeit vorkommenden Schwankungen im 
Maßstab nicht mehr genügend zum Ausdruck 
kamen; wiedergegeben werden jetzt die Zinssätze für 
Monatsgeld in vH im Jahr, Dr.-Ing. Brasch. [1077] 


[Industrie und Bergbau 


"Die deutschen Kohlenpreise seit Beginn des Welt- 
Krieges. Von Dipl.-Ing. Dr. Paul Krebs. Sammlung 
Lebende Bücher. Ir en v. Adalb. Deckert. 
hen-Kempten 1924, Verlag Josef Koesel und Fried- 

Tich Pustet. 84S. und 26 Schaubilder. Preis geb. 250 M. 
Die vorliegende Untersuchung lag als Handschrift be- 


reits vor rd. 2 Jahren den Führern verschiedener Zentral- 


ände zur Durchsicht vor, Ihre Ergebnisse fanden mit 
Recht überall Beachtung und Anerkennung. Gab doch 
der Verfasser zum erstenmal einen Einblick in -die bis 
dahin durch den Schleier der Geldentwertung verdeckte 
lung der Kohlenpreise. Nach der von Krebs durch- 
geführten mrechung der Kohlenpreise auf Friedensgold- 
mark zeigten sich sofort die produktionshemmenden und 
Yölkswirtschaftlich schädlichen Wirkungen ‘der -einseitig 
T das Verbraucherinteresse eingestellten Kohlenpreis- 
‚politik des Reichswirtschaftsministeriums. Wir betrieben 
“der Revolution einen a om auf Abbruch«, In- 

e der Unrentabilität des Kohlenbergbaues: unterblieb 
‘Kapitalbildung. Man wirtschaftete auf Kosten der 

nz und 'untergrub durch roh ‘errechnete Preis- 

die Fundamente unseres Wirtschaftsgebäudes, 

Selbst die vorhandenen Produktionsanlagen verkamen bei 
sr mangelhaften Differenzierung der Kohlenpreise, »die 
“Qualitätsunterschiede -der einzelnen Kohlensorten ver- 
ischte. Die Gewinne aus den künstlich niedrig gehal- 
tenen Kohlenpreisen zogen die Verfeinerungs- und Aus- 


Soziallohnes trifft. Diese Schritte sind von solcher Wichtig- 
keit, daß es sich wohl lohnt, sie aufs Aufmerksamste zu 
verfolgen ‘und «auf das Energischste zu unterstützen. Es 
sind erst Anfänge und :es’wird noch einige Zeit hingehen, 
bis. ein einigermaßen großzügiger und gerechter Ausbau 
erfolgt sein wird. Umso mehr muß man.es -allerdings 
auf der andern Seite wieder bedauern, daß, ehe sich 
diese Politik im Staate wirklich durchgesetzt hat, -in 
führenden‘ großen Industrien der Abbau des Soziallohnes 
über. ein Maß‘ hinaus :betrieben wird, das heute jedenfalls 
noch nicht: gerechtfertigt ist. {so2c] 
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A= Aktienindex (Frankfurter Zeitung). 

W = Waren-Oroßhandelsindex ‘(Industrie- und Handelszeitung). 

G = Monatsgeldsätze erster Banken untereinander in vH im Jahr 
(Berliner Tageblatt). 


fuhrgewerbe, Sie benutzten -sie -zur -Finanzierung ihrer 
Einflußnahme auf die Rohstoffindustrien. -Auf -demein- 
wandfreien Nachweis dieser produktionshemmenden'Wir- 
kungen jeder Zwangswirtschaft liegt “der : Schwerpunkt 
der Arbeit. Sie: stützt sich ‚auf ein außerordentlich 'um- 
fassendes Tatsachenmaterial, das in systematischer ‚Stoff- 
anordnung, in ae Stil, in sorgfältig errechneten 
Tafeln und in übersichtlichen Schaubildern zur Darstellung 
.— ist, Die Arbeit ist aber nicht nur für die 

issenschaft von erheblichem: Wert, sondern bringt auch 
für ‘die Privatwirtschaft und Praxis neue Anregungen und 
Erkenntnisse, Dahin:-gehören die vorbildliche Gliederung 
der Komponenten ‘des Kohlenpreises, die Festsetzung des 
Absa ius»der Braunkohle, ‘die Ausführungen: des Ver- 
fassers über rationelle Wärmewirtschaft, überdie Wm- 
satz- und die Kohlensteuer!). In-einigen Punkten: scheint 
mir-die vom Verfasser geübte Kritik an der ‚behördlichen 
Wirtschaftspolitik allerdings etwas 'zugespitzt. So wer- 
dient z; B. die Tätigkeit des -Reichskohlenkommissars 
meiner. Ansicht :nach nicht den harten Tadel, ‚den „der 
Verfasser: ausspricht. Alles in»allem- vermittelt die Arbeit 
aber uns einen tiefen Einblick: in eines..der aeg a 
und umstrittensten Probleme der nachrevolutionären Wirt- 
schaftspolitik. 3 


14055] Dr. Hecht, Berlin. 


1) Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf-den Auf- 
satz von Dr. P, Krebs »Die Frachtgrenzeider deutschen Braun- 
kohle« in T. u. W. 1924, S.213. 
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Kosten und RENNEN Zur Einführung in: 
»Der Einfluß des Beschäftigungsgrades auf die indu- 
strielle Kostenentwicklung, Von Herbert Peiser. Be- 
triebswissenschaftliche Zeitfragen. 7. Heft. Berlin 1924, 
Julius Springer. 22S., Preis 1,80M. 

Die betriebswissenschaftliche Forschung hat sich bis 
heute sehr eingehend und erfolgreich mit der richtigen 
Ermittlung der tatsächlichen Erzeugungskosten einzelner 
Kostenträger befaßt und besonders auch für die schwie- 
rige Aufgabe der gerechten Verteilung der Gemeinkosten 

angbare Wege gewiesen. Eigentümlicherweise hat man 
abei aber ein an sich nicht neues Problem der Kosten- 
lehre, die Abhängigkeit der Kosten industri- 
eller Erzeugnisse vom Beschäftigungsgrad, 
fast nie umfassend gewürdigt, Indem man von gegebenen, 
durch das Mittel der Buchhaltung festgestellten, ich möchte 
fast sagen, historischen Ziffern ausging, begnügte man 
sich mit einem Vergleich gegebener Kostenwerte mit 
einen® Beschäftigungsgrad, der ebenfalls der Vergangen- 
heit angehört und ohne weiteres feststellbar ist. Dadurch 
wurde man allerdings den Bedürfnissen der Nachrechnung 
gerecht, man hat dabei aber übersehen, daß auf diese 
Weise für die Vorrechnung der Preise und somit für die 
Preis- und Geschäftspolitik nur sehr wenig geleistet ist. 
Es scheint, daß die grundlegende Abhandlung Schmalen- 
bachs »Selbstkostenrechnung«t) bei vielen, die sich mit 
Kalkulationsfragen befassen und hierüber schreiben, zu 
wenig Beachtung gefunden hat, 

Auch bei der Vorrechnung der mutmaßlichen Fer- 
tigungskosten setzt man üblicherweise eine Proportionali- 
tät der Kosten voraus. Das ist nicht richtig, aber für die 
Praxis sehr bequem. Durch diese Vereinfachung hat man 
sich aber auch den Weg zu einem tieferen Eindringen in 
das Wesen der Fertigungskosten gründlich verrammelt; 
denn nur wenn man sich darüber Rechenschaft gibt, daß 
die Kosten eines Produktes in hohem Maße vom Be- 
schäftigungsgrad des fertigenden Betriebes abhängen, wird 
der Weg für eine umfassende und wirklich wissenschaft- 
liche Behandlung des Kostenproblems frei. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit die Ansicht ver- 
treten, es sei für das große Gebiet der Nachrechnung, 
Betriebsüberwachung, Vorrechnung und Preispolitik und 
die damit verwandten betriebswissenschaftlichen Aufgaben 
eine gemeinsame wissenschaftliche Grundlage erwünscht, 
die ich Kostenlehre nennen möchte. Es scheint mir 
nämlich, daß man dadurch, daß man das Wesen der 
Kosten rein wissenschaftlich zu ergründen sucht, ohne an 
einen bestimmten Endzweck — Vorrechnung, Nachrech- 
nung oder dergl. — ku denken, weiter kommt und Irr- 
wege eher vermeidet, als wenn man seine Aufmerksam- 
keit nur einem bestimmten Problem des großen Gebietes 
widmet. 

Die neueste Schrift von Herbert Peiser bedeutet in 
diesem Sinne einen wichtigen Fortschritt in der Ergrün- 
dung des Kostenproblems. 

n erster Linie ist der Weg, den Peiser zur Klar- 
legung des Problems beschreitet, methodisch sehr richtig 
und fruchtbar, Der Verfasser umschreibt und vertieft zu- 
erst die vorhandenen theoretischen Grundlagen, untersucht 
ihre Richtigkeit und praktische Verwendbarkeit 
an Hand A Wirklichkeit entnommener Beispiele und 
zieht hierauf seine Schlußfolgerungen, die sich im vor- 
liegenden Falle auf Angebotwesen und Betriebsüber- 
wachung, sowie auf das Gebiet der allgemeinen Geschäfts- 
politik beziehen. Wenn Peiser am Schluß darauf hinweist, 
daß Untersuchungen über diese Zusammenhänge zwischen 
Kosten und Beschäftigungsgrad unter Umständen über 
den Rahmen privatwirtschaftlicher Ziele hinausreichen 
und auch nationalwirtschaftlichen Erwägungen dienlich 
sein werden, so urteilt er wohl auch hier nach meiner 
Ansicht?) sehr richtig, Auch die Volkswirtschaftsiehre 
wird mehr als bis heute bis zum Einzelbetrieb, der Wirt- 
schaftszelle herabsteigen müssen, um ihre Theorien 
richtig aufbauen und dem allgemeinen wirtschaftlichen 
Fortschritt wirklich dienbar machen zu können, 

Das Ergebnis seiner Untersuchung über den Einfluß 
des Beschäftigungsgrades auf die Kosten veranlaßt Peiser, 
von der auch von ihm theoretisch als einwandfrei be- 


1) Zeitschrift f. handelswissenschaftliche Forschung 1919. 
2) Vergl. A. Walther, Betriebswissenschaftslehre, Schweiz. 
Bauzeitung 1924, Bd. 84, Nr. 8. 


trachteten, von Schmalenbach vorgeschlagenen, und 
dem Verfasser dieser Zeilen in etwas anderer Weise u 
schriebenen Einteilung in feste, proportionale, degres 
und progressive Kosten abzugehen und an Stelle 
ae Trennung in feste und steigende Ges 
osten proportionale und nicht proportionale Gesam 
kosten zu unterscheiden. Peiser stützt sich hierbei 
den Verlauf seiner der Wirklichkeit entnommenen Kost 
linien, der in der Tat jeder Einteilung in feste, pre 
portional progressive und degressive Kosten zu spotte 
scheint, so daß er das Wesentliche der Gesamtkosten 
wicklung nicht im Steigen oder Nicht-Steigen, son 
in der Proportionalität oder Nicht-Proportionalit 
sehen veranlaßt ist, Diese Unterscheidungsweise lew 
noch mehr ein, wenn man nicht von den Gesamtko 
des Betriebes, sondern von den Kosten des einzelnen 
zeugnisses, den Einheitskosten ausgeht. Dann sieht 
allerdings zwei Gruppen sich deutlich abheben, die Vo 
Beschäftigungsgrad unabhängigen, aus proportion G 
samtkosten entstandenen und die vom Beschäftigungsgra is 
abhängigen, aus festen, degressiven und progressiven O 
samtkostenelementen hervorgegangenen Einheitskoste 
Durch die von Peiser angewandte graphische Darstellus 
wird dies noch klarer, 
Wenn man von den Gesamtkosten ausgeht, dann 
steht eine wesentliche Verschiedenheit zwischen fest 
Kosten einerseits und steigenden Kosten anderseits, Wen 
man aber von den Einheitskosten ausgeht, dann tritt di 
vorerwähnte, von Peiser bevorzugte Unterscheidung I 
der graphischen Darstellung deutlich zu Tage, É 
as ist nun vorzuziehen? Mir scheint es noch 
früht, eine Entscheidung zu treffen. Es ist erforde, 
und zu hoffen, daß die von Peiser so erfolgreich 
gonnene praktische Nachprüfung der heute noch ni 
zu Ende gedachten theoretischen Ueberlegung weiter 
gesetzt wird zum Nutzen von Praxis und Theorie, 
Es wird auch zu untersuchen sein, ob und wie 
industrielle Buchführung diesen Untersuchungen über die 
Abhängigkeit der Kosten vom Beschäftigungsgrad dien) 
gemacht werden kann, In erster Linie wird es sich 
wohl darum handeln, diejenigen Zahlenwerte herauszt 
schälen, die für Untersuchungen, wie sie Peiser anstellk 
erforderlich sind. Hierbei ist zu beachten, daß die gb er 
liche und für die Zwecke der Nachrechnung dw 
zweckmäßige Konten-Einteilung nicht genügt, und es 
ohne Zweifel nicht leicht sein, den Ausweg zu 
Nee ist es auf jeden Fall, diese Zahlenwerte 
laufend und so schnell wie möglich zu ermitteln, di 
sich Angebotwesen und Geschäitspolitik rasch und 
Sicherheit granne Verhältnissen anpassen können, 
‚ Peiser hat sich in der vorliegenden Schrift nicht d# 
mit begnügt, eine rein theoretische Grundlage durch 
tische Untersuchungen zu überprüfen und zu erweiteı 
sondern hat als erfahrener Praktiker gleich einen 
weiter getan und aus der Theorie sehr beachtens 
Schlußfolgerungen für Angebotwesen, Betriebsü 
wachung und allgemeine Geschäftspolitik gezogen, 
in allen seinen Schriften war auch hier Peiser erfolg 
bemüht, das Grundsätzliche herauszuholen und 
Nebensächliche zu vermeiden. Die hier besprochene 
beit bietet sehr viel, weit mehr, als ihr gedrängter 
fang ahnen läßt, Ihre Lektüre wird für jeden, der 
knappe, in der Form vorbildliche Darstellungsweise 
schätzen weiß, zu einem hohen Genuß, f 


Dipl.-Ing. Alfred Walther, Zürich. [soss] 


Länderberichte 


Frankreichs Wasserstraßenpolitik. 
Frankreich verfügt über eine ganze Reihe schiffbaı 
Wasserwege; indes sind sie kaum geeignet, einem 
zeitlichen Verkehr zu dienen. Der eigentümliche 
tralismus Frankreichs, der nur ein Verwaltungszenti 
Paris kennt, das auch in wirtschaftlicher Beziehung 
herrscht, ist eine der Ursachen für die Vernachlässigw 
der Wasserstraßen. Hinzu kam der allmächtige Wettber 
werb der in Paris sitzenden Eisenbahngesellschaiten, 
einer Weiterentwicklung des Wasserstraßennetzes 
erdenkliche Hindernis in die Wege legten, Erst im V 
kriege sah man ein, welche Bedeutung ein gutes Bin 
wasserstraßennetz für ein Land hat, Es war vor 
die Frage der Verpflegung der Schweiz, die 
die Augen öffnete, 
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Herriot, der jetzige Ministerpräsident, war einer der 
ersten, der die Sache erfaßte, Ihm und anderen Wirt- 
schaftlern gab die Tatsache zu denken, (daß 1913 694000 t 
des Schweizer Durchgangsverkehrs über die nichtfran- 
zösischen Nordseehäfen gingen und nur 244000t über 
französische. Das erschien um so. beachtlicher, als die 
Wege über Frankreichs Häfen nach Nord- und Südamerika 
um mehrere Hundert Seemeilen kürzer sind als die über 
Hamburg, Rotterdam und Antwerpen. In der welschen 
Schweiz fanden solche Erwägungen Widerhall; so schrieb 
der Delsberger »D&mocrate« 1917: 


~ Antwerpen, Rotterdam, Hamburg usw., diese Häfen, die 
man uns als Endpunkte unseres Wasserstraßennetzes vor- 
schlägt, sind Sackgassen, deren Verstopfung sicher sehr leicht 
ist. Anders verhält es sich mit den atlantischen Häfen von 
Bordeaux, Brest, Nantes, Havre usw, Ist es nicht logisch, 
den ganzen amerikanischen und britischen Verkehr durch 
Frankreich hindurch zu bewerkstelligen, wo der Durchgang 
in einem ebenen Land, dessen Flüsse und Kanäle glänzende, 
zu einer beinahe unbegrenzten Entwicklung fähige Verkehrs- 
möglichkeiten bieten, außerordentlich leicht ist?« 


Sachkenntnis hat dieser Mitarbeiter des Démocrate 
nfalls keine gehabt, Der Rhein z, B. hatte vor dem 
e 15 Mill. t mehr Verkehr aufzuweisen als alle 
französischen Wasserstraßen zusammengenommen! 274 
Schleusen muß ein Kahn zwischen Basel und Nantes 
durchfahren; dabei darf er streckenweise nur 100t Trag- 
fähigkeit haben. Die Umschlageinrichtungen der meisten 
Häfen Frankreichs sind sehr unzulänglich, Es gab viele 
Franzosen, die das alles genau wußten, 1922 schrieb die 
»Information«: \ 

»Wir haben versäumt, die Loire, die Seine und die 
Saône zu vertiefen und diese natürlichen Wege unter sich 
zusammenzuschließen und sie wieder mit dem Rhein zu ver- 
binden, so daß die unmittelbare Schiffahrt zwischen unseren 
Westhäfen und Mitteleuropa sichergestellt ist. Das war das 

Mittel, die Kundschaft des letzteren mit Erfolg den 
Deutschen streitig zu machen.« 


Die so klar denkenden Kreise waren es auch, welche 
die Pe genheit des Versailler Vertrages benutzten, um 
Frankreich in der Rheinschiffahrt die starke Stellung zu 
verschaffen, über die es gegenwärtig verfügt. Sie mach- 
ten sich die Gedanken zu eigen, die bereits 1917 der 
pregen Vidal de la Blache in seinem Buch »La France 
de PEste« geäußert hatte, Gedanken, die sich zusammen- 
fassen lassen in dem Programm: Ende der freien Rhein- 
schiffahrt in Straßburg, Schaffung des elsässischen Rhein- 

und Schaffung eines zentralen Umschlagplatzes für 

den italienischen,- schweizerischen und südfranzösischen 

andel in Straßburg. Wer aufmerksam die französische 

en traßenpolitike seit 1918 verfolgt hat, weiß, mit 
welcher Zähigkeit sie diesen Zielen nachgegangen ist. 

Im Brennpunkt aller Erörterungen steht die Frage des 
Schiffahrtsweges zwischen Straßburg und Basel, Die 
Franzosen machen gar keinen Hehl daraus, daß sie um 
jeden Preis die Regulierung des Oberrheines verhindern 
nd ihren Seitenkanal an deren Stelle setzen wollen. Nicht 
Basel, sondern Straßburg soll der Zentralhafen Mittel- 
eüropas werden, so wie es in der »Reyue Economique 
internationale« vom 25. Februar 1924 hieß: 

»Rhein- und Flußhafen an der Mündung des Rhein-Marne- 
Kanals. Brennpunkt der Wirtschaftsstraßen Mitteleuropas 

Ausstrahlungszentrum der elsässischen Industrie und der 
französischen Rheinschiffahrt.« 


50 hat man jetzt in Frankreich ein klares Wasser- 
straßenprogramm: Ausbau Straßburgs zu einem Hafen 
ersten Ranges und Schaffung eines leistungsfähigen Kanal- 
hetzes mit Regulierung der Flüsse in Frankreich im An- 

an den Hafen von LER 
An der Verwirklichung des Programms wird mit 
größtem Eifer gearbeitet. Vor dem Kriege kam Straßburg 
N den vorhandenen Anlagen aus, dem alten Austerlitz- 

an der Ill und dem neuen Rheinhafen mit dem 
je- und dem Handelsbecken. Es waren im ganzen 
10210 m Kais vorhanden, an denen 2000000 t im Jahre 
ümgeschlagen werden konnten, Die jetzt beschlossenen 
Erweiterungsbauten sollen einen Umschlag zunächst von 


G und nach der zweiten Bauperiode von 10 Mill, t ge- 


statten. Die Gesamtkosten sind auf 168 Mill. Fr. veran- 
X Organisch verbunden ist diese Hafenerweiterung 
SA Projekt des Seitenkanals Straßburg-Basel, der 
micht nur als Schiffahrtsweg re ist, sondern auch 
raftstrom versorgen- soll. 


500000 PS sollen die acht Stufen des Kanals liefern.. In 
dritter Linie kommt dann zunächst der Anschluß. dieses. 
Kanals an die Rhöne und des Straßburger Hafens an die 
übrigen Kanäle Frankreichs. 

unächst wurde in der Kammer die Kanalisierung der 

Mosel für das 1200 t-Schiff gefordert. Diese Forderung 
erscheint aber nur als Teil eines weit umfassenderen 
Planes, der dahin geht, die Industriegebiete von L'yon, 
Paris, Lothringen und der Saar durch Kanäle für 1200 t- 
Schiffe zu verbinden und ihnen Ausgänge nach Marseille, 
Arles, Antwerpen, Rouen und Le Harve zu verschaffen, 
Das würde einen Wasserstraßenstern geben, dessen Haupt- 
strahlen von Chalons-sur-Saöne in Richtung Marseille, 
Rouen, Diedenhofen verlaufen würden. Nicht unbedeutende 
Stücke dieses Netzes sind bereits fertig, z. B. die Strecke 
Rouen-Paris, Marseille- Arles, la Grande Saône; vorbe- 
reitet werden die Regulierung der Rhône von Arles bis 
Lyon, die Moselkanalisierung zwischen Nancy und Die- 
denhofen und der Hafen von Chalons. 

Das sind Pläne, die zwar noch längst nicht alle aus- 
ereift und erst recht noch nicht alle ausgeführt sind. 
ber sie alle stehen untereinander in einem derart logi- 

schen Notwendigkeitsverhältnis, daß ihre Verwirklichung 
kommen muß, wenn nicht der wirtschaftliche Wert der 
bereits ausgeführten Stücke beeinträchtigt sein soll, Über 
die Bedeutung aller dieser Wasserstraßeniragen ist man 
‘sich in Frankreich klarer denn je; man weiß genau, 
daß es sich nicht allein um die Förderung des fran- 
zösischen Binnenhandels dreht, sondern auch darum, große 
Teile des mitteleuropäischen Durchgangverkehrs zu er- 
obern. Klar drückt das der Senator Sour 1921 in einem 
Referat im Senat aus: 


»Der Rhöneweg, durch den Lauf der Saöne und den 
Rhöne-Rhein-Kanal bis Basel verlängert, soll die Schweiz 
aus der Zone deutschen Einflusses, der auf schweizerischem 
Gebiet durch die Nähe des Rheins bedingt ist, loslösen. 
Er soll, indem er in Straßburg endigt, gleichzeitig den wirt- 
schaftlichen Anschluß des Elsaß, dessen natürlicher Ausgang 
der deutsche Rhein war und zu sein fortfährt, bedeutend 
erleichtern, Er schließt endlich in Straßburg an die großen 
Häfen von Antwerpen und Rotterdam an, die er in unmit- 
telbarer Verbindung mit Lyon, Marseille und dem Mittelmeer 
bringt.« 


Für die deutsche Rheinschiffahrt bedeuten diese Pläne 
Frankreichs ohne Zweifel eine Gefahr. Ihr werden nicht 
nur manche Güter entzogen, sondern auf dem Rheine 
selbst wird sie noch mehr als bisher den französischen 
Wettbewerb zu ertragen haben. Dringend erforderlich er- 
scheint es daher, für die westdeutsche Binnenschiffahrt 
vermehrte Verkehrsverbindungen zu schaffen durch den 
schleunigen Ausbau der begonnenen und der geplanten 
Wasserstraßen. Je mehr Verbindungen zwischen den ein- 
zelnen Wirtschaitsgebieten Deutschlands bestehen, um so 
bessere Betätigungsmöglichkeiten findet die deutsche 
Schiffahrt. Alle Anzeichen deuten darauf hin, daß die 
kommenden Zeiten für die deutsche Rheinschiffahrt sehr 
schwierig sein werden. Je weiter sie aber ihren Tätige 
keitsbereich ausdehnen kann, um so besser wird sie diese 
Zeiten überstehen. Und das wird dem ganzen Reiche 
nur nützen, denn der ganze Wirtschaftskörper leidet Not, 
wenn eines seiner wichtigsten Glieder krank ist. 

H.Manthe, [4056] 


Südslaviens Zukunft als Industriestaat. 

Man muß es der Regierung Südslaviens lassen, daB 
sie trotz aller innerpolitischen und finanziellen Schwierig- 
keiten nicht ohne Erfolge um die Hebung und Erweite- 
rung der einheimischen Industrie bemüht gewesen ist, 
Von alters her gibt es in den Ländern Südslaviens eine 
bodenständige Kleinindustrie auf der Grundlage der Natur- 
und Bodenschätze des Landes. So gibt es eine bedeutende 
Mühlen-, Brauerei-, Zucker-, Zement-, Holz- und Holz- 
xdestillationsindustrie. Die Eisenindustrie ist ebenfalls 
durchweg als Kleinindustrie entwickelt, Sie hat aber alle 
Grundlagen, um sich zur neuzeitlichen Großindustrie zu 
entwickeln. In fast allen Landesteilen gibt es Kohlen- 
lager, deren Gehalt an abbauwürdiger Kohle auf 9 Mil- 
liarden t geschätzt wird, Meistens handelt es sich um 
Braunkohle, Die Steinkohle ist leider für ‚Hochofenzwecke 
wenig geeignet. Dieser Umstand und die Tatsache, daß 
die südslawische Kohle nicht lagerfähig ist, zwingt den 
Staat dazu, auf den Ausbau der vorhandenen Wasserkräfte 
den größten Wert zu legen. Bisher werden nur 165.685-PS 
ausgenutzt, während: bei Niedrigwasser 3,5, bei Mittel- 
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wasser sogar 8,9 Mill. PS verfügbar sind. Auf 1000 Ein- 
wohner kommen 13 PS, während 246 PS verfügbar wären. 
Die Weiterentwicklung der südslawischen Industrie 
kann nach Lage der Dinge nur unter lebhafter Mitwir- 
kung des Auie geschehen. Das Ausland kann ent- 
weder die nötigen Maschinen liefern, oder selbst Fabri- 
ken errichten. Da bei letzterem Wege, der wegen des 
knappen Kapitalbestandes im Lande gegenwärtig der nor- 
male ist, eine Überfremdung der Landesindustrie droht, 
sieht die Regierung es am liebsten, wenn das Ausland 
nur als Lehrmeister und Lieferant der Produktionsmittel 
auftritt, Dieses Bestreben zeigte sich auch deutlich bei 
der Auswahl der von Deutschland an Südslawien zu lei- 
stenden Reparationslieferungen, ) 
-Es gibt gegenwärtig fast 8000 Industriebetriebe im 
Lande, 300 mehr als im Vorjahre, H, M-B. faoss] 


Ausbau der Wasserstraßen in der Tschechoslowakei. 

Tschechoslowakische Wasserstraßenfragen wur- 
den vor einiger Zeit auf einer Interessententagung in 
Preßburg erörtert. In einer Entschließung wurde eine 
Reihe von Wünschen Eh Die Moldauregulierung 
soll auch oberhalb Prags fortgesetzt werden; die Elbe 
will man bis Pardubitz reguliert haben. Zugleich mit dem 
Ausbau der unteren March soll von Devitz aufwärts ein 
Kanal mit einem Zweigkanal nach Brünn gebaut werden. 
Gleichzeitig müsse der Kanal Mährisch-Ostrau-Kosel be- 
gonnen werden, Preßburg soll einen großen Donauhafen 
erhalten. Der Wagfluß soll ausgebaut und ein Kanal 
Preßburg-Komarno gebaut werden, Man sieht: eine statt- 
liche Reihe von Projekten, deren Ausführung allerlei Geld 
kosten wird. Wenn aber die Tschechoslowakei ihre Lage 
als Durchgangsland zwischen Ostdeutschland und Südost- 
europa richtig ausnutzen will, wird man einen guten Teil 
dieser Pläne verwirklichen müssen. Auch Deutschlands 
östliche Industrie- und Landwirtschaftsgebiete sowie die 
Nord- und Ostseehäfen haben ein großes Interesse an der 
Verwirklichung der Pläne, H. M-B. [40:8] 


Eine norwegische Stimme zur Gefahr eines neuen 
deutschen Dumpings. 

Die Annahme des Sachverständigen-Gutachtens durch 
Deutschland hat in einer Reihe europäischer Länder die 
Furcht vor einem stärkeren Wettbewerb von deutscher 
Seite geweckt, da man annimmt, daß die deutsche In- 
dustrie auf Grund des Druckes, den die Ausführungs- 
bedingungen des Dawes-Planes auf die Erzeugung aus- 
üben, möglicherweise dazu gebracht wird, die ausländi- 
schen Märkte mit Industrieerzeugnissen zu überschwemmen, 
zu Preisen, die unter den Erzeugungskosten auf den aus- 


ländischen Märkten liegen, Es ist wertvoll zu sehen, wie 


einsichtige und objektiv urteilende ausländische Stellen 
diese Frage beurteilen. 

Wir finden hierüber in der norwegischen Zeitschrift 
»Norges Industri« unter dem Titel »Der Dawes-Plan und® 
der deutsche Wettbewerb« eine eingehende Betrachtung, 
die sich in ihren wesentlichen Punkten auf Mitteilungen 
der norwegischen Gesandschaft in Berlin an das Departe- 
ment des Auswärtigen in Oslo stützt. Es heißt in diesem 
Aufsatz: 

»Bei der Beurteilung der Frage einer bevorstehenden 
deutschen Dumping-Gefahr darf man keine Schlüsse ziehen 
aus dem Dumping während des Falles der Mark. Zurzeit 
besteht keine Aussicht für ein Fallen der deutschen Mark; 
und selbst wenn etwas Derartiges eintreten sollte, würden 
die Deutschen mit den aus der vergangenen Periode des 
Marksturzes gewonnenen Erfahrungen dafür zu sorgen 
wissen, daß ihre Waren doch in einem entsprechenden 
Goldwert erhalten bleiben, Von der Möglichkeit eines 
neuen Inflationsdumpings kann man also absehen. 

Nichts deutet darauf hin, daß die deutschen Be- 
hörden oder die deutsche Industrie irgendein Dumping 
beabsichtigen. Sie haben vollauf damit zu tun, den hohen 
deutschen Preisstand auf den Stand des Weltmarktes 
herabzubringen. 

Wenn man die Gefahr des Dumpings richtig beur- 
teilen will, muß man diejenigen Gesichtspunkte betrachten, 
die billigere oder teuere Gestehungskosten für die deut- 
schen Ausfuhrwaren bedingen können. Als Umstände, die 
eine Verbilligung der Produktion herbeiführen könnten, 
sind zu nennen: 


Die deutsche Tüchtigkeit. Ihre Wirkung kann nur 
vorübergehend durch andere Kräfte aufgehoben werden, 

Billige Arbeitslöhne. Sie liegen etwa 15 bis 30yH 
unter den Arbeitslöhnen auf dem Weltmarkt, 

Die deutsche Industrie ist während der Inflations 
zeit im wesentlichen von ihren Schulden befreit worden 
und hat die Möglichkeit gehabt, die industriellen Anlagen 
in einen vorzüglichen Stand zu versetzen, 

Das deutsche Finanzwesen ist auf feste Grundla; 
estellt. Es wird durch beträchtliche ausländische An 
eihen gestützt werden. 

Als Faktoren, die hemmend auf die deutsche Ausfuhr 
industrie und die deutsche Ausfuhr wirken können, müssen 
in dieser Verbindung genannt werden: 

Die Herabsetzung der Arbeitsleistung um etwa 30yH 
gegenüber der Vorkriegsleistung infolge schlechter Er 
nährungsverhältnisse, 7 = 

Der Verlust des inländischen Betriebskapitals und 
der ausländischen Guthaben, die zur Aufnahme neuer 
ausländischer Kredite zu hohen Zinssätzen zwingen, 

Die außerordentliche Höhe von Steuern und Ab 
aben aller Art als Folge der Annahme des Sachverstän- 
igengutachtens. 

Diese schwierigen Verhältnisse haben es mit sich 
führt, daß in Deutschland die meisten Warenpreise 
den Weltmarktpreisen liegen, wenigstens für den Inland“ 
verbrauch, Die Preise für Ausfuhrgüter sind zurzeit noch 
niedriger. Es fragt sich jedoch, wie lange diese Preis | 
spanne noch bestehen wird, Es ist erklärlich, daß man 
unter diesen Umständen in Deutschland die Aussichten 
für die Ausfuhr nicht günstig beurteilt.« 

Zusammenfassend betont der Bericht der norwe; 
schen Gesandtschaft wörtlich, daß »die Furcht, die 
wisse Kreise im Ausland vor einem neuen deutschen 
Dumping haben, sicherlich unbegründet ist. Man kann im 
Augenblick und für die nächste Zukunft eine solche 
Furcht sich ruhig sparen. Die deutsche Ausfuhrindustrie 
und der auswärtige Handel sind freilich im Fortschreiten 
begriffen, aber nur in langsamem Fortschreiten, Das 
Ausland sollte im eigenen Interesse bestrebt sein, dieses 
Fortschreiten zu beschleunigen, damit Deutschland wieder 
ein normales Verbrauchsland und ein normaler Absatz 
markt wird, und daß es wieder zu dem Faktor in der 
Weltwirtschaft wird, der es im allgemeinen Interesse von 
Natur aus sein muß.« Hentschel. [toes] 
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Die Forschungen auf dem Gebiete der mathematischen Sozialökonomik. 
j Von Dr, Erich Schneider, Münster i. W. 


Inhalt: 


Wirft man einen Blick in das Inhaltsverzeichnis einer 
führenden wirtschaftswissenschaftlichen Zeitschrift des 
Auslandes, wie z.B. des englischen Economic Journal oder 
des Giornale degli Economisti Italiens, so erkennt man, 
in welch starkem Maße theoretische und praktische wirt- 
schaftswissenschaftliche Probleme mit den Hilfsmitteln 
der ‘Mathematik behandelt werden. In Deutschland haben 
sich solche Untersuchungen, die oft einen stark abstrakten 
‚Charakter tragen, noch kein volles Bürgerrecht im Reiche 
‚der Wirtschaftswissenschaften erwerben können. Allzu= 
lange hat die historische Schule die deutsche Wissen- 
schaft beherrscht und aus ihr jede Spur deduktiver For- 
schung verbannt. Erst in den letzten Jahren, besonders 
“in der allerjüngsten Zeit, erwacht auch bei uns wieder 
das Interesse an theoretisch-abstrakten Untersuchungen. 


Die Ingenieure in erster Linie suchen dabei die Gesetze 


der Wirtschaft und ihre Anwendungsmöglichkeiten auf 
mathematischem Wege zu ergründen. Sie bedienen sich 
mit besonderer Vorliebe dieser Forschungsmethode, ein- 
mal, weil sie mit den nötigen mathematischen Kennt- 
nissen ausgerüstet sind, die der großen Zahl der übri- 
gen Vertreter der Wirtschaftswissenschaften fehlen, zum 
andern, weil sie wissen, daß es gerade die Anwendung 
der Mathematik war, welche die Naturwissenschaften und 
die technischen Wissenschaften auf ihre heutige stolze 
Höhe gebracht hat. So werden gerade die Ingenieure 
berufen sein, der mathematischen Methode volle Aner- 
kennung auch im Bereiche der Wirtschaftswissenschaften 
zu erringen. 
Der Gedanke, das mächtige Rüstzeug der Mathematik 
als Mittel zur Erforschung wirtschaftswissenschaftlicher 
Probleme zu benutzen, ist keineswegs neu; er reicht zurück 
bis in die Zeit, wo man überhaupt erst begann, in syste- 
matischer Weise über die Erscheinungen der Wirtschaft 
nachzudenken, also etwa von Beginn des 18. Jahrhunderts 
an. Zuerst sind es eine Reihe spezieller Fragen, die 
hier aufgeworfen werden. Man ahnt wohl, welch großer 
Gewinn den Wirtschaftswissenschaften aus einer exakten 
mathematischen Behandlung erwachsen könnte, ist aber 
natürlich noch nicht imstande, diesen Gedanken bis in 
seine letzten Folgerungen systematisch durchzudenken. 
So ist es verständlich, wenn diese ersten Versuche mehr 

‘den Charakter des Herumtastens tragen und oft nicht frei 
yon großen Irrtümern sind. Nur der Vollständigkeit halber 

seien deshalb einige hauptsächliche Versuche aus dieser 
ersten Periode, die man etwa von 1711 bis 1800 rechnen 
kann, erwähnt. 1711 erscheint ein Werk von Giovanni 
Ceva »De re numeraria quoad fieri potuit geometrice 
tractata«. Im Jahre 1765 behandelt Cesare Beccaria in 
einem Artikel »Tentativo analitico sui contrabbandi« auf 
mathematischem Weg Fragen der Zolltheorie. 1771 gibt 
Henry Lloyd in seinem »Essay on the theory of money« 


Geschichtlicher Ueberblick über die ausländische und deutsche 
Literatur einer exakten Behandlung der Wirtschaftswissenschaften. 


(London 1771) eine mathematische Theorie des Güter- 
und Geldumlaufes. 1781 läßt Achille-Nicolas Isnard sein 
Werk »Trait€ des richesses« erscheinen, von dem man 
wohl sagen kann, daß in ihm Ideen entwickelt werden, 
die ihrer Zeit um ein ganzes Jahrhundert vorauseilen. 
Es werden nämlich Fragen folgender Art gestellt: Wie 
hängt der Wert von der Gütermenge und dem Bedürfnis 
ab? Wie hängen die Mengen von den Werten ab usw.?, 
also Fragen, die erst viel später ihre systematische Be- 
antwortung bei den Grenznutzentheoretikern finden. 


Alle diese an sich interessanten Versuche sind doch für 
die Entwicklung der Wissenschaft von sehr geringem 
Nutzen, oft gar schädlich gewesen. Meistens benutzen 
sie die Mathematik nur als Sprache, nicht als Forschungs- 
methode. Sie beschränken sich darauf, die Ergebnisse, 
die die »Wortökonomisten« mit Hilfe der gewöhnlichen 
Logik gewonnen haben, in die mathematische Formel- 
sprache zu übersetzen. Daß ein solches Vorgehen der 
mathematischen Richtung sehr geschadet und zu berech- 
tigten Widersprüchen Anlaß gegeben hat, ist natürlich. 
Eine solche Anwendung mathematischer Denkweise auf 
wirtschaftswissenschaftliche Fragen ist durchaus unfruchts 
bar und abzulehnen. 


Trotzdem steht die ganze nächste Periode, die man 
von 1800 bis 1870 (bis zum Erscheinen des Werkes von 
Walras und Jevons) rechnen kann, noch im Zeichen einer 
solchen verfehlten Anwendung der Mathematik, wenn 
sich auch schon, was unverkennbar ist, eine tiefere Auf- 
fassung der Erscheinungen des Wirtschaftslebens anbahnt. 
Die wichtigsten Vertreter dieser Richtung in diesem Zeit- 
abschnitt sind: 

in Deutschland: Joh. H. v. Thünen, H.v. Mangoldt 

in Frankreich: F.N.Canard, A.Cournot, E. J. Dupuit 

in England: W.Whewell, Fleeming Jenkin 

in Italien: L. M. Valeriani, F. Fuoco. 


Canard in seinen »Principes d'économie politique« 
(Paris 1801), Whewell in seinen »Mathematical exposition 
of some. doctrines of political economy« und »Mathe- 
matical exposition of the leading doctrines in Ricardo’s 
»Principles« und Johann Heinrich v. Thünen in seinem 
»Isolierten Staat« benutzten die Mathematik meist nicht 
als Mittel der Untersuchung, sondern sie ist für sie nur 
Ausdrucksmittel für Ergebnisse, die sie auf dem üblichen 
Weg hergeleitet haben. Bei den übrigen erwähnten Ver- 
tretern steht das Problem der Preisbestimmung der wirt- 
schaftlichen Güter im Mittelpunkt des Interesses. Va- 
leriani ist einer der ersten, der eine exakte Theorie der 
Preisbildung Versucht hat. Den ersten großen, wirklich 
wertvollen Lösungsversuch dieses Kernproblems aller sozial- 
ökonomischen Theorien gab erst im Jahre 1838 Augustin 
Cournot in seinen »Recherches sur les principes mathé- 
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matiques de la théorie des richesses« (Paris 1838) 1). Die 
entscheidenden Fragestellungen, die erst sehr viel später 
durch Léon Walras und Vilfredo Pareto ihre volle Er- 
ledigung finden sollten, sind hier schon in voller Klarheit 
entwickelt. Deshalb bezeichnet man ihn in der Regel 
als den Gründer der »exakten Oekonomik«, der späteren 
»Economie politique pure« der Franzosen, der »Mathe- 
matical Economics« der Engländer und Amerikaner. Cour- 
not wendet zum ersten Male systematisch die Mathematik 
als Untersuchungsmethode an. Insbesondere zeigt er die 
Fruchtbarkeit des mathematischen Funktionsbegriffes in 
den Wirtschaftswissenschaften. Entscheidend hierfür ist 
die bei ihm erstmalig klar zutage tretende Erkenntnis, 
daß es bei wirtschaftlichen Erscheinungen im allgemeinen 
keinen Sinn hat, nach den Ursachen und Wirkungen zu 
fragen. Darüber wissen wir im allgemeinen nichts oder 
wenigstens nichts Sicheres. Mit Sicherheit können wir 
nur behaupten, daß zwischen den einzelnen Prozessen 
eine gegenseitige Abhängigkeit besteht, daß die einzelnen 
Erscheinungen sich gegenseitig beeinflussen. Mit dieser 
Erkenntnis ist dann unmittelbar die Anwendung des Funk- 
tionsbegriffes der Mathematik zur Erforschung solcher 
wechselseitigen Abhängigkeiten gegeben. 

Das alleinige Ziel des Cournotschen Werkes ist eine 
Theorie der Preisbildung. Sein Hauptaugenmerk richtet er 
dabei auf das Problem des Monopols: 

Die Nachfragekurve einer Ware sei bekannt. Gesucht 
wird der für den Monopolisten vorteilhafteste Preis: 

a) bei Vernachlässigung der Produktionskosten 

b) bei Berücksichtigung der Produktionskosten. 


Vom »einfachen« Monopol geht er dann zum zwei- 
fachen über und behandelt schließlich den Fall der freien 
Konkurrenz als Grenzfall, nämlich als eine unendlich 
große Zahl von Monopolisten. Während die Behandlung 
des einfachen Monopols restlos gelungen ist, sind ihm 
bei dem Grenzübergang zur freien Konkurrenz schwere 
Fehler unterlaufen, die den Anstoß zu vielfachen Aus- 
einandersetzungen gegeben haben, denen neuerdings Pa- 
reto ein Ende gemacht zu haben scheint). Es ist be- 
merkenswert, daß Cournot versucht hat, die Gleichungen, 
zu denen er auf analytischem Wege gelangt war, geo- 
metrisch zu deuten. Er scheint so der erste gewesen zu 
sein, der wirklich Angebots- und Nachfragekurven ge- 
zeichnet hat. Trotz des großen wissenschaftlichen Wertes 
des Cournotschen Werkes hat es doch zu seiner Zeit keine 
Beachtung und Anerkennung gefunden. Die damalige 
Zeit war noch nicht reif für solche Untersuchungen. 
Erst viel später, im Jahre 1873, entdeckten Walras®) und 
Jevons den Wert des Buches und lenkten die Aufmerk- 
samkeit der wissenschaftlichen Welt darauf. 

Dasselbe Schicksal, dem Cournot anheimfiel, wurde 
dem Deutschen Hans v. Mangoldt zuteil. In seinem 
1863 erschienenen »Grundriß der Volkswirtschaftslehre« 
(Stuttgart) benutzt er in seiner Preistheorie eine Reihe 
von graphischen Darstellungen‘) (Preis = Schnittpunkt 
von Angebots- und Nachfragekurve). Das Buch blieb voll- 


1) Eine gute Wiedergabe des Inhalts dieses Werkes findet 
sich bei Zawadzki, Les Mathématiques appliquées à l'Economie 
politique, Paris 1914. 

2) Vgl. Pareto, Manuel d'économie politique, S. 596 bis 598 
u. 599 bis 605 und Pareto, »Economie mathématique« in der 
»Encyclopädie der mathematischen Wissenschaften«, französ. 
Ausg., Bd. I, 4. S. 606. 

3) Vgl. Walras, Mathematische Theorie Ger Preisbestim- 
mung der wirtschaftlichen Güter, Stuttgart 1881, S. 3. 

4) Vgl. Schneider, Über die Reziprozität zwischen Geld- 
wert und Warenpreis. Zeitschr. f. angew. Math. u. Mech., 
Bd. 4, 1924, S. 254 bis 260. 


ständig unbeachtet, und erst die zweite Auflage, in der 
Mangoldt alle graphischen Darstellungen der ersten Auf. 
lage entfernt hatte, fand das Interesse der Gelehrten. 

Die übrigen Arbeiten aus diesem Zeitabschnitt — zu 
erwähnen sind Dupuits »Mesure de Putilit& des travaux 
publics« (1844) und Jenkins »Graphic representation of 
the laws of supply and demand, and their application to 
labour« (Edinburg 1870) — enthalten im wesentlichen nur 
eine Weiterentwicklung der Cournotschen Gedanken. j 

Damit ist in Kürze der Charakter der mathematischen 
Sozialökonomik bis zum Jahre 1870 gekennzeichnet. Dieses 
Jahr bedeutet einen Markstein in der Entwicklung der 
exakten Oekonomik. Mit ihm beginnt die Periode der 
großen mathematischen Systeme der Oekonomik, die denen 
eines Newton, Lagrange, d'Alembert in der Mechanik A 
vergleichbar sind. Die Periode, die bis in unsere Tage 
reicht und heute noch nicht ihren Abschluß gefunden hat, ) 
wenn auch die Grundsteine zu dem Gebäude eine $ 
exakten Oekonomik heute festliegen, ist gekennzeichnet ` 
durch die Namen: Heinrich Hermann Gossen, William 
Stanley Jevons, Alfred Marshall, Léon Walras, Wilhelm 
Launhardt, Francis-Ysidro Edgeworth, Rudolf Auspitz und h, 
Richard Lieben, Irving Fisher und Vilfredo Pareto. Die r 
beiden großen Systeme, die jetzt auftreten und zeitlich 2 
nacheinander entwickelt werden, sind die Theorien des 
»ökonomischen Gleichgewichts«, einmal gegründet auf die 
Theorie des Nutzens, zum andern gegründet auf die 
Theorie der Auswahl. 

Die Entwicklung der ersten Theorie beginnt mit Hein 
rich Hermann Gossen, in dessen 1853 erschienenem We 
»Entwicklung der Gesetze des menschlichen Verkehrs und { 
der daraus fließenden Regeln für das menschliche Han- d 
deln«5) die Grundlagen für die spätere Entwicklung der 1 
mathematischen Oekonomik und der Grenznutzentheorie 
gelegt werden. Im Mitteipunkte steht hier die wichtige 
Entdeckung der Nutzenkurve, des später sog. »Gossen- 
schen Gesetzes«, welches besagt, daß der Nutzen y eines 
bestimmten Gutes von der vorhandenen Menge x des 
Gutes abhängt, und zwar eine monoton wachsende Funke 
tion der Gütermenge ist, deren zweiter Differentialquotient 
überall bis zu einer gewissen Stelle negativ ist, und deren 
erste Ableitung von dieser Stelle an verschwindet. Ist. 
y=f(x) diese Nutzenfunktion, so gibt die Ableitung 
y' =f (x) nichts anderes als den sogenannten »Grenz- 
nutzen« der Gütermenge x an. Aus der Form der Nutzen- 
kurve folgt dann, daß der Grenznutzen mit wachsender 
Gütermenge abnimmt und von einer gewissen Menge ab 
verschwindet. Das ist, in unserer heutigen Sprechweise 
ausgedrückt, der wesentliche Inhalt der folgenschwe 
Gossenschen Entdeckung. Trotz dieser wichtigen Ent 
deckung wurde Gossen von der Wissenschaft totge- 
schwiegen und blieb vollständig unbekannt; selbst in der 
damals umfassendsten Geschichte der Nationalökonomie 
von Roscher blieb sein Werk unerwähnt; der Verleger zog 
deshalb die Exemplare ein. Erst 36 Jahre später (1889) 
erschien eine neue Ausgabe des Gossenschen Werkes, 
anlaßt durch Ausländer wie Walras und Jevons, die zwan 
Jahre nach dem Erscheinen auf die Bedeutung der A 
Gossens hingewiesen hatten. Es ist betrübend, ge: 
zu müssen, daß diesem genialen deutschen Forsch 
erst vom Ausland die ihm gebührende Anerkennung zuteil 
wurde. Jevons gedenkt seiner in einer langen Vorrede zu 
seiner »Theory of political economy«, und Walras hat ihm 
ein bleibendes Denkmal in seinem Aufsatz®) »Un Econo- 
miste inconnu« gesetzt. 


5) Neue Ausgabe, Berlin 1889, R. L. Prager. 
*) Journal des Economistes, 1885. 
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Die geniale Entdeckung Gossens wurde fast zu gleicher 
Zeit im Jahre 1874 von zwei Forschern, die beide die 
Arbeit Gossens noch nicht kannten, unabhängig vonein- 
ander wiedergefunden, von William Stanley Je- 
vons’), dem größten Wirtschaftswissenschaftler seiner 
eit in England, und Léon Walras®) in Lausanne. 
Beide, besonders der letzte, sind eigentlich erst die 
= wahren Schöpfer der mathematischen Wirtschaftslehre. 
Die wissenschaftliche Einstellung Jevons geht sogleich 
aus einem Satze der Einleitung seines Werkes’) hervor: 
 »L’Economie, si elle doit être une science, doit être une 
science mathematique«. Im Mittelpunkte seiner Arbeit stehı 
die Nutzentheorie, die im Grunde mit der von Gossen 
"übereinstimmt, bei Jevons jedoch wesentlich klarer und 
tiefer erfaßt und in einer meisterhaften Weise dargestellt 
orden ist. 
Ist wieder wie oben y = f(x) die Nutzenfunktion, so 
nennt Jevons den Grenznutzen y'= f (x) »final degree of 
utilitye- Auf Grund dieses Begriffes behandelt er nun 
Problem des Tausches. Mit der Lösung dieses Pro- 
ms erzielt. er einen gewaltigen Fortschritt gegenüber 
n. Entscheidend ist zunächst seine Auffassung über 
auschwert®): »La valeur d'échange n’exprime rien 
d'autre qu’un rapport«. »Parler simplement de la valeur 
 d’une once d’or est aussi absurde que parler du rapport 
du nombre dix-sept«t0). Mit dieser Erkenntnis wird die 
nach den Ursachen des Wertes und der Beziehungen 
Zwischen Wert und Preis sinnlos. Sinnvoll ist jetzt nur das 
forschen der Bedingungen, die das Austauschverhältnis 
er einzelnen Waren gegeneinander bestimmen. Auf die 
nition des Wertes folgt die des Marktes: »Par marché 
Ž ndrai deux ou un plus grand nombre de marchan- 
Fr dises, lorsque les stocks de ces produits et Jes intentions 
de chaque coéchangiste sont bien connus de tous«. 
haque individu doit être considéré comme échangeant, 
égard seulement à ses propres besoins et à ses intérêts 
és, et il doit y avoir une concurrence parfaitement 
e afin que chacun puisse échanger avec chacun pour 
moindre bénéfice apparent«. Diese Bedingungen lassen 
natürlich in der Praxis niemals verwirklichen. Aber 
nur durch ein solches abstraktes Vorgehen ist überhaupt 
ine exakte Erforschung der wirtschaftlichen Vorgänge 
möglich. Daß es zu wertvollen Ergebnissen führt, zeigt 
eben der Erfolg. Jevons behandelt nur das Phänomen des 
"ausches in diesem Zustand vollkommen freier Konkur- 
enz; dieser Zustand ist aber doch nur einer der vielen 
möglichen Formen, in denen sich das Wirtschaftsleben 
spielen kann. Diese anderen Formen werden, ebenso 
wie später bei Walras, nicht behandelt. 
Die analytische Herleitung der Jevonsschen Theorie 
des Tausches hier zu geben, gestattet der Raum nicht. 
Es kann nur das Resultat mitgeteilt werden: 
Besitzt eine Person 1 von einem Gute A eine Menge a, 
je über ihren eigenen Bedarf hinausreicht und gilt das- 


g 


7) Jevons, »Theory ol political esonomy« (London 1871, 
-1888, 1911, auch ins Französische übersetzt). Die erste 
tische Ueberselzung dieses grundlegenden Werkes ist soeben 
der Waentigschen »Sammlung sozialwissenschaftlicher Mei- 
(Jena, Gustav Fischer) erschienen. Am Ende des Buches 
t sich eine allerdings nicht vollständige Angabe der ma- 
tisch-ökonomischen Literatur. 

) Walras, Elements d'Economie politique pure ou théorie 
Ja richesse sociale (Lausanne und Paris 1900), dann: Mathe- 
ische Theorie der Preisbestimmung der wirtschaftlichen 
üter, übers. von L. v. Winterfeldt, Stuttgart 1881. 

9) Dem Verfasser sland nur die französische Ausgabe des 
Jevonschen Werkes zur Verfügung. 

> 10) Theory usw., S.143 und 144. 


selbe von einer Menge b eines Gutes B, die sich im Be- 
gen behandelt, erschien 1873 bis 1875: »Principes d'une 
Tausche kommen, wenn das Gut2 für A, das Gut1 für B 
einen Nutzen hat. Dabei werden sich die auszutauschenden 
Mengen — unter‘der Voraussetzung konstanten Preises 
— aus der Bedingung ergeben, daß beide Tauschenden 
ein Maximum an Nutzen zu erreichen suchen. Bezeichnet 
dann 9, den Grenznutzen, d. h. die Ableitung der Nutzen- 
funktion des Gutes A für die Person 1, ıp, den Grenznutzen 
des Gutes B für dieselbe Person, und p, bezw. ıb, die- 
selben Größen für die Person 2, so ergeben sich die 
auszutauschenden Mengen auf Grund der eben genannten 
Bedingungen aus den beiden Gleichungen: 
N a o 
My) x  Wlb-y) 
Diese beiden Relationen tragen den Namen »Jevons- 
sche Gleichungen. 
Eine Weiterentwicklung dieser Theorie für den Tausch 
zwischen mehreren Waren und mehreren Personen findet 
sich bei Jevons nicht. Auf die übrigen Teile des Jevons- 
schen Werkes einzugehen, erübrigt sich, da sie zur 
mathematischen Oekonomik keinen wesentlichen Beitrag 
geliefert haben. Ueberhaupt enthält das Jevonssche Werk i 
keine systematische Darstellung der mathematischen Oeko- 
nomik, sondern nur eine Darlegung einiger Grundsätze 
dieser Wissenschaft, und zwar in der einfachsten Dar- 
stellungsweise. Es lag ihm weniger daran, ein ganzes 
System zu schreiben, als seine Zeitgenossen von der 
Notwendigkeit einer exakten, mathematischen Durchdrin- 
gung ihrer Wissenschaft zu überzeugen. 


Der Forscher, der auf dem von Jevons gebahnten 
Wege weiter fortschreitend zu wesentlich allgemeineren 
Resultaten gelangte, war Léon Walras, weild. Professor 
in Lausanne. Sein erstes Werk, das wirtschaftliche Fra- 
waren die auf den Markt gebrachten Mengen der Güter 
theorie mathématique de Péchange; Equations de 
l’Echangee. Sein Hauptwerk, die schon genannten 
»Elements d'économie politique pure«, erschien 1889 in 
Lausanne. Es ist unmöglich, im Rahmen dieses kurzen 
Berichtes die Leistung Walras in ihrer Gesamtheit zu 
würdigen und mehr als den Kernpunkt seiner mathe- 
matischen Theorie zu erwähnen. Die grundlegenden 
Jevonsschen Gleichungen und die zu ihrer Herleitung 
nötigen Begriffe der Nutzenkurve und des Grenznutzens 
(bei Walras »raret&«) sind von Walras unabhängig von 
Jevons, dessen Arbeiten er nicht kannte, fast gleich- 
zeitig wieder entdeckt worden. Jedoch kommt zweifel- 
los Jevons die Priorität zutt). Wie schon oben bemerkt 
wurde, ist Walras bei diesen Gleichungen nicht stehen 
geblieben. Eine seiner ersten Hauptleistungen ist die, 
aus den Jevonsschen Gleichungen die Angebots- und 
Nachfragefunktionen bzw. -Kurven eines bestimmten 
Gutes für eine bestimmte Person herzuleiten. Hieraus 
erwächst nun die folgende Fragestellung: Gegeben seien 
zwei Güter 1 und 2 und die gegenseitigen Nachfrage- 
kurven beider Waren; man ermittle die bezüglichen Gleich- 
gewichtspreise, d. h: diejenigen Preise, bei denen die 
angebotenen Mengen gleich den nachgefragten sind 12). 
Dieses Problem findet bei Walras eine restlose Lösung. 

Das Problem des Austausches zweier Waren wird 
nun ausgedehnt auf den Fall des Austausches beliebig 
vieler Waren zwischen beliebig vielen Personen, wieder 


u) Vgl. den Briefwechsel zwischen Jevons und Walras im 
Mai 1874, abgedruckt in Walras, Theorie der Preisbestimmung 
der wirtschaftlichen Güter. ad 

12) Das Geld schließt Walras von seiner Betrachtung aus, 
da es zunächst für die Theorie eine Komplikation bedeutet, 
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unter der Voraussetzung vollständig freier Konkurrenz, 
d. h. daß jeder ohne Schranken ein Maximum an Nutzen 
zu erreichen sucht. Gegeben sind m Waren a,, ag... am 
und die Nachfragefunktionen einer jeden dieser Waren 
in jeder der anderen; gesucht werden die bezüglichen 
Gleichgewichtspreise. Zunächst werden wiederum die 
Nachfragefunktionen aus der Nutzenkurve hergeleitet. Das 
eben genannte Problem findet dann seine Lösung dadurch, 
daß man ebensoviele Gleichungen aufzustellen sucht, wie 
das Problem Unbekannte enthält. Die wesentlichen Glei- 
chungen haben dabei folgende Form. Ist z.B. Napa, die 
Nachfrage nach dem Gute a, bezogen auf das Gut ap 
so ist 
Noz a, = Fog a, (Pas an Pas a +++. Pama) 

WO Paa, (i=2,...m) die Preise der Waren a, ... am 
in der Ware a, bedeuten usw. 

Bei der Behandlung dieses Problems zeigen sich in 
sehr charakteristischer Weise die gegenseitigen Abhängig- 
keitsverhältnisse zwischen den einzelnen wirtschaftlichen 
Größen. Das ist der wesentliche Fortschritt gegen früher, 
wo man nach den Ursachen einer wirtschaftlichen Er- 
scheinung zu forschen pflegte. Diese Theorie liefert 
eben die Bedingungen, denen die ausgetauschten Mengen 
und die entsprechenden Preise genügen müssen, damit 
auf dem Markte Gleichgewicht herrscht. Das ist die 
zweite große Leistung von Walras. 

An die oben behandelte Frage schließt sich nun un- 
gezwungen die Theorie der Produktion an. Bis jetzt 
waren die auf den Markt gebrachten Mengen der Güter 
fest gegeben. Doch ist diese Voraussetzung nur eine 
erste Annäherung an die Wirklichkeit. Jene auf den 
Markt gebrachten Mengen hängen doch von den Ver- 
kaufspreisen ab; sie sind Produkte, »die aus dem 
Zusammenwirken produktiver Dienste von Grund und 
Boden, Menschen und Kapitalien hervorgehen«%). »Wir 
haben nun zu untersuchen, warum und wie es zugeht, 
daß in einer wirtschaftlichen Gesellschaft, die dem 
Walten der freien Konkurrenz anheimgegeben ist, für 
den Dienst der Grundstücke oder für die Rente, für den 
Dienst der Personen oder für die Arbeit, für den Dienst 
der Kapitalien oder für den Nutzen Marktpreise vorhanden 
sind, die mathematische Größen sind; wir haben, um 
genau zu sein, das System von Gleichungen zu formu- 
lieren, deren Wurzeln Pacht, Lohn und Zins sind. 
Leuchtet die Wichtigkeit dieses Studiums nicht genügend 
ein, wenn man bedenkt, daß es in der Volkswirtschafts- 
lehre augenblicklich fünf oder sechs Theorien der Rente 
gibt, was genau darauf hinausläuft, daß es überhaupt 
keine Theorie der Rente gibt?«1). Die Lösung dieses 
Problems, auf deren Darlegung hier verzichtet werden 
muß, ist die dritte Hauptleistung von Walras. 

Von Bedeutung ist noch seine »Theorie des Geldes« 14), 
die für unsere heutige Zeit nicht ohne Bedeutung jst 
und deshalb vor drei Jahren ihre Uebersetzung ins Deutsche 
gefunden hat. 

Die Gedanken von Walras sind in etwas veränderter, 
nicht ganz glücklicher Form von einem seiner Schüler, 
dem Deutschen Wilhelm Launhardt, weild. Professor 
an der Technischen Hochschule Hannover, in seiner 
»Mathematischen Begründung der Volkswirtschaftslehre« 
(Leipzig 1885) dargestellt worden. Das Werk scheint von 
der deutschen Wissenschaft wenig beachtet worden zu 


19) Walras, Math. Theorie der Preisbestimmung der wirt- 
schaftlichen Güter, S. 41 ff. 

14) Walras, Theorie des Geldes, herausgeg. von Kerschagl 
und Raditz, 1922 (Gustav Fischer, Jena). 


sein. Auf seinen Inhalt hier näher einzugehen, erübrigt 
sich, da es im wesentlichen nicht über Walras und 
Jevons hinausgeht. Es mag bemerkt werden, daß die 
Resultate Launhardts schon allein deshalb einen se 

speziellen und unsicheren Charakter haben, weil er als 
Nutzenkurve die Parabel y=«x—Px* benutzt, welche 
die Tatsachen der Erfahrung in nicht richtiger Weise 
wiedergibt. -i 

Die große Leistung Launhardts liegt vielmehr auf 
anderem Gebiete, auf dem des Transportwesens. Seine 
Arbeiten 15) über diesen Gegenstand sind von grundlegen 
der Bedeutung und verdienen heute noch ein eingehen- 
des Studium. Eine Reihe von dort angeschnittenen Fragen 
harren heute noch ihrer Lösung. 

Mit einer Unterbrechung der chronologischen B 
trachtung sei an dieser Stelle in Kürze ein modernes 
System der Sozialökonomik genannt, dessen Verfassen 
ebenfalls ein Schüler von Walras, einen großen Teil 
seines wissenschaftlichen Daseins seinem Lehrer verdankt? 
die theoretische Sozialökonomik Gustav Cassels 16). In 
Mittelpunkt seiner Theorie steht die Theorie der: Preis 
bildung, die der von Walras!?) durchaus ähnlich ist, m 
mit dem Unterschiede, daß Cassel eine Analyse der Na 
fragekurve mit Hilfe der Nutzenfunktion und ihrer Ab 
leitungen für überflüssig erachtet. Das hängt mit seiner 
Auffassung von der Nutzlosigkeit aller Werttheorien zi 
sammen. Es ist hier nicht der Ort, diese Auffassung 
einzelnen zu kritisieren°). Bemerkt sei nur, daß Cassı 
Werk selbst insofern ein starker Beweis gegen seine 
Auffassung ist, als es ihm selbst nicht gelingt, den 
Wertbegriff aus der Theorie zu entfernen, wenn er an 
vielen Stellen von »Schätzungen«, also doch von einem 
verkappten Wertbegrifi, spricht. 

Wir wenden uns nun zu den Systemen des größten 
Schülers von Walras, Vilfredo Pareto, des 19% 
verstorbenen Nachfolgers von Walras auf dem Lehrstul 
der theoretischen Sozialökonomik in Lausanne, Seine 
ersten Arbeiten, die ihre Zusammenfassung in dem »Cours 
d'Economie politique« (Lausanne 1896 bis 1897) gefunden 
haben, beschäftigen sich lediglich mit dem Ausbau und 
einer strengeren Begründung des Walrasschen Systems 
Wesentlich Neues tritt-dabei nicht hervor. An Stelle di 
Grenznutzens setzt er den Namen »ophélimité elementaires 
um gewissen Wortstreitereien ein Ende zu machen. Die- 
ses von Pareto und Walras entwickelte System baut sich 
also auf der Grundlage der Gossenschen Nutzenfunktion 
auf. Sehr bald fand dieses System seine Kritiker 1°), die es 
als einen besonderen Mangel empfanden, daß hier eine 
Größe, der Nutzen einer bestimmten Gütermenge, als 
eine im streng mathematischen Sinne meßbare Größe 


15) Launhardt, Kommerzielle T) ng der Verkehrs 
wege, Hannover 1872; Ders.. Der zweckmäßigsie Stando 
einer gewerblichen Anlage, Zeilschr. d. V. d. I. 1882; Dersa 
Wirtschaftliche Fragen des Eisenbahnwesens, Zentralblatt 
Bauverw. 1883; An neueren Arbeiten über diesen Gegenstand 
vgl. Weber, Ueber den Standort der Industrien, Tübingen 1908 
mit einem mathematischen Anhang von G. Pick; dazu L. v. Borl- 
kieviez, Arch. f. Sozialw. 1910, I, S.759ff.; F, Y. Edgeworth, 
Contribution lo the theory o! railway rates, Economic Journal 
1911/1912. Auch der Jahrgang 1924 von »Technik und Wirt 
schaft« enthält eine Reihe von Aufsätzen über diesen Gegen- 
stand, 

16) Cassel, Theorelische Sozialökonomik, Leipzig 1921. 

1?) Cassel, Grundrisse einer elementaren Preisichre, Zeit- 
schr. f. die gesamte Staatsw. 1899. d 

18) Mannslädt, Cassels theoret, Sozialökonomik und die 
Kritik Eulenburgs, Zeitschr. f. Sozialw., N.F., XI, S. 618 ff. 

19) Hier ist besonders Irving Fisher, Mathematical in 
vestigations into the theory of value and prices, 1892, zu 
nennen. i 
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behandelt werde, die sie in Wirklichkeit nicht sei. An 
dieser Stelle setzt nun die größte Leistung Paretos ein, 
indem er erkennt, daß man zum Aufbau der Theorie 
des ökonomischen Gleichgewichts der 'Meßbarkeit des 
Nutzens nicht bedarf. Die Darlegung dieser Theorie 
findet sich in dem »Manuale della Economica politica« 
(Milano 1906) und in etwas veränderter Form in der 
französischen Uebersetzung, dem »Manuel de l'Economie 
politique« (Paris 1909). 

Die Grundlage für seine Theorie lieferte ihm eine 
wichtige Entdeckung, die Franeis-Ysidro Edgeworth, einer 
der hervorragendsten englischen mathematischen Theore- 
tiker, in seinem 1881 in London erschienenen »Mathema- 
tical Psychics« der Oeffentlichkeit übergeben hatte, Diese 
Entdeckung ist kurz folgende. Bedeuten x und y ver- 
änderliche Mengen zweier verschiedener Güter, so ist 
der Nutzen N, den irgendeine Mengenkombination x, y 
‚der beiden Güter stiftet, eine Funktion eben dieser Men- 
‚genkombination x, y: 


N=f (x, y). 


Die geometrische Deutung dieser Funktion von zwei 
Veränderlichen im Raum liefert eine Fläche. Schneidet 
man nun diese Fläche durch Parallelebenen zur xy- 
Ebene, so schneiden diese aus der Fläche gewisse Kurven 
aus; die Projektionen dieser Kurven in die xy-Ebene 
liefern dort eine einparametrige Kurvenschar mit der 
Differentialgleichung: 
ðf öf 
TA dx + EPA 
Auf jeder dieser Kurven der xy-Ebene ist dann, wie 
sofort aus ihrer Entstehung klar ist, der Nutzen aller 
ihrer Punkte, d.h. aller durch sie dargestellten Mengen- 
kombinationen x, y derselbe. Hat also ein Wirtschafts- 
subjekt unter den Mengenkombinationen, die auf einer 
‚solchen Kurve der xy-Ebene liegen, zu wählen, so wird 
es ihm gleichgültig sein, welche Mengenkombination es 
wählt, weil ja alle Kombinationen auf dieser Kurve den- 
selben Nutzen stiften. Edgeworth nennt deshalb die durch 
A die obige Ditferentialgleichung dargestellte Kurvenschar 
der xy-Ebene, die »Indifferenzkurven«. Diese Kurven 
sind aber unter der Voraussetzung gewonnen worden, 
daß der Nutzen eine meßbare Größe ist, eine Voraus- 
setzung, die bei strenger Analyse nicht haltbar ist. 
Pareto legt nun diese Indifferenzkurven seiner neuen 
Theorie zugrunde, indem er sie — das ist sein neuer 
"Gedanke — als durch die Erfahrung gegeben auf- 
faßt. Jeder dieser Kurven gibt er nun einen »Index«, der 
den folgenden beiden Bedingungen genügen soll: 
1. Alle indifferenten, also auf ein und derselben Kurve 
(im Falle zweier Güter) liegenden Kombinationen 
haben denselben Index. 
2. Von zwei nicht indifferenten Kombinationen hat 
die, der man den Vorzug gibt, den größeren Index. 


dy=0. 


Mit diesen wenigen Voraussetzungen gelingt es ihm, 
zunächst die alten Ergebnisse seines »Cours« wiederzu- 
erhalten, ohne daß er der Hypothese des maximalen 
" Nutzens bedarf, und ohne daß in seine Gleichungen der 
Grenznutzen usw. eingeht. Dann aber gestattet diese 
Theorie die Lösung einer Reihe von Problemen, die vor- 
her nur mühsam oder gar nicht zu bewältigen waren, 
wie z.B. der wichtigen Fragen: Wie gestaltet sich die 
wirtschaftliche Lage der einzelnen Wirtschaftssubjekte 
unter der Herrschaft der verschiedenen Wirtschafts- 
ordnungen, unter welcher erreicht jedes die günstigste 
wirtschaftliche Lage? Es ist unmöglich, hier auch nur 


anzudeuten, wie Pareto die Lösung dieser Fragen gelingt, 
die aber noch nicht als abgeschlossen anzusehen ist. 

Die moderne Forschung des Auslandes beschäftigt 
sich heute im wesentlichen mit dem Ausbau und der 
Weiterführung dieses hier kurz angedeuteten Systems 
Paretos. In Oesterreich ist es vor allem Schumpeter?0), 
der die Gedanken der Lausanner Schule weitergeführt hat. 
In England und den Vereinigten Stäaten sind es Ph. H. 
Wicksteed, Edgeworth, Bowley ?1), Irving Fisher, Sidg- 
wick, Patten, Marshall, in Dänemark Harald Westergaard, 
in Schweden Knut Wicksell22), in Holland D’Aulius de 
Bourouill, A. Beaujou, A. J. Cohen Stuart, in der Schweiz 
P. Boninsegni®) (Lausanne), in Italien, dem Land, in dem 
die exakte Forschung augenblicklich am intensivsten ge- 
trieben wird, Enrico Barone®), M. Pantaleoni), Luigi 
Amoroso2), v. Furlan (Basel), Tullio Martello, Guido 
Sensini, Marco Fanno®), D. Berardi, F. Insolera, G. de 
Ruggiero 38), E. Antonelli. 

Die von diesen Autoren behandelten Probleme wer- 
den im allgemeinen mit den Hilfsmitteln der Analysis 
behandelt, da es sich in der Wirtschaftswissenschaft im 
allgemeinen um Funktionen mehrerer Veränderlichen han- 
delt, die einer graphischen Darstellung nicht mehr fähig 
sind. Nur in seltenen Fällen, zu didaktischen Zwecken, 
oder wenn es sich darum handelt, ein Problem in erster 
Annäherung, d.h. mit Hilfe von Funktionen von nur 
einer Veränderlichen zu studieren, wird von der graphi- 
schen Darstellung Gebrauch gemacht (besonders in der 
englischen und amerikanischen Literatur). 

Überhaupt nicht scheinen vom Ausland Fragen der 
Einzelwirtschaft behandelt zu werden. Dies muß beson- 
ders hervorgehoben werden. Ist doch die Einzelwirtschaft 
einer viel exakteren rechnerischen Erfassung fähig als 
die Volkswirtschaft! Während sich bei uns in den letzten 
Jahren langsam die Erkenntnis Bahn bricht, daß die 
Volkswirtschaftslehre wesentlich gefördert werden katın, 
wenn sie die aufbauende Zelle der Gesamtwirtschaft, die 
Einzelwirtschaft, als ihre wahre Grundlage anerkennt und 
ihre Gesetze erforscht, scheint das Ausland von dieser Be- 
wegung in keiner Weise berührt worden zu sein und auch 
von sich aus sich nicht dem eingehenden Studium der 
Einzelwirtschaft zuzuwenden. 

Zum Schluß sei noch auf ein Problem hingewiesen, 
das heute in besonders starkem Maße erforscht wird, 
das der »Dynamik«, der »wirtschaftlichen Entwicklung«. 
Die Arbeiten Paretos und anderer Gelehrten beziehen 
sich wesentlich auf die Probleme der Wirtschaft im 
»statischen« Zustande, d. h. eines Zustandes, in dem die 
vorhandenen Güter usw, in bestimmten festen, nicht ver- 


20) Seine seit langem vergriffenen Werke »Wesen und 
Hauptinhalt der theoretischen Nationalökonomie« und »Theo- 
rie der wirtschaftlichen Entwicklung« werden soeben bei 
Duncker & Humblot, Leipzig, wieder neu aufgelegt. 

21) Von Bowley ist soeben ein diese Fragen behandelndes 
Buch »The mathematical groundwork of Economics« erschie- 
nen, dessen Besprechung in dieser Zeitschrift erfolgen wird. 

22) Wicksell, Finanzlechnische Untersuchungen, Jena 1896. 

23) Von Prof. Boninsegni ist soeben der erste Band eines 
größeren Werkes erschienen, das der exakten Theorie der 
Wirtschaft gewidmet ist (s. die Besprechung in diesem Heft). 

3) Barone, Principii die economica politica pura, Rom 
1889, und zahlreiche Aufsätze im Giornale degli Economisti. 

25) Pantaleoni, Principii de economica pura, 1894. 

36) Einige seiner wichligeren Arbeiten sind (sämtlich im 
Gi. d. Econ.): 1911, La teoria malemalica alle monopolio trat- 
tata geometricamente; 1912, La distribuzione della richezza 
come fenomerio di diffusione; 1914, Sopra la teoria della 
variazioni di valore della moneta, 

21) Seine wichlige Monographie: Contributo alla Theoria 
dellofferte a costi congianli (Beiheft zum Gi. Econ., 1914). 

38) L'Economica e la mecanica (Gi. Econ., 1911). 
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änderlichen Mengen gegeben sind. Nur die Verteilung 
der einzelnen Mengen darf sich ändern. Läßt man diese 
Voraussetzungen fallen und betrachtet jetzt die vorhan- 
denen Mengen als Funktionen der Zeit, so befindet man 
sich im Bereiche der »Dynamik«. Der Bewältigung dieser 


Fragen stehen noch eine Reihe von Schwierigkeiten gegen- 
über. Die einzige Arbeit, in der in dieser Richtung ei 
kleiner Fortschritt erzielt worden ist, stammt von Pareto: 
»Le equazioni del equilibrio dynamico« (Gi. Econ. 1901). j 

[sie] 


Versuch einer sachgemäßen Lohnbemessung. 
Von Prof. a. D. Alexander Rothert, Sanok. } 
Inhalt; Zerlegung der an den Arbeiter je nach seiner Tätigkeit zu stellenden Anforderungen in fünf Bestandteile und 


Bewertung jedes derselben durch eine Punktzahl (1 bis 5). Nach Zuschlag einer dem Lebenshaltungsminimum 


entsprechenden festen Punktzahl ergibt die Summe aller Punkte eine dem üblichen Lohn proportionale Zahl. 


Im Jahre 1918 hatte der Verfasser Gelegenheit, als 
sachverständiger Berater der Russischen AEG-Fabriken in 
Charkow bei der vollständigen Taylorisierung der Werk- 
stätten behilflich zu sein. Aus diesem Anlaß wurde von- 
seiten der Arbeiter die Frage aufgeworfen, nach welchen 
Gesichtspunkten die Höhe des Lohnes der verschiedenen 
Arbeitergruppen zu bemessen sei. Während die Fabrik- 
leitung wie überhaupt Südrußland damals noch nicht 
bolschewistisch war, befand sich die Petersburger Ver- 
waltung der Gesellschaft bereits in. bolschewistischen 
Händen und damit in den Händen der bolschewistischen 
russischen Regierung, da die Mehrheit der Aktien schon 
vor dem Umsturz im Besitz der Regierung war. 

Es war nun der Delegierte der Petersburger Regierung, 
der diese Frage aufwarf und bereits einen etwas rohen 
Plan einer solchen Lohnbewegung aus Petersburg mit- 
gebracht hatte. Um ihn zu beschäftigen, wurde er be- 
auftragt, diesen Plan besser auszuarbeiten; es gelang 
ihm aber nicht, etwas praktisch Verwertbares vorzu- 
schlagen. So kam es, daß sich der Verfasser für diese 
Frage interessierte und sie zu lösen versuchte, Als erste 
Anhaltspunkte dienten das Maximum und das Minimum 
des erarbeiteten Lohnes unter Berücksichtigung ver- 
schiedener Zwischenstufen, je nach den Anforderungen 
an den Arbeiter bzw. je nach Art der Arbeit. " 

Zunächst hängt die Bezahlung von der Leistungsfähig- 
keit des Arbeiters ab. Es handelte sich also darum, eine 
Formel zu finden, um die verschiedenen Abstufungen 
bzw. Grade dieser Fähigkeit auszudrücken und zu berück- 
sichtigen. Zu diesem Zwecke mußte der Versuch unter- 
nommen werden, den allgemeinen Begriff der Leistungs- 
fähigkeit zu unterteilen. Die Bestandteile derselben 
können sehr verschiedener Art sein, wie z.B. Hand- 
fertigkeit in der Ausführung der Arbeit, Anforderung an 
die Körperkraft oder die gespannte Aufmerksamkeit, an 
die Sorgfalt in der Ausführung, an die Erfahrung usw. 
Die Hauptaufgabe bestand in einer Feststellung dieser 
Bestandteile und in der Bestimmung, welche von diesen 
Bestandteilen für gewisse bekannte Arbeiten und Ar- 
beiterkategorien erforderlich sind, vom einfachsten Ar- 
beiter, der den Hof der Fabrik zu fegen ‘hatte oder vom 
Nachtwächter angefangen bis zum befähigsten, selbstän- 
digen Facharbeiter. 

Das Ergebnis eingehender Untersuchung war, den 
Begriff der Leistungsfähigkeit in 5 grundlegende Bestand- 
teile zu zerlegen, deren verschiedene Gruppierung in ver- 
schiedenem Ausmaße als Endsumme eine bestimmte Stufe 
der Leistungsfähigkeit bzw. Befähigung ergibt, wie sie 
für eine gegebene Arbeit erforderlich ist. 

1. Vielfach ist die Leistung des Arbeiters von seiner 
Anstrengung abhängig. Die Anstrengung kann eine 
physische oder eine geistige bzw. nervöse sein. Maß- 
gebend ist jedenfalls. in beiden Fällen die Wider- 
standsfähigkeit gegen Ermüdung. 


2, Die Leistung des Arbeiters hängt von der Hand- 
fertigkeit bzw. Uebung oder von der aus frühere 
Tätigkeit geschöpiten besonderen Erfahrung ab. r 

3. Für viele Arbeiten spielt eine große Rolle die 
leichte und schnelle Beobachtungs- bzw. Auffas- 
sungsgabe, wie z.B. das Verständnis, Zeichnungen 
zu lesen, und auch die Selbständigkeit. 

4, Zur nächsten Gruppe gehört die Sorgfalt bzw. 
Genauigkeit bei der Arbeit, 

5. Schließlich müssen bei manchen Arbeiten Zu- 
verlässigkeit und Verantwortungsgefühl yı 
langt werden, 


Einige Beispiele geben größere Klarheit. Für einen 
Nachtwächter kommt in erster Linie Zuverlässigkeit und 
Verantwortungsgefühl in Betracht (5), dagegen keine 
physische oder geistige‘ Anstrengung; eventuell käme 
nur eine nervöse Anstrengung in Frage (1). Er brauch 
weiter keine Uebung (2), keine Selbständigkeit oder Ai 
fassungsgabe (3) oder Sorgfalt (4). Die Zuverlässigkeit 
spielt dagegen unter Umständen eine große Rolle, Für 
einen einfachen Transportarbeiter der niedrigsten Stufe 
kommt häufig nur die physische Kraft bzw. Anstrengung 
in Betracht; für eine höhere Stufe eventuell z. T. phy- 
sische Kraft, z.T. ein gewisses Verantwortungsgefühl 
oder eine gewisse Sorgfalt, je nach der Art der Arb t 
oder der zu behandelnden Güter. : 


` Die niedrigste Erwerbsstufe, entsprechend normaler 
weise der niedrigsten Fähigkeitsstufe, wird offenbar in 
der Hauptsache von dem Minimum der Lebenshaltungs- 
kosten abhängen, in erster Linie von den Kosten dei 
Ernährung mit nur geringen Zuschlägen für andere Be 
dürfnisse. Zur Zeit der Bearbeitung dieser Frage betrug 
der niedrigste Lohn eines ungelernten erwachsenen Ar 
beiters in Charkow etwa 7 Rbl, der höchste üblich 
Akkordverdienst eines gelernten Facharbeiters etwa 26 Rbi 
für den Achtstundentag. Auf diesen Ziffern fußend ver 
suchte der Verfasser die Befähigung verschiedener Ar 
beiterklassen in der Weise ziffernmäßig zu erfassen, daß 
der Anteil jedes der oben erwähnten 5 Elemente an der 
Befähigung des Arbeiters mit den Ziffern 0 bis 5 be 
wertet wurden, wobei die Zahl 1 einen geringen, 3 einen 
mittleren und 5 einen großen Anteil bedeutete. Zu diesen 
Zahlen kam jedesmal als feste Quote die Zahl 5 für das 
Minimum der Lebenshaltung hinzu. 

Für einen einfachen Nachtwächter, dessen Haupt- 
aufgabe nur darin besteht, anwesend zu sein, und dessen 
Haupterfordernis ein gewisses Verantwortungsgefühl ist 
und außerdem eine gewisse Nervenkraft (gegen das 
schlafen), erhält man so neben der festen Zahl 5 eine 1 
für die niedrigste Stufe der Zuverlässigkeit und eine 
weitere 1 für die Anstrengung gegen das Einschlafen. 
Zusammen erhält man also 7 Rbi, was auch tatsächlich 
der Erwerbsstufe eines Nachtwächters entsprach, P 
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Damals konnten die so erhaltenen Ziffern direkt be- 
nutzt werden. Für andere Verhältnisse bzw. andere Zeiten 
müssen die erhaltenen Ziffern mit entsprechenden Fak- 
toren multipliziert, bzw. eine andere Grundzahl für das 
Lebenshaltungsminimum benutzt werden. 


Tafel. 


Mittlerer wirkl, 
Tagesverdienst | 


Arbeiterklasse 


Grundzahl 


Anstrengung 
Selbständigkeit 


Zuverlässigkeit 


Zusammen einschl. 


Führer eines großen Kranes . 
Modelltischler für große Stücke . 
Montageschlosser für ga Ma- 
schinen . 
Montageschlosser für ganz große Ma- 
schinen . . , |515|15|3]26 
Anreißer für große schwierige ‘Stücke 5121 
Former für große schwierige Stücke | 5126 
Bedienung eines großen Härteofens |523| 
Zuschläger in der Schmiede . . | ‚0114| 
Schmied für einfache kleinere Arbeiten 3|26 


Schichten von Ankerblechen kleiner [ag 
5 Dynamos . . 0/11] 
3% Maschinelle Wickelei kleiner Rotoren | 1/10 
È f Stanzen von Ankerblechen kleiner 
er er sin) 


Automatendreher . . 101310)0)5]13 


Die Tafel enthält ähnliche Zahlen für einige Arbei- 
terklassen, deren damaliger Tagesverdienst dem Verfasser 
bekannt war und auch in der Tafel angegeben ist. Wie 
man sieht, stimmen die der Wirklichkeit entnommenen 
Zitfern ganz gut mit der Berechnung überein, Größere 
Unterschiede bemerkt man bei den Zahlen für den An- 
reißer und für den Zuschläger in der Schmiede, Sie er- 
klären sich vielleicht durch den zufälligerweise größeren 
oder kleineren Lohn des betreffenden Individuums. Die 
Arbeitslöhne hängen bekanntlich immer in gewissen Gren- 
zen von der Energie oder der Tüchtigkeit des Meisters 
ab tnd auch von anderen zufälligen Einflüssen. Die 
hier beschriebene Methode dürfte vielleicht gerade ge- 
eignet sein, dieser gewissen Willkür Einhalt zu gebieten, 
die Höhe des Arbeitslohnes von persönlichen Einflüssen 
unabhängig zu machen und die ganze Frage gewisser- 
maßen auf objektiver Grundlage aufzubauen und ihr 
den Charakter der wissenschaftlichen »Meßbarkeit« zu 
verleihen. 

Aus der Tafel ersieht man weiter, daß für weibliche 
Arbeiter die berechneten Zahlen weniger gut mit der 
Wirklichkeit übereinstimmen. Die tatsächlichen Löhne 
betragen nämlich hier nur 85 bis 92 vH der nach der 
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Formel berechneten Sollwerte. Dies dürfte der allge- 


mein beobachteten Tatsache entsprechen, daß weibliche 
Arbeit geringer entlohnt wird. In anderen dem Ver- 
fasser bekannten Verhältnissen beträgt der Lohn weib- 
licher Arbeiter z, B. 24,80 bis 31,20, gegenüber 33,20 
bis 41,20 bzw. 28,80 bis 35,20 Rbl. für männliche Werk- 
statt- bzw. Hofarbeiter. Das Verhältnis beträgt hier 
auch nur 75 bzw. 87 vH. Dasselbe wird wohl allgemein 
auch für minderjährige Arbeiter zutreffen. Diese Erschei- 
nung ist wohl, z.T. wenigstens, auf das ewig gültig blei- 
bende Gesetz von Angebot und Nachfrage zurückzuführen. 

Ein gutes Beispiel hierfür liefert die letzte Zeile der 
Tafel, welche die Lohnverhältnisse eines Automaten- 
drehers betrifft. Nach der Formel erhält man die Summe 
13, während der tatsächliche Tagesverdienst 22,5 betrug. 
Dies erklärte sich damals dadurch, daß die Arbeiter- 
verbände die Automatendreher ganz ungerechtiertigter- 


weise zu den gelernten Drehern zählten, während es doch 
in Wirklichkeit ganz ungelernte Leute sind, die nur in 
wenigen Wochen für die Ausführung einer sich immer 
wiederholenden, immer gleichen Tätigkeit einfach »an- 
gelernt« sind, 

Außer dem Einfluß des Verhältnisses von Angebot 
und Nachfrage auf die Lohngestaltung gewisser Ar- 
beiterklassen können noch andere Einflüsse in Betracht 
kommen, die bisher nicht erwähnt sind, z. B.: 


1. Gefährlichkeit oder Schädlichkeit gewisser 
Arbeiten für die Gesundheit oder die Kleidung und 
dergl., 

. Unangenehme Eigenschaften mancher Ar- 
beiten wie Geräusche, Gerüche, Schmutz, Hitze, 
Kälte oder Abhängigkeit vom Wetter usw., 

. Unstetiger Charakter der Arbeit, wie dies 
z. B. bei Maurern, Arbeitern in Zuckerfabriken usw. 
der Fall ist. 

Diese Einflüsse könnten durch Zugabe einer oder 
mehrerer Spalten in der Tafel berücksichtigt werden 
oder durch Einführung gewisser Koeffizienten, mit denen 
die aus der Formel erhaltenen Zahlen zu multiplizieren 
wären; das letztere insbesondere ‚bei unstetigem Cha- 
rakter der Arbeit, 

Die hier gegebenen Ziffern beziehen sich auf die 
in der Maschinenindustrie meist üblichen Verhältnisse, 
wonach die Stücklohnsätze gewöhnlich von den Mei- 
stern nach Gefühl bemessen werden und dann früher 
oder später gekürzt werden, falls der Arbeiter zu viel 
an ihnen verdient. In allen solchen Betrieben hat dieses 
Verfahren bekanntlich zu einer vorsätzlichen Leistungs- 
beschränkung seitens der Arbeiter geführt, so daß der 
Akkordarbeiter in Wirklichkeit nie so viel verdient als 
er bei gegebenem Stücklohn verdienen könnte, falls er 
vor dessen Kürzung gesichert wäre, 

Für Betriebe, in denen nach Taylor die Zeit oder 
die Leistung nicht roh geschätzt, sondern berechnet 
wird, so daß der Arbeiter wirklich so viel leistet 'als 
er ohne Übermüdung kann, muß auch der Verdienst ent- 
sprechend höher bemessen werden, unabhängig davon, 
ob es sich um Zeitlohn oder eines der vielen »anspornen- 
den« Lohnsysteme handelt. Dasselbe gilt für wirklich 
ausgiebige Stücklohnarbeit in solchen Betrieben, wo die 
Akkorde gegen Kürzung gesichert sind, auch wenn der 
Arbeiter bei erhöhter Leistung verhältnismäßig viel dar- 
an verdient. 

Für solche Fälle muß der nach der Formel errech- 
nete Lohn entsprechend erhöht werden. Dies ließe sich 
vielleicht am einfachsten dadurch berücksichtigen, daß die 
für Anstrengung und Übung gegebenen Zahlen höher be- 
messen werden, erforderlichenfalls über 5 hinaus. Unter 
Anstrengung wäre dann häufig eine von der körperlichen 
Anstrengung unabhängige Anspannung der Nerven zu 
verstehen. Die anderen drei Spalten: Selbständigkeit, 
Sorgfalt und Zuverlässigkeit haben auf die Größe der 
Leistung keinen Einfluß. 

Unter den hier geschilderten russischen Verhältnissen 
deckte sich bei der Annahme von 5 Punkten als Grund- 
zahl für das Minimum der Lebenshaltung die jeweils für 
die Bewertung einer Arbeiterklasse errechnete Punktzahl 
mit der Anzahl Rubel des Lohnes. Bei einer Uebertragung 
des hier entwickelten Berechnungssystems auf andere 
Verhältnisse unter gleichzeitiger Beibehaltung der an- 
gegebenen Bewertungsziffern und der Grundzahl wird das 
Ergebnis nicht mehr mit dem Lohn, gemessen in Wähs 
rungseinheiten übereinstimmen. Insbesondere kann die für 
das Lebenshaltungsminimum einzusetzende feste Grund- 
zahl (hier 5) kleiner oder größer ausfallen im Verhältnis 
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zu den Punkten für die Bestandteile der Befähigung. 
Besonders in Europa war oder ist dies noch nach dem 
Kriege meist der Fall. Das System ist trotzdem allgemein- 
gültig; man muß nur den Wert der Grundzahl G fest- 
stellen und ebenso den Faktor n, mit welchem die Summe 
aller Punkte multipliziert werden muß, um den wirklichen 
Lohn zu erhalten. Diese zwei Werte G und n lassen sich 
leicht berechnen, wenn für irgendwelche zwei Arten von 
Arbeiten sowohl die tatsächlichen. Löhne als auch die 
Summen der Bewertungspunkte C (ohne Einschluß der 
Lebenshaltungsgrundzahl) bekannt sind; am besten dürfte 
der größte und der geringste Lohn als Grundlage für 
die Rechnung dienen. 

Wenn wir mit L, den einen Lohn und mit P, die 
Summen der angehörigen Befähigungspunkte (ohne Grund- 
zahl G) eines Arbeiters bezeichnen, mit Le und P, die 
entsprechenden Ziffern für einen zweiten Arbeiter, so 
erhalten wir die Gleichungen: L,=(G-+P,)n und 
L,=(G-+-P;)n. Hieraus erhalten wir n= hh, so daß 
die unbekannte Grundzahl hierdurch ausgeschaltet wird. 


Da uns (L; — La) sowie (P, — Po) bekannt sind, können 
wir so den Faktor n berechnen und dann auch die Grund. 
zahl G. 1 
Beispiel: Lohn in beliebiger Währung, z. B. Pfennig, 
pro Stunde 
Lı =92 Punktzahl P, =15 n-%o# 84 
L= 44 Sp nr 
Für die Grundzahl G erhalten wir jetzt: 


und als Kontrolle: 
8+15=23 23x4=92=L, 
8+ 3=11 1x4=4=L, 

Diese Methode der Berechnung des Zeitlohnes sei 
hier als erster dem Verfasser bekannter Versuch einer 
wissenschaftlichen Erfassung dieser Frage beschrieben, 
Mögen diese Zeilen zu einer ausgiebigen Besprechung 
führen, aus der sich dann vielleicht eine wirklich brauch“ 
bare Methode entwickeln läßt. [3130] 


Erhebungen über die Berufsfreudigkeit von Lehrlingen einer Werkschule. 


Von Gewerbelehrer Ing. Gustav Krüger, Berlin-Siemensstadt. 


Inhalt; Systematische Untersuchungen in einer Werkschule gaben lehrreichen Aufschluß über 


das Berufsziel der Lehrlinge, den Prozentsatz der mit dem Beruf Unzufriedenen, 


über die Gründe für die Arbeitsunlust und die Wege zur Förderung der Berufsfreude. 


In der Werkschule eines Berliner Großbetriebes ver- 
anstaltete der Verfasser eine Umfrage, um praktische 
Unterlagen für die Beurteilung der Berufsfreudigkeit der 
Lehrlinge zu gewinnen. Den Lehrlingen wurden 9 Fragen 
zur Beantwortung vorgelegt, in deren Mittelpunkt die 
Frage nach der Arbeitslust stand. Die Beantwortung 
erfolgte in der Werkschule nach vorhergehender Vorbe- 
reitung zur Beseitigung jedes Mißtrauens. Um die Lehr- 
linge zu veranlassen, aus sich heraus zu gehen, wurde 
keine Namensnennung verlangt. Diese Fragen lauteten: 

1, Wie alt sind Sie? 

2. Wie lange lernen Sie jetzt? 

3. Was wollen Sie werden? 

4. Hatten Sie bei Beginn der Lehre Lust zu dem Beruf? 

5. Haben Sie erst während Ihrer Ausbildungszeit Lust 

zu Ihrem Berufe bekommen? 

6. Haben Sie jetzt noch Lust zum Berufe? 

7, Wenn nicht, schildern Sie, wodurch Sie die Lust 

verloren haben? 

8. Wie kann nach Ihrer eigenen Ansicht die Arbeits- 

lust gefördert werden? 

9. Womit beschäftigen Sie sich in Ihrer Freizeit? 
en 100v Für den beabsichtigten Zweck hatten die 
Fragen 1,2 und 9 untergeordnete, die Fragen 
3 bis 8 wesentliche Bedeutung. Nachstehend 
sort sollen die daraus gewonnenen Erfahrungen 
näher betrachtet werden. 
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Abb. 2. 
Abb. 1 Antworten auf die Frage nach dem 


Antworten auf die Berufsziel. gesondert nach den Klassen 
Frage nach dem der begabten (A) und der schwächeren 
Berufsziel, Lehrlinge (B). 


Als Antwort auf die Frage 3: »Was wollen Sie wer 
den?« (Abb. 1) sollte das erhoffte Berufsziel ange; 
ben werden. Bemerkenswert ist, daß von 378 Lehrlingen 
76 ein theoretisches Berufsziel anstreben (Ingenieur, Kon- 
strukteur, Techniker, Zeichner, technischer Kaufmann), 
Diese Zahl erscheint reichlich hoch und es ist sicher, 
daß hier bei manchem’ Lehrling ganz falsche Vorstel- 
lungen vorhanden sind. Bei manchem spielt auch jugend- 
liche Selbstüberhebung eine Rolle, In einigen Fällen ist 
die Erkenntnis der Ungeeignetheit zur praktischen Tätig- 
keit die Triebfeder gewesen. Daß auch bei theoretisch 
nicht Veranlagten 5 - 
der Wunsch vorhan- a -— —— —4 : 
denist, einmaletwas s| —-! N 


„Besseres« zu wer- i U 
4o t 
7 


den, geht aus Abb. 2 | 
hervor Eszeigt,daB”| | 
in den B-Klassen, 7° 
welche weniger gut25———- 
veranlagte Schüler zo) bi 
enthalten, ebenfalls | | _ 
der Wunsch nach a | 
theoretischer Be- | Ar VER EN | 
schäftigung vorhan- $ a a 
den ist, wenn auch Gasser 2 3 ? 5 Go 
nicht in dem Maße, Rrzwza 5 
bei wie den Lehrlin- Abb. 3. Zahl der Lehrlinge (in vH der Gesamt- 
gen der A-Klasse. zahl), die einen theoretischen Beruf wählen 
Interessant ist, wollen, in den 8 Klassen der Ausbildungszeit‘ 
daß mit zunehmendem Alter der Wunsch wächst N 
einen theoretischen Beruf zu ergreifen (Abb.3). Hier” 
scheint ein Zusammenhang mit der Werkschule zu be- 
stehen, denn in den höheren Klassen werden Themen 
behandelt, die dem Lehrling, trotzdem die Form der Dar 
bietung eine recht einfache ist, als etwas ganz beson- 
deres erscheinen (Schnittgeschwindigkeit, Festigkeitslehre r 
usw.). Abb. 3 zeigt für die beiden 8. Klassen das em 2 
schreckende Ergebnis, daß nur etwa die Hälite der Lehm © 
linge in der Praxis zu bleiben beabsichtigt. Das bedeutet 
natürlich einen unhaltbaren Zustand und widerspricht 
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dem Ziel der Werkschulen, Qualitätsarbeiter 
heranzubilden. 

Aufklärung über die technisch-theoretischen Berufe und 
maßvolle Beschränkung des dargebotenen Stoffes in der 
Werkschule in engster Anlehnung an die Bedürfnisse der 
Praxis sind notwendig, 

Nur ein geringer Prozentsatz beantwortete die Frage 4: 
»Hatten Sie bei Beginn der Lehre Lust zu dem 
Beruf«? (Abb.4) mit einem klaren »Nein«, So bedauer- 
lich diese Fälle sind, sie werden sich doch nicht ganz 
vermeiden lassen, da sich nicht jeder bei der Einstellung 
geäußerte Wunsch befriedigen läßt. Die Antworten auf 
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während der Ausbildung 


bei Beginn der Lehrzeit. geschwunden ist. 


die nächstiolgende Frage 5: »Haben Sie erst während 
der Ausbildungszeit Lust zu Ihrem Berufe 
bekommen?% (Abb. 5) bestätigen, daß die große Mehr- 
zahl der anfangs Unlustigen und Gleichgültigen durch 
die Bekanntschaft mit der Praxis Arbeitsfreude erhalten 
hat. Mancher verlor sie allerdings späterhin wieder, es 
waren aber nicht immer die anfangs Unlustigen oder 
Oleichgültigen, sondern auch solche, welche bei Beginn 
der Lehre Lust zum Berufe zeigten, 

Die Zahl derer, die die Frage 6: »Haben Sie jetzt 
noch Lust zu Ihrem Berufe?« (Abb,6) mit »ja« be- 
Antworteten, ist gegen das Ergebnis der Frage 4 etwas 
gestiegen, aber auch die Zahl derjenigen, welche die Frage 
mit »nein« beantworteten. Abb.6 ergibt die Zahl der- 
jenigen, welche zurzeit keine oder verminderte Arbeits- 


freude zeigen, mit 17 vH. Mag hierunter auch so mancher 


fallen, bei dem die Arbeitsunlust eine vorübergehende 
Erscheinung ist, so bedeutet praktisch die Zahl einen Ver- 
lust, und zwar für den Lehrling selbst, indem er keinen 
Fortschritt in seiner Ausbildung macht, dann für das 


 Kusbildungspersonal, ‘welches mit einem unirohen Men- 


schen nicht viel anfangen kann, und schließlich für das aus- 
bildende Werk, welches den Lehrling später als erstklassi- 

Arbeiter in seinen Werkstätten sehen möchte. Bemer- 
kenswert ist, daß sich die Unlustigen auf alle Jahrgänge 
gleichmäßig verteilen, 

Von größter Wichtigkeit sind daher die Antworten 
Aut Frage 7: »Schildern Sie, wodurch Sie die Lust 
verloren haben?% (Abb. 7). Eine ganze Anzahl wesent- 


i licher Punkte sind es, die sich noch in den Betrieben ab- 
stellen lassen. Damit würde dem Lehrling die Arbeits- 


freude wiedergegeben und die Wirtschaftlichkeit des Be- 
triebes erhöht, 

a) Wird der Lehrling durch Facharbeiter beeinflußt, 
die ihn in der Werkstatt vom Beruf abraten, so ist 


hiergegen wenig auszurichten. Kommen derartige Fälle 
zur Kenntnis des Lehrlingsmeisters oder eines anderen 
Vorgesetzten, so wird ein freundliches Aufmuntern und 
gutes Zureden am Platze sein, um den Lehrling über die 
hemmenden Einflüsse hinwegzuhelfen, 

b) Im letzten Lehrjahre wird einige Male die Er- 
kenntnis fehlender Eignung ausgesprochen. Es 
handelt sich hier sicher um Lehrlinge, welche von Anfang 
an in ihren Leistungen schwach waren, die man aber 
aus falsch angebrachtem Mitleid weiter in der Lehre be- 
hielt. Derartige Fälle mahnen zur Vorsicht. Das Werk 
gewinnt mit den Ungeeigneten keinen tüchtigen Fach- 
arbeiter und dem jungen Menschen selbst wird seine 
Lehrzeit zu einer schweren Qual. 

c) Wenn einige Lehrlinge die Lust verloren haben 
durch die geringe Höhe der Erziehungsbeihilfe, 
so liegen sicher ungünstige häusliche Verhältnisse vor. 
Soweit diese zur Kenntnis der Vorgesetzten gelangen, 
wird sich hier stets Abhilfe schaffen lassen. 

d) Verbesserungen im methodischen Aufbau 
des praktischen Lehrganges sind notwendig und lassen 
sich mit Leichtigkeit durchführen, 


Schlechte Anleitung 


POJA Anderes Berufsziel 


Abb. 6. 


Abb. 7. 


Antworten auf die Frage nach 
den Gründen der Arbeitsunlust. 


Antworten auf die Frage 
nach der Lust zum Berufe 
zur Zeit der Umfrage. 


e)Die Anleitung in der Werkstatt erfolgt nicht 
immer in der rechten Weise, Der Lehrlingsmeister hat 
es gewiß nicht leicht. Er soll anleiten, erziehen und ist 
außerdem noch für seinen Betrieb verantwortlich. Den- 
noch muß er mit größter Ruhe und Sachlichkeit Erläu- 
terungen geben und sich besonders auch dem Unge- 
schickten widmen. Wenn auch zugegeben werden soll, 
daß eine etwas derbe Behandlung hier und da nicht zu 
umgehen ist, besonders bei Rüpeleien oder Ungehorsam, 
so muß doch angestrebt werden, bei Ungeschicklichkeit 
des Lehrlings von Körperstraien abzusehen, Denn ge- 
rade bei den praktisch schwach Begabten kann der Mei- 
ster zeigen, ob er zum Lehrlingsmeister berufen ist oder 
nicht, Eine sorglältige Auswahl des Ausbildungspersonals 
ist Grundbedingung für eine erfolgreiche Ausbildung von 
Facharbeitern, 

f) Das Berufsziel bewegt sich in anderer Richtung, 
Eine verhältnismäßig große Zahl (16 vH) derjenigen, 
welche keine Arbeitsireude mehr besitzen, führt diesen 
Grund an. Einige Lehrlinge haben erst während der 
Lehrzeit Einblick in einen anderen Beruf bekommen und 
zeigen nun Lust zu dem letzteren. Manchmal läßt sich 
noch frühzeitig genug eine Umstellung vornehmen, in- 
dem man den Lehrling in den erwählten Beruf hinein- 
führt, wenn zufällig Stellen frei geworden sind, Zur 
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Regel darf man derartige Berufswechsel jedoch nicht 
werden lassen. Andere haben nur unter einem ge- 
wissen Zwang der Eltern den Beruf ergriffen und kön- 
nen sich nicht damit abfinden. Die Fälle der letzten 
Art können nur vermieden werden, wenn bereits vor 
Beginn der Lehre versucht wird, festzustellen, ob frem- 
der Wille bei der Berufswahl von bestimmendem Ei.- 
fluß war, Man kann z.B. jedem Bewerber die Frage 
vorlegen: »Ergreifst Du freiwillig den erwählten Beruf ?« 
Hierher gehört auch eine möglichst eingehende Be- 
rufsaufklärung in Gestalt von Lichtbi.dvor.rägen oder 
Führungen durch die Werkstätten. Die Beruisaufk.ärung 
findet zweckmäßig vor der Eignungsprüfung statt. 

g) Der höchste Prozentsatz der Gründe, welche zum 
Verlust der Arbeitsfreude führten, wird durch die 
Massenarbeit erreicht. Die Frage der Massenarbeit 
und ihr Einfluß auf die Seele des Arbeiters ist schon 
oft untersucht worden. An dieser Stelle kann nur die 
Frage betrachtet werden, ob schon der Lehrling mit 
Massenarbeit beschäftigt werden soll oder nicht, Es ere 
scheint angebracht, ihn in der Lehrwerkstatt damit mög- 
lichst zu verschonen und erst kurze Zeit vor seiner Ver- 
setzung in die Betriebswerkstatt ab und zu in allmäh- 
licher Steigerung mit Massenarbeit zu beschäftigen, Ganz 
ohne Kenntnis der Massenarbeit darf er die Lehrwerk- 
statt nicht verlassen, Denn in der Betriebswerkstatt läßt 
sich die Beschäftigung mit Massena tikeln nicht vermei- 
den. Würde der Lehrling ganz ohne Kenntnis derariger 
Arbeiten in die Betriebswerkstatt kommen, so wäre die 
Enttäuschung noch größer, wenn er nun mit Massenarbeit 
beschäftigt würde, Auch die Werkschule muß hier auf- 
klärend wirken, indem im Unterricht der Zusammenhang 
zwischen Massenarbeit, Preisbildung und Fortschritt be- 
handelt. wird, 


h) In gleichem Maße wie über Massenarbeit wurde 
über schroffe Behandlung in der Werkstatt Klage 
geführt, Dieser Punkt deckt sich teilweise mit 7e, 
ungenügende Anleitung. Die Antworten zeigen klar, wie 
wichtig die unter 7e ausgesprochene Forderung nach 
geeignetem Ausbildungsmaterial ist. Es genügt nicht, 
fachlich tüchtige Männer mit der Ausbildung zu be- 
trauen, sie müssen auch pädagogisch veranlagt sein. 

i) Schließlich seien noch einige Gründe erwähnt, die 
jedoch untergeordnete Bedeutung besitzen, weil sie ver- 
einzelt geäußert wurden, z, B, manchmal fehlendes Werk- 
zeug, andere Vorstellung vom Beruf, Widerwillen vor der 
Fabrik, Lehrerwechsel, schlechte Zeugnisse, 

Auch bei Beantwortung der Frage 8: »Wie kann nach 
Ihrer eigenen Ansicht die Arbeitslust gefördert 


Die Bedeutung eines Voranschlages für die Betriebsleitung. 


Von Wallace Clark, beratender Ingenieur in New York. 
Berechtigte Uebertragung ins Deutsche!) von I. M. Witte, Berlin, 


Inhalt; Ein in der amerikanischen Industrie eingeführtes graphisches Verfahren, das u. a. auf dem Vergleich von 
Vorausberechnung und praktischem Verlauf wirtschaftlicher Vorgänge während bestimmter Zeitabschnitte 
beruht, ermöglicht dem Betriebsleiter eine dauernde Kontrolle aller Elemente des Unternehmens wie des 
Absatzes, des Auftragseingangs, der Kostenzusammensetzung usw. und die Ermittlung von Fehlerquellen. 


Wenn der Leiter eines industriellen Unternehmens 
nach längerer Abwesenheit zurückkehrt, so wird er beim 
Durchlesen der vorliegenden Betriebsberichte und bei 
Besprechungen mit seinen Mitarbeitern und Angestellten 
vor allem ein Bild über den Gang, über den Lauf der 


1) Nach einem Aufsatz in der amerikanischen Zeitschrift 
„Management and Administration“, Februar 1924. 


werden ?« (Abb. 8), tritt wie bei Frage 7 besonders 
Abneigung gegen Massenarbeit und der Wun: 
nach besserer Behandlung hervor, Beide we 
noch etwas übertroffen von dem Wunsche nach b 
serer Entlohnung. Die in der Lehrzeit gewä 
Erziehungsbeihilfe hat nach den Lehrjahren verschied 
Höhe, ist jedoch innerhalb eines Lehrjahres wieder 
gestuft, um den Lehrlingen einen Ansporn zu g 
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Abb, 8. Antworten auf die Frage, wie die Arbeitsfrende 
gefördert werden kann 


Sie beträgt durchschnittlich bei Abzug der Versiche: 
beiträge: 
im 1. Lehrjahre (14 bis 16jährige) 2,25 M wöchentlic 
“2 » (15° 3 177 2) 320% va 
» 3, » (16 » 18 » ) 450 » » 
» 4, » (17 » 19 » ) 600» » 
Arbeitsburschen beziehen in diesem Alter 8 bis 14 M. 
Es ist erklärlich, daß die Lehrlinge, denen die Lol 
verhältnisse bekannt sind, unzufrieden werden, weil 
ihre Tätigkeit höher einschätzen als die des ungelernte 
Arbeiters. Es wäre vielleicht angebracht, sehr tüchtigt 
Lehrlingen durch gelegentliche Akkordarbeiten die M& 
lichkeit zu höherem Verdienst zu geben. Besonders mi 
dieses Verfahren bei Massenarbeit geübt werden, wodure 
gleichzeitig eine Bekämpfung der damit vielfach verbum 
denen Unlustgefühle erreicht würde. \ 
Aus der Umfrage geht hervor, daß die Werkse) 
im allgemeinen mit der Art ihrer Ausbildung auf 
richtigen Wege ist, da nach Frage 6 jetzt noch 83: 
sämtlicher Lehrlinge Lust zu ihrem Berufe haben, 
kommt nun darauf an, die Zahl der Unlustigen nadh 
Möglichkeit zu verringern und in der Zukunft nied 
zu halten, wobei die erwähnten Wege zu beschreiten sin 
[s100] 


Arbeit erhalten wollen, was von größerem Interesse 
ihn sein dürfte als ein Schlußbericht über den a 
blicklichen Stand. Er wird nach dem gegenwärti 
Stand dieser oder jener Angelegenheit fragen, die ı 
haltenen Angaben aber mit früheren und ähnlichen 
vergleichen wollen, um auf die zukünftige En 
wicklung schließen zu können. 
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Von dem Beamten, dem die Leitung eines Betriebes 
anvertraut ist, wird vor allem erwartet, daß er die künf- 
tige Entwicklung des Werkes klar zu erkennen vermag, 
da, wo es erforderlich ist, den genommenen Kurs ab- 
ändert und im Interesse seiner Gesellschaft von günsti- 
gen Aussichten das Beste erreicht. Seine Bemühungen 
richten sich daher hauptsächlich auf die Zukunft, und 
er beschäftigt sich nur insofern mit der Vergangenheit, 
als sie ihm die nötigen Fingerzeige für die künftige Ent- 
wicklung geben kann. Er kann wohl Kommendes beein- 
flussen, niemals aber Vergangenes, bereits Geschehenes. 
In dem Bestreben, die Betriebsentwicklung und die 
- kommenden Ereignisse vorauszuschauen, kommt der Lei- 
_ ter immer mehr dahin, die verschiedenen Phasen des 
Betriebes nicht als ruhende, als statische, sondern als 
D Sy 


vH VanuarVebrvar\ März | April | Mai 


Meßverfahren zu finden. Saisonschwankungen, die wirt- 
schaftliche Lage im allgemeinen, das Vorgehen der Kon- 
kurrenz, die schwankenden Bedingungen in anderen Ab- 
teilungen des gleichen Betriebes — das sind alles Fakto- 
ren, die hier maßgeblich mitsprechen. Wo der Leiter 
eines Betriebes die Gesamtlage überblicken und analy- 
sieren und jedesmal, wenn ihm eine neue Zahl oder ein 
neuer Bericht vorgelegt wird, alle diese verschiedenen 
Faktoren von neuem wieder berücksichtigen muß, da 
wird diese Aufgabe als lästig empfunden und mit den 
Zeit sicher beiseite geschoben. Und doch weiß jeden 
an verantwortlicher Stelle stehende Beamte nur zu gut, 
daß er ohne innigsten Kontakt mit seinem Betrieb und 
mit der verwandten Außenwelt heute nicht mehr aus- 
kommen kann. 


Juni | Juli August Oktoberslorembe, bel 
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Abb. 1. 


Gesamtaufträge nach Art der Erzeugnisse. 


(Die Zahlen [in 1000 Dollar] zeigen den Voranschlag, die Linien die tatsächlichen Verkäufe an.) 


lebendige Kräfte zu betrachten. So gibt es z. B. einen 
mehr oder weniger gleichmäßigen Durchlauf des 
Materials durch die Fabrikationswerkstätten und des 
fertigen Erzeugnisses durch die Verkaufsabteilung. Die 
Folge hiervon sind in umgekehrter Reihenfolge neue 
Aufträge und Zufluß von Geld von der Verkaufsabtei- 
lung nach den Produktionsabteilungen. Nur wenn der 
Betriebsleiter davon überzeugt ist, daß die ihm unter- 
stellte Arbeit aus beweglichen Elementen besteht, wird 
er auch klar erkennen, daß seine Hauptaufgabe die Ueber- 
wachung dieser Kräfte und ihre zweckentsprechende 
Verteilung ist. 
Der erste Schritt nach dieser Richtung hin besteht 
in einer genauen Abschätzung oder Messung des Grades 
des Verlaufes dieser Bewegung. Die Faktoren, welche 
die Bewegung in einem Teil des Betriebes beeinflussen, 
sind indessen so mannigfaltig bzw. so schwer einwand- 
frei zu ermitteln, daß es schwer ist, hier das richtige 


Es gilt daher, ein Verfahren oder ein Hil'smittel 
ausfindig zu machen, das ihm auf schnellste und mög- 
lichst angenehme Art die Lösung dieser Aufgabe ge- 
stattet. Das Zweckmäßigste in diesem Fall ist ein ge- 
naues Analysieren der Wirtschaftslage im allgemeinen 
und der des betreifenden Betriebes im besonderen und 
das Aufstellen eines »Umsatzprogramms. Der 
zweckmäßigste Zeitpunkt für ein solches Programm ist 
der Anfang des Kalender- oder Geschäftsjahres, einer 
neuen Saison oder irgendeines anderen klar umrissenen 
Zeitabschnittes. 

Zu festgesetzten Zeiten laufen dann die Tätigkeits- 
berichte ein, und der Betriebsleiter kann die enthaltenen 
Daten mit seinem Voranschlag vergleichen. Wo unter 
Berücksichtigung aller mitsprechenden Faktoren große 
Abweichungen vom Programm verzeichnet sind, kann so- 
fort eingegriffen werden. Es ist auf diese Weise mög- 
lich, daß der Betriebsleiter sich lediglich mit den Fragen 
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beschäftigt und ihnen seine volle Aufmerksamkeit schenkt, 
die anders als vorgesehen laufen. 

Ein Beispiel aus der Praxis veranschaulicht dieses 
Verfahren. Der Leiter eines bestimmten Betriebes hat 
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genommenen Werbefeldzuges usw. für das Jahr 1923 
einen Absatz seiner Waren im Werte von 45000008 ver- 
anschlagt und dieses veranschlagte Gesamtergebnis 
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Abb. 2 Gesamtaufträge auf die Vertreter vertellt. 
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Abb. 3. Veranschlagte und tatsächliche indirekte Kosten. 


unter genauester Berücksichtigung des Geschäftsganges 
der verflossenen Jahre, der im kommenden Jahre zu er- 


2) Diese graphischen Tafeln, die dem Vergleich von Vor- 
anschlag und Endergebnis von Vorgängen im Produktions- 
prozeß dienen, finden in der amerikanischen Industrie unter 
dem Namen „Gantt-Oharts* (nach ihrem Erfinder H. L. Gantt) 
eine weitverbreitete Anwendung. Clark ist ein früherer Mit- 
arbeiter von Gantt und seit dessen Tode sein Nachfolger in 
der Einführung des Ganttschen Betriebsführungssystems. 


auf die einzelnen Produkte des Betriebes verteilt. S0 
wurde z. B. angenommen, daß das »Produkt A« 64 vH 
des Gesamtertrages, also 283800008, einbringen müßte i 
Die prozentuale Beteiligung der anderen Erzeugnisse 
wurde in ähnlicher Weise ermittelt (Abb.1)2). Man be 
achte, wie die Saisonschwankungen bei der monatlichen 
Aufteilung genau berücksichtigt wurden. 

Da die erwarteten Aufträge durch die Vertreter 
und die Verkaufsabteilung hereingebracht werden 
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sen, so ist es in gleicher Weise von Wichtigkeit, 
m Vertreter von Anfang an vorzuschreiben, was von 
ihm verlangt wird. Nachdem auf Grund der vorliegenden 
üheren Verkaufsstatistiken und auch hier unter voller 
icksichtigung des zu vertreibenden Artikels, des je- 
reiligen Marktes usw. bestimmte Voranschläge ermittelt 
"sind, werden diese ebenfalls in ein graphisches Schema 
bb.2) eingetragen. 
Sofort nach Eingang der monatlichen Berichte wer. 
<< n diese in Form von geraden Linien auf der Gantt- 
rte eingetragen und mit den bereits eingetragenen 
nschlagten Summen verglichen. Aus dem Verlauf 
er Linien ist klar ersichtlich, daß Voranschlag und 
hlicher Verkauf ziemlich genau übereinstimmen, ob- 
inzelne Vertreter bzw. einzelne Fabrikationsab.- 
ungen ihre Voranschläge weit überschritten oder auch 
nicht erreicht hatten. 
A land in Hand mit der Aufstellung des Verkaufs+ 
amms ging die eines Produktionsprogramms und 
von ausgehend eines Voranschlages der vor- 
sichtlichen Ausgaben. Beim Produktionspro- 
mm war es im Interesse einer möglichst das ganze 
hindurch gleichmäßigen Beschäftigung nötig, Spit- 
forderungen zweckentsprechend zu verteilen. Bei 
ostenaufstellung waren vor allem die direkten Löhne 
berücksichtigen, und zwar solche, die von Anfang an 
stimmten Aufträgen zugeschrieben werden konnten, 
ns die Materialkosten und drittens die Verwal- 
sskosten usw., die sogenannten »indirekten« Kosten. 
\bb.3 zeigt, wie diese letzte Kategorie von Kosten, 
indirekten, beobachtet wurden. Für jede Kostenart, 
hier aufgeführt wird, gab es wiederum eigene gra- 
hische Statistiken. Kam also dem Betriebsleiter irgend- 
dieser fünf Hauptposten ungewöhnlich hoch vor, 
inte er sich die Einzelkarten kommen lassen und 
jese Weise der Ursache der entstandenen Mehrkosten 
icht nachgehen. Das auf der Abbildung durchgeführte 
piel zeigt, daß sich die tatsächlich entstandenen 
sehr eng an den Voranschlag halten, daß also 
diesem Betrieb geführten Statistiken und die Vor- 
sicht des Betriebsleiters richtig waren. Diese Sta- 
stil en, die die monatlichen Ausgaben für Löhne, Mate- 
| und indirekte Ausgaben zeigten, wurden am Ende 
jeden Monats durch einen Bericht ergänzt, der 
‚ Belastungen für in Arbeit befindliche Aufträge, für 
tar und Stillstandzeiten anzeigte, Auf diese Weise 
man einen genauen Nachweis über das ausgege- 
e Geld, und es wurde insbesondere die Aufmerksam- 
sofort auf Umfang und Art der Stillstände gerichtet. 
Außerdem wurden noch andere graphische Karten 
hrt für die im Grundbesitz, in Gebäuden, in der 
inenausrüstung, im Rohmaterialienlager, in bearbei- 
Materialien und in Fertigprodukten sowie außerhalb 
Betriebes festgelegten Gelder. Auch für die rein 
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»finanziellen« Fragen wie Betrag der gelieferten Waren, 
des eingegangenen und des in bar vorhandenen Geldes 
usw. würden derartige Ucbersichtsblätter geführt. 

Die Endübersicht einer solchen Serie wird in der 
»Gewinn- und Verlustkarte« der Abb.4 gegeben. 
Hier sieht man die Bewegung des Werkes während 
der einzelnen Monate und schließlich zusammengefaßt zu 
einem Bild der jährlichen Tätigkeit eines Betriebes. 


Penn 
x ech he — Gesamtunternehmen 
== ofaobrikationsbatrieb --- Fabrikationsbetrieb 
~- Investierungen außerhalb 
des Befriebes 


Abb. 4. Gewinn- bzw. Verlustaufstellung. 
Die dünnen Kurven sind am linken Maßstab abzulesen und zeigen die 
monatlichen Gewinne an, die starken Kurven sind am rechten Maßstab 
abzulesen und geben den Gewinn- bzw. Verlust fortlaufend an. 


Das bisher beschriebene Ueberwachungsverfahren hat 
u.a. auch gezeigt, daß es stark dazu beiträgt, in Rich- 
tung und Ziel einer Unternehmung Klarheit zu bringen. 
Hat man die Absicht, für den Zeitraum eines Jahres 
oder auch eines kürzeren Zeitabschnittes das Fabrikations- 
programm im Voraus festzulegen, so ist es fast selbstver- 
ständlich, daß man in einem solchen Fall weit vorsich- 
tiger und gründlicher vorgeht, als wenn man stets nur 
ganz kurzfristig die Arbeiten festlegt. Außerdem erleich- 
tert ein solches langfristiges Programm dem Leiter eines 
Betriebes seine Aufgabe gewaltig und ermöglicht es ihm, 
seine wertvolle Zeit und Kraft dem eigentlichen Gang 
des Betriebes zu widmen. 


Die Vorteile, die das beschriebene Verfahren mit 
sich bringt, sind zunächst die Ueberzeugung, daß ein Be- 
trieb nicht aus ruhenden, sondern aus lebenden, stets in 
Bewegung befindlichen Kräften besteht, dann eine lau- 
fende, jederzeit sofort zur Verfügung stehende Ver- 
gleichsmöglichkeit zwischen Voranschlag und Wirklich-, 
keit und schließlich das volle Verständnis für die Ueber- 
wachung dieser wechselnden und einander kreuzenden 
Arbeitsströme. [s106] 


Niedlich: Interner Nachrichtendienst in Großbetrieben. 


In Großbetrieben und Konzernen ist es für die ein- 
zelnen Abteilungsleiter nicht ohne weiteres möglich, sich 
selbst über alle Erfahrungen, die an den verschiedenen 
Stellen des Konzerns gesammelt werden, laufend zu unter- 
richten, Selbst über Verbesserungen der Erzeugnisse, 
über Preise und über Lieferungsmöglichkeiten wird der 
einzelne häufig nur das mit aller erforderlichen Genauig- 
keit erfahren, was sein engeres Arbeitsgebiet betrifft. 
Zwar wird ihm das gesamte Werbematerial zur Ver- 
fügung stehen, aber es enthält nur die Daten, die auch 
jedem Außenstehenden, jedem Kunden zugänglich sind, 
während von ihm als Glied der Firma oder des Konzerns 
erwartet werden muß, daß er darüber hinaus Auskunft 
geben kann, Berücksichtigt man noch, daß jeder Abtei- 
lungsleiter auch wertvolle Anregungen erhält, wenn er 
sieht, wie in anderen Abteilungen gearbeitet wird, welche 
Erfahrungen dort gemacht werden usw., so scheint es der 
Mühe wert zu. sein, die Erfahrungen sämtlicher Abtei- 
lungen des einzelnen Werkes oder sämtlicher Glieder 
des Konzerns wechselseitig bekannt zu geben und für 
laufende Ergänzungen und Berichtigungen zu sorgen. 

Es genügt nicht, daß jede neue Drucksache, jede 
Preisliste und jeder Katalog allen Stellen beim Erschei- 
nen -zugestellt wird; diese Drucksachen brauchen eine 
gewisse Zeit zur Fertigstellung, und die Angehörigen 
des Konzerns sollen früher als die Oeffentlichkeit, zu der 
auch der Wettbewerb gehört, unterrichtet sein. Ein sehr 
untaugliches Mittel sind Rundschreiben. Diese tra- 
gen den Charakter von Briefen und verschwinden, nach- 
dem sie einmal durchgelesen sind — manchmal auch 
schon früher — in den Akten. Eine Hauszeitschrift 
ist schon besser, leidet aber an mangelhafter Uebersicht- 
lichkeit, da die jeweils erscheinenden Blätter nur nach 
der zeitlichen Folge, nicht sachlich geordnet abgelegt 
werden können. 

Die geeignetste und allen besonderen Bedürinissen am 
meisten anpassungsfähige Form für den internen Nach- 
richtendienst ist ein Handbuch aus losen Blättern, 
die in zwangloser Folge den einzelnen Büros zugesandt 
werden. Durch eine systematische Numerierung muß 
dafür gesorgt werden, daß sie in der richtigen Weise in 
das Buch eingelegt werden, und daß diese Reihenfolge 
auch eine wirkliche Uebersichtlichkeit gewährleistet. Alle 
„Besitzer eines solchen Handbtches müssen auch alle 
Berichtigungen erhalten, Die Versendung der Blätter 
und Berichtigungen muß von einer Zentralstelle erfolgen, 
für den Inhalt der Blätter und der Berichtigungen muß 
die jeweils bearbeitende Abteilung verantwortlich sein, 
Von größter Bedeutung ist eine praktische Nume- 
rierung der Blätter, die mit der Typenbezeichnung 
der Erzeugnisse und mit den Abteilungsbezeichnungen 
sinngemäß übereinstimmen muß, um für jeden Benutzer 
des Handbuches gleich übersichtlich zu sein. Das Dewey- 
sche Dezimalsystem bietet diese Möglichkeit. Seine 
Brauchbarkeit soll an einem Beispiele erläutert werden, 

Ein Unternehmen mit einer Zentralverwaltung, 4 Wer- 
ken und 15 Verkaufsstellen im Inland möge Pumpen, 
Kompressoren und Ventilatoren herstellen. Das Hand- 
buch wird in diesem Falle mit den Nummern von 1 bis 
40000 auskommen. Die Nummern 1 bis 9999 sind für den 
allgemeinen Teil vorgesehen. Blatt 1 wird Titelblatt, 


Interner Nachrichtendienst in Großbetrieben. 
Von Dipl.-Ing. Walter Niedlich, Berlin-Schöneberg. 


Inhalt; Für die gegenseitige Unterrichtung der einzelnen Abteilungen großer Betriebe empfiehlt sich die Aus- 
gabe von losen Blättern, die jederzeit berichtigt und ergänzt, und vor allem bei einer zweckmäßig 
gewählten Numerierung sachlich geordnet in einem Handbuch zusammengefaßt werden können. 


Blatt 10 kann eine Gebrauchsanweisung für das Handbuch 
enthalten, Blatt 100 (Beispiel 1) enthält eine Zusammen- 
fassung der Blätter des allgemeinen Teils. Ein einzelnes 
Blatt des allgemeinen Teils zeigt Beispiel 2, 


Beispiel 1. 
Abt, 9 Allgemeiner Teil, 
(Int. Nachr.) S oa 
1.1.1924 Gesamtübersicht. Ausgabe 1 
Nr. Gruppe Nr. Gegenstand f N 
1000 | Merkblätter | 1100 | Zentralverwaltung 
über Or- | 1200 | Werke 
| ganisation 1300 | Verkaufsstellen (Inland) 
| 1400 | Auslandsvertreter 
| 1500 | Tochtergesellschaiten 
f usw. 
.=- 
2000 | Merkblätter | 2100 | Lieferbedingungen für Inland 
für Verkauf | 2200 | Konsignationsbedingungen 
2300 | Montagebedingungen 2 
2400 | Richtlinien für Vertragsabschlüsse 
2500 | _ A 
2600 
| 2700 | . 
| 2800 | Lieferbedingungen für Ausland 
| usw. 
3000 | Merkblätter | 3100 | Marktpreise für Materialien 
für Einkauf | 3200 | Lieferantenverzeichnis f 
und | 3300 | Durchschnitislöhne | 
| Kalkulation | 3400 | Vorschriften für Selbstkostenberech- 
nungen 
| 3500 s. N 
| usw. 
4000 Ver- 4100 | Frachtsätze d 
schiedenes | 4200 | Richtlinien für Verpackung | 
4300 | Vorschriften für Anfertigung von i 
Zeichnungen i 
| 4400 nenn 
usw, = | A 
| > > 


Es folgen die Blätter der Gruppe »Pumpen« (Nr, 10000 
bis 19999), der Gruppe »Kompressoren« (Nr. 20000 
29999) und der Gruppe »Ventilatoren« (Nr. 30000 
39999). Das Beispiel soll mit einer näheren Betrachtu 
der letzten Gruppe noch weiter durchgeführt werde 
Das Blatt 30000 bildet das Inhaltsverzeichnis der fo x 
den Blätter und damit zugleich das Fabrikationsprog 
der Gruppe »Ventilatoren«, Das Beispiel 3 zeigt die 
Seite dieses Blattes, die zweite und, wenn nötig, d 
dritte und vierte Seite des Blattes enthalten die G 
34000 Schraubenradgebläse, 
35000 vollständige Anlagen, 
35100 Ventilationsanlagen, 
35200 Staubabsaugungen, 
35300 Spänetransportanlagen, 
35400 Transportanlagen für Körner, Rübe 
schnitzel und ähnliche Massengi 
35500 Entnebelungsanlagen, 
36000 Zubehörteile, 
37000 und 38000 bleiben frei für spätere Eintr“ 
gungen, d 
39000 fremde Zulieferungen. 
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Kruspi: Die rechtliche Verantwortung des Unternehmers. 


Beispiel 2. 


Abt. 2 
Techn Oberl. 
- 1. 2. 1924 


1220 
Ausgabe 1, 


— 
Briefanschrift: 

Fernsprecher: 

Drahtanschrift : 

Bahnanschrift für Stückgutsendungen: 


“für Wagenladungen: 
Techn. Leitung: Direktor NN. in Y, ..... 
Fernsprecher: Amt _ 


Kaufm. Leitung: Direktor PP. in Y, ` 
Fernsprecher: Amt , 


Das Werk Y ist das Hauptwerk für Ventilatoren und 
besitzt folgende Einrichtungen: 

Blechbearbeitung 
Eisengießerei (bis 5000 kg Stückgew.) 
Gesenkschmiede > 25 > » 
Hammerschmiede 
Mechanische Werkstatt 

- Metallgießerei (bis 250 kg Stückgew.) 
Modelltischlerei 
Revolverdr®herei 
Stanzwerkstatt. 


Als letztes Blatt des Handbuches (Nr. 40000) kann ein 


= alphabetisches Inhaltsverzeichnis angefügt werden, 


Die Herstellung der einzelnen Blätter richtet sich 
nach der Höhe der Auflage, Bei einer Auflage von 200 
bis 300 Stück empfiehlt sich Herstellung mittels Stein- 
druckes oder Zinkdruckes, für den sich beson- 
ders gut die sogenannte Schwarz-Presse bewährt hat. 
Bei kleineren Betrieben können die Blätter mittels eines 
billigen Vervielfältigungsverfahrens (Hektograph, 
P Schapirograph, Opalograph und dergl,) hergestellt werden. 
Zur Vermeidung von Doppelarbeit können Preislisten und 
andere Werbedrucksachen, die zur Versendung an die 
Kundschaft bestimmt sind und daher von vornherein in 
größerer Auflage gedruckt werden, in das Handbuch 
eingereiht werden. Es ist dann nur erforderlich, sie mit 
einer entsprechenden Nummer zu versehen. Die äußere 
_ Form der Handbuchblätter kann, wie in den Beispielen 


Beispiel 3. 


Abt. 30 
(Ventilatoren) 
1. VIII. 24 


30 000 
Ausgabe 3, 


Gegenstand 


30 000) Allgemei- 

nes über | 
Ventilatoren | 30 150 

30200 

30300 

30310 

30400 

30500 


30100| Gesichtspunkte, die bei Angeboten 
beachtet werden müssen 

Fragebogen dazu 

Rabattskala 

Vorratsliste 

Lieferzeitenliste 


Referenzenliste 


| Ventilatoren 

und Exhau- 

storen mit 
Blech- 
gehäuse 


31010| Allgemeines über V. und E. mit 
Blechgehäuse 
Niederdruckventilatoren fürRiemen- 
antrieb 
Desgl für direkte Kupplung mit 
Elektromotor 
usw, 


31100 
31200 


32 000| Ventilatoren 
und Exhau- 
storen mit 
gegossenem 
Gehäuse 


Allgemeines 
Schmiedefeuer-Ventilatoren 
usw. 


gezeigt ist, nach dem Muster der Normenblätter des 
N.D.I. gewählt werden. Als Format dürfte sich am 
besten Din-Format A5 (210X148) eignen. 

Die Vorteile des geschilderten Verfahrens sind groß. 
Jedes Handbuchblatt bildet ein in sich abgeschlossenes 
Ganzes. Trotz der zwanglosen Folge der Herausgabe 
fügen sich die Blätter systematisch, sachlich geordnet, 
ineinander im Gegensatz zu einer Hauszeitschrift. Die 
Uebersichtlichkeit ist kaum zu übertreffen. Ist die Nume- 
rierung nach einem klaren System gewählt, so prägt sie 
sich so schnell bei den Benutzern ein, daß mit einem 
Griff das gewünschte gefunden wird. Das Buch kann 
stets auf dem Laufenden gehalten werden, Ein veraltetes 
Blatt wird sofort durch ein neues ersetzt; die Zentral- 
stelle, die ein Verzeichnis aller Besitzer des Handbuches 
hat, gibt an diese eine Berichtigung sofort weiter, wenn 
sie von der bearbeitenden Abteilung gemeldet ist. Das 
Lose-Blätter-System ermöglicht es, einzelne Stellen mit 
Teil-Handbüchern zu versehen, die ebenfalls in der be- 
zeichneten Weise ergänzt und berichtigt werden. 
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Die rechtliche Verantwortung des Unternehmers’). 
II. 
Von Landgerichtsrat Kruspi, Berlin. 


Von den Handelsgeschäften. 
1. Teil, 
Inhalt: Allgemeine Vorschriften für Handelsgeschäfte — Umsatz von Waren. — Wesen des Kauf- 
vertrages. — Unterschiede von ähnlichen Verträgen. — Haftung des Verkäufers und des Käufers, 
Hatten sich die beiden ersten Aufsätze!) mit dem Be- 
ff des Kaufmanns, mit dem Firmenrecht und mit den 


einzelnen Arten der Gehilfen eines Unternehmers beschäf- 
tigt, so ist nunmehr der wesentlichste Inhalt des ge- 


nehmers für die von ihm abgeschlossenen Handelsge- 
schäfte zu behandeln. Auch hier sind zunächst die all- 
gemeinen Vorschriften über Handelsgeschäfte kurz zu 
betrachten, um sodann ausführlicher auf den wichtigsten 


stellten Themas, die rechtliche Verantwortung eines Unter- 
ee 
1) Vgl. T.u. W. 1924, S. 277; 1925, S. 67. 


wirtschaftlichen Vorgang, den Umsatz von Waren, den 
Verkauf und den Kauf von Sachen aller Art, einzugehen, 
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1. Allgemeine Vorschriften für Handels- 
geschäfte, 


Ein Handelsgeschäft ist jedes Geschäft eines Kauf- 
manns, das zum Betriebe seines Handelsgewerbes gehört. 
Welcher Art auch das Geschäft sein möge, es ist stets 
dann ein Handelsgeschäft, wenn es im Betriebe des Han- 
delsgewerbes abgeschlossen ist. Die Geschäfte eines Nicht- 
kaufmanns sind niemals Handelsgeschäfte. Macht z. B. 
ein Beamter nebenbei Geschäfte, so sind sie keine Han- 
delsgeschäfte. Die sog. Grundhandelsgeschäfte (vergl. 
T. u. W. 1924 S. 277) sind auch dann Handelsgeschäfte, 
wenn sie von einem Kaufmann im Betriebe seines ge- 
wöhnlich auf andere Geschäfte gerichteten Handelsge- 
werbes abgeschlossen werden. Ein Kaufmann, der Tex- 
tilien verkauft, schließt ein Handelsgeschäft ab, wenn er 
seinen Geschäftsbetrieb gegen Einbruchs- oder Feuers- 
gefahr bei einer Versicherungsgesellschaft versichert. Da- 
gegen ist die Versicherung der Möbeleinrichtung seiner 
Ehefrau kein Handelsgeschäft. Es besteht eine gesetz- 
liche, freilich widerlegbare Vermutung, daß die von 
einem Kaufmann vorgenommenen Rechtsgeschäfte zum Be- 
triebe seines Handelsgewerbes gehören ($ 344 Abs. 1 
HGB). Auch die von einem Kaufmann gezeichneten 
Schuldscheine gelten als im Betriebe seines Han- 
delsgewerbes gezeichnet, sofern nicht aus der Urkunde 
sich das Gegenteil ergibt ($ 344 Abs. 2 HGB). Der Be- 
griff der Schuldscheine ist im weitesten Sinne zu fassen. 
Es gehören hierher Schuldurkunden, Wechsel, Akzepte, 
Verpflichtungsscheine, Bürgschaftsurkunden, Konossemente, 
Lagerscheine, Darlehnsscheine, Schlußzettel, Provisions- 
scheine. 

Auf ein Rechtsgeschäft, das nur für einen Teil ein 
Handelsgeschäft ist, finden die Vorschriften über Han- 
delsgeschäfte in der Regel für beide Teile gleichmäßig 
Anwendung, also z, B. dann, wenn der eine Vertragsteil 
ein Kaufmann ist, der andere indessen nicht, 

Daß in Ansehung der Bedeutung und Wirkung von 
Handlungen und Unterlassungen unter Kaufleuten auf 
die im Handelsverkehre geltenden, zahlreichen Gewohn- 
heiten und Gebräuche Rücksicht zu nehmen ist, 
ist im Gesetz ausdrücklich bestimmt ($ 346 HGB). Da- 
neben gelten im Handelsverkehr auch die allgemeinen 
Grundsätze von Treu und Glauben und die durch die 
Verkehrssitte ausgeprägten Anschauungen, nach denen 
Willenserklärungen auszulegen sind. Die Auslegung ist 
regelmäßig Tatirage. Für den Handelsverkehr ist wichtig, 
daß kein Handelsgebrauch besteht, daß Stillschweigen 
allgemein áls Genehmigung gelte. Ueber diese Frage be- 
steht eine reichhaltige Rechtsprechung, auf die einzugehen 
sich hier erübrigt, da jeder einzelne Fall eine beson- 
ders eingehende Würdigung aller Umstände erfordert. 

Ein Kaufmann, der zur Sorgfalt nach dem Inhalt 
des Rechtsgeschäfts verpflichtet ist, hat für die Sorg- 
falt eines ordentlichen Kaufmanns einzustehen (8 347 
HGB). Danach bemißt sich unter Umständen die Ver- 
pflichtung eines Kaufmanns zum Schadenersatz, wenn 
ihn beim Vertragsabschluß (nicht erst bei Er- 
füllung des Vertrages) ein Verschulden trifft, er es 
z.B. in den Vorverhandlungen unterläßt, seinem Vertrags- 
gegner für den Vertragsabschluß wesentliche Umstände 
mitzuteilen, zu deren Offenbarung er auf Grund eines 
besonderen Vertrauensverhältnisses oder nach Treu und 
Glauben verpflichtet ist. Wenn jemand z. B, einem andern 
gewisse Artikel zum Vertriebe entgeltlich überläßt, muß 
er ihn aufklären, daß entgegenstehende Patente den Ver- 
trieb lahmlegen könnten. Die von einem Kaufmann auf- 
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zuwendende Sorgfalt stuft sich naturgemäß nach Lage 
des Einzelfalls. Für wertvolle Sendungen hat er beson- 
dere Sorgfalt aufzuwenden. Z. B. dürfte die briefliche 
Wiederholung eines Telegramms zur Sorgfalt eines ordent- 
lichen Kaufmanns gehören, 

Für Handelsgeschäite gelten noch einzelne besondere, 
vom allgemeinen bürgerlichen Recht abweichende Vor- 
schriften: 


a) Eine von einem Vollkaufmann im Betriebe seines 
Handelsgewerbes versprochene zu hohe Vertrags- 
strafe kann nicht, wie sonst, durch Richterspruch herab» 
gesetzt werden ($ 348 HGB). 

b) Die Bürgschaftserklärung des Bürgen, das 
abstrakte Schuldversprechen und Schuldanerkenntnis des 
Schuldners bedürfen nach dem Bürgerlichen Gestzbuch 
der Schriftform. Sie sind aber dann formfrei, wenn die 
Bürgschaft auf der Seite des Bürgen, das Versprechen oder 
Anerkenntnis auf der Seite des Schuldners ein Handelsges 
schäft ist ($ 350 BGB). Solche Verpflichtungserklärungen 
können also auch mündlich wirksam abgegeben werden, 
Der Bürge hat, wenn die Bürgschaft für ihn ein Handels- 
geschäft ist, nicht die sog. Einrede der Vorausklage, d. hi 
er kann nicht die Befriedigung des Gläubigers verweigern, 
solange nicht dieser die Zwangsvollstreckung gegen den 
Hauptschuldner ohne Erfolg versucht hat ($ 349 HGB, 
§ 771 BGB). 


c) Die gesetzlichen Verzugs- und Prozeßzinsen be- 
tragen im allgemeinen 4 vH für das Jahr. Kaufleute kön- 
nen aus beiderseitigen Handelsgeschälten dagegen 5 vH 
Zinsen verlangen. Daß auch dieser Zinsfuß heute nicht 
dem Verkehr gerecht wird, liegt auf der Hand. Ein weis 
terer Verzugsschaden kann daneben verlangt werden. Er 
wird leicht damit begründet werden können, daß der Gläu- 
biger Bankkredit in Anspruch nehmen mußte, für den er 
wesentlich höhere Zinsen zu zahlen hatte. Dies ist näher 
darzulegen. Im allgemeinen werden heute für 1924 von 
den Gerichten 12 vH Zinsen für das Jahr zugesprochen, 
Der Zinsfuß wird für das Jahr 1925 auf 9 vH herabzu- 
setzen sein, da das Reich von seinen Steuerschuldnern 
auch nicht mehr verlangt, es sei denn, daß vom Gläub’ger 
ein höherer Zinssatz ausdrücklich gerechtfertigt wird. 
Während nach allgemeinem bürgerlichen Recht Verzugs- 
zinsen erst vom Eintritt des Verzuges ab, dem Zugehen 
einer Mahnung (wenn nicht die Zeit der Leistung für 
einen bestimmten Kalendertag feststeht), verlangt wer 
den können, sind Kaufleute untereinander berechtigt, 
für ihre Forderungen aus beiderseitigen Handel 
geschäften bereits Zinsen vom Tage der Fälligkeit ab zu 
fordern. Dagegen können auch niemals Zinsen von Zinsen 
verlangt werden ($ 353 HGB). 

d) Wer in Ausübung seines Handelsgewerbes für einen 
andern Geschäfte besorgt oder für ihn Dienste leistet; 
kann dafür auch ohne besondere Verabredung Provision 
und, wenn es sich um eine Aufbewahrung handelt, Lager- 
geld nach den an dem Orte üblichen Sätzen fordern. Für 
Darlehen, Vorschüsse, Auslagen und andere Verwendung 
kann er vom Tage der Leistung an Zinsen verlangen 
(§ 354 HGB). 

e) Bei Handelsgeschäften kann die Leistung nur wäh 
rend der gewöhnlichen Geschäftszeit bewirkt und 
gefordert werden. Ist als Zeit der Leistung das Früh- 
jahr oder der Herbst oder ein ähnlicher Zeitpunkt ver 
einbart, so entscheidet im Zweifel der Handelsgebrauch 
des Ortes der Leistung. Ist eine Frist von acht Tagen 
vereinbart, so sind hierunter im Zweifel volle acht Tage 
(nicht eine Woche) zu verstehen ($$ 358, 359 HBG). 
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f) Besonders eingehende Bestimmungen gelten für das 
Zurückbehaltungsrecht des Handelsrechts. 

a) Ein Kaufmann hat wegen der fälligen Forde- 
rungen, welche ihm gegen einen andern Kaufmann aus 
den zwischen ihnen geschlossenen beiderseitigen 
Handelsgeschäften zustehen, ein Zurückbehaliungsrecht an 
den beweglichen Sachen und Wertpapieren des Schuldners, 
welche mit dessen Willen auf Grund von Handelsgeschäiten 
in seinen Besitz gelangt sind, sofern er sie noch im 
Besitz hat, insbesondere mittels Konossements, Ladescheins 
oder Lagerscheins darüber verfügen kann. Das Zurück- 
behaltungsrecht ist dann nicht gegeben, wenn die Zurück- 
behaltung des Gegenstandes der bei oder vor Uebergabe 
von dem Schuldner erteilten Anweisung oder einer über- 
nommenen Verpflichtung, in einer bestimmten Weise mit 
dem Gegenstande zu verfahren, widerstreitet. Das Zurück- 
behaltungsrecht ist auch wegen nicht fälliger For- 
derungen zulässig, wenn der Schuldner in Konkurs 
geraten ist oder seine Zahlungen eingestellt hat oder eine 
Zwangsvollstreckung in das Vermögen des Schuldners ohne 
Erfolg gewesen ist. Die erörterten Gründe einer Unzu- 
lässigkeit des Zurückbehaltungsrechts gelten bei nicht 
fälligen Forderungen dann nicht, wenn der Gläubiger die 
Konkurseröffnung, ` Zahlungseinstellung oder fruchtlose 
Zwangsvollstreckung erst nach der Uebergabe der Sachen 
erfahren hat. 

B) Während das nach allgemeinem bürgerlichen Recht 
zulässige Zurückbehaltungsrecht dem Gläubiger nur die 
Befugnis zuspricht, daß er seine Leistung verweigern darf, 
bis der Schuldner seinerseits seine Leistung bewirkt hat, 
gibt das Zurückbehaltungsrecht des Kaufmanns diesem 
eine viel weitergehende Befugnis. Auch hier kann der 
Schuldner die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch 
Sicherheitsleistung, -freilich nicht durch Stellung eines 
Bürgen, abwenden. Indessen hat ein Kaufmann kraft des 
Zurückbehaltungsrechts einen gesetzlichen Anspruch, sich 
aus dem zurückbehaltenen Gegenstande für seine Forde- 
rung zu befriedigen. Die Befriedigung erfolgt durch Ver- 
steigerung. Der Pfandverkauf muß angedroht und darf 
nach Ablauf einer Woche nach der Androhung vorge- 
nommen werden. 


2. Der Handelskauf. 

a) Wie kommt ein Kaufvertrag zustande? Ein Vertrag 
kommt durch Angebot und Annahme des Angebots zu- 
stande. Ein Kaufvertrag setzt voraus eine Einigung über 
Ware und Preis. 

a) Der Vertragsantrag (die Offerte) ist eine 
empfangsbedürftige Willenserklärung. Sie muß dem ande- 
ren Teile zugehen. Ist der andere Teil anwesend und wird 
die Erklärung mündlich abgegeben, so muß sie von ihm 
vernommen oder mindestens ihm so zugänglich gemacht 
werden, daß er den Antrag vernehmen konnte und ihn 
nur infolge seines bösen Willens nicht vernommen hat. 
Einem Abwesenden gegenüber muß der Antrag übermittelt 
werden. Eine schriftliche Willenserklärung gilt nur dann 
als zugegangen, wenn sie zur Kenntnis des andern Teils 
gelangt. Jedoch ist nur ausnahmsweise wirkliche Aus- 
händigung zu fordern. Es genügt, daß der Adressat sich 
unter normalen Verhältnissen Kenntnis vom Inhalt des 
Sehriftstücks zu verschaffen imstande war, und daß die 
Kenntnisnahme nach der Verkehrsauffassung von ihm er- 
wartet werden mußte (RGE Bd. 68 S. 409, Bd. 61 S. 127), 
Daher gilt die schriftliche Erklärung als zugegangen, 
wenn das Schriftstück auf verkehrsübliche Weise in den 
Gewahrsam des Adressaten oder eines andern gelangt 
ist, der ihn in der Empfangnahme von Briefen vertreten 


konnte. Krankheit und Abwesenheit des Adressaten kom- 
men nicht in Betracht, Bei Briefen und Telegrammen ge- 
nügt der Einwurf in den Briefkasten des Adressaten, Ob 
der Empfänger den Brief liest, ist unbeachtlich (RGE Bd.54 
S. 176), ebenso eine Zurückweisung oder eine Nichtan- 
nahme des Briefes, wenn der Empfänger annehmen mußte, 
daß darin eine rechtserhebliche Erklärung für ihn enthalten 
sein werde. Es genügt weiter die Uebergabe von Briefen 
an Angestellte, Familien- oder Hausangehörige. Wird 
ein Brief in ein Schließfach bei der Post gelegt, so gilt er 
in dem Zeitpunkt als zugegangen, von dem an der Brief 
im Schließfach zur Empfangnahme bereit lag, nicht, in dem 
er wirklich abgeholt wurde. Ein durch Fernsprecher 
übermittelter Antrag gilt als ein einem Anwesenden von 
Person zu Person gemachter Antrag (§ 147 BGB) dann, 
wenn beide miteinander sprechende Personen zum Ab- 
schluß berechtigt sind. 

Die Erklärung muß dazu bestimmt und auch geeignet 
sein, angenommen zu werden, um dadurch zum Vertrags- 
abschlusse zu führen. Sie ist nicht dazu bestimmt, wenn 
sie lediglich eine Anfrage zum Zwecke der Aufklärung 
oder eine Aufforderung an den andern Teil, seinerseits ein 
Angebot zu machen, darstellt. Durch das Auslegen von 
Waren im Schaufenster macht der Kaufmann nicht das 
Angebot, die Waren des Schaufensters an jeden Kunden 
verkaufen zu wollen. ‘Er lädt vielmehr dadurch das 
Publikum ein, daß es seinerseits im Geschäftslokal ein 
Angebot zum Vertragsabschlusse macht, nämlich nach 
dieser oder jener Ware fragt. — Eine Erklärung ist nicht 
geeignet angenommen zu werden, wenn sie weder in sich 
selbst noch in Verbindung mit sonstigen Umständen so 
bestimmt ist, daß sofortige Annahme erfolgen kann. Sie 
braucht nicht in sich selbst diese Bestimmtheit zu haben, 
insbesondere nicht alle wesentlichen Vertragsbedingungen, 
z. B. sämtliche Lieferungs- und Zahlungsbedingungen zu 
enthalten, EE) 

Unter diesen Voraussetzungen ist der Vertragsantrag 
für den Anbietenden bindend. Er muß es sich gefallen 
lassen, daß der Antrag angenommen wird und dadurch der 
Vertrag zustande kommt. Er kann seinen Antrag nur 
dadurch unwirksam machen, daß er ihn durch eine Er- 
klärung, die vor oder gleichzeitig mit dem Antrage an- 
kommt, widerruft. Ist der Widerruf rechtzeitig zugegan- 
gen, so ist es unbeachtlich, ob der Empfänger vom Wider- 
ruf Kenntnis erhalten hat, den Brief oder das Telegramm 
gelesen hat. Freilich kann sich der Antragende ausdrück- 
lich vorbehalten, an seinen Antrag nicht gebunden sein 
zu wollen. Er will sich in solchem Fall die volle Hand- 
lungsfreiheit vorbehalten. Ein solcher Antrag ist dahin 
zu verstehen, daß der Vertrag erst dann zustande kommen 
soll, wenn der Antragsteller nach Eingang der Annahme- 
erklärung, die alsdann den Charakter eines Antrages hat, 
nicht widerruft, d. h. den Antrag ablehnt, Ein solcher 
Vorbehalt ist in den Zusätzen »freibleibend«, »ohne Ver- 
bindlichkeit« zu erblicken. 

Ein Antrag erlischt, wenn er abgelehnt wird, oder 
wenn er nicht rechtzeitig angenommen wird. 

ß) Die Annahme eines Vertragsantrages 
muß rechtzeitig erfolgen, um wirksam zu sein. Sie setzt 
eine dem Gegner als Annahme kenntliche Erklärung vor- 
aus, die auch durch schlüssige Handlungen erfolgen kann. 
Ausnahmsweise ist die Annahme auch ohne Erklärung 
gegenüber dem Antragenden wirksam. Auch ist unter 
Umständen im Handelsverkehr Stilschweigen als An- 
nahme zu deuten. 

Der einem Anwesenden oder mittels Fernsprechers von 
Person zu Person gemachte Antrag kann nur sofort ange- 
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nommen werden, Die Annahme muß unmittelbar auf den 
Antrag hin erklärt werden, wenn auch eine kurze Ueber- 
legungszeit zu gestatten ist. Dabei sind selbstverständ- 
lich längere, mündliche Verhandlungen möglich. Das 
letzte Angebot ist in einem solchen Fall das maßgebende. 

Hat der Antragende für die Annahme eine Frist be- 
stimmt, etwa bei Abgabe des Angebots erklärt, er erwarte 
binnen 1 Woche eine Antwort, so kann nur innerha'b der 
Frist die Annahme erklärt werden, und zwar muß der 
Zeitpunkt des Zugehens innerhalb der gestellten Frist 
liegen. Nach Ablauf der Frist erlischt der Antrag. 

Im übrigen kann der Antrag, der einem Abwesenden 
gemacht ist, von diesem nur bis zu dem Zeitpunkte ange- 
nommen werden, in welchem der Antragende den Ein- 
gang der Antwort unter regelmäßigen Umständen er- 
warten durfte. Der Antragende ist so lange gebunden. 
Er kann zunächst erwarten, daß sein Antrag dem andern 
Teil rechtzeitig zugeht. Mit einer Veränderung des Auf- 
enthalts braucht er nicht zu rechnen. Der Antragsteller 
kann ferner erwarten, daß der andere Teil sofort ant- 
wortet, zwar nicht umgehend, aber nach einer kurzen 
angemessenen Zeit der Ueberlegung, des Aufsetzens der 
Annahmeerklärung usw. Länger, als regelmäßig erforder- 
lich ist, um die Antwort abzufertigen, braucht nicht ge- 
wartet zu werden. Hat der andere Teil, wenn auch ver- 
schuldet, länger die Antwort verzögert, so erlischt das 
Angebot. Verkehrsschwierigkeiten, Verkehrssitte, Arten 
der Postverbindung usw. sind mit zu berücksichtigen. 
Der Antragende kann endlich erwarten, daß der andere 
Teil sich einer den Verhältnissen entsprechenden Ueber- 
mittlung bedient. Hat der Antragende z. B. »Drahtant- 
wort« vorgeschrieben, so muß telegraphisch geantwortet 
werden. In der Regel wird der Annehmende dasselbe 
Korrespondenzmittel zu wählen haben, das der Antragende 
benutzt hatte. Jedoch ist dies nicht immer entscheidend. 
Bei wichtigen, eilbedürftigen Geschäften ist die telegra- 
phische Antwort erforderlich. 

Nun kann es vorkommen, daß die rechtzeit'g abge- 
sandte Annahmeerklärung verspätet beim . Antragsteller 
eintrifft. In diesem Falle hat der Antragsteller, wenn 
er die rechtzeitige Absendung erkennt, die Verspätung des 
Eingangs unverzüglich dem Annehmenden mitzuteilen. 
Verzögert er die Absendung dieser Mitteilung, so gilt die 
Annahme nicht als verspätet und der Vertrag ist zustande 
gekommen. Macht er indessen dem andern Teil die Mit- 
teilung, so bleibt es bei der Wirkung des verspäteten 
Eingangs der Annahmeerklärung. 

Im übrigen gilt jedoch die verspätete Annahme eines 
Antrages als neuer Antrag. Die Rollen kehren sich in 
diesem Fall um: Der Annehmende wird zu einem An rag- 
steller, der bisherige Antragsteller zu einem Annchmen- 
den, Erklärt letzterer sich mit der verspätet eingegangenen 
Annahmeerklärung, dem neuen Antrage, einverstanden, so 
kommt der Vertrag zustande. Aehnlich ist die Rechtslage 
dann, wenn ein Antrag mit Erweiterungen, Einschränkun- 
gen oder sonstigen Aenderungen angenommen wird. Eine 
solche Annahme gilt als Ablehnung des alten Antrages. 
Sie stellt aber anderseits einen neuen Antrag dar, den 
nunmehr der Antragsteller annehmen oder ablehnen kann. 
Ob die vom Annehmenden vorgenommene Abänderung 
gegenüber dem ursprünglichen Angebot wesentliche Be- 
standteile des Vertrages betrifft oder nur nebensächliche, 
ist gleichgültig. 

Es gibt indessen viele Fälle im Wirtschaftsleben, in 
denen sich das Zustandekommen des Vertrages nicht 
nach der Schablone »Antrag und Annahmeerklärung« ab- 
spielt. Der schnelle Verkehr kennt zahlreiche Fälle, in 


‚ aber sich nicht auf eine Ware oder auf Wertpapiere 


denen der, welcher eine Leistung wünscht, auf sofortige 
Leistung rechnet. Man bewirkt auch, wie der Antragende 
es erwartet, sofort die Leistung. In diesen Fällen liegt 
in der Bewirkung der Leistung die Erklärung der An- 
nahme des Antrages. Dies bezieht sich vor allem auf 
die Barkäufe in Ladengeschäften. Daher bestimmt das 
Gesetz: Ein Vertrag kommt durch die Annahme des An- 
trages zustande, auch ohne daß die Annahme dem An- 
tragenden gegenüber erklärt zu werden braucht, wenn 
eine solche Erklärung nach der Verkehrssitte nicht zw 
erwarten ist oder der Antragende auf sie verzichtet hat, 
Nach der Verkehrssitte wird z. B. eine Annahmeerklärung 
nicht erwartet, wenn jemand, dem ein Unternehmer einen 
Katalog zugesandt hat, und den er damit zur Abgabe 
von Kaufofferten aufgefordert hat, nunmehr auf Grund 
des Katalogs Waren bestellt. Die Annahmeerklärung muß 
freilich auch in diesen Fällen irgendwie äußerlich erkenne 
bar werden. Sie wird es regelmäßig durch Bewirkung 
der Leistung, durch Lieferung der bestellten Ware, 

Auf die zahlreichen, rechtlich und wirtschaftlich inter- 
essanten Formen, die mit der Versendung von Fakturen, s 
Kommissionskopien, Bestellscheinen, Bestätigungsschrei- 
ben zusammenhängen, hier einzugehen, verbietet der 
Raum. 

y) Zu erwähnen ist hier noch ein Ausnahmefall, in 
dem kraft besonderer Vorschrift des Gesetzes (§ 362 
HGB) Schweigen als Annahme eines Vertragsantrages 
gilt Wenn einem Kaufmann, dessen Gewerbebetrieb 
die Besorgung von Geschäften für andere 
mit sich bringt, von jemandem, mit dem er in Geschäfts- ` 
verbindung steht, ein Antrag über die ‚Besorgung solcher” 
Geschäfte zugeht, so ist er verpflichtet, unverzüglich, 
also ohne schuldhaltes Zögern, zu antworten. Schweigt 
er, so gilt dies als Annahmeerklärung. Dieselbe Rechts- 
lage ergibt sich, wenn ihm ein solcher Antrag von jemand 
zugeht, dem gegenüber er sich zur Besorgung solcher Ge= 
schäfte erboten hatte. Was unter einer Geschäftsbesom 
gung zu verstehen ist, ist höchst streitig. Hierunter 
fallen insbesondere Börsen- und Bankiergeschäfte, dann die ° 
Geschäfte der Spediteure und Handelsmakler. Dagegen 
gehören nicht hierher Warenbestellungen, Kaufangebote 
usw. Erklärt ein solcher Kaufmann die Ablehnung des 
Antrages, so hat er, ohne daß ein Vertrag zustande ge- 
kommen ist, dennoch gewisse gesetzliche Pflichten: er 
hat die mitgesandten Waren auf Kosten des Antrag= 
stellers, soweit er für diese Kosten gedeckt ist, und ` 
soweit es ohne Nachteil für ihn geschehen kann, einst“ 
weilen vor Schaden zu bewahren, 

b) Der Kaufvertrag insbesondere kommt regel- 
mäßig durch eine Einigung über Ware und Preis, die” 
Grundelemente, zustande. Der Handelskauf, mit dem wir 
uns näher beschäftigen, bezieht sich nur auf den Ver 
kauf und Kauf von Waren oder Wertpapieren. Ein Kauf, ~ 
der zwar ein Handelsgeschäft ist (ein Kaufmann kauft 
zur Errichtung eines Erwe'terungsbaus ein Grundstück), 


bezieht, unterliegt nicht den besonderen Vorschriften über 
den Handelskauf. Erwähnt sei hierbei, daß auch ein 
Unternehmen, ein Handelsgeschäft als solches, verkauft 
werden kann. Der eingerichtete und ausgeübte Gewerbe- 
betrieb ist als Rechtsgut anerkannt. Er besteht aus dem 
Handelsvermögen eisschli.Blich Patenten, Lizer zen, Waren- 
zeichen usw. und dem Handelsunternehmen, dem ein- 
gerichteten Betrieb mit seiner Kundschaft, seinem ge 
schäftlichen Ruf, der Geschäftslage usw. Dagegen ist 
der Verkauf eines Patents der eines Rechts, nicht der 
einer Ware, 
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Der sog. Lieferungsvertrag, d.h. der Vertrag, 
durch den sich jemand verpflichtet, einem andern eine 
Sache zu beschaffen, die er erst zu diesem, Zwecke an= 
schafft, fällt unter die Regeln vom Kauf. Ein Werk- 
lieferungsvertrag, durch den sich jemand ver- 
pflichtet, eine Sache aus einem von ihm zu bes ha'fen- 
den Stoffe herzustellen, wird nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs auch dann als Handelskauf behan- 
delt, wenn es sich um eine nicht vertretbare, erst her- 
zustellende Sache handelt und es für den Unternehmer 
ein Handelsgeschäft ist. 

Der Handelskauf kann formlos abgeschlossen wer- 
den. Käufer und Verkäufer müssen zwei bestimmte Per- 
sonen sein. Die Wi.lenserklärungen der Veriragschließen- 
den müssen in allen den Punkten übereinstimmen, die 
von den Parteien als für sie wesentlich betrachtet wer- 
den. Z.B. ist ein Kaufvertrag trotz Einigung über 
Ware und Preis nicht zustande gekommen, wenn die 
Parteien sich über die Lieferzeit oder die Zahl.ıng :bedin- 
gungen einigen wollten, sich aber nicht geeinigt haben. 
Ware und Preis müssen an sich bestimmt sein. Doch 
genügt es, um den Abschluß eines Kaufvertrages zu be- 
gründen, daß die Leistung nach Gegenstand, Art, Zeit 
und Ort aus objektiv gegebenen Umständen bestimmbar 
ist. Wird eine nur der Gattung nach bestimmte Sache 
geschuldet, so ist Handelsgut mittlerer Art und Güte 
zu leisten ($ 360 HGB). Auch der Preis braucht nur be- 
stimmbar zu sein. Er muß der Willkür der Parteien ent- 
rückt sein und ohne weitere Erklärungen der Parteien 
objektiv bestimmt werden können. Ein Irrtum in der 
Preisberechnung, ein sog. Kalkulationsirrtum, ist regel- 
mäßig unbeachtlich. Er ist ein sog. »Irrium im Motive, 
der nicht zur Anfechtung des Vertrages berechtigt. Einem 
solchen Irrtum steht gleich ein Irrtum über den Wert der 
zum Verkauf angebotenen Sache, über die Angemessen- 
heit des Preises, über die Ausführbarkeit der Leistung, 
über die Gewinnaussichten, über die Selbstkosten. Anders 
liegt die Sache, wenn der andere Teil demjenigen, der 
sich geirrt hat, in Kenntnis dieses Irrtums zum Vertrag- 
schluß zugeredet hat. Dann verstößt der Vertrag gegen 
die guten Sitten und ist nichtig. — Ist ein genauer Preis 
nicht vereinbart, so kann ein angemessener Preis als ver- 
einbart angesehen werden. Es kann auch die Bestimmung 
des endgültigen Preises dem Verkäufer überlassen sein. 
Schließlich kann »der Marktpreis« vereinbart werden. 

c) Die Rechte und Pflichten des Käufers 
und des Verkäufers ergeben sich aus der Ueber- 
sichtstafel. 

a) Der Verkäufer hat dem Käufer die verkaufte 
Ware zu übergeben und ihm das Eigentum an ihr zu 
verschaffen ($ 4331 BGB). Beide Verpflichtungen sind 
verschieden. Beide müssen erfüllt werden. Gehört die 
verkaufte Sache nicht dem Verkäufer, so haftet er da- 
für, daß dem Käufer das Eigentum von dem Eigentümer 
übertragen wird, gegebenenfalls auf Schadenersatz, Die 
Uebergabeverpilichtung erstreckt sich auf das Zubehör. 
In vielen Fällen, insbesondere bei allen Distanzkäufen, 
hat der Verkäufer die Verpflichtung, die Ware dem 
Käufer zu übersenden. Er muß seiner Uebergabepflicht in 
der Weise genügen, daß er die Ware ordnungsmäßig auf 
die Reise bringt. Mit der Uebergabe geht die Gefahr des 
zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechte- 
rung auf den Käufer über. Von der Uebergabe an ge- 
bühren dem Käufer die Nutzungen und trägt er die 
Lasten der Sache. Versendet der Verkäufer auf Ver- 
langen des Käufers die Ware nach einem andern Ort 
als dem Erfüllungsort, so geht die Gefahr auf den 


Käufer über, sobald der Verkäufer die Ware dem Spedi- 
teur, Frachtführer oder der Eisenbahn ausgeliefert hat. 
Weicht der Verkäufer von einer ihm gegebenen An- 
weisung über die Art der Versendung ohne dringenden 
Grund ab, so ist er dem Käufer für den daraus ent- 
stehenden Schaden verantwortlich. Die Kosten der Ueber- 
gabe einschl, des Messens und Wägens fallen dem Ver- 
käufer, die Kosten der Abnahme und Versendung dem 
Käufer zur Last. Die Ware kann unter Eigentumsvor- 
behalt verkauft sein. Dann ist anzunehmen, daß das 
Eigentum bedingt übertragen ist, nämlich unter der auf« 
schiebenden Bedingung vollständiger Zahlung des Kauf- 
preises. Kommt der Käufer mit der Zahlung in Verzug, 
so ist der Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrage be- 
rechtigt und kann die Ware auf Grund seines Eigentums 
herausverlangen. Schließlich hat der Verkäufer die Ver- 
pflichtung, dem Käufer über die den verkauften Gegen- 
stand betreffenden rechtlichen Verhältnisse, also die 
Rechte Dritter an der Sache, Auskunft zu geben. 

ß) Der Käufer ist verpflichtet, den vereinbarten 
Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen 
(8 43311 BGB). Eine Vorleistungspilicht des Käufers be- 
steht nur bei besonderer Vereinbarung, z. B. wenn die 
Abrede getroffen ist, daß gegen Vorlegung des Duplikat- 
frachtbriefs gezahlt werden solle. Ist nichts derartiges 
vereinbart, so ist der Kaufpreis Zug um Zug gegen 
Empfang der Ware zu zahlen. Der Kaufpreis ist man- 
gels Stundung von dem Zeitpunkt an zu verzinsen, von 
dem an dem Käufer die Nutzungen der Sache gebühren, 
also regelmäßig von der Uebergabe an. — Die Ab- 
nahme der Sache besteht darin, daß der Käufer die 
Sache tatsächlich in seine Verlügungsgewalt bekommt. 
Die Abnahme einer Sache entspricht der Uebergabe seitens 
des Verkäufers. Zu unterscheiden von ihr ist die An- 
nahme der Sache durch den Käufer als einer vertrags- 
mäßigen, also die Billigung der Ware. Verweigert der 
Käufer die Abnahme, so gerät er in Schuldnerverzug 
und macht sich wegen Verzuges schadenersatzpflichtig. 
Nur unter besonderen Umständen, wenn die Abnahme 
zur Hauptleistung geworden ist, stehen bei Abnahme- 
verzug des Käufers dem Verkäufer weitere Rechte zu. 
Kommt dagegen der Käufer mit der Annahme der Ware 
in Verzug, so liegt Gläubigerverzug vor, der dem Ver- 
käufer wiederum andere Rechte gibt (vergl. die Tafel). 
Die Abnahmepflicht setzt voraus, daß die Sache vor- 
handen ist, also der Verkäufer sie besitzt, angefertigt 
oder angeschafft hat, auch bereit und imstande ist, sie 
zu übergeben. Die angebotene Sache muß die vertrags- 
mäßigen Eigenschaften haben. * Andernfalls entfällt die 
Abnahmepflicht des Käufers. Ist keine Zeit vereinbart, 
so hat der Käufer sofort abzunehmen. Jedoch ist der 
regelmäßige Geschäftsgang ordnungsmäßig zu berück- 
sichtigen. Erfüllungsort für die Abnahmepflicht ist dort, 
wo der Verkäufer, wenn er nicht Versendung über- 
nommen hat, zu übergeben hat. 

d) Kommen Käufer oder Verkäufer mit ihren Ver- 
pflichtungen in Verzug, so stehen dem jeweils andern 
Teil die aus der Tafel ersichtlichen Rechte zu. Für den 
Handelskauf sind die Hinterlegungsbefugnis und das Recht 
des Verkäufers zum Selbsthilfeverkauf im Falle 
des Annahmeverzuges des Käufers von großer Bedeutung. 
Wenn also der Käufer in Gläubigerverzug kommt, näm- 
lich die ihm angebotene, vertragsmäßige Ware nicht an- 
nimmt, ist der Verkäufer berechtigt, die Ware auf Ge- 
fahr und Kosten des Verkäufers in einem öffentlichen 
Lagerhaus oder sonst in sicherer Weise zu hinterlegen. 
Es erfolgt dann die Versteigerung. 
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Tafel. 
Rechte und Pflichten des Verkäufers und des Käufers (abgesehen von der Mängelhaftung). 


I u. | 
z | 8 1v. 
ae | See | Rechte des Käufers beim Verzuge des Verkäufers Rechte des Verkäufers beim Verzuge des Käufers 


| 
a) Die Kauf- | a) den verein- | 1. Die Rechte im Falle, daß der Verkäufer noch | 1. Die Rechte im Fall, daß der Verkäuirnoch nichts 
sachedem | bartenoder | nichts geleistet hat: | geleistet hat: 
Käufer zu | angemesse- | a) Der Verkäufer hat die verkaufte Ware dem a) Der Käufer hat schuldhaft trotz Mahnung dem 
übergeben, | nen Kauf- | Käufer nicht übergeben, er hat trotz Mahnung Kaufpreis, den er Zug um Zug gegen tatsäch- 
b) dem Käufer | preis zu schuldhaft nicht geliefert (l, a, b). liches Angebot der vertragsmäßigen Ware zu 
das Eigen- | zahlen, | a) Der Käufer hat den Anspruch auf Lieferung. zahlen hatte, nicht gezahlt (vgl. Ila). 
tum ander | b) Dietatsäch- 8) Der Käufer kann eine angemessene Nach- a) Der Verkäufer hat den Anspruch auf den 
Sachezuver-| lichangebo- | frist setzen und nach Ablauf der Frist | Kaufpreis. Wendet der Käufer ein, der 
schaffen, | tene ver- | aa) entweder Schadenersatz wegen Nicht- Verkäufer habe noch nicht geliefert, so ist 
c) dem Käufer | tragsmäßige erfüllung fordern (z. B. entgangenen er Zug um Zug gegen Empfangnahme der 
Auskunit | Wareabzu- | Gewinn, Differenz zwischen Vertrags- Leistung zu verurteilen. 
überden | nehmen. | preis und dem Wiederverkaufspreis), ß) Der Verkäufer kann Schadenersatz wegen 
rechtlichen | | bb) oder vom Vertrage zurücktreten. Beide verspäteter Erfüllung verlangen, den er 
Bestand der | | Rechte zu 3) sind wahlweise gegeben, genau darlegen muß, insbesondere kann er 
Kaufsache | | sie schließen sich gegenseitig aus. Der Verzinsung des Kaufpreises verlangen. 
zu erteilen, | | Anspruch auf Erfüllung (zu «) ist In y) Der Verkäufer kann nach Fristsetzung 
d) Gewähr für diesem Fall ausgeschlossen. Schadenersatz wegen Nichterfüllung ver 
die Mängel- | 7) Nur bei beharrlicher Erfüllungsverwelgerung langen (vgl. III, 1a, 8). 
freiheit der | des Verkäufers, oder, wenn die Lieferung Ò) Der Verkäufer kann nach Fristsetzung vom 
Kaufsache wegen des Verzuges für den Käufer kein Vertrage zurücktreten (vgl III, 1«, ø). 
zu leisten, | | Interesse. mehr hat, hat dieser die Rechte | £) Der Verkäufer kann die aufschiebende Bin- 
| | zu £) auch ohne Fristsetzung. | rede des nicht erfüllten Vertrages erheben, 
| ò) War die Lieferung von Anfang an unmög- d. h. die Bewirkung der ihm obliegenden 
lich, weil z. B. der Verkäufer die verkaufte Leistung, die Lieferung der Ware, bis zur 
| Ware nicht hatte und sie nicht beschaffen Zahlung des Preises zurückhalten. 
| konnte, so ist der Verkäufer lediglich und b) Der Käufer ist mit der Annahme der ver 
| ohne weiteres zum Schadenersatz verpflichtet. | kauften Ware im Verzuge (vgl. 11b). 
| | £) Der Käufer kann die sog, aufschiebende a) Der Verkäufer kann Schadenersatz wegen o 
| Einrede des nicht erfüllten Vertrages geltend Gläubigerverzuges fordern, z. B. die Kosten 
machen, nämlich den Kaufpreis zurück- der Aufbewahrung, Ersatz des l.agergeldes 
| halten, bis der Verkäufer seinerseits ge- 8) Der Verkäufer kann die angebotene Ware 
liefert hat. zurücknehmen und anderweit verkaufen, 
b) Hat der Verkäufer eine mangelhafte Sache | muß aber mit anderer Ware aus der Gats 
geliefert, so kann der Käufer — abgesehen tung erfillungsbereit bleiben. 
von den ihm zustehenden Gewährleistungs- y) Der Verkäufer nimmt die Ware nicht zu 
ansprüchen (vergl. Id) — die Annahme ab- rück und verhält sich so, als wenn der 
lehnen und sich so verhalten, als wenn der | Käufer lediglich den Preis nicht bezahlt 
Verkäufer überhaupt nicht geliefert hätte, hat (vgl. oben zu a). Der Anspruch auf 
nämlich die Rechte zu a) geltend machen, Erfüllung ist ausgeschlossen. 
| 2. Die Rechte im Falle, daß der Käufer den Kauf- | ò) Der Verkäufer kann die Ware auf Gefahr = 
preis ganz oder teilweise bezahlt hat: | und Kosten des Käufers in einem öffent 
| a) Der Käufer kann die Lieferung bzw. die Rest- | lichen Lagerhaus oder sonst in sicherer 
| lieferung verlangen und muß den etwaigen Rest- Weise hinterlegen. 
| | preis zahlen, den er freilich bis zur Lieferung £) Der Verkäufer kann nach erfolgter Andros 
| zurückhalten kann. | hung Öffentlich versteigern lassen, auch 
| | b) Der Käufer kann nach Fristsetzung Schaden- | ohne Androhung, wenn die Ware dem Ver 
| ersatz wegen Nichtlieferung verlangen, er | derb ausgesetzt oder Gefahr im Verzugedst 
| | kann indessen den gezahlten Preis (oder den | n) Der Verkäufer kann die Ware freihändig 
gezahlten Teilbetrag) nicht zurückfordern, Bei | verkaufen lassen, wenn sie einen Börsen“ 
der Schadensberechnung ist der gezahlte Preis | oder Marktpreis hat. 
ein Rechnungsposten. Soweit der Käufer | 2. Die Rechte im Fall, daß der Verkäufer ganz oder 
noch nicht gezahlt hat, wird er frel. | teilweise geleistet hatte: 
c) Der Käufer kann nach Fristsetzung vom Ver- | a) Der Kaufpreis ist nicht gestundet. 
trage zurücktreten und den gezahlten Preis | a) Der Verkäufer kann den Kaufpreis und 
nebst Zinsen zurückfordern, Schadenersatz wegen verspäteter Zahlung 
(Verzugszinsen) verlangen. 
Anmerkung: Die Grundsätze zu Ill, 2 und | #) Der Verkäufer kann nach Fristsetzung 


Schadenersatz wegen Nichterfüllung ver 
langen, er kann die Ware nicht zurückver- 
langen, braucht aber einen etwaigen Rest 
vorerst nicht zu liefern. 

Der Verkäufer kann nach Frisisetzung vom 
Vertrage zurücktreten: Der Käufer hat die 
| Ware zurückzugeben, die Nutzungen zu 
| vergüten, hat aber anderseits Anspruch auf 
| Ersatz der Aufwendungen, er haftet für 
| Verschlechterungen, Untergang und son“ 
| stige Unmöglichkeit der Herausgabe. 

| b) Der Kaufpreis ist gestundet, wird aber bei 
| 

| 


IV. 2 kommen auch bei sog. Sukzessivlieferungs- | 
verträgen (Verkauf großer Posten „auf Abruf“) zur 
Anwendung, wenn der Verkäufer mit der Lieferung 
eines Postens, der Käufer mit der Bezahlung eines 
Postens im Verzuge ist. Y 


Fälligkeit nicht bezahlt. 
a) Der Verkäufer kann Erfüllung, Zahlung des 
Preises und Zinsen verlangen (wie zu 24, a). 
8) Der Verkäufer kann Schadenersatz wegen 
Nichterfüllung verlangen (wie zu 2a, 89): 
Der Verkäufer kann aber nicht vom Vertrage 
zurücktreten und nicht die Ware zurückfordern, 
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` e) Beim sog. Spezifikationskauf ist dem Käufer 
die nähere Bestimmung über Form, Maß oder ähnliche 
Verhältnisse vorbehalten, der Käufer ist verpflichtet, die 
vorbehaltene Bestimmung zu treffen. Ist der Käufer 
hiermit im Verzuge, so kann der Verkäufer die Bestim- 
mung statt des Käufers vornehmen oder Schadenersatz 
wegen Nichterfüllung fordern oder vom Vertrage zurück- 
treten. 

f) Das Fixgeschäft des Handelsrechts unter- 
scheidet sich von dem des bürgerlichen Rechts. Beim 
Fixgeschäft ist ausbedungen, daß die Leistung des einen 
Teils genau zu einer fest bestimmten Zeit oder inner- 


Die deutsche Konjunktur 


halb einer fest bestimmten Zeit bewirkt werden soll. 
In einem solchen Fall kann der andere Teil, wenn die 
Leistung nicht fristgerecht erfolgt, vom Vertrage zu- 
rücktreten oder, falls der Schuldner im Verzuge ist, 
statt der Erfüllung Schadenersatz wegen Nichterfüllung 
verlangen. Erfüllung kann er nur verlangen, wenn er 
sofort nach Ablauf der Zeit erklärt, daß er auf Erfüllung 
bestehe. 

g) Mit der für die Wirtschaft so wichtigen Frage, 
welche Rechte der Käufer, dem eine mangelhafte Sache 
geliefert ist, gegen den Verkäufer hat, wird der fol- 
gende Aufsatz beginnen. [s184] 


Mitteilungen aus Literatur und 
Praxis 7 Buchbesprechungen 


Ende März 1925. 


Die an dieser Stelle im Januarbericht 


eäußerten Befürchtungen haben sich lei- 


r bewahrheitet; die Anzeichen der 


wirtschaftlichen Lage haben sich fast 


durchweg verschlechtert. 
Der Januarbericht war noch in der 


Presse, als tatsächlich, wie vermutet, mit 


Geldsätze vH pro 


dem Anziehen der Geldsätze die Börsen- 
tendenz umschlug und im Zusammen- 
treffen dieser beiden Symptome eine 
Warnung für die allgemeine Verschlech- 
der Konjunktur schon in der 
nächsten Zeit erblickt werden mußte 
(Abb. 1 und 2). Die Geldversteifung war 
um so beachtenswerter, als sie nicht auf 
Deutschland beschränkt blieb, sondern mit einer solchen 
in den maßgebenden Geldländern zusammenfiel; in New 
York wie unmittelbar darauf in London wurde der Bank- 
diskont um !/, vH bezw. 1 vH erhöht, und in einigen 
europäischen Ländern hat inzwischen ebenfalls eine Her- 
Aufsetzung des Diskontes stattgefunden. Daß der deutsche 
Reichsbankdiskontsatz von 10 vH auf 9 vH ermäßigt 
wurde, hat angesichts der bei uns noch immer herrschen- 
den Spanne zwischen notierten und tatsächlich gezahlten 
Geldsätzen keineswegs die Bedeutung einer fühlbaren und 
etwa weiterweisenden Geldverbilligung; eher kann bei 
uns von einer allmählichen Angleichung an das Welt- 
Zinsniveau gesprochen werden, dessen Tendenz aber nun- 
mehr ebenfalls steigend geworden ist. 
Die Börsenbaisse dürfte nicht allein auf die Geldver- 
4 ing zurückzuführen sein. Hier spricht wohl auch viel 
die Ernüchterung anläßlich der vielfach ungünstigen Gold- 
E? en mit und die Erwägung, daß selbst eine Dividende 
"von 10 vH heute immer noch kaum dem Ertrag einer 
reinen kursgesicherten Geldverleihung entspricht. Ferner 
spielt hier der Preissturz am Getreidemarkt eine starke 
Rolle, dessen Folgen vielfach zum Lösen von Effekten- 
tionen zwangen, sowie endlich die = 
sich mehrenden pessimistischen Aeuße- 


A = Aktienindex (Frankfurter Zeitung). 
W = Waren-Großhandelsindex (Industrie- und Handelszeitung). 
G = Monatsgeldsätze erster Banken untereinander (Berliner Tageblatt). 


Gelcsötze in vH pro Jahr 


Abb. 2. 
A = Aktienindex (Frankfurter Zeitung) 
W = Waren-Großhandelsindex (Industrie- und Handelszeitung). 
G = Monatsgeldsätze erster Banken untereinander (Berl. Tageblatt). 


mgen aus Generalversammlungen und 
Zufschenberichten, die noch vor weni- 


Monaten weitaus zuversichtlicher 


gen. 

Auch produktions- und handelstech- 

h sind die Anzeichen ausgesprochen 
ungüinstiger geworden. Die Ruhrkohlen- 


und Verbrauchsgüter Index, 9-A 


irderung (Abb. 3) ist im Februar sehr 
a zurückgegangen und dürfte nach 


bisherigen Meldungen auch im März 


Brzeuger- 


r unwesentlich über den Februarzahlen 


. Die eingetretene Absatzstockung 
se infolgedessen anwachsenden 
 Haldenbestände zwangen zur Einlegung 
yon fast der vierfachen Zahl Feierschich- 
wie im Januar; und gleichzeitig 

die arbeitstägliche Förderleistung, 
Januar fast wieder die Vorkriegs- 


Jon. febr März 


E = Erzeuger- oder Kapitalgüter 
V = Verbrauchs- oder Konsumgüter 


Aor! Mai 


} oie Wirtschaftskurve), 


R = Ruhrkohlenförderung (Industrie- und Handelszeitung), 
Al = Arbeitslose im unbesetzten Gebiet 


e erreicht hatte, stark gesunken und 
pobe sich heute etwa a auf der a 


Arbeitslose im ganzen Reich (nur diese zu | Reichs- 
he des vorigen Herbstes (Abb. 4). 


wird fortan kurvenmäßig weitergeführt werden) arbeitsblatt, 
K = Zahl der Konkurse (Wirtschaft und Statistik). 
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Die Konkurse sind seit Jahresanfang nicht weiter zurück- 
gegangen; sie stehen trotz einer Abnahme im Februar 
gegenüber dem Januar doch weit über dem Durchschnitt 
der letzten Monate des Jahres 1924. Erfreulich ist allein 
die Abnahme der Arbeitslosenziifer, doch wurde bereits 


700 1913=100 
90 
Jonuar Februar März 
RT4092 24 
Abb. 4, 


T = tägliche Förderleistung in vH der Durch- 
schnittsleistung des Jahres 1913, berechnet 
auf Monatsdurchschnitte, 

F=tägliche Feierschichtenzahl, berechnet auf 
Monatsdurchschnitte, 


im Januarbericht auf den Einfluß der Jahreszeit hinge- 
wiesen, der, wie damals verschärfend, so jetzt zum Früh- 
jahr mildernd wirkt und daher keine reine Beurteilung 
der Lage zuläßt (Abb. 3). 

Unverändert schlecht ist das Bild unserer Handels- 
bilanz (Abb.5). Die Passivität der ersten beiden Monate 
allein beträgt fast 1,2 Milliarden RM, und wenn auch 
der Februar einen bedeutenden Rückgang der Einfuhr 
aufweist, so wird dieser doch zu teuer erkauft: die 1924 
stets zunehmende Ausfuhrziffer ist seit Jahresbeginn eben- 
falls dauernd stark ne a ueen und zeigt nur zu 
deutlich die in voller Entwicklung befindliche Depression. 

Was nun die Warenpreise, als hauptsächliche Träger 
der Konjunkturbewegung, angeht, so ist unsere Vor- 
hersage eingetroffen, und sowohl der Großhandelsindex 
(Abb.1 und 2) als auch die Indices der Erzeuger- und 
Verbrauchsgüter (Abb. 3) zeigen fallende Tendenz. Be- 
sonders starke Stürze erfuhren bereits die Gruppen Ge- 
treide und Metalle; und wenn auch der von uns gewählte 
Index vorläufig nur unbedeutend abgenommen hat, so ist 
in der Zeit von Ende Januar bis Ende März der Groß- 
handelsindex des Statistischen Reichsamts bereits von 
140 auf 132 gefallen. 

Die nächste Zukunft wird noch keine nachhaltige 
Gelderleichterung bringen. Die entsprechenden Symptome 
der letzten zwei Wochen sind aus angesammelten Geld- 
vorräten anläßlich des Quartalsultimos zu erklären und 
werden bald wieder verschwinden, wie die Analyse der 
Monats- und Tagesgelder (Abb. 6) zeigt; die Sätze für 
Monagan liegen weit über denen für Tagesgeld; ein 
Schneiden beider Linien, wie im Oktober und November, 
als der Geldmarkt zwar hoch aber beruhigt war, ist nicht 
erfolgt. Nach AbflieBen der Ultimogelder wird die Lage 


Wırtschaftswissenschaft und -politik 


Internationale technische Arbeitsgemeinschaft für 
wissenschaftliche Wirtschaftsordnung. VonOttoLang. 
Vortrag, gehalten im Verein österreichischer Ingenieure. 
Leipzig-Wien. Anzengruber-Verlag. 

Der Verfasser sieht das Kennzeichen des technischen 
Denkens im Gegensatz zu dem begriiflichen Denken darin, 
daß es nur auf klaren Vorstellungen aufbaut; daher er- 
scheint es ihm geeignet, Gesetzmäßigkeiten der wirt- 
schaftlichen Entwicklung festzustellen und zu begründen 
und auf dieser Grundlage die Produktionsmöglichkeiten 
und den Ausgleich zwischen den einzelnen Produktions- 
gebieten zu regeln. Auf diesem Wege will er zu einer 
wissenschaftlichen Wirtschaftsordnung gelangen. Zur Be- 
wältigung dieser Aufgabe unterteilt er das Arbeitsgebiet 
und stellt fünf Arbeitsgebiete auf: 


nach wie vor gespannt bleiben. In Nachwirkung d 
matten Börsentendenz werden die Warenpreise zurücl 
gehen. Die nen zwischen Aktien- und Gro 
handelsindex (Abb. 1) scheint wieder hergestellt zu se 
und die von uns geäußerte Vermutung, daß ein gleich 
zeitiges Steigen beider Kurven, wie im Oktober/No- 
vember 1924, kein Zeichen gesunder Besserung sein kann 
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Abb. 5. 
Ein- und Ausfuhrmengen (Wirtschaft und Statistik). 


Monatsgeld 


N N volorisiert 
4 \ 
nf \ 


tägl Geld=100 NA 


(m | i 
Febr Mörz April Mai Juni Juli Aug. Sept Okt Now. Dez Jan. Febr Möre 
Abb. 3. 


Monatsgeld in vH-Teilen des täglichen Geldes an 
der Berliner Börse (Berliner Tageblatt). 
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scheint demnach auch für die noch so wenig uni 
suchten deutschen Verhältnisse ihre Richtigkeit zu habel 
Die Konjunktur wird sich weiter verschlechtern. R- 
In Abb. 2 wird erstmalig ein neuer Maßstab für die 
Geldsätze eingeführt, da der bisherige in Abb. 1 zu Kl 
geworden ist. In Zukunft soll Abb. 2, die die Konjun 
seit dem zweiten Halbjahr 1924 zeigt, die Darstelli 
Abb. 1 ersetzen, und jene nur noch in größeren Abständ 
vergleichshalber gebracht werden. ái 
Dr.-Ing. Brasch -Dresden. 


1. Die Untersuchung der Erfordernisse einer g 
lichen Lebensgestaltung, welche die Beziehungen 
Menschen zueinander und deren Verständigungs 
mittel umfaßt (Lebenskunde). E 

2. Die Kenntnis des Schaffens von Gütern und 
Deckung des Bedarfes in solchen, einschließlich 
Wirtschaftsgeographie (Güterkunde). 

3. Die Untersuchung der Arbeitsverhältnisse, insb 
dere unter Berücksichtigung des größten Wirkungs 

ades (Arbeitskunde). ` 

4. Die Feststellung der Regeln für die Wirtscha 
beziehung z. B. des Geldwesens und der Rechts 
hältnisse (Gebarungskunde). x 

5. Die Feststellung der Grundsätze für die Ordu 
der Wirtschaft. (Ordnungskunde). 


` Der Verfasser erhofft von einer derartigen 
schaftlichen Behandlung der Wirtschaftsfragen einen 
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blick über SE s o Lösungsmöglichkeiten für jede 
Aufgabe und dadurch Beseitigung der Hemmungen, die 
sich rang. der vollen und allseitigen Befriedigung der 
gesamten Menschheit entgegengestellt haben. 
Zu diesem Zweck erscheint ihm notwendig eine Ent- 
litisierung der Wirtschaft. Sie werde möglich durch 
inführung des an das sachlich Gegebene gebundenen 
technischen Denkens in sämtliche Gebiete der Wissen- 
schaft, insbesondere die Wirtschaftswissenschaft; das Er- 

bnis werde eine Feststellung sein, wie die wissenschaft- 
fiche Wirtschaftsordnung gestaltet und geschaffen wer- 
den müsse. 

Für die Durchführung der so gemachten Feststellung, 
die wirkliche Ordnung der Wirtschaft will der Verfasser 
eine »Internationale technische Arbeitsgemeinschaft für 
wissenschaftliche Wirtschaftsordnung« schaffen, die durch 
das Zusammenwirken aller technischen Hochschulen unter 
Führung der deutschen, insbesondere der Wiener Tech- 
nischen Hochschule, ins Leben gerufen werden soll. Diese 
Arbeitsgemeinschaft soll jedes staatlichen Zwanges ent- 
raten; der Verfasser erhofft von den in aller: Öffentlich- 
keit zu vollziehenden wissenschaftlichen Feststellungen 
und den dadurch vermittelten: klaren Vorstellungen der 
wirtschaftlichen Zusammenhänge einen die angestrebte 
Ordnung von selbst herbeiführenden natürlichen Zwang. 
Dabei setzt er einen Ersatz der Geldwirtschaft durch eine 
Wertwirtschaft mit dem Ziele höchster Förderung ‘des 
menschlichen Wohles voraus. Zu dem angestrebten Zwecke 
will der Verfasser alle wissenschaftlichen Errungenschaften 
unter Führung der wissenschaftlichen Technik in der von 
ihm geplanten Arbeitsgemeinschaft zusammenfassen. Als 
Organe dieser Arbeitsgemeinschaft sieht er Wirtschafts- 
fleger vor, die für ein umgrenztes Gebiet in Zusammen- 
arbeit mit übergeordneten Organen die Wirtschaftsord- 
nung nach Grundsätzen größter Wirtschaftlichkeit und 
damit gedeihlichster Lebensführung aller Glieder durch- 
führen und dauernd sichern sollen. 

Daß technisches Denken in die wissenschaftliche Er- 
forschung der wirtschaftlichen Verhältnisse eingeführt wer- 
den muß, und daß nur durch Anwendung der auf mathe- 
matisch-naturwissenschaftlicher Grundlage aufgebauten Be- 
trachtungsweise die Regeln für die Abwicklung.wirtschaft- 
licher Vorgänge aufgestellt werden können, an Hand deren 
sich vielleicht einmal später auch die zukünftige Ent- 
wicklung unter Zugrundelegung bestimmter Annahmen 
vorausbestimmen läßt, ist in dieser Zeitschrift und von 
“Vertretern der Wirtschaftswissenschaft an den deutschen 
technischen Hochschulen mehrfach vertreten worden. 

Der Weg, den der Verfasser empfiehlt, ist aber nicht 
angbar. Eine derartige Organisation würde den Todes- 

Éim in sich tragen. Wissenschaftliche Bes kann 
"und muß die Bausteine zusammentragen, die für die Er- 
kenntnis der wirtschaftlichen Vorgänge, ihrer Zusammen- 
hänge, ihres Verlaufes erforderlich sind, und wird daraus 
auch die eranen ableiten können, die sich für die 
Ordnung der Wirtschaft zwecks Erzielung höchster Wirt- 
schaftlichkeit a Die Verwertung der Ergebnisse 
der wissenschaftlichen Arbeit aber muß Sache der Wirt- 
schaft selbst bleiben; die Wissenschaft kann dem Führer 
der Wirtschaft nur die Mittel und Werkzeuge liefern, 
deren er zur Ordnung der Wirtschaft und zur Verbesse- 
des Wirkungsgrades bedarf; sie muß gleichzeitig 
durch Erziehung des Nachwuchses dafür Sorge tragen, 
daß die gewonnene Erkenntnis für eine entsprechende 
zukünftige Umgestaltung der Wirtschaftsführung nutzbar 
macht wird, und dab dem Wirtschaftsiührer entspre- 
chend vorgebildete Hilfskräfte zur Verfügung stehen. 

Mit Recht betont der Verfasser die besondere Eignung 
des technischen Denkens für die Erkenntnis und Auf- 
klärung wirtschaftlicher Vorgänge; die deutschen tech- 
nischen Hochschulen ermöglichen zum Teil bereits das 
Studium der Wirtschaftswissenschaft (Dresden, München, 
neuerdings auch Charlottenburg), allerdings noch nicht 
in ausreichendem Maße und noch nicht in einheitlicher 
Auffassung über Form, Inhalt und Ziel des hierbei Er- 
strebten. Die Gemeinsamkeitsarbeit kann daher zunächst 
nur darauf gerichtet sein, in dieser Hinsicht eine Über- 
einstimmung der Anschauungen unter den beteiligten 
Wissenschaitlern herbeizuführen, schon dazu wird sehr 
viel Kleinarbeit zu leisten sein; darüber hinaus Organi- 

tionspläne aufzustellen ist verfrüht und birgt die Ge- 
fahr in sich, daß infolge der Ablehnung der zu weitgehen- 
den Pläne der gesunde Kern der Gedanken nicht ge- 
nügend beachtet wird. Fr. Frölich. (de) 


The mathematical 
introductory treatise, 
Clarendon Press. 96S. 

Das Werk behandelt in sehr gedrängter Form auf 
mathematischem Wege eine Reihe von wirtschaftswissen- 
schaftlichen Fragen. Im wesentlichen finden die Fragen 
des Tausches und der Produktion ihre Behandlung. Nur 
kurz am Schlusse werden in einem Kapitel die Theorien 
der Rente und der Besteuerung gestreift. Wenn sich auch 
hier und da einige originelle Leistungen des Verfassers 
finden, so ist der eigentliche Zweck des Buches doch 
nicht der, den Leser in neue noch nicht erledigte Pro- 
bleme einzuführen, sondern ihm nur den Weg zum Ver- 
stāndnis der grundlegenden Arbeiten von Jevons, Pareto, 
Edgeworth, Marshall und der in den wissenschaftlichen 
Zeitschriften erscheinenden, oft schwierigen Abhandlun- 
gen der mathematischen Vertreter den Wirtschaftswissen- 
schaften zu ebnen. Der Zweck des Buches ist also_vor- 
wiegend ein didaktischer, Ob aber das ‚Buch mit Recht 
als eine »Einführung« in diesen Gegenstand — wie sein 
Untertitel -sagt — angesprochen werden kann, scheint 
mir fraglich zu sein. Der Leserkreis, den der Verfasser 
im Auge hat, ist-doch wohl, wie aus dem Vorwort und 
aus der ganzen Anlage des Buches hervorgeht, ein solcher, 
der bereits in das Wesen und ıdie Gedankenwelt der 
mathematischen Wirtschaftslehre eingedrungen ist; z.B. 
wird die Tauschtheorie sofort zu Beginn des Buches mit 
Hilfe der Indifferenzkurven abgeleitet (nach Pareto), ohne 
selbst, was für einen Anfänger unbedingt erforderlich ist, 
eine ausführliche Erörterung über die allgemeine Theorie, 
besonders was die Gestalt der Indifferenzkurven betrifft, 
zu geben. Der Grund für diese moderne Behandlung der 
Tauschtheorie gleich zu Beginn des Buches ist der, daß 
Bowley die Einführung der Nutzenkurve vermeiden will, 
um dem Einwurf der Nicht-Meßbarkeit des Nutzens aus 
dem Wege zu gehen. Das tut er, indem er in der Ein- 
leitung gleich -die Paretoschen Indexfunktionen des Nutzens 
einführt. Einem Anfänger wird aber damit wenig gedient 
sein. Dagegen wird für den schon einigermaßen mit den 
Elementen der mathematischen Wirtschaftslehre Vertrau- 
ten die Lektüre des Buches von großem Interesse sein 
und reichen Gewinn bringen. 


An mathematischen Kenntnissen wird die analytische 
Geometrie, die Infinitesimalrechnung und Einiges aus der 
Lösungstheorie der Differentialgleichungen vorausgesetzt. 
Für diejenigen, die in diesen mathematischen Disziplinen 
nicht ganz sicher sind, ist, wie das in vielen englischen 
Werken üblich ist, das zum Verständnis des Buches er- 
forderliche mathematische Rüstzeug in einem Anhang in 
stark konzentrierter Form dargelegt. Der Wert einer 
solchen oft, was die mathematische Strenge angeht, recht 
anfechtbaren »zusammengepreßten Mathematik« ist sehr 
zweifelhafter Natur. Der, der in der Handhabung des 
mathematischen Werkzeuges nicht sicher ist, wird auch 
durch das Studium des »Appendix« darin nicht sicherer 
werden; für die anderen ist eine solche Zusammenfassung 
unnötig. Überhaupt sollte es selbstverständlich sein, daß 
der Student der mathematischen Wirtschaftslehre den 
hierzu erforderlichen mathematischen Apparat beherrscht. 
Nur dann wird sein Studium ihn in dieser Wissenschaft 
weiterbringen. Was würde der Ingenieur erreichen, 
wenn er auf Schritt und Tritt in der Handhabung des 
mathematischen Rüstzeuges auf Schwierigkeiten stoßen 
würde ? k 3 4090] 

Dr. Schneider, Münster i. W 


roundwork of Economics, an 
‚Von A.L.Bowley, Oxford 1924, 


Traité d'économie politique, Economie politique théo- 


rique. Von Pascal. Boninsegni. 
sanne 1925, F. Rouge u. Co. 


Der bekannte Lausanner Gelehrte hat soeben das erste 
Heft des ersten Teiles seines großen in Vorbereitung 
befindlichen Lehrbuches der Wirtschaftswissenschaften der 
Öffentlichkeit übergeben. Das Werk wird, wenn es voll- 
ständig vorliegt, eines der hervorragendsten in wissen- 
schaftlicher wie didaktischer Beziehung sein, Es enthält 
die Vorlesungen, die der Verfasser in den Jahren 1907 
bis 1924 an der Universität Lausanne gehalten hat. Der 
erste Teil bringt die theoretische Ökonomik (Economie 
politique pure), der zweite wird die Darlegung der wirt- 
schaftlichen Erscheinungen, so wie sie uns die Wirklich- 
keit bietet (Economie politique appliquee), geben. Aber 
diese beiden Teile stehen nicht, wie häufig bei uns, ge- 
trennt nebeneinander, sondern bilden ein einlfeitliches 


Erstes Heft. Lau- 


128 


Umschau, 


chnik 


Ganzes. An dem theoretischen Teil werden die großen 
allgemeinen Gesetze, die den Wirtschaftsmechanismus be- 
herrschen, aufgewiesen. Das ist natürlich nur mit Hilfe 
von oft starken Abstraktionen möglich. Aus diesem 
Grunde besteht oft keine volle Übereinstimmung zwischen 
Theorie und Wirklichkeit. Aufgabe der angewandten Öko- 
nomik ist es dann, den Grund und die Größe der Ab- 
weichungen zwischen den Ergebnissen der Theorie und 
denen, die das Studium der konkreten ökonomischen Er- 
scheinungen liefert, aufzudecken. Sie hat ferner zu zeigen, 
warum gewisse ökonomische Einrichtungen für die eine 
Zeit von hervorragendem Nutzen sein können und für 
eine andere gar oft gerade die entgegengesetzte Wir- 
Kunz haben, 

as erste Heft des theoretischen Teiles, ‚dessen Er- 
gebnisse mit Hilfe der mathematischen Methode ge- 
wonnen werden, enthält die Grundbegriffe der theore- 
tischen Oekonomik, Von grundlegender Bedeutung ist 
die Auffassung der wirtschaftlichen Erscheinungen als 
»Transformationen« (transformations des biens &conomi- 
ques). Die wesentlichen Formen dieser Transforma- 
tionen sind: 

a) es Transformationen (Tausch, Kauf und Ver- 
aut); , 
b) Objektive Transformationen 

a) materielle Transformationen (Produktion), 

B) räumliche Transformationen (Handel, Transport), 

y) zeitliche Transformationen (Kreditgeschäfte). 


Die Erfahrung lehrt nun, daß der Mensch die Güter- 
transformiert, um die größtmögliche Befriedigung seiner 
Bedürfnisse zu erlangen. Der Erreichung dieses Zieles 
stehen nun »Widerständex (obstacles) im Wege. Das öko- 
nomische Problem wird dementsprechend so definiert: 

Es seien gewisse Bedürfnisse und gewisse Wider- 
stände gegeben. Wie hat der Mensch seine wirtschaft- 
liche Tätigkeit zu entfalten, um die Widerstände zu über- 
winden, die ihm zur Erlangung der Güter, die ihm 
ne Bedürfnisbefriedigung gewähren, im Wege 
stehen? 


Hat das Wirtschaftssubjekt den Zustand höchster Be- 
dürfnisbefriedigung erreicht — dieser Zustand ist durch 
ein System von Gleichungen gekennzeichnet — so wird_es, 
solange die äußeren Bedingungen, unter denen dieser Zu- 
stand erreicht worden ist, dieselben bleiben, in diesem 
Zustand verharren, es befindet sich im »ökonomischen 
Gleichgewicht« (Péquilibre économique). Dieses Problem 
der Bestimmung des ökonomischen Gleichgewichts ist 
eines der Hauptprobleme der exakten Theorie der Wirt- 
schaft. Das erste Heft des vorliegenden Werkes enthält 
die Lösung dieses Problems für den Fall eines einzelnen 
Wirtschaftssubjektes. In überaus klarer und exakter Weise 
werden vorher der Begriff des Nutzens (»plaisir« oder 
nach Pareto »ophelimite«) und der Begriff des Wider- 
standes eingehend erläutert, Ihr restloses Verständnis 
ist eine notwendige Vorbedingung für die Erforschung 
des ökonomischen Gleichgewichts. Soweit eine graphische 
Darstellung der Dinge möglich ist, wird davon in weit- 
gehendem Maße Gebrauch gemacht, doch nur aus didak- 
tischen Gründen. In die ökonomischen Probleme gehen 
im allgemeinen nur Funktionen mehrerer Veränderlicher 


ein, die ja einer bildlichen Darstellung nicht mehr 
fähig sind, ` 
Die nächsten Hefte werden die Probleme des 


Tausches, der Produktion, der Kapitalisierung und das 
allgemeine Problem des ökonomischen Gleichgewichts 
behandeln, 


Zusammenfassend läßt sich sagen, daß das Werk, so- 
weit es bis jetzt vorliegt, den Leser in überaus durch- 
sichtiger Weise leicht in die Probleme der exakten Oeko- 
nomik einführt, ihn immer wieder auf die empirischen 
Grundlagen der Theorie hinweist und ihm vor allem — 
was dem Anfänger Schwierigkeiten macht — die Auf- 
stellung der mathematischen Relationen und ihre ökono- 
mische Deutung klar zu machen sucht, 

Für den deutschen Leser sei bemerkt, daß an mathema- 
tischen Kenntnissen zum Verständnis des Werkes die Be- 
kanntschaft mit der analytischen Geometrie, der Diffe- 
rential- und Integralrechnung und den einfachsten Lösungs- 
methoden von Differentialgleichungen erforderlich ist. 

. Die Gegner einer exakten Theorie der Wirtschaft und 
die Anhänger der historischen Schule seien noch beson- 
ders anf zwei Sätze des Vorwortes hingewiesen: 


Te 
und Wirtschafi 


»Es ist wahrhaftig leichter, eine Theorie zurückzu- 
weisen und ihren Wert zu. bestreiten, als sich der Mühe 
zu unterziehen, sie auf ihren Wahrheitsgehalt zu prüfen 
und zu untersuchen, welche Annäherung an die Wirklich- 
keit sie liefert«. (Vorwort S. II.) 

»Wenn man die ökonomischen Tatsachen in der 
Weise studiert, daß man ihre Erscheinungsweise zu ver 
schiedenen Orten und Zeiten und auf verschiedenen Kultur- 
stufen beschreibt, treibt man Geschichte, aber keine 
Wirtschaftswissenschaft.« (Vorwort S. V.) 

Möge das treffliche Buch — ein auch nur ähnliches 
Werk besitzen wir in Deutschland nicht — auch bei uns 
viele eifrige Leser finden und dazu beitragen, daß wir 
lernen, die Wirtschaftswissenschaft als Größenwissenschaft, 
die Wirtschaft als eine Gesamtheit von Größenbeziehun- 
gen, also rein quantitativ zu begreifen. 

[2084] Dr. Erich Schneider- Münster i. W. 


Die neue deutsche Reichsbahn-Gesellschaft. Von Dr 
Adolf Sarter und Dr. Theodor Kittel. Berlin 1924 
Verlag für Politik und Wirtschaft. 3275. Preis geb. 8,50 M. 

Die für die innerdeutschen Verhältnisse einschneiden- 
sten Maßnahmen, die aus dem Dawes-Gutachten folgten, 
betrafen die Umgestaltung der Deutschen Reichsbahn. 
Unlöslich verbunden mit dem Aufblühen der deutschen 
Wirtschaft war die Entwicklung der deutschen Eisen- 
bahnen, die erst die notwendigen Voraussetzungen für 
den großen Fortschritt in Industrie, Landwirtschaft und 
Handel schufen. Nicht minder wesentlich war die Rolle 
der deutschen Eisenbahnen als Machtinstrument im Welt- 
kriege. Um so größere Bedeutung kommt dem Eingriif 
in die deutsche Verkehrswirtschaft zu, der die Bahnen 
zur Einnahmequelle der Entente gemacht hat. Daß 
vollends die Bestimmungen des Dawes-Guatachtens die 
Möglichkeit einer Verpfändung der deutschen Eisenbahnen 
im Falle eines Verzuges der übernommenen Verpflich- 
tungen vorsehen, kann nur mit schwerster Sorge er- 
füllen. Es ist daher durchaus von allgemeinem Interesse 
für die deutsche Öffentlichkeit, sich unterrichten zu köm- 
nen über die unter dem Zwange des Diktats des Feind- 
bundes geschaffene deutsche Reichsbahn-Gesellschaft, 
über die dem deutschen Reich verbliebenen und garans 
tierten Rechte und die von ihm übernommenen Leistungen, 
die aus dem Ertrag der Bahnen herausgewirtschaftet wer 
den sollen. Das vorzügliche Buch von Sarter und Kittel 
besorgt das in ausgezeichneter Weise. > 

ach der Reichsgründung ging Preußen 1879 dami 
voran, die bis dahin in privaten Händen befindlichen 
Bahnen einheitlich in einem Staatsbahnsystem zusammen- 
zufassen; die anderen Bundesstaaten folgten. Die mit 
der Planwirtschaft nun einsetzende Entwicklung der deut- 
schen Verkehrswirtschaft drückt sich darin aus, daß die 
Streckenlänge der preußischen Bahnen von 6049 km im 
Jahre 1880 eine Ausdehnung auf 33015 km im Jahre 190 
erfuhr, während die Länge der Privatbahnen in ‚den 
peisen 20 Jahren von 13352 km auf 2257 km abnahm. 
er Zug zur Zentralisierung, der in der Verfassung von 
Weimar nach dem Umsturz seinen Ausdruck fand, führte 
zur Übernahme der Eisenbahnen von den Ländern auf das 
Reich, die ein Staatsvertrag regelte, Die mit der Inflation ° 
verbundenen außerordentlichen wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten der Reichsbahn machten es notwendig, daß 
durch die Notverordnung vom Februar 1924 ein wirt- 
schaftlich selbständiges Unternehmen »Deutsche Reichs“ 
bahn« gegründet wurde. Eine rechtlich völlig neue Ge 
stalt brachte aber erst die Umwandlung in die »Deutsche 
Reichsbahn-Gesellschaft« auf Grund des Reichsbahnge- 
setzes vom 30. August 1924, das einer Änderung A 
Reichsverfassung‘ bedurfte. Die darin begründeten ver 
änderten Verhältnisse werden in dem Buche eingehend 
behandelt in den Abschnitten »Die neue R, B.G. in recht- 
licher Hinsicht«, »Die Hoheits- und Aufsichtsrechte des 
Reiches« und »Die Personalirage«. Von besonderer Bedeu- 
tung sind der Rechtscharakter der Gesellschaft, der dem 
deutschen Gesellschaftsrecht ganz fremd ist, weil er seinen 
Ursprung in dem Plan der ausländischen Sachverständigen 
hat, die Stellung des Reichsverkehrsministeriums, das Ver- 
hältnis der Gesellschaft zu anderen Bahnen und die 
Rechte der Beamten, H 
Für die Wahrung der deutschen Interessen wesentlich 
ist die Organisation der Gesellschaft, die in dem Ab- 


Nmtäaseeru SA m. 


mh. erar baa a Te a a a a) 


N ze 


Tann" 


2 


18, Jahrg. Heft 4 


"besondere Bedeutung zu, 


pril 1925 


Umschau, 


schnitt »Die Verfassung der R.B.G.« an Hand der Be- 
stimmungen der Gesellschaftssatzung besprochen wird, 
Organe der Gesellschaft sind der Generaldirektor, der 
Deutscher sein muß (z.Zt. Reichsverkehrsminister a. D. 
Dr, Oeser), der Vorstand, der aus dem Generaldirektor 
und mehreren (sämtlich deutschen) Direktoren besteht, 
und der Verwaltungsrat. Im Verwaltungsrat ist z. Zt. 
die deutsche Mehrheit gesichert. Von seinen 18 Mit- 
liedern benennt 9 die deutsche Reichsregierung und eben- 
alls 9, von denen 5 Deutsche sein können, der Treuhänder, 
der die Gläubiger der Reparationsschuldverschreibungen 
vertritt; bei der ersten Bestellung hat der Treuhänder der 
Möglichkeit, unter den von ihm zu benennenden 9 Mit- 
gliedern des Verwaltungsrates 5 Deutsche zu wählen, 
entsprochen. Der Präsident des Verwaltungsrates muß 
Deutscher sein. Zur Wahrung der Rechte aus den Re- 
arationsschuldverschreibungen wird neben dem Treu- 
Ränder von den ausländischen Mitgliedern ‘des Verwal- 
tungsrates ein Eisenbahnkommissar gewählt, dessen Be- 
fugnisse u. U. von außerordentlicher Tragweite sein kön- 
nen. Wehn die Gesellschaft mit dem Schuldendienst, den 
der Reparationsplan vorsieht, in Verzug gerät, kann er 
u,a. Tariferhöhungen anordnen, Ausgaben der Gesell- 
schaft untersagen, Eigentum der Gesellschaft veräußern 
und schließlich das Betriebsrecht ganz oder zum Teil 
verpachten. Wenn auch diese Maßnahmen durch An- 
zufung eines Schiedsgerichts aufzuhalten sind, so ist doch 
in der letzten Konsequenz das deutsche Verkehrswesen, 
das Rückgrat der deutschen Wirtschaft, dauernd dem 
Zugriff der Entente ausgesetzt, — Über die Organisation 
der Gesellschaft gibt weiter ein graphischer Plan Auf- 
schluß, der den Aufbau der Betriebsverwaltung anschau- 
lich macht, x 

Alle mit dem Anteil der Eisenbahn an den deutschen 
Reparationsleistungen und mit der wirtschaftlichen Lage 
der Gesellschaft zusammenhängenden Fragen sind erwähnt 
in den Abschnitten »Die Organe für die Durchführung der 
Reparationsverpflichtungen«, »Die finanzielle Organisa- 
tion der R.B.G.«, »Die Finanzgebahrung der Gesellschaft« 
und »Die Wirtschaftsführung der Gesellschaft«, Die neue 
Reichsbahn-Gesellschaft ist einer der Hauptträger der 
deutschen Reparationsverpflichtungen. Von dem Etats- 
jahr 1928/29, dem sogenannten Normaljahr, ab sind von 

utschland zu leisten: aus dem Reichshaushalt 1250, aus 
den Industrieobligationen 300 und von der Eisenbahn 
zusammen 950 (660 Obligationszinsen und 290 Verkehrs- 
steuer) Mill. Goldmark. Von der Gesamtsumme von 
2500 Mill. entfällt also auf die Reichsbahn-Gesellschaft 
mehr als t/, der Leistungen. Es ist bemerkenswert, daß 
in dem Buch auf Seite 185 angegeben ist, die Zahlung 
von jährlich 660 Mill, aus den Reparationsschuldverschrei- 
bungen erscheine möglich, sofern es der deutschen Wirt- 
schaft gut geht. Auch die Aufbringung der Verkehrs- 
steuer in Höhe von 290 Mill. jährlich wird nicht als über- 
triebene Forderung zurückgewiesen, 

Das außerordentlich reichhaltige Buch hat den großen 
Vorzug, daß die Fülle des Gebotenen knapp dargestellt 
und übersichtlich angeordnet ist, Das Verständnis für 
die Bedeutung der Umgestaltung der Reichsbahnen wird 
erleichtert durch eine gewissermaßen. historische Betrach- 

ingsweise, die den neuen Verhältnissen jeweils die alten 
enüberstellt, Im Text ist auf die in Frage kommen- 
en Gesetze und Verordnungen hingewiesen, die in einem 


Anhang, vervollständigt ‚durch den englischen und fran- 
zösischen Text des Reichseisenbahngesetzes vom 30, August 
1924 und der Gesellschaftssatzung, noch einmal zusammen- 

tellt sind. Ein Sachregister enthält alle notwendigen 
Stichworte, um das Werk zu einem Nachschlagewerk so- 
wohl für den Fachmann als auch für den Laien, der sich 
über die für die deutsche Wirtschaft so wichtigen Fragen 


orientieren will, zu machen, Verwunderlich ist nur, daß 
im Inhaltsverzeichnis die Angabe der Seitenzahlen fehlt, 
Da Dr. Sarter, der jetzt Eisenbahndirektionspräsident 
in Trier ist, und Dr, Kittel, der in die Hauptverwaltung 
der neuen Reichsbahn-Gesellschaft übertrat, früher als 
Ministerialräte im Reichsverkehrsministerium an der ge- 
schäftlichen und gesetzlichen Umgestaltung der Reichs- 
bahnen maßgebend mitgewirkt haben, kommt dem Werk 
Dafür, daß entgegen einer Be- 
merkung der Verfasser im Vorwort dem Buch mehr als 
der Charakter einer privaten Arbeit beizumessen ist, 
icht ein Erlaß des Reichsverkehrsministers, der das 
ch den Spitzenbehörden des Reiches und der Länder 
empfiehlt. Fr. Kr. [sose] 


| Steuer- und Rechtsfragen | 


Zur Besteuerung der öffentlichen Betriebe. 

Unter den neuen Steuergesetzentwürfen -der Reichs- 
SE Bee DEE sich auch ein Gesetz über die gegen- 
seitige steuerung des Reiches, der Länder und Ge- 
meinden. Im Zusammenhang damit stehen verschiedene 
Bestimmungen in anderen Entwürfen, besonders im Ver- 
mögens- und im Körperschaftssteuergesetz, die gleich- 
falls auf eine Besteuerung der öffentlichen Körperschaften 
hinauslaufen. Diese gegenseitige Besteuerung war bisher 
dem deutschen Steuerrecht im Allgemeinen unbekannt, 
abgesehen davon, daß das Reich zu gewissen Grund- 
steuern der Gemeinden herangezogen werden konnte, Sie 
erscheint auch auf den ersten Blick als ein Widerspruch 
in sich. Denn die Erhebung von Steuern hat doch den 
Zweck, den öffentlichen Körperschaften die Mittel zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu verschaffen. Wenn dies nun 
aber dadurch geschieht, daß Reich, Länder und Gemein- 
den sich Bene besteuern, so müssen bei gerechter 
und gleichmäßiger. Belastung die Steuerpflicht und der 
Steueranspruch einer solchen öffentlichen Körperschaft 
sich ausgleichen, so daß die gegenseitige Besteuerung 
keinerlei praktischen finanziellen Erfolg hätte. 

Die ganze Frage hat aber ein anderes Gesicht be- 
kommen, seitdem die öffentlichen Betriebe an 
Umfang und Bedeutung immer mehr zugenommen haben. 
Diese sogenannten werbenden Betriebe des Reiches, der 
Länder und Gemeinden, d. h. die Betriebe, die ihrem. 
Wesen nach auf die Erzielung eines Überschusses gerichtet 
sind, will auch der neue Gesetzentwurf allein steuerlich 
erfassen. Nach wie vor steuerfrei sein soll die soge- 
nannte Hoheitsverwaltung, also alle die Behörden und 
Verwaltungen, die eine öffentliche Gewalt ausüben (z.B. 
Gerichte, Regierungs-, Polizei-, Steuerbehörden) und ebenso 
auch alle die Verwaltungen und Betriebe, die gemein- 
nützige Zwecke verfolgen (z. B. Krankenhäuser, Schulen). 

ie Frage, ob die öffentlichen Betriebe ebenso wie 
Privatbetriebe der Besteuerung unterworfen werden sollen, 
wird seit längerer Zeit viel erörtert und umstritten. Sie 
ist nicht nur für die staatliche Finanzpolitik, sondern auch 
in privat- und volkswirtschaftlicher Beziehung von großer 
Bedeutung, wie nachstehend kurz gezeigt werden soll. 
Zum ersten Male ist die Besteuerung der öffentlichen 
Betriebe vor kurzem im Gesetz über die Industriebela- 
stung praktisch durchgeführt worden. Es ist aber natür- 
lich etwas ganz anderes, ob die Staatsbetriebe zu dieser 
besonders gearteten und durch außenpolitische Erwä- 
gungen beeinilußten Belastung herangezogen werden, oder 
ob sie den großen laufenden Steuern unterworfen werden. 

Die Reichsregierung begründet ihre Gesetzesvorschläge 
vor allem damit, daß die öffentlichen Betriebe sich mehr 
und mehr auf privatwirtschaftliche Form und Geschäfts- 
gebarung umstellten und in immer stärkerem Maße den 
Wettbewerb mit den Privatbetrieben aufnähmen. In diesem 
Kampfe müßten sie auch in steuerlicher Hinsicht den 
Privatbetrieben gleichgestellt werden, zumal die Steuer- 
last in der Kalkulation immer mehr ins Gewicht falle. 
Dies erfordere die steuerliche Gerechtigkeit; zugleich 
würden dadurch die Betriebe gezwungen werden, ihre 
Geschäftsführung so wirtschaftlich wie nur möglich ein- 
zurichten. Diese Gedankengänge sind zum mindesten 
vom privatwirtschaftlichen Standpunkt gesehen zweifel- 
los sehr einleuchtend; es stehen ihnen aber so schwer- 
wiegende Tatsachen entgegen, daß der ganze Plan doch 
sehr viel Bedenkliches hat. Zunächst trifft es nur teil- 
weise zu, daß die Staatsbetriebe mit den privaten konkur- 
rieren, da sie doch vielfach monopolartigen Charakter 
haben (z. B. Bahnen, Gas- und Wasserwerke). Für alle 
diese Monopolbetriebe scheidet also der Grund der gl-ichen 
Wettbewerbsbedingungen aus. Im übrigen aber sind die 
Staatsbetriebe in anderer Hinsicht bei ihrer Geschäfts- 
führung von vornherein so benachteiligt, daß dies den 
Vorzug der Steuerfreiheit ungefähr ausgleichen dürfte. 
Ganz abgesehen von unberechtigten politischen Einflüssen 
ist doch ein Staatsbetrieb in seiner Geschäitsiührung 
durch die Abhängigkeit von Entschließungen behördlicher 
und parlamentarischer Instanzen, die nun einmal immer 
eine gewisse Zeit erfordern, oft stark gehemmt. Vor 
allem aber sind sehr häufig bei der Geschäftsführung 
nicht allein Gewinnrücksichten maßgebend, ‘sondern volks- 
wirtschaftliche Erwägungen, z. B. das Bestreben, die Ta- 
rife möglichst niedrig zu halten, den Arbeiterstamm in 
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ungünstigen Zeiten durchzuschleppen und dergl. Als Bei- 
spiel erwähne ich nur die staatlichen Porzellanmanufak- 
turen, die nicht nur einen Gewinn herauszuwirtschaiten, 
sondern vor allem eine große künstlerische und kul- 
turelle Überlieferung zu pilegen haben. Dies können sie 
aber nur, wenn sie selbst bei einer Absatzkrise ihre hoch- 
wertige und geschulte Arbeiterschaft durchhalten. Auch 
die Wirtschaftlichkeit der Betriebsführung kann durch die 
Besteuerung der Staatsbetriebe kaum entscheidend be- 
einflußt werden. Sie hängt doch in erster Linie von den 
kaufmännischen Fähigkeiten der leitenden Personen und 
von der Selbständigkeit ab, die diesen gewährt wird. 
Fehlt es daran, so wird auch die Besteuerung nicht viel 
ändern können. Die Besteuerung wird und muß aber zu 
einem Rückgang der Erträgnisse, d.h. also der Staatsein- 
nahmen führen, die bestenfalls durch eine Erhöhung der 
Steuereinnahmen ausgeglichen wird. Geschieht dies aber 
nicht — und das wird die Regel sein —, so hat die Allge- 
meinheit darunter zu leiden, sei es, daß ein Fehlbetrag im 
Staatshaushalt mit seinen währungspolitischen Gefahren 
oder eine nachteilige Einschränkung der Staatsausgaben 
oder ein Anziehen der Steuerschraube die Folge ist. 
Eine) ganz besondere Gefahr liegt in der Besteuerung 
der Gas-, Elektrizitäts- und Wasserwerke und der 
Verkehrsbetriebe. Diese werden natürlich die Steuer- 
last auf die Verbraucher abwälzen, so daB sich diese 
Steuerpläne letzten Endes in einer Belastung ker großen 
und leistungsschwachen Volksschichten m in weiteren 
Lohn- und Preiserhöhungen auswirken müßten. Es ist 
deshalb auch zu hoffen, daß die Vorlage gerade in 


diesem Punkte noch geändert wird. Hierzu kommt, 
daß, da für die wichtigsten Reichsbetriebe (Reichs- 
post, Reichsbank, Reichsbahn) Befreiungen vorgesehen 


sind und die Länder und Gemeinden an sich natürlicher- 
weise über eine weit größere Zahl von Betrieben ver- 
fügen, diese viel stärker belastet würden als das Reich. 
Die Folge wäre wieder, daß die Länder und Gemeinden 
ihre Steuern (vor allem Grund- und Gewerbesteuer) 
weit mehr als gewünscht anziehen müßten, 

Außerdem aber würde die gegenseitige Besteuerung 
eine derartige Menge unwirtschaitlicher Arbeit erfordern, 
daß dies im stärksten Gegensatz zu der von allen Seiten 
geforderten Vereinfachung und Verbilligung der Staats- 
verwaltung stände. Da diesem unwirtschaftlichen Ver- 
brauch, an Arbeit und Kosten keinerlei finanzieller Vor- 
teil, sondern bestenialls ein Ausgleich von Steuerlasten 
und Steuereinnahmen, voraussichtlich aber eine ungleich- 
mäßige Belastung mit den eben geschilderten Nachteilen 
vegenüberstände, so dürften doch wohl die volkswirtschaft- 
ichen und letzten Endes auch auf die Privatindustrie zu- 
rückwirkenden Gefahren dieser Steuerpläne die Vorteile 
überwiegen, die die Privatwirtschaft in ihrem Wettbewerb 
mit den Staatsbetrieben von ihnen zu erwarten hätte. 
Dem gegenüber fälit auch die Tatsache nicht allzusehr ins 
Gewicht, daß die Umstellung der Staatsbetriebe in ge- 
mischt-wirtschaftliche Betriebe (in Form von Gesellschaf- 
ten, bei denen der Staat über eine sichere Mehrheit ver- 
fügt), erleichtert würde, eine Form, die wirtschaftlich 
besonders günstig ist, aber bisher gegenüber dem reinen 
Staatsbetriche natürlich steuerlich benachteiligt war. Es 
ist deshalb auch damit zu rechnen, daß über diese Steuer- 
pläne im Reichstag und Reichsrat noch heftige Kämpfe 
entbrennen werden. 

Zum Schluß seien die Grundzüge der Gesetzentwürfe 
nachstehend kurz zusammengestelit: 

1. Körperschafts- und vermögenssteuerpilichtig sollen 
sein die öffentlichen Betriebe und Verwaltungen, die 
weder der Ausübung der- öffentlichen "Gewalt, noch kirch- 
lichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen; 
insbesondere aber solche Betriebe und Verwaltungen, 
bei denen durch die Einnahmen mindestens ıdie Ausgaben 
edeckt werden oder wenigstens gedeckt werden solien. 
Betreit sind die Reichsbahngesellschaft, die Reichspost 
und die Reichsmonopolverwaltungen, ferner Reichsbank, 
Rentenbank, Golddiskontbank und Bank für Industrie- 
obligationen, sowie die Öffentlichen Sparkassen und Ver- 
sicherungsanstalten. Außerdem genießen die land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe Steuerfreiheit. 

2. Reich, Länder und Gemeinden haben einander die 
allgemein festgesetzten Gebühren, Unterhaltungsbeiträge 
und dergl. (z. B. Straßenbaubeiträge) zu entrichten, so- 
weit es sich‘ nicht um Gebühren für die Hoheitsver- 
waltung, insbesondere Gerichtsgebühren, handelt. 

3. Länder und Gemeinden können das Reich zu ihren 
Gewerbe- und Grundsteuern einschließlich der Mietzins- 


steuer in demselben Umfange heranziehen, in dem die 
öffentlichen Betriebe körperschafts- und vermögensst 
pflichtig sind. ] 

4. Reich, Länder und Gemeinden können einander zu 
den Verkehrssteuern heranziehen, soweit nicht Hand- 
lungen der Hoheitsverwaltung in Betracht kommen. 

5. Die Reichsbetriebe, die der Ausübung der öffent- 
lichen Gewalt dienen, haben ähnlich wie bisher den 
Wohngemeinden ihrer Arbeitnehmer Zuschüsse zu deren 
EEE zu leisten, wenn die Reichsarbeiter 
mit ihren Familien mehr als 8 vH der Bevölkerung einer 
solchen Gemeinde ausmachen. ` ` 

6. Die Befreiung der Schlachthöfe, Gas-Elektrizitäts 
und Wasserwerke von der Umsatzsteuer soll aufgehoben 
werden. [s038] 

Regierungsrat Dr. Spangenberg, Dresden. 


Taylorismus in der Verwaltung. Von Proi, Dr. Otto 
Goebel, Hannover 1935, Helwingsche Verlagsbuchhand- 
lung. 705S. Preis geh. 2 M. 

Wer jemals mit Behörden zu tun hatte, hat 

sicher den Wunsch, daß in ihnen etwas von dem Geist 
einzöge, den man gemeinhin mit Taylorismus bezeichnet; 
man denke beispielsweise nur an den vorhandenen Man; 
an Klarheit und Einfachheit in der Abfassung von ven 
ordnungen und Formularen, an die mangelhafte Auskunfts- 
erteilung usf, y 
Die kleine Schrift von Goebel zeigt Wege, wie diesen 
Übelständen abzuhelfen ist. Ihr Untertitel lautet: »Mög- 
lichkeiten der Wirkungsgradsteigerung der Organisations- 
und Verwaltungstätigkeit in Staat und Wirtschaft« und 
wendet sich somit an alle, den Fragen der Orgami- 
sation überhaupt Interesse entgegenbringen, 
Unsere Literatur über das Organisationswesen ist 
zwar umfangreich, es fehlen aber Untersuchungen über 
allgemeingültige organisatorische Zusammenhänge, Goebel 
will mit seinen Ausführungen zu derartigen Untersuchun- 
gen nur anregen, und es ist zu wünschen, daß viele bald 
seinem Beispiel folgen werden. Fr. [soar] 


Versicherungswesen | 


Versicherungslexikon. Von Prof, Alfred Manes. 
Zweite völlig neubearbeitete Auflage. Berlin 1924, E. ST 
Mittler & Sohn. 1526 S. Preis 50 M. 5 

Dieses von Prof. Manes unter Mitarbeit hervorragender 
inländischer und ausländischer Praktiker und Theoretiker 
herausgegebene Werk bildet für das Sondergebiet der 
Versicherung eine vortreffliche Ergänzung des auf SW 
von T. u. W. besprochenen Handwörterbuches der Staats- 
wissenschaften, und es ist zu begrüßen, daß es wie dieses 
nunmehr wieder auf den neuesten Stand der Wissenschaft 
gebracht ist. Rd. 200 Stichworte sind gegenüber der ersten 
Auflage, die bereits vor 15 Jahren erschien, neu aufge 
nommen worden, von denen als Beispiel nur die Fr: 
der Aufwertung und der Valutaversicherung erwähnt sein 
sollen. Mit berechtigtem Stolz betont Manes in seinen 
einleitenden Worten, daß es bisher allein in deutscher 
Sprache ein Versicherungslexikon gibt. Fg. [1080] 


Eingegangene Bücher 
Besprechung vorbehalten. 


V.d.1.-Verlag G.m.b.H,, Berlin: 
Organisation der Maschinenfabrik. Von Dr. Fritz 

Wolfensberger. 1925. 193S. Preis 10M. 
Das wirtschaftliche Amerika. Von Dr.-Ing. C. Kött- 
gen. 1925. 183S. Preis 5M. ; 
Die Ausbildung für den Beruf des akademischen Baw 7 
Ingenieure; Von Dipl.-Ing. S. Baer. 1925. 15S. Preis 
0,60 M. 2 
Das Ziehen unregelmäßig geformter Hohlkörper, Von 
Dr.-Ing. Hans D. Brasch. Forschungsarbeiten auf dem 
Gebiete des Ingenieurwesens. 1925. 33S. Preis 10 M. Í 
Versuche über die Widerstandsfähigkeit und die Form- 


es: gewölbter Kesselböden. Forschungsito Ha auf 
dem Gebiete des Ingenieurwesens. Von Prof. Dr.-Ing, eh. 
C. von Bach. 1925. 46S. Preis 15M. 


Ill. Tagung des Allgemeinen Verbandes der Deut- 
schen Pampinea Hebiraadiunjina en am 16. und I% 
Júni 1924 zu Nürnberg. 1925. 81S. Preis 10 M. 5 


en wg poseg 


tei 


maryn aeggrowocreuns ys ogge 


N 
qea 


seo me n 22 mg ARE 


f 


Kartellwesen. 


131 


 KARTELLWESEN 


- Kartellpolitik. 

Getragen von der Parteien Haß oder Gunst, die 
weniger eine grundsätzliche Einstellung erkennen lassen, 
als vielmehr den Reflex spezifischer Konjunktur- und 
elbst subjektiver Verhältnisse, hat auch im verflossenen 
Vierteljahr die Kartellverordnung ihr stilles aber wirk- 
mes Dasein geführt. In der Art der vor das Kartell- 
icht gebrachten Fälle hat sich nichts geändert. Aller- 
gewinnt es den Anschein, als ob die reinen 
junkturkündigungen mehr und mehr zurücktreten 
nüber grundsätzlichen Streitfragen. Hierbei herrscht 
e Industrie vor, sondern die industriellen Prozeß- 
der wechseln in buntem Gemisch auch mit solchen 
dem Handel. Ein eignes Kapitel bietet das an- 
hsende Material aus $ 9, der Schutz gegen den durch 
ren aller Art ausgeübten äußeren Organisationszwang. 
Es wird fraglos, wie vordem schon für die Zivilrecht- 
hung, stets eine besonders heikle Materie bilden. 
htsanerkannt ist, daß ohne solchen Zwang das Or- 
nisationsleben nicht zu konsolidieren ist. Aber es ist 
nerseits eine Waffe, die ebenso häufig Lufthiebe aus- 
wie sie andrerseits existenzgefährdend, wenn nicht 
tend wirkt. Auch die Kampfmethoden sind außer- 
K ntlich verschieden und die hochentwickelte Organi- 
sationstechnik ist offenbar bemüht, sie nach Möglichkeit 
"zu verschleiern. Daher kommt es wohl auch, daß 
on der im $ 9 verordneten Präventivzensur zweifellos 
weitem nicht der Gebrauch gemacht wird, den das 
tz im Auge hatte. Offenbar gelingt es sogar häufig, 
dem Gegner den ihm angesagten Wirtschaftskampf 
verschleiern. Man wird in solchen Fällen wohl aber 
hmen dürfen, daß für die Betroffenen das »Letzte« 
auf dem Spiele steht, denn sonst müßten sie von 
ihnen jetzt gebotenen Schutze entsprechenden Ge- 
uch machen, da ja kaum eine Unkenntnis über das 
e tehen der Verordnung jetzt noch vorausgesetzt werden 
Insoweit erscheint es also wirtschaftspolitisch wenig 
denklich, wenn solche Konkurrenzkämpfe zwischen Ver- 
und Außenseiter auch ohne Mitwirkung der regeln- 

‚chranken der Verordnung ausgefochten werden. 
Den Hauptwert auch des $9 wird man vielmehr eben- 
in der Entscheidung grundsätzlicher Wirtschafts- 
gen erblicken müssen (vergl. hierzu T. u. W. 1924 
140 f.). Hierfür hatte das Kartellgericht aber wieder- 
Anlaß. Seiner Entscheidung vom 10. November 1924 
il-Rundschau 1924 S. 407 ff.) lag eine Sperre eines 
‚rikanten- und Großhändlerverbandes mit dem Zwecke 
zugrunde, durch . die seine Lieferanten gezwungen 
erden sollten, nur mit ihnen als Großhändlern, 
ht aber mit Außenseitern oder erst recht nicht mit 
inhändlern und Warenhäusern zu arbeiten. Inter- 
t war hierbei die wirtschaftliche Begründung dieses 
ivitätsanspruchs mit einer besonderen Leistung und 
entsprechendem Risiko des organisierten’ Großhandels als 
Schöpfer und Träger der Mode, wodurch er sowohl den 
ikanten entlaste wie zur Verbilligung durch Umsatz- 
ergrößerung beitrage. Hiergegen hatten die Waren- 
häuser geltend gemacht, daß jene wirtschaftliche Funk- 
seit längerer Zeit bereits keine Monopolfunktion des 
oßhandels bilde, vielmehr sie selbst die gleiche Auf- 
e erfüllten, vielfach sogar durch die Eigenart ihrer 
nmanpreisung noch besser als jener, so daß die 
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teuerung des Umsatzes führe. Es leuchtet ohne weiteres 
ein, eine wie erhebliche grundsätzliche Bedeutung die- 
ser Streitfall umschloß. Das Kartellgericht hat sie ge- 
würdigt und deshalb die Abwehrsperre des Warenhaus- 
verbandes mit der Begründung anerkannt, daß der Groß- 
handel auf diesem Gebiete nicht ein so wichtiger wirt- 
schaftlicher Faktor ist, daß es wirtschaftlich sogar schäd- 
lich sein würde, wenn es ihm gelänge, hier den Wett- 
bewerb der Warenhäuser zu verdrängen, denn das würde 
in einer Zeit des allgemeinen Strebens nach einer Sen- 
kung der Preise nur zu dem entgegengesetzten Ergebnis 
führen (der Wortlaut ist in T-u, W. 1924 S.312 angegeben). 

Zu einem anderen Falle wollten Mitglieder ein Kün- 
digungsrecht auch daraus herleiten, daß der Verband 
seine Sperre gegen Außenseiter, insbesondere auch Ein- 
kaufsgenossenschaften, seiner wichtigsten Kunden nicht 
nachdrücklich genug durchgeführt hätte. (Entscheidung 
abgedr. Kartell-Rundschau 1924 S. 419 ff.). Hier hat das 
Gericht diesen Vorwurf gegen die Organisation deswegen 
zurückweisen müssen, weil sie objektiv angesichts des 
Einspruchs des Reichswirtschaftsministeriums in ihrem 
Kampfe gegen die Genossenschaften Halt zu machen 
gezwungen worden war, im übrigen aber sogar durch- 
aus angemessene Schutzabkommen mit ihnen hatte treffen 
können. 

Für Industrien gleich der Maschinenindustrie, deren 
Verbände zumeist nach tieferen Grundsätzen organisiert 
werden müssen, wird die Sperrirage des $ 9 sich kaum 
in solchen verhältnismäßig noch einfachen, nach Ursache 
und Wirkung klar zutage tretenden Formen äußern. Vizl- 
mehr ist anzunehmen, daß, wenn überhaupt diese Frage 
im Einzelfalle aktuell wird, dann besondere Komplizierun- 
gen durch die Konzernbildungen sowohl bei ihren Liefe- 
ranten wie Abnehmern entstehen, insbesondere wenn die 
angestrebte straffe Kartellierung der Eisen-, Stahl- und 
ihrer Halbfabrikatszweige sich durchsetzt. Gegen etwaige 
Sperrkampfmaßnahmen von dieserSeite dürfte die Kartell- 
Verordnung in ihrer jetzigen Fassung kaum ausreichenden 
Schutz gewähren können, weil man hier mit individuellen 
kaufmännischen Mitteln vorgehen wird, ohne kollektiven 
Organisationszwang. 

Im übrigen zeigen die interessanten Mitteilungen 
des Vereins deutscher Maschinenbau-Änstalten im Ge- 
schäftsbericht für 1924 (S. 15ff.) über die organisatori- 
schen Umbildungen seiner Fachverbände, daß diese 
Industrie auf jenem Wege der Reformierung des Kartell- 
gedankens fortschreitet, der diesen Organisationen gleich- 
zeitig eine starke innere Kräftigung verbunden mit ver- 
mehrter volkswirtschaftlicher Nützlichkeit verleiht. Dar- 
über hinaus wird mit Recht der Fortbildung der privat- 
wirtschaftlichen Organisation zu Interessengemeinschaften 
nicht nur vertikaler, sondern vor allem auch horizontaler 
Struktur zur Erhöhung produktiver und absatztechnischer 
Wirtschaftlichkeit das Wort geredet. Soweit diese Ent- 
wicklung sich bisher überblicken läßt, geht sie allerdings 
zunächst nur von den Spitzen der Industrie aus. Es wäre 
daher zu wünschen, daß die gerade in der Maschinen- 
industrie so wertvollen Kräfte der mittleren und selbst 
kleineren Unternehmen durch rechtzeitige Kartellierung 
erhalten blieben. Von großem Interesse sind zu diesem 
Thema die Ausführungen, die Geh. Rat Deutsch in der 
Generalversammlung der AEG gegeben hat, insofern sie 
vor allem zeigen, daß eine wesentlich nüchternere Auf- 
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fassung über die großkapitalistischen Organisationsgren- 
zen, das »Trustproblem«, für die deutsche Wirtschaft sich 
durchdringt. Er sieht offenbar die rettende Lösung be- 
reits nicht mehr ausschließlich in der vertikalen groß- 
kapitalistischen Organisation (System der »Stinnisierung«) 
sondern »auf dem Wege des horizontalen Aufbaues in 
allen wesentlichen Industrien«. Allerdings findet er die 
Organisationsform nicht in »Kartellen und Interessen» 
gemeinschaften«, »die je nach den Konjunkturverhält- 
nissen umgangen werden und verschiedenartige Interessen 
immer bestehen lassen, sondern einzig darin, daß gleich- 
artige Werke zu einer Gemeinschaft verschmolzen wer- 
den, bei der die verschiedenen Interessen einheitlich be- 
rücksichtigt und alle Kräfte in einer einheitlichen Rich- 
tung geleitet werden«. Ueber die Art der Gemeinschaft 
ist nichts Näheres gesagt, es leuchtet aber ein, daß sie 
sachlich durchaus auf dem Boden der Kartellierung, aller- 
dings wohl nur in der Form straffer Syndikate möglich 
ist, zumal für kostspielige kapitalistische Horizontal- 
fusionen die erforderlichen Kapitalien kaum zur Verfügung 
stehen dürften. Gerade gegenwärtig ließen sich im übri- 
gen zu diesem Thema eine ganze Reihe aktueller An- 
merkungen machen, die aber besser zurückgestellt wer- 
den, bis die schwebenden Zollverhandlungen, namentlich 
mit Frankreich, und die dadurch geschaffene innerdeutsche 
und internationale Lage für die intensiven schwerindu- 
striellen Kartellierungsbestrebungen eindeutig festliegen. 
Nur soviel sei auch an dieser Stelle gesagt, daß diese 
in ihren Grundzügen offenbar schon festliegende Ent- 
wicklung für die eisenverarbeitenden Industrien zweifel- 
los eine ganz neu orientierte Produktionslage schaffen 
muß, deren Folgen hoffentlich rechtzeitig bis in alle 
Einzelheiten durchdacht werden. 


Einzelfragen des Kartellrechts. 

Der Streit über die Bedeutung der Entscheidungen 
des Karteligerichts, ob die Kündigung vom Zeitpunkt der 
Erklärung, entsprechend dem Wortlaute des Satzes 1 Abs. 3 
des $8 der Kartell-Verordnung gilt oder erst mit dem 
Urteil des Kartellgerichts, hat eine grundsätzlich wichtige 
Entscheidung durch ein Urteil des Oberlandes-Gerichts 
Stettin vom 16. Februar 1925 erfahren. (Es wird im Heft4 
der Kartell-Rundschau veröffentlicht werden.) Die recht- 
liche Kontroverse ist den Lesern von T.u.W. aus dem Auf- 
satze von Breslauer (1924 S.47f.) bekannt. Wirtschaft- 
lich ist sie insofern von kartellpolitischer Bedeutung, als so- 
wohl für den Verband wie für den Kündigenden ein sehr 
unliebsamer Schwebezustand hinsichtlich der wechsel- 
seitigen Rechte und Pflichten sich ergibt, wenn die Auf- 
fassung zutrifft, daß die Kündigung mit dem Zugang 
bereits wirkt und durch Urteil des Kartellgerichts nur 
deklaratorisch in ihrer Wirksamkeit nachträglich bestätigt 
oder verneint wird. Je höher entwickelt die Kartelle 
sind, je mehr sie damit ihre Aufgaben gegenüber dem 
Markte zentralisieren, um so kritischer `ist es für sie, wenn 
beispielsweise ein Mitglied von einem, seinerseits will- 
kürlich gewählten Zeitpunkte ab sein Lieferkontingent 
freihändig zu verkaufen beginnt. Aber auch für die 
einfachsten Preiskartelle ist dieses plötzliche Auftauchen 
eines mit der Verbandspolitik aufs genaueste vertrauten 
Außenseiters vielfach eine erhebliche Störung. Freilich 
setzt sich auch der Kündigende unter Umständen. 
schweren wirtschaftlichen Nachteilen durch Schadensan- 
sprüche aus, wenn er sein bis zur Entscheidung des Ge- 
richtes problematisches Recht voreilig als ein definitives 
betrachtet. Zumeist wird bei Abwägung der beider- 


seitigen Schwierigkeiten aber übersehen, daß letzten Endes 
der Kündigende sich fast stets in der stärkeren Stellung 
befindet. Denn selbst, falls er Unrecht bekommt, also 
Mitglied bleiben muß, wird der Verband ihn in der 
mit Glac&handschuhen anfassen müssen, um eine Ver 
bandsmüdigkeit auszuräumen. Anderseits verträgt es sich 
zweifellos mit der wirtschaftspolitischen, insbesondere der 
privatwirtschaftlichen Schutztendenz des $ 8, aber auch mit 
dem wirtschaftlichen — wenn auch nicht dem rechtlichen 
— Begriffe des $ 8 schlecht, wenn entgegen auch de 
bisherigen Geltung des $ 723 BGB das Urteil des Kam 
gerichtes konstitutive Wirkung haben sollte, Das Stetti 
Gericht hat diese Auffassung jetzt eingehend begründet ab 
gelehnt und damit aller Voraussicht nach die Kontroverse 
beendet. Es stützt seine Stellung einmal durch d 
klaren Wortlaut des $ 8, wonach 1. mit Ablauf der 
wöchigen Frist die Kündigung als wirksam erfol 
»gilt« und 2. das Kartellgericht nur zu prüfen ha 
»ob die Kündigung zulässig war«. Materiell betont e 
daß bei Fortfall des im Zeitpunkt der Kündigung wi 
tigen Grundes zur Zeit der Gerichtsentscheidung 
Gericht »vor die widerspruchsvolle Aufgabe gestellt w 
eine ex nunc wirkende rechtsgestaltende Entscheidung 
zu treffen, dabei aber die im Zeitpunkt der Rechtsge 
staltung vorhandenen maßgeblichen Tatsachen und Um 
stände nicht berücksichtigen zu dürfen, sondern desw 
in die Vergangenheit verwiesen zu werden.« Allerdi 
wird auch hervorgehoben, daß die ‚damit gegebenen 
Schwierigkeiten, zumal mit Rücksicht auf die nur v 
fahrensrechtliche Bedeutung einer »einstweiligen Anord- 
nung«, möglichenfalls de lege ferenda zu berücksichti 
wären. Dem wird man insoweit beistimmen müssen, als 
ein rechtlicher Ausweg im Interesse beider Parteien aus 
dem vielfach nicht nur unerträglichen, sondern wirtschaft 
schädlichen Schwebezustand geschaffen werden sollte, 
dahin werden die Parteien gut tun, wobei jeweils wohl 
dem Verband die Initiative zufallen muß, durch eine 
vernünftigen Zwischenvertrag einen erträglichen modus 
vivendi zu schaffen. } 


Zu der wichtigen Frage der Folgen der Kündig 
einer Kartell-GmbH hat im Gegensatz zur Stellung 
Reichsgerichts selbst Reichs-Gerichtsrat Brodmann 
seinem vor kurzem erschienenen Kommentar zum Gmb 
Gesetz (Berlin 1924, Walter de Gruyter & Co. S. 24 f): 
die Individualkündigung mit allen Folgen für zulässig 
erklärt. Danach scheidet auf Grund des vom Kartellgeri 
gemäß $ 8 gebilligten Austritts der Kündigende aus 
GmbH im Wege der Abtretung seines Geschäftsant 
gegen ein sich zurzeit ergebendes Entgelt vollständig 
aus, nicht nur wird er von den Kartellpflichten ent- 
bunden. Auch dieGmbH kann ihn ausschließen, ihr Bestand 
bleibt rechtlich hierdurch unberührt. Diese Lösung er 
scheint auch wirtschaftlich als die allein tragbare. D 
Kartell-GmbH ist keine kapitalistische Gesellschaft 
Kartellnebenpflichten, sondern — mit wenigen Ausnahme‘ 
gemischter Aufgaben — eben nur ein Kartell. Die 
liche Möglichkeit offen lassen zu wollen, daß der Ki 
digende zwar der Kartellpflichten für ledig erklärt wi 
im übrigen aber Gesellschafter bleibt, führt für beide Teil 
zu rechtlich und sachlich bedenklichen, im übrigen völlig 
unnötigen Schwierigkeiten. Das praktische Wirtsch 
leben verträgt konstruktive Rechtsbehelfe jedenfalls d 
nicht, wenn sie von so weittragender Bedeutung si 
wie grade bei den meist recht komplizierten Vertrags 
verhältnissen der Kartellgesellschaften. [sıss] 
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Staatliche und privatwirtschaftliche Aufgaben der deutschen 


Rationalisierung `). 
Von Dr. C. Köttgen, Berlin. 


Inbalt: Der günstige Stand der amerikanischen Volkswirtschaft ist nicht nur auf den Reichtum des Landes zurückzuführen, sondern 
auch vor allem auf die weitgehende Rationalisierung der Wirtschaft, die von der amerikanischen Regierung außerordentlich 


unterstützt wird. 


Die deutsche Regierung wird aufgefordert, die Rationalisierungsbestrebungen durch die Bereitstellung der 


hierfür erforderlichen Geldmittel zu fördern, da ja der Nutzen einer gesteigerten Produktion in erster Linie der Allgemein- 
heit zugute kommt und dadurch ein größeres Maß von Zufriedenheit in der breiten Masse des Volkes geschaffen wird. 


Die Aufgaben, die die deutsche Rationalisierung 
stellt, sind sehr mannigfaltig. Es gilt, Wirtschaft- 
lichkeit auf allen Gebieten der gesamten Wirtschaft 
zu fördern, nicht nur bei der industriellen Ferti- 
gung, auch in der Landwirtschaft und beim Han- 
del und Verkehr. Nicht nur die Fertigung muß er- 
faßt werden, auch die Verwaltung, die Organisa- 
tion der Betriebe ist wirtschaftlicher zu gestalten. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika werden 
“überall als Vorbild der Rationalisierung, der Hebung 
der Wirtschaftlichkeit hingestellt. Man bewundert ihren 
Reichtum und ebenso die hohen Löhne, die drüben ge- 
zahlt werden. Es schien angebracht, die amerikanischen 
Verhältnisse im Lande selbst zu studieren, den Gründen 
nachzugehen, weshalb so hohe Löhne gezahlt werden 
können, wie weit die Einführung der Maschinenarbeit; 
wie weit die Rationalisierung gediehen ist. | 

Ich habe das Ergebnis meiner Studien in einer klei- 
nen Abhandlung »Das wirtschaftliche Amerika« nieder- 

we ‚gelegt und will deshalb nur kurz einige wesentliche 
Zahlen erwähnen. 

Die Erzeugung in Amerikaistrd. 70vH höher 
als bei uns. Das ist ein bedeutendes Mehr. Die Hälfte 
dieses Mehr erklärt sich aus der Natur des Landes 
selbst, durch die bedeutend günstigeren Bedingungen für 
die Gewinnung der Rohstoffe, der landwirtschaftlichen 
für die Ernährung und Kleidung und der bergbaulichen, 
besonder der Kohle, die den Ausgangspunkt für die 
Eisen- und Stahlerzeugung, aber auch für die Energie- 
gewinnung bildet. Das verbleibende Mehr von 30 bis 
40yHl bringt die größere Ergiebigkeit der wirtschaft- 
lichen Arbeit. Wenn auch die persönliche Arbeit 
gerade in den Vereinigten Staaten besonders intensiv 
ist, so wird doch ein guter Teil dieses Mehr durch die 

bessere Rationalisierung der Wirtschaft, 
durch die Herstellung in Mengen, durch die Ausbildung 
der maschinellen Verfahren erreicht. 

d Das glänzendste Beispiel der Erzeugung eines (Gegen- 
standes in Mengen und der dadurch möglichen Verbilli- 
gung ist die Fabrikation des Fordschen Wagens. Es ist 
ein Beispiel, das nicht ohne weiteres übertragen wer- 
den kann, aber immerhin die Wege klar erkennen läßt, 
auf denen ein Fortschritt möglich ist. 

Es kann hier nicht der Platz sein, auf Einzelheiten 
einzugehen. In meinem Buche habe ich manches ange- 
deutet; andere haben mit größter Sorgfalt die Einzelr 
heiten behandelt. 

Aber eins hebt sich aus all diesem hervor. Man 
kann nur die Produktion verbilligen, wenn man Ge- 
genstände in großen Mengen herstellt. Die Vorbe- 
er 


1) Vorlrag anläßlich der Sitzung des Reichskuratoriums 
für Wirtschaftlichkeit am 2. April 1925; Bericht s. S. 143. 
ps 4 


reitungen für den eigentlichen Herstellungsprozeß, schon 
der Entwurf des Gegenstandes, vor allem aber die Vor- 
bereitungen für die Fabrikation erfordern viel Arbeit und 
sind recht kostspielig. Bei Erzeugung von Mengen sind 
diese Vorbereitungen nur einmal zu leisten, Außerdem 
kann man sich bei Mengen für den Erzeugungsprozeß 
selbst in besonders angepaßter, größte Ergiebigkeit ge- 
währleistender Weise einrichten, Werkzeuge und Maschi- 
nen, Transportanlagen und zu allem passende Gebäude 
beschaffen. 

Diese Erkenntnis, daß Gleichartigkeit der Verbrauchs- 
gegenstände, Herstellung von Mengen die unbedingte 
Voraussetzung für billige Erzeugung sind, ist in Amerika 
auch dem einfachsten Mann in Fleisch und Blut über- 
gegangen. Es ist erstaunlich, wie diese Erkenntnis drüben 
das ganze Wirtschaftsleben beherrscht. So stellt der Ein- 
zelne Sonderwünsche zurück, nimmt das, was auch der 
andere hat. 

Wir sind bei uns noch weit von dieser Erkenntnis 
entfernt. Es wird bei uns einer starken Propa- 
ganda bedürfen, um diese Voraussetzung für die Stei- 
gerung der Wirtschaftlichkeit und damit der Verbilligung 
dessen, was wir täglich verbrauchen, zu schaffen. 

Die amerikanische Regierung hat erkannt, 
daß sie der Wirtschaft helfen muß, daß diese Bestre- 
bungen in die richtigen Wege zu leiten sind. Wir er- 
staunen, wenn wir hören, daß der Betrag, den der 
amerikanische Staat für die Verbesserung seiner Land- 
wirtschaft ausgibt, jährlich fast 1/, Milliarde Goldmark 
beträgt. Mit gleicher Energie werden die Bestrebungen, 
zur Erzeugung von Mengen zu kommen, gefördert. Dem 
amerikanischen Wirtschaftsministerium unter Leitung von 
Hoover ist das Bureau of Standards, das Büro für 
Normen, angegliedert, das mit reichem Stab und ausge- 
dehnten Laboratorien ausgerüstet, der Regierung zur Be- 
arbeitung von technisch-wirtschaftlichen Aufgaben zur 
Verfügung steht. An diese Abteilung hat Hoover zwei 
weitere angeschlossen, die speziell die Schaffung von 
gleichartigen Fabrikaten in Mengen herbeiführen sollen, 
die Abteilung für Vereinfachungen in der Praxis, die Divi- 
sion of Simplified Practice und die weitere für 
einheitliche Lieferbedingungen, das Bureau of Speci- 
fications. Die Regierung weiß, daß es notwendig ist, 
alle Interessenten, sowohl die Erzeuger wie die Vers 
braucher, zusammenzubringen, wenn man die als richtig 
erkannten wirtschaftlichen Maßnahmen schnell und wir- 
kungsvoll zur Durchführung bringen will. 

Auch bei uns ist in dieser Richtung gearbeitet wor- 
den. Es ist den meisten von Ihnen bekannt, sei der 
Uebersicht wegen aber kurz noch einmal angeführt. 

Im Vordergrund steht die Normung. Der Normen- 
ausschuß der Deutschen Industrie hat hierfür 
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schon viel geleistet. Aber es gilt, die von ihm ge- 
schaffenen Normen allgemein einzuführen, Dafür ist 
eben weitsichtiges Verständnis in allen Kreisen der Wirt- 
schaft erforderlich. Es darf nicht nur gefragt werden, 
ob man selbst einen unmittelbaren Vorteil davon hat, 
wenn man für sich die Normen anwendet, Erst wenn 
sie allgemein zur Einführung gelangen, stellt sich der 
große Vorteil ein. Deshalb soll jeder ‚beginnen. Wir 
müssen die breiten Massen unserer Wirtschaft über- 
zeugen, daß Zusammenarbeiten jedem nutzt, daß viele 
Interessen gemeinschaftlich sind und nur durch Gemein- 
schaftsarbeit gefördert werden können, 

Die Aufgaben zur Hebung der wirtschaftlichen Fer- 
tigung werden im Ausschuß für wirtschaftliche 
Fertigung und in der Arbeitsgemeinschaft 
Deutscher Betriebsingenieure bearbeitet, die die 
Gedanken und Lösungen in die weitesten Kreise der Wirt- 
schaft tragen wollen. 

Der Reichsausschuß für Arbeitszeitermitt- 
lung nimmt sich der menschlichen Arbeitskraft an, wäh- 
rend die Hauptstelle für Wärmewirtschaft die 
vorteilhafteste Verwendung der Naturkräfte fördern will. 
Die Arbeitsgemeinschaft Technik in der Landwirt- 
schaft soll die für die Gesamtwirtschaft so überaus 
wichtige landwirtschaftliche Erzeugung heben. 

Auch die Verwaltung unserer Betriebe soll 
wirtschaftlich sein. Der Amerikaner benutzt hier das 
Wort »management«. Die Bestrebungen dieser Art wur- 
den bisher im Ausschuß für wirtschaftliche Fertigung 
bearbeitet. Das Gebiet ist aber so wichtig, daß sich eine 
besondere Arbeitsstelle hierfür schon verlohnen würde. 

Alle soeben erwähnten Körperschaften wollen für 
diejenigen arbeiten, die schon in der Wirtschaft stehen. 
Aber auch die Heranbildung unseres Nachwuchses ist 
nicht vergessen worden. Der Deutsche Ausschuß 
für technisches Schulwesen hat sich dieser so 
wichtigen Seite unserer Aufgaben angenommen, 

Meine Herren, Sie sehen, das Arbeitsgebiet ist viel- 
seitig; eine größere Zahl von Körperschaften hat es unter 
sich aufgeteilt. 

Wie wird nun in diesen Körperschaften 
gearbeitet? Zuerst müssen Aufgaben gestellt sein, 
die bearbeitet werden sollen. Viele Aufgaben bieten sich 
von selbst dar, sind Folgen der fortschreitenden Ent- 
wicklung, liegen gewissermaßen in der Luft, Viele An- 
regungen kommen von Mitgiedern aus der Praxis, wer- 
den von der Geschäftsführung gesichtet, in gemeinschaft- 
lichen Beratungen weiter entwickelt und präzisiert. 

Nachdem so bestimmte Aufgaben vorliegen, ist es 


* das Bestreben, die besten Kräfte aus der Praxis und auch 


von den Lehranstalten heranzuziehen und zu Aus- 
schüssen zu vereinigen, um die Aufgaben in Gemein- 
schaftsarbeit zu studieren und möglichst gute Lösungen 
zu finden. Es muß umfangreiches Material gesammelt 
werden. Das Material ist in langen kritischen Betrach- 
tungen und Beratungen zu sichten, das Gefundene zu- 
sammenzufassen und möglichst klar zum Nutzen aller, 
die danach arbeiten sollen, in Wort und Zeichnung nieder- 
zulegen. So entstehen Merkblätter, Vorträge, Broschü- 
ren und Bücher. Es muß gedruckt und das Gedruckte 
verbreitet werden. Es liegt auf der Hand, daß eine 
große Menge Arbeit von zahlreichen Personen über 
längere Zeit ausgedehnt erforderlich ist, bis nur eine 
Aufgabe zur Erledigung gebracht wird. Eine Aufgabe 
löst aber die andere ab. In hundert Ausschüssen wird so 
eifrige Kleinarbeit geleistet und das alles geschieht seitens 
der Privatwirtschaft. Jeder Einzelne nimmt sehr viel Mühe 


auf sich; viel Zeit wird für die Beratungen aufgewandt, 
viele müssen weite Reisen unternehmen, Es sind nicht 
Hunderte, nein Tausende von Personen, die 
so im Interesse der Allgemeinheit tätig sind, 
und wenn man die wirklichen Kosten erfassen 
würde, würden sich recht große Beträge er- 
geben. A 
Ein derartiges vielgestaltiges Arbeiten würde sich 
nicht mit der nötigen Ordnung vollziehen, wenn nicht 
in den einzelnen Körperschaften für eine zusammen- 
fassende Geschäftsführung gesorgt wäre, Um die 
hierfür erforderlichen Gehälter und sonstigen Unkosten 
zu decken, sind recht große Beträge notwendig. Bis- 
her wurden auch diese Beträge freiwillig von der Privat- 
wirtschaft zur Verfügung gestellt. Es gibt jedoch 
keinen Weg, alle Kreise der Wirtschaft gleich- 
mäßig heranzuziehen; es ist immer nur ein gewisser 
enger Kreis, gewisse große und mittlere Unternehmungen , 
bzw. die Persönlichkeiten, die an deren Spitze stehen, 
die dazu beigetragen haben, die einzelnen Körperschaften 
lebensfähig zu erhalten. Die Bereitwilligkeit, immer wie- 
der einzuspringen, bleibt aber nicht stets die gleiche, 
Die leitenden Persönlichkeiten in den einzelnen Körper: 
schaften haben sehr viel ihrer an sich sehr wertvollen 
Zeit aufzuwenden, um durch persönliche Rücksprachen 
immer von neuem für diese Zwecke zu werben. Sicher- 
heit, daß diese freiwilligen Beiträge für "längere Zeit 
gezahlt werden, ist in den seltensten ‚Fällen zu erzielen, ° A 
An vielen Stellen stößt man auf taube Ohren. i 
Die Arbeitsergebnisse der einzelnen Körperschaften 
werden in Veröffentlichungen, die als einfache Blätter 
beginnen, aber auch den Umfang von’ganzen Büchern an- 
nehmen können, herausgebracht. An dem Vertrieb die- 4 
ser Veröffentlichungen kann verdient werden, und zum e 
Teil sind diese Verdienste benutzt worden, um die Ge- 
schäftsstellen der einzelnen Körperschaften am Leben zu 
erhalten. An sich sollten aber diese gemeinnützigen Ver- 
öffentlichungen eigentlich nicht unter Aufschlag eines 
Gewinnes abgesetzt werden. Die Gemeinnützigkeit und 
der Wunsch, die Ergebnisse in die weitesten Kreise zu 
tragen, legen vielmehr die Pflicht auf, diese Veröffent- 
lichungen so billig wie nur möglich zu halten. 


Auch ist zu berücksichtigen, daß stets größere Sum- 
men von Betriebskapital erforderlich sind, bevor eine 
neue Veröffentlichung, besonders eine größeren Um- 
fanges, herausgegeben werden kann. Will man groß- 
zügige Veröffentlichungen schaffen, dann sind 
sogar recht ansehnliche Beträge an Betriebs- 
kapital erforderlich. Es dauert ja oft jahrelang, 
ehe die Gesamtkosten einer Veröffentlichung gedeckt 
sind. Will man aber für die Rationalisierungs- 
bestrebungen Propaganda in großem Ausmaß 
betreiben — und es ist höchste Zeit, daß der Geist 
der Wirtschaftlichkeit in die Allgemeinheit getragen 
wird —, dann sind recht große Summen erforderlich, 
Veröffentlichungen, selbst noch so gut geschrie- 
bene Bücher, tun es nicht allein. Man wird mit der 
Tagespresse arbeiten, Ausstellungen oder sonstige 
Gelegenheiten, öffentlich die Aufmerksamkeit auf die Be- 
strebungen zu’ lenken, benutzen müssen. 

Wenn die Körperschaften auch bisher bestanden un 
gearbeitet haben, und wir uns über ihre Arbeitsergebnisse 
freuen, so müssen wir uns doch eingestehen, daß es mög: 
lich und daher Pflicht ist, das Tempo der Arbeit und 
damit das Tempo der Verbreitung des Wirt- 
schaftlichkeits-Geistes zu beschleunigen, 
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Ganz auf sich selbst angewiesen, wird es nicht mög- 
lich sein, aus der Privatwirtschaft die erforderlichen Mittel 
zusammenzubringen. Für den Staat aber wäre es ein 
leichtes, in einem ausreichenden Maße einzuspringen. 

Sollen die Arbeiten mit der nötigen Energie in 
dauernd gleichmäßigem Flusse gefördert werden, dann 
muß der Staat die Mittel geben, um den Kern der Orga- 

nisation, die einzelnen Geschäftstellen zu unterhalten. 

Ist es möglich, genügende Honorierung eintreten zu 
lassen, auch Sicherheit für längere Zeit zu geben, dann 
werden für die Geschäftsführung hochwertigere Persön- 
lichkeiten zu gewinnen und dadurch die ganzen Arbei- 
ten zu fördern sein. 

h Im übrigen kann die Wichtigkeit dieser Gemein- 
= schaftsarbeiten für den Staat wohl nicht besser gekenn- 
zeichnet werden als durch das Interesse, welches das 
 Reichswirtschaftsministerium, aus dessen 
- Schoße ja das Reichskuratorium entsprossen ist, an diesen 
Bestrebungen nimmt und ebenso der stärkste technische 
Betrieb des Reiches, die Reichseisenbahnen bzw. die Be- 
schaffungsstelle derselben, das Eisenbahn-Zentral- 
amt. 

Inwieweit hat nun die Allgemeinheit Interesse an 
diesen Arbeiten? Wer hat den Nutzen davon? 

E Daß Rationalisierung der Arbeit und dadurch herbei- 
geführte Steigerung der Produktion der Allgemeinheit in 

| weitestem Maße zugute kommt, braucht nicht mehr be- 
wiesen zu werden. Wird' doch gerade diese Forderung 
von seiten derjenigen politischen Kreise erhoben, die 
die Interessen der Arbeitnehmer vertreten. 

Den Nutzen von dieser Gemeinschaftsarbeit haben in 
der Hauptsache die mittleren und kleinen Be- 

= triebe. Die großen Unternehmungen verfügen im all- 
= gemeinen über eine so weit ausgebildete Organisation, 
= daß ihnen die letzten Neuheiten und Ideen, auch auf 
_ dem Gebiete der Betriebsführung, nicht entgehen. Aber 
die mittleren und kleineren Betriebe haben ein Interesse 
daran, daß ihnen die Leitgedanken neuerer Entwicklung 
und die Hilfsmittel, sie durchzuführen, in möglichst hand- 
= licher Weise bekannt und zur Verfügung gestellt werden. 

Wenn gefragt wird, weshalb denn die große Zahl 
‚der Personen, die in den zahlreichen Ausschüssen arbeiten, 
und die in der Regel größeren und mittleren Firmen ent- 
stammen, überhaupt ihre Zeit für diese Gemeinschafts- 

arbeit aufwenden, so kann nur darauf hingewiesen wer- 
‚den, daß neben der Freude an der Förderung des Fort- 
schrittes selbst der Gedanke diese Herren leitet, daß 
das Heben des allgemeinen Standes der Wirt- 
schaft auch jedem Einzelnen zugute kommt. 
Wenn der allgemeine Stand gehoben wird, wenn jeder 
Einzelne, der arbeitet, sei es als Arbeiter, Ingenieur oder 
Kaufmann, gewisse Gedanken der Wirtschaftlichkeit und 
der Verfahren, sie durchzuführen, in sich aufgenommen 
hat, so wird das allgemeine Arbeiten erleichtert. Der 
-  Tüchtige, von vornherein schon auf einem höheren Niveau 
"stehend, wird stets von hier aus die nächsten Stufen er- 
klimmen, und so wieder den anderen vorauskommen. 


Es soll nicht gesagt sein, daß diese zweifellos weiter- | 


‚blickende Anschauung schon Allgemeingut wäre, sie ist 
aber bei den Herren vertreten, die sich dieser Art Ge- 
"meinschaftsarbeit unterziehen, und es könnte nur zum all- 
gemeinen Vorteil sein, wenn diese Art Anschauung in 
immer weitere Kreise dringen würde. 
Denn letzten Endes berührt sie unser aller Wohl- 
ergehen. Wir wollen die Wirtschaftlichkeit heben, damit 
in unserem Lande mehr erzeugt wird. An der Mehr- 
erzeugung nimmt jeder teil. Der einzelne Gegenstand 


wird billiger, der Einzelne kann für sich mehr beschaffen. 
So ist Mehrerzeugung die Grundlage des Wohlergehens 
eines jeden Einzelnen und mit besserem Wohlergehen. 
werden wir auch größere Zufriedenheit erzielen. 

Es kann wohl verstanden werden, daß es viele 
Kreise, die so dauernd mitarbeiten, als eine Zumutung 
empfinden, wenn sie zu alledem noch um Beiträge zur 
Unterhaltung der Geschäftstellen der einzelnen Körper- 
schaften angegangen werden. Hat die Allgemeinheit wirk- 
lich den Nutzen von dieser Gemeinschaftsarbeit — und 
das kann wohl nicht geleugnet werden —, dann sollte 
es auch die Pflicht der gesetzgebenden Körper- 
schaften sein, diese Gemeinschaftsarbeiten 
durch eine finanzielle Sicherung so zu be- 
leben, daß die weitesten Kreise unserer Wirt- 
schaft daraus Nutzen ziehen können. 

Die Sicherung der Geschäftsführung der bestehenden 
Körperschaften und einen Ueberschlag dessen, was in 
der nächsten Zeit in Angriff genommen werden könnte, 
läßt einen jährlichen Betrag von vorerst 
11/, Mill. Reichsmark notwendig erscheinen. Der 
größere Teil dieses Betrages wird notwendig sein, um 
die Verbreitung der Wirtschaftlichkeitsgedanken in die 
weitesten Kreise zu tragen. Auch wird versucht werden 
müssen, wie weit man die Erzeuger- und Verbraucher- 
kreise vieler Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens 
zusammenbringen kann, um die Arten der Gegenstände 
zu verringern oder um gleichmäßige Liefervorschriften 
für vieles aufzustellen, um so die Erzeugung von Gleich- 
artigem in Mengen zu fördern. 

Der Betrag von 1t/ Mill. M ist gering, wenn man 
ihn mit dem vergleicht, was in anderen Ländern für gleiche 
Zwecke ausgegeben wird. In Amerika überläßt die 
Regierung die Initiative zur Verbreitung der Wirtschaft- 
lichkeit nicht privaten Körperschaften, sondern ergreift, 
wie wir gesehen haben, diese selbst im »Bureau of 
Standards« und der angegliederten »Division of Sim- 
plified Practice« und dem »Bureau of Specifications«, 
In England werden die Bestrebungen verbunden mit ge- 
wissen Forschungsarbeiten. Das Parlament hat für das 
»Department of Scientific and Industrial Research« einen 
jährlichen Betrag von 200000 £ zur Verfügung gestellt, 
Auch in Frankreich erkennt man die Notwendigkeit 
des staatlichen Eingreifens und unterhält das »Office 
national des recherches scientifiques et industrielles« durch 
einen jährlichen Beitrag von 11/ Mill. Francs. 

Betrachtet man die Summe von 11/, Mill. M im Ver- 
gleich mit den Gesamtausgaben des Staates, so muß die 
Summe klein erscheinen. Die Wirtschaft einschließlich 
der Landwirtschaft ist das Grundlegende des ganzen 
Staates. Sie allein sorgt für das Wohlergehen eines jeden 
Einzelnen. Wenn ein im Gesamthaushalt so gering er- 
scheinender Betrag auf dem Gebiete der Wirtschaft schon 
Großes schaffen kann — wir können nur immer wieder- 
holen, daß die Forderung nach Rationalisierung überall 
erhoben wird —, dann wäre es unbegreiflich, wollte man 
nicht zum mindesten den Versuch machen. Der Erfolg, 
ausgedrückt in der Mehrerzeugung unserer Wirtschaft, 
kann leicht das 1000fache und mehr dieses kleinen, Be- 
trages erreichen. 

Die Sorge des Staates für diesen Zweck wäre wirk- 
liche soziale Fürsorge. Denn jeder Einzelne hätte 
Nutzen davon, 

Es wird deshalb den Mitgliedern des Reichskura- 
toriums vorgeschlagen, die obigen Erwägungen in einer 
Entschließung zusammenzufassen, die den gesetz. 
gebenden Körperschaften des Reiches, dem Reichstag 
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sowohl wie dem Reichsrat zugehen soll und ebenso 
dem zuständigen Ministerium, dem Reichswirt- 
schaftsministerium. Diese Entschließung lautet: 


An 

den Reichstag 

den Reichsrat und 

die Reichsregierung. 

Die im Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit 

vereinigten Männer des deutschen Staats- und Wirtschaftslebens 
halten es für ihre Pflicht, den gesetzgebenden Körperschaften 
des Reiches nahe zu legen, in bedeutend stärkerem Maße als 
bisher die Bestrebungen zur Hebung der Wirtschaft- 
lichkeit in unserem gesamten Wirtschaftsleben zu 
unterstützen. Diese Bestrebungen, die nur gemeinnützigen 
Zwecken dienen, werden in den Körperschaften gepflegt, die dem 
Reichskuratorium angegliedert sind, Durch sie wird das gesamte 
Gebiet der Rationalisierung der Wirtschaft mit der 
Normung beginnend behandelt. Alle Zweige der Wirtschaft, 
einschließlich Landwirtschaft und Handel, würden die Vorteile 
genießen. Mehrerzeugung ist heute das Notwendigste, wirt- 
schaftliche Gesundung ist das Dringendste für uns. 


Erziehung zur Wirtschaftlichkeit 


Es wird vorgeschlagen, einen Betrag von vorerst ein- 
undeinhalb Millionen Reichsmark pro Jahr zur Ver- 
fügung zu stellen und diesen Betrag für die nächsten Jahre zu 
sichern. Damit könnte einerseits der Kern der Organisation mit 
zureichenden Kräften ausgebaut werden. Andererseits ist es ge- 
bietende Notwendigkeit, den Geist der Rationalisierung und das 
Erkennen der Wege zur Förderung der Wirtschaftlichkeit durch 
Wort und Schrift in die weitesten Kreise der Bevölkerung zu 
tragen. 

Der aus öffentlichen Mitteln zu bewilligende Betrag soll 
nicht etwa dazu dienen, die durch die Gemeinschaftsarbeit an 
sich entstehenden Unkosten zu decken. Diese sollen nach wie 
vor durch die Einzelunternehmungen und durch Privatpersonen 
getragen werden. 

Die Verwaltung der Gelder würde das Reichskuratorium, 
selbst eine Schöpfung des Reichswirtschaftsministeriums, im Ein- 
vernehmen mit letzterem vornehmen. Für den Reichstag und 
die Länder könnten weitere Sitze in dem Reichskuratorium ge- 
schaffen werden! 3 
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Inhalt; Eine Studienreise nach den Vereinigten Staaten gab Veranlassung, das Stoffgebiet des »Managemeni« (der Lehre vom 
——— Wirtschaften), das die in Deutschland bekannte Selbstkostenberechnung und Handelsbetriebslehre einschließt, zu untersuchen. 
Das Management, dessen Gedankengang kurz geschildert wird, ist ein besonderes Lehrfach an den technischen Hochschulen 
der Vereinigten Staaten innerhalb der Wirtschaftsabteilungen. Es verdankt seine rasche Entwicklung dem Umstand, 
daß die öffentliche Meinung der Vereinigten Staaten sich vor allem auf den Grundbegriff der Wirtschaftlichkeit stützt. 


L 

Eine Studienreise von beschränkter Dauer bietet nicht 
die Möglichkeit, das gesamte Gebiet der Erziehung zur 
Wirtschaftlichkeit zu erschöpfen, wenn man sich nicht 
mit oberflächlichen Eindrücken und Bruchstücken begnügen 
will. Dies um so weniger, als mit dem Stichwort »Er- 
ziehung zur Wirtschaftlichkeit« fast das ganze amerikani- 
sche Geistesleben gekennzeichnet ist. Die zum Studium 
ausgewählte Richtung ist durch den dicken Strich in 
Abb. 1 dargestellt. Zunächst wurde von den beiden Mög- 
lichkeiten der Erziehung, nämlich in Schule und Praxis, 
diejenige in der Praxis und im öffentlichen Leben aus- 
geschieden. Auch bei der Erziehung durch die Schule 
behandeln wir das allgemeine Schulwesen nicht und be- 
schränken uns auf das technische und Fachschulwesen 
und hier wieder auf diejenigen Institute, die mit unseren 
‚Technischen Hochschulen verglichen werden können. 

Hier kann man dem Gedanken der Wirtschaftlichkeit 
sowohl im Fachunterricht als durch allgemeine Fächer 
Geltung verschaffen. 

Da das Reichskuratorium sich aus Vertretern aller 
Erwerbszweige zusammensetzt, kommen zur Erörterung 
in diesem Kreise in erster Linie die allgemeinen Fächer 
in Frage, obwohl auch hinsichtlich der besseren wirtschaft- 
lichen Fachausbildung in sehr vielen, wenn nicht in den 
meisten Industriezweigen ein lebhaftes Bedürfnis besteht. 
Aber auch selbst in einer Beschränkung auf die all- 
gemeinen Fächer können wir lediglich eine Uebersicht 
geben. Wir müssen deshalb noch eine Stufe tiefer herab- 
steigen, wenn wir nicht an allgemeinen Begriffen hängen 
bleiben und Gelegenheit nehmen wollen, uns wenigstens 
mit einem der Gebiete etwas näher bekannt zu machen. 
Wir haben hierfür dasjenige des Management gewählt, 
weil gerade ihm in Amerika große Bedeutung beigemessen 


9 Vortrag gehalten auf der Sitzung des Reichskura- 
toriums für Wirtschaftlichkeit am 2. April 1925: Bericht s. S. 143, 


wird, und wir in Deutschland darüber noch eine sehr 
unklare Vorstellung haben. 

Dies war aber nicht der Hauptgrund, gerade die 
angedeutete Richtung einzuschlagen. Es kann an sich 
keine Frage sein, daß man durch eine andere Gedanken- 
linie, nämlich eine solche, die vom allgemeinen Schul- 
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wesen zu dem Volks- und Mittelschulwesen abzweigt, zu 
wohl noch allgefeineren Gebieten geführt worden wäre. 
Es scheint aber die Zeit, gerade die Prinzipien der all- 
gemeinen Ausbildung grundsätzlich zu behandeln, für uns 
kaum schon gekommen zu sein. Was auf diesem wich- 
tigsten Gebiete heute bei einer Reform angesichts der 
sich widersprechenden und bekämpfenden Anschauungen 
herauskommen könnte, wäre bestenfalls ein lahmer Kom- 
promiß, der vielleicht mehr schaden als nutzen würde. 
Praktischer dürfte es deshalb sein, zunächst in Richtun- 
gen mehr wissenschaftlicher Art, die überhaupt nicht 
Gegenstand einer politischen Deskussion sind und sein 
können, vorzudringen, weil man hier eher zu einwand- 
freien Lösungen kommen kann. 

Nachdem die Schilderung, was wir auf dem im Bild 
angedeuteten Wege alles sehen, beendigt ist, wollen wir 
am Schluß unserer Ausführungen die gemeinsamen Grund- 
ideen, die dem gesamten Erziehungswesen in den Ver- 
einigten Staaten eigentümlich sind, die also auch die 
Grundlage für die anderen hier nicht behandelten Ge- 
biete bilden, wenigstens kurz kennzeichnen. 


H. 
Die Schulverhältnigse in den Vereinigten Staaten von 
Amerika in Beziehung zur Gesamtbevölkerung veranschau- 
licht Abb.2°). Auf der Abszisse sind aufgetragen die 
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Abb. 2. Männliche Bevölkerung, auf Schulen und im Erwerbs- 
leben, Vereinigte Staaten von Nordamerika 1920. 


einzelnen Lebensalter und auf der Ordinate die Ziffern 
der für die einzelnen Lebensalter in Betracht kommenden 
männlichen Bevölkerung. Zunächst gibt die obere Kurve 
die Gesamtbevölkerung an. Bemerkenswert ist, wie die 
Kurve in den Jahren zwischen 20 und 30 eine Er- 
höhung aufweist, die auf Einwanderung zurückzuführen 
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ist. Die sinusartige Kurve links gibt den Gesamtschul- 
besuch an, während die entsprechende Kurve rechts die 
Zahl der im Erwerbsleben beschäftigten Personen dar- 
stellt. Der am unteren Rande des Bildes befindliche kleine 
schwarze Hügel bedeutet die Zahl der Studierenden der 
Technischen Hochschulen, die dann entsprechend der ge- 
strichelten Linie rechts im Erwerbsleben tätig sind. Zu 
diesen beiden letzten Linien hat man sich noch die Zahl 
der Studierenden und Absolventen der Handelshochschulen 
hinzuzudenken, deren Zahl aber geringer ist, so daß der 
Charakter des Bildes durch diesen Einfluß nicht ver- 
schoben wird. 

Beide Gruppen zusammen stellen die wirtschaftliche 
Intelligenz dar. In ihnen sind Richtung und Inhalt der 
wirtschaftlichen Anschauung des Landes verkörpert. 

Man sollte nun meinen, daß im praktischen Leben 
die Absolventen der Handelshochschulen sich mit dem 
Handel und der kaufmännischen Tätigkeit, die der tech- 
nischen Hochschulen sich mit Technik, also mit Kon- 
struieren und Fabrizieren, befassen. Diese Auffassung er- 
scheint uns in Deutschland zunächst so selbstverständlich, 
daß Untersuchungen hierüber nicht angestellt sind. In 
Amerika denkt man in dieser Beziehung vorsorglicher, 
indem man Statistiken aufgestellt hat, in welchen Be- 
rufszweigen die Absolventen aller technischen Hochschulen 
im Laufe ihres Lebens tätig sind. 
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Abb. 3. Beschäftigung der Absolventen technischer Hochschulen, 
Vereinigte Staaten von Nordamerika. 


In Abb. 3 sind die Ergebnisse dieser Erhebungen von 
zwei technischen Hochschulen dargestellt), Die von den 
übrigen Hochschulen vorliegenden Zahlen sagen das- 
selbe aus. \ 

Es bedeuten die schwarzen Streifen die Ausübung 
einer Tätigkeit, die sich mit dem Studium deckt. Die 
gestrichelten Flächen geben an, daß der Absolvent zwar 
auch noch ingenieurmäßig tätig ist, aber in anderen Zwei- 
gen der Technik. Die leeren Streifen dagegen besagen, 
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daß die Betätigungen mit der eigentlichen Technik und 
dem Ingenieurwesen nichts mehr zu tún haben. Die 
obere Abbildung von der Lehigh University bezieht sich 
auf alle Ingenieurberufe, die untere vom Stevens Institute 
auf die Technik der weiterverarbeitenden Industrie. Wir 
sehen, wie mit fortschreitendem Lebensalter die eigent- 
liche Ingenieurtätigkeit immer mehr aufhört. Ganz be- 
sonders auffallend ist dies bei der weiterverarbeitenden 
Industrie. Im allgemeinen ergibt sich aus den Unter- 
suchungen, daß durchschnittlich zwei Drittel aller In- 
genieure mit 40 bis 50 Jahren nicht mehr im eigentlichen 
Ingenieurberuf tätig sind. 

Was machen nun diese 66vH der Ingenieure? Die 
Ermittlungen ergeben, daß der weitaus größte ‚Teil in 
rein wirtschaftlichen Zusammenhängen steht, und von 
diesen wieder der größte Teil die ‘Leitung von Unter- 
nehmungen ausübt, eine Tätigkeit, die der Paana 
als Management bezeichnet. 

Die Amerikaner sagten sich nun, wenn diese Tätig- 
keit des Management eine so außerordentlich große Be- 
deutung hat, wird es sich wohl auch als eine Art 
Wissenschaft entwickeln lassen und führten es kurzer- 
hand als Lehrfach an den technischen Hochschulen ein. 
Man berücksichtigte dabei, daß diese Tätigkeit des Mana- 
gement infolge ihres allgemeinen Charakters nichts mehr 
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Abb. 4. 


I. Gesamtwirtschaft 
ll. Kapitalverkehr 
III. Güterverkehr (Wirtschaftsgeographie) 
IV. Einzelwirtschaft 
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mit einer spezifischen Ingenieurtätigkeit zu tun ‚hat. Man 
gliederte es deshalb keiner Fachrichtung ein, sondern 
verband es mit anderen Fächern, wie Co-operation, 
Banking, Accounting usw., zu besonderen Fakultäten, ‘den 
»industrial engineering departments«. 

Denn man war sich darüber klar, daß es keinen Sinn 
hat, ein Gebiet getrennt in den einzelnen Abteilungen 
zu behandeln, wenn man es mit einem Male erledigen 
kann. Zudem wollte man den Gedanken der Zusammen- 
gehörigkeit in den jungen Ingenieuren durch gemein- 
same Ausbildung nicht nur im mathematischen und natur- 
wissenschaftlichen, sondern auch in den grundlegenden 
wirtschaftlichen Fächern wecken. 

Man kann sich die Gruppierung der Fachgebiete die- 
ser Fakultäten wie in Abb. 4 vorstellen. Darin bedeutet 
zunächst der große Würfel die Lehre ‚von der Gesamtwirt- 
schaft, die einen anderen Charakter hat als in Deutsch- 
land. Wir verwenden außerordentlich große Sorgfalt auf 
die Durchleuchtung und Klärung der Begriffe, Amerika 
aber fragt sich, welche Ziffern braucht das Wirtschafts” 


leben zur praktischen Verwendung. Deshalb ist ‚dort das j 
Gebiet der praktischen Statistik stark “entwickelt. 

Jeder der beiden kleinen Würfel soll eine Einzel- 
wirtschaft bedeuten, deren Führung oder Leitung, wie 
schon erwähnt, als Management bezeichnet wird, ein Ges. 
biet, das uns nachher noch besonders beschäftigen wird. 

Als Beziehungen zwischen den Einzelwirtschaften sind, 
wie in der Abbildung durch den oberen schwarzen Strich 
angegeben ist, der Kapital- und Geldverkehr, und wie 
durch den unteren schwarzen Strich angegeben, der 
Güterverkehr zu unterscheiden. ; 5 
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Abb. 5. Absolventen des Massachusetts Institute of Technology. 
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Abb. 6. Ingenieur-Absolventen der University of Cincinnati, 


1. Aus cooperativn Kursen 
2. Aus regulären Kursen, verbunden mit Verwaltung (Managemen, 
3. Zahl der an den cooperativen Kursen beteiligten Firmen, 


Das Gebiet des Kapital- und Geldverkehrs ist in 
Deutschland durch die Handelshochschulen sehr gut eni 
wickelt, so daß wir in dieser Beziehung von Amerika 
wohl nicht viel lernen können. Auch das Gebiet des 
Güterverkehrs in Verbindung mit der Wirihana 
phie, wie es drüben gelehrt wird, bietet uns wohl kaum 
etwas Besonderes. 

Wesentlich aber ist, daß alle Fächer in Verbindung 
mit einem besonderen Fach, nämlich dem der Corope- 
ration, stehen, zu dem Zweck, der Schule das Blut des 
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` praktischen Lebens zuzuführen. Um dieses Ziel zu er- 
reichen, hat jede Hochschule Verbindung mit einer 
| größeren Anzahl von Firmen. Die Studierenden arbeiten 
| zu einem Teil des Jahres in der Firma, zum anderen Teil 
in der Schule. Der Wechsel findet im Höchstfalle, wie 
z.B. in Cincinnati, alle 2 bis 4 Wochen, im allgemeinen 
"aber alle !/, bis t/s Jahre statt. Die Beschäftigung in 
‚den Firmen erfolgt in den ersten $Studienjahren rein 
‘fachlich, d.h. als Chemiker, Bauingenieur, Maschinen- 
ingenieur usw. Erst später treten die allgemeinen 
Fächer des industrial engineering in Erscheinung. Diese 
Schulmethode wird in Amerika als Sandwichsystem be- 
zeichnet. ; ! 
Wie diese Einrichtung aufgenommen worden ist, zeigen 

© die Abb. 5 und 61), und zwar bezieht sich das eine Bild, 
die Bostoner Hochschule betreffend, auf ein System mit 
scharf spezialisierter wirtschaftlicher Ausbildung und das 
"andere, die Cincinnati University betreffend, auf ein System 
mit allgemeinerem Charakter. In Boston legen ungefähr 
20 vH der Studierenden ihr Examen im industrial engi- 


neering ab, es würden mehr, vielleicht sogar 1/, bis 3/, ° 


sämtlicher Studierenden sein, wenn nicht Vorkehrungen 
etroffen wären, die Teilnehmerzahl auf dem genannten 
Stand zu halten. In Cincinnati haben die früheren regu- 
lären Kurse überhaupt aufgehört, aber der Charakter der 
wirtschaftlichen Ausbildung ist weniger spezialisiert. Die 
- Verhältnisse an den anderen Hochschulen liegen zwischen 
den beiden dargestellten Fällen. 


Il. 


iMan kann sich vorstellen, daß im Anfang die Vertreter 
des Faches Management in gewisser Verlegenheit waren, 
denn es war nicht einfach, eine Wissenschaft sozusagen 
aus der Luft zu greifen. Aber es zeigte sich doch bald, 
daß das Gebiet in stärkerem Maße, als man ursprüng- 
lich annahm, der wissenschaftlichen Behandlung zugäng- 
jich war, das heute durch etwa !/, Dutzend angesehener 
Zeitschriften gepflegt wird. Neuerdings ist ein umfang- 
reiches Kompendium mit dem Titel »Management’s hand- 
book«>5) erschienen. 
3 Die Wissenschaft des vielgenannten und vielumstrit- 
enen Management ist nun nicht etwa dasselbe wie die 
an den deutschen technischen Hochschulen gelehrte Selbst- 
'kostenberechnung, oder die an den Handelshochschulen 
vertretene Handelsbetriebsiehre. Die Amerikaner -sind 
wiel universeller, und zwar in doppelter Beziehung. Zu- 
ächst umfaßt Management das gesamte Gebiet und 
nicht nur Einzelgebiete; ferner ist es nicht auf die In- 
dustrie beschränkt, sondern gültig für jede geschlossene 
Form des menschlichen Gemeinschaftslebens, die städti- 
schen und Staatsverwaltungen nicht ausgenommen. Man 
kann Management vielleicht übersetzen mit »Lehre vom 
Wirtschaften« oder »Wirtschaftlicher Verwaltung«. Dieser 
"universelle Charakter hat eine sehr große Bedeutung. 
Schon vielen in Deutschland sind die durchaus gelungenen 
— Versuche Herbert C. Hoovers zur Einführung der wissen- 
‚schaftlichen Grundsätze des Wirtschaftens in der Staats- 
verwaltung bekannt. Der Sinn ist dabei, an Stelle des 
Prinzips der Staatsautorität das Prinzip der Wirtschaft- 
lichkeit zu setzen. 
Wenn man sich die Frage vorlegt, was die Ameri- 
kaner unter Management verstehen, so wird man in der 
"amerikanischen Literatur vergebens nach scharfen Defi- 
= mitionen dafür suchen, deren Aufstellung der Deutsche 


s) Nach den Statistiken der betreffenden Schulen. 
5) Management’s Handbook, Ronald Press Compaay New 


York. 


immer als erste Aufgabe betrachtet. Der Amerikaner 
braucht das auch nicht, denn das ganze Leben drüben ist 
von einer Einheitlichkeit der Auffassung, die in der Ge- 
schichte aller Völker wohl ihresgleichen sucht. 


Die Deutschen sind in den Anschauungen über Leben 
und Beruf viel zersplitterter. Wir müssen immer erst 
eine Sache sorgfältig sezieren und die einzelnen Bestand- 
teile untersuchen, vergessen allerdings dann häufig wieder 
die Notwendigkeit der Zusammenfügung. 

Wenn wir uns nun fragen, was ist Management in 
der uns Deutschen geläufigen Form, so können wir uns 
dieses durch folgenden Vergleich erklären. Wenn wir uns 
vorstellen, daß der Kapitän eines Schiffes als Manager 
die Aufgabe hat, ein Schiff von einem Hafen zum an- 
deren zu führen, so kann er sie auf zwei verschiedene 
Arten lösen. Entweder zieht er Kompaß, Schifiskarten, 
Leuchtfeuer, drahtlose Nachrichtenübermittlung, überhaupt 
alle denkbaren Mittel zur Schiffsführung überhaupt nicht 
zu Rateʻund steuert rein auf seine Erfahrungen und Ein- 
gebungen hin, oder aber er benutzt solche Mittel, soweit 
sie vorhanden sind. Im ersten Falle arbeitet er intuitiv, 
im zweiten Falle wissenschaftlich. 

Welche Methode ist nun besser? Nun, ich glaube 
kaum, daß sich sehr viele einem Kapitän, welcher sich 
beim Steuern des Schiffes nur auf seine Eingebungen und 
Stimmungen verläßt, gern anvertrauen möchten. Damit ist 
aber unsere Frage schon beantwortet. Wir unterscheiden 
also beim Wirtschaften Intuition und Wissenschaft. 

Während die Intuition eine völlig spekulative Ange- 
legenheit ist, können wir der Wissenschaft des Wirt- 
schaftens mit dem 'Verstande nachgehen. 

Wir können die Auswirkung und Verwendung der 
Wissenschaft beim Wirtschaften Organisation nennen. 
Allerdings stellen wir uns dann unter dieser Bezeich- 
nung einen scharf umrissenen wirtschaftlichen Begriff 
vor, während man sich hier und da schon daran ge- 
wöhnt hat, den Ausdruck als Schlagwort zu verwenden. 

Das Wirtschaften kann sich also entweder der Intuition 
oder der Organisation, in wissenschaftlichem Sinne auf- 
gefaßt, bedienen, von welchen beiden Mitteln wir nur 
das letztere behandeln wollen oder besser können, denn 
über die reine ‚Intuition läßt sich für praktische Zwecke 
wohl kaum viel aussagen. 


IV. 


Was ist nun nach allem Gesagten die Organisation? 
Offenbar weiter nichts als eine Zusammenfassung der 
wissenschaftlichen Mittel zur Führung oder Leitung irgend- 
eines Zusammenschlusses. Zunächst entsteht dabei die 
Aufgabe, ein möglichst naturgetreues Spiegelbild von dem 
tatsächlichen Zustand oder den tatsächlichen Vorgängen 
dieses Zusammenschlusses zu erhalten. Solche Zusammen- 
schlüsse, seien es Unternehmen, Vereine, Kommunen usw. 
kann man auch als soziologische Einheiten bezeichnen. 

Ferner wollen wir das auf wissenschaftlichem Wege 
erlangte Spiegelbild dazu benutzen, um die sich in dem 
Zusammenschluß oder der Einheit abspielenden Vorgänge 
möglichst günstig zu gestalten. 

Demnach müssen wir beim Management oder bei der 
Organisation unterscheiden zwischen 

1. dem Wesen und den Gesetzmäßigkeiten der organi- 
satorischen Zusammenfassung, kurz dem Gedanken- 
gang oder der Theorie, 

2, den Techniken und Mitteln, welcher man sich dabei 
bedient, wie z. B. Aufschreibeverfahren, etwa der 
doppelten Buchhaltung oder des Vordruckwesens und 


Ah ne 


IE g paie E 


140 


vieler anderen. Hierher gehören auch die Zähl- und 

Meßtechniken und Mittel, 

3. Schließlich müssen wir aber auch die wirtschaft- 
lichen Eigenschaften der Objekte kennen lernen, 
welche man bewirtschaften will, damit man durch 
die Organisation die Vorgänge in gewollter Weise 
beeinflussen und regeln kann. Weil die Zahl der 
Objekte sehr groß: ist und sie ihrem Charakter nach 
sehr verschieden sind, ist dieses Gebiet sehr um- 
fangreich. Ein Beispiel hierfür ist eine Betrachtung 
über die Kosten der Energieerzeugung durch Dampf- 
maschinen oder Dieselmaschinen. 


Von diesen drei großen Teilen interessiert natürlich 
besonders der Gedankengang, weil er der Schlüssel zum 
Verständnis ist. Wir wollen deshalb lediglich den Sinn 
dieses Teiles der Organisation zu erläutern versuchen. 

Wir können an dieser Stelle nicht allzu weit auf 
wissenschaftliche Zusammenhänge eingehen. Wir wählen 
deshalb zur Veranschaulichung auch hier einen möglichst 
sinnfälligen Vergleich. 

Wenn 'wir die Form eines körperlichen Gebildes 
kennen lernen wollen, so müssen wir es von drei Seiten 
betrachten. Diese drei Seiten nennt man in der Projek- 
tionslehre Aufriß, Seitenriß und Grundriß. 

Ebenso darf man sich, wenn man das Wesen einer 
soziologischen Einheit durch eine Art Spiegelbild er- 
kennen will, nicht mit einem einzigen Standpunkt be- 
gnügen. Wir wollen die Frage, wie viele und welche 
Standpunkte man zu wählen hat, hier nicht eingehend 
erörtern, sondern nur feststellen, daß in der Praxis für 
den allgemeinen Fall drei Standpunkte üblich und im 
allgemeinen ausreichend sind ®). 

1. Zunächst ist die Betrachtung nach Arten wichtig, 
wie sie dem Kaufmann geläufig ist. Unter Arten sind 
Tauschmittel, Grund und Boden, Produktionsmittel, Stoffe, 
Leistungen usw. verstanden. Es ist das diejenige Betrach- 
tung, die uns allen aus der kaufmännischen Buchführung 
und dem Bilanzwesen geläufig ist. Ein Beispiel für eine 
solche Ordnung ist demnach jede Bilanz. 

2. Eine zweite Betrachtungsweise ist die nach Erzeug- 
nissen und ihrer Herstellung; dies ist vor allem die Be- 
trachtungsweise des produzierenden Ingenieurs. Dieser 
geht davon aus, in welcher Weise und Reihenfolge Ma- 
terial und Arbeit zu einzelnen Arbeitsgängen und diese 
wieder zu Arbeitsganggruppen zusammenzufügen sind, 
damit im gewollten Verfahren das gewünschte Erzeugnis 
entsteht. 

3. Die dritte Betrachtungsweise ist die nach Stellen 
und Unterstellen. Durch diese Betrachtungsweise ge- 
winnt man einen Überblick über die Über-, Zu- und Unter- 
ordnung der einzelnen in einer Einheit tätigen Personen, 
kurz über das, was man organisatorische Struktur zu 
nennen pflegt, Es ist das die Betrachtungsweise des 
Volkswirtes, wenn er beispielsweise das ‚Verhältnis von 
Arbeitgeber zu Arbeitnehmer untersucht, Diese Be- 
trachtung ist aber ebenfalls unzulänglich, denn wir er- 
kennen schon, daß das Gebiet der Organisation viel um- 
fassender ist. 

Manchmal fallen auch verschiedene Betrachtungsweisen 
oder Teile davon zusammen, 

Eine Betrachtung eines soziologischen Zusammen- 
schlusses von nur einem einzigen Standpunkt aus ergibt 
genau wie bei einem Körper eine unvollkommene und 
einseitige Anschauung. 


*) Vergl. Schilling, Die Technik im Rahmen der Wissen- 
schaften. Technik und Wirtschaft 1924, S. 97. 


Man kann sich also vorstellen, daß man ein Unter 
nehmen von drei oder mehr oder weniger Standpunkten 
aus photographiert. Dies kann durch Platten geschehen, 
dann erhält man Stehbilder oder Bilder von Zuständen, 
aber auch durch Filme, dann erhält man Laufbilder odef 
Bilder von Vorgängen. Die Zustandsphotographie is! 
gleichbedeutend mit der Statik der Organisation und die 
Vorgangsphotographie ist gleichbedeutend mit der Dy 
namik der Organisation. 

Diese Begriffe sind analog der Statik und Dynamik 
der Mechanik. 

Wenn man nun das Ergebnis der Betrachtung eines 
Körpers durch eine Zeichnung auf dem Papier fesh 
halten will, so bedienen wir uns dazu des Maßstabes d 
Längeneinheit, des Millimeters. Beim Projizieren der 
organisatorischen Bilder verwenden wir, wie uns geläufig 
den Kostenmaßstab. Die wirtschaftlichen Stehbilder sind 
deshalb tabellarische Kostenübersichten und die Laufbilder 
kurvenmäßige Kostenübersichten, deren eine Koordinate 
die Zeit ist. 

Wir haben übrigens durch den Begriff der Zeit den 
erörterten drei Betrachtungsweisen eine vierte Betrach- 
tungsweise hinzugefügt. Ordnen wir Zahlengruppen, die 
je zu verschiedenen Zeiffunkten gewonnen sind, nadi 
der Zeit, so erhalten wir ebenso statistische Reihen, wie 
bei der Ordnung von Zahlen oder Zahlengruppen nach 
irgend einer beliebigen anderen Betrachtungsweise, Be- 
trachten wir den zeitlichen Ablauf in größeren Zusammen- 
hängen, so nennen wir das Geschichte. Wir erwähnen 
diese Erklärungen nebenbei, um die Verbindung mit be 
kannteren Stoffgebieten herzustellen. 

Natürlich ist Organisieren wesentlich teurer als Her 
stellung und Auswertung von Photographien. Deshalb 
beschränkt man sich beim Organisieren auf die kleinst- 
mögliche Anzahl von Bildern und versucht mit möglichst 
wenig Bildern und Filmen auszukommen. Diese selbst- 
verständliche ökonomische Forderung verstümmelt oft die 
Bilder der einzelnen Betrachtungsweisen soweit, daß & 
eben nur noch möglich ist, das Ergebnis des Wirtschaftens 
festzustellen. Gleichwohl sind die einzelnen Betrachtungs- 
weisen tatsächlich vorhanden, die man, um zu einem völ- 
ligen Ueberblick zu kommen, miteinander in Beziehung 
setzen muß. 

Auch die Herstellung solcher Beziehungen ist uns 
im allgemeinen völlig geläufig. Wollen wir zwei Größen 
miteinander in Verbindung bringen, so tragen wir il 
einem Coordinationssystem Kurven oder Flächen auf 
Wollen wir drei Größen in Verbindung bringen, s@ 
erhalten wir ein Raumdiagramm oder, wie im vorlie 
genden Fall, einen Würfel. Ohne auf die Zusammenhänge 
weiter einzugehen, kann also gefolgert werden, daß das 
organisatorische Spiegelbild einer soziologischen Einheit 
z. B. einer Unternehmung, in räumlicher Darstellung ein 
Würfel ist, wobei jede Würfelseite eine der drei Be- 
trachtungsweisen zum Ausdruck bringt. Aus diesem 
Grunde ist auch in einem der bereits gezeigten Bilder 
eine Darstellung durch Würfel gewählt. 

Man folgert nun in Amerika weiter so: Selbst wenn 
man die schönsten zahlenmäßigen Unterlagen hat und 
die Ausrechnung des Ergebnisses des Wirtschaltens auf 
Heller und Pfennig richtig ist, hat man eigentlich 
nichts gewonnen, weil man keine Maßstäbe hat, wie 
man die ausgerechneten Zahlen beurteilen soll. Dazu 
braucht man Vergleichszahlen, denen man in Amerika 
die Bezeichnung »Standards« gegeben hat. Die Me 
thode, solche Standards zu errechnen und sie in Be- 
ziehung zu den tatsächlichen Ergebnissen des Wirtschaftens 
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zu bringen, kann man, ins Deutsche übertragen, Stan- 
"dardtheorie nennen. 
~ Wir können nicht leugnen, daß das eine ganz große 
Idee ist, mit der man das Gesamtgebiet der Soziologie mit 
den übrigen entwickelteren Wissenschaften sozusagen auf 
eine Stufe stellt. 
5 Man sagt sich dabei folgendes: Wenn man beispiels- 
= weise den thermischen Wirkungsgrad einer Dampfkrait- 
anlage mit etwa 10 vH feststellt, so stellt man dem Ar- 
bei tsprozeß dieser Anlage im Geiste einen solchen mit 
100 vH gegenüber. Die Möglichkeit einer solchen Gegen- 
berstellung gründet sich stets auf irgendwelche Ueber- 
legungen, z.B. in diesem Falle den Cornotschen Kreis- 
_prozeß und andere Ableitungen. Jedenfalls lassen sich im 
günstigsten Falle, bei einer noch so idealen Maschine, 
mals mehr als 100vH der hineingeschickten Leistung 
wieder herausholen, Eine gleiche Ueberlegung stellt man 
bei jeder anderen Wissenschaft an, Warum also nicht bei 
soziologischen Einheiten oder Unternehmungen? Man muß 
anerkennen, daß der Gedankengang, auch in der Sozio- 
logie ebenso wie in den anderen Wissenschaften mit 
Maßstäben zu arbeiten, richtig ist. 
Demzufolge rechnen sich die Amerikaner aus, wieviel 
‚hätte diese oder jene Ausgabeseigentlich betragen, dies 
ç jenes Erzeugnis eigentlich kosten dürfen, und wie- 
iel hat es gekostet, und regulieren nach solchen Gegen- 
J überstellungen die Polik des Wirtschaftens, im- beson- 
deren auch ihre Produktionspolitik. 
Sie gehen sogar noch weiter und lösen die Standard- 
werte in einzelne Abstufungen auf, die so getrennt werden, 
daß man aus ihnen die Ursachen der Abweichungen er- 
N kennen kann, undi kommen so zu der Ursachenstandard- 
theorie. 
Natürlich stehen die soziologischen Standardwerte nicht 


= immer auf der gleichen Genauigkeitsstufe mit den Maß- 
st- stäben, die man in den Naturwissenschaften anzuwenden 
die ‚pflegt. Bei den Naturwissenschaften nämlich kann man 


es ‚sich auf sogenannte exakte oder absolute Maßstäbe (oder 
Standards) stützen. Man kann z. B. die Einheit der Länge 

als Vielfaches der Lichtwellenlänge ausdrücken. In der 
oe ‚Soziologie dagegen schwanken die Bewertungen und die 


mg T Werte dauernd; und es wird sich allmählich im Ver- 

gleich zu den Naturwissenschaften in der Soziologie wohl 
uns ein besonderes Gebiet einschalten müssen zu dem Zweck, 
jen den Sicherheitsgrad der Ermittlungen festzustellen, 


ia = Wir haben also, um im Gedankengang fortzufahren, 


“uf. nunmehr von einer Einheit eine Anzahl Stehbilder und 
so eine gleich große Anzahl Filme der tatsächlichen Zu- 
lie- stände und Vorgänge hergestellt und ferner je cine gleiche 
ge Anzahl von Standardbildern und Filmen. 
das Damit wir uns sichern, daß die Bilder nach dem je- 
eit, weiligen Stand unserer Kenntnisse im wirtschaftlichen 
ein  Photographieren richtig sind, so schalten wir im ein- 
Be- einen und ganzen Kontrollen ein. 
em = Wir vergleichen nunmehr die Inhalte der tatsäch- 
der lichen und Standard-Steh- und Laufbilder und werten sie 
für die praktisch zu ergreifenden Maßnahmen aus. Auch 
n das Ziehen dieser Folgerungen ist ein Gebiet für sich. 
ind 4. Alles bisher Vorgetragene würde den allgemeinen 
auf  Gedankengang umfassen, der das Gesamtgebiet darstellt. 
ich wir erwähnten aber schon, daß, die Aufnahme der 
vie wirtschaftlichen Bilder sehr kostspielig ist. Es ist des- 
azu halb einleuchtend, daß man sich auf die Aufnahmen be- 
ika 4 chränkt, die eben noch nötig sind. Das ist aber bei den 
Ae- einzelnen soziologischen Einheiten oder Unternehmune 
Be- gen yöllig verschieden. Also erwächst die weitere Auf- 
ens ? den Charakter der einzelnen Unternehmungen fest- 


zustellen in einer solchen Weise, daß man daraus er- 
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kennt, ob diese oder jene Photographie, diese oder jene 
Organisationseinzelheit für die einzelne Unternehmung 
notwendig oder zweckmäßig ist, und welche Verein- 
fachungen im Einzelfalle zulässig sind. 

Dies wird völlig durch Kennzeichnung des soziolo- 
gischen Produktionscharakters einer Einheit erreicht. Ein 
wichtiger, wenn auch nicht der einzige Faktor bei dieser 
Kennzeichnung ist die Zahl, wie oft sich ein Verfahren 
innerhalb eines bestimmten Zeitraumes wiederholt, d. h. 
die Frage, ob man im Extrem Wiederholungs-, also 
Massen- oder Wechsel-, also reine Einzelarbeit vor sich 
hat. Je öfter sich Verfahren wiederholen, desto ein- 
facher und durchsichtiger wird die gesamte Organisation 
schon deshalb, weil man außerordentlich wenig Bilder 
braucht. Ferner sind desto leichter Maßnahmen zur Ver- 
billigung der Produkte zu treffen. Man wird erkennen, 
daß wir hier das sog. Ford-Prinzip kennzeichnen, 

In Deutschland haben wir es wegen unseres engeren 
inneren Marktes schwerer, zur Wiederholungsarbeit über- 
zugehen, aber wir müssen die, Widerstände überwinden 
nicht durch wirtschaitspolitische Zwangsmaßnahmen, denn 
solche sind, wie’ wir alle in lebhafter Erinnerung haben, 
kaum viel wert, sondern durch wissenschaftliche Maß- 
nahmen. Zu diesen gehört vor allem die Förderung der 
Normalisierung und Tiypisierung, der wir uns eigentlich 
ganz besonders annehmen müßten, denn es muß unser 
Ziel sein, auf diesem Gebiete einen Vorsprung vor anderen 
Ländern zu gewinnen. Wir haben aber gegenwärtig noch 
gar keinen Vorsprung, sondern sind gegenüber Amerika 
mit seinem tatkräftigen Hoover im Hintertreffen. 

Dies soll nur eins der zahlreichen Beispiele dafür 
sein, welche Folgerungen man im einzelnen aus dem 
Gebiet des Management ziehen kann. 

Es sei nicht unerwähnt gelassen, daß man aus der 
amerikanischen Literatur den Gedankengang des Manage- 
ment nicht so ohne weiteres entnehmen kann, wie ich 
ihn geschildert habe. Vielmehr ist in der gewaltigen Fülle 
von Stoff nur schwer durchzufinden, weil Grundsätzliches 
mit Einzelheiten, Vordruckwesen, Anwendungsregeln, 
durcheinander gemengt ist. Bemühungen, den Gedanken- 
gang schärfer herauszuschälen, haben zu einer besonderen 
Arbeit Veranlassung gegeben, in der die geschilderten 
Zusammenhänge näher ausgeführt und begründet sind’). 


V. 

Wie urteilt man nun in Amerika über dieses Gebiet? 
Der im öffentlichen Leben dieses Landes sehr angesehene 
Dexter S. Kimball, Vertreter des Faches »economics« an der 
Cornell-University, prägte anläßlich der Jahrhundert-Feier 
des Franklin-Institutes im Herbst 1924 in einer viel be- 
achteten Rede folgende Sätze®): 

Es ist die Zeit nicht fern, wo nur die, welche im 
Management ausgebildet sind, als zuständig für die 
industrielle Leitung anerkannt werden. Der (amerika- 
nische) Ingenieur ist der erste gewesen, dem es ge- 
lungen ist, die Grundlagen der industriellen Führer- 
tätigkeit auf eine feste geschriebene Form zu bringen, 
genau so, wie die Gesetzgebung vor langer Zeit 
begann, gesetzliche Erfahrungen festzulegen. 

Eine noch anerkennendere Beurteilung ist wohl kaum 
möglich. 

Einen tatsächlichen Beweis für die Erfolge des In- 
genieurs in der amerikanischen Produktion,geben uns die 
Preise der Gegenstände des täglichen Bedaris. Diese 
Preise liegen kaum über, oft sogar unter den deutschen 


1) A. Schilling, Die Lehre vom Wirtschalten, VdI-Verlag 
G. m. b. H. 1925. 
8) Journal of the Franklin Institute 1925, S, 27, 
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Preisen. Man kann dies vergleichen an den Preisen für 
Kleidung, Brot und anderen Nahrungsmitteln, Schuhen, 
Seife, Büroartikeln, Büchern, selbst Automobilen. 

Man kann nicht einmal sagen, daß die verhältnismäßig 
niedrigen amerikanischen Preise für die Gegenstände des 
täglichen Bedarfs, wie das Beispiel der Automobile und 
Bücher zeigt, immer auf den natürlichen Reichtum des 
Landes zurückzuführen seien. 


MI. 

Wie war es num möglich, daß dieses für die Wirt- 
schaft so bedeutungsvolle Stoffgebiet ohne lange Ent- 
wicklung wie eine amerikanische Stadt fast über Nacht 
entstehen konnte? Die Erklärung hierfür liegt in der durch- 
aus einheitlichen amerikanischen Einstellung. und Welt- 
anschauung, deren organische und naturgemäße Folgen 
wir auch noch in zahlreichen anderen Fällen beobachten. 
können. Diese fast absolut einheitliche Einstellung macht 
es völlig unnötig, daß man sich in Amerika über Begriffe 
und Definitionen lange den Kopf zerbricht. Man kann es 
sich, wie in unserem Falle des Management, leisten, un- 
mittelbar auf das praktische Ziel loszusteuern, während 
man sich in Deutschland infolge der Zerrissenheit der 
Anschauungen immer erst lange darüber unterhalten muß, 
was der eine oder der andere Teil, diese oder jene 
Partei, meint. Aus diesem Grunde brauchen wir in der 
Wissenschaft tatsächlich viel schärfere und exaktere Be- 
griffe als die Amerikaner. Der den Amerikanern oft ge- 
machte Vorwurf, sie seien wissenschaftlich nicht exakt 
genug, wäre also, wenn diese Behauptung überhaupt zu 
begründen wäre, in Wirklichkeit gar kein Vorwurf, son- 
dern fast ein uneingeschränktes Lob. Der Amerikaner 
hat es eben verstanden, eine Stufe tiefer zu graben, und 
es vorgezogen, sich in den Anschauungen fast völlig ein- 
seitlich einzustellen, als in Reibungen Kräfte zu verzehren. 

Es ist wichtig festzustellen, daß diese Einheitlichkeit 
vor allem in der öffentlichen Meinung ihren Ausdruck 
findet, die die wahre Beherrscherin Amerikas ist. Diese 
öffentliche Meinung kennt nur einen Grundbegriff, und 
das ist der der Wirtschaftlichkeit, der durchaus nicht 
immer gleichbedeutend ist mit Geldverdienen, mindestens 
nicht, wenn es sich um die Volksgemeinschaft handelt. 
Dieser öffentlichen Meinung muß sich jeder fügen, jeder 
kann sie aber auch beeinflussen. Daher die große Macht 
der Presse. Diese Uniformierung der Meinung hat auch 
eine außerordentliche Uniformierung und Vereinfachung 
im Denken, in der Redeweise, selbst in der Bildung zur 
Folge. Man kann, wenn die Umgebung einen Schluß 
nicht zuläßt, oft nicht unterscheiden, ob man einen Doktor 
irgendeiner Science oder einen workman vor sich hat. 

In dem geschilderten Einfluß der uniformierten öffent- 
lichen Meinung liegt eine suggestive Kraft,. der nichts 
widersteht, sei es der Einwanderer, der spätestens nach 
4 Wochen als Amerikaner fühlt und denkt, seien es die 
Behörden, deren Maßnahmen: sämtlich von dem Bestre- 
ben geleitet werden, diesen Zustand zu stützen. So er- 
klären sich das Einklassen-System in den Verkehrsmitteln, 
das Alkoholverbot, die Bestrebungen zur Verwischung 
der Klassengegensätze und vieles andere nur aus der 
einheitlich gerichteten Kraft der öffentlichen Meinung. 

Auch die Form des Konkurrenzkampfes, der sich 
mehr in dem Bestreben äußert, den Wettbewerber zu 
überflügeln, als ihn zu hemmen, völlig identisch mit der 
Rekordidee im Sport, führt auf die gleiche Wurzel der 
Wirtschaftlichkeit. Man hat das Gefühl, daß ein Aufwand 
von Zeit und Mühe, um einen Gegner zu bekämpfen, 
anstatt selbst voranzukommen, unwirtschaftlich, unpro- 
duktiv, und deshalb unamerikanisch ist. 


Die neuere positive Richtung, die aus dieser Ein 
stellung herausgewachsen ist, ist die der Co-operation 
oder des Hand-in-Handarbeitens auf allen Gebieten. 
Die typische Fragestellung dabei ist, warum ein Ziel 
allein verfolgen, wenn man es in Gemeinschaft besse 
erreichen kann. So arbeiten nicht etwa nur die Schuler 
mit der Praxis, sondern auch die Behörden mit der 
dustrie und diese mit den Verbänden und Vereinen mil 
einer Selbstverständlichkeit, über die kaum ein Wort ve 
loren wird, einträchtig Hand in Hand. Education, gleich 
bedeutend mit Erziehung zur Wirtschaftlichkeit, und Cor 
operation sind heute die eisernen und Fundamental 
griffe, auf die sich die Einheitlichkeit der öffentlichen 
Meinung in den Vereinigten Staaten stützt. Daß auf die 
sem Boden der Gedanke der Standardisierung und de 
Uniformierung der äußeren Lebensbedingungen besond 
gut gedeihen mußte, ist sicherlich nicht überrasch 

Es ist auch nicht verwunderlich, daß sich durch dii 
Ideen ein Vorwärtsstreben entwickeln mußte, das 
vielen kritischen Europäern als ein unverbesserli 
Optimismus darstellt. Vielleicht ist es aber besser, ei 
Bezeichnung zu wählen, die kein Werturteil enthält, etw 
die Bezeichnung dynamisch, da sie die Amerikaner selbst 
auf sich anwenden. Dem ehemaligen Präsidenten Roosevelt 
hat man den Beinamen »the most dynargie man« gegeb 

Es ist eine der erstaunlichsten Erscheinungen in der 
Geschichte aller Zeiten, daß der Amerikaner es fertige 
bracht hat, sogar die Weltanschauung zu standardisieren. 

Es ist hier nicht der Ort zu streiten, ob dieser Zu- 
stand subjektiv angenehm oder vom Standpunkt der 
Aesthetik richtig oder als Gesamteinstellung eines Vol- 
kes der einzig richtige ist. Wir haben eine solche Er 
örterung schon eingangs abgelehnt. Wir haben vielmehr 
nur festzustellen, daß uns Amerika infolge der Auswir 
kungen dieser Einstellung auf einer Anzahl Wirtschafts- 
gebieten bereits überflügelt hat und uns mit Bestimmt 
heit, wenn die Kurve der Entwicklung so wie bisher 
weiterläuft, in den nächsten Jahrzehnten in noch stä 
kerem Maße weiter überflügeln wird. 4 

Es kann aus den angeführten Gründen nicht Auf- 
gabe dieses Kreises sein, eine allgemeine geistige Um- 
stellung im deutschen Volke zu propagieren. Wir, die 
wir die Idee der Wirtschaftlichkeit vor allem in der Pro- 
duktion vertreten, können nur bestimmte engumgrenzie 
wirtschaftliche Fragen herausgreifen und eine nach der 
anderen hinausstellen und fördern. 

Diese Fragen sollen rein wirtschaftlich gerichtet sein 
und nicht auf Linienzügen liegen, die die Politik sch 
den, schon deshalb, weil wir auf die Unterstützung un 
Mitarbeit aller Parteien rechnen. 

Trotzdem ist es nach dem Vorgetragenen einleuch- 
tend, daß der Wille zur Lösung dieser Aufgaben b 
uns weder von gleich einheitlichem, noch gleich starkem 
Volkswillen getragen wird wie in Amerika. 

Es entsteht deshalb für das Kuratorium die weitere 
Aufgabe, die Widerstände, die sich seinen wirtschaft 
lichen Bestrebungen auf den einzelnen Sachgebieten ent- 
gegenstellen, zu überwinden. Diese Hemmungen sind 
nach den gemachten Erfahrungen nicht gering. Der 
Druck, den wir ausüben müssen, muß aber größer sein 
als diese Hemmungen. 

Herr Dr. Köttgen hat in seinen Ausführungen bereits 
die für das praktische Wirtschaftsleben notwendigen Ein- 
zelaufgaben geschildert. Ich glaube, diese Ausführungen 
durch Eingehen auf die Frage der Erziehung zur Wirt- 
schaftlichkeit im besonderen an den Technischen Hoch- 
schulen ergänzt zu haben, und bitte Sie, auch hierüber 
eine Entschließung im gleichen Sinne zu fassen. [sıse] 
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Bericht über die Sitzung des Reichskuratoriums für Wirtschaftlichkeit. 


Von Dipl.-Ing. Setzermann, Geschäftsführer des RKW. 


- Das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit hielt am 
2, April 1925 im Plenarsitzungs-Saal des Reichswirtschafts- 
rates seine erste diesjährige Sitzung ab. Auf der Tages- 
ordnung stand die Frage der Rationalisierung in der deut- 
schen Industrie, welche Mittel betriebstechnischer und er- 
zieherischer Art insbesondere angewandt werden müssen, 
um eine Beschleunigung und Verbilligung der Produktion 
in der deutschen Wirtschaft zu erzielen. 

Zunächst sprach der Vorsitzende Dr.-Ing. C, F. v. Sie- 
mens über die Bedeutung einer sinngemäßen Rationali- 
sierung für die deutsche Industrie. 

Rationalisierung ist fast schon zu einem Schlagwort 
geworden und aus der nüchternen sachlichen Betrach- 
tung in eine Sphäre gerückt, in der Giftpflanzen besser 
gedeihen als Bäume, die einmal Früchte tragen sollen. 
Sie wird von vielen als das Allheilmittel angesehen, das 

unsere kranke Wirtschaft mit einem Schlage wieder ge- 

sund machen soll. Um eine Rationalisierung in diesem 
Sinne kann es sich aber unmöglich handeln. Nur stetige 
zielbewußte Arbeit, von einem einheitlichen geschlos- 
senen Willen getragen, kann uns vorwärts bringen. Sinn- 
gemäß angewandte Rationalisierung ist eine der Maßnah- 
- men, die uns dem Ziel näher führen kann: Staat und Volk 
die Grundlagen zu einer gesunden Entwicklung zu geben. 
Aufgabe des Reichskuratoriums ist es, dafür zu sorgen, 

daß die Arbeiten auf diesen Gebieten in die zweckmäßigste 
Richtung gelenkt und alle Kräfte hierfür nutzbar gemacht 
werden. 

In dem Buche von Dr. Köttgen »Das wirtschaftliche 
Amerika« ist die Frage der sogenannten amerikanischen 
Ueberlegenheit auf ihre Ursachen eingehend untersucht, 
aus der richtigen Erkennfuis heraus, daß zunächst erst 
einmal die Grundlagen, die zu den Erfolgen geführt haben, 

festgelegt werden müssen, und daß dann zu prüfen ist, 
in welchem Maße sie auch für uns anwendbar sind. Eine 
bloße Nachahmung ohne Berücksichtigung der eigenen 
Verhältnisse kann nie zu dem gewünschten Ziele führen. 
Die Vorbedingungen sind in Deutschland grundsätz- 
ieh anders als in Amerika. Wir haben nicht den Reich- 
tum an landwirtschaftlichen und bergbaulichen Produkten, 
wir haben nicht den großen Absatzmarkt, nicht die 
‚große Kaufkraft. Wir sind anders erzogen als die Ameri- 
 kaner. 
` Amerika war bis vor nicht so langer Zeit ein Kolonial- 
land. Material stand in freigiebigster Weise zur Ver- 
fügung. Es galt nur sparsam mit der Menschenkraft um- 
zugehen. Diese Tatsache hat seiner industriellen Ent- 
wicklung den Stempel aufgedrückt und den entscheidenden 
Einfluß auf die Erziehung seiner Bevölkerung ausgeübt. 
< Das, was wir haben, und worin wir unsererseits 
überlegen sind, dürfen wir nicht aufgeben bei der Jagd 
nach Zielen, die wir bei den gegebenen Verhältnissen doch 
nicht erreichen können: In der deutschen Wirtschaft 
steckt ein starkes Stück Individualismus, der uns vorwärts 
gebracht hat, und den wir unter allen Umständen be- 
wahren müssen. Es gilt nur seine ungesunden und schädi- 
genden Auswüchse in der Wirtschaft zu bekämpfen. 

Durch Krieg und Revolution ist das Gesicht der 

Welt von Grund auf verändert. Viele alte wirtschaftliche 
Dinge sind zerstört und lassen sich nicht wieder 'her- 

stellen. Wir müssen unsere ganze Energie darauf kon- 
zentrieren, den Eifekt der Arbeit zu erhöhen überall da, 
wo es in unserer Hand liegt, selbst unter Verzicht auf 
liebe, alte Gewohnheiten. 


Es ist das hohe Ziel des Reichskuratoriums, der deut» 
schen Arbeit wieder den alten Weltruf zu verschaffen, 
Verbilligung der Produktion erhöht den Verbrauch, schafft 
Arbeit und gestattet der gesamten Bevölkerung ein besseres 
Dasein. 

Im Anschluß hieran wurde die Neuwahl des Vor- 
standes vorgenommen, der von der Versammlung ein- 
stimmig wieder gewählt wurde, 

Reichswirtschaftsminister Neuhaus wies dann auf 
die enge Zusammenarbeit des Reichskuratoriums mit dem 
Reichswirtschaftsministerium hin und betonte erneut, be- 
sonders unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen Ver- 
hältnissen die Bereitwilligkeit einer Förderung der Ar- 
beiten mit allen zur Verfügung stehenden Kräften. 

Bei der gegenwärtigen Wirtschaftslage ist von größter 
Bedeutung, daß eine Stelle vorhanden ist, die sich aus- 
schließlich mit der Frage beschäftigt, wie die Produktion 
beschleunigt und verbilligt werden kann. Als eine solche 
Stelle kann das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit 
angesehen werden, in dem sich Wissenschaft und Praxis 
vereinigt. Es ist besonders zu begrüßen, daß diese Ver- 
einigung privater Natur und nicht durch behördliche Maß- 
nahmen beengt ist. Undenkbar ist es, daß ein Land, 
in dem so bedeutende ‘Männer aus Wissenschaft und 
Praxis an dem Wiederaufbau der Wirtschaft arbeiten, 
wirtschaftlich zugrunde gehen kann. 3 

Nach den Ausführungen des Reichswirtschaftsministers 
nahm Generaldirektor Dr. Köttgen das Wort zu seinem 
Vortrag: »Staatliche und privatwirtschaftliche Aufgaben 
der deutschen Rationalisierung«, der in diesem Heft auf 
S. 133 wiedergegeben ist. Im Anschluß daran kam eine 
Entschließung zur Verlesung, die zur Förderung der Ar- 
beiten des Reichskuratoriums von der Regierung jährlich 
zunächst eine Summe von 11/ Mill. M fordert, und die 
von den Anwesenden einstimmig angenommen wurde, 

Prof. Schilling sprach dann über: »Erziehung zur 
Wirtschaftlichkeit an den Technischen Hochschulen in 
Amerika und Deutschland«; seine Ausführungen sind eben- 
falls in diesem Heft auf S.136 abgedruckt. 

Wie groß das Interesse an diesen Vorträgen war, 
zeigte die außerordentlich lebhafte Aussprache, die da- 
nach einsetzte, und an der sich eine Reihe namhafter 
Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Praxis beteiligten. 
Zunächst sprach Geheimrat Lippart von der Maschinen- 
fabrik Augsburg-Nürnberg zur Frage der wirtschaftlichen 
Erziehung. 

Wenn wir größere Wirtschaftlichkeit in der Industrie 
erzielen wollen, so werden wir vornehmlich auch der 
Erziehungsfrage mehr Bedeutung beimessen, als es bis- 
her geschehen ist. Diese Frage berührt unser ganzes 
Schulwesen, in Sonderheit das Programm der technischen 
Hochschulen. Diese sind bisher hervorragende Pflege- 
stätten der Wissenschaft gewesen; wir haben auf diesem 
Gebiet unbestritten eine führende Rolle in der Welt 
gespielt. Durch Krieg und Revolution sind wir aber 
an einen Wendepunkt gekommen. Schwere Lasten sind 
uns auferlegt, und es muß jetzt unsere vornehmste Auf- 
gabe sein, mit allen Mitteln das nötige Geld zu schaffen. 
Deutschland hatte vor dem Kriege immer eine aktive 
Handelsbilanz. Wir haben durchschnittlich jährlich für 
2 Milliarden M mehr Waren aus- als eingeführt und unsere 
Wirtschaft aus diesem sich ergebenden Nutzen befruchtet. 
Heute jedoch liegen die Verhältnisse grundsätzlich anders. 
Im Jahre 1924 hatten wir eine passive Handelsbilanz von 
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2/,Milliarden M und in den letzten 4 Monaten allein 
schon wieder dieselbe Summe. In der Hauptsache bleibt 
dabei immer die Industrie die Trägerin aller Lasten; es 
ist also die deutsche Wirtschaft, welche die erforderlichen 
Mittel aufzubringen hat. 


Mit erschreckender Deutlichkeit geht aus diesen paar 
Zahlen bereits hervor, welche Rolle die Frage der Wirt- 
schaftlichkeit für uns zu spielen hat, und wie es unser 
Bestreben sein muß, schon in der Durchbildung des künf- 
figen Ingenieurs darauf Rücksicht zu nehmen. 


Unsere technischen Hochschulen haben schon seit ge- 
raumer Zeit die Notwendigkeit erhöhter Berücksichtigung 
der Wirtschaftlichkeit insofern erkannt, als die wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkte bereits beim Konstruieren beachtet 
wurden. Ferner ist auch, um dem Gedanken der Wirt- 
schaftlichkeit mehr Ausdruck zu geben, die Volkswirt- 
schaftslehre eingeführt worden. Allerdings sind die Wirt- 
schaftswissenschaftler dann nicht über die allgemeine 
Volkswirtschaft hinausgekommen. 


Der Deutsche Ausschuß für technisches Schulwesen 
hat bereits dem Gedanken der Wirtschaftlichkeit durch 
Herausgabe von Richtlinien Rechnung zu tragen versucht. 
Viel ist jedoch nicht dabei erreicht worden. Infolgedessen 
sind in Erkenntnis der Wichtigkeit der Erziehungsfragen 
für die Wirtschaft im »Datsch« Lehrgänge und Lehrpläne 
ausgearbeitet, die unter weitgehender Berücksichtigung 
der Wirtschaftlichkeit ohne weiteres in der Praxis ver- 
wandt werden können. 


Zur Erreichung einer erhöhten Gütererzeugung und 
zur Herabminderung der Erzeugungskosten müssen Wege 
verfolgt werden, wie sie in den Vorträgen angedeutet 
wurden. Die technischen Hochschulen müssen die Er- 
ziehung hierzu in die Wege leiten durch die Lehre vom 
Wirtschaften. Dabei wird das Wichtigste sein zu über- 
legen, wie eine innige Fühlungnahme zwischen der Praxis 
und den Hochschulen zur gegenseitigen Befruchtung her- 
gestellt werden kann. 


Es erscheint zweckmäßig, daß bei der Bedeutung 
dieser Frage die Forderungen in eine Entschließung zu- 
sammengefaßt werden in dem Sinne, daß die technischen 
Hochschulen die Lehre vom Wirtschaften im besseren 
und größeren Maßstabe als bisher verfolgen sollen, Diese 
Entschließung könnte folgenden Wortlaut haben: 


An 
den Reichstag 
die Regierungen der Länder und 
die Technischen Hochschulen, 


In den Vereinigten Staaten von Amerika beherrscht der Ge- 
danke der Wirtschaftlichkeit die gesamte Produktion, Dies 
betonen die Berichte aller Besucher dieses Landes. 

Entscheidenden Einfluß hat hierbei die Erziehung. 

‚Steigerung der Produktion ist für Deutschland das Dringendste, 
Hebung der Wirtschaftlichkeit der Weg dazu. 

Neben der wissenschaftlichen Erziehung wird die Erziehung 
zur Wirtschaftlichkeit die Grundlage der Ausbildung an den 
Technischen Hochschulen. Planmäßiger Ausbau der Wirtschafts- 
Abteilungen aller Technischen Hochschulen ist deshalb einedrängende 
Forderung zum Wohl der deutschen Volkswirtschaft. 


Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit. 


Geheimrat Klingenberg von der AEG äußert 
sich dann zu der Frage der Erziehung zur Wirtschaft- 
lichkeit folgendermaßen: Die bisherige Durchbildung an 
den technischen Hochschulen hatte als Endziel die tech- 
nische Gestaltung, Die neuere amerikanische Richtung 
ist gekennzeichnet nicht als Erziehung zur Technik, son- 
dern zur Wirtschaftlichkeit. Wir haben also auf der 


Setzermann: Bericht über die Sitzung des Reichskuratoriums für Wirtschaftlichkeit. 


‚ technischen Hochschulen bisher weniger gekümmert haben, 


ži 
einen Seite die Gestaltung, in neuerer Zeit ergänzt durch 
die Herstellung, auf der andern Seite Gestaltung, Her- 
stellung und Absatz oder Verkauf. Daß eine gewisse 
Berücksichtigung des letzten Gesichtspunktes notwendig 
ist, wird in Deutschland von Industriellen und Wissen- 
schaftlern anerkannt, daher das Bestreben, die Wirt- 
schaftlichkeit als Unterrichtsgegenstand an den technischen 
Hochschulen einzuführen. Es ist unter den heutigen 
Verhältnissen einleuchtend, daß ein Konstruktions- und 
Projektionsunterricht ohne Berücksichtigung wirtschaftlicher 
Gesichtspunkte nicht mehr denkbar ist. Dies ist auch 
bereits an den technischen Hochschulen erkannt worden, 
weshalb heute schon viele Professoren in ihren Vor- 
lesungen die in ihre speziellen Fachgebiete fallenden wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkte zu streifen pflegen. Nun- 
mehr soll jedoch noch ein weiterer Schritt getan werden. 
Seit längerer Zeit schon sind Bewegungen im Gange, 
die unter dem Schlagwort »Technik und Wirtschaft« früher 
noch etwas unklar waren, in den letzten Jahren jedoch 
schon zu festumrissenen Begriffen geworden sind. Im 
vorigen Jahr fand in der Technischen Hochschule Char 
lottenburg eine Versammlung aller Kreise statt mit der 
Absicht, die Hochschule zu einer solchen für Technik 
und Wirtschaft auszugestalten. Es bestand jedoch die 
Gefahr, daß hierbei in erster Linie die Volkswirtschaft 
berücksichtigt werden würde, wodurch zu leicht eim 
Zersplitterung im Unterricht eintreten könnte. 


Was nun aber in der vorgelesenen Entschließung v 
folgt wird, kann ohne weiteres unterschrieben werden. 
Sie wendet sich in bewußter Weise von der Verbindung 
»Volkswirtschaft und Technik« ab und verlangt eine Ver 
vollkommnung des industriellen Unterrichts, des Unter- 
richts für den Absatz, für den Verkauf, für die Organi- 
sation usw. t y 


Die geistige Einstellung allen diesen Dingen gegen- 
über ist in Deutschland grundsätzlich ganz anders als in 
Amerika. Wir sind von jeher gewissermaßen auf Spitzen- 
erziehung eingestellt, während der Amerikaner in vie 
stärkerem Maße zur Schaffung einer guten Durchschnitts- 
leistung neigt. Die Spitzenerziehung dürfen wir unter 
keinen Umständen fallen lassen; denn nur in diesem 
Sinne ausgebildete Ingenieure sind in erster Linie 
rufen, die Sache vorwärts zu bringen, wenn gleichzei 
die genügende Fühlung mit der Praxis vorhanden ist, 
Die gegenseitige Befruchtung von Wissenschaft und Praxis 
ist für Höchstleistung ein unbedingtes Erfordernis, und 
es erscheint aus diesem Grunde notwendig, in der vor- 
gelesenen Entschließung noch einen entsprechenden Zu- 
satz zu machen, so daß hinter »die Forderung eines 
planmäßigen Ausbaus der wirtschaftlichen Ausbildung aller 
technischen Hochschulen« zu setzen wäre: »unter be 
sonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse der Praxis«, 
Unter lebhaftem Beifall wird dieser Zusatz von allen An- 
wesenden angenommen. R. 

Wie im Anschluß daran ‚Direktor Richter wom ` 
Siemens & Halske, Wernerwerk, ausführte, genügt jes 
doch nicht die Betonung der Wirtschaftlichkeit in den 
allgemeinen Fächern an den technischen Hochschulen, 
sondern es scheint zweckmäßig, daß die Wirtschafi 
lichkeit auch im Fachunterricht stärker betont wird. Es 
ist erforderlich, daß Industriezweige, um die sich die 


in Zukunft mehr berücksichtigt werden. Ein Diplom- 
ingenieur, der wohl beispielsweise für eine Turbinenfabrik 
ohne weiteres geeignet ist, würde sich jedoch schlecht 
in einer Zähler- oder Meßinstrumentenfabrik zurechtfinden, 
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Solche Fabriken gibt es aber in Deutschland viele Hun- 
derte, und sie beschäftigen Hunderttausende von Arbeitern. 
In Anbetracht ihrer Bedeutung sollte also die feinmecha- 
nische Industrie besondere Berücksichtigung finden; vor- 
nehmlich auch deshalb, weil wegen des geringen Anteils 
der Materialkosten im Verhältnis zu den Gestehungs- 
kosten ihre Erzeugnisse sich ganz besonders für die 
Ausfuhr eignen, die ja gerade unter den heutigen wirt- 
schaftlichen Verhältnissen eine erhebliche Rolle spielt. 

Während bis dahin Herren aus der Industrie zu 
Wort gekommen waren, welche die Forderungen der 
Praxis an die Durchbildung des Ingenieurs formulierten, 
äußerten sich darauf einige Herren von den technischen 

Hochschulen zu der Erziehungstrage, besonders dazu, 
wie weit an denjenigen Hochschulen, als deren Vertreter 

sie erschienen sind, die Frage der Wirtschaftlichkeit bei 
der Durchbildung des Ingenieurs bereits Berücksichtigung 
gefunden hat. 

Herr Professor Sachsenberg hat den Lehrstuhl 
für Betriebswissenschaft an der Technischen Hochschule 

in Dresden und liest gleichzeitig noch mechanische Tech- 
= nologie, also Fertigungslehre, Die Gedanken des »mana- 
gement«, wie sie in dem Vortrag von Prof. Schilling 
angedeutet sind, werden in seinen Vorlesungen sowohl 
für die jungen als auch älteren Studenten bereits berück- 
sichtigt, wobei er von, der Hochschule außerordentlich 
unterstützt wird durch den Vorteil, der durch die Ein- 
führung des volkswirtschaftlichen Unterrichts hier ge- 
n ist. In den Seminarien werden in allererster Linie 
auch die wirtschaftlichen Gesichtspunkte beachtet. Wie 
sich diese Durchbildung in der Praxis weiter bewährt, 
kann allerdings bisher noch nicht festgestellt werden. 
Wenn man eine Verbindung zwischen Volkswirt und 
 Betriebsingenieur auf der Grundlage des wissenschaftlich 
gebildeten Ingenieurs erzielt, so erscheint es möglich, 
- Spitzeningenieure zu bekommen, die im allgemeinen wenig- 
stens auch ein Durchdenken und Durcharbeiten der zu 
lösenden Aufgaben vom wirtschaftlichen Standpunkt aus 
vorzunehmen imstande sind. 

Herr Professor Laas, Rektor der Technischen Hoch- 

schule in Charlottenburg erklärte zunächst, daß bei der 
_ Besprechung im vorigen Jahr nie daran gedacht wurde, 
‚die Charlottenburger Hochschule als »Hochschule für 
Technik und Wirtschaft« auszugestalten. Es handelte sich 
seinerzeit nur um eine Fühlungnahme mit dem Ministerium 
zu dem Zwecke, einen volkswirtschaftlichen Unterricht 
mit Abschlußprüfung einzuführen. Die Verhandlungen 
führten jedoch nicht zum Ziele, weil entsprechende Lehr- 
kräfte fehlten, Es ist dann versucht worden, zur Gemein- 
_ schaftsarbeit Lehrkräfte aus der Universität heranzuziehen. 
Auch diese Gemeinschaftsarbeit ist jedoch nicht zustande 
‚gekommen, so daß jetzt von der Hochschule eigene Wege 
beschritten sind, die in Kürze zu einem bestimmten 
Lehrplan führen werden. Sicherlich hat wohl niemand 
an den technischen Hochschulen Deutschlands den Ge- 
danken, daß alle Techniker Volkswirte werden sollen. 
je Spitzenerziehung, die Erziehung zum erstklassigen 
Techniker ist und bleibt die wichtigste Aufgabe der Hoch» 
schule. Keineswegs besteht die Absicht, eine Verwässe- 
dieser Erziehung durch Hineinziehen der Volks- 
wirtschaftslehre zu erreichen; was jedoch bezweckt wer- 
‚den ‚soll, ist, in die an den Universitäten getriebene ein- 
seitige theoretische Volkswirtschaftslehre technisches Ver- 

` ständnis hineinzubringen. 

Im Anschluß daran sprach Professor Kessner 
yon der Technischen Hochschule in Karlsruhe, Zunächst 
ist auf den technischen Hochschulen dafür zu sorgen, 

daß der wissenschaftliche Unterricht möglichst weit um- 


fassend ist und so eine Grundlage für eine gesunde 
Weiterentwicklung gibt. Eine zweite Frage ist, ob und 
wie weit eine Spezialisierung durchzuführen ist. Vor 
allen Dingen muß Wert darauf gelegt werden, die Ge- 
staltung von Maschinenteilen aller Art auch vom wirt- 
schaftlichen Standpunkt aus durchzuführen. Es ist heute 
durchaus nicht mehr so, daß die Studenten schöne Zeich- 
nungen machen, sondern aus den entsprechenden Stück- 
listen, aus der Materialangabe usw. ist zu ersehen, daß 
die wirtschaftliche Fertigung in erster Linie berücksichtigt 
wird. Wenn in Amerika alle Vorbereitungen für die Fer- 
tigung, wie Organisation, Entwurf für die Ausführung, 
Wahl der Werkzeuge, Werkzeugmaschinen usw., außer- 
ordentlich‘ umfangreich sind, so sind gerade dies aber 
auch für uns die leitenden Gesichtspunkte, die unseren 
Hochschullehrern die Richtung geben. 

Bei der Erziehung zur Wirtschaftlichkeit ist weiter 
vor allen Dingen auch nötig, den Laboratoriumsunter- 
richt auszubauen und Professoren und Studenten die Mög- 
lichkeit zu geben, zur Erweiterung des Blickes und zur 
Bereicherung der Kenntnisse Studienreisen zu machen. 
Wenn der Student so auf fehlerhafte Beispiele, unwirt- 
schaftliche Konstruktionen usw. aufmerksam gemacht 
wird, kommt er schon von selbst auf die Wichtigkeit 
einer Typisierung und Normung. Hieraus leitet sich der 
Wunsch ab, von den dem Reichskuratorium zur Verfügung 
gestellten Beträgen für die technischen Hochschulen zur 
Pflege des technisch-wissenschaftlichen Unterrichts Mittel 
zur Verfügung zu stellen. 

Herr Amtmann Schurig sprach dann für die Land- 
wirtschaft, — Immer wieder geht aus den Ausführungen 
der Vortragenden hervor, daß die Erziehung und die 
ganze Ausbildung des Amerikaners hauptsächlich auf Nütz- 
lichkeit und Wirtschaftlichkeit eingestellt ist und die Ar- 
beiten aller Stellen untereinander sich reibungslos ab- 
wickeln, während in Deutschland hierfür noch zu wenig 
Verständnis vorhanden ist. Das liegt bei uns zum großen 
Teil an der etwas zu einseitigen Ausbildung. Wir wissen 
zu wenig von den Verhältnissen in anderen Gebieten. 
Daher rührt die schlechte Verständigung und die Un- 
kenntnis der Bedürfnisse her. Es wäre eine dankbare 
Aufgabe des Reichskuratoriums, wenn seine Arbeiten sich 
auch auf Beseitigung der gegenseitigen Reibungspunkte 
und verständnisvolle Ueberbrückung der einzelnen Gebiete 
erstrecken würde, In Amerika werden für Gemeinschafts- 
arbeit große Mittel ausgegeben, während bei uns die 
Arbeiten fast unentgeltlich durch die Ausschüsse ge- 
leistet werden. Unbedingt notwendig ist es aber, daß 
in allen Ausschüssen energischer gearbeitet wird, als es 
bisher geschehen ist. Auch in der Landwirtschaft spielt 
die Frage der Wirtschaftlichkeit eine große Rolle. Um an 
Ort und Stelle die Verhältnisse einmal kennen zu lernen, 
wird der Vorschlag gemacht, gelegentlich einmal eine 
Sitzung auf dem Lande abzuhalten, wodurch zweifellos 
das Verständnis für die Bedürfnisse der Landwirtschaft 
gefördert werden dürfte. Wenn im ähnlichen Sinne auch 
bei den anderen Arbeitsgebieten verfahren wird, so könnte 
dadurch auch bei uns ein universelleres Denken Platz 
greifen und die Wirtschaft im gesamten Deutschland 
stark gefördert werden, 

An die kurz geschilderten Ausführungen der genannten 
Herren aus Wissenschaft und Praxis folgten noch eine 
Reihe weiterer Diskussionen, auf die hier jedoch nicht 
weiter eingegangen werden soll. 

In seinem Schlußwort versicherte Herr v. Siemens 
den Anwesenden, daß die zahlreichen Anregungen vom 
Reichskuratorium mit Sorgfalt geprüft und weiter verfolgt 
werden würden. [s144] 
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Inhalt; Unter Hinweis auf das überall erkennbare erhöhte Verlangen nach Unterrichtung über wirtschaftliche Fragen 

- wird über die Art der Auswertung des amerikanischen »Census« berichtet und dabei ein vom National 

Industrial Conference Board herausgegebenes Handbuch über die amtlichen Industriezählungen der Vereinigten 
Staaten seit 1849 eingehend besprochen, 


I. Allgemeines. 


Mehr als je macht sich in den letzten Jahren, vor 
allem in den Ländern mit ‚hochentwickelter Industrie, das 
Bedürfnis zuverlässiger und gründlicher Unterrichtung über 
die Vorgänge im Wirtschaftsleben bemerkbar. Der Krieg 
und seine Folgen, besonders die Gebietsveränderungen 
der europäischen Staaten und die Verschiebungen in den 
Rohstoff- und Absatzgebieten, machten einerseits weit- 
gehende Umstellung, Erweiterung oder Einschränkung 
bestehender Industrien erforderlich und ließen anderseits 
neue Industriezweige hauptsächlich in solchen Ländern ent- 
stehen, die bisher auf Einfuhr von Fertigerzeugnissen 
aus dem Auslande angewiesen waren. In den europäischen 
Ländern hat die eigenartige Entwicklung der Industrie in 
den letzten Jahren zum Teil zu einer neuen Rangordnung 
unter den bestehenden Industriezweigen geführt. So wur- 
den in Deutschland die verarbeitenden Industrien gegen- 
über den Rohstoffindustrien mehr in den Vordergrund ge- 
drängt. Der Wunsch, über einen richtigen Maßstab für 
die gegenwärtige Bedeutung der verschiedenen Industrie- 
gruppen zu verfügen, ist daher auch zurzeit in den deut- 
schen Industriekreisen besonders rege. Dies zeigt sich 
u.a. in dem lebhaften Interesse, das der kommenden 
Berufs- und Betriebszählung entgegengebracht wird. In 
schroffem Gegensatz dazu steht jedoch die ablehnende 
Haltung, mit der weite Kreise der Industrie der Heraus- 
gabe der erforderlichen Unterlagen gegenüberstehen. Man 
bedenkt vielfach nicht, daß sich ein zuverlässiges Bild 
der wirtschaftlichen Entwicklung nur auf Grund eingehen- 
der, durch Zahlen belegter Unterlagen der einzelnen 
Betriebe entwerfen läßt, und daß sich bei unangebrachter 
Geheimniskrämerei nur allzu leicht eine falsche, die In- 
dustrie selbst schädigende Auffassung von ihrer Lage 
bildet. Oft wird auch als Grund für die Verweigerung 
von Unterlagen die damit verbundene Zähl- und Schreib- 
arbeit der Betriebe ins Feld geführt, die angeblich nur 
in dem überorganisierten deutschen Wirtschaftsleben ge- 
fordert werde, Es mag zuzugeben sein, daß Erhebungen 
von verschiedenen Stellen zum Teil Doppelarbeit erforder- 
lich machen, die sich bei besserem Zusammenarbeiten 
vermeiden ließe, es trifft aber jedenfalls nicht zu, ‚daß 
eingehende Angaben über die Betriebsverhältnisse nur in 
Deutschland von den Unternehmungen verlangt werden. 
Das Gegenteil ist richtig, wie ein Vergleich mit den 
Gewerbezählungen der hochentwickelten Industrieländer 
Großbritannien und Vereinigte Staaten zeigt. Insbesondere 
die Amerikaner gehen hier vorbildlich voran. Daß dieses 
nüchtern denkende Volk, dessen Sinn nur auf das Prak- 
tische gerichtet ist, sich der Forderung von Mitteilungen 
über die Vorgänge im Wirtschaftsleben nicht verschließt, 
sondern diese im Gegenteil in einer bei uns nicht ge- 
kannten Ausführlichkeit bereitwillig seit einer langen Reihe 
von Jahren zur Verfügung stellt, sollte den Gegnern 
statistischer Erhebungen in Deutschland doch zu den- 
ken geben. 


Siebzig Jahre Industrie in den Vereinigten Staaten. 
Von W. Walther, Charlottenburg. 
(Hierzu Bildtafel 1.) 
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II. Der »Census of Manufactures«. 


Der Census of Manufactures, die Gewerbezählung der 
Vereinigten Staaten, bildet einen Teil der alle 5 Jahre 
auf Anordnung der Regierung vorgenommenen Zählung, 
die sich u. a. auch auf den Bergbau, die Landwirtschaft 
und die Bevölkerung erstreckt. Sie wird durch das dem 
Departement of Commerce unterstehende Bureau of Cen- 
sus vorbereitet, durchgeführt und ausgewertet. Die Er- 
gebnisse werden entsprechend dem Fortgang der Auf- 
bereitung in umfangreichen Bänden hauptsächlich in Form 
von Zahlentafeln mit dem erforderlichen begleitenden 
Text und einfachen graphischen Darstellungen veröffent- 
licht. So umfaßt z. B. der Bericht über die Gewerbezäh- 
lung allein 3 Bände in Folioformat mit je rd. 1100 eng 
bedruckten Seiten. Ein Band bringt die Ergebnisse für 
die Gesamtheit der Vereinigten Staaten, in einem weite- 
ren sind sie unterteilt nach den einzelnen Staaten, Terri- 
torien und den größeren Städten. Der dritte Band ent- 
hält Sonderberichte über die verschiedenen Industrie- 
zweige, von denen im Jahre 1919 etwa 350 aufgezählt 
sind. Die einzelnen zu Tafeln zusammengestellten Zah- 
lenübersichten erstrecken sich größtenteils über mehrere 
Seiten und bringen in zahlreichen Spalten Angaben über 
die Zahl der Unternehmungen, das Sachkapitah 
unterteilt nach Grund und Boden, Gebäuden, Maschinen 
und Werkzeugen, Bargeld usw., über die Betriebs- 
kraft, Zahl und Gehälter der Angestellten, getrennt 
nach verschiedenen Klassen sowie nach dem Geschlecht; 
ebenso über die Zahl der Arbeiter und die jährliche 
Lohnsumme, wobei ebenfalls zwischen männlichen und 
weiblichen und außerdem noch jugendlichen (unter 16 Jahre 
alten) Arbeitskräften unterschieden wird. Unter »ver- 
schiedene Ausgaben« werden Steuern, Abgaben, 
Miete, Zinsen u. a. sowie die Zahlungen für Lohnarbeil 
aufgezählt. Die Materialkosten setzen sich zusammen 
aus den Kosten für Rohstoffe, halbfertige Erzeugnisse, 
Kohle, Kraft, Heizung, Frachten usw. Besondere Bedeu- 
tung kommt den Angaben über die Erzeugung zu 
die nach dem Wert der Erzeugnisse im Werk des Her 
stellers berechnet ist. Die amerikanische Produktions 
statistik begnügt sich aber nicht damit, den Verkan 
wert der Erzeugnisse festzustellen, sondern sie ermittelt 
durch Abzug der Materialkosten usw. die durch Verarbei 
tung entstandene Werterhöhung, mit der richtigen 
Begründung, daß die wirtschaftliche Bedeutung einer In- 
dustrie weder nach der Menge noch nach dem Wert 
der fertigen Erzeugnisse sondern nur nach der Erhöhi g 
des Gebrauchswertes bzw. des Geldwertes der verarbei= 
teten Stoffe zutreffend beurteilt werden könne, Eine 
Berechnung des Gewinnes der Unternehmungen Jäßl 
sich aus den Unterlagen der Produktionsstatistik nicht 
ableiten, da kleine Posten der Gestehungskosten, z. B- 
regelmäßige Instandsetzungsarbeiten, Versicherungen, R 
klame u, a, nicht erfaßt sind. Vielleicht ist darin auch 
ein Zugeständnis an die berichtenden Unternehmungen 
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zu erblicken, deren Bereitwilligkeit zur Hergabe der er- 
orderlichen Unterlagen trozdem vorbildlich zu nennen ist. 


111. »A Graphic Analysis of the Census of 
Manufactures 1849 to 191%, 
eine gedrängte Uebersicht der 
Zählungsergebnisse der letzten 70 Jahre. 


Auch in den Vereinigten Staaten machte man mit 
den an sich so wertvollen Zählungsergebnissen ähnliche 
Erfahrungen wie in anderen Ländern: sie wurden zu 
»Zahlenfriedhöfen«, weil für den im Lesen von Statistiken 
nicht Geübten zu der Schwierigkeit, sich in den einzelnen 

hientafeln zurecht zu finden, als weiteres Hindernis 
schon erwähnte gewaltige Umfang des Zahlenwerkes 
kam, der es besonders den vielbeschäftigten Leitern der 
Industrie von vornherein fast aussichtslos erscheinen ließ, 
daraus Nutzen für ihre Betriebe zu ziehen. Um diesem 
sel abzuhelfen, unternahm es das National In- 
strial Conference Board, eine von der ameri- 
kanischen Industrie ins Leben gerufene Forschungsstelle, 
die durch die Gewerbezählungen der letzten 70 Jahre 
gestellten Ermittlungen über die Industrie der Vereinig- 
ten Staaten in knapper und einfacher Form zusammenzu- 
st ilen, um, wie es im Vorwort des Buches heißt, »der 
erikanischen Industrie einen Dienst zu erweisen«. Das 
Conference Board spricht dabei die Hoffnung aus, daß 
die Arbeit eine Zunahme der Wertschätzung und des 
"Gebrauches der gesammelten Statistiken zur Folge haben 
möge. 
= Bei der Durchsicht des Buches muß man annehmen, 
ß sich die vom Conference Board ausgesprochene Hoff- 
ung unschwer erfüllen wird. Man kann die amerika- 
nische Industrie dazu beglückwünschen, daß ihr der reiche 

f in dieser vorzüglichen Form zur Verfügung ge- 
tellt wird. Schon durch die äußere Aufmachung kann 
man dazu veranlaßt werden, das Buch immer wieder in 
die Hand zu nehmen: handliche Form (Quartformat, 
etwa 250 Seiten), lederartiger Einband, feines Kunstdruck- 

er, mehrfarbige Abbildungen, übersichtliche, im all- 

emeinen kurze Zahlentafeln, knapper Text in gutem 
Druck. 

Der Sammlung von Abbildungen und Tafeln geht 
eine Einleitung voraus, in der darauf hingewiesen wird, 

in den Vereinigten Staaten schon im Jahre 1810 Er- 

ungen über die vorhandenen Gewerbebetriebe statt- 
nden haben, daß jedoch Ergebnisse, die sich mit denen 
neuesten Zählungen vergleichen lassen, erst seit dem 
sus von 1850 vorliegen. Von diesem Jahre bis zum 

e 1900 fanden die Gewerbezählungen mit 10 jährigen 
Pausen statt, seit 1900 erfolgen sie regelmäßig alle 

hre. Während für den allgemeinen Census ein Stich- 

festgesetzt wird, werden durch den Census of Manu- 

res die Ergebnisse eines ganzen Kalenderjahres ge- 
mmelt. Die Erhebung erfolgt in dem auf das Berichts- 
folgenden Jahre, fand also im Jahre 1920 für das 
1919 statt. Der nächste Census wird daher über das 
1924 berichten. Ueber Wesen, Zweck und Begren- 
der Statistik unterrichtet ein der Einleitung ange- 
Auszug aus der Veröffentlichung über den leizten 
ensus- Das Wesentliche daraus wurde hier bereits in 
hnitt II gesagt. Zu erwähnen bliebe noch, daß von 

er Gewerbezählung alle Betriebe, deren Jahreserzeugung 

500 $ blieb, ausgeschlossen sind, ebenso die Hand- 

s- und Kleinbetriebe sowie die gewerblichen Abtei- 
‚en von Erziehungs-, Armen- und Krankenanstalten, 
nberücksichtigt bleibt auch das Baugewerbe. 


Der Einleitung folgt eine kurze Uebersicht über die 
industrielle Entwicklung des Landes. Es wird darauf hin- 
gewiesen, daß die Vereinigten Staaten nach Umfang und 
Vielgestaltigkeit ihrer Industrie in dem Zeitraum von wenig 
mehr als zwei Generationen die Führerschaft unter allen 
Völkern errungen haben. Der Wert der Industrieerzeug- 
nisse stieg von rd. 1Milliarde $ im Jahre 1849 auf über 
62Milliarden im Jahre 1919, die Arbeiterzahl nahm wäh- 
rend dieser Zeit von rd. 1Mill. auf rd. 9Mill, zu. »Wir 
sind«, schreibt der Verfasser am Schluß voller Stolz, »in 
kurzer Zeit das größte Industrievolk der Erde geworden 
und haben uns diese Stellung zum großen Teil in den 
fünf Jahren 1914 bis 1919 erobert«. 

Die Sammlung der Abbildungen und Zahlentafeln ist 
in 13 Abschnitte eingeteilt, in denen nacheinander behan- 
delt werden: 

1. Zahl der Beschäftigten, 
2. Ihre Unterteilung (Arbeiter, Angestellte, männliche, 
weibliche und jugendliche Arbeitskräfte), 
. Wert der Erzeugung, 
Kosten, 
Durchschnittskosten für Dienstleistung, 
Größe der Unternehmungen, 
. Unternehmungsiorm, 
. Beschäftigtenstand, 
. Arbeitszeit, 
. Antriebskrait, 
. Kohlenverbrauch, 
. Erzeugung, Arbeiter, Antriebskraft und Erzeugungs- 
wert, 
13. Zusammenfassung. Die 50 wichtigsten Industrien, 


Die Auswahl der 50 wichtigsten aus den rd. 350 im 
Census unterschiedenen Industrien erfolgte nach der Ar- 
beiterzahl und dem Wert der Erzeugung. Mit diesen 50 
Industrien werden 77vH der gesamten Arbeiterzahl und 
78vH des Gesamtwertes der Erzeugung erfaßt. 

Die Anordnung der Bilder und Tafeln ist in ‚den 
13 Abschnitten einheitlich durchgeführt und erleichtert so 
das Aufsuchen bestimmter Darstellungen wesentlich. Die 
in einem Abschnitt durchgeführten Untersuchungen wer- 
den zunächst an der Gesamtindustrie des ganzen Landes, 
dann an der der einzelnen Staaten vorgenommen. Darauf 
folgt eine Behandlung der Fragen nach Industriegruppen 
und endlich eine solche für die 50 wichtigsten Industrien. 

Abschnitt 1 gibt in 12Bilder- und ebensovielen Zah- 
lentafeln Aufschluß über die Zahl der in der Indu- 
strie beschäftigten Personen. Auf Tafel zeigt 
ein Kreis, dessen Fläche die Gesamtbevölkerung der 
Vereinigten Staaten am 1. Januar 1920 darstellt, in zwei 
verschiedenfarbigen Sektoren die berufstätigen und die 
übrigen Personen. In einem besonderen Bild ist die Be- 
völkerungszunahme seit 1870 von 10 zu 10 Jahren durch 
rechteckige Flächen mit gleicher Grundlinie (Stäbchen) 
wiedergegeben, wobei die Zahl der Berufstätigen eben- 
falls besonders kenntlich gemacht ist. Diese wird in 
einem weiteren, ähnlichen Bild auch in vH der Gesamtbe- 
völkerung dargestellt. Die zweite Tafel zeigt durch über- 
einander gelagerte Kurven die Verteilung der Berufstäti- 
gen auf Industrie, Bergbau, Landwirtschaft und sonstige 
Berufsgruppen in den letzten 50 Jahren, und zwar in einem 
Bild nach absoluten, in einem anderen nach vH-Zahlen. 
Auch bei dieser Darstellung wirkt der hier gewählte leb- 
hafte Farbengegensatz der zwischen den Kurven liegenden 
Felder sehr anschaulich, Die Verteilung der in der In- 
dustrie tätigen Personen auf die 49 Staaten wird auf 
Tafel 3 in der Weise versinnbildlicht, daß auf einer Karte 
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der Vereinigten Staaten die einzelnen Staaten in helleren 
oder dunkleren Tönungen einer Farbe erscheinen, je nach- 
dem weniger als 200, oder 200 bis 400 oder mehr als 
400. Personen auf je 1000 Köpfe der berufstätigen Bevöl- 
kerung entfallen. Für diese Darstellungsweise eignet sich 
die Karte der Vereinigten Staaten besonders gut, da sich 
die Grenzen der einzelnen Staaten überwiegend als ge- 
rade Linien darstellen und daher die verschiedenen Far- 
benflächen scharf hervortreten lassen. Die Zahl der Ar- 
beiter in den verschiedenen Staaten ist in Tafel 4 in Stäb- 
chenform aufgezeichnet. Die einzelnen Stäbchen sind der 
Größe nach geordnet, wobei die Uebersichtlichkeit da- 
durch erhöht ist, daß zwischen gewissen Größenklassen 
kleine Zwischenräume eingeschaltet sind. Während diese 
Darstellung für das Jahr 1919 gewählt ist, sind die Er- 
gebnisse zweier Vergleichsjahre 1914 und 1899 durch 
verschiedenfarbige Linienzüge, die sich von der Farbe 
der Stäbchen deutlich abheben, gekennzeichnet. In einem 
der Tafel 4 genau entsprechenden Bilde sind auf Tafel 5 
die zugehörigen vH-Zahlen aufgezeichnet. Die Zunahme 
der Arbeiter vom Jahre 1899 bis zum Jahre 1919 ist in 
einer weiteren Tafel wieder durch ein verschieden abge- 
töntes Kartenbild und durch in den gleichen Farben ge- 
haltene Stäbchen dargestellt. 

Während die bisher erwähnten Tafeln durchweg die 
Gesamtindustrie behandeln, zeigt die folgende deren Un- 
terteilung in 14 Gruppen. Abbildung 1a und 1b (siehe 
Bildtafel 1) geben, allerdings unter Verzicht auf die Ver- 
wendung verschiedener Farben, die Bilder der Tafel 7 
wieder. Die Kreisfläche (Abbildung la) stellt die Ge- 
samtzahl der im Jahre 1919 in der Industrie beschäftigten 
Arbeiter — rd. 9Mill. — dar. Die Größe ‘der einzelnen 
Sektoren läßt erkennen, in welchem Verhältnis ‘die Ar- 
beiter auf die verschiedenen Industriegruppen verteilt 
sind. Von den 4 wichtigsten Gruppen werden allein 52vH 
aller Arbeiter beschäftigt. In den folgenden 4 Gruppen 
sind je rd. 5 vH der gesamten Arbeiterschaft tätig, wäh- 
rend auf die übrigen Gruppen, deren kleinste mit 0,6vH 
verzeichnet ist, der Rest entfällt. Der verschiedenen Be- 
deutung der genannten drei Klassen entsprechend sind 
ihre Sektoren durch entsprechende Schraffierung — als 
Ersatz für verschiedene Farbtöne des Urbildes — ge- 
kennzeichnet. Abb.1b zeigt das Verhältnis der Arbeiter- 
zahlen der drei Jahre 1899, 1914 und 1919, wobei für jede 
Industriegruppe die Arbeiterzahl von 1899 gleich 100 
gesetzt wurde. Die Länge der einzelnen Stäbchen ent- 
spricht der vH-Zahl (Index-Number) für 1919, bezogen 
auf 1899, Die Ergebnisse des Jahres 1914 sind durch 
einen — im Urbild farbigen — Linienzug festgelegt, der 
die entsprechenden vH-Zahlen erkennen läßt. Außer den 
14 Gruppen ist noch der Durchschnitt sämtlicher Indu- 
strien mit aufgenommen. Den beiden Abbildungen ist im 
Buch eine Zahlentafel angefügt, die die absoluten und die 
Verhältniszahlen von sämtlichen Zählungen von 1899 bis 
1919 (also auch die Jahre 1904 und 1909) enthält. In 
einem kurzen Begleittext, wie er jeder Tafel beigesetzt ist, 
wird die Zusammensetzung einiger Industriegruppen erläu» 
tert und die Entwicklung der Arbeiterzahlen besprochen. 

Dieser Darstellung nach Industriegruppen folgen in 
zwei weiteren Tafeln solche nach den 50 wichtigsten 
Industrien. Wie für die Gesamtindustrie werden Arbeiter- 
zahl und deren Zunahme von 1899 bis 1914 wieder in 
Stäbchendarstellung gezeigt. Etwas ausführlicher werden, 
auf einer besonderen Tafel, 16 ausgewählte Industrien 
behandelt, indem für sie die Arbeiterzahlen aus allen 
d.Zählungen von 1899 bis 1919 nebeneinander gestellt 
werden. NR 


Endlich werden noch die Arbeiterzahlen (für alle Ir 
dustriezweige) in 50 führenden Industriestädten aufgezä] 
und deren Zunahme an Stäbchenbildern gezeigt. Außer 
dem sind in einem Kartenbild die einzelnen Städte © 
nach der Zahl der dort beschäftigten Arbeiter durd 
einen kleinen farbigen Kreis bezeichnet. Das Bild 
jedoch so klein, daß, insbesondere bei der Häufung dë 
Industriestädte an der Ostküste der Vereinigten Staate 
die einzelnen Kreise kaum zu unterscheiden sind. Di 
Zusammenballung der Industrie in dieser Gegend ist 
doch um so deutlicher daraus erkennbar. 

Wie in dem eingehend geschilderten ersten Absch 
sind in den übrigen Abschnitten die verschiedenen Fr 
gen in einer Reihe graphischer Darstellungen behande 
so daß man sich unter Vermeidung von Wiederholunge 
auf die Beschreibung einzelner, besonders aufschluß 
cher oder eigenartiger Abbildungen beschränken 

Der zweite Abschnitt befaßt sich mit der Unter 
teilung der in der Industrie Beschäftigten na 
der Art ihrer Tätigkeit, nach dem Geschlecht und de 
Alter. Es wird unterschieden zwischen Firmeninhaben 
leitenden Angestellten, Angestellten in gehobener 
lung, untergeordneten Angestellten und Arbeitern, 
der Gegenüberstellung der männlichen und weibl 
Beschäftigten interessieren hauptsächlich die Unterschie® 
in den einzelnen Industrien; ebenso bei der Zählung di 
jugendlichen Arbeitskräfte (unter 16 Jahren). Hier ist a 
einem Bilde außerdem zu ersehen, in welchem Verl 
die Beschäftigung von Kindern unter 16 Jahren bei 
einzelnen Industrien in den letzten 20 Jahren zurückg 

Der dritte Abschnitt umfaßt nur wenige Seiten, 
aber ebenso wie der folgende den Leser besonders fi 
da er Aufschluß über den Wert der Erzeugungg 
In der diesem Abschnitt entnommenen Abb, 2 sind di 
Wertangaben aus allen amerikanischen Industriezählu 
der letzten 70 Jahre aufgezeichnet. Das Bild bedarf kau 
einer Erläuterung: der obere Linienzug stellt den Wert da 
Jahreserzeugung der amerikanischen Industrie dar, Wende 
davon die Materialkosten, die auch die Kosten für Ke 
und Kraft einschließen, abgezogen, so ergibt sich in d“ 
unteren Linienzug die durch Verarbeitung erzielte We 
erhöhung, ein Ergebnis, dem darum große Bedeu 
zukommt, weil diese Werterhöhung den einzigen eif 
wandfreien Maßstab bildet, mit dem die wirtschaftli 
Bedeutung unter sich ganz verschiedener Industrien f 
messen werden kann. Ein Nachteil der in Abb. 2 F 
zeigten Darstellungsweise ist übrigens in dem Kurven 
lauf vom Jahre 1914 zum Jahre 1919 deutlich erkes 
bei sehr steilem Verlauf zweier aufeinander aufgebait 
Kurven wird das Verhältnis der entsprechenden Ordinat 
leicht falsch eingeschätzt. Der Wert der Erzeugi 
Materialkosten und Werterhöhung werden in zwei andı 
in Stäbehenform gezeichneten Bildern noch für Indı 
gruppen und 50 Industrien gezeigt. 

Die Zusammensetzung der Kosten behaml 
Abschnitt 4. Dabei werden unterschieden Löhne, G 
ter, Steuern, Lohnarbeit (»contract work«), Miete 
»verschiedene Kosten und Gewinn«. In der diesem 
schnitt entnommenen Abb.3 ist die Kostenzusammens# 
zung nach vH-Beträgen für 14 Industriegruppen und ga 
Gesamtdurchschnitt gezeigt. Die Posten »Mieter gm 
»Lohnarbeit« sind dabei zu den »verschiedenen« Ki 
gerechnet worden. Für die Reihenfolge der Ind 
gruppen war die Höhe des Lohnanteils an den 
maßgebend, f | ı VIE 

Die Durchschnittskosten für Dienstle® 
stung durch Arbeiter und Angestellte sind Gegensts 
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Abb. la. Anzahl der im Jahre 1919 
in den verschiedenen Gewerbegruppen 
beschäftigten Arbeiter, 
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Abb. 1b. Die Arbeiter der verschiedenen Gewerbegruppen in den 
Jahren 1899, 1914 und 1919 in vHävon 1899 
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Abb. 2, Wert der Industrieerzeugnisse, Materialkosten und 
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Die monatlich auf 1 Arbeiter entfallenden Lohnkosten in den 50 wichtigsten Industrien in den 
Jahren 1914 und 1919. 
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Abb. 3, Zusammensetzung der Kosten (außer Materialkosten, 
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Abb, 5a und 5b. Die monatlich für Dienstleistung in der Industrie auf 1 Beschäftigten entfallenden Kosten nach 
Beschäftigtenklassen in den Jahren 1909, 1914 und 1919. 
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Abb. 6. Die gewerblichen Unternehmungen und deren 
Arbeiter nach Größenklassen im Jahre 1919. 


Abb. 7. Arbeitszeit der Werkstätten in Wochenstunden 
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1 Janee Hetes 
des 5. Abschnittes. Der Durchschnitt wird berechnet aus 
den Gesamtausgaben für Löhne bzw. Gehälter in einem 
"Monat und aus den geleisteten Arbeitsstunden, Für die 
wichtigsten 50 Industrien sind die monatlich auf einen 
Arbeiter entfallenden Lohnkosten in den Jahren 1914 
und 1919 in der durch Abb. 4 wiedergegebenen Weise 
aufgezeichnet. In die Stäbchenreihe, die die Dollar- 
beträge für 1919 darstellt, sind die Beträge von 1914 
in einer Kurve eingezeichnet. Der Durchschnitt. aus 
allen Industrien ist auch im Bild in die Mitte der 50 Indu- 
jen gestellt. Eigenartig ist die Darstellungsweise der 
Zunahme nach Hundertteilen. Sie vermeidet einen fort- 
laufenden Linienzug, vielleicht, um auch einen oberfläch- 
lichen Beschauer nicht auf den Gedanken kommen zu 
lassen, die aufeinanderfolgenden Punkte könnten in irgend 
einem Zusammenhang stehen. Diese Gefahr vermeidet 
aber die auf der rechten Seite in die Stäbchenreihe ein- 
gezeichnete Kurve für 1914 nicht. Abb. 5a und 5b sind 
die Wiedergabe zweier Bilder, die die Kosten für Löhne 
und Gehälter in der ganzen Industrie nach Beschäftigten- 
klassen in drei verschiedenen Jahren zeigen. Die ein- 
zelnen Punkte der Linienzüge sind im Urbild, in geschick- 
ter, durch die verschiedenen Farben noch mehr hervor- 
| tretender Weise durch Zeichnung und Schrift hervor- 
gehoben. ; 
Dem 6.Abschnitt über die Größe der Unter- 
 nehmungen ist Abb. 6 entnommen. Sie zeigt auf ein- 
fache, sehr anschauliche Weise — im Urbild verstärken 
auch hier die Farben den Eindruck —, wie verschieden 
die Bedeutung einer Größenklasse von Industriebetrieben 
bewertet werden kann, je nachdem die Zahl der Unter- 
nehmungen oder die Zahl ihrer Arbeiter in Rechnung 
gestellt wird. Weitere Abbildungen dieses Abschnitts über 
die im Durchschnitt — auch in verschiedenen Jahren — 
bei der Gesamtindustrie und ihren Zweigen auf ein Un- 
ternehmen entfallende Arbeiterzahl dürften von unterge- 
geordneter Bedeutung sein, zumal solche Durchschnitts- 
Zahlen nur mit Vorsicht zu Schlußfolgerungen zu ver- 
wenden sind. 
An Unternehmungsformen werden nach Ab- 
schnitt 7 Gesellschaften, Einzelunternehmungen und »an- 
dere« unterschieden. Die Bedeutung dieser drei Grup- 
pen wird in einer Tafel nach der Arbeiterzahl gezeigt. 
Der Frage nach dem Beschäftigtenstand und 
iner Bewegung innerhalb eines Jahres sind in Ab- 
| schnitt 8 einige Seiten gewidmet. 
Ein weiterer Abschnitt behandelt die Arbeitszeit, 
über die jedoch aus den Jahren vor 1909 keine brauch- 
"baren Angaben vorliegen. Abb.7, die der ersten Tafel 
dieses Abschnittes entnommen ist, läßt auf den ersten 


Inhalt: 


Die Untersuchungen von Dr.-Ing. eh. C. Köttgen!) 
über das Wirtschaftsleben der Vereinigten Staaten haben 
den Vorzug, die Grundlagen klar herauszuarbeiten und 
die charakteristischen Unterschiede zwischen den Verhäit- 
nissen drüben und bei uns zu betonen. Die überwiegende 
Mehrzahl der deutschen Studienreisenden des Jahres 1924 
beschränkte ihre Beobachtungen auf die rein industriellen 


1) vergl. S. 133 und 161. 
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Blick die beträchtliche Herabsetzung der in der Industrie 
üblichen Arbeitsdauer in den 10 Jahren 1909 bis 1919 
erkennen. J tol 

Dem Abschnitt über die Antriebskraft sind allein 
14 Tafeln gewidmet. Zur leichteren Vergleichbarkeit ist 
auch der Kraftverbrauch je Arbeiter festgestellt. Als 
Kraftquellen sind ‘Wasser, Dampf, Gas und Elektrizität 
unterschieden. x 

Zum Kohlenverbrauch, der in Abschnitt 11 dar- 
gestellt wird, ist auch der Gas- und Oelverbrauch ge- 
rechnet. Da die verschiedenen Brennstoffe einzeln be- 
handelt sind, ist die Zunahme des Oelverbrauches leicht 
zu erkennen. 

In Abschnitt 12 sind Tafeln zusammengestellt, die 
Erzeugung, Arbeiterzahl, Antriebskraft und 
Erzeugungswert auf Grund von Indexzahlen ‚für eine 
Reihe von Jahren und für verschiedene Industrien ver- 
gleichen. Die Gegenüberstellung der Erzeugung ganz ver- 
schiedener Industrien wird dabei durch gewogenen 
Mengenvergleich ermöglicht. Zahlreiche kleine Kurven- 
bilder unterrichten über die Ergebnisse für die einzelnen 
Industrien. ` 


Der letzte Abschnitt gruppiert die 50 wichtigsten 
Industrien nach der Art ihrer Erzeugnisse und stellt 
zusammenfassend nach den Ergebnissen der vorhergehen- 
den Abschnitte für jede Industrie die Rangnummern fest, 
die sie unter den 50 zum Vergleich herangezogenen In- 
dustrien einnimmt. Die Uebersichtlichkeit der aufgestellten 
Tafeln soll durch eine den verschiedenen Rangstufen ent- 
sprechende Farbtönung erhöht werden. Trotzdem wird 
man diese- Tafeln zu den weniger vorbildlichen des 
Buches, die aber auch ıdann noch vereinzelt bleiben, 
rechnen müssen. Kartenbilder, die den Uebersichten an- 
gefügt sind, zeigen die geographische Verteilung der Ar- 
beiter in den Jahren 1879 und 1919, Diese Bilder sind 
jedoch zum Teil so klein ausgefallen, daß die Schrift mit 
bloßem Auge kaum zu lesen ist. 


Alles in allem: die formvollendete Darstellung einer 
solchen Fülle wirtschaftlicher Vorgänge im Rahmen eines 
Handbuches steht bis jetzt wohl einzig da. Die amerika- 
nische Industrie hat es sich allerdings auch etwas kosten 
lassen; dazu ist »das größte Industrievolk der Erde« 
natürlich eher in der Lage als das verarmte Deutschland. 
Es würde aber eine reizvolle Aufgabe sein zu \unter- 
suchen, wie weit sich bei uns in Deutschland statistisches 
Material aus amtlichen Zählungen, auch aus der bevor- 
stehenden Berufs- und Betriebszählung, in ähnlicher Weise 
verarbeiten ließe, und wo noch Lücken bestehen, auf deren 
Ausfüllung hinzuarbeiten wäre. [sıss] 


Amerikanische und deutsche Landwirtschaft. 
Von Zivilingenieur Ernst Zander, Schriftleiter der VDI-Zeitschrift »Die Technik in der Landwirtschaft.c 
Unter Anlehnung an das Buch von Dr.-Ing. eh. Köttgen wird ein Vergleich zwischen der amerikanischen und deutschen 
Landwirtschaft vom privatwirtschaftlichen Standpunkt aus gezogen und dabei festgestellt, daß infolge der sehr scharfen 


Arbelternot und der während des Krieges stark gestiegenen Verschuldung die Landwirtschaft der Vereinigten Staaten gegen- 
über der deutschen eine wesentlich un günstigere Stellung hat als vor dem Kriege. 


Verhältnisse, während Köttgen zu den Rohstoffgrund- 
lagen der Wirtschaft vordringt und dabei neben den rein 
geologischen Reichtümern die grundlegende Bedeutung 
der Landwirtschaft für den Aufbau der amerikanischen 
Wirtschaft erkennt. Zwar ist auch diese drüben noch ein 
Stück Geologie, da der amerikanische Farmer bis heute 
sich so gut wie ausschließlich auf den Abbau der aus den 
geologischen Ablagerungen stammenden Pflanzennährstoffe 
beschränkt, während der deutsche Landwirt seine Acker- 
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krume weit mehr dank den Forschungen Liebigs als 
eine Werkstätte betrachtet, in die er Rohstoffe hineingibt, 
um durch deren Umformung seine Fertigware zu erzielen. 

Der ähnlich wie in Deutschland stark ansteigenden 
Kurve der Bevölkerungszahl entsprach drüben die immer 
neue Hinzunahme jungfräulicher Flächen, ohne daß seit 
50 Jahren der Ertrag der Flächeneinheit dort nennens- 
wert stieg. Deutschland, in seiner Fläche begrenzt, brachte 
es fertig, in den gleichen 50 Jahren angenähert durch 
Intensivierung bis zum Beginn des Weltkrieges seine 
Ernten mit der Bevölkerungszahl zu steigern. 
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Abb. 1. 
Arbeiter für die Veen Staaten und verschiedene andere Länder. 
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Abb. 2. Beziehung zwischen der Gesamtbevölkerung, der Ernteiläche, 
Zahl der landwirtschaftlichen Beschäftigten und der Pferdestärkenzahl 
pro Beschäftigten für den Zeitraum von 1850 bis 1920. 


Erzeitgungsmenge und Zahl der Pferde pro landwirtschaftlichem 


Köttgen bringt zwei schlagende Ziffern für die Be- 
tonung des Unterschiedes zwischen beiden Ländern: In 
den Vereinigten Staaten genügen 29 vH aller Erwerbs- 
tätigen, um die Bevölkerung zu ernähren; Deutschland 
muß 43,3vH aller Erwerbstätigen für das gleiche Ziel 
festlegen, beides umgerechnet auf den für die Selbst- 


ernährung erforderlichen Arbeitsaufwand. Das ist mög- E 
lich, weil in den Vereinigten Staaten der in ‚der land- ` ” 
wirtschaftlichen Erzeugung beschäftigte Mann das 2,46 E 
fache an Nahrungswert erarbeitet wie in Deutschland; das d 
kann der Amerikaner aber nur, weil er je landwirtschaft- È 
lichen Arbeiter 3,7mal soviel Pferde beschäf- 
tigt als wir. Wie sehr die Erzeugung je Ar- 3 


beiter von der Zahl der für ihn beschäftig- 
ten Pferde abhängt, zeigt die aus dem Buche 
von Köttgen entnommene Abb.1. Möglich ist 
in den Vereinigten Staaten diese alle acker- 
bautreibenden Länder der Erde weit überstei- 
gende Pferdehaltung nur durch die "ausge- 
dehnten Weide- und Futterflächen, d.h. durch 
die dünne Besiedelung des Landes; nötig wird 
sie durch den immer stärker steigenden Wett- 
bewerb von Industrie und Handel für städti- 
schen Menschenbedarf, der eine Landflucht 
des bäuerlichen Nachwuchses erzeugt, fast 
noch stärker als in dem Deutschland von 
1870 bis 1914. 

Die Abb.2 und 3, ebenfalls dem Buche 
Köttgens entnommen, zeigen deutlich die Ver- 
hältnisse zwischen Bevölkerungszunahme, Stei- 
gerung der Erntefläche, Vermehrung der im 
der Landwirtschaft tätigen Menschen und der 
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Abb, 3. Darstellung, wieviel Arbeiter durch Verbesserungen 
in der landwirtschaftlichen Erzeugung für unsere Industrie frei 


geworden sind. 1850 bis 1920. 
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Pferdestärken je Arbeiter. Seit 1910 entwickelt sich, be- 
sonders durch die Verhältnisse des Weltkrieges hervor- 
gerufen, eine Senkung der Personenzahl mit einem gleich- 
zeitigen Ansteigen der Zahl der Pferde je Arbeiter. 

Diese für die Bilanz der gesamten amerikanischen 
Volkswirtschaft bis jetzt recht günstigen Verhältnisse 
sind nicht gleich günstig für die privat-wirt- 
schaftliche Stellung des einzelnen Landwirtes 
drüben, und zwar sind. es in erster Linie die Folgen 
des Weltkrieges, welche die wirtschaftliche Kraft des 
einzelnen Landwirtes zu schwächen drohen. 

Die Bevölkerung der Vereinigten Staaten steigt weiter 
schnell, das verfügbare neu unter den Pflug zu nehmende 
Land ist aber für die heutige Wirtschaftsart und Renta- 
bilitätsgrundlage sehr stark eingeschrumpft. Zwar sind 
noch etwa S0Mill. ha, das Dreifache der gesamten deut- 
schen Ackerfläche, ohne Eigentümer und nicht für be- 
sondere Zwecke reserviert, aber diese Flächen liegen 
größtenteils in Trockengebieten und sonst unter Bedin- 
gungen, die unter den Arbeitsverhältnissen der Ver- 
einigten Staaten schwer zu einer Rente zu bringen sind. 
Künstliche Bewässerung hat besonders auch für diese 
Trockengebiete drüben einen bemerkenswerten Aufschwung 
genommen, außerdem wurde ein besonderes System der 
Strockenen« Landwirtschaft für diese Gebiete entwickelt, 
doch dürfte das Ergebnis dieser Bemühungen keineswegs 
erlauben, das Tempo*der Flächenvergrößerung wie bisher 
beizubehalten. 

Die bewundernswerte Entwicklung von Industrie und 
Handel, d. h. der städtischen Seite der Volkswirtschaft, 
und die hervorragende Oekonomie, mit der dieser Teil 
betrieben wird, die dadurch geschaffene Möglichkeit, den 
Städter etwa viermal so hoch in Gold zu bezahlen als 
bei uns und ihm dadurch einen etwa doppelt so hohen 
zZivilisatorischen Aufwand zu ermöglichen, als er dem 
Deutschen von heute und den meisten Europäern zur 
Verfügung steht, sind ein scharfer Angriff auf die wirt- 
schaftlichen Grundlagen des amerikanischen Farmers; im 
Wettbewerb um die verfügbare Arbeitskraft droht ihm 
der Atem auszugehen. Die während des Krieges von 
Ende 1914 bis Mitte 1920 über das Doppelte gestiegenen 
Industrielöhne konnte er mitmachen, da seine Erzeug- 
nisse von Anfang 1916 bis Mitte 1917 schon auf den 
doppelten Erlös gestiegen waren und sich dort bis Mitte 
1920 hielten. Der dann plötzlich innerhalb eines halben 
Jahres einsetzende Sturz ungefähr auf Friedenshöhe wurde 
nur zum kleineren Teil dadurch ausgeglichen, daß die 
Krisis in der Industrie städtische Arbeiter zwang, auf 
dem Lande für etwa drei Viertel der städtischen Löhne 
zu arbeiten. Dazu kam aber als Folge der Kriegskon- 
junktur der große Nachteil, daß die kurze Glanzzeit des 
Krieges ein starkes Ansteigen der Verschuldung vor- 

end auf spekulativer Grundlage zur Folge hatte. Der 
acre (0,42ha) wurde im Durchschnitt der Vereinigten 
Staaten im Jahre 1910 mit 40 $, zehn Jahre später mit 
69 bezahlt; in einzelnen Staaten, vor allem in Lowa 
war die Steigerung von 96 auf 227$ noch verhängnisvoller, 
Diese Höherbewertung des amerikanischen Ackers war 
nur zum kleinsten Teile durch die Schaffung von neuen 
Werten für Maschinen und sonstige Verbesserungen be- 
dingt, ganz vorwiegend war es die Folge ge- 
Steigerter Nachfrage infolge der Kriegskon- 
junktur. Infolgedessen betrug vom Jahre 1920 ab die 
Belastung an Zinsen je ha etwa 25 M, d. h. etwa ebenso- 
viel, als ein Hektar des deutschen Ackers vor dem Kriege 
an Zinsen aufzubringen hatte; dabei ist wohl zu beachten, 


daß der Ernteertrag vom Hektar in Deutschland vor dem 
Kriege fast doppelt so groß war wie in den Vereinigten 
Staaten. Außerdem hat die amerikanische Landwirtschaft 
eine hohe und ständig steigende Steuerlast zu tragen, 
die von etwa 14 M je ha im Jahre 1920 auf über 20 M 
im ‚Jahre 1922 stieg. Diese Schwierigkeiten des einzelnen 
Farmers drücken sich u.a. in der langsam aber 'stetig 
steigenden Zahl der Pächter und dem verhältnismäßigen 
Rückgang der Eigentümer aus. 

Alle diese Umstände bewirken, daß die amerikanische 
Landwirtschaft selbst auf sehr fruchtbaren Böden ganz 
überwiegend extensiv bewirtschaftet wird. Nehmen wir 
als Beispiel eine Normalfarm in dem Getreide- und Mais- 
Gebiet des Mississippi-Tales an. Das Ackerland wurde 
seinerzeit bei der in der Hauptsache kostenlosen Ver- 
gebung an die Farmer in Quadrate von der Seitenlänge 
einer englischen Meile aufgeteilt, jedes dieser Quadrate 
wieder durch zwei Halbierungslinien in vier gleich große 
Flächen, und so ergaben sich Normalfarmen von 160 acres, 
gleich rd. 67 ha (270 preußische Morgen). Viele dieser 
Farmen werden nur vom Eigentümer selbst bewirtschaftet, 
eine dauernde fremde Kraft bildet auf diesen Getreide- 
farmen die Ausnahme, Ein Hilfsarbeiter wird möglichst nur 
auf einige Monate eingestellt und kostet dann etwa das 
Vierfache eines deutschen landwirtschaftlichen Arbeiters. 
Die in deutschen großbäuerlichen Betrieben dieser Art 
noch selbstverständliche Mitarbeit der Frau und der 
Kinder, besonders für die Milch-, Schweine- und Ge- 
tlügelwirtschaft, fällt drüben für die Frau ganz weg und 
für die Kinder größtenteils; die Frau drüben beschränkt 
sich auf die eigentliche Arbeit im Hause, so daß: selbst 
das Melken der Kühe, das Füttern der Schweine und des 
Geflügels der männlichen Arbeitskraft überlassen bleibt. 
Diese hilft sich dann mit einem verhältnismäßig großen 
Pferdebestand und starker Maschinenanwendung. Haupt- 
betriebskraft bleibt immer das Pferd, und wenn auch 
in den letzten Jahren einige Hunderttausend Motorschlepper 
angeschafft worden sind, z.B. in den Jahren 1920 bis 
1922 jährlich etwa 100000 bis 150000 Stück, so spielen 
diese gegenüber den 24 Mill. Pferden und Maultieren 
zurzeit verhältnismäßig keine große Rolle. Bemerkens- 
wert ist, daß die Zahl der Pferde sowohl gegen den 
Durchschnitt der Jahre 1909 bis 1913 wie lem von 1914 
bis 1924 um 2 Mill. Stück zurückging, obwohl hauptsäch- 
lich infolge der starken Zunahme der Kraftwagen der 
Preis in den Jahren 1913 bis 1923 von 600M je Stück 
auf 350 M fiel; anscheinend genügen die in der einzelnen 
Wirtschaft verfügbaren Futterflächen nicht mehr, um diese 
starke Verbilligung der Haupthilfe des amerikanischen 
Farmers auszunützen. Auch die schwierige Beschaffung 
vor brauchbaren Pferdearbeitern dürfte hierbei mitspielen. 


Die Landwirtschaft der Vereinigten ‚Staaten ist daher 
von einer Reihe von Hemmungen umgrenzt, die ihre 
Weiterentwicklung erschweren. Das wird von der ameri- 
kanischen Regierung durchaus erkannt, und es ist be- 
zeichnend, daß diese anscheinend nicht nach der be- 
liebten deutschen Behandlungsart der Agrarfragen mit 
kleinen Mitteln und Pflastern vorzugehen beabsichtigt, 
sondern in einer wahrhaft amerikanisch-großzügigen Weise. 
Sie wird dabei unterstützt durch eine ausgezeichnete amt- 
liche Agrar-Statistik, der wit auch nichtangenähert 
etwas Achnliches gegenüber stellen können, 
dem Jahrbuch des staatlichen Departement of Agriculture 
in Washington, einer Stelle, die nicht nur auf diesem Ge- 
biete sondern auch auf dem des Fortschrittes der landwirt- 
schaftlichen Wissenschaft und des einzelnen Farmers ganz 
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hervorragende Arbeit leistet. Köttgen weist darauf hin, 
daß die Regierung der Vereinigten Staaten hierfür jähr- 
lich fast eine halbe Milliarde Mark ausgibt, wir dagegen, 
auch unter Berücksichtigung des Umstandes, daß unsere 
Ackerfläche nur ein Fünftel beträgt, nur einen verschwin- 
denden Bruchteil. 

Den Anstoß zu einer umfassenden und grundsätzlichen 
Behandlung der Agrarfrage in den Vereinigten Staaten 
hat nun Präsident Coolidge gegeben, der — übrigens 
wie Henry Ford auch — ein Farmersohn ist. Er berief 
eine achtgliedrige Kommission hervorragender Sachver- 
ständiger, die, angeblich beeinflußt von Anschauungen 
H.C.Hoovers, sich einstimmig folgendem Gedanken- 
gang angeschlossen hat: Die Vereinigten Staaten sind in 
der Lage, industriell und landwirtschaftlich vollkommen 
Selbstversorger zu werden. Die Rücksicht auf das allge- 
meine wirtschaftliche Interesse erlaubt nicht, daß: der für 
die Kaufkraft und den Warenumsatz grundlegende Stand 
der Farmer infolge der bestehenden Notlage auf eine 
Lebensnorm sinkt, die wesentlich unter der des Städters 
liegt. .Die amerikanische Industrie schützt sich durch 
Zölle und durch hochökonomische Arbeitsart gegen den 
zivilisatorisch viel tiefer stehenden Arbeiter der übrigen 
Länder. Der Farmer ist in der Hauptsache für den Preis 
seiner Erzeugnisse auf den Weltmarktpreis angewiesen, 
der in erster Linie durch die viel bedürfnisloseren Land- 
arbeiter in Südamerika, Europa, Asien und Australien 
bestimmt wird; also muß durch einen Schutzzoll für 
landwirtschaftliche Erzeughisse der Preis der Farmer- 
erzeugnisse stark gehoben werden. 

Selbstverständlich übersieht auch diese amerikanische 
Kommission nicht die großen Schwierigkeiten, die der 
Durchführung dieser Auffassung entgegenstehen. Der 
amerikanische Acker erzeugt bereits heute erheblich über 
den amerikanischen Bedarf. Eine wesentliche Steigerung 
der landwirtschaftlichen Warenpreise würde zweifellos eine 
starke Vermehrung der Ernten nach sich ziehen. Damit 
würde aber nach dem Grundsatz von Angebot und Nach- 
frage sich unmöglich für die heutige Flächenausdehnung 
der amerikanischen Landwirtschaft Beschäftigung zu den 
erstrebten hohen Preisen durchführen lassen. Eine solche 
Preissteigerung durch Schutzzoll ist zwar in dem Vor- 
kriegs-Deutschland möglich gewesen, das immer Nah- 
rungsmittel einführen mußte, wird aber zu un- 
geheuren Schwierigkeiten führen unter den landwirtschaft- 
lichen Verhältnissen der Vereinigten Staaten. 

‘Die zunehmende starke Industrialisierung, die Fähig- 
keit, infolge der hochökonomischen Arbeitseinrichtungen 
trotz hoher städtischer Löhne gute und billige Massen- 
verbrauchsartikel zu erzeugen und abzusetzen, muß natür- 
lich eine Grenze finden, wenn das Fundament jeder Volks- 
wirtschaft, die Landwirtschaft, in ihrer Kaufkraft gegenüber 
dem Städter stark zurückbleibt. Die New Yorker Zeit- 
schrift: »The Literary Digest« bringt in ihrer Nummer 7 
vom Februar dieses Jahres ein sehr anschauliches Bild: 
Ein Farmer hat vor seinen Wagen das »Rentabilitätspferd« 
gespannt und hinten daran haben sich der Reihe nach 
gehängt die Karren der Banken, des Handels, der Indu- 
strie-Arbeiter und andere; zieht der gut gefütterte Gaul 
des Farmers kräftig, so kommen auch die Karren aller 
übrigen voran, oder nach dem deutschen Sprichwort: 
»Hat der Bauer Geld, hats die ganze Welt!« 

Die grundlegende Schwierigkeit für die Zukunft der 
amerikanischen Stadtwirtschaft liegt eben darin, daß sich 
die Lebensnorm des Städters, seine zivilisatorische Grund- 
lage, besonders in den letzten zehn Jahren verhältnismäßig 


viel stärker entwickelte als die des Farmers. Die obe 
geschilderte Normalwirtschaft auf den teuersten und beste 
Böden in Lowa bringt dem Besitzer oder Pächter vielleicht 
eine Bruttoeinnahme von 4000 bis 5000 $; hierfür ist sehr 
schwere körperliche Arbeit erforderlich, große Risiken de 
Wetters und der Preisschwankungen auf den Märkten 
drohen den Ueberschuß, starke Steuern und Zinsen, b 
hohe Pachten schmälern den Ertrag weiter, so daß schlief 
lich in der anstrengenden und aufopfernden Einsamkeit de 
allein liegenden, nicht zu Dörfern zusammengefaßten Fan 
hofes ein recht unsicheres Einkommen kaum von der Hok 
des städtischen Arbeiters übrig bleibt; daher die st 
Landflucht der Farmerkinder und die außerordentlich 
Knappheit der Hilfsarbeiter. Hält aber die Kaufkraft um 
die Verdienstmöglichkeit des Farmers und des 
arbeiters nicht einigermaßen mit der des Städters Sel 
so wird die Steigerungsmöglichkeit der amerikanisel 
Industrie sehr bald ein Ende finden. Es zeigt sich au 
hier wieder, daß ein volkswirtschaftliches Ganzes i imi 
nur organisch im richtigen Verhältnis der einzelnen Teik 
weiter entwickelt werden kann, daß die einseitige Mä 
einer Gruppe zu Rückbildungen in der anderen führt, 
daß Störungen notwendig auftreten müssen, wenn mich 
für ein Wiedereinspielen der einzelnen Wirtschaftskral 
und -gruppen gesorgt wird. Der Ausweg, bei einseil 
Industrieentwicklung durch die Ausfuhr Luft zu schal 
ist für die Vereinigten Staaten doppelt erschwert; eli 
mal durch die immer stärker hervortretende Absicht, 
in sich abgeschlossenes, in allem hauptsächlich sich sell 
versorgendes, schutzzöllnerisches Wirtschaltsgebiet zu 
den, und dann durch den großen Abstand der Leb 
haltung seiner Bürger von dem der durch den Krieg 
armten übrigen Welt. Die Notlage der Arbeiter dieser 
armten Gebiete wird immer eine Hemmung gegen di 
gesteigerte Industrieausfuhr der Vereinigten Staaten 
den, denn deren Vorsprung in der ökonomischen Fe 
gung wird sich allmählich auch auf andere Länder ü 
tragen, und der Reichtum an Kohle, Erzen und © 
allein kann die Lebenshaltung des amerikanischen Si 
auf die Dauer nicht in der heutigen Höhe stützen, v 
nicht die große Gruppe der Landwirtschaft ähnlich h 
gehoben wird; das könnte aber letzten Endes über 
Weg des Schutzzolles nur durch eine künstliche 
schränkung der Ackerflächen und der landwirtschaftlic 
Erzeugung auf das Maß des eigenen Verbrauches 
schehen. 
Völlige Abschließung der Vereinigten Staaten als Sı 
versorger-Land durch einen hohen Schutzzoll ist be 
ebenfalls durch die Folgen des Krieges erschwert: D 
früher an Europa stark verschuldeten Vereinigten St 
sind heute Gläubiger Europas in einem Ausmaße gew 
den, daß sie einen Anspruch auf jährlich rd. 4 Milliarde 
Zinseneinfuhr haben. Diese Zahlung kann aber wo 
Europa letzten Endes nur durch Arbeitsleistung, d.# 
durch Warenlieferung erzielt werden; auf irgendei 
gemeinsamen Absatzgebiet, sei es in den Vere 
Staaten oder außerhalb, muß sich daher der Einfluß dë 
verarmten europäischen Arbeiters auf die Lebenshall 
des Amerikaners geltend machen. 
Wie stehen nun dem gegenüber die Aus 
sichten der deutschen Landwirtschaft? 
Es darf angenommen werden, daß die überaus sch 
rige finanzielle Lage, hervorgerufen durch die Inflati 
entwertung des Betriebskapitals, die übermäßige Besi 
rung zum Zwecke der Stabilisierung unserer Währung mi 
den hohen Zinsfuß: von etwa 18 vH für landwirtscha 
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liches Leihkapital im Jahre 1924 in absehbarer Zeit durch 
die Bildung der neuen Agrarkreditbank dann behoben 
wird, wenn die vor einem Jahre katastrophalen Preise 
für Getreide sich ungefähr auf der heutigen Höhe von 
200 bis 250 M jet halten. Die Inflation bedeutet nach 
Abzug der Aufwertung eine Entlastung der deutschen 
Landwirtschaft um etwa 15 Milliarden M. Gelingt es, zu 
etwa 8 vH neue langfristige Kredite durch die in Bildung 
griffene Agrarkreditbank vor allem aus dem Ausland 
‚herein zu bringen, so dürfte unsere Landwirtschaft in 

Lage sein, für etwa 7 bis 9 Milliarden M neue Schul- 
den aufzunehmen, wenn dafür gesorgt wird, daß 
liese neue Verschuldung ausschließlich und 
zwangsweise zur Produktionssteigerung ver- 
_ wendet wird, Dieser springende Punkt ist leider 
neben anderen recht guten Grundsätzen in dem in. Vor- 
 bereitung befindlichen Gesetz bisher übersehen worden, 
sich aber vielleicht noch nachholen. Jedenfalls 
$ das durch die neue Bank zur Verfügung stehende Geld 
kn (pp sein, und es ist nicht zulässig, daß von diesem immer- 
hin mageren Braten erhebliche Stücke für unproduktive 
Zwecke, wie Erbteilung, schlechte Wirtschaft und über- 
riebenen Lebensaufwand festgelegt werden. Nachteilig 
die Entwicklung des deutschen landwirtschaftlichen 
Fortschrittes ist der Umstand, daß die Sorge’ hierfür Sache 
Einzelstaaten ist, die sie recht ungleich erledigen; 
allem aber wird hierdurch eine engere Zusammen- 
it der verschiedenen dem Fortschritt dienenden Ein- 
tungen erschwert, und es fehlt an der einheitlichen 
blemstellung. 


Der außerordentliche Anstoß, den gerade die deutsche 
Landwirtschaft aus den Forschungen Liebigs erhielt, hat 
stark einseitig bis zur Gegenwart ausgebildet. Gegen- 
der Chemie ist die Biologie, obwohl die eigentliche 
undlage der Landwirtschaft, stark zurückgetreten. So 
ckständig die große Masse unserer landwirtschaftlichen 
jebe, vor allem der bäuerlichen, in der Anwendung des 
tdüngers ist, so haben doch die darin fortgeschrit- 
Betriebe deshalb eine gewisse wirtschaftliche Ent- 
ung erlebt, weil sie den engen Zusammenhang 
Wachstumstaktoren übersehen und die Bedingungen 
hohen Wirkungsgrades für die chemischen Aufwen- 
en bisher nicht erforscht haben. Stalldünger ist in 
'ereinigten Staaten eine Last, die fortgeschafft wer- 
muß, bei uns aber wichtigste Ergänzung des durch- 
ittlich ohnehin geringen Kohlenstofigehaltes der Acker- 
, die viel sorgfältigerer Pflege als bisher bedarf. 
doch allein auf den deutschen Dungstätten jährlich 
ndestens für 300 Mill. M recht wohl ausnützbare Werte 
. Vom Ende des 18. Jahrhunderts bis zur Zeit 
war eine wesentliche neue Maßregel das’ Kalken 
orm von Mergel, das einseitig bis zum »Ausmergeln« 
esetzt wurde. Unsere heutigen Kunstdünger-Indu- 
in Stickstoff, Kali und Phosphorsäure haben zur 
lässigung des so wichtigen Kalkes und zur ein- 
Chemie dieser drei Gruppen geführt. 


ie oben erwähnt, baut die deutsche Landwirtschaft 
jegensatz zur amerikanischen nicht in erster Linie die 
räte ihrer Ackerkrume ab, sondern benutzt diese zu 
- erheblichen Teile als Werkstatt zur Umsetzung 
Nährwerten; um diese Industrie aber dauernd mit 
- Wirkungsgrad zu betreiben, bedarf es der Er- 
is und der scharfen Beobachtung der sich gegen- 
beeinflussenden zahlreichen Wachstumsfaktoren, die 
enger und mannigfacher ineinander verzahnt sind, 
etwa die Wirtschaftsfaktoren einer Industrie. 


Liebig stellte das Gesetz vom Minimum auf, nach dem 
der im Verhältnis zum Bedarf der Pflanze am tiefsten 
stehende Vorrat eines bestimmten Wachstumsfaktors un- 
abhängig vom Reichtum an den übrigen Faktoren die 
Höhe der Ernte bestimmt. Heute ist für fast alle deutschen 
landwirtschaftlichen Betriebe der Faktor Arbeit im Mini- 
mum. Die verfügbare Menge menschlicher Arbeitskraft 
ist durch verschiedene schwer zu ändernde Umstände be- 
grenzt; die tierische Arbeitskraft kann nicht nennens- 
wert vergrößert werden, weil es hierfür - durchaus 
an den nötigen Futterflächen fehlt; verbrauchen doch 
unsere Zugtiere in der Landwirtschaft bereits einen 
größeren Teil der erzeugten Nahrungskalorien als die 
Menschen. 


Zwar verträgt der vorhandene deutsche Bestand an 
landwirtschaftlichen Arbeitstieren noch eine erhebliche Stei- 
gerung der jährlichen Arbeitsstunden für die Mechanisie- 
rung durch neue, von Tieren gezogene Maschinen. In 
großem Umfang kann aber die Mechanisierung der deut- 
schen Landwirtschaft, d. h. die Steigerung des mechani- 
schen Arbeitsaufwandes je Flächeneinheit, nur durch die 
Motorisierung erreicht werden. Die Vereinigten 
Staaten haben in dieser Beziehung einen erheblichen 
Vorsprung vor allem durch die zielbewußte Arbeit Henry 
Fords, der mit seinem Fordson-Traktor gerade für den 
mittleren Farmerbetrieb eine sehr brauchbare und billige 
Maschine geschaffen hat. Der Reichtum an Pferden drüben 
läßt die Frage des mechanischen Schleppers dort ver- 
hältnismäßig weniger dringlich erscheinen als bei uns, 
denn wir können uns durch Vermehrung des 
Pferdebestandes bei der begrenzten Futter- 
fläche nicht weiter helfen. 

Wir haben in Deutschland etwa 5 Mill, landwirtschaft- 
liche Betriebe, von denen ein Fünftel 80 vH des deutschen 
landwirtschaftlichen Bodens bewirtschaftet. Gelingt es 
der deutschen Industrie eine dem Fordson-Traktor wirt- 
schaftlich auch nur angenähert gleichwertige Maschine 
zu schaffen, so bietet sich ihr ein Massenabsatz von 
außerordentlichem Umfang; mindestens 30000 mittlere 
Kraftgeräte können jährlich dann die deutschen mittleren 
bis großen Betriebe dauernd abnehmen und mindestens 
100000 Stück kleine Kraftgeräte jährlich die Betriebe 
unter 20 ha. Da für derartige Maschinen außer 
Deutschland große Teile des übrigen Europa in 
Frage kommen, das seinen Wiederaufbau nach dem 
Kriege zu einem erheblichen Teil landwirtschaftlich vor- 
nehmen muß, so kann sehr wohl die deutsche 
Maschinen-Industrie für Kraftgeräte und eine 
Reihe anderer damit zusammenhängender 
landwirtschaftlicher Maschinen einen euro- 
päischen Massenabsatz erreichen, der durch- 
aus in der Größenordnung der heutigen Trak- 
toren-Fabrik Fords liegt. 


Die amerikanische Landwirtschaft hat vorwiegend die 
Landmaschinen entwickelt, welche ‚die dortigen Haupt- 
schwierigkeiten: wenig Arbeiter, große Flächenausdehnung 
überbrücken; typisch dafür ist die amerikanische Ausbil- 
dung der Erntemaschine bis zum Selbstbinder und bis 
zur über das Feld fahrenden Mäh- und Dreschmaschine, 
die schließlich vom Felde nur noch die Getreidekörner 
abholt. Die typische deutsche Landmaschinen-Entwick- 
lung geht nach der chemischen Intensivierung seit Liebig 
neuerdings zur mechanischen Intensivierung über: Die 
Pferdehacke ist die hierfür fertig entwickelte, aber noch 
in mehreren Hunderttausend Stück fehlende Erntesteige- 
rungsmaschine auf gegebener Fläche; der Beginn der 
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Ackerberegnung läuft in der gleichen Richtung, und die 
Entwicklung der Bodenfräse mit ihrer gartenmäßigen Her- 
richtung der Krume ist zurzeit die Spitzenleistung nach 
dieser Arbeitsrichtung. x 
Die Linie der landwirtschaftlichen Intensivierung geht 
von der amerikanischen über die deutsche zur chine- 
sischen Kulturmethode. Diese 4000 Jahre alte Anhäufung 
von Gefühl und Erfahrung durch Generationen in China 
endigt bei sorgfältigster Abfallwirtschaft und Bodenpflege 
mit der übertriebenen körperlichen Arbeitsleistung der 
gesamten Bauernfamilie; die hervorstechende zivilisatori- 
sche Eigenschaft der weißen Rasse, die in der Beherr- 
schung der Naturkräfte durch die Technik besteht, gibt 
hier den Weg, um an Stelle der chinesischen Schweiß- 
tropfen die Maschine und die mechanische Kraft zu setzen. 
Denn das ist der große Unterschied: in der 
Stadt-Industrie fesseltdie Maschine den Men- 
schen, inderLand-Industriedes Bodens macht 
die Maschine den Menschen frei; ohne diese Frei- 
heit von übermäßiger körperlicher Belastung besteht aber 
keine Möglichkeit für den geistigen Fortschritt, der die 
Grundlage wirksamen Berufsfortschrittes, des Einflusses 
des Kopfes auf die Arbeit ist. Wir haben in ‚Deutschland, 
um reichliche Selbsternährung unseres Volkes aus dem 
Boden zu erlangen, die schwere Aufgabe zu erfüllen, 


1 Mill. deutscher Landwirte (nur ein Fünftel der Ge- 


samtzahl), vorwiegend bäuerlichen Charakters, beruflich 
voranzubringen; solange nun der Bauer Abend für Abend 
übermüdet nach Hause kommt, ist für den geistigen Fort- 
schritt wenig Raum; es ist aber einer der wahrsten Sätze 
auf unserem Gebiete, daß die Grenze der Intensi- 
vierung vor allem durch die geistig-beruf- 
liche Leistungsfähigkeit des Betriebsleiters 
bestimmt wird. 

Nach alledem besteht für die deutsche Landwirtschaft 
im Wettbewerb mit der der Vereinigten Staaten — und 
ähnlich der anderer überseeischer Gebiete — durchaus kein 
Grund zur Verzweiflung. Unsere Ernten sind je Flächen- 


einheit durchschnittlich heute schon fast doppelt so gro 
wie die drüben; dabei liegt der deutsche Durch 
schnitt erst auf der Hälfte der Ernten g 
geführter deutscher Betriebe, in erster Linie 
nicht wegen der Unterschiede des Bodens 
sondern wegen der Unterschiede in der Bes 
fähigung der Betriebsleiter. Eine Steigerung der 
deutschen Ernten, deren Jahreswert zurzeit bei etw 
16 Milliarden M liegt, um mindestens 3 Milliarden M 
nach dem Urteil aller maßgebenden Fachmänner techni 
durchaus möglich; die bestehenden Aufgaben sind ledi 
pädagogisch-organisatorischer und wirtschaftlicher Art ( 
pitalbeschaffung). Gelingt das, so können wir durch 
bisher nur von wenigen als möglich erkannte gewalti 
Steigerung der Kaufkraft der Landwirtschaft eine g 
legende Belebung des deutschen Arbeitsmarktes, ell 
wesentliche Verminderung der Goldausfuht und eine G 
sundung unserer zurzeit überaus ungünstigen Wirtsch 
bilanz erreichen. 


Die für die Vereinigten Staaten so schwierige 
näherung der Lebenshaltung zwischen Land und $ 
ist in Deutschland wesentlich einfacher, da unsere Sta 
bevölkerung noch nicht so weit wie die der Vereinj 
Staaten entfernt, im Gegenteil durch die Folgen 
Krieges und der Nachkriegszeit der Landbevölkerung 
der näher gerückt wurde. 


Beseitigen wir die Hemmungen, die unter andel 
auch in der mangelhaften Klarheit der Gesamtheit üb 
das Ziel bestehen, so können wir aus dem deutsche 
Ackerboden den tragfähigsten Fundamentstein für d 
gesunden Wiederaufbau unserer Gesamtwirtschaft forme 
denn wie Dr. Vögler vor zwei Jahren mit Recht b 
einer Veranstaltung der Arbeitsgemeinschaft Technik in de 
Landwirtschaft des Vereines Deutscher Ingenieure 
führte: »Letzten Endes werden alle Erzeugnisse der Ir 
dustrie aus den Erträgen des Bodens bezahlt!« 


[s12] 


Aufgaben und Aussichten des Ingenieurs. 
Von Dr.-Ing. Adrian, Berlin. 


Inhalt: Untersuchung, ob die heutige Zivilisation bei Abnahme der Hilfsquellen und Wachsen der Bevölkerungszahl 


aufrecht erhalten werden kann. 


Bei der Jahrhundertfeier des Franklin-Instituts im Sep- 
tember 1924 nahm Dexter Kimball, Professor an der Cor- 
nell-Universität, zu den Fragen des Fortschrittes und der 
Aussicht auf dem Gebiete des Ingenieurwesens Stel- 
lungt). Seine anregenden Ausführungen beziehen sich 
naturgemäß in erster Linie auf amerikanische Verhältnisse, 
doch berühren sie grundlegende Fragen der abendländi- 
schen Zivilisation und bieten daher auch für uns lebhaftes 
Interesse. 

Kimball sucht die Frage zu beantworten, ob eine Zivili- 
sation von der heutigen Höhe bei Abnahme der natür- 
lichen Hilfsquellen und ständig wachsender Bevölkerungs- 
zahl aufrecht erhalten werden kann. Die Frage ist für 
Nordamerika lange nicht so brennend wie für die west- 
europäischen Staaten, doch beschäftigt sie in Verbindung 
mit Malthusschen Gedanken weite Kreise der Amerikaner 
wegen der starken Vermehrung der schwarzen Rasse. 


1) Journal of The Franklin Institute 1925, S, 27. 


Die Bedeutung ingenieur-wissenschaftlicher Arbeit in dieser Frage. 


Für die Beantwortung der Frage betrachtet Kimball 
nächst die Entwicklung der Technik. 

Solange der Mensch auf die Benutzung von Werk 
zeugen angewiesen war, die tatsächlich von seiner Ham 
stammten, war der wirtschaftliche Fortschritt beg 
Die Verwendung von Maschinen erweiterte seine Mi 
und die neuzeitlichen kraftgetriebenen Werkzeuge h 
in der industriellen Fertigung die tatsächliche Handa 
in steigendem Maße zu geringerer Bedeutung hei 
drückt. Die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntn 
auf industrielle Probleme setzte sich immer mehr d 
das Betätigungsfeld des Ingenieurs weitete sich. Die 


Jahrhunderten begonnene Trennung von Landwirtse 
und Fabrikbetrieb ist vervollständigt, die Arbeitsteilum 
in der Werkstatt und im Verkehr ist in einem unerhë 
Maße durchgeführt. Als typisches Beispiel sei Ford 
nannt. Die Bestrebungen zur Verlegung der Industrie au 
Land, also zur Wiederverbindung landwirtschaftlicher um 
mechanischer Tätigkeit ändern daran nichts, denn ‘ 
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entspringen ingenieurmäßigem Denken. Ueber die eigent- 
liche Industrie hinaus ist das Ingenieurwesen die Grund- 
lage der heutigen Zivilisation und alle anderen Gebiete 
angewandter Wissenschaft beruhen mehr, als gewöhn- 
lich angenommen wird, auf Ingenieurwissenschaft. 

Das Gebiet der Industriewirtschaft ist im Begriff, 
schnell in die Hand des Ingenieurs zu gleiten; die Zeit 
wird bald kommen, wo nur der als Wirtschaftsführer Gel- 
tung erlangt, der ingenieurmäßig ausgebildet ist. Etwas 
langsamer, aber sicher gleitet der Handel unter den- 
selben Einiluß. Hier ist noch ein großes Feld der Empirie; 
aber schon gehen große Universitäten daran, kostspielige 
Abteilungen einzurichten, wo die Zusammenhänge der 
‚Fertigung und des Vertriebes wissenschaftlich behandelt 
werden. Ein großer Teil der Fragen kommunaler Verwal- 
fung sind heute industriellen Charakters und ingenieur- 
wissenschaftlicher Behandlung fähig. 

Bedeutet diese Erweiterung seines Betätigungsieldes 
ein Glück für den Ingenieur, so legt sie ihm aber auch 
die Pflicht auf, sich mehr als früher mit den Fragen der 
neuen Gebiete zu beschäftigen. Er muß den sozialen und 
politischen Forderungen des Tages eine lebhaftere Teil- 
nahme entgegenbringen und sich um den Fortgang der 
Werke kümmern, die aus seinen Händen hervorgingen. Der 
Ingenieur ist der erste gewesen, dem es gelang, die Grund- 
lagen der industriellen Betätigung wissenschaitlich klar 
zu stellen, er gehört offensichtlich zu den Menschen, an 
die die angewandte Wissenschaft die größten Forderungen 
‚stellen darf. 

Nun ist aber zuzugeben, daß selbst bei Kenntnis der 
reinen und angewandten Wissenschaft sich oft der Zweifel 
einstellt, ob wir die heutige Zivilisation fortsetzen können, 
wenn die natürlichen Hilfsquellen schwinden und die 
Volkszahl wächst. Die Furcht mag dem begründet schei- 
nen, der auf dem Gebiete der neuzeitlichen Ingenieur- 
wissenschaft nicht zu Hause ist. Der Fortschritt auf 
diesem Gebiete ist aber stetig, und wenn der Wissen- 
schaftler dem Ingenieur zwei wichtige weitere Entdeckun- 
gen übergeben kann, nämlich die unbegrenzte Entnahme 


von Energie aus dem Vorrat des Weltalls und ein Ver- 
fahren zur synthetischen Herstellung von Nahrungsmitteln, 
dann schwindet aller Zweifel, Solche Entwicklungen sind 
aber keine größeren Märchen als es Flugzeuge, Unter- 
wasserboote und Rundfunkverkehr vor wenigen Jahren 
noch waren. 

Der wichtigste Zweifel an der Beständigkeit der heus 
tigen Zivilisation ist der, daß wir im ganzen nicht besser 
gestellt sind als unsere Vorfahren, obwohl die gegen- 
wärtige industrielle Zeitspanne tatsächlich manche An- 
nehmlichkeit gebracht hat; die üblen Begleitumstände der 
Industrie gleichen die guten Seiten mehr als aus. 

Das sogenannte Gesetz der verschlechternden Rück- 
wirkung besagt, daß für die Allgemeinheit jeder wirt- 
schaftliche Gewinn von entsprechenden Verlusten begleitet 
ist, die ständig darauf hinzielen, den Gewinn aufzuwiegen. 
Die Anwendung des Gesetzes ist nicht auf die dingliche 
Seite der Zivilisation beschränkt, sondern gilt auch für 
die Menschen. Die unmittelbare und letzte Wirkung des 
Kraftwagens ist hierfür ein ausgezeichnetes Beispiel. Wir 
sind keineswegs sicher, ob seine allgemeine Verwendung 
sich als reiner Gewinn oder als reiner Verlust für die 
Menschheit aufweist. K 

Die Frage mag anmaßend erscheinen, ob dieses Gesetz 
den Untergang früherer Zivilisationen bedingt hat. Es 
mag auch sein, daß dies Gesetz der Keim der Zerstörung 
ist, den unsere Zivilisation im Busen trägt. Wer aber die 
Leistungen reiner und angewandter Wissenschaft kennt 
und an ihre Steigerung glaubt; der ist nicht überzeugt 
von der unbedingten Gültigkeit des Gesetzes; er ist um- 
soweniger überzeugt, wenn weiter wissenschaftliche Ver- 
fahren auf alle menschlichen Probleme, besonders 'auf 
soziale und politische, angewandt werden. Wir sind 
sicher noch ein weites Stück vom Untergang unserer Zivi- 
lisation entfernt, wenn wir in der Anwendung technisch- 
wissenschaftlichen Denkens Fortschritte machen, wenn 
der Ingenieur seine wohlerprobten wissenschaitlichen Ver- 
fahren auf alle Gebiete menschlicher Betätigung anwendet. 


[s183] 


SelbstKostenminderung. 


Nach einem Vortrag von John H. Van Deventer auf der V. Internationalen Konferenz der 
National Association of Cost Accountants?) 


Bearbeitet von Dipl.-Ing. H. E. Axelrad, Charlottenburg. 


Inhalt: 


Die amerikanische Betriebswirtschaft und Arbeitswissenschaft stützt sich vor allem auf das Selbstkostenwesen und 


ist ursprünglich aus ihm hervorgegangen. Van Deventer untersucht, welche Stellung die Kostenabteilung in einem 


Betrieb einnehmen muß, und welchen Einfluß sie auf die Selbstkostenminderung hat. 


Er berichtet über eine 


Rundfrage an 1100 amerikanische Industriebetriebe und kommt zu dem Ergebnis, daß das Kostenbüro die wich- 
tigste Stelle bei der verantwortlichen Ueberwachung eines Geschäftsbetriebes sein muß, 


Auf der fünften internationalen Konferenz der »National 
Association of Cost Accountants« hielt John H. van 
Deventer, der Herausgeber der ältesten und bedeutend- 
sten amerikanischen Organisations-Zeitschrift »Industrjal 
 Management«, einen Vortrag über Selbstkostenminderung, 
der auch für deutsche Verhältnisse von Bedeutung ist. 

Selbstkostenminderung hat für jeden in in- 
dustriellen Betrieben und im Handel Beteiligten Interesse, 
wenn dieses auch je nach der Stellung und Verantwor- 
lung, die der Betreffende einnimmt, ganz verschieden- 
artig ist. Der Durchschnittsarbeiter, Meister, Werkleiter 


3) Industrial Management 1924, S. 193. 


und Direktor eines Unternehmens verbinden mit diesem 
Wort jeder eine andere Vorstellung. Aber alle diese 
Vorstellungen bilden einen Teil der Frage, wie vorge- 
gangen werden muß, um eine Minderung der Selbst- 
kosten herbeizuführen. 

Alle verantwortlichen Leiter aus Industrie und Handel 
müssen heute bedacht sein, für ihre Unternehmungen 
weitgehende Vorschläge für eine Selbstkostenminde- 
rung zu machen oder zu zeigen, wie bestehende Be- 
triebsorganisationen geändert werden müssen, um eine 
wirksame Herabsetzung der Selbstkosten zu erzielen. Ein 
wichtiger Schritt ist schon getan, wenn festgestellt wird, 
wozu die Selbstkostenabteilung eines Betriebes da ist, 
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und welche Stellung sie in der gesamten Gesellschafts- 
organisation einnehmen muß. Dabei genügt es nicht, 
wenn der Leiter der Kostenabteilung diese Kenntnis allein 
besitzt. Eine enge Zusammenarbeit zwischen allen Ab- 
teilungen einer Gesellschaft und deren Kostenbüro ist 
eine selbstverständliche Voraussetzung, wobei sich die 
Notwendigkeit ergibt, vorher das Arbeitsprogramm der 


\Kostenabteilung auf das genaueste festzulegen. Van De- 


venter hält es für den besten Weg, in bereits erfolg- 
reichen Betrieben Erfahrungen zu sammeln. 

Zu diesem Zwecke sandte er an 1100 amerikanische 
Industriebetriebe eine Rundfrage, die aber nur von 160 
Werken mit zusammen mehr als 500000 Arbeitern be- 
antwortet wurde. Das ausgesandte Rundschreiben ent- 
hielt 25 Fragen über Gesamtzahl der Angestellten, Zahl 
der Angestellten in der Kostenabteilung, Erzeugnisse, 
über die Gliederung der Kostenabteilung und ihrer Stel- 
lung innerhalb des Betriebes, über Zeitstudien, über die 
Verschiedenartigkeit der Kalkulationen, Kostenbuchungen, 
Materialeinkauf usw. Es gingen 160 genaue Anworten 
auf die Fragen ein, und aus der Art der Beantwortung 
kann man die Bedeutung, die man der Selbstkosten- 
minderung in der amerikanischen Industrie beimißt, er- 
sehen, Innerhalb der 160 Betriebe nimmt die Selbstkosten- 
abteilung eine durchwegs verschiedene Stellung ein, und 
auch die Gliederung ist dabei nicht gleichartig. In 70 
‚Fällen überwacht z., B. die Kostenabteilung auch die 
Zeitstudien des Betriebes. In einigen dieser Fälle ist sie 
auch mit der Zusammenstellung der Lohnlisten betraut. 
In den meisten Fällen jedoch ist die Kostenabteilung 
an der Festsetzung der Löhne beteiligt. In 64 Unter- 
nehmungen hat die Kostenabteilung die Verantwortung 
für die Materialien der Teil- und Fertiglager. In 2 Be- 
trieben sind Produktion und Kostenermittlung mitein- 
ander verbunden, und’nach einer ganzen Reihe von An- 
gaben beschäftigt sich die Kostenabteilung auch mit 
dem Einkauf. 

Was die Stellung der Kostenabteilung anbelangt, so 
ist sie in 142 Fällen dem Verwaltungsbüro der Gesell- 
schaft unterstellt. Die besten Betriebe weisen der Kosten- 
abteilung eine beratende Stelle zu, und sie untersteht dem 
Generaldirektor, Schatzmeister oder Vizepräsidenten des 
Unternehmens. 

Die Zahl der in der Kostenabteilung beschäftigten 
Personen ist durchaus verschieden. Wir finden Betriebe, 
in denen ein Angestellter der Kostenabteilung auf, 40 
bis 80, in manchen sogar auf 80 bis 120 Angestellte des 
Gesamtbetriebes kommt. In 19 Fällen kommt sogar ein 
Beamter des Kostenbüros auf 160 Angestellte der Firma. 

Die neuzeitliche Kostenabteilung eines Unternehmens 
ist eine Einrichtung, die sich mit allen Vorgängen des 
Betriebes beschäftigen muß. Sie stellt keine historische 
Abteilung vor, sondern ist ein für die Gesamterzeugung 
wichtiges Werkzeug. Es handelt sich hierbei nicht nur 
um die Feststellung der tatsächlich aufgewandten Kosten, 
sondern auch um das Herausfinden von neuen Arbeits- 
methoden, die sich auf alle Glieder der Erzeugung er- 
strecken, und die einen Einfluß auf die Gesamtkosten 
des Erzeugnisses haben. 

Aus den eingegangenen Berichten seien nachfolgend 
einige kennzeichnende Stellen wiedergegeben, die die Auf- 
fassung der Leiter einiger großer Unternehmen wieder- 
spiegeln: i ! 

Wir sehen in unserer Kostenabteilung die Hoffnung 
und Erwartung voraus und arbeiten in allen Abteilungen 


und Betrieben nach Finanzplänen. 
Es ist gar nicht notwendig, eine besonders maßgebende 


und verantwortliche Persönlichkeit mit der Kostenabtej. 

lung zu betrauen, um dadurch ihr einen lebensfähigen 

Faktor in bezug auf die Kostenverminderung und eine 

wirksame Hilfe bei der Betriebsüberwachung zu schaffen, 

Dennoch gibt es keine andere Abteilung, die einem mit 

erfinderischem Geist, kritischem Urteil und praktischem 

Wissen begabten Manne eins ähnliche Gelegenheit bietet, 

eine Macht innerhalb des Betriebes zu werden. 

Eine andere Gesellschaft schreibt: 

Unsere Kostenabteilung arbeitet mit den obersten Ge- 
schäftstellen, sowie mit den Verkaufs- und Abteilungs- 
leitern auf das engste zusammen. Jeder Erhöhung in 
den Ausgaben wird hier nachgegangen. Das Urteil der 
Kostenabteilung ist entscheidend bei unserer ganzen Ge- 
schäftspolitik. 

Ein Betrieb mit einer Angestelltenzahl von 6000 Mann 
berichtet: 

Die regelmäßige Täligkeit unserer Kostenabteilung 
erstreckt sich auf das Gesamtgebiet der Materialbeschaf- 
fung, der Arbeitsleistung und aller übrigen Ausgaben. Sie 
hat eine wirksame Kontrolle über den ganzen Geschäfts- 
betrieb. Sowohl das Ingenieur- als auch das Konstruk- 
tionsbüro, die Ausnutzung und Beaufsichligung der Arbeits- 
kräfte, das alles gehört zu den Aufgaben des Kostenbüros, 
Es handelt sich dabei nicht nur um einfaches Nach- 

rechnen, sondern um kritisches Analysieren, Untersuchen 
und Durchdringen des Ganzen mit neuen Gedanken. Das 
gegenwärtige oder zukünftige Kalkulationsbüro muß einen 
tätigen Anteil an der Kostenverringerung haben, und von 
den 160 Betrieben, die den Fragebogen beantworteten, hat 
eine große Anzahl eine kritische Kostenzerlegung be- 
nutzt, um für den Gesamtbetrieb das Arbeitsprogramm 
aufzustellen. 

Soviel ist aus den eingegangenen Fragebogen ersicht- 
lich, daß ohne Aufstellung eines bestimmten Programms 
mit erforderlichen Erweiterungen und Zusätzen sich eine 
nachhaltige Kostenverringerung nicht erzielen läßt. 

Van Deventer schlug vor ungefähr 3 Jahren die Bil- 
dung von ‚Kommissionen vor, deren Aufgabe es sein 
sollte, allgemeine Richtlinien für die Vermeidung von 
Verschwendung und übermäßigen Kosten in den Betrie- 
ben aufzustellen. Er gibt einen Umriß eines Kostenüber 
wachungsplanes, der zeigt, welchen lebenswichtigen Anteil 
die Zerlegung der Kosten bei der Aufstellung eines Kosten- 
verringerungsprogramms hat. 

Dabei nimmt vorerst eine Preiskommission eine ana- 
Iytische Prüfung insbesondere derjenigen Posten vor, die 
verhältnismäßig große Beträge darstellen, da sie von der 
richtigen Voraussetzung ausgeht, daß sich durch Wirk 
schaftlichkeit schneller eine Ersparnis bei großen Summen 
erzielen läßt. Der leitende Gedanke während dieser Pri- 
fung ist, daß eine mögliche Ersparnis von 10vH ba 
einem Ausgabebetrag von beispielsweise 100000 $ mehr 
Erfolg verspricht als bei einem Betrag von 100008 
In der gleichen Zeit ermittelt eine beigeordnete Kom- 
mission die kleinen Beträge, die in einer zweiten Liste. 
aufgestellt werden. Aufgabe der Kommission und der 
Unterkommission ist es dann, Mittel und Wege zu fin- 
den, um festzustellen, ob eine Möglichkeit besteht, eine 
Verminderung der Ausgaben herbeizuführen. Dies kan 
nur dann geschehen, wenn man Arbeit, Material, ber- 
haupt alles das, was zur Herstellung eines Arbeitsstücke 
gebraucht wird, einer genauen Prüfung unterzieht 

So wurde z.B. bei dem Programm einer Gesellschaft 
zur Verringerung ihrer Kosten festgestellt, daB ein 
Erzeugnis derart hohe Gestehungskosten hatte, daß bei 
dem dadurch bedingten hohen Verkaufspreis ein Absa 
nicht zu erwarten war. Die Nachprüfung durch di 
Selbstkosten- und Verkaufsbüro ergab, daß der Absati 
verdoppelt werden könnte, wenn die Möglichkeit bestünde 
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g lie Gestehungskosten um einen kleinen Betrag herabzu- 
setzen. Zum Erfolg einer solchen Maßnahme gehört 
aber ein enges Zusammenarbeiten aller beteiligten Ab- 

= fcilungen des Betriebes; in erster Linie der Werkstatt 
mit dem Konstruktionsbüro. Die Fabrikationsabteilung 
überprüfte nochmals den Herstellungsvorgang und fand, 
daß bei Anschaffung eines Automaten 60vH seings An- 
schaffungspreises bereits im ersten Jahre wieder heraus- 

geholt werden kann, Es ergab sich dadurch die Möglich- 
keit, die maschinelle Bearbeitung zweier Hauptteile vor- 
zunehmen, wodurch eine beträchtliche Herabsetzung der 
Arbeitskosten eintrat. Die Arbeiter wurden aufgefordert, 
Vorschläge zu machen, wie man möglicherweise ihre 
Arbeit vereinfachen könnte. So wurde gefunden, daß bei 
der Benutzung von Spritzguß an Stelle von maschinell 
bearbeiteten Teilen fünf Arbeitsoperationen ausgeschaltet 
und ein kostspieliges Gußstück durch ein aus Stahl ge- 
stanztes vorteilhaft ersetzt werden konnte. Durch die Be- 
schäftigung vieler Köpfe mit einem einzigen Ziel ist die ge- 
"wünschte Ersparnis und Kostenminderung erreicht worden. 
Aus diesem Beispiel ist zu ersehen, wie schon allein 
der Wille zur Kostenverminderung maßgebend ist und 

Methoden ersinnen läßt, um diese Minderungen durch- 

zuführen. In der Weckung des Interesses der Arbeiter 
für derartige Fragen liegt ein nicht zu unterschätzender 
Vorteil. Nur muß dies mit zielbewußtem Verständnis ge- 
schehen, und es muß auch dafür gesorgt werden, daß 

‚jede Anregung aus dem Kreise der Arbeiter zur Kenntnis 

des Kostenbüros gelangt. Dabei kommt auch dem Meister 

eine besondere Rolle zu. Er steht mit den Arbeitern, 

Betriebsbeamten und mit den aus der Erzeugung sich 

ergebenden Arbeitsoperationen in engster Beziehung. Die 

Aufmerksamkeit, mit der er den Betrieb in seiner Abtei- 

lung überwacht, bestimmt den Nutzen, den die dort ge- 
leisteten Arbeiten als Ganzes abwerfen. Nahezu jeder 
etriebsleiter wird den Standpunkt vertreten, daß er seine 

Meister für den Betrieb in den ihnen unterstellten Ab- 

teilungen verantwortlich macht, und trotz dieser Auf- 

fassung wird der Meister in vielen Fällen ohne jede 


Kenntnis über die statistisch festgestellten Kosten und 
über die Arbeitsermittlungen gehalten. 

Die amerikanische Arbeitsmethode räumt mit diesem 
Zustand auf. Sie hält es für notwendig, den Meister 
immer auf dem Laufenden über die Art der Kosten- 
zusammensetzung zu halten, damit er bei der Ueber- 
wachung der Arbeit stets sein Auge auf eine mögliche 
Herabsetzung gewisser Arbeitsvorgänge, ohne Schädigung 
des Endproduktes, richtet. Dies geschieht durch beson- 
dere Berichte über Arbeitsmaterial und Unkostenbeträge. 


Von den oben erwähnten 160 Betrieben unterrichten 
74 ihre Werkmeister durch regelmäßige Berichte, ent- 
weder täglich, wöchentlich oder monatlich, 7 von den 
160 Betrieben beschränken sich nur darauf, besonders 
hohe Kosten zur Kenntnis der Meister zu bringen. 


Zum Schluß gibt van Deventer seine Eindrücke wie- 
der, die er bei dem Studium der eingegangenen Frage- 
bogen erhalten hat, und faßt sie in einer Mitteilung‘ 
eines Betriebsleiters zusammen, der den Sinn der Kosten- 
ersparnis richtig erfaßt hat. Dieser äußerte sich folgender- 
maßen über sein Kalkulationsbüro: 


Ich betrachte das Kalkulalionsbüro als eine lebens- 
wichlige Hilfe bei der verantwortlichen Ueberwachung 
des Geschäftsbetriebes. Es ist keine historische Abteilung, 
es ist auch keine einfache Kostenaufzeichnungs-Abtei- 
lung. Es muß den Schlußstein in der Betriebsorganisation 
bilden und dieselbe Bedeutung wie der Begriff »Kosten- 
minderung« selbst haben. Zu diesem Zweck darf es 
seinen Blick nur insoweit rückwärts richten, als dadurch 
alle im Betriebe Beteiligten veranlaßt werden, vorwärts 
zu blicken. Es muß für die Organisation sowohl Kan- 
dare als Sporn sein, Durch seine nie fehlende Gewandt- 
heit muß jegliches Ansteigen von Kosten vermieden wer- 
den, aber seine Gewandtheit muß noch von der schöpfe- 
rischen Forschungsarbeit übertroffen werden, wodurch 
der Betrieb in die Lage kommt, ständig neue und bessere 
Leistungsnormen aufzustellen. 


Es ist nicht möglich, im Rahmen dieser kurzen Be- 
arbeitung eingehender über die von Deventer gemachten 
Mitteilungen zu berichten; wegen der Einzelheiten muß 
auf die Quelle verwiesen werden. [s140] 


Wirtschaftsfragen der Fließarbeit. 


Von Dr.-Ing. K. H. Schmidt, Darmstadt. 
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und Verkauf. — Zulieferung und Einkauf. — Stoßweiser Bedarf. — Kapitalumlauf, 


Die betriebswissenschaftlichen Fragen und Grund- 
lagen der Fließarbeit sind bekannt, ihre Lösung wird 
in Deutschland nicht schwieriger sein als in den Ver- 

ligten Staaten. 

Die wirtschaftlichen Vorbedingungen verlangen ein 
eingehendes Studium, ihr Kernpunkt liegt in der Her- 

ellungsmenge und dem Absatz. Fließarbeit ist das 
K ennzeichen der Bedarfsindustrie, wobei es sich sowohl 

‚die Herstellung von »Verbrauchsgütern« wie von 

oduktionsgüterne handeln kannt). Größere Mengen 
können, abgesehen von der Preisfrage, dadurch erreicht 

en daß der Bedarf möglichst gleichartig gerichtet 
also durch Normalisierung. 


1. Normalisierung und Herstellungsmenge, 
Die Herstellung von Verbrauchsgütern ist weitgehend 
hängig von dem persönlichen Geschmack und den 


1} Vergl. Költgen, Das wirtschaftliche Amerika. Berlin 
g „ val-Verlag G.m.b. H, S. 4. 


geographischen, kulturellen und zivilisatorischen Verhält- 
nissen des Verbrauchers. Ihre räumliche Ausdehnung ist 
durch den Menschen bestimmt, was für spätere Bestim- 
mungen von Bedeutung ist (Auto, Motorrad, Wasch- 
schüssel, Bett, Flasche, Möbel, Schreibmaschinen). Ver- 
brauchsgüter sind der Herstellungsmenge nach außeror- 
dentlich gut für die Anwendung der Fließarbeit geeignet. 
Es handelt sich nur darum festzustellen, welche von 
ihnen normungsfähig sind, und welche nicht. 


Die Grenze zwischen Verbrauchs- und Produktions- 
gütern ist mitunter schwer festzustellen. Als normungs- 
fähige Verbrauchsgüter seien genannt: 


Telefonhörer, Kragenknöpfe, Haushaltungsmaschinen, 
Wagen, Schlüssel und Schlösser in gewissen Grenzen, 
Bleistifte, Schreibmaschinen, Briketts, zum Teil auch 
Strümpfe, Schuhe, Glühbirnen. 


Unter Zwang kann die Normung von Verbrauchs- 
gütern außerordentlich weitgehend sein (Militär), für die 
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Kriegsindustrie ist daher die Fließarbeit von großer Be- 
deutung, allerdings nicht in Deutschland. 
Produktionsgüter sind in vielen Fällen besser für die 
Fließarbeit geeignet, da ihre Normalisierung nicht auf so 
erhebliche Schwierigkeiten stößt, Allerdings ist hier nur 
noch bedingt das gültig, was oben über die räumliche 
Ausdehnung gesagt wurde, da vielfach die durch 
den Produktionszweck gestellten Bedingungen (Her- 
stellungsgeschwindigkeit, auftretende Kräfte) besondere 
Formen bedingen. Die Normungsarbeiten haben in der 
Praxis daher auch in erster Linie bei den Produktions- 
gütern im Sinne der Anwendung genormter oder getypter 
tionsgüter sind in großer Zahl vorhanden. Daß immer noch 


"Aenderungen in der Ausführung, mitunter sogar sehr 


einschneidende, durch Weiterbildung der Herstellungs- 
verfahren eintreten, die dies oder jenes Erzeugnis in 
seiner Herstellungsmenge stark einschränken oder über- 
flüssig machen, liegt in der Natur der Entwicklung be- 
gründet; das Bessere ist eben des Guten Feind. 

Bei der Bearbeitung des Käufers von Verbrauchs- 
gütern im Sinne der Anwendung genormter bzw. getypter 
Erzeugnisse spielt die Werbung eine bedeutsame Rolle. 
Psychologische Fragen treten hier in den Vordergrund. 
Gegen die Mode ist schwer anzukommen, in vielen 
Dingen ist sie sogar nützlich, da durch Aenderungen in 
der Geschmacksrichtung der Bedarf lebhaft gehalten wird 
und so wesentliche Industrien bei guter und stetiger 
Beschäftigung erhalten werden. Trotzdem sollte man 
durch die Werbung (Kataloge, Prospekte usw.) den Kun- 
den nicht geradezu zwingen, Sonderwünsche zu äußern 
und darüber nachzudenken, was ihm paßt. Also nicht: 
»Was wünschen Sie? Wir werden es herstellen!«, son- 
dern: »Das, was wir herstellen, ist das, was Sie wollen 
und brauchen!« Selbstverständlich wird man, natürlich 
gegen entsprechende Preise, auch Sonderwünsche des 
Kunden berücksichtigen. Bei der fabrikationstechnisch 
starren Fließarbeit wird die Abtrennung dieser Herstellung 
in eine Abteilung für Sonderwünsche notwendig. Könnte 
nicht bei entsprechender Produktionsverteilung diese Ar- 
beit besonderen Werken übertragen werden? 


2. Produktionsverteilung. 

Der durch eine Untersuchung in der oben angedeu- 
teten Richtung festgestellte Bedarf verteilt sich auf die 
Anzahl der mit der Herstellung beschäftigten Unterneh- 
mungen. Falls mehrere Erzeugnisse gleicher Art und Güte 
den Anforderungen des Geschmackes oder dem Zweck 
gleich gut entsprechen, entscheidet der Preis. Der Unter- 
nehmer mit dem niedrigsten Preis wird die größte Menge 
des Bedarfes an sich ziehen. Zur Erreichung eines niedrigen 
Preises kann folgerichtige Anwendung des Flußgedankens 
wesentlich beitragen. Die Notwendigkeit der Produk- 
tionsverteilung in diesem Zusammenhange bedarf keiner 
wesentlichen Betonung. Wirtschaftlicher Zwang wird hier 
das Seinige tun. Es ist bekannt, wie weitgehend in den 
Vereinigten Staaten die Herstellung selbst vielteiliger 
Gegenstände fließend erfolgt, die mitunter in der End- 
ausführung erhebliche Mannigfaltigkeiten aufweisen. Nur 
bei weitgehender Verteilung der Produktion ist das mög- 
lich. Für die Einrichtung der Fließarbeit oder die Ein- 
richtung neuer Unternehmungen unter Benutzung der 
Fließarbeit wird dieser Gesichtspunkt ebenfalls wichtig 
sein. Nimmt man die Herstellung eines an sich bekannten 
Erzeugnisses in einer neuen verbesserten Form auf, so 
ist Bedingung, daß Bedarf, Konstruktion, Herstellungs- 
verfahren und Preis festliegen. Man kann dann mit der 
Fließarbeit sofort beginnen. Fehlt das Kapital, so stellt 


man selbst nur einen Teil des Gesamterzeugnisses fließ 
her, übernimmt z. B. nur den Zusammenbau, 

Mit wachsender Kapitalbildung durch Uebersc| 
zieht man eine Fabrikation nach der anderen hinzu, Mi 
unter ist es überhaupt mit Rücksicht auf Transporty, 
hältnisse usw. wirtschaftlicher, wenn man sich nur 
der Erledigung einer Stufe befaßt. Die bisherige 
wicklung von Unternehmungen wird also in diesem F 
ein anderes Gesicht gewinnen, ıman fängt nicht mit kleine 
Mengen an, die man vollständig selbst fertigt, sonder 
versucht, sofort mit Massen zu beginnen. Beispiele {i 
die Einrichtung derartiger Fabriken finden wir auch heut 
bereits in Deutschland. 

Der Entwicklungsstandpunkt wird sich natürlich | 
der Aufnahme der Herstellung völlig neuartiger D gt 
kaum umgehen lassen, besonders wenn aus Konkurrens 
gründen das Auftreten mit dem neuen Erzeugnis gebots 
erscheint, bevor es »fließreif« gemacht werden kan 
Vielfach stößt auch hier die Vorausbestimmung des B 
darfes auf Schwierigkeiten. Ob ein Erzeugnis fließreif 
oder nicht, liegt also nicht nur auf dem fabrikatorisch 
Gebiet, sondern mindestens ebenso stark auf dem kauf 
männischen. 
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3. Fabrikeinrichtung und Verkauf. 


Die Vorbereitungen einer Fabrikation unter dem 
sichtspunkt der Anwendung des Flußgedankens sind nat 
gemäß viel umfangreicher als bisher. Zunächst wird ma 
unter Berücksichtigung aller wesentlichen Punkte eim 
Aufstellung der gesamten Fabrikation in allen Einzelhell 
machen, daraus den Kapitalbedarf für Einrichtung k 
Material und schließlich weiterhin den Preis des 
erzeugnisses feststellen. Fließende Fabrikation ist 
in gewissen Grenzen regelbar, und zwar um so feine: 
größer die angenommene Grundmenge ist, da dann 
fach aus räumlichen und herstellungstechnischen Gi 
den Parallelschaltung von Arbeitsgängen erfolgen mi 
Diese Aufstellung sollte man für verschiedene Herstel 
mengen machen, die sich etwa um 40 bis 50 vH 
zunächst theoretisch bestimmten Bedarfes bewegen. 
hieraus entstehende Preiskurve läßt sich graphisch di 
stellen 2). 

Nachdem so Art des Erzeugnisses und Preis so 
die fabrikationstechnischen Bedingungen festliegen, 
delt es sich darum, den Bedarf praktisch zu erfi 
Ebenso wie die Fließfabrikation in gewissen G 
starr sein muß, muß auch im Verkauf die Sicherheit 
damit nicht das zwischen diesen beiden Stellen in 
zeugnissen festzulegende Kapital das Unternehmen 
stickt. Je größere Mengen eines Erzeugnisses herges 
werden, um so weitere Verbreitung besitzt es, und W 
so mehr wird man sich zu seiner Verteilung eines N 
von Filialen, Vertretern, Verkäufern oder des Zwise 
handels bedienen müssen. Diese Stellen müssen 
ständig durchdrungen sein von den Forderungen, wi 
die Fabrikation an sie stellt. Zweifellos wird auch 
Art ihrer (Anstellung diese Anforderungen entsprechend’ W 
tonen. 

Die Verkaufstellen sind die Fühlhörner der Fadi 
kation für den Bedarf. Sie schätzen ihn ab und 
den zunächst für eine bestimmte Zeit zur Abm 
einer bestimmten Menge verpflichtet, die sie in 
Höhe selbst angeben, und für deren Innehaltung 
antwortlich sind. Auf Grund der so gesammelten B 


2) Vergl. Dransfeld, Aus der Dynamik des 
Technik und Wirtschaft 1925, S. 9. 
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meldungen wird die Herstellungsmenge bestimmt, und 
inmehr ist auf Grund der Preiskurve eine endgültige 
Festlegung möglich. Der Verkäufer oder Vertreter wird 
durch entsprechende finanzielle Vereinbarungen an der 
Innehaltung oder Ueberschreitung des gemeldeten Be- 
 darfes interessiert, anderseits wird aber auch seine Po- 

n davon abhängig gemacht, daß unter allen Umständen 

er Bedarf abgesetzt wird. Höhere Gewalten, wie plötz- 

auftretende wirtschaftliche Depression usw. sind nicht 
hätzbar. 

Nach bestimmten Perioden, etwa jährlich, erfolgt neue 
 Bedarfsmeldung und entsprechende Neufestsetzung von 
Produktion und Preis. Auch hierbei können dann durch 
s ührung neuer Arbeitsverfahren Aenderungen im Preis 

irch Erhöhung der Fabrikationsgeschwindigkeit oder Ein- 
rung von Arbeitszeit eintreten. Beide Fragen, die Ter- 
infrage wie die Verkaufsfrage, sind nicht exakt lösbar. 
ben technischen und sachlichen Störungen hängen sie, 
onders die letztere, von persönlichen Faktoren ab. 
4 durch geeignete Verfahren Stetigkeit und Sicherheit 
zu erreichen, dürfte eine Hauptaufgabe der Fabrikkaui- 
jeute und Wirtschaftler sein, wobei die Verkaufspsycho- 
und die richtige Werbung eine wesentliche Rolle 
spielen. Aus einer derartigen Handhabung des Verkaufes 
ergibt sich von ganz allein ein stufenweises Aendern des 
ee über dessen Bedeutung erst kürzlich durch Peiser?) 
das Wichtigste gesagt worden jst. 
© Gleitende Aenderung der Preise kann einmal wegen 
der Starrheit des Fließverfahrens nicht eintreten, ander- 
eits ist es fraglich, ob sie überhaupt verkaufstechnisch 
von Vorteil sein könnte. Die naturgemäß gleitend auf- 
tretenden Aenderungen der Spanne zwischen Herstel- 
und Verkaufspreis durch Schwankungen in den 
aterialpreisen müssen im Unternehmen selbst aus- 
chen werden. Einheitlichkeit der Preise des gleichen 
gnisses innerhalb des gesamten Wirtschaftsgebietes 
von Bedeutung. Eine entsprechende Beeinflussung 
‚wischenhandels wäre anzustreben. Das Unternehmen 
bst muß Ständig seine Preise beim Verkauf an den 
zten Abnehmer im Auge behalten können und ihre 
Höhe beherrschen. Nur dann kann es auch in der Lage 
‚sein, seine Absatzmöglichkeiten richtig zu erkennen. 


4. Zulieferung und Einkauf. 
Eine ebenso große Bedeutung wie dem Verkauf ist 
m Einkauf bei einem fließend arbeitenden Werk beizu- 
Je mehr Verbreitung -dieses Verfahren findet, 
so einfacher wird diese Frage werden, denn\jeder 
ferant wird selbst drückende Termin-Innehaltungsbedin- 
en mit harten Verzugsstrafen tragen, wenn ihm die 
ißheit verhältnismäßig langfristiger Lieferverträge die 
ichkeit zu ruhiger Disposition und gleichmäßiger 
häftigung gibt. In vielen Fällen wird er dann selbst 
Anwendung der Fließarbeit übergehen können. Der 
Bgedanke ist nicht zuletzt auch ein Kapitalumlaufs- 
jem, seine Grundgedanken sind deswegen auch beim 
kauf zu beachten. Ausnützung besonderer Preisvorteile 
d ein rasches Wechseln der Lieferanten werden nicht 
ich sein. Die Kunst des Einkaufes liegt darin, sich 
"Zulieferanten zu erziehen und ein für beide Teile 
eilhaftes Zusammenarbeiten herbeizuführen. Ein pünkt- 
Lieferant kann besonders in unserem Falle wert- 
sein als ein billiger. Was nützt ein günstiger Ab- 
ß, wenn ein Vielfaches der Ersparnisse durch Verlang- 
ng oder Stocken, des Umsatzes verloren geht? Das 


#) Vergl. Technik und Wirtschaft 1925, S. 58. 
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Wesen der Fließarbeit ist bekannt; die Möglichkeit, einen 
regelrechten Materialfluß mit Hilfe geeigneter Förder- 
mittel zu erzeugen, ist neben der Menge und dem Ge- 
wicht des Fördergutes besonders auch von der zu über- 
windenden Entfernung abhängig. 

Gleiche Gedanken müssen auch bei der Festlegung 
der Zulieferung erwogen werden. Meist tritt dabei zwi- 
schen den unmittelbaren Verkehr Eisenbahn, Schiffahrt oder 
Kraftwagen. Die Größe der anzuliefernden Lose, die 
entsprechend der Eigenart der Fördermittel (Waggon) stoß- 
weise eintreffen, richtet sich nach folgenden Faktoren: 

Bedarf pro Tag — Woche — Mionat, 

Ausnutzung des Behälters (Waggon, Schiffe), 

Zur Verfügung stehender Lagerplatz in der Fabrik, 
Wert des Materials, 

Transportkosten, 

Transportentfernung oder -dauer, 

Besondere Verhältnisse der Zufuhrstraße (Wasserstand, 

Sperrung durch andere Züge), 

Besondere Verhältnisse des Lieferanten, 


Unter geeigneter Berücksichtigung dieser Faktoren 
läßt sich ein günstigster Wert für die Größe der Zuliefe- 
rungslose finden; vielleicht ließen sich auch einige der 
oben erwähnten Punkte in eine Formel zusammenfassen. 
Eine ganz ähnliche Aufstellung ist übrigens auch not- 
wendig, wenn eine stetig arbeitende Montagelinie aus 
einer stoßweise arbeitenden mechanischen Werkstatt ver- 
sorgt werden soll. 

Für den Fabrikkaufmann wird damit ein wichtiges 
Gebiet erschlossen, in dem engste Zusammenarbeit mit 
dem Betrieb erforderlich ist. Der letztere muß dauernd 
darüber unterrichtet sein, ob und inwieweit seine Ver- 
sorgung mit Material gesichert ist. Auch die Verkehrs- 
Unternehmungen werden versuchen müssen, in Erkennung 
der wirtschaftlichen Bedeutung des Flußgedankens ihren 
verkehrstechnischen Anforderungen nachzukommen. Ford 
hat sich die zu seinen Werken führende Eisenbahn ge- 
kauft, um so wenigstens auf der letzten Strecke den Aus- 
gleich bei unpünktlichen Lieferungen herbeizuführen. Eine 
nennenswerte Materialreserve gegen Schwankungen ist 
nur anfänglich vorhanden. Sobald sich ergibt, daß das 
Risiko, einmal im Stich gelassen zu werden, geringer ist 
als die Kosten der Lagerhaltung, wird man unter entspre- 
chender Fassung der Lieferbedingungen zum lagerlosen 
Betrieb übergehen. ) 


5. Stoßweiser Bedarf. 


Es ist bisher unterlassen worden, darauf hinzuweisen, 
daß neben den oben genannten Anforderungen, die an 
den Bedarf gestellt werden müssen, dessen Stetigkeit 
von besonderer Bedeutung ist. Eine Untersuchung über 
die Bedarfschwankungen dürfte für ein nach dem Fließ- 
verfahren arbeitendes Unternehmen wesentlich sein. Häufig 
werden diese Schwankungen durch die Jahreszeiten und 
die damit verbundenen Witterungsverhältnisse oder auch 
durch landwirtschaftliche Fragen beeinflußt, so in der 
Fahrzeug-Landmaschinen- und Bauindustrie mit den von 
ihr abhängenden Geschäftszweigen. Auch die Kaufkraft 
des Verbrauchers ist gewissen Schwankungen unterworfen, 
die unter Umständen stetig wiederkehren können (Land- 
wirte). Zur vollen Nutzbarmachung des in dem Unter- 
nehmen steckenden Kapitales sind unter solchen Umständen 
verschiedene Wege gangbar. In der Landmaschinenindu- 
strie versucht man, ganz außerordentlich große Mengen 
in sehr kurzen Zeiten zu fertigen und von dem damit er- 
zielten Gewinn die bei nahezu völliger Stillegung der 
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Produktion für den Rest des Jahres entstehenden Un- 
kosten zu decken. Eine denkbar sorgfältige Vorbereitung 
von Materialanlieferung und Fabrikation ist unter diesen 
Umständen unumgänglich. Vielfach wird man auch ver- 
suchen, mehrere Fabrikationen zusammenzulegen, die sich 
zeitlich ergänzen. So kann ein Teil der Anlagewerte und 
namentlich das im Material steckende Kapital ausgenutzt 
werden. Sollte man gezwungen sein, trotz schwanken- 
den Bedarfes nur ein Erzeugnis herzustellen, muß man 
die Fließfabrikation eben möglichst anpassungsfähig ein- 
richten. Dieses ist bei geringen Mengen nicht in feinen 
Grenzen möglich, sondern nur mit einem gewissen Sprung. 
Trotzdem läßt sich auch damit bei entsprechendem Aus- 
gleich viel Kapital sparen. Der Sprung darf allerdings 
nicht zu häufig auftreten und nur dann, wenn die Zu- 
sammenarbeit mit den Unterlieferanten und das Termin- 
wesen im Werk reibungslos laufen. 


6. Kapitalumlauf. 

Höhere Leistung bei gleichem Kapital bedingt erhöhte 
Produktionsgeschwindigkeit, also erhöhte Ausbringung pro 
Kopf der Belegschaft, Fließarbeit erspart doppelt. Einmal 
durch Erhöhung der Leistung des Arbeiters, dann auch 
durch Verminderung des in Fabrikation befindlichen Ma- 
terials. Die Verminderung der Lagerbestände ist nur zum 
Teil durch dieses Verfahren bedingt. Vielfach würde man 
das auch durchführen können, sobald genügende Mengen 
genormter Teile stetig in der bisherigen Weise gefertigt 
werden. Die Geschwindigkeit des umlaufenden Kapitals 
einer Fabrik ist in ihrem gesamten Kreislauf nicht gleich- 
mäßig. Es entstehen Kapitalanhäufungen. Je gleichmäßi- 
ger die Umlaufsgeschwindigkeit ist, desto kleiner kann 
das gesamte darfür aufzuwendende Kapital sein. Durch 
Anwendung des Flußgedankens in der Fabrik wird zu- 
nächst nur der Teil des Kapitals vermindert, der zur Er- 
reichung einer »stationären« Strömung in der eigentlichen 
Fabrikation notwendig ist. Bei der weiteren Arbeit der 
Lagerverminderung wird auch das bei den Lieferanten 
umlaufende Kapital verringert werden. Die Zahlungs- 
bedingungen der Rohstofflieferanten müssen allerdings bei 
derartigen Lieferungen auch ziemlich streng sein. Den 
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Die deutsche Konjunktur Milte April 1925. 

Zwei Dinge beeinflussen die Gestaltung unserer wirt- 
schaftlichen Lage, zwei Dinge, deren Tendenzen in ent- 
gegengesetztem Sinne sich auswirken wollen: die zuneh- 
mende Versteifung der internationalen Geldsätze und die 
allmähliche Angleichung unserer Zinssätze an den Welt- 
markt. Es ist bei der Betrachtung unserer Geldverhält- 
nisse schwer, ein Urteil zu fällen, in welcher Weise 
sich jede dieser beiden Strebungen bemerkbar macht, 
und wie ihre Verschmelzung, die in unseren tatsäch- 
lichen Geldsätzen zum Ausdruck kommt, für die Kon- 
junkturbetrachtung mit herangezogen werden kann. Denn 
daß sie viel dazu beiträgt, unsere Lage verworren und 
ihre Beurteilung schwer zu machen, geht aus der Ent- 
wicklung der letzten Monate hervor, da die Nachrichten 
vom Geldmarkt sich täglich änderten und oft trotz einer 
berichteten Flüssigkeit kein mennenswertes Sinken der 
Sätze, trotz einer Versteifung aber auch kein bedeutendes 
Anziehen erfolgte, So bietet sich uns in Abb, 1 der un- 
gewohnte ‘Anblick, daß die Kurven A und G sich gleich- 
zeitig senken, was zweifellos eher auf einen baldigen 
Umschwung zum Besseren deutete, wenn eben die Bildung 
der Kurve G nicht so undurchsichtig wäre. Und wirk- 
lich muß immer noch eine empfindliche Geldknappheit 
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Gegensatz dazu bildet der letzte Verbraucher des Ve 
brauchsgutes, Ihm kann man nur schwer strenge Zah 
lungsbedingungen auferlegen. Häufig muß ihm Kra 
gewährt werden, wobei er allerdings einen Teil der 
Unternehmen erwachsenden Last durch Zahlung eine 
Aufpreises trägt. Verbrauchsgüter, die an das Netz d 
Verkäufer wandern, können dort nur schwer so st 
abgesetzt werden, wie die Lieferung erfolgt. Einen 
der hierdurch entstehenden Kapitallast wird das Um 
nehmen auf den Zwischenhandel oder auf den Ve 
abzuwälzen versuchen. Es besteht dann nur die Gefa 
daß das Unternehmen die so wesentliche Kontrolle 
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seine Preise verliert. Ein Teil des in der Fabrikation & ery 
sparten Kapitals wird wahrscheinlich im Verkauf wied flan 
angewandt werden müssen, wodurch allerdings j r 

unmittelbare Preiserhöhung des Enderzeugnisses einn x 


treten braucht. 


7. Zusammenfassung. 


Die Untersuchung der für die Anwendung der F 
arbeit geeigneten Güter ergibt, daß sich dafür am b 
Produktionsgüter eignen werden, die in geeigneten i 
gen ohne einen großen Verkaufsapparat untergebi 
werden können. Es ist zu vermuten, daß bei der He 
lung von Verbrauchsgütern die Gewinnmöglichkeiten 
Ber sind, anderseits erwachsen aber beträchtliche Schw 
rigkeiten in der Erzielun& eines gleichmäßigen Absatı 
ohne wesentliche Bindung größerer, Kapitalien. Für 
Einrichtung neuer Fabriken ergibt sich eine eingeh 
Vorbereitungsarbeit und entsprechende Untersuchung 
Bedarfes sowie Entwicklung eines geeigneten Verka 
apparates. Die Starrheit der Fabrikation verlangt Staf 
heit im Liefertermin und im Verkauf. In je weiterem 
der persönliche und sachliche Störungsfaktor im Te 
wesen und in der Fertigung beseitigt werden kann, 
um so geringeren Reserven an Anlage- und Betriebskapi 
kann gearbeitet werden, und um so günstiger werden 
die Verkaufspreise gestalten. Normung und Produkti 
verteilung können wesentlich zu Erreichung der Vi 
dingung beitragen. [oaii] 
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Abb. 1. 
A = Aktienindex (Frankfurter Zeitung), 
W = Waren-Großhandelsindex (Industrie- und Handelszeitung), 
G = Monatsgeldsätze erster Banken untereinander (Berliner 
Tageblatt). 
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s, Jahrg. Heft 5 
A fiozs 
j j 
herrschen, weil trotz der völligen ‘Stagnation an den 
Börsen keine frei werdenden Mittel sich zeigen, und 
je Spanne zwischen den tatsächlich gezahlten und den 
offiziellen Sätzen immer noch bedeutend ist: so werden 
Wechsel erster Firmen mit bestem Bankgiro immer noch 
7, bis 7/5 vH über dem offiziellen Privatdiskont gehandelt, 
‚obgleich hier bereits Bestrebungen im Gange sind, diesen 
‚Satz bei der offiziellen Notiz weiter herabzusetzen. Auch 
die Zweimonatsbilanzen der Großbanken, so vorsichtig 
für eine Konjunkturbetrachtung herangezogen 


lich verläuft auch diese Kurve zuletzt recht flach und 
scheint einem neuen Stillstand entgegenzugehen. Da auch 
bei sonst gleichbleibender Konjunktur in den Frühlings- 
monaten der Beschäftigungsgrad stets bedeutend zunimmt, 
muß diese Besserung mit aller Vorsicht bewertet werden, 
Die Ruhrkohlenförderung ist zwar im März etwas höher 
als im Vormonat gewesen. Dies ist jedoch eine Folge der 
größeren Arbeitstage-Zahl, so daß das tatsächliche Er- 
gebnis, in täglicher DurchSchnittsleistung dargestellt, 
weiter zurückgegangen ist. Unsere Abb. 4 im Bericht des 
Aprilheftes ist demnach entsprechend zu berichtigen; wie 
sehr die arbeitstägliche Leistung infolge der schlechten 
Konjunktur auch weiterhin abgenommen hat, zeigt Abb. 3 
in wöchentlichen Darstellungen. 

Betrachtet man die vielfachen Meldungen über Pro- 
Auktionsrückgänge und Stillstände, die auch aus dem 
Ausland laut werden, und sieht man das gleichmäßige 
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Abb. 2. 
E = Erzeuger- oder Kapitalgüter 
V = Verbrauchs- oder Konsumgüter 
R = Ruhrkohlenförderung (Industrie- 
Al = Arbeitslose im unbesetzten Gebiet 
AU = Arbeitslose im ganzen Reich (nur diese Zahl 
wird fortan kurvenmäßig weitergeführt werden) 
K = Zahl der Konkurse (Wirtschaft und Statistik), 


noch deutlicher zu uns sprechen. Am auffallendsten 
wirkt die rasch wachsende Spanne zwischen den Indices 
der Erzeuger- und Verbrauchergüter. Während jene Kurve 
vorläufig erst langsam sinkt, ist diese seit Ende Februar 
nz bedeutend gefallen. Wenn hier auch die Verbilli- 
ung gewisser Lebensmittel und der Sturz am Getreide- 
markt eine gewisse Rolle spielen, so muß in der zuneh- 
1 nden Entfernung der beiden Kurven und in dem starken 
ürückbleiben der Verbrauchsgüterpreise gegenüber den 
zeugergütern doch ein beunruhigendes Zeichen erblickt 
erden. Es entsteht dadurch eine Art Ueberspannung 
erer Wirtschaftslage, die keine lange Dauer und keine 
mten Folgen haben kann. Eine erste Folge mag in dem 
emeuten Änsteigen der Konkursziffern seit dem Jahres- 
Anfang gesehen werden; auch gegenüber dem Februar 
Bt die Zahl der Geschäftsaufsichten und Konkurse im 
Monat März wieder um etwa 8 vH gestiegen. 
Produktionstechnisch zeigt sich allein im Sinken der 
itslosenziffern eine Wendung zum Besseren; frei- 
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Das wirtschaftliche Amerika. Von Dr.-Ing. C. Kött- 
Sen, Berlin 1925, Verlag des Vereines deutscher In- 
mieure. 1925. Preis geb. 5 M. 
Der Zug: über das große Wasser hat in den letzten 
viele deutsche Wissenschaftler, Industrielle und 
e Wirtschaftsführer nach den Vereinigten Staaten 
hrt zum Studium der wirtschaftlichen Vormachtstel- 
Amerikas. Die Erfahrungen, die auf einer solchen 
Generaldirektor Dr. C. Köttgen sammelte, legte er 
einem Buche nieder, dem er den Titel »Das wirtschaft- 
e Amerika« gab. Diese Fassung läßt zunächst ver- 
ten, daß der Inhalt eine Uebersicht über Handel, In- 
è und Landwirtschaft Amerikas und statistische An- 
m darüber bietet. Der Verfasser ist aber dankens- 
erweise nicht dem Beispiel so vieler Besucher der 
einigten Staaten gefolgt, die sich auf eine Bewunde- 
run es Ausmaßes amerikanischer Wirtschaftsverhält- 
sse beschränken und kritiklos zu einer Umstellung der 
schen Wirtschaft auf amerikanische Methoden auf- 
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ern. Re NEPE: A 
Köttgen stellt sich vielmehr in seinem Buche die Auf- 
„ an Hand einwandireier Zahlenangaben zu unter- 
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Abb. 3. Tägliche Förderleistungen in t/Tag 

im Ruhrbergbau, auf Wochendurchschnitte 

berechnet. Durchschnittliche Tagesleistung 
1913 378,779 t/Tag. 


Absinken fast aller konjunkturempfindlichen Meran 
auf dem gesamten Weltmarkt, so ist die Befürchtung 
nicht von der Hand zu weisen, daß die Konjunktur auch 
bei uns weiter nachlassen wird. Aus Abb, I allein kann 
dies jedoch nicht ohne weiteres gefolgert werden, da 
sich die von uns berechnete Geldkurve weiter senkt, wenn 
auch nur langsam und mit vielen Rückschlägen, Gegen- 
über dem Februar sind daher die Aussichten unserer 
wirtschaftlichen Gesamtlage ein wenig freundlicher ge- 
worden, so daß mit einer leichten Belebung zunächst 
der Aktienmärkte möglicherweise gerechnet werden kann. 
Ob sich diese allerdings halten kann, ist vorläufig nicht 
abzusehen, ebensowenig wie auf eine nachhaltige Besse- 
rung der Warenpreise geschlossen werden kann. Hier 
wird zunächst viel mehr mit einer weiteren Verschlech- 
terung zu rechnen sein, der sich auch die Erzeugergüter 
nicht werden auf die Dauer verschließen können. 


Dr.-Ing. Brasch-Dresden. [1094] 


suchen, wie weit denn überhaupt eine solche Umstellung 
möglich und wünschenswert sei, und in welchem Maße 
die Verschiedenheit der natürlichen Voraussetzungen jeder 
Wirtschaft in Amerika und Deutschland diese Umstel- 
lung verbietet. Er versucht, die zahlenmäßigen Grund- 
lagen für den Wohlstand Amerikas mit den entsprechen- 
den Werten für Deutschland zu vergleichen, und leitet 
aus diesem Vergleich die Maßnahmen ab, die er für eine 
Reform der deutschen Wirtschaft vorzuschlagen hat. 


Das Ergebnis dieser Untersuchung kann nicht über- 
raschen. Die wirtschaftlichen Voraussetzungen sind in 
Deutschland nicht die gleichen wie in Amerika, das 
namentlich klimatisch und in bezug auf Bodenschätze weit 
günstiger gestellt ist. Auch die Kraftquellen Amerikas 
sind viel reicher als die deutschen. Hier findet sich 
also eine Grenze für den deutschen Wettbewerb. Der 
höhere Stand der Lebenshaltung und der Löhne und Ge- 
hälter hat seine Erklärung aber nur zum Teil in diesem 
natürlichen Wirtschaftsvorteil Amerikas. Die rationelle 
Arbeitsweise dagegen ist unbestritten das Verdienst 
amerikanischer Wirtschaftsführung. Köttgen untersucht 
die Möglichkeiten für Deutschland auf diesem Gebiet und 
kommt zu dem Schluß, das wohl auch hier in der Ver- 
schiedenheit der Absatzverhältnisse für uns eine Grenze 
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in der Produktionssteigerung gegeben ist, daß aber für 
eine Rationalisierung der Arbeit noch viel getan werden 
kann und muß. ` 

Wertvoll ist das Buch für den der Wirtschaft Ferner- 
stehenden wegen seiner interessanten Betrachtungen über 
die Ursachen der sozialen Ausgeglichenheit Amerikas, die 
nicht zuletzt die Verbilligung der Produktion förderte. 
Köttgen spricht über das ‚Alkoholverbot, das amerikanische 


Schulwesen, die Einwanderung und das Nationalge 
Auch auf diesem Gebiet zeigt er die Unterschiede g 
über deutschen Verhältnissen. 

Dem Text sind in den reichhaltigen Anlagen ausg 
zeichnetes statistisches Material und schematische D 
stellungen der amerikanischen Arbeitsweise beigegeb 
Das ermöglicht dem Leser ein eigenes Urteil und erhöß 
den Wert des Buches außerordentlich. Fr.Kr, 


Bearbeiter: Reichswirtschaftsgerichtsral 
A RT E l l W ES E N % _ Dr.Tschierschky, Berlin SW11, Hallese 
Ufer 23, Fernsprecher: AmtZentrum 28 


Die Wirtschaftsorganisation in den Vereinigten’ Staaten. 
Von Dr. S. Tschierschky. 


1. Das unter der Bezeichnung »Trustwesen« bekannte 
Organisationsproblem der United States ist gerade in 
allerjüngster Zeit wieder besonders umstritten. Die Nach- 
kriegsentwicklung, die drüben bisher eitel Hochkonjunk- 
tur, Goldanhäufung und damit eine fieberhafte Steigerung 
der wirtschaftlichen Spannkräfte zeitigte, hat Freunde und 
Gegner der Organisation mobil gemacht. Auf einer Tagung 
der Staatsanwälte im Juli vergangenen Jahres hat sich 
der Vertreter Jesse W. Barrett von Missouri in seinem 
Vortrage »The limitations of Anti-Trusts Laws« bemer- 
kenswert pessimistisch über die Wirkungsmöglichkeiten 
dieser legislativen Kontrolle ausgesprochen. Er stellte 
fest, daß die öffentliche Meinung gegen Erweiterung des 


“ amtlichen Kontrollapparates (»the multiplication of govern- 


mental bureaus and commissions«) sei, daß es zweck- 
mäßiger 'wäre, den natürlichen Wirtschaftsgesetzen ihren 
Lauf zu lassen und mit wirtschaftlichen Gegenmitteln 
monopolistische 'Auswüchse zu bekämpfen. Er führt hier- 
für die drastische Politik des Gouverneurs von Süd- 
Dakota an, der einer monopolistischen Preissteigerung 
auf dem Gasolinmarkte dadurch! begegnete, daß er dieses 
Oel im Großen einkaufte und zu scharfen Konkurrenzpreisen 
auf den Markt warf. So erreichte er einen besseren Erfolg 
als durch eine Inbetriebsetzung der Gesetzesmaschine, 

Seine Erfahrungen über die bisherige gesetzliche Be- 
kämpfung der Trusts faßte Barrett dahin zusammen, daß 
es notwendig sei, Marktmethoden aus der Initiative der 
Beteiligten selbst, der Erzeuger und Verbraucher, zu finden, 
die beiden Teilen und damit der Volkswirtschaft wie dem 
Gesetz gerecht werden! Das Rezept, das längst gesuchte 
für diese schwierige wirtschaftliche Lösung, hat er frei- 
lich vergessen anzugeben. Und wie er, haben sich im 
letzten Jahre Kongresse von Industriellen und Händlern 
gegen die Trustgesetzgebung ausgesprochen, weil die 
wachsende Intensität der Wirtschaft sich bereits zu über- 
triebenem Wettbewerbskampfe auswachse, dem nur durch 
verstärkte Organisation begegnet werden könne, 

Aber auch die Anhänger einer staatlichen Ueber- 
wachung der »Trusts« haben Anlaß gefunden, ihre Stimme 
zu erheben. Nach einem Mitte März d. J. in der Industrie- 
und- Handelszeitung, Berlin (Nr. 64) veröffentlichten Be- 
richt aus Cleveland ist erneutes Mißtrauen gegen die 
großen Konzentrationsbestrebungen der amerikanischen 
Industrie auf dem Marsche, wobei insbesondere die jüng- 
ste, allerdings auch fantastische Zusammenballung der 
Elektrizitäts- und der Eisenbahninteressen durch das Bank- 
haus J. P. Morgan & Co, aufs Korn genommen ist, 

Wir sehen also jenseits des Ozeans ganz ähnliche 
Interessenkämpfe sich von neuem erheben, wie sie auch 
bei uns an der Tagesordnung sind. Man wird sich aber 
davor hüten müssen, Rückschlüsse für die eigene Wirt- 
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schaftspolitik zu ziehen. In Verkennung der verschiedene 
wirtschaftlichen Grundlagen hüben und drüben ist 
über die beiderseitigen Organisationsmöglichkeiten 
Jahren viel Falsches geschrieben und gelehrt wor 
Hat uns doch J. Singer in einem dicken Buche (s 
Land der Monopole: Amerika oder Deutschland«) sd 
vor einem Jahrzehnt beweisen wollen, daß die dem 
Kartelle viel gefährlichere Monopole. darstellen als 
amerikanischen Trusts — und prominenteste F 
unserer deutschen Industrie glaubten einen ähnl 
Schluß aus den Kriegsiolgen ziehen zu müssen. Sie $ 
freilich schnell genug bekehrt worden und streben ji 
bereits wieder eine systematische Kartellierung der Mi 
tan- und Großeisenindustrie an. I re 


Die materiellen, ebenso aber auch die sozialen Grunt 
lagen unserer Wirtschaft sind eben wesentlich 
Uns fehlen die quantitativen und qualitativen materie 
Ausmaße der natürlichen Hilfsquellen, es fehlt der g 
waltige uniforme Markt von kontinentaler Größe, 
wir müssen auf der sozialen Seite auch damit h, 
daß wir ein ungleich älteres Kulturvolk sind, das si 
Wirtschaft zwangsläufig seiner Kultur anzupassen b 
bleiben muß, während die übrigens vielfach noch 
haft bestrittene »amerikanische« Kultur mit und a 
kapitalistischen Wirtschaft selbst erst erwächst. Die 
tionelle Berufsauffassung, die ‚unsere Unternehm 
beispielloser Zähigkeit selbst an ungünstigen Wei 
hängen läßt, ebenso wie die starken sozialen Fi 
unserer Arbeitspolitik, wie der deutsch-amerikanische | 
lehrte Hugo Münsterberg (»Die Amerikaner, I 
bes. S.449ff.) schon vor einem Jahrzehnt nachg 
hat, neben anderen Einzelzügen unserer geistigen | 
materiellen Kultur »das stärkste Hindernis gegen 
amerikanische Trustbildung« sind. Daß uns nebenbei 
rade jetzt auch das mobile Kapital fehlt und bei dei 
freulichen Mangel an reinem Spekulationstrieb 
Gegensatz zum Amerikaner —, auch wenn vorha 
aus der Masse nicht herausgelockt werden könnte, 
ein Grund mehr, daß wir bereits wieder starke R 
bildungen des industriellen Konzentrationsprozesst 
leben. 2 

Es ist erfreulich, daß ein sicherlich sehr 
ständiger Beobachter der amerikanischen Wirtscha 
hältnisse (Köttgen »Das wirtschaftliche Amerikasi 
jüngst diese relativen Grenzen der beiden Volkswi# 
schaften von neuem scharf hervorhebt. ` 

2, Unsere öffentliche Meinung, leider aber a 
gut Teil der wissenschaftlichen Literatur, steht 
offenbar unter dem Eindruck, als ob die Wirts 


1) Vergl. S. 161. 
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organisation in den Vereinigten Staaten teils unter dem 
Druck der noch zu schildernden Gesetzgebung, vor allem 
aber aus natürlichen Wirtschaftsgründen die »Kartellaera« 
` t überwunden hätte. Ich selbst stand bisher auch 
unter starkem Zweifel, bis mich das Studium der sehr 
reichhaltigen neuesten amerikanischen Literatur eines 
Besseren belehrte. Wenn wir den Gegensatz zwischen 
Kartell und Trust kurz mit »vertraglicher« gegenüber »be- 
- sitzrechtlichers, »effektenkapitalistischer« Organisation be- 
hnen, so hat die Kartellierung auch heute noch im 
des Sternenbanners ein weites Betätigungsfeld. 
Es mag bei dem beschränkten Raum genügen, dar- 
hinzuweisen, daß »agreements fixing prices«, »divi- 
‚ding territories«, »common selling agencies«, also Preis- 
und Rayonnierungskartelle und Verkaufsyndikate zwar 
grundsätzlich, soweit sie monopolistische Auswirkungen 
Zeitiren —— und diesen Begriff zieht die amerikanische 
itsprechung sehr weit — gegen das Sherman-Gesetz 
stoßen, aber trotzdem offenbar nicht außer Uebung 
ind, ‚wie die zahlreichen Prozesse beweisen (Franklin D. 
nes »Trade Association activities and the law« 1922, 
„ 5.242tt). Einen besonders schwierigen Fall bilden 
dings die »open price associations«, die sich for- 
1 ‚darauf beschränken, ihre Mitglieder fortlaufend durch 
isstatistiken und regelmäßige Aussprachen über die 
Pr islage von falschen Angeboten abzuhalten. Da ihnen 
verbindliche Verpflichtungen auf Einhaltung bestimmter 
Preise abgehen, würden sie auch nach unserer Kartell- 
dnung nicht als Kartelle angesehen werden können. 
amerikanische Rechtsprechung hält sie aber im Sinne 
Antitrustgesetzgebung, wie mir scheint, deswegen 
Recht für bedenklich, weil sie zweifellos in sehr 
‘Fällen, namentlich auf geschützteren lokalen Märk- 
m den Charakter von echten Preiskartellen annehmen. 
dings scheint die spezifische amerikanische Entwick- 
jetzt dahin zu gehen, daß diese Organisationen in 
ngster Fühlung mit den zuständigen Verwaltungsbe- 
jen IMißstände des Wettbewerbs auszuräumen suchen, 
gleichsam Hilfsorgane des Staates für eine Gesun- 
der Marktverhältnisse werden (»Trade association 
ties«, Herausg. vom Department of Commerce 1923). 
jedenfalls aber haben diese kartellähnlichen Orga- 
jonen in ihrer Gesamtheit, nachdem ihre Entwick- 
"durch das oben erwähnte Grundgesetz bereits seit 
0 istark überwacht wird, nicht mehr die öffentliche 
jeutung wie die Trusts. Auch diese sollten durch die 
iche Gesetzgebung getroffen werden. Aber sie haben 
enen eine solche Elastizität der materiellen, organisatori- 
und rechtlichen Formung voraus, daß es erst einer 
weisen starken Verschärfung der Gesetze bedurfte, 
sie, zudem noch sehr problematisch, in den ge- 
-hten volkswirtschaftlichen Schranken zu halten. 
* Etappen dieser Entwicklung sind immer wieder 
ant festzustellen: Ausgangspunkt ist die Fusion, 
völlige Eigentumsverschmelzung der zusammenge- 
weißten Unternehmen oder doch der Erwerb sicherer 
enmehrheiten. Die hierfür erforderlichen Kapitalien 
en aber bei dem Entwicklungstempo der nordameri- 
hen Industrie selbst für so rücksichtslose und er- 
eiche Organisatoren wie den ‚Petroleumkönig Rocke- 
er bereits Anfang der achtziger Jahre gerade auf den 
rativen Rohstoffgebieten unerschwinglich geworden. So 
gz man zur zweiten Stufe über, die der Form den 
amen verlieh, zur Vertrustung, indem einem kleinen 
sschuß von Vertrauensleuten die Aktien der zu über- 
chenden Unternehmen übertragen wurden, der dafür 
Eigentümern Trustzertifikate aushändigte. Der »board 
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of trustees« wurde damit der uneingeschränkte Leiter der 
Vereinigung, und da auf diese Weise ohne finanzielle 
Schranken ein beliebiger Kreis von Unternehmen sich 
vereinigen ließ, war ein weiter Monopolisierungsbereich 
gegeben. Die Politik dieser Organisationen, die, wie 
verschiedene Trustprozesse ergaben, mit nach europäi- 
schen Begriffen unerhörten »Wild-Weste-Mitteln jede neue 
Konkurrenz, die sich nicht angliedern ließ, nieder zu 
werfen suchten, führte zunächst zu Abwehrgesetzen in 
den Einzelstaaten, später zum genannten Bundesgesetz. 
Die Folge einer Reihe von Prozessen war die Umbildung 
zur dritten Organisationsstufe, die neben der stark zu- 
rückbleibenden Fusionsform die »Kontrollgesellschaft«, die 
Holding Cie. brachte, Eine Dachgesellschaft erwirbt die 
Mehrheit der Aktien der »Konzernwerke« und leitet auf 
dieser effektenkapitalistischen Besitzgrundlage den so ge- 
schaffenen Trust. (Die beste Schilderung gibt Liefmann 
in »Beteiligungs- und Finanzierungsgesellschaften« 1923 
S. 205 ff.) 

Diese Form beherrscht heute organisatorisch die ameri- 
kanische Wirtschaft. Es leuchtet ein, daß sie nur auf der 
Grundlage breitester effektenkapitalistischer Entwicklung 
und nur in einem Wirtschaitsgebiete möglich ist, das 
jederzeit bereit und in der Lage ist, die neu geschaffenen 
Riesenmengen von Eifekten ohne Verdauungsstörungen 
aufzunehmen. Diese Entwicklung hat nun auch die Trust- 
»Gefahr« sehr wesentlich verschoben. Es wird ohne wei- 
teres einleuchten, daß in einem so riesenhaften Gebiete 
wie dem amerikanischen Markt die für eine monopo- 
listische Stellung nun einmal unerläßliche quali- 
tative und quantitative Ausdehnung solcher Gesellschaften 
nur in Ausnahmefällen gegeben sein kann. Allerdings 
darf hierbei der Umstand nicht übersehen werden, daß der 
amerikanische Markt, und vorerst auch nur er, diesen 
Mammutorganisationen einen überaus günstigen Boden 
produktions- und absatztechnischer Organisation bis hinab 
in den Kleinverkauf ermöglicht, der ihnen eine faktisch 
monopolistische Preisstellung, allerdings im volkswirtschaft- 
lich, oder richtiger gesagt, konsumwirtschaftlich günstigen 
Sinne der Billigkeit ermöglicht, gegen die Einzelwett- 
bewerb kaum noch aufkommen kann. Hier hat sich nun 
eine weitgehende Wechselwirkung zwischen den ausge- 
dehnten Normalisierungsmöglichkeiten des amerikanischen 
Verbrauchs und den hierauf sich gründenden Betriebsratio- 
nalisierungen der Trusts zu entwickeln vermocht. Ursache 
und Wirkung werden sich vielfach kaum feststellen lassen. 

Zu dieser Entwicklung an sich wäre eine Gefahr für 
das öffentliche Wohl also kaum zu erblicken. Aber das 
wirtschaftliche Schema stimmt mit der Wirklichkeit des 
Alltags auch nur bedingt überein. Die Gefahr der Trusts 
liegt zweifellos, abgesehen von ihren vielfach bedenk- 
lichen Finanzierungsverfahren, die die Volksmassen aus- 
zuplündern geeignet sind, aber durch Reformen der Aktien- 
gesetzgebung und des Bankwesens teilweise schon ernst- 
haft reformiert werden, in der plutokratischen Monopol- 
macht, die ebenso einem gesunden Wettbewerb wie den 
politischen Gewalten des Staates abträglich erscheint. 
Die Akkumulierung der Wirtschaftsmacht in einem verhält- 
nismäßig sehr kleinen Kreise ist geeignet, der wirtschaft- 
lichen Entwicklung der Vereinigten Staaten Gesetze zu 
diktieren, von denen niemand wissen kann, ob sie die- 
jenigen materiellen und sozialen Grundlagen schaften, 
die für eine gedeihliche Entwicklung notwendig sind. 
Lediglich zunächst aus diesem Grunde schon spricht 
es für den sicheren politischen Instinkt der Amerikaner, 
daß sie als erstes Volk Ernst gemacht haben mit einer 
gesetzgeberischen Sonderüberwachung der privatwirtschait- 
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lichen Organisation. Namentlich Roosevelt hat als Frage kommenden Rahmen geht ihr Aufgabengebiet inso- 


Präsident in einer Reihe ausgezeichneter programma- 
tischer Reden die wirtschaftliche und soziale Problematik 
dieser Trustentwicklung treffend analysiert. Es ist in 
der Tat ein Organisationssystem, das auf. »unbegrenzte 
wirtschaftliche Expansionsmöglichkeiten« zugeschnitten er- 
scheint, weil es zunächst eine Kräftezusammenballung und 
damit einen wirtschaftlichen Rationalismus ermöglicht, der 
den riesendimensionalen Aufgaben etwa der nordameri- 
kanischen Rohstoff- und Verkehrsprobleme allein ge- 
wachsen erscheint. Und es liegt durchaus in der Linie 
dieser Entwicklung, daß die Amerikaner die sich aus dem 
europäischen Weltkriege für sie eröffnenden Aussichten 
schon 1914 richtig einschätzten und deswegen für eine 
großzügige Ausfuhrorganisation die Antitrustgesetzgebung 
lockerten. Aber dasselbe System muß notwendigerweise 
mit der vielfach gerade infolge der großkapitalistischen 
Expansionspolitik rapiden Erschöpfung der natürlichen 
Hilfsquellen des Landes, mit der Hebung der sozialen 
Lage der Arbeitermassen und der Verschärfung des inter- 
nationalen Wettbewerbes in vielleicht nicht einmal ferner 
Zukunft zu sehr schwierigen Problemen führen, denen 
auch die bisherige Antitrustgesetzgebung kaum wirksam 
entgegen arbeiten kann. 

3. Nur ihre Etappen können hier kurz genannt werden, 
für Einzelheiten darf ich auf meine Schrift »Das Problem 
der staatlichen Kartellaufsicht«, 1923 Abschn. II und »The 
Federal Antitrust Laws with Amendments«, Washington 
1923 verweisen. Vorausgeschickt sei, daß das gesamte 
gesetzgeberische Problem zunächst an einem Uebel ge- 
litten hat, daß verfassungsmäßig die Bundesstaaten zu- 
ständig waren, solange nicht die Trusts zwischenstaat- 
lichen Handel treiben. So leisteten sich einzelne Staaten, 
voran New Jersey, das steuerlich sehr einträgliche Ver- 
gnügen, durch weitgehende Schonung eine möglichst große 
Zahl solcher Trusts in ihren Staatsbereich zu ziehen. 

Erst als die Bundesgesetzgebung mit der Sherman 
Act vom 2. Juli 1890 eingriff, gewann der Kampf gegen 
Uebergriffe der Organisation stärkeren Nachdruck, obwohl 
die amerikanische Literatur selbst gerade seinem Erfolge 
sehr skeptisch gegenüber steht. Der Grund dürfte vor 
allem in der viel zu weitgehenden Verallgemeinerung 
seiner Verbote liegen, die besonders auch der wandel- 
baren sachlichen und rechtlichen Einkleidung der in Frage 
kommenden Organisationen keine Rechnung trug. Ein 
sehr wesentlicher Fehler lag aber auch darin, daß die 
Verfolgung von Trustvergehen lediglich im ordentlichen 
Gerichtsverfahren möglich war und hierdurch den zah- 
lungsfähigen Korporationen die Möglichkeit geschaffen 
wurde, mit Hilfe der tüchtigsten Advokaten die Prozesse 
außerordentlich zu verschleppen. 

Ein wichtiger Fortschritt geschah daher mit der Be- 
stellung einer besonderen 'verwaltungsrechtlichen Auf- 
sichtsbehörde, der »United States Industrial Commission« 
1898. Aus ihr ging mit noch konkreteren Befugnissen 
einer ständigen Kontrolle des Organisationswesens 1903 
das »Bureau of Corporations« hervor, das schließlich 
1914 durch die heutige Bundesbehörde, die »Federal 
‚Trade Commissions abgelöst und zugleich wesentlich 
erweitert wurde. Die Aufgaben dieser Kommission er- 
strecken sich auf ein sehr eingehendes gerichtsähnliches 
Untersuchungsverfahren, auf Grund dessen bestimmte Ent- 
scheidungen ergehen können, gegen die nur Berufung 
an die Bundesgerichte zulässig ist. Ueber den hier in 


fern noch wesentlich hinaus, als sie in weitem Umfa 
auch für Vergehen des Wettbewerbes zuständig ist, die 
bei uns dem Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb unter 
fallen. 


Die Gesetzgebung selbst eriuhr im gleichen Ja 
1914 eine wesentliche Vertiefung durch die »Clayton 
Bill«, die durch eine Reihe von Sonderverboten bestimmte 
organisatorische Kunstgriffe zu unterbinden trachtet, 


Der oben schon erwähnte Umschwung einer Locker 
der Antitrustgesetzgebung erfolgte mit der »Webb Expo 
Trade Act« vom 10, April 1918, die allerdings erst nach 
erheblichen Schwierigkeiten und durch persönliches Ein- 
setzen des Präsidenten Wilson verabschiedet werdi 
konnte. Sie war das Ergebnis einer Parlamentskampagn 
die sich auf einen zweibändigen Bericht der Komm 
sion über »Cooperation in American Trade« vom Jahre 
1916 stützte. In ihm wurde der Nachweis versucht, dal 
das Ausland, namentlich die großen europäischen Ind 
strieländer, in besonderer Weise Ausfuhrorganisation 
zuließe und sogar fördere, während die Antitr, 
gesetzgebung den Amerikanern auch für ihr Auslandsge 
schäft eine ähnliche korporative Kräftekonzentration um 
sage. Ein Studium des interessanten Kompendiums ergibt 
freilich manche falsche Auffassung über die außeramerik® 
nischen Organisationsverhältnisse, die sich ohne weitere 
an der Ueberschätzung der Ausfuhrtätigkeit unserer deut 
schen Kartelle ermessen läßt. Sie verfehlte aber i 
sehr geschickt durchgeführte Propaganda nicht und ka 
vor allem, wie schon erwähnt wurde, den Auffasstunge 
der Amerikaner von den wirtschaftlichen Kriegsfolg 
entgegen. 

Ausfuhrorganisationen wurden also jetzt, allerdi 
unter Registerzwang und staatlicher Aufsicht über Wohl 
verhalten, namentlich hinsichtlich der Rückwirkungen aui 
den eignen amerikanischen Markt, grundsätzlich freige 
geben. Wenige Jahre später wurde auf einem zweiten b 
her allerdings für die Trustgesetzgebung fast völlig ausg 
schiedenen Gebiete, dem der landwirtschaftlichen Erz 
gung — nicht dem Handel mit landwirtschaftlichen Ei 
zeugnissen — die im wesentlichen genossenschaftlich aui- 
zuziehende Organisation zum Schutze der Farmer g 
die Uebermacht des Handelskapitals freigegeben durch d 
Capper-Volstead Act vom 18. Februar 1922. Der I 
lag darin, daß die Landwirte — in Frage kamen bei 
weise auch die Baumwollpflanzer der Südstaaten 
den Getreideproduzenten — teilweise unter den Naci 
kungen des Krieges, aber auch durch die Steigerung 
Löhne und durch Arbeitermangel in eine schwierige 
geraten waren, gegen die ihnen eine großzügige 
nossenschaftliche Absatzorganisation durch Steigerung 
Gewinne Abhilfe bringen soll. 


Man wird diese beiden grundsätzlichen Durchbre 
chungen der Antitrustgesetzgebung nicht als eine Ab 
von der Trustbekämpfung zu werten haben. Es ist 
mehr anzunehmen, da diese beiden Ausnahmen wol 
von vornherein unter eng umschriebene Staatskon 
gestellt sind, daß sie ein.neues System der Staatsau) 
einleiten könnten, das der staatlich konzession 
ten Korporation," die übrigens schon vor J 
von Gary, dem Meister des Stahltrusts, so weitg 
vorgeschlagen worden ist, daß er sogar staatliche 
festsetzung für die großen Trusts empfahl. [sus] 
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Heft 6 


Die deutsche Kohlenwirtschaft im letzten Jahrzehnt. 


Wohl in keinem früheren Jahrzehnt hat sich in der 
Einstellung des Volkswirtes und Ingenieurs zu dem Be- 
griffe »Kohle« eine so tieigreifende Wandlung vollzogen, 
wie im letzten. Begriffe wachsen. Sie entwickeln und ver- 
feinern sich, je mehr man sich mit ihnen beschäftigen muß. 

Dieses Muß war hart. Vor dem Kriege kam es 
verhältnismäßig wenigen, und wohl keinem so klar wie 
seither, zum Bewußtsein, wie sehr die Kohle zur Grund- 
lage unseres gesamten wirtschaftlichen Da- 
seins, ja unseres Daseins als Nation überhaupt, ge- 
worden ist. Sie bedeutet für ein Industrievolk genau das- 
selbe, wie Brot und Fleisch für ein Ackerbauvolk, Wie 
wenig das bei Kriegsausbruch schon klar war, zeigt die 
Tatsache, daß man die Brotversorgung des Volkes als 
erste Maßnahme der Zwangsbewirtschaftung unterwarf. 
Zur Zwangsbewirtschaftung der Kohle gelangte man erst 
sehr viel später, als die Ereignisse bereits den Beweis er- 
bracht hatten, daß die gesamte Produktionskraft der 
Kriegs- und sonstigen Industrie von der Kohlegrund- 
lage aus bedroht war, 

Es war ferner ganz kennzeichnend, daß man die 
Kohlenverteilung als Einzelgebiet einem besonderen 
Reichskommissar überwies, der auf den Kohlentrans- 


port keinen unmittelbaren Einfluß hatte, Man mußte es 
erst lernen, daß die Kohlenförderung und -verteilung mit 
der Transportmöglichkeit untrennbar zusammenhängt. Man 
war sich bis dahin wohl wenig bewußt gewesen, wie 
gering die Ausgleichsmöglichkeiten für Verkehrsschwan- 
Kungen waren, die in Gestalt der Haldenvorräte auf den 


Kohlengruben zur Verfügung standen, Nicht mehr als 
10 Tagesiörderungen konnten damals im Ruhrrevier auf 
Halde genommen werden. Hielt Wagenmangel länger als 
10 Tage an, so begann er unmittelbar auf die Förderungs- 
möglichkeit zurückzuwirken, Die Halden waren voll, neue 
Waggons rollten nicht genügend an, und die Förderung 
mußte infolgedessen eingeschränkt werden. Es ergab 
sich das paradoxe Bild, daß trotz einer Kohlenhungersnot 
die Förderung eingeschränkt werden mußte, Ferner konn- 
fen ganze Landstriche (Küstengebiet, Süddeutschland) trotz 
aller Kohlennot nicht genügend mit Kohlen versorgt wer- 
den, weil die für den Massengüterverkehr erforderlichen 
Schienenwege und Umschlagsanlagen nicht ausreichend 
vorhanden waren, denn diese Gebiete ‚hatten ihre Kohlen- 
Versorgung vorher von anderen Richtungen her erfahren. 

Neben der Begriffskupplung Kohlenförderung-Kohlen- 
transport mußten wir eine weitere wirtschaftliche Begriffs- 
Vertiefung lernen: Die Kohle ist kein fungibles 
Wirtschaftsgut. Ebenso wie wir während der In- 
Hlationszeit lernen mußten, daß Mark nicht gleich Mark 
ist, mußten wir auch lernen, daß Kohle keineswegs gleich 
Kohle ist: Betriebe, die auf Steinkohlenverfeuerung ein- 
gerichtet waren, konnten mit Braunkohle und Braun- 
kohlenbriketts nichts anfangen und umgekehrt. Die Gas- 
bereitung geriet in die größten Schwierigkeiten, weil ihr 
die besonderen Gaskohlensorten nicht zugeführt werden 
konnten, auf denen die Gaserzeugung beruht, Nicht nur 
die Kohlenarten, sondern auch die Kohlensorten er- 


wiesen sich oft als gegenseitig unersetzbar. Wie stark die 
Wirtschaftlichkeit der Warenerzeugung davon abhängt, 
daß die geeignetste Kohlensorte nach Wärmeinhalt, Gas-, 
Wasser- und Aschengehalt, Stückgröße, Backfähigkeit usw, 
zur Verfügung steht, haben Kriegs- und Nachkriegsent- 
wicklung bewiesen. 

Ueber den Kreis der reinen Kohlenfachleute hinaus 
vertiefte sich auch, besonders in der Nachkriegszeit, der 
Begriff der Kohle als eines Konzentrats menschlicher 
Arbeit. Kohlenschätze nützen an sich wirtschaftlich nichts, 
wenn sie nicht mit wirtschaftlich zulässigem Aufwand an 
Arbeit und Menschen gehoben werden können, Man er- 
kannte mit Schrecken, wie stark das ganze Wirtschaftsleben 
betroffen wird, wenn sich in der Zusammensetzung der 
Gestehungskosten der Kohle abnorme Verschiebungen 
vollziehen, insbesondere bezüglich des Anteils der Löhne 
auf die Tonne Förderung. Der Begriff des Förder- 
effektes und die Kenntnis seiner Rückwirkung auf Koh- 
lenbergbau und Wirtschaftsleben ist durch die Nachkriegs- 
entwicklung zum Erfordernis volkswirtschaftlicher Allge- 
meinbildung geworden, Es ist durchaus nicht gleichgültig 
fürdie Allgemeinheit, wieviel Arbeitsstunden in der Tonne 
Kohle stecken, und wie stark sich diese Zahl erhöht, sei 
es nun durch sinkende Leistungsfähigkeit oder vermin- 
derten Leistungswillen des Arbeiters,. durch wachsende 
Entfernungen der Kohlengewinnungsstellen (Oerter) vom 
Schacht unter Tage, durch zunehmende Mächtigkeit der 
Decke (beim Braunkohle-Tagebau) oder noch andere Ur- 
sachen, Danach verschieben sich Preise und Wettbewerbs- 
verhältnisse der Kohlenarten und -sorten und ganzer von 
ihnen abhängiger Industrien. 

Schließlich sei hier noch einer der wichtigsten Begriffs- 
kupplungen kurz gedacht, nämlich des Zusammenhanges 
zwischen der Treiböleinfuhr und dem Koks- und 
Gasabsatz im Inland: Wir können ‚unsere passive Han- 
delsbilanz durch Verringerung der Einfuhr ausländischer 
Oele nur dann verbessern, wenn wir mehr Oele im In- 
land erzeugen, Dies ist zurzeit nur durch verstärkte 
Ent- oder Vergasung der Kohle unter Gewinnung der 
Nebenerzeugnisse dieses Vorganges möglich. Dabei ent- 
fallen auf die Tonne Gaskohle etwa 20 bis 40 1.Oel, aber 
gleichzeitig bei der Entgasung 300 bis 400 m? Gas und 
700 bis 800 kg Koks, bei der Vergasung zwar kein Koks, 
aber bedeutend größere Gasmengen. Um also geringe Oel- 
mengen zu gewinnen, müssen große Gas- und Koksmengen 
auf dem Markte untergebracht werden, 

Alle diese Wirtschaftserkenntnisse der Not haben in 
den vergangenen 10 Jahren zu technischen Gegen- 
maßnahmen größten Ausmaßes geführt. Die Lager- 
fähigkeit der Kohlengruben wurde gesteigert, die Feue- 
rungs- und Wärmetechnik eröffnete Wege, die es ge- 
statteten, sich wechselnder Sortenbelieferung in weit höhe- 
rem Maße anzupassen als früher und bisher als minder- 
wertig angesehene Kohlensorten hochwertig auszunutzen, 
die Wärmewirtschaftlichkeit zu steigern und den Wärme- 
preis zu senken. Kohlentransportmöglichkeiten und Um- 
schlagseinrichtungen für den Uebergang von Bahn zu 
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Schiff und umgekehrt wurden verbessert. Die Menschen- 
ökonomie und die rationelle Betriebsführung und Mecha- 
nisierung der Bergwerke wurde gesteigert, die technische 
Aufgabe der Oelgewinnung aus Kohle befindet sich in 
lebhaftester Entwicklung. 

Es ist daher heute, etwa 10 Jahre nach dem ersten 
Auftreten einer Kohlennot, wohl am Platze, sich: einmal 
rückschauend diese Entwicklungen in ihren Einzelheiten 
und technisch-wirtschaftlichen Zusammenhängen zu ver- 
gegenwärtigen, um daraus die richtige Einstellung zu den 


Die deutsche Kohlenproduktion 


Von Dr. G. Felsch, Berlin, Dezernent beim Reichskohlenkommissar. 
Inhalt: Statistische Angaben über die Steinkohlen- und Braunkohlenförderung, die Reparationslieferungen und die Ar- 


beitsleistungen zeigen die Wirkungen des Krieges 


Die Zeitspanne von 1913 bis 1923 umfaßt die stärksten 
Erschütterungen und Umwälzungen, denen die deutsche 
Kohlenproduktion bisher unterworfen war. Die Kurve 
Steinkohlenförderung der Abb. 1 zeigt trotz 
der Wiederbelebung der Förderung im Jahre 1924 eine 
seit 1913 ausgesprochen absinkende Tendenz. Daß dieser 
Förderverlust ein dauernder sein wird, dafür spricht die 
Abtrennung Lothringens, der Saar und Ostoberschlesiens. 
Mit Lothringen gingen jährlich rund 4 Mill. t Förderung 
verloren, mit den Saarbergwerken 12,4 Mill. t (i. J. 1913), 


Zukunftsaufgaben der deutschen Kohlenwirtschaft zu 
winnen, Diesem Zwecke dient unsere Aufsatzreihe à 
die deutsche Kohlenwirtschaft, die wir in diesem Heft be 
ginnen, und die dazu beitragen möge, einem größe 
Leserkreis zu zeigen, daß die aus der Kohlennot gebo; 
nen Erkenntnisse und Maßnahmen nicht der Vergang 
heit angehören, sondern zu dem wichtigsten Rüstz 
zählen, das wir für die bestmögliche Weiterentwickl 
unserer Wirtschaft brauchen, [s16] 

Die Schriftleitung, 


in den Jahren 1913 bis 1924. 


und der Kriegsfolgen in der deutschen Kohlenwirtschait. 


rückgang der Jahre 1914/15 steht naturgemäß in ursäg 
lichem Zusammenhang mit dem Ausbruch des Weltkrii 
und ist bedingt durch den 1915 in Erscheinung tretendeı 
Rückgang der Belegschaft. Mit der Vermehrung der Berg 
arbeiter, zum Teil durch Kriegsgefangene, steigt auch de 
Förderung wieder, um dann 1919 tief herunterzugehen, 
ist das Jahr des verlorenen Krieges, des Waffens $ 
standes und der Revolution, der Abtrennung Lothringe 
und des Saarbeckens. Nach Friedensschluß erfolgt wi 
ein Änsteigen der Förderung, an dem vor allem auch d 
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Abb. 1. 


Die Produktions- und Arbeiterzahlen des deutschen Steinkohlen- und Braunkohlenbergbaues 


in den Jahren 1913 bis 19249), 


und Ostoberschlesien förderte 1913 32,7 Mill. t, während 
der deutsch gebliebene Teil Oberschlesiens eine Förde- 
zung von nur 11,1 Mill. t aufwies. 

Deutlich zeichnen sich die Jahre 1915, 1919 und 1923 
als Tiefpunkte der Steinkohlenförderung ab. Der Förder- 


1) Die Verminderung der Arbeiterzahl im Braunkohlen- 
bergbau bei ansteigender Förderung im Jahre 1924 ist auf die 
Ausbildung der maschinellen Förderung beim Braunkohlen- 
tagebau zurückzuführen. 


und in Niederschlesien 
Stunden, in Oberschles 
betrug die Schichtdauer 9% 
10 und in Sachsen 8 
Stunden. Die Revoluti 
brachte die siebenstündige Schichtdauer, die bis Ende 1% 
beibehalten wurde. Heute ist die Schichtdauer mit A@ 
nahme von Westoberschlesien, wo sie 8,5 Stunden betrag 
auf 8 Stunden festgesetzt. Will man sich ein Bild über & 
Leistung des Arbeiters machen, so muß man diese a% 
die Stunde berechnen. Für den Ruhrbezirk sind d 
Zahlen in der Tafel 1 zusammengestellt. Das Jahr 
wurde wegen seiner schweren Vergleichbarkeit nicht bä 
rücksichtigt. Es zeigt sich also für die in Rede stehen 
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Zahlentafel 1. 
Arbeitsleistungen im Ruhrkohlenbergbau, 


1924 


Förderung pro Kopf und Stunde = 
g 


1913 | 


1922 | 
kg 


kg 
der Gesamtbelegschaft . . . 110 


der Arbeiter unter Tage 136,5 
B Hanes. . 22.0. 208 


84,4 
118,3 
227,1 


107,1 
134,9 
238,4 


Zeitspanne ein beträchtlicher Rückgang der Arbeitsleistung 
pro Kopf der Gesamtbelegschaft, während sich die Lei- 
stung des Hauers über den Vorkriegsstand hinaus ge- 
hoben hat. Dies erklärt sich durch Verschiebungen inner- 
halb der Belegschaft, durch die technische Vervollkomm- 
nung der Arbeit des Hauers und durch die Vermeh- 
rung der Arbeiterzahl, die bei der Förderung der Kohle 
beschäftigt ist. Erst das Jahr 1924 bringt eine bedeu- 
tende Besserung der Leistung auch der Gesamtbelegschaft. 
Es verdient aber hervorgehoben zu werden, daß 1913 bei 
einer Steinkohlenförderung von rund 190 Mill. t eine Ar- 
beiterzahl von 622000 Mann beschäftigt war, während 
im Jahre 1922 eine Belegschaft von 708000 Mann eine 
‚Fördermenge von nur rund 130 Mill. t Steinkohlen erzielte, 

Es ist von vornherein klar, daß die Bewegungen der 
Förderung im vorliegenden Zeitraum nicht allein von 
dem in normalen Zeiten entscheidenden Faktor, dem 
Bedarf, diktiert wurden. Krieg, Revolution, Ausstände, 
- Ruhrkampf und vor allem die Reparationslieferungen be- 
wirkten, daß die Förderung dem Bedarf zu keinem Zeit- 
punkt entsprach. Unter dem Wirtschaftszwang des Krieges 
mußte notgedrungen die Kohlenbilanz Deutschlands eine 
verändertes Gesicht erhalten: Förderrückgang infolge des 

 Frontdienstes der Bergarbeiter, Verkümmerung der Kohlen- 
ein- und -ausfuhr infolge der Blockade. 

Vor dem Kriege stand Deutschland an zweiter Stelle 
hinter England in der europäischen Kohlenproduktion. 
Die Produktion der europäischen Länder war 1913 
folgende: $ ' 

4 England 292 Mill.t 

Deutschland . 190,7 » 

Frankreich 14,1 

Belgien NV RB 

BEOHHENL a) ur A 1,9 
Tschechoslowakei 14,3 
Oesterreich-Ungan . . 1,4 

Bo Te O 

Rußland re: 
SPENDE A 
Uebrige Länder... 43 


(Kürzt man die deutsche Förderung um diejenige der 
‚verlorenen Gebiete, so verringert sie sich auf 140,8 Mill. t, 
die Förderung Frankreichs steigt auf 57,3 Mill. t, die 
Polens auf 41,6 Mill. t). 

Deutschland konnte vor dem Kriege seinen Bedarf 
‚nicht nur decken, es hatte auch einen beträchtlichen Aus- 
führüberschuß (vergl. Zahlentafel 2 bis 4) zur Verfügung, 
Zur eigenen Förderung kam noch die aus Zahlentafel 2 

ichtliche Einfuhr, 

Ein- und Ausfuhr kleiden sich heute zum Teil in die 
Form eines Austauschgeschäftes Kohle gegen Kohle, so 
vor allem mit der Tschechoslowakei, in geringerem Maße 

t Polen und Holland. Anderseits beherrscht die eng- 
ische Kohle seit jeher die deutschen Küstengebiete der 
lord- und Ostsee, wohin sie auch heute wieder gelangt, 
nicht so sehr ihres etwas niedrigeren Preises wegen, 
sondern infolge der billigeren Seefracht. Daher erweist 


Zahlentafel 2. 


Deutschlands Kohleneinfuhr in den Jahren 
1913 bis 1923. 


Stein- 
kohlen?) 
in 1000 t 


Rohbraun- 
kohlen?) 
in 1000 t 


1913. 
1914 . 
1915 , 2 669 
EIDE Se: St, een 1518 
UL WER Be ar er I ut: 651 
Uo SR E EE er 233 
EL A O ea nee E 48 
TORE E a i ne a 336 
1921. . T a a A A 940 
1922 . 14 146 2036 
1923 . 25712 1487 


3) Koks in Steinkohlen, Braunkohlenbriketts in Rohbraun- 
kohle umgerechnet. 


11 360 
6 976 


7350 
6021 
5574 
5686 
4202 
3183 
1900 
2358 
2767 


Zahlentafel 3. 
Deutschlands Kohlenausfuhr einschl. Repara- 
tionslieferungen in den Jahren 1913 bis 1923. 


Steinkohlen 
und Stein- 
kohlenbriketts 
in 1000 t 


Braun- 
kohlen 
in 1000t 


6433 60 861 
3858 47 805 
3714 39 522 
4134 37 502 
3004 25 353 
2409 31 243 
1924 13 172 
5412 38 1444 
5461 | 38 992 
7457 16 1103 
2781 8 533 


Braunkohlen- 
briketts 
in 1000 t 


Koks 
in 1000t 


1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 
1920 
1921 
1922 
1923 


36 901 
29 166 
18 066 
20 768 
16 026 
13 575 

5824 
15 755 
19 335 
14 643 

5628 


Zahlentafel 4. 


Deutschlands Reparationslieferungen an 
Kohle in den Jahren 1919 bis 193. 


Insgesamt 
(Koks wie 3:4 
in Kohle um- 

gerechnet) 


in 1000 1 


Braun- 
kohlen- 
briketts 


Stein- 


kohlen Koks 


in 1000 t | in 1000 t | in 1000 t 


1919 
September/Dezember 
1920 8713 
12 105 
9590 
4402 


1217 976 153 
4358 1244 
4402 628 
6524 665 
2454 199 


2672 
15 468 
18 603 
18 954 
7 8823) 


1921 
1922 
1923 


3) Reparationslieferungen zuzüglich geraubte Mengen. 


sich heute noch die staatliche Kontingentierung der Ein- 
fuhrmengen als notwendig, um die Einfuhr in normalen 
Grenzen zu halten. 

Bald nach Kriegsbeginn stand die deutsche Wirt- 
schaft unter dem Zeichen des Kohlenmangels, hervor- 
gerufen durch eine teilweise Umstellung der Belegschaft 
auf ungelernte Kriegsgefangene und durch Ernährungs- 
und Transportschwierigkeiten. Neu auftretender Verbrauch‘ 
für notwendige Kriegsindustrien, vor allem die Stickstoff- 
erzeugung, absorbierte die verfügbaren Mengen. Die 
staatliche Verteilung der Brennstoffe wurde daher zur 
Notwendigkeit, und im Februar 1917 wurde ein »Reichs- 
kommissar für die Kohlenverteilung« bestellt. 
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Die Bedeutung der staatlichen Verteilung erwies sich 
nicht nur während des Krieges, sondern vor allem auch 
nach Abschluß des Versailler Vertrages, der Deutschland 
schwere Verpflichtungen zur Kohlenlieferung an die 
Ententemächte auferlegte. So wurde die Nachkriegszeit 
erst zur eigentlichen Krise. Die Einwirkung der Revo- 
lution auf die Arbeiter, die Herabsetzung der Schicht- 
dauer um 1!/ bis 3 Stunden, Ernährungsschwierigkeiten 
bei der Bergarbeiterschaft, das Darniederliegen fast der 
gesamten Weltkohlenproduktion, die dauernd steigenden 
Anforderungen der Entente, der Verlust Lothringens und 
der Saar stürzten Deutschland in eine bis dahin noch 
nicht gekannte Brennstoffnot, Trotz des Währungsverfalls 
verlangte der Stand der deutschen Industrie gebieterisch 
die Einfuhr fremder Kohle, die sich 1922 (Zahlentafel 2) 
weit über die normale Einfuhr Deutschlands in seinen 
alten Grenzen von 1913 erhob. Diese Einfuhr, die unge- 
fähr der Deutschland von der Entente entzogenen Menge 
(Zahlentafel 4) entsprach, untergrub weiter die deutsche 
Währung, da sie in Devisen bezahlt werden mußte, wäh- 
rend die Reparationslieferungen ohne Bezahlung zu er- 
folgen hatten. Da diese vom Gesichtspunkt der Handels- 
und Zahlungsbilanz nicht als Ausfuhr gewertet werden 
können, ist Deutschland von einem Kohlenausfuhr- zu 
einem Kohleneinfuhrland geworden. 

Der Mangel an Steinkohle, die während des Krieges 
für die hochwichtige Rüstungs- und Ernährungsindustrie 
vorweggenommen wurde, hatte die minderwichtigen In- 
dustrien auf den Verbrauch minderwertiger Brennstoffe 
hingewiesen. Hierdurch erhielt die Braunkohlenför- 
derung einen gewaltigen Ansporn, allerdings erst nach- 
dem die Technik die für den Verbrauch minderwertiger 
Brennstoffe notwendigen Spezialfeuerungsanlagen (Trep- 
pen-, Mulden-, Kaskadenrostieuerung u.a.m.) ausgebildet 
hatte, Selbst Werke, die außerhalb der Braunkohlenreviere 
lagen (Hanomag, Hannover; Großkraftwerk Franken) stell- 
ten sich auf Rohbraunkohle und Braunkohlenbriketts um, 
Andere Industrien wählten ihren Standort in den Braun- 
kohlenrevieren selbst. Das deutsche Braunkohlenbrikett 
stellt sich in seinem Brennwert zur Steinkohle ungefähr wie 
2:3, Braunkohlenbriketts haben 4600 bis 4800 Kalorien ge- 
gen etwa 7000 Kalorien der Fettförderkohle, Das Verhält- 
nis der Heizwerte der Rohbraunkohle und der Steinkohle 
ist wie 2:9. Die Verwendung der Braunkohle war beson- 
ders für die elektrische Krafterzeugungsindustrie, die kera- 
mische und Textil-Industrie, vor allem in Bayern, Sachsen 
und der Lausitz rationell, Beachtenswert ist, daß. die Steis 
gerung der Brikettherstellung von 1920 bis 1922 (vgl. 
Abb. 1) nicht Schritt hält mit der Rohbraunkohlenförde- 
rung. Der Grund hierfür ist die stärkere Umstellung von 
Braunkohlenbriketts verbrauchenden Werken auf Rohbraun- 
kohle gegenüber der Umstellung der Verbraucher von 
Steinkohle auf Braunkohlenbriketts. Die Entwicklung der 
Förderungstechnik bahnte der Rohbraunkohle den Weg 
zum stärkeren Verbrauch. Die Erkenntnis, daß sich mit 
einem minderwertigen Brennstoff die Wirtschaft rationeller 
gestalten läßt als mit einem hochwertigen, bewog die 
Industrie, der Braunkohle höhere Beachtung zuzuwenden. 
So ist hier aus der Not des Krieges mit Hilfe der Technik 


ein rationeller Brennstoff in die Praxis eingeführt wo 
den, der die Steinkohle entbehrlich macht, Etwas Neues 
ist entstanden! 

Die Besetzung der Ruhr war von einschneidender Wii 
kung äuf die deutsche Kohlenförderung, die besonders im 
den besetzten Revieren gewaltig zurückging. So war die 
Monatsdurchschnittsförderung der Ruhr folgende: 


1913 . . 9545 Tausend t 
1914 . 8188 » » 
1915 . 7231 » » 
1916 . 7847 » » 
1917 . . 8254 » » 
1918 : «19905 » » 
1919 . 5007 » » 
1920 N » » 
1921 . 7811 » » 
1922 . 8046 » » 
1923 . 3510 » » 
1924 . 7838 » » 


Das Kölner Braunkohlenrevier hatte 1922 eine Monats 
durchschnittsförderung von 3193000 t, 1923 von 20730006 
Allen Anstrengungen der Einbruchsmächte zum Trotz sch 
das Jahr 1923 mit einem ungeheuren Fehlbetrag in 
Kohlenförderung. Die nicht besetzten Kohlenreviere fő 
derten 1923 nur normal. Die fehlenden Mengen muß 
durch Einfuhr beschafft werden, die dann auch zu eno; 
Höhe anstieg (Zahlentafel 2). Besonders England war & 
Lieferant. — Die Kohlenbeute Frankreichs und Belgi 
während der Ruhrbesetzung belief sich einschließlich 
Förderung der in feindliche Regie genommenen Zechen 
auf rund 5 Mill, t Steinkohlen. An Braunkohlenbriketts 
wurden rund 174000 t erbeutet. 

Die die Gewalt ablösenden Micumverträge, die im 
November 1923 zustande kamen, bewirkten eine Steigerung 
der Ruhrförderung von 2Mill.t im November auf 4,3 Mill,t 
im Dezember 1923. Das Ueberarbeitsabkommen von Mitte 
Dezember 1923, das die Schichtdauer von 7 auf 8 Stu 
erhöhte, bewirkte weiter, daß sich die Förderung im Jahre 
1924 in normalen Grenzen bewegte und dem Bedarf ge 
recht wurde, 
+ Seit dem Londoner Abkommen steht die deutsche. 
Kohlenförderung unter dem Zeichen des Wirtschafts 
schwungs, der durch die Stabilisierung der Währung hei 
vorgerufen wurde. Hatte schon die Ruhrbesetzung die 
deutsche Industrie schwer erschüttert, so brachte die feste 
Währung zunächst Kohlenpreise, die weit über den Welt- 
marktpreisen lagen. Die zehnjährige Periode des Kohlen 
mangels hatte ihr Ende gefunden. Es besteht zurzeit die 
Möglichkeit, den heimischen Bedarf durch die deu 
Förderung zu decken. Auch die Ententelieferungen h 
durch das Londoner Abkommen für Deutschland ein an 
deres Gesicht erhalten als früher. Die Kohlenlage erlaubt 
es, die Ententelieferungen ohne Schädigungen des Inlande 
auszuführen. P, 

Als dauernde Veränderungen gegenüber den Verhäle 
nissen vor dem Kriege sind vor allem zu verzeichnen der 
Verlust der Kohlenreviere und die dauernd negative Kol- 
lenbilanz, [sisi] 
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Die Ursachen des Lieferungsrückganges im deutschen Kohlenbergbau. 
Von Steiger Halbfell, Buer i. Westf., Vertreter der bergbaulichen technischen Angestellten im Reichskohlenrat. 


Inhalt: Die Gründe für die Abnahme der Gesamtförderung und des Lieferungsanteils pro Mann im deutschen Kohlenbergbau, die 
= - sich aus einem Vergleich der Zahlen des Jahres 1913 mit denen der Nachkriegszeit ergibt, sind meist Kriegsfolgen von 


wirtschaftlicher und politischer Natur. 


Die im Verhältnis zu den Werten der Vorkriegszeit 
yielen Industrien immer noch geringere Leistung des 
inzelnen Arbeiters, auf die Zeiteinheit bezogen, gibt nach 
vor zu ernsten Besorgnissen Anlaß, Wenn sich auch 
im deutschen Bergbau die Verhältnisse in letzter Zeit stark 
< gebessert haben, so ist doch nicht zu verkennen, daß 
bis zum Jahre 1924 der Lieferungsrückgang so stark 
var, wie ihn die Geschichte des deutschen Bergbaues 
"bisher nicht kannte. Das Problem ist sowohl für die am 
_ Bergbau unmittelbar Beteiligten als auch für die Gesamt- 
wirtschaft deswegen so wichtig, weil von der Lieferung 
je Mann und Schicht in Verbindung mit der Lohnhöhe 
ie Preisbildung der Kohle, besonders der Steinkohle, 
wesentlich abhängt. Die wirtschaftlichen Kämpfe im Berg- 
werden durch dieses Problem stark beeinflußt, ja 
ohnfragen und Fragen der Arbeitszeit sind oft nur 
Fragen der Lieferung je Mann und Schicht, 
Die örtlichen Verhältnisse sind bei aller grundsätz- 
en Gemeinsamkeit sehr verschieden. Beim Braun- 
‚kohlenbergbau liegen die Dinge völlig anders als beim 
ohlenbergbau. Die Verhältnisse im Ruhrbergbau 
reologisch, soziologisch, kulturell usw.) sind anders als 
- Oberschlesien und Mitteldeutschland. Selbst inner- 
alb eines Revieres weisen einzelne Grubengruppen nahezu 
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elter oder Gesamtbelegschaft. 4. Lieferungsanteil je Hauer und Ge- 
‚dingeschlepper. 5. Lieferungsanteil je Untertagearbeiter. 


iegsleistung auf, während andere um so stärkeren 
gang zeigen, 

Ebenso, wie die Ursachen des Lieferungsrückganges 

r ihr Gewicht teilweise strittig sind, ist die Höhe des 

ges selbst strittig. Die Gründe hierfür liegen 

in den Mängeln der Statistik an sich, die im Berg- 

zahlreich sind, und dann in der verschiedenen Wahl 

Jahres der Vorkriegszeit, mit welchem man die Kriegs- 

d Nachkriegszeit vergleicht. Daß der Vergleich mit der 

(riegszeit und teilweise auch mit der Nachkriegszeit 

en der vollkommen veränderten Produktions- und 

terverhältnisse angreifbar ist, dürfte unbestritten sein, 

fon 1909 bis 1913 ist z. B. im Ruhrbergbau der Jahres- 

‚ranteil eines Arbeiters dauernd gestiegen, so daß 


Auch die Entwicklung des ausländischen Kohlenbergbaues zeigt die gleiche Tendenz. 


sich das Bild ändert, sobald man von einem anderen Jahre 
ausgeht. Der Einfachheit halber fußt der folgende Ver- 
gleich in allen Bezirken auf dem Jahre 1913 als dem letzten 
vollen Friedensjahr, da Durchschnittswerte mehrerer Vor- 
kriegsjahre, die besser vergleichbar wären, nicht vor- 
liegen. Von einer Betrachtung aller deutschen Bergbau- 
bezirke kann man absehen, weil die nachfolgend aufge- 
führten Bezirke die wichtigsten sind und sich in den 
übrigen Bezirken ein ähnliches Bild ergibt. 

Die Gewinnung und Belegschaft im Ruhr- 
bezirk entwickelte sich von 1913 bis 1925 nach den An- 
gaben in Tafel 1. Wie aus ihr hervorgeht, ist die Förder- 
ziffer von 1913 trotz erhöhter Belegschaftsziffer noch nicht 
wieder erreicht, 


Tafel 1 (Abb. 1). 
Förderung und Belegschaftsstärke im Ruhr- 
bezirk 1913 bis 1925. 


Förderung 


gesamt arbeitstäglich 
1000 t t 


Gesamt- 
belegschaft !) 


1913 
1914 
1915 
1916 
1917 
1918 
1919 
1920 
1921 
1922 


114 550 
98 260 
86 795 
94 164 
99 081 
95 977 
70 946 
88 256 

94 115 
97 346 

1923 42 746 

1924 94 072 
1925 Januar ES 379 000 472 605 
1925 Februar Er 350 000 472 181 

1) Für die Jahre 1913 und 1914 ohne Kranke und Be- 
urlaubte einschl. technische Beamte, seit 1915 einschl. Kranke 
und Beurlaubte ohne technische Beamte. 

2?) einschl. Kriegsgefangene, die von 1915 bis Anfang 

1919 beschäftigt waren. 


Tafel 2 (Abb. 1). 


Lieferungsanteil eines Arbeiters je Schicht 
im Ruhrbezirk®) 1913 bis 1925, 


Gesamt- Hauer und Ge- Untertage- 
- belegschaft dingeschlepper arbeiter 


kg vH kg vH kg vH 


379 840 
325 634 
287 638 
312 838 
327 244 
317 280 
235 701 
291 755 
311 381 
322 873 
141 777 
309 703 


409 182 
382 869 
317 879°) 
371 446 
424 632 
435 763 
432 083 
496 559 
547 330 
552 188 
544 515 
467 307 


1913 884 
1914 840 
1915 856 
1916 796 
1917 760 
1918 754 
1919 616 
1920 579 
1921 585 
1922 591 
1923 324 
1924 807 
1925 Januar 849 96,04 | 1802 | 101,92 | 1119 | 96,38 
1925 Februar | 846 95,70 | 1811 | 102,45 | 1122 96,66 
3) Bis 1920 O.B.B. Dortmund, ab 1921 gesamter Ruhr- 
bezirk; ab 1924 ohne die zum niedersächsischen Wirtschafts- 
gebiet zählenden Zechen. 


100,00 
95,02 
96,83 
90,05 
85,97 
85,29 
69,68 
65,50 
66,18 | 1400 
66,86 | 1425 
36,65 | 875 
91,29 | 1736 


1768 
1735 
1862 
1743 
1642 
1667 
1495 
1376 


100,00 
98,13 
105,32 
98,59 
92,87 
94,29 
84,56 
77,83 | 798 
79,19 | 808 
80,60 | 814 
49,49 | 471 
98,19 | 1079 


1161 
1118 
1162 
1115 
1069 
1068 

902 


100,00 
96,30 
100,09 
96,04 
92,08 
91,99 
77,69 
68,73 
69,60 
70,11 
40,57 
92,94 


ee 
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Das Ausmaß des Lieferungsrückganges der Arbeiter 
zeigen Tafel 2 und Abb, 1 (Quelle: »Glückaufe). Rechnet 
man die Belegschaft ohne Arbeiter der Nebenbetriebe, so 
wird das Ergebnis in den einzelnen Jahren um 0,5 vH 
besser, 
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Abb. 2. Jahresförderung und Belegschaftsstärke in West- und 
Ost-Oberschlesien und im mitteldeutschen Braunkohlengebiet. 


1. readen West-Oberschlesien. 2. Jahresförderung Ost-Ober- 
schlesien. 3. Belegschaftsstärke West-Oberschlesien. 4. Belegschafts- 
stärke Ost-Oberschlesien. 5. Jahresförderung mitteldeutsches Braun- 
kohlengebiet. 6. Belegschaftsstärke mitteldeutsches Braunkohlengebiet. 


In Oberschlesien haben sich die Verhältnisse 
ähnlich wie im Ruhrgebiet entwickelt. Zum Vergleich 
ist in der Tafel3 (Abb. 2) (nach Berichten des Reichs- 
kohlenrates) neben West-Oberschlesien auch Ost-Ober- 
schlesien aufgeführt, um gleich zu zeigen, welchen Förder- 
ausfall das Deutsche Reich durch den Verlust Ost-Ober- 
schlesiens hatte. 


Tafel 3, 
Förderung und Belegschaft in Ober- 
schlesien 1913 bis 1924. 


monatliche 
Förderung 


West- Ost- West- Ost- West- Ost- 
Oberschlesien Oberschlesien Oberschlesien 
1000 t 1000 t 
| 
1913 11119 | 32682 926 2724 | 31739 91 610 
1914 9428 | 27 829 786 2319 30 476 89 988 
1915 9744 | 28 555 812 2380 27 583 88 082 
1916 10 041 | 31 944 837 2662 | 33658 | 101 309 
1917 | 10464 | 32478 872 2707 | 37479 | 110071 
1918 9647 | 30 235 804 2520 37 961 | 112140 
1919 6211 | 19578 518 1631 | 39043 | 108.098 
1920 7889 | 23 879 657 1989 42 037 | 125 538 
1921 7285 | 22 383 607 1865 | 46168 | 137 922 
1922 8835 | 25575 736 2131 | 48220 | 144 605 
1923 8745 | 26480 729 2207 | 48497 | 148711 
1924 10 900 | 23 824 908 „= 41 849 = 


Jahresförderung Belegschaftsziffer 


Die Betrachtung des Lieferungsanteils eines Arbei- 
ters je Schicht ergibt nach Berichten des Reichskohlen- 
rates und der Zeitschrift »Glückauf« das Bild der Zahlen in 
Tafel 4 für West-Oberschlesien. Der Lieferungsanteil hat 
sich in letzter Zeit ähnlich wie der des Ruhrgebietes ent- 
wickelt, nachdem hier wie dort einige wesentliche Ur- 
sachen des Lieferungsrückganges beseitigt sind. 

Von den Gebieten des deutschen Braunkohlen- 
bergbaues kann für die Untersuchung der Bezirk 
»Mitteldeutschland westlich der Elbe einschl, Kassel« als 
größter und für einen Durchschnittsvergleich geeignetster 


und Wirtschaft 


Tafel 4. 
Lieferungsanteil eines Arbeiters je Schie 
in West-Oberschlesien 1913 und 1922 bis 195 


Gesamt- Arbeiter 
Jahr belegschaft unter Tage 


kg | vH kg | vH 


Hauer 


1913 1135 100 1633 6730 
1922 613 54 930 4372 
1923 625 55 923 4367 
1924 933 82 1309 6009 
1925 Januar | 1026 90 1419 6567 


Tafel 5, 
Förderung und Belegschaft im mittel- 
deutschen Braunkohlengebiet 1913 und 
1917 bis 1924. 


Jahresförderung Pe Belegschafts- 


in 1000 t in 1000t Eo 


1913 38 635 3220 | 42 457 
1917 44 076 3673 | _ 

1918 46 425 3869 _ 
1919 42 158 3513 69 240 
1920 50 451 4203 86 212 
1921 53 964 4498 85 373 
1922 59 074 4923 82 355 
1923 55 677 4640 83 275 
1924 55300 | 4608 64 000 


Bezirk gewählt werden. Nach Berichten des Reichskohlem 
rates lauten die Zahlen der Förderung und Belegschaft für 
diesen Bezirk, wie in Tafel 5 (Abb. 2) angegeben ist. 

Der Lieferungsanteil je Mann und Schicht entwick: 
sich im Preußischen Oberbergamtsbezirk Halle (für 
Umfang der Tafel 5 liegen Ziffern leider nicht vor) ge 
mäß den Zahlen in Tafel 6. 


Tafel 6. 
Lieferungsanteil eines Arbeiters je Sch 
im Braunkohlenbezirk Halle 1913 und 
1920 bis 1923. 


Atbeiter insgesamt 


im unter- | im | Arbeiter Arbeiter 
Jahr irdischen Tagebau- unter Tage | im Tageb 
Betrieb betrieb 


| vH | kg | vH kg | vH | kg 


1913 | 3733 | 100 | soss 100 | 4898 | 100 | 6280) 100 


1920 | 2295 | 62 | 2629 | 52 | 1978 | 61 | 3565 


1921 | 2188 59 | 2705 | 54 | 3152 | 64 | 3958 
1922 | 2342 63 | 3088 | 61 | 3383 | 69 | 4581 
1923 | 2276 61 | 2893 | 57 | 3218 | 66 | 4437 


Bei Betrachtung der Zahlentafeln sieht man, daß di 
Lieferung der für den Bergbau typischen Arbeiterkategor 
der Hauer, am wenigsten zurückgegangen ist. Sie hat 
Ruhrbergbau die Lieferung des Jahres 1913 wieder errei 

Tafel 7 enthält Angaben über den Lieferung sal 
teil der Gesamtbelegschaft je Mann 
Schicht im ausländischen Bergbau, wol 
beachten ist, daß die Zahlen nur für das betreffende I 
nicht aber für die Länder untereinander, vergleich 
sind, da die Grundlagen der Statistik begreifliche 
in den einzelnen Ländern verschieden sind. 

Mathematisch genau festzustellen, welchen Anteil a a 
dem Lieferungsrückgang der eine oder der andere Grum 
hat, ist kaum möglich, da stets mehrere Gründe zusam 
gewirkt haben und mancher dieser Faktoren erst 
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Tafel 7. 
jerungsanteil eines Arbeiters je Schicht 
im Ausland 1913 und 1919 bis 1924. 


Steinkohlen-Bergbau Braunkohlen- 


bergbau 
Tschecho- 
slowakei 


Frank- Holland 
reich Belgien Jahres- 


kg lieferung 


England 


| 1031,2 193 2190 

= 164 1477 

- 168 1355 

848,8‘) 157 1470 

929,6 172 1630 

921,9 569 | 196 1972 

3. Viertelj. 4 

o | — — = 
Streik vom 4. April bis 2. Juni, 


g eines vorhergehenden ist. Es haben in der be- 
en Zeit nicht immer gleiche Verhältnisse vorge- 
so daß Vergleiche für die Leistung des einzelnen. 
ers nicht gut möglich sind, Lediglich die Schwan- 
en des Lieie rungsanteils des einzelnen 
ters sind zu betrachten, ohne daß es generell mög- 
aus einem Rückgang des Lieferungsanteils auf ein 
en der Leistung der Arbeiter, bei einer Zunahme 
teigen der Leistung der Arbeiter zu schließen. 
hrend des Krieges bewirkten die Einziehung 
Ben Teils der besten Arbeitskräfte, die Wirkungen 
nterernährung infolge der Hungerblockade, die Ein- 
von Kriegsgefangenen und weniger guten, in der 
bergfremden Leuten, die Heraufsetzung des In- 
ters und vielfach gedrückte Stimmung eine Ver- 
g des Lieferungsanteils je Arbeiter, Verminde- 
Ausbesserungs- und Vorrichtungsarbeiten sowie 
2 Belegung besserer Flöze zugunsten einer höheren 
rderung konnten diese Wirkungen nur zum Teil 
ichen. 
ch dem Kriege kehrten die hochwertigen Ar- 
von denen ein Teil gefallen, ein Teil kriegs- 
war, bei weitem nicht vollständig und nicht mit 
‚Arbeitsfähigkeit zum Kohlenbergbau zurück. Berg- 
Leute mußten weiterhin in großen Massen ein- 
t werden, Die innere Ruhe zur Arbeit war durch 
n- und innenpolitischen Ereignisse, durch die 
im Staatsleben und vielfache wirtschaftliche 
ufs schwerste beeinträchtigt. Die Ernährungs- 
haben sich gegenüber der Blockadezeit stark 
t, wenn sie auch die der Vorkriegszeit noch nicht 
erreicht haben dürften. Die Statistik der Gesund- 
linisse im Ruhrbezirk zeigt nach den Bekannt- 
m des »Allgemeinen Knappschaftsvereins zu 
folgendes Bild: 


Zahl der Erkrankun- | Zahl der Todesfälle 

gen auf 100 Mit- | auf 10000 Mitglieder 

glieder der Kranken- | des Allgemeinen 
kasse Knappschaftsvereins 


61,8 
71,0 


+ 14,8 vH 


tersstufen hat sich im allgemeinen bedeu- 

hlechtert; im wesentlichen deshalb, weil im 
wie in der gesamten männlichen Bevölkerung 
ands, infolge des Krieges gerade die mittleren 


Altersstufen am stärksten zurückgegangen sind. Ein wei- 
terer Grund hierfür war das Abwandern vieler rüstiger 
Arbeiter wegen der höheren Löhne in andere Industrien, 
Aus dem Ruhrgebiet wanderten starke Teile der polnischen 
Belegschaft ab, Nach einem dem Verfasser vorliegenden 
Bericht war auf einer ‚sächsischen Grube mit 2000 Ar- 
beitern der Anteil der Arbeiter über 50 Jahre seit 1913 
von 9,7 auf 18 vH der Gesamtbelegschaft gestiegen. Auf 
einer westfälischen Grube ergab sich folgender Vergleich: 


am 1. Dezember 
1922 


am 1. Dezember 


Arbeiter im Alter von 1913 


16 bis 20 Jahren 
20 » 30 » 


259 
783 915 

30 » 40 >» 824 630 

40 » 50 » 314 701 

50 » 60 >» 68 299 

über 60 » 10 84 
Nach Inkrafttreten des neuen Reichsknappschaftsgesetzes ist ein 

Ausscheiden älterer Bergarbeiter zu verzeichnen. 
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Unstreitig hat der Währungsverfall mit all 
seinen Folgen, wie fortgesetzte Unruhen durch neue Lohn- 
und Gedinge- (Akkord-) Festsetzungen, Entwertung des 
Lohnes bis zum Empfang, Entwertung von Ueberschichten- 
oder sonstigen Mehrerlösen für besondere Anstrengungen, 
Sinken der Kaufkraft des Lohnes, Nachlassen des Spar- 
triebes, einen Teil des Sinkens des Lieferungsanteils ver- 
ursacht, Der mangelnde Spartrieb hat besonders jüngere 
Arbeiter dauernd zu größeren Ausgaben veranlaßt, wäh- 
rend Familienväter in Not waren. 

Die Autorität der Beamten und auch der Werk- 
leitungen hatte stark gelitten. Die zulässigen Geldstrafen 
waren infolge des durch die Inflation verringerten Geld- 
wertes wirkungslos. Demobilmachungsbestimmungen ver- 
hinderten teilweise die früher möglichen Mittel zur Wie- 
derherstellung der Manneszucht, und auch das Verhält- 
nis von Mensch zu Mensch, das für die Leistung eines 
Betriebes oft von größter Bedeutung ist, hatte stark gelitten. 

In Oberschlesien traten die politischen Un- 
ruhen anläßlich der Abstimmung und des nach ihrem 
Ergebnis nicht erwarteten Ueberganges des größten Teiles 
dieses deutschen Gebietes an Polen hinzu. Die Woh- 
nungsnot, verschärft durch die starke Vermehrung 
der Belegschaften, wirkte ungünstig auf die Leistungs- 
fähigkeit des einzelnen Arbeiters, Die in unzureichen- 
den Wohnungen untergebrachten Bergarbeiter finden nicht 
genügend Ruhe,‘ Durch verlängerte Anmarschwege von 
Bergarbeitern, die teilweise in weiter Entfernung unter- 
gebracht werden mußten, trat vorzeitige Ermüdung ein, 
Alle diese Gründe mußten natürlich den Arbeitswillen 
ungünstig beeinflussen. 

Während des Krieges waren die Betriebsmittel 
stark heruntergewirtschaftet. Dieser Zustand ist nicht 
nur wieder gebessert, sondern der Stand der tech- 
nischen Einrichtungen überragt den von 1913 
bezüglich der Qualität der Maschinen; und sowohl die 
Anzahl der in Betrieb befindlichen Arbeitsmaschinen als 
auch die Höhe der benutzten PS sind stark gestiegen. 
Die betriebliche Organisation ist einwandfrei, so daß Be- 
schwerden auf diesem Gebiete nur noch unvermeidliche 
Einzelerscheinungen sind, 

Die Lohn- und Tarifpolitik muß sich natürlich 
ebenfalls auf die Lieferung des einzelnen Arbeiters aus- 
wirken, Die Untertagearbeiter im Bergbau haben trotz 
ihrer schweren, gefährlichen und gesundheitsschädlichen 
Arbeit bis heute vergeblich darauf gewartet, Spitzen- 
löhne zu verdienen, Die Löhne anderer Indusirien, die in 
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ihrer Preisbildung frei waren, wie z, B. die Metall-, Bau- 
und Textilindustrie übertrafen und übertreffen auch heute 
noch vielfach die des Bergbaues, Diese Tatsache muß 
verstimmend und leistungsmindernd wirken, Infolge der 
Gestaltung der Löhne fehlte zeitweise der Anreiz zur 
Hauerarbeit. Nach Auffassung der Bergbauunternehmer 
hat die Durchführung der Tarifverträge, die dem Ar- 
beiter die Verantwortung für seinen Verdienst und seine 
Arbeit teilweise abnehmen und sie in die Hände der 
verhandelnden Parteien legen, die Leistung gehemmt. 
Nach Auffassung der Arbeitergewerkschaften dagegen hat 
der bei der Durchführung der Tarifverträge seitens der 
Unternehmer eingenommene Standpunkt, daß Tariilöhne 
Höchstlöhne seien, die Leistung gedrückt, Eine volle 
Auswirkung des besonders im Steinkohlenbergbau immer 
noch weit ausgedehnten Gedingewesens wurde nach Auf- 
fassung der Unternehmer beeinträchtigt durch die Ein- 
führung von Grundlohn, Mindestlohn und Durchschnitts- 
lohn, nach Ansicht der Arbeitergewerkschaften durch zu 
häufige Gedingekürzung, 

Der am meisten umstrittene Punkt ist die Arbeits- 
zeitverkürzung, Der Kenner eines industriellen Be- 
triebes weiß, daß der Arbeitserfolg des einzelnen Ar- 
beiters nicht allein von der Arbeitszeit abhängt, sondern 
daß daneben der Stand der Betriebseinrichtungen, Art des 
zu bearbeitenden Materials, Leistungswille, körperliche 
Leistungsmöglichkeit und viele andere Dinge eine Rolle 
spielen. Das gilt natürlich auch für den Bergbau, und 
gerade in der Zeit der größten Verkürzung der Ar- 
beitszeit haben einige der schon besprochenen und noch 
zu besprechenden Ursachen am Lieferungsrückgang mit- 
gewirkt, weshalb sich der Lieferungsrückgang infolge 
Verkürzung der Arbeitszeit zahlenmäßig nicht festlegen 
läßt. Die Verkürzung der Arbeitszeit im deutschen und 
ausländischen Bergbau wird durch die Angaben für die 
Arbeitszeit einschl, der Ein- und Ausfahrt für die Unter- 
tagebelegschaft bzw. für die unmittelbar bei den Braun- 
kohlengewinnungsarbeiten beschäftigten Bergarbeiter in 
Tafel 8 nachgewiesen. Die durch die verkürzte Arbeits- 
zeit notwendig gewordene Vermehrung der Ueber- 
tagebelegschaft mußte natürlich den Lieferungs- 
anteil, auf den einzelnen Mann berechnet, verringern, 
da alle diese Kräfte ja nicht produktiv, sondern unpro- 
duktiv eingesetzt werden mußten. Diese Verminderung 
des Lieferungsanteils hat daher durch den relativ wieder 
günstigen Lieferungsanteil der Hauer nicht wett gemacht 
werden können. 

Die während des Krieges als Folge der erhöhten Aus- 
nutzung der Betriebe zurückgebliebene Aus- und Vor- 
richtung war wieder nachgeholt, als mit der Besetzung 


Tafel 8, 
Arbeitszeit im deutschen und ausländischen 
Bergbau in Stunden 1913, 1922 und 1924, 


West- | Braun- | 
Ober- | kohlen- | 
schlesien| gebiet 
unter | westlich 
Tage | der Elbe | 


Ruhr- 
gebiet 
unter 
Tage 


Eng- | Frank- | Hol- 
land) | reich land 
unter unter | unter 
Tage Tage | Tage 


Jahr 


1913| 8,5 
1922| 7 7,5 8 7 8 8 8 
1924| 8 8,5 9 bis12 7 Eig 8 

5) In England rechnet die Seilfahrtzeit nicht zur Schicht- 
zeit. Die Seilfahrtzeit beträgt nach der einen amtlichen 
Lesart im Durchschnitt 37 Minuten, nach einer anderen so- 
gar 42 Minuten, welche, um mit dem Ruhrgebiet oder Ober- 
schlesien verglichen werden zu können, der oben angegebenen 
Arbeitszeit zugezählt werden müssen. 


9bis10 10bis 12 | 8 9 | 9 9 


des Ruhrgebiets im Januar 1923 für den Ruhrberg 
abermals eine neue Zeit der Schwierigkeiten anbrach, O 
Wirkungen der Besetzung auf die Ruhrbevölkerung $ 
noch in frischer Erinnerung. Anfangs hielten ein Teil 
Gruben die Arbeit in ihren Betrieben aufrecht. Aber D 
wurde die Arbeit überall eingestellt. Eine Beschäftigt 
der Arbeiterschaft fand nur in geringem Ausmaße si 
so daß nach Aufhebung des passiven Widerstandes 
Arbeiterschaft erst langsam wieder an eine volle 
spannung ihrer Leistungsfähigkeit gewöhnt werden mul 
Von diesem Zeitpunkt an setzte eine ruhige Ent 
ein, so daß man von einer normalen Zeit reden kön 
wenn nicht die großen Absatzschwierigkeiten eine wW 
Ausnutzung der Lieferungsmöglichkeiten behinderten 
Der deutsche Braunkohlenbergbau, d 
Förderziffern zwar stark gestiegen sind, hat, wie 
aus der Tafel des Lieferungsanteils ersichtlich ist,- 
falls unter einem Teil der vorstehenden Schwierigke 
gelitten, Seine von den Steinkohlenrevieren ve 
dene geographische Lage und seine für den größten 7 
der Förderung völlig anders gearteten Gewinnungsmel 
den brachten natürlich eine Reihe von anderen U; 
für den Lieferungsrückgang mit sich, Der techni 
bau der Braunkohlenwerke, besonders die gesteig 
wendung von Abraumgeräten und Kohlengewinnw 
schinen wie Kohlenkratzen, Eimer- und Löffelbagger ( 
Zahl sowohl wie nach Größe), Verbesserung im 
portwesen und viele andere Vorteile wurden teil 
dadurch aufgewogen, daß die Abraumarbeiten, d, 
Fortschaffung des über der Braunkohle lagernden Da 
gebirges, wegen des mit dem Fortschreiten des Ab 
der Braunkohle immer ungünstiger werdenden 
nisses von Flözmächtigkeit zum Deckgebirge, un) 
tive Arbeit in steigendem Maße erforderten. 
Teilweise war Mangel an geschultem A 
sichtspersonal vorhanden, und die politischen U 
ruhen erreichten in Mitteldeutschland zeitweilig -æi 
Höhepunkt, wie ihn das übrige deutsche Reich 
kannte, Infolge dieser und anderer Umstände hat 
Mitteldeutsche Braunkohlenbergbau unter starkem A 
wechsel zu leiden, der die für den Braunkohle) 
besonders geartete Ausbildung der einzelnen Arbei 
nötig erschwerte. — Ob durch Aenderung der A 
methoden und andere Organisation der Gruben die 
rung der Arbeiterschaft in ungünstigem Sinne be 
wurde, wird sich nicht nachweisen lassen, 
Aber nicht nur im deutschen Bergbau, sondern 
im ausländischen Bergbau ist ein mehr od 
niger großer Rückgang des Lieferungs 
je Mann und Schicht zu verzeichnen. Betrachtet man 
Zahlen der Tafel 7, so sieht man, daß die Tendenz di 
Ziffern mit der des Lieferungsanteils im deutschen 1 
bau übereinstimmt. Es handelt sich also bei der 
des Lieferungsrückganges nicht um eine nationale 
nung, was ja auch verständlich ist, wenn man 
daß die dem Lieferungsrückgang zugrunde liegen 
hältnisse z, T. in allen vom Kriege mittelbar oder ummi 
bar betroffenen Staaten zu finden sind, y 
Dieses darf jedoch für den deutschen Bergba 
Grund zur Untätigkeit sein, sondern er hat alles ® 
bieten, um den Lieferungsanteil zu erhöhen, so 
dazu angewandten Mittel mit den Interessen des dei 
Volkes vereinbar sind. Denn der Lieferungsanteil 
Arbeiters in der Arbeitszeiteinheit wird immer einer 
wesentlichsten Faktoren für die Beeinflussung des Pre 
sowohl der Kohle als auch anderer Produkte bleiben 
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Die deutschen Kohlenpreise. 
Von Dr. P. Krebs, Berlin-Lichterfelde. 


Inhalt: Die Kurve der Kohlenpreise als Spiegel der Konjunktur und Weltereignisse. — Wirkungen des Krieges und seiner 


Folgen auf die Kohlenwirtschaft, — 


Die Konjunkturforschung ist in Deutschland eine noch 
recht junge Wissenschaft. Hervorragende Theoretiker 
des 18, und 19. Jahrhunderts, Klassiker der Nationalöko- 
nomie, waren Deutsche; aber die exakte Wirtschaftsfor- 
schung wurde von den Angelsachsen bereits gepflegt, als 
die wichtigste Voraussetzung dieser Wissenschaft, die 
"Statistik, bei uns noch in den Anfängen steckte, Daher 
findet man auch in England die besten Unterlagen für 
eine rückblickende Betrachtung der modernen Wirtschafts- 
entwicklung. 

Mit den großen technischen 
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Inflation und Stabilisierung als Faktoren der Preispolitik. — Die heutige Preislage. 


angesehen wurden, was je im Leben der Völker ge- 
schehen war. 

Die Entwicklungstendenz der deutschen Kohlen- 
preise seit 1870 war die gleiche wie die der englischen 
(Abb. 2). Konjunkturen und Krisen fallen zeitlich zusammen, 
ein Kennzeichen für den internationalen Charakter unseres 
Wirtschaftsorganismus, Seit den neunziger Jahren scheint 
die Syndikatsbildung nivellierend auf die Preise gewirkt zu 
haben, Aber auch der scharfe Wettbewerb auf dem Welt- 
markt, bei dem das Kostenprinzip gegen den Monopolge- 


Entdeckungen und Erfindungen 
wurden Kohle und Eisen die 


E 


Gi ndpfeiler für die Industrialisie- 
1 der Welt, für die moderne 


en wirtschatt und schließlich 
unsere ganze heutige Lebens- 


und die zweite große Epoche 
‚der »abendländischen« Kultur. Ihr 


Markt steht in unmittelbarer Wech- 
selbeziehung zur Konjunktur, zu 
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Hausse und Baisse, den »Atem- 
Zügen der Wirtschaft«; er ist das 
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älteste Konjunktursymptom. Auf- 
zeichnungen alter gemeinnütziger 
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stitute in London berichten, daß 
man dort in den Jahren 
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701 bis 1766 im Durchschnitt 30 sh Do 
1767 » 1789 » 32 » 


1790 > 1803 » 35 > 


für eine englische Tonne Kohlen bezahlte, Man kann 
stetige Anziehen der Preise mit dem sinkenden Geld- 
wert und dem Problem der Edelmetallversorgung in Zu- 
nenhang bringen, Offenbar haben aber die Umwäl- 
zungen in Frankreich und die Napoleonischen Kriege den 
arkt stark beunruhigt (Abb. 1). Denn als die Groß- 
hte sich um das politische und wirtschaftliche Gleich- 
cht in Europa ernstlich bemühten, glichen sich lang- 

m auch die Warenpreise aus. Aber Europa war auch 
schöpft und verarmt, und gleichzeitig fand die Ma- 
enarbeit Eingang in die gewerblichen Betriebe, So 

en die Preise innerhalb 20 Jahren auf etwa ein Drittel. 
dieser Höhe hielten sie sich viele Jahrzehnte hindurch, 

í nur die großen Kriege und die Konjunkturen, die 
Shweren Geld- und Industriekrisen vorausgingen, brachten 
übergehende Aenderungen. Wie schwer dann der Welt- 
die Wirtschaft erschütterte, zeigt das steile Ansteigen 
Preiskurve in den letzten Kriegsjahren. Man hatte 

r wirtschaftliche Katastrophen wie die, an der die Welt 

ute noch krankt, für unmöglich gehalten; aber gerade 
il unsere Wirtschaft so hoch entwickelt, tausendfältig 
elt und fein abgestimmt war, unterbrach der Krieg 

so heftiger den Rhythmus der internationalen Arbeit 
verursachte ganz beispiellose Preisschwankungen, 

t wenn die Entwertung des englischen Geldes berück- 
tigt wird, ist der englische Kohlenpreis vom Jahre 1920 
her als zur Zeit der Napoleonischen Kriege, deren wirt- 
aftliche Auswirkungen bis dahin als das Unerhörteste 
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Abb, 1. 
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Die Konjunktur der 
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englischen Kohle 1805 bis 1925. 
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Abb. 2. Die deutschen Kohlenpreise seit 1870. 

danken ankämpite, ließ zwischen dem Hoch und dem Tief 
der Preise eine sehr geringe Spanne, ; Gerade diese Gren- 
zen, die für manche Industrien unerträglich eng gezogen 
wurden, verschärften die Erbitterung, die zu der gewaltigen 
Entladung im Weltkrieg führte, 

Man muß die Preispolitik des deutschen Kohlenberg= 
baues während des Krieges als durchaus maßvoll 
bezeichnen. Als geschlossener Handelsstaat ging 'Deutsch- 
land zur Bedarfsdeckungswirtschaft über und verwirk- 
lichte als erster Staat die leitenden Gedanken des klass 
sichen Sozialismus, die in der Folge unserem ganzen Zeit» 


ee 
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alter ihr Gepräge aufdrücken sollten. Der geringe Waren- 
austausch mit dem Auslande hatte zur Folge, daß das 
deutsche Geld auf den auswärtigen Geldmärkten nur wenig 
geringer bewertet wurde. In den Jahren 1914 bis 1917 
blieben die Goldmarkpreise auf einer gleichmäßigen Höhe, 
die nicht einmal der Warenverknappung Rechnung trug 
(Abb. 3). Erst gegen Ende des Jahres 1917 wirkte sich die 
Teuerung stärker in den Preisen aus, nachdem schon im 
Sommer desselben Jahres der Kohlenmangel die Bewirt- 
schaftung dieses wichtigen Rohstoffes durch den Reichs- 
kommissar für die Kohlenverteilung notwendig gemacht 
hatte. Allerdings ist der größere Betrag der Preissteige- 
rung zu Lasten der Kohlensteuer zu buchen, die vom 1, Ok- 
tober 1917 ab in Höhe von 20 vH erhoben wurde und dem 
Staate erhebliche Einnahmen schuf, Nominell wurden 
die Preise von Zeit zu Zeit, meist aus Anlaß einer in der 
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war krank und konnte sich unter der Last der Verpi 
tungen aus dem Versailler Diktat naturgemäß nicht erl 
Die Zahlungsmittel, die die Notenpresse schuf, verni 
teten das. Vertrauen des Auslandes. Das Bestreben, & 
Inlandsmarkt in der Hand zu behalten, veranlaßte die F 
gierung zu drakonischen Maßnahmen gegenüber allen B 
mühungen des Privaten, seine Vermögenswerte zu 
halten. Noch nahezu drei Jahre lang blieb das Ve 

des Inlandes auf das entwertete deutsche Geld höh 
das des Auslandes, Es sind also fast nur börsenf 
nische Momente, die den sägenförmigen Verlauf der 
kurve in den Jahren 1921 und 1922 bestimmen. Di 
bilisierungsbestrebungen im Frühjahr 1923 näherter 
Kohlenpreise wieder dem Weltmarktniveau, Im ül 
lagen sie durchweg noch weit unter den Friedenspre 
Dabei ist zu berücksichtigen, daß von den Verkaufsp: 
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Abb. 3. Die deutschen Kohlenpreise im Kriege (in Goldmark), 


Lebensmittelteuerung begründeten Lohnsteigerung, herauf- 
gesetzt, Die Verschlechterung der deutschen Währung 
im Frühjahr 1918 und der unglückliche Kriegsausgang 
brachte den Realwert der Preise zum Sinken. Noch mehr 
wurde im Jahre 1919 der Realwert der Preise durch den 
schwankenden Kurs des deutschen Geldes beeinflußt, Die 
Unternehmer waren inzwischen durch das Reichsgesetz 
zur Regelung der Kohlenwirtschaft zu Zwangssyndikaten 
unter einheitlicher Leitung zusammengeschlossen und wur- 
den durch den paritätisch zusammengesetzten Reichskohlen- 
rat überwacht. Die freie Preisstellung war nunmehr unter- 
bunden. Sie wurde der Gegenstand heftiger Interessen- 
kämpfe, da ja die öffentliche Meinung, die in den maß- 
gebenden Körperschaften durch die Kohlenverbraucher und 
die Arbeitnehmerschaft vertreten war, das Problem von der 
Geldseite her betrachtete und das schleichende Gift der 
Inflation noch nicht erkannte. Tatsächlich war damals und 
auch noch in den folgenden Jahren die innere Kaufkraft 
des deutschen Geldes soviel höher als die äußere, daß 
der plötzliche Absturz der Preise in der zweiten Hälfte 
des Jahres 1919 nur das Bild zeigt, das der kaufende Aus- 
länder sah. É 

Mit verzweifelten Mitteln und unter ungeheuren Opfern 
seitens der privaten Vermögen suchte Deutschland die 
Finanznot nach dem Kriege zu überwinden. Im Jahre 
1920 gelang es noch vorübergehend, das gesamte Preis- 
niveau etwas zurückzuschrauben. Die Summen, die dem 
Staate aus Vermögenssteuern jeglicher Art zuflossen, er- 
möglichten selbsttätig eine Verbesserung der Finanzlage, 
Der Kurs der Mark hob sich, innere und äußere Kaufkraft 
glichen sich aus und die Preise nahmen die Richtung auf 
den Weltstandard (Abb. 4). Aber der Wirtschaftskörper 
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Abb. 4. Goldwert des Verkaufspreises für Ruhrkohle in den 
der Inflation (nach den Ermittlungen des Statistischen Reichsas 


die der Darstellung in Abb, 4 zugrunde gelegt sind, 1 
20 vH und vom 1. April 1922 ab sogar 40 vH des ] 
preises einschließlich Umsatzsteuer als Kohlenstew 
Abzug zu bringen sind, Und da der feste Kaufprei 
Gewohnheit und aus rein technischen Gründen erst 
Zeit nach Abschluß des Kaufes beim Verkäufer eing 
erhielt er nur mehr einen Bruchteil des Verkaufswi 
Es gab Zeiten, in denen der Bergbau die Kohle 
zehnten Teil des Friedenspreises hergeben mußte, 
wurden verbraucht oder wanderten ins Ausland, und 
eingehenden Gegenwerte vermochten nicht einmal 
angelegte Vermögen zu erhalten. Die Inflation s 
eine Scheinkonjunktur, welche die deutsche Wi 
arm machte, Schließlich griff die Wirtschaft zur 
hilfe und dachte und rechnete nur noch in Ware; 
der Geldwert war nur noch von der einen Kursn 
zur nächsten beständig. Noch ehe der Staat wei 
dige Zahlungsmittel schuf, rechnete die Wirtschaft” 
beständig. Die Phasenverschiebung zwischen äußeret 
innerer Kaufkraft verschwand. Risikoprämien für P 
geldzahlungen verteuerten jede Ware; jede Preisiord 
war überspannt. Die Kohlensteuer fiel. Trotzdem ke 
die Kohle das Dreifache des Friedenspreises. > 
derung wertbeständiger Zahlung wandte das Blatt zu 
gunsten des Käufers, der nun seine Zahlungen 
auffüllen mußte, bis die während des Zahlungsv 
eingetretene Geldentwertung ausgeglichen war. Die h 
Kobhlenpreise machten der Scheinkonjunktur ein 


“und schalteten Deutschland aus dem internationalen W 


bewerb aus, = 
Auf dem Weltmarkt hatten sich inzwischen gr 

Wandlungen vollzogen. Während des Krieges erlebte i 

allem die englische Kohle eine noch nie dagewesene H 
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junktur. Denn da Deutschland nur noch in beschränkten 
Mengen und nur im Austausch gegen Nahrungsmittel und 
andere unentbehrliche Güter Kohlen an das Ausland abgab, 
Frankreichs und Belgiens größter Kohlenbezirk besetzt und 
Rußland aus verkehrtechnischen Gründen zum Export un- 
fähig war, gewann die englische Kohle eine Monopolstel- 
lung auf dem europäischen Markt, Die Blockade verteuerte 
die Lebensmittel, Arbeiterunruhen gefährdeten die Kriegs- 
Rohstoffversorgung. Nach deutschem Beispiel nahm daher 
"die englische Regierung die Zwangsbewirtschaftung der 
wichtigsten Güter auf, war jedoch genötigt, in der Preis- 
festsetzung der Teuerung weit mehr Rechnung zu tragen, 
als dies in Deutschland geschah. Im Inland galten Höchst- 
preise, den Verbündeten wurden gestaffelte Preise gewährt, 
und die Neutralen mußten jeden Preis zahlen. Aus dieser 
Konjunktur der Kohle wußte die englische Regierung sich 
eine reichlich fließende Einnahmequelle zu schaffen, indem 
sie den Zechenbesitzern nur einen Teil des Mehrpreises 
überließ. In den ersten Jahren der Nachkriegszeit ver- 
L schärfte sich der Kohlenmangel durch verringerte Arbeits- 
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‚ Abb. 5. Kohlenpreise in Deutschland und England 1912 bis 1924, 


leistung und soziale Unruhen. Der Warenhunger des Aus- 
Tandes ließ die Preise zunächst noch höher emporschnellen. 
in einigen Monaten des Jahres 1920 wurden für Export- 
kohle 150 sh/t gezahlt; das war unter Berücksichti- 
` des Disagios des englischen Geldes noch mehr als 
das Zehnfache des Friedenspreises (Abb. 5). Aber zu 
diesen Preisen war der Auslandsmarkt nicht mehr auf- 
T mahmefähig. Gleichzeitig brachten die Sozialisierungs- 
ersuche der englischen Regierung derartige finanzielle 
Mißerfolge, daß alle dahin zielenden Bestrebungen mit 
dem Einverständnis der Arbeiterschaft abgebrochen wurden 
"und der freie Wettbewerb Platz greifen konnte, Haupt- 
sächlich auf dem Umwege über Frankreich erschien jetzt 
‚auch wieder die deutsche Kohle auf dem Markt. Da die 
Reparationslieferungen mit ganz unangemessenen Werten 
gutgeschrieben wurden, war die deutsche Kohle auch nach 
weiten Landtransport noch so billig, daß auf dem 
Weltmarkt ein katastrophaler Preissturz eintrat. Mit einer 
> beispiellosen Arbeitslosigkeit begann da die große Welt- 
Krise, aus der sich nur die kräftigsten Staaten mit ge- 
y Währung retten konnten. Nur im Anfang des 
Jahres 1923 belebte sich der englische Kohlenmarkt, als 
deutschen Lieferungen infolge der Arbeitseinstellung 
im Ruhrgebiet ausfielen. 

Als die deutsche Kohle wieder auf dem Markt erschien, 
sah sich der englische Bergbau zu weiteren Preisnache 
lissen genötigt. Der Kohlenmangel war plötzlich besei« 


tigt. In der Zeit der Kohlennot hatten andere Länder, die 
im Frieden ihren Kohlenbedarf vorwiegend aus der Ein- 
fuhr deckten, wie z. B. Holland, ihre eigenen Vorkommen 
aufgeschlossen. Wasserkräfte wurden ausgebaut, die 
Wärmewirtschaft verringerte den Bedarf, der Kohlenver- 
brauch in der Schiffahrt ging durch die zunehmende An- 
wendung der Oelfeuerung stark zurück; die deutschen 
Hochöfen verarbeiteten statt der Minette vorwiegend 
höherwertige Schwedenerze und verbrauchten infolgedessen 
ebenfalls geringere Brennstoffmengen. Die gesamte euro- 
päische Industrie war schwach beschäftigt. Als die eng- 
lische Kohle zur Zeit der Stabilisierung die deutsche bis 
weit ins Land hinein, ja sogar in den Revieren selbst unter- 
bot, mußten auch die deutschen Preise, die durch die 
Finanzuot übersteigert waren, weichen (Abb, 6). Die Ruhr- 
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1923 1924. 


Preis der Ruhr-Fettförderkohle seit der Stabilisierung. 


fettförderkohle, die seit je die Grundlage für die Preise 
der anderen Kohlen bildete, kostete 


im September 1923 , 38,46 G.-M. 
Anfang 194 . . . 20,60 » 
seit Ende 1924 . 15,00 » 


und führt heute noch einen schweren Kampf gegen die 
englische, die bei gleicher Güte etwa 15 bis 16 sh 
kostet und bei diesem Preis in den deutschen Seehäfen 
Die deutschen Kohlenpreise 1914 
Kohlensorte iii 
Mit 
Ruhr-Fettförderkohle 11,25| 15,00 | 33,2 
>» -Fettkohle bestmeliert 12,50 | 17,50 | 40,— 
» -Fett- und Gasstückkohle è 13,50 | 20,— | 48,3 
» -Fett- und Gasflammkohle Nuß I und Ii 13,75 | 20,50 | 49,1 
ee e » Nuß II. 13,50 | 18,75 | 38,9 
we > Nuß IV, 13,— | 17,50 | 34,6 
» gew. Anthrazit Nuß I. 20,25 | 33, — | 63 
>» > > Nuß I. 24,25| 38,— | 56,8 
»» » Nagi. 18,— | 26,— | 44,5 
».» » Nuß IV . 11,50) 15,— | 30,5 
» -Großkoks I 3 17,—| 24,— | 41,2 
» „Brechkoks I 19,— | 27,50 | 44,8 
> Briketis I - x 13,75 | 17,— | 23,6 
Oberschlesische Stückkohle r 15,10 | 16,75 | 10,9 
Niederschlesische Stückkohle . 19,— | 22,30 | 17,4 
Niederlausitzer Förderbraunkohle 2,70) 3,—| 11,1 
» Braunkohlenbriketts 8,68 | 11,55 | 33,2 
Mitteldeutsche Förderbraunkohle 2:90| 3,25| 12,1 
» Braunkohlenbriketis. 7,50 | 11,55 | 54 
im Durchschnitt | 36,2 
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vorherrscht; denn während die deutschen Landfrachten der allgemeinen Preissteigerung, Während des Kriege 
noch weit über den Friedenssätzen liegen, haben die eng- war diese Differenzierung der Preise fast völlig verwisch 
lischen Seefrachten nahezu den Friedensstand erreicht. worden, : Besonders augenfällig äußerte sich diese Veränd 
Die zurzeit gültigen Preise der wichtigsten rung in der Bewertung der wegen ihrer Körnung und i 
deutschen Kohlensorten zeigt die Zahlentafel. Die schle- Hinblick auf den Verwendungszweck sehr verschied, 
sische Kohle und die Rohbraunkohle sind nur wenig teurer artigen Magerkohlen (Abb, 7). Die Preise wurden nie 
prozentual, sondern 
7 einen festen Betrag 
1 fördergrusskohle _ |59 Anthrazit NußT höht. Dadurch rückten 
2 förderkahle 25 vH 7 gem Anthrazit Nubi sie im Verhältnis näh 
3 förderkohle 35 vH —\ 8 gew. Anthrazit No3 IT zusammen, und so war 
+ melierte Kohle 45v | 3 gew. Anthrazit Nul IF — Ende 1919 fast jeder Unter- 
I — O i P ungen. Feinkahle ———— schied verloren gegan 


71 gem felnhahle __| _ Die Preisstelle des Rei 
kohlenrats hat dann pi 
mäßig eine Neugrupp 
rung vorgenommen 
ist bei den besten Sorten 
über das Wertverhältnis 
der letzten Friedensjahre 
sogar noch hinausgeg 
gen. Es wäre zu 
schen, daß auch bei 
billigeren Sorten eine 
Bere Differenzierung ei 
trete; denn diese ist Vo 
aussetzung für den E 
der so dringend noi 
digen Wärmewirtse) 
Je billiger die ge: 
Sorten sind, desto gröl 
ist der Anreiz, sie durch 
die neuzeitlichen Methe 
A s z - y m = 35 F der Schwelung, 
enstaubfeuerung u. d 
Abb, 7. Veränderung in der Bewertung der einzelnen Magerkohlensorten des westlichen Ruhrreviers. nutzbar A machen, d 
durch billige Kraft zu 
als im Frieden, Die erstere findet in den neuen Grenzen, winnen, die Selbstkosten zu verringern und die We tb 
die das Versailler Diktat im Osten gezogen hat, nur werbfähigkeit zu heben. Je mehr schlechte Kohle im. 
schwer Absatz, und der Braunkohlenbergbau will offen- Inland nutzbringend und wirtschaftlich verbraucht 
bar der wenig entgegenkommenden Tarifpolitik Rechnung desto eher ist dann auch der Bergbau in der Lage, d 
tragen und den Ausfall an den Rohkohlenpreisen durch Brennstoffe von guter Sortierung zu konkurrenzfä 
den günstigeren Absatz von Briketts wettmachen. Auch Preisen im Ausland abzusetzen, dadurch unsere Han 
noch nach der neuesten Preisregelung liegen die Preise bilanz zu verbessern und der Gesundung und Belebi 
für die höchstwertigen Sorten weit über dem Durchschnitt unserer gesamten Wirtschaft zu dienen, [i 
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Die Selbstkosten der Kohle. 


Von Heinrich Löffler, Berlin, 
Vertreter der bergbaulichen Arbeiter im Reichskohlenrat und Direktor des Reichskohlenverbandes, 
Inhait; Die Kohlenpreise, die der Reichskohlenverband in Verbindung mit dem Reichskohlenrat festsetzt, können nicht schemati 
bestimmt werden, da die Zusammensetzung der Selbstkosten von Faktoren abhängig ist, die örtlich ganz verschieden 
Zahlenbeispiele zeigen, daß für die Verschiebung unter den Selbstkostenanteilen der Kohle gegenüber den Verhältnissen vor dem Kı l 
die Belastung durch Steuern und Abgaben und der starke Rückgang des Anteils der Löhne und Gehälter charakteristisch sind. 


Im Frühjahr 1919 wurde das Kohlenwirtschafts- Nach ihnen sind die Besitzer der Kohlenbergwerke eine 
gesetz geschaffen, Ziel dieser Gesetzgebung war: Ge- jeden Bezirkes verpflichtet, sich zu einem Kohlensynd 
meinwirtschaft in Form der Selbstverwaltung durch Ar- kat zusammenzuschließen, und die Syndikate haben 
beitgeber, Arbeitnehmer und Verbraucher, Die Leitung dann zum Reichskohlenverband zu verein 
der Kohlenwirtschaft wurde einem Reichskohlenrat Dieser hat u,a. die Kohlenpreise »unter Berü 
übertragen, der in seiner Zusammensetzung den Richt- gung der Vorschläge der Syndikate und der Inte 
linien des Kohlenwirtschaftsgesetzes entspricht. Ob diese der Verbraucher« zu bestimmen und zu veröffentli 
Gesetzgebung ihrer Zweckbestimmung gerecht oder nicht Die ihm gestellte Aufgabe ist nicht immer leicht zu I 
gerecht geworden ist, ist hier nicht zu prüfen, denn die Interessen der Syndikate und der Verbrauel 

Die Nationalversammlung hatte nur ein Rahmengesetz sind nicht gleichartig. Um diesem preisbestimmende 
gegeben, zu welchem Ausführungsbestimmungen erlassen Organ den Anschein einer reinen Interessenvertretur 
werden mußten, die am 1, September 1919 in Kraft traten. zu nehmen, beschloß der Reichskohlenrat in einer & 
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12. Mai 1920 stattgefundenen Vollversammlung, dem nur 
aus den Kohlensyndikaten bestehenden Reichskohlenver- 
band seinen großen Ausschuß als ein bei Preisanträgen 
mitbeschließendes Organ beizugeben, In ihm spiegelt 
sich in kleinerem Ausmaß die Zusammensetzung des 
Reichskohlenrates wieder. Er besteht aus 6 Bergwerks- 
und 6 Bergarbeitervertretern, 9 Vertretern der Kohlenver- 
braucher und 2 des Kohlenhandels, Beide Körperschaften 
beraten in gemeinsamer Versammlung, stimmen aber ges 
trennt ab. Nur solche Anträge gelten als angenommen, 
für die eine Mehrheit in beiden Organen gestimmt hat, 
Um über die Art der Kohlenpreisfestsetzung auch die 
weitere Oeffentlichkeit zu unterrichten, wurden diese Vor- 
bemerkungen gemacht, 

Die Festsetzung der Kohlenpreise kann nicht nach 
einem Schema erfolgen, denn die Gestehungskosten 
sind nicht nur von Bergwerkbezirk zu Bergwerkbezirk, 
sondern auch schon von Zeche zu Zeche zu verschieden, 
In erster Linie werden sie durch den Förderanteil 
des einzelnen Mannes, der unrichtigerweise oft als Lei- 
stung bezeichnet wird, bestimmt, Die Höhe der Förde- 
rung ist kein absoluter Maßstab für die Leistung des Berg- 
arbeiters. Schlechtes brüchiges Gebirge erfordert vor- 
sichtige Ausbau- und vermehrte Reparaturarbeiten, Das 
Arbeitsquantum der auf solchen Gruben tätigen Arbeiter 
ist meistenteils größer als das jener Arbeiter, die in 
gutem feststehendem Nebengestein abbauen, aber der 
Förderanteil ist geringer, Ihn als Leistungsmaßstab anzu- 
sehen, ist daher falsch, Schlechte geologische Ver- 
hältnisse erfordern erhöhte Vorsicht beim Abbau, mehr 
Material und vor allem mehr Grubenholz, Auch durch 
diese Momente werden die Gestehungskosten stark beein- 

ußt, 
. Die Gestehungskosten in ihren wesentlichsten Bestand- 
teilen einigermaßen zu kennen, ist die erste Vorbedin- 


gung für eine gerechte Kohlenpreisbemessung 


ind -beurteilung. Leider fehlt es an einer aller Kritik 
widerstehenden Genauigkeit. Hundertprozentige Genauig- 
keit dürfte für ein großes Bergwerkgebiet wie etwa das 
rheinisch-westfälische kaum zu erlangen sein, Die Eigen- 
art des Bergbaues, die großen Schwankungen der Betriebs- 
ergebnisse, die Verschiedenartigkeit der Buchführung, das 
Durcheinanderwerfen von Begriffen, die zwar wortgemäß 
allgemein üblich und dennoch verschieden zu werten sind 
(beispielsweise Abschreibungen), machen eine lückenlose 
Genauigkeit für ein großes Revier unmöglich, Sie ist 
natürlich auf den einzelnen Bergwerken und auch in den 
großen geschlossenen Konzernen zu finden, Diese Quellen 
stehen aber nicht zur allgemeinen Einsicht offen. Auch 
die Wirtschaftslage übt einen großen Einfluß auf die Ge- 
stehungskosten aus, Werden infolge Absatzstockungen 
Feierschichten eingelegt, wie dies leider jetzt der Fall 
ist, dann erhöhen sich die Gestehungskosten, weil ge- 
wisse Elemente in gleicher Höhe gedeckt werden müssen 
wie in einer Förderschicht (z.B. Generalkosten, Kosten 
der Wasserhaltung und Luftventilation, Steuern usw.). 
Auch die Gutachten von bergtechnischen und unabhängigen 
Sachverständigen, die sich in wochenlangen Untersuchun- 
gen mit der Feststellung der Gestehungskosten für ein- 
Zeine Bergwerkreviere befaßten, enthalten keinen Ge- 
nauigkeits-, sondern auch nur einen Annäherungswert, 
Nach diesen notwendigen Feststellungen sollen nunmehr 
Einzelheiten folgen. 

An erster Stelle interessiert das rheinisch-west- 
fälische Steinkohlengebiet, weil in ihm zurzeit 
rd, 75vH der Steinkohlenmengen Deutschlands gewonnen 
werden. Nach einem Gutachten eines Sachverständigen 


aus dem Bergbau, das 1923 im Auftrage des Reichskohlen- 
rates erstattet wurde, hat der Nettodurchschnitts- 
erlös 1913 für eine Fördertonne Ruhrkohle 11M betra- 
gen. Bei dieser Feststellung wurde angenommen, daß 
die geförderte Menge abgesetzt und bezahlt wurde, Tat- 
sächlich ist dies nicht der Fall, denn für den Zechen- 
selbstverbrauch wird gar kein Erlös und für Deputatkohle 
an Arbeiter und Beamte nur ein Teilerlös erzielt, Für 
unsere Vergleichszwecke ist dies zunächst gleichgültig. 
Der Gutachter kam zu folgender Aufteilung des Erlöses 
je Fördertonne, 


1. Löhne... . „ 5BivH= 561M 
2. Materialien... 5» = 165» 
3, Generalkosten. . 3» = 1,43» 
4. Abschreibungen . 10» = 1,10» 
5. Gewinne . . . 11% 1,21 » 


Summe 100 vH = 11,00M. 


Von 15 vH Materialien entfallen nach dem angezogenen 
Gutachten auf Holzkosten 6vH; an 13vH Generalkosten 
sind die Beamtengehälter mit 4vH, die Sozialversicherung 
und freiwilligen Aufwendungen für Wohlfahrtszwecke mit 
5 vH, Steuern und Abgaben mit 3 vH und die Verwal- 
tungskosten mit 1vH beteiligt. Zu bemerken ist, daß 
der tatsächliche Verkaufspreis höher war als 11M, denn 
7vH der Nutzförderung wurden im Zechenselbstverbrauch 
und durch die Abgabe von Deputatkohle aufgebraucht. 
Ferner ist von diesem Nettoerlös die Syndikatsumlage be- 
reits abgesetzt. 

Eine andere Berechnung, und zwar über Absatztonne 
und Fettförderkohlenpreis, führt zu annähernd denselben 
Ergebnissen und ist auch in allgemeiner Benutzung. Der 
Förderanteil eines Ruhrbergarbeiters — hier Bergarbeiter 
im erweiterten Sinne, aber ohne Arbeiter in den Koke- 
reien und bei der Nebenproduktengewinnung gemeint — 
hat 1913 im Jahresdrußßschnitt 934kg betragen, Davon 
wurden 7vH=65kg für Deputatkohle und im Zechen- 
selbstverbrauch verwandt, so daß der Schichtabsatzanteil 
eines Arbeiters 869kg betrug. Der Durchschnittsiohn der 
Ruhrbergarbeiter betrug 5,60M. Daraus ergibt sich, daß 
die Absatztonne mit 6,43M Arbeiterlohnkosten belastet 
war. Zur Begleichung der Beamtengehälter wurden 8vH 
der Arbeiterlohnkosten = 0,51M benötigt, Die Arbeiter- 
lohnkosten und der Anteil der Beamtengehälter belief sich 
somit auf 6,94M je Absatztonne; Der Preis für eine Tonne 
Fettförderkohle betrug 1913 zu Jahresanfang 12M. Er 
ging bis zum Schluß des Jahres auf 11,25M zurück, Der 
Jahresdurchschnittspreis dieser Standardsorte hat bei 
11,60M gelegen. Davon wurden 6,94 M =59,82vH für 
Arbeiterlöhne und Beamtengehälter benötigt, während zur 
Deckung der sonstigen Kosten und Erzielung eines Ge- 
winnes 4,66 M = 40,18 vH verblieben. In der Nähe des Ver- 
hältnisses von 60 vH des Fettförderkohlenpreises für Ar- 
beiterlöhne und Beamtengehälter zu 40vH für alle ande- 
ren Elemente hat sich mit nur ganz geringen Schwankun- 
gen die Aufteilung des Fettiörderkohlenpreises viele Jahre, 
vielleicht Jahrzehnte hindurch bewegt, Die Ausgleichung 
hat auch in der Inflationszeit bis August 1922 Bestand ge- 
halten. Dann aber kam sie bedenklich ins Gleiten, und 
zwar zum Nachteil der Arbeiterlöhne und Beamtenge- 
hälter. 

Es ist wertlos, sich mit den Zahlen der Infla- 
tionszeit in längeren Ausführungen zu befassen, Darum 
nur kurz ein Bild aus jener wechselvollen Zeit. Bis August 
1922 waren die Anteile der Gestehungskosten in dem 
viele Jahre hindurch beobachteten Verhältnis, 60vH für 
Arbeiterlohnkosten und Beamtengehälter und 40vH für 
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alle übrigen Faktoren, bestehen geblieben. Die dann 
schärfer einsetzende Inflation warf alle Erfahrungssätze 
über Bord. Der Erlös der Zechen für eine Tonne Fett- 
förderkohle betrug ab 1.November 1922 5425,96 Papier- 
mark. Nach dem damaligen Durchschnittsiohn und Ab- 
satzeffekt je Schicht war eine Absatztonne mit 2334,64 
Papiermark Arbeiterlohnkosten und Beamtengehaltsantei- 
len belastet, Das waren nur noch 43,03vH des Netto- 
erlöses der Zechen, gegenüber 60 vH unter normalen 
Verhältnissen. Der Lohn- und Gehaltsanteil ist mit der 
fortschreitenden Inflation noch weiter gesunken und hat 
zeitweilig noch nicht einmal mehr 30vH des Zechen- 
erlöses betragen. Der damals vom Reichskohlenverband 
festgesetzte und veröffentlichte Verkaufspreis enthielt 
Bestandteile, die nicht dem Bergbau, sondern dem Reich 
zugeführt wurden. So u.a. 40 vH Kohlensteuer, Beitrag 
zum Bau von Bergmannsheimstätten usw. Der Fettför- 
derkohlenpreis von 8114 Papiermark ab 1. bis 15. Novem- 
ber 1922 teilte sich wie folgt auf: 


Lohn- und Gehaltsanteile 2334,64 Papiermark = 28,77 vH 
SonstigeGestehungskosten í 
und evtl. Gewinne . . 3091,32 » = 31 » 

Steuern, Heimstättenbei- 
trag und Handelsrabatt 2688,04 » = 3341373 
Summe 8114,00 Papiermark = 100 vH 


Diese Zahlen erbringen den Nachweis, daß der da- 
mals heftig kritisierte Kohlenpreis nicht von den Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern des Bergbaues verschuldet 
wurde, sondern seine Höhe infolge hoher Abgaben er- 
langte. Aber war denn der Preis überhaupt hoch? Nach 
dem durchschnittlichen Dollarkurs für November 1922 
umgerechnet, hatte er eine Höhe von 6,58Goldmark, 
Die hier kurz aus‘ der Inflationszeit gegebenen Zahlen 
haben keinen praktischen, sondern nur noch Erinnerungs- 
wert. Sie sollen auch damit > sein. 

Wie oben ausgeführt, ergaben unter normalen Ver- 
hältnissen die Arbeiterlöhne und Beamtengehälter den 
wesentlichsten Anteil der Gestehungskosten. Das nor- 
male und aus der früheren Zeit jahrelang beobachtete 
Verhältnis war bis zum Jahresende 1924 noch nicht 
wiedergekehrt. Nach Angaben in der Berg- und Hütten- 
männischen Zeitschrift »Glückauf« betrug der Förderanteil 
eines bergmännischen Belegschaftsmitgliedes je Schicht 
im Dezember 1924: Im Ruhrrevier 888kg, in Westober- 
schlesien 1022 kg, in Niederschlesien 617 kg und im Frei- 
staat Sachsen 522kg. Die großen Schwankungen des För- 
deranteils je Schicht machen die verschiedenartigen geolo- 
gischen Verhältnisse offensichtlich, 

Nach derselben Zeitschrift betrug im Dezember 1924 
der Durchschnittslohn für ein Belegschaftsmitglied in der 
Schicht: Im Ruhrrevier 6,48M, in Westoberschlesien 4,80 M, 
in Niederschlesien 4,21M und im Freistaat Sachsen 
5,09 M. Aus dem Förderanteil und dem Durchschnittslohn 
ergibt sich, daß eine Fördertonne Kohle mit folgenden 
Arbeiterlohnkosten belastet war: Im Ruhrrevier mit 


7,30M, in Westoberschlesien mit 4,69M, in Niederschl; 
sien mit 6,82M und im Freistaat Sachsen mit 9,75] 
Welchen prozentualen Anteil diese Lohnkosten am H 
lös ausmachen, kann zurzeit nicht gesagt werden, we 
der Erlös nicht mehr dem vom Reichskohlenverbas 
festgesetzten Preis entspricht. Im Wettbewerb wird 
veröffentlichte Preis, besonders in der gegenwärtigen 
satznot, wesentlich unterschritten, so daß der ve 
chende Maßstab fehlt, = 

Ueber die Gestehungskosten der neue 
Zeit orientiert ein Prüfungsergebnis des Reichswirtse] 
ministeriums vom November 1924, das in der »Deutse 
Bergwerkszeitung«e vom 25.Dezember 1924 zusamme 
faßt und veröffentlicht wurde, Geprüft wurden da 
drei große Gesellschaften des Ruhrreviers mit einer 
natsförderung von 1,21 Mill. t = 13,71vH der gesar 
Ruhrförderung, Der Förderanteil je Schicht und Arb 
betrug 916 kg’ und hatte damit den Revierdurch: 
überschritten. Von den Gestehungskosten entfie 
Absatztonne auf: 
. Arbeiterlöhne . 
. Gehälter . 
. Soziale Versicherung 
. Materialkosten . 
Grund- und Gebäudesteuer . . . 
Zinsen und sonstige Unkosten . 
Abschreibungen 


0,37 » 
0,30 » 


nsaren- 


ein Verlust von 0,89M im Durchschnitt des Re isi 
monats zu buchen wäre. Die Werkverwaltungen behe 
teten, daß die Verhältnisse noch ungünstiger r 
als sie der Revisionsbericht erkennen lasse. Sie | 
sierten den Abschreibungssatz als zu gering 
merkten ferner, daß für Bergschäden nichts ein; 
sei. Das aus dem Revisionsbericht sich ergebende 
ist sehr ungünstig. Eine Besserung ist inzwischen 
eingetreten, denn die Absatznot hat sich vers 
durch die Gestehungskosten weiterhin ungünstig 
flußt werden, 
Ueber die Gestehungskosten im Braunkaß) 
bergbau Angaben zu machen, die an Zuverlässi 
denen des Steinkohlenbergbaues auch nur annähernd gl 
kommen, ist nicht möglich. Die Unterschiede si 
noch größer als im Steinkohlenbergbau. Man denk 
an die großen Differenzen in den Gestehungskos 
schen Tagebau- und Tiefbaubetrieb. Ferner an die 
wendbarkeit der Rohkohle bei der Weiterverarl 
Die Güte der Kohle ist bestimmend für die zu 
stellung einer Tonne Braunkohlenbriketts benötigte 
Hier liegen Schwankungen von 2,5 bis 4t vor. 
auch keinen Wert, auf ein früher erstattetes G 
zurückzugreifen, zumal die darin gemachten Angaben 
als gute Annäherungswerte zu betrachten sind, 
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Möglichkeiten zur Senkung der Güterpreise. 
Bearbeitet nach einer Abhandlung von Herbert Hoover. 
Von Dipl.-Ing. H. E. Axelrad, Charlottenburg. 


Inhalt: Der amerikanische Handelsminister Herbert Hoover untersucht in einem Aufsatz die Möglichkeit, durch Ausschaltung von Ver- 


Pr —— lusten bei der Erzeugung vom Rohstoff einer Ware bis zur Endform, die der Verbraucher für sich in Anspruch nimmt, eine Senkung 
k- der Preise herbeiführen. Er tritt energisch für die Schaffung von Produktions- und Bedarfsstatistiken ein und weist darauf hin, daß 
- auch Verteilungsstatistiken unermeßliche Verluste vermeiden würden. Zur Verringerung von Verlusten und Senkung der Preise 
K, empfiehlt er Normung und Typung und Vereinfachung der Formulare, die im Geschäftsbetrieb verwendet werden. 


In der Zeitschrift »Nation Business« vom März 1925, 
die von der amerikanischen Handelskammer in Washing- 
ton herausgegeben wird, befindet sich eine Abhandlung 
des amerikanischen Handelsministers Herbert Hoover über 
die Möglichkeit der Senkung der Preise durch Ausschal- 
tung von Verlusten in allen Abschnitten, durch die ein Er- 
| Zeugnis vom Rohstoff bis zum Verbraucher läuft. Das 
amerikanische Handelsministerium hat dieser Frage wäh- 
rend der letzten 4 Jahre besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet, und es ist bemerkenswert, daß in einem Lande 
wie Amerika, wo die Rohstoffe in größerer Fülle vorhanden 
sind als in Europa, man schon jetzt daran geht, für eine 
bessere Bewirtschaftung Sorge zu tragen. 

Hoover behandelt die Frage der Senkung der Preise 
nicht von wirtschaftspolitischen,. sondern von rein sach- 
lichen Gesichtspunkten aus. Es wird kein Moment der 
Erzeugung und des Verbrauches außer acht gelassen, 
"denn sie alle bilden einen Teil des Gesamt-Güterumlaufes, 
den ein Volk zur Verfügung hat. Er faßt das Problem 
der Senkung der Preise sehr weit, indem er dabei auch von 
Verschwendungen spricht, die teils auf Unwissenheit, teils 
auf den Mängeln der Fabrikation, teils sogar auf schlech- 
tem Geschäftsgebahren beruhen. Es ist ein sehr ver- 
zweigtes Gebiet, das von ihm behandelt wird, und es 
> ii können hier nur wenige Punkte wiedergegeben werden. 
| Hoover ist der Auffassung, daß sich ungefähr 20 bis 30 vH 

ersparen ließe, wenn man rationeller zu Werke gehen 
würde. Die damit bedingte Senkung der Preise würde 
einen gewaltigen Erfolg für die Volkswirtschaft bedeuten; 
dabei ist nicht nur mit dem Gewinn zu rechnen, der durch 
>> Ausschaltung der Verluste durch unwirtschaftliche Fabri- 
kation entsteht, sondern auch mit dem Freiwerden von 

l Arbeitskräften, die unproduktive Arbeit leisten. 

Die Untersuchungen Hoovers haben ergeben, daß 
der größte Teil der Verschwendung an Material, Arbeit 
und Zeit bedingt ist durch die Art des heutigen Wettbe- 

% > Ein Einzelner kann diese Verlustquellen nicht 

erschließen, nur gemeinsame Arbeit aller beteiligten Kreise 
ist hierzu imstande. Nach Hoover werden die größten 
Verluste und Verschwendungen verursacht durch Speku- 
fationen, durch Haussen und Baissen mit den gewaltigen 
Verlusten in Arbeitslosigkeit und Geschäftszusammenbrü- 
chen, Verschwendungen durch übertriebene Saisonerzeu- 
gung usw. 
A Eine der wichtigsten Ursachen der Verschwendung 
sieht Hoover (I) im Fehlen von genauen statistischen 
Unterlagen über die Vorräte der Nationen, 

i insbesondere über Herstellung und Verbrauch, und 
der dadurch bedingten Spekulation und Unsicherheit. Zur 
Verteuerung der Erzeugnisse trägt der Mangel an Nor- 
mung von Qualität und Warenart bei, insbesondere aber 
der Mangel an Gleichförmigkeit von Geschäftsmethoden, 
y  Zahlungs-, Verkaufs- und Lieferungsbedingungen und den 

- daraus sich ergebenden Streitigkeiten, Mißverständnissen 
£ und Betrugsmöglichkeiten. 
Hoover berücksichtigt bei diesen Untersuchungen die 
ý; | yerschwendungen, hervorgerufen durch das Verderben von 
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Gütern, durch ungenügende Transportmittel, Umschlage- 
plätze, schlechtes Verladen, Versenden und falsche Trans- 
porte. Der Mangel an Organisation des Absatzes beson- 
ders verderblicher Güter ist eine der Hauptquellen der 
Verschwendung. Hierzu kommen Verluste auf Grund 
schlechter Kreditgeschäfte, zerstörender Wettbewerb von 
Firmen, die ihr Kapital ohne Verständnis der Grund- 
sätze eines soliden Geschäftes erschöpfen, Verschwen- 
dung durch ungeheuren Aufwand von Zeit und Geld für 
Reklame und Verkaufswerbung, ohne genügende Kennt- 
nis der Absatzmöglichkeit. Unanständige Handlungen einer 
Anzahl Firmen und eine Unsumme von Verlusten und 
Verschwendungen im Verbrauch von Materialien in un- 
nötiger Zerstörung durch Feuer, Verkehrsunfälle und auf 
vielen anderen Gebieten tragen dazu bei, das Enderzeugnis 
zu verteuern und zum Teil den Absatz zu verhindern, 

Es mag im ersten Augenblick scheinen, daß die an- 
geführten Arten der Verluste verschwindende Bedeutung 
für die gesamte Volkswirtschaft eines Landes haben. 
Hoover, der als hervorragender amerikanischer Ingenieur 
wohl den größten Ueberblick hat, schätzt die jährlichen 
Ersparnisse auf irgendeinem der angeführten Gebiete 
auf Millionen von Dollar, Die Verluste trägt die Masse 
des ‚Volkes, da sie, wenn auch nicht sichtbar, im Endpreis 
der Ware enthalten sind oder in der Minderung der Löhne 
zum Ausdruck kommen. Die weitestgehende Ausschaltung 
der Verluste bedeutet ein Freiwerden von Arbeitskräften 
für nützliche Erzeugung, eine Senkung der Lebenskosten 
oder in anderen Worten: mehr Ware für den gleichen 
Geldbetrag. 

Als wichtigsten Faktor für die Durchführung der Er- 
sparnisse empfiehlt Hoover die Schaffung von Pro- 
duktions- und Bedarfsstatistiken. Sie bilden die 
Grundlage zur Beseitigung der Haussen und Baissen. 
Hoover hält es für selbstverständlich, daß keine Firma 
Erfolg haben kann, die nicht genau über die Warenvor- 
räte, Erzeugung, Verkäufe, Umsatz, Aufträge, Preise, Ver- 
dienste usw. unterrichtet ist. So hängt auch jedes ge- 
schäftliche Wohlergehen einer Nation von dem Wissen 
dieser grundlegenden Tatsachen ab. Nur statistische Er- 
fassung der Erzeugung kann als Gegengewicht für das 
gefühlsmäßige Erfassen der Geschäfte und der damit 
im Zusammenhang stehenden ungeheuren Verluste dienen. 
Ernsthafte Statistiken sind das beste Mittel gegen Speku- 
lation und Schiebertum. Hier muß die Regierung in Ver- 
bindung mit Erzeuger und Handelsverbänden eingreifen. 

Das amerikanische Handelsministerium hat in den 
letzten drei Jahren viel zur Sammlung und Verbreitung 
der statistischen Unterlagen beigetragen, und der statisti- 
sche Dienst dieses Ministeriums wird von keinem Lande 
übertroffen, 

Ein wichtiges Gebiet der Statistik, das noch sehr 
vernachlässigt ist, ist das der Warenverteilung. Zum Teil 
sind Produktion und Vorräte gewisser Waren schon jetzt 
bekannt, aber man ist über die Vorräte in den Händen der 
Verbraucher völlig im unklaren und kennt auch nicht ihr 
Verteilungsgebiet. Genaue Verteilungsstatistiken 
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würden unermeßliche Verluste vermeiden, da man bei 
deren Kenntnis in vielen Fällen von der Schaffung neuer 
Verkaufsorganisationen in Gebieten, in denen ein Absatz 
nicht mehr möglich ist, Abstand nehmen würde. 

Als zweite (2) Möglichkeit, Verluste zu verhindern, 
empfiehlt Hoover die Normung und Typung!?). In 
Amerika ist die Normung sehr weit durchgeführt. In 
seinem Bericht weist Hoover auf die Normung in der Ze- 
mentindustrie in den Vereinigten Staaten hin. Vor einigen 
Jahren wurden von der amerikanischen Regierung für 
den Ankauf von Zement, sowie für die Zementproben 
Normen aufgestellt. Diese Normen werden heute von 
den Erzeugern und Verbrauchern angewandt und ver- 
billigen sowohl die Erzeugung wie den Verbrauch. Dem 
amerikanischen Handelsministerium in Verbindung mit 
den Erzeugern und Verbrauchern ist die Durchführung 
einer großen Anzahl Normungen, die gleichzeitig eine 
wesentliche Kostenherabsetzung mit sich brachten, ge- 
lungen, Es sei hier nur die Normung der Pflastersteine 
erwähnt, deren Größen von 66 auf 5 herabgesetzt wurden. 
Von 1351 verschiedenen Raspeln und Feilen hat man 496 
beibehalten, von 552 Mustern Drahtzäune nur 96, Milch“ 
flaschen wurden von 49 Arten auf 9 gebracht. Beim 
Bauholz wurden 60 vH der verschiedenen Größen aus- 
geschaltet. Dies sei nur ein kleiner Auszug der Ergeb- 
nisse der Arbeiten des amerikanischen Handelsministeriums, 
in dem wöchentlich Verhandlungen mit Erzeugern ver- 
schiedener Warengattungen stattlinden, um die Erzeug- 
nisse zu vereinfachen und zu verbilligen. 

Alle diese Vereinfachungen ermöglichengeinen schnel- 
leren und häufigeren Umsatz der Waren, ein geringeres 
Lager und die Ausschaltung nicht gängiger Sorten. Es 
gibt allerdings Artikel, bei denen eine Normung un- 
zweckmäßig wäre. Es sind dies vor allem Gegenstände 
der wechselnden Saison und Moden. Aber andererseits 
gibt es wieder Erzeugnisse, bei denen man der Launen- 
haftigkeit der Erzeugung keine freie Schranke lassen 
darf. Hier bildet die Normung einen wichtigen Teil der 
Preisherabsetzung, 

Ein anderes Beispiel, wie man Kosten herabsetzen 
kann, führt Hoover in der Vereinfachung der Ver- 
tragsformulare, Angebote, Quittungen, Verlade- 
scheinen und tausend anderen dem Geschäftsleben dienen- 
den Drucksachen an. Zumeist wird angenommen, daß 


Ve 
1) Vergl. Költgen, Das wirtschaftliche Amerika, S. 29 ff. 


alle Schriftstücke das Einverständnis zwischen Käufer und 
Verkäufer ausdrücken — die Ueberlastung der Gerichte 
belehrt uns aber anders. Es liegt meist darin, daß bei 
der großen Unklarheit unserer geschäftlichen Papiere zwei 
verschiedene Menschen aus ein und demselben Formular 
zwei grundverschiedene Sachen herauslesen können und 
zum Schluß der Richter zur Entscheidung herangezogen 
werden muß, 


Charakteristisch für das Vorhergesagte ist ein Be- 


richt einer kürzlich in den Vereinigten Staaten abge- 


haltenen Konferenz der Möbel- und Warenspeicherbe- 
triebe, in der mitgeteilt wurde, daß in amerikanischen 
Speichern mehr als 200 verschiedene Drucksachen Ver- 
wendung finden. Durch gemeinsamen Beschluß einigte 
man sich auf 1 Formular, was nach oberflächlicher 
Schätzung eine jährliche Ersparnis von 5Mill. $ an 
Schreibarbeiten ergab, und noch mehr an Vermeidung 
von Streitigkeiten und gerichtlichen Auseinandersetzungen, 
Hoover weist darauf hin, daß ein allgemeines wirt- 
schaftliches Interesse für die vielen Kleinhändler 
nicht besteht. Sie können nicht alle leistungsfähig und 
mit gutem Verdienst arbeiten, daher trägt hier letzten 
Endes das Volk die Belastung bei den Einkäufen. Um 
unverständige und unzuverlässige Kleinhändler von dem 
Beruf abzuhalten, gibt das amerikanische Handelsministe- 
rium aufklärende Abhandlungen heraus, die in einer Auf- 
lage von über 50000 Stück zumeist sofort vergriffen sind. 
In Amerika wird (3) der vermeidbare Verlust im 
Versand von Gütern jährlich auf 500 Mill. $ ge 
schätzt, Zum Teil handelt es sich um Verluste, die nicht 
durch die Schuld der Eisenbahnen, sondern meist durch 
die Absender oder Speditionsfirmen hervorgerufen wer 


den. Zu diesen Verschwendungen rechnet Hoover das 
teilweise Beladen der Wagen, schlecht gewählte Trans- 
portwege, ungeschickte Versandanweisungen und schlechte 


Verpackung usw. Eine Gemeinsamkeitsarbeit der Eisen- 
bahnunternehmungen und der Spediteure würde bedeu- 
tende Ersparnisse auf diesem Gebiete mit sich bringen. 
Neben diesen Verbilligungsmaßnahmen erwähnt Hoover 
noch Verbesserungen in bezug auf die Kralterzeugung, 
Untersuchungen in der Verwendung von verschiedenem 
Material, Bauverfahren und unzählige andere Ersparnis- 
möglichkeiten, die durch planmäßige Arbeit im Interesse 
der gesamten Volkswirtschaft durchgeführt werden 
können. [s148] 


Die Geschwindigkeit des Umsatzes in Amerika. 
Von Professor A. Schilling, Berlin. 


Inhalt: Es wird eine Tafel über amerikanische Umsatzziffern erläutert, aus welcher hervorgeht, daß die 
Geschwindigkeit des Umsatzes in Amerika nicht sehr viel größer sein kann als in Deutschland, 


Die Geschwindigkeit des Umsatzes wird mit Recht 
als einer der Grundmaßstäbe für die Bewertung der Lei- 
tung eines Unternehmens angesehen. Je größer die Ge- 
schwindigkeit des Umsatzes ist, desto günstiger gestaltet 
sich die Lage, sei es hinsichtlich der Produktion, des 
Verkaufs oder des Einkaufs. 


In den letzten Monaten sind in zahlreichen Fachzeit- 
schriften Ziffern über die Geschwindigkeit des Umsatzes 
der Unternehmen in den Vereinigten Staaten von Amerika 
verbreitet worden, die ein völlig falsches Bild geben. 
Wir wollen nicht prüfen, ob Angaben wie diese, daß 
dort das Kapital im Jahre 50 mal umgesetzt wurde, in 
einem Einzelfalle zutreffen, sondern wir wollen nach- 


stehend Durchschnittswerte angeben, die allein ein sicheres 
Urteil ermöglichen. Diese Werte entstammen den »pub- 
lished reports« der einzelnen Industrien 1). 

Es ist notwendig, vor allem die Größe, auf die man 
den Umsatz bezieht, eindeutig festzulegen. i 

Man bezieht in Amerika den Umsatz zunächst auf das za 
samte arbeitende Vermögen eines Unternehmens, welches mit 
»total capital employed« oder »total assets« bezeichnet wird 
Der Ausdruck »assets« entspricht etwa unserem »Aktivau. < 


lagewerte) und »current assets«. Letztere gliedern sich 
in »cash« (Barvermögen), »accounts receivable« (Guthaben), 


1) Zusammengestellt von J. H. Bliss, Certilied public account. 
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»inventories« (Lagerbestände) usw., nicht viel anders als 
in Deutschland. 

Wesentlich ist nun, daß die Statistiken den Umsatz 
auch auf die »inventories«, die Lagerbestände, beziehen. 

Die nachstehende Tafel zeigt in der ersten Spalte, 

welche Gewerbezweige statistisch erfaßt sind. Die zweite 
Spalte gibt die Zahl der Jahre an, über die sich die 
Statistik erstreckt. Die Ziffern fallen durchweg in die 
- Zeitspanne von 1914 bis 1921. Neuere Ziffern waren nicht 
zu erlangen. Die dritte Spalte vermittelt uns die Zahl 
der statistisch erfaßten Unternehmen, die fast ausschließ=- 
ich Großbetriebe sind. In der vierten Spalte finden wir 
das Verhältnis der jährlichen Verkäufe, dividiert durch das 
‚Gesamtvermögen (total assets), während die fünfte Spalte 
‚das Verhältnis derselben Verkaufszahlen, diesmal aber divi- 
‚diert durch die »inventories«, die Lagerbestände, darstellt. 
Die beiden unteren Zeilen der Tafel geben Durchschnitts- 
zahlen einer weiteren Anzahl von Unternehmungen, die aber 
nicht mehr nach der Art des Erwerbszweiges unterteilt sind. 

Wir erkennen aus Spalte 4, daß die Höchstziffer der 

| Vermögens-Umsatzgeschwindigkeit durch die Fleischwaren- 

und Lebensmittelindustrien mit 3,36 erreicht wird. Die 

Kennziffer der Lagerbestands-Umsatzgeschwindigkeit für 

_ diese Industrien beträgt 7,48, die aber durch die Ziffern 
des Kohlenbergbaues wesentlich übertroffen wird. 

k Die in der Presse viel erörterte Kraftwagenindustrie 

wird durch die Ziffern 0,96 und 3,17 gekennzeichnet, 

von denen ein 50facher Umsatz auch dann weit entfernt 

wäre, wenn man ihn nur auf die Lagerbestände bezieht. 

Leider können wir den Ziffern der Tafel deutsche 
Ziffern nicht gegenüberstellen. 

Es mag auch sein, daß infolge der neuerdings 
"starken wirtschaftswissenschaftlichen Durchdringung des 
Produktionsprozesses in Amerika sich die Zahlen der 
Tafel seit 1921 um etwa 20 bis 30 vH erhöht haben, und 
daß die allgemeine Entwicklungsrichtung auf eine er- 
hebliche weitere Erhöhung hinwirkt. 

Keinesfalls aber können heute schon die deutschen 
Ziffern von den amerikanischen so weit entfernt sein, 
daß es, von Ausnahmefällen (Ford) abgesehen, unmög- 

lich wäre, diese einzuholen oder zu übertreffen. 

Der in der deutschen Industrie neuerdings häufig anzu- 

 treffende Pessimismus, man sei gegenüber der riesenhaften 
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Erwerbzweige 


erfaßte Zahl der Jahre 
erfaßte Zahl der 
Unternehmen 


dividiert durch 
Gesamtvermögen 


Personen- und Lastkraftwagenindustrie . 

Kraftwagenbedarfsindustrie . ss 

Industrie der chemischen Produkte . 

Kohlenbergbau (Anthrazit) . 

Kohlenbergbau (Gaskosten) 

Kupferbergbau und -Industrie . 

Baumwollwaren-Industrie 

Drogen-Industrien und -Handlungen . 

Elektroindustrie 

Sprengstoffindustrie . 

Allgemeiner Warenhandel . 

Eisen- und Stahlindustrie . 

Bleierzeugung und en 

Lederindustrie . . .. 

Maschinenindustrie . . 

Warenhandel mit Postbestellung (mail order) 

Erdölunternehmungen 

Papierindustrie 

Eisenbahnlieferwerke 

Einzelhandel nach Kettensystem Yeti chain 
stores) Pr 

Gummi- und Pneumatikindustrie. . 

Fleischwaren und Lebensmittelindustrie 

Zuckerfabriken . . 

Industrie der Tabakerzeugnisse 
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Weitere Durchschnittswerte 


von 94 Unternehmen 1916 bis 1921 
von 56 Unternehmen 1914 bis 1921 


Massenproduktion der amerikanischen Industrie völlig 
machtlos, dürfte nach den Zahlen der Tafel nicht ge- 
rechtfertigt sein. Die Erfolge der amerikanischen Industrie 
liegen demnach kaum auf Gebieten, die uns nicht zugäng- 
lich wären, und sind wohl in der Hauptsache das Verdienst 
des wirtschaftlich geschulten amerikanischen Ingenieurs. 
[sısı] 


im Schiedsgericht. 


Von Oberbaurat Professor a. D. Moerike, Stuttgart. 


Im Heft 12 v. J. S. 287 hat Landgerichtsrat Dr. Hal- 
berstadt unter der Ueberschrift »Das schiedsgerichtliche 
Verfahren in seiner Anwendung in der Praxis« u. a. aus- 

hrt, daß die Wahl eines technischen Obmannes an 
Stelle eines juristischen zu ernsten Bedenken Anlaß gebe. 

In dieser Allgemeinheit dürfte die gestellte Forde- 

ing kaum aufrecht zu erhalten sein!), denn dem Vorteil 
der Wahl eines juristischen Obmannes stehen eben 
doch in vielen Fällen unleugbare Nachteile gegenüber. 
i Bei der Wichtigkeit der Frage dürfte es angezeigt sein, 
uch auf diese ergänzend hinzuweisen. Ich darf mir 
einiges Urteil in der Sache zusprechen, da ich im Laufe 
der Jahre in über 20 Fällen der verschiedensten Art als 
bmann in Bauschiedsgerichten tätig gewesen bin und 
ren Geschäfte abgewickelt habe. 

Es ist mir bei all diesen Entscheidungen kein Fall vor- 

\ gekommen, daß die technischen Schiedsrichter ihre Be- 
O 
4) Hieran ändert auch 


s neuerliche Abänderung des 
$ 1042 ZPO nichts, die prak 


nicht von Bedeutung ist. 


rufsinteressen als solche höher als das objektive Recht 
gestellt hätten. Der Umstand, daß alle Schiedssprüche, 
auch bezüglich der Kostenverteilung unter den Parteien 
einmütig gefaßt wurden und nur in untergeordneten Teil- 
fragen Meinungsverschiedenheit zutage trat, die der Stel- 
lungnahme des Obmannes bedurfte, dürfte einem allgemein 
absprechenden Urteil gegenüber, dessen zahlenmäßige 
Unterlage nicht nachprüfbar ist, zur Vorsicht mahnen. 
Im letzten Ende wären solche Mängel doch sittlicher 
Natur und ließen sich kaum einem bestimmten Stande 
aufbürden. In dieser Hinsicht macht die Zivilprozeßord- 
nung keinen Unterschied zwischen Richter und Schieds- 
richter (vergl. auch § 1032). Jedenfalls waren die Tech- 
niker nicht berufsmäßig gewohnt, als Anwälte einsei- 
tigen Parteiinteressen zum Recht zu verhelfen. Dieselben 
sind schon in vielen Fällen anstandslos zu gerichtlichen 
Gutachten zugezogen gewesen und haben hierbei nach 
bestem Wissen und Gewissen ihr Urteil abgegeben. Es 
ist nicht einzusehen, warum sie sich gerade als Schieds- 
richter durch Berufsinteressen in ihrem Urteil sollten be- 
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einflussen lassen. Verfehlt ist es aber zu wähnen, es 
könnten solch »üble Gewohnheiten« etwa durch einen 
»energischen« juristischen Obmann beseitigt werden. 
Energie vermag Sachkunde nicht zu ersetzen. Der Jurist 
hat als Fachmann das vor manchem Techniker voraus, 
daß .ihm die wenigen und höchst einfachen formalen 
Vorschriften der Schiedsgerichtsordnung (ZPO X. Buch) 
geläufig sind oder. doch sein sollten?). Aber die tägliche 
Erfahrung zeigt denn doch, daß auch technisch besetzte 
Schiedsgerichte — und bei kaufmännischen dürfte es 
kaum anders sein — anstandslos gerichtlich vollstreck- 
bare Schiedssprüche zustande bringen. Das fällt ins- 
besondere solchen Technikern leicht, die in einer größeren 
Verwaltung oder Unternehmung tätig und genötigt waren, 
ihre Arbeiten in steten Einklang mit gesetzlichen Vor- 
schriften (Bauordnung, Wassergesetz usw.) zu bringen, 
Verträge abzuschließen usw. 

Sollte übrigens je der Fall eintreten, daß der technische 
Obmann über die schiedsgerichtlichen Vorschriften Zweifel 
hätte, so steht es dem Schiedsgericht jederzeit frei, ein 
rechtliches Gutachten einzuholen. Es wird sich in dieser 
rein formalen Frage jedenfalls leichter zurechtfinden, als 
der Jurist in technischen Fragen. Da das Schiedsgericht 
in erster Linie Recht und Billigkeit als Richtschnur für 
seinen Spruch zu nehmen hat, und hierbei die »guten 
Sitten«, die »Verkehrssitte«, »Treu und Glauben«, Fahr- 
lässigkeit usw., also Tatsachenfragen eine ausschlagge- 
bende Rolle spielen, so sollte auch der Obmann weniger 
abstrakte Begriffe, als berufliche Anschauungsweise zur 
Urteilsfällung mitbringen; nur so kann er sich eine per- 
sönliche Ueberzeugung vom Rechtsstreit bilden ($ 1034 
ZPO) und ist nicht auf andere angewiesen. Damit gewinnt 
aber der Spruch an innerem Wert. 

Wie gestaltet sich aber das Verfahren, wenn die 
beiden technischen Schiedsrichter in einzelnen Fragen 
verschiedener Ansicht sind und ein juristischer Obmann 
nun entscheiden soll, welcher von beiden im Recht ist? 
In den Fall selbst vermag er mangelnder Vorbildung halber 
nicht einzudringen, — man denke nur an statische, Bau- 
stoff- und Zweckmäßigkeitsfragen aller Art, — und so 


2) Daß die Voraussetzung nicht immer zutrifft, mag der 
erst kürzlich vorgekommene Fall beweisen, wo ein Rechts- 
anwalt einen Schiedsspruch um deswillen als nichtig ansah, 
weil der § 308 ZPO nicht beobachtet worden sei; er gestand 
damit zu, daß er das Wesen des schiedsgerichtlichen Ver» 
fahrens auch nicht in den Grundzügen erfaßt hatte. Der 
nächste beste Kommentar hätte ihn hierüber belehren können. 


Die rechtliche Verantwortung des Unternehmers‘). 
IV. 
Von Landgerichtsrat Kraspi, Berlin. 
Von den Handelsgeschäften. 
2. Teil. 


Inhalt; Haftung des Verkäufers für Mängel der Ware. — Kommissions- 
- geschäft, — Speditionsgeschäft. — Lagervertrag. — Frachtvertrag. 


Der letzte Aufsatz?) der Reihe: »Die rechtliche Ver- 
antwortung des Unternehmers« handelte im wesentlichen 
von dem Handelskaufe, dem wichtigsten Handelsgeschäft. 
Dort wurde am Schluß bereits angedeutet, daß zur Dar- 
stellung der Rechte und Pflichten des Käufers und Ver- 
käufers auch die Erörterung der Haftung des Verkäufers 
für Mängel der Kaufsache gehöre. 


1) vgl. T. u. W. 1924 S. 277, 1925 S. 67, 119, 
3) Vgl. T, u. W. 1925 S. 119. 


hilft alle Energie zu einer richtigen, sachlichen Entsch, 
dung nichts. Gerade um diese aber handelt es sich, 
der Tatbestand einmal entschieden, so ist damit auch in 
den allermeisten Fällen das Urteil gegeben. Diese Hi 
losigkeit des Obmanns bringt aber noch weitere Ge 
fahren mit sich. Für die zwei Schiedsrichter liegt 
Versuchung nahe, auf den sachunkundigen Obmann d 
Uebertreibungen, Verschiebung des Tatbestandes, durch 
gewandte Dialektik und ähnliche Mittel einzuwirken, zum 
Anwalt der Parteien zu werden und »die schwächere Sache 
zur stärkeren zu machen«. Damit ist aber jede Objektivi 
und jedes gerechte Urteil hinfällig. Ist der Obmann saq 
verständig, so versagt ein solches Beginnen, ja ein s 
cher Schiedsrichter brächte sich bei ihm um jeden Kr 
Anders wird die Lage, wenn es sich um einen 

handelt, der weniger tatsächlicher als vorwiegend recht- 
licher Art — rechtlich in engerem Sinne — ist. Hier 
ist der juristische Obmann, sofern er nicht seiner Leber 
stellung nach als »befangen« gelten kann, ganz am Plai 
hier entscheidet er als Fachmann. Wir können desh 
auch dem‘ von Dr. Halberstadt vorgeschlagenen Wort- 
laut für den Schiedsvertrag zustimmen, wenn nur - 
Schlußsatz: »Der Obmann muß die Befähigung zum 
Richteramte haben«, wegbleibt. Können also bei te 
nischen oder kaufmännischen Streitfällen die von d 
Parteien ernannten Schiedsrichter sich über die Pe 
des Obmanns nicht einigen, auch nicht über die Fra; 
ob sich besser ein Techniker (Kaufmann) oder ein Jun 
im gegebenen Fall als Obmann eignet, so mag die Ent- 
scheidung hierüber, wie vorgeschlagen, ruhig dem Pj 
sidenten eines ordentlichen Gerichts überlassen bleiben‘ 
Dieser wird, wenn er nicht durch den Schiedsvertrag 
den Juristen gebunden ist, auf Grund der Klageauslüh: 
den Techniker oder Juristen zum Obmann ernennen, der 
für eine anstandslose Erledigung des Streites die erfo 

derliche Bürgschaft bietet. Damit dürfte auch der »z 
zeit noch bestehenden Abneigung großer Kreise der Te 
niker und Kaufleute« gegen den juristischen Obmann 
Boden entzogen sein. Wie in vielen Fällen, so wird 
hier eine vernünftige Differenzierung der Aufgabe 1 
Ziele führen. [sıss] 


3) Die Schiedsgerichtsordnung des Deutschen Aussch 
für das Schiedsgerichtswesen sieht als in Streitfällen ents 
dende Instanz mangels besonderer vorheriger Vereinbai 
den Vorsilzenden des Deutschen Verbandes technisch-wis: 
schaftlicher Vereine vor. 


Die Vorschriften hierüber befinden sich teils im Bür 
gerlichen Gesetzbuch, teils im Handelsgesetzbuch, Die 
ersteren allein beziehen sich auf gewöhnliche Kaufver 
träge, beide zusammen auf die von Kaufleuten im 
des Handelsgesetzbuchs. Hier seien im Zusammen 
die für einen Unternehmer geltenden Vorschriften 
handelt, weil im Zweifel anzunehmen ist, daß ein 
ihm abgeschlossener Kaufvertrag für ihn und seinen Vep 
tragsgegner ein »Handelsgeschäft«°) sein wird, E: 


3) Vgl. T. u. W. 1925 8. 122. 


Kruspi: Die rechtliche Verantwortung des Unternehmers. 


1. Die Gewährleistungsansprüche des 
Käufers, 
Die Rechte des Käufers bei Lieferung einer mangel- 
haften Ware sind aus der folgenden Tafel I ersichtlich. 


Tafel I, 


1. Wegen Fehlens gewöhn- 
"licher Eigenschaften der 
Ware 


2. Wegen Fehlens der nach 
dem Vertrage vorausge- 
setzten Eigenschaften 


r kann »Wandelung«, 
Rückgängigmachung 
‚Kaufes, verlangen 


b) Er kann »Minderung«, 
d.h. Herabsetzung des 
Preises, verlangen 


- Im einzelnen ist dazu folgendes zu bemerken: 
5 Der Käufer einer mangelhaften Ware, der Kauf- 
ist, behält beim Vorliegen eines beiderseitigen 
delsgeschäftes seine Rechte nur, wenn er pflichtgemäß 
Mängelanzeige an den Verkäufer gemacht hat ($ 377 
B Beim gewöhnlichen Kaufvertrage besteht eine 
Verpflichtung nicht, Bei ihm ist in der Regel nur 
der Gewährleistungsanspruch des Käufers ausge- 
ossen, wenn er eine mangelhafte Sache angenommen 
obwohl er den Mangel kannte ($ 464 BGB), 
‚Voraussetzung für den Anspruch des Käufers ist, daß 
Kaufsache geliefert, und daß die Ware mit Qualitäts- 
geln behaftet ist. 
pa) Ein Kaufvertrag ist erfüllt, die Kaufsache ist »ge- 
t«, wenn die Uebergabe erfolgt ist. Von diesem 
punkt an entstehen die Gewährleistungsansprüche, 
überhaupt nicht geliefert wird, hat der Käufer 
aus der Tafel in T. u. W. 1925 S.124 dargestellten 
hte. Er hat sie auch, wenn gänzlich wertlose oder 
ragsmäßige mit vertragswidriger Ware im Fall un- 
nbarer Zusammengehörigkeit geliefert wird, In die- 
Fällen kann der Käufer die Ware zurückweisen, weil 
ı überhaupt nicht geliefert ist. Der Verkäufer befindet 
im Leistungsverzug, während der Käufer durch die 
ückweisung nicht etwa in Annahmeverzug gerät. Der 
fer kann die Lieferung vertragswidriger Ware als eine 
shte behandeln, indem er es nicht zur Uebergabe 
en läßt. Aber, wenn er es zur Uebergabe kommen 
B. wenn er einem die Ware überbringenden Boten 
Erkennen der Mängel die Ware nicht sofort wieder 
gibt, ist der Verkäufer nicht im Leistungsverzug. 
1 Uebersendungskauf dagegen kann der Käufer die 
æ auch dann noch zurückweisen und den Verkäufer 
; im Leistungsverzug befindlich behandeln, wenn die 
e zwar der Transportperson übergeben ist, er (Käufer) 
febergabe der Ware aber noch nicht angenommen hat. 
Uebergabe ist die Besitzverschaffung zum Zwecke 
entumserwerbs zu verstehen. Den Eigentumsüber- 
aben die Gewährleistungsansprüche aber nicht zur 
ssetzung, Daher können die Ansprüche auch erhoben 
den, wenn der Verkäufer sich das Eigentum an der 
bis zur Bezahlung des Preises vorbehalten hat. 
Ist nicht die gekaufte Sache, sondern eine an- 
e Ware geliefert, liegt begrifflich an sich eine Nicht- 
g vor. Jedoch soll nach der Bestimmung des 


3. Wegen Fehlens der be- 
sonders zugesicherten 
Eigenschaften 


c) Er kann statt a) und b) 
Schadenersatz wegen 
Nichterfüllung verlangen 


$ 378 BGB auch für diesen Fall der Käufer die Gewähr- 
leistungsansprüche gegen den Verkäufer haben mit fol- 
gender Maßgabe: weicht die gelieferte Ware so offen- 
sichtlich und so erheblich von der vertragsmäßigen ab 


Rechte des Käufers, 


4. Wegen arglistigen 
Verschweigens eines 
Fehlers 


5. Wegen arglistiger 
Vorspiegelung einer 
Eigenschaft 


d) Bei Gatlungssachen 
kann er Lieferung einer 
mangelfreien Sache 
verlangen 


e) Er kann nur bei be- 
sonderer Vereinbarung 
Nachbesserung verlan- 
gen, z.B bei Garantie- 
übernahme. 


(z. B. es sind Schrauben anstatt bestellter Nägel ‚ge- 
liefert), daß eine Genehmigung als ausgeschlossen er- 
scheint, so ist überhaupt nicht erfüllt und es ist keine Rüge 
nötig, der Käufer hat seinen Lieferungsanspruch behalten 
und die sich aus der Nichtlieferung ergebenden Rechte. 
Liegt jedoch eine weniger erhebliche Abweichung vor 
(z. B. wenn lange Schrauben anstatt kurzer Schrauben 
geliefert sind), so ist zwar der Vertrag erfüllt, aber man- 
gelhaft. Der Käufer hat Gewährleistungsansprüche. 

c) Um die Gewährleistungsansprüche entstehen zu 
lassen, müssen Qualitätsmängel vorliegen. Es sind dies 
alle Fehler, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem 
gewöhnlichen oder dem nach dem Vertrage vorausge- 
setzten Gebrauch aufheben oder mindern ($ 459 BGB). 
Der Begriff ist sehr weit zu fassen, Hinzu kommt nun 
aber im besonderen Fall das Fehlen besonders zuge- 
sicherter Eigenschaften. Je nachdem, ob es sich um 
Mängel der gewöhnlich vorausgesetzten Eigenschaften oder 
um den Mangel einer zugesicherten Eigenschaft handelt, 
sind die Rechte, wie sich aus der Tafel I ergibt, ver- 
schieden. Daher ist wohl zu unterscheiden zwischen einer 
nach dem Vertragsinhalt »vorausgesetzten« Brauchbarkeit 
der Sache und einer besonders zugesicherten Eigenschaft. 
Die Voraussetzung des Vorhandenseins einer bestimmten 
Eigenschaft muß bei den Verhandlungen derart zum Aus- 
druck gekommen sein, daß es deutlich erkennbar wurde, 
es würde der Käufer ohne das Eintreffen dieser Voraus- 
setzung nicht oder nicht zu diesem Preise abgeschlossen 
haben. Eine »stillschweigende« Voraussetzung gibt es nicht. , 
Die Voraussetzung muß für die Willenserklärung beider 
Teile maßgebend gewesen sein. Die Parteien gehen noch 
einen Schritt weiter, wenn der Verkäufer dem Käufer 
noch besonders die Eigenschaft zusichert und dadurch 
eine Gewähr übernimmt, Mängel, die den Wert oder die 
Tauglichkeit nur unerheblich mindern, kommen nicht in 
Betracht ($ 459 Abs. 1 BGB). Ferner sind sonstige Ver- 
tragswidrigkeiten wie Lieferung zur unrechten Zeit, mit 
unrichtiger Verpackung oder Versendungsart nicht geeig- 
net, Gewährleistungsansprüche entstehen zu lassen, es 
sei denn, daß die Ware infolge verspäteter Versendung 
schadhaft geworden oder durch schlechte Verpackung be- 
schädigt worden ist. 

d) Wesentlich für die Gewährleistungsansprüche des 
Käufers ist nun, daß er rechtzeitig die Mängelrüge 
erhoben hat, 
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und Wii alt 


a) In der Regel wird der Käufer zunächst die Ware 
untersuchen, Jedoch ist er dazu nicht verpflichtet. Er 
kann auch aus der Faktura oder von seinen Abnehmern 
von dem Mangel ohne eigene Untersuchung er- 
fahren und ihn rügen. Er kann auch, wenn er z.B. 
durch dritte von dem Mangel Kenntnis bekommt, vor der 
Ablieferung der Ware die Rüge aussprechen. Wenn der 
Käufer die Ware untersucht, so muß er sie sachgemäß 
und rechtzeitig untersuchen. Er darf die Ware so lange 
und in der Weise prüfen, daß er zu einem zuverlässigen 
Urteil über ihre Beschaffenheit gelangen kann. Ist der 
Mangel ohnehin sofort zu erkennen, so bedarf es der 
Untersuchung nicht, Unter Umständen sind Sachverstän- 
dige hinzuzuziehen. Die Untersuchung hat unverzüglich 
nach der Ablieferdng der Ware zu erfolgen. Der Abliefe- 
rung seitens des Verkäufers entspricht die Abnahme oder 
Empfangnahme seitens des Käufers. Es ist dies der Zeit- 
punkt, in dem die Ware tatsächlich in den Gewahrsam 
des Käufers kommt. Die Untersuchung hat nur dann un- 
verzüglich nach der Ablieferung zu erfolgen, soweit dies 
nach dem ordnungsmäßigen Geschäftsgang tunlich ist 
($ 377 HGB). Es braucht nicht immer bei erster Gelegen- 
heit untersucht zu werden, Der Käufer braucht nicht der 
Untersuchung wegen alle anderen Geschäfte, selbst die 
dringendsten, einzustellen, Z. B. mußi er Zeit haben, eine 
Maschine aufzustellen und längere Zeit zu beobachten, 

B) Die Mängelanzeige ist an keine Form gebunden, 
sie kann mündlich und schriftlich erfolgen, Sie ist keine 
empfangsbedürftige Willenserklärung. Ihr Inhalt muß so 
beschaffen sein, daß der Verkäufer aus ihr erfährt, daß 
der Käufer die Ware als gesetz- oder vertragswidrig be- 
funden habe. Es ist deshalb unrichtig, wenn ein Käufer 
dem Verkäufer mitteilt, »er stelle die Ware zur Ver- 
fügung«. Eine solche Erklärung besagt nichts und ist 
zwecklos, Denn durch die gehörige und rechtzeitige Män- 
gelanzeige wahrt der Käufer seine Rechte aus der mangel- 
haften Beschaffenheit der Ware, die durchaus nicht nur 
in dem Rechte auf Zurückweisung der Ware bestehen. 
Die bloße Anzeige, daß die Mängel vorhanden sind, ge- 
nügt, Sie muß jedoch genau die Mängel bezeichnen, die 
gerügt werden. Einmal muß der Verkäufer sie nach Art 
und Umfang kennenlernen, damit er sich über die von 
ihm einzunehmende Rechtstellung schlüssig werden kann. 
Zum andern soll verhindert werden, daß der Käufer nach- 
träglich andere Mängel vorbringt, die er dem Verkäufer 
nicht rechtzeitig angezeigt hat. Der Käufer darf sich 
daher nicht allgemeiner Redewendungen bedienen, wie 
z. B, daß die Ware »nicht bedingungsgemäß« sei, daß 
sie »beanstandet« werde, daß die Ware »Ramschware« 
sei usw, Die Anzeige muß weiter den Verkäufer erkennen 
lassen, daß der Käufer die erhaltene mangelhafte Ware 
nicht als Erfüllung gelten lassen wolle, sondern seine 


Rechte wahren wollte. Zur Erhaltung der Rechte des 


Käufers genügt regelmäßig die rechtzeitige Absendung 
der Anzeige ($ 377 Abs.4 HGB). Die Gefahr der An- 
kunft und der rechtzeitigen Ankunft trägt der Verkäufer. 
Im Streitfalle hat also der Käufer nicht die Ankunft, 
sondern nur‘ die rechtzeitige Absendung der Anzeige 
zu beweisen. Die Absendung der Mängelanzeige hat 
unverzüglich nach der Untersuchung zu erfolgen. 
»Unverzüglich« bedeutet auch hier: ohne schuldhaftes Zö- 
gern. Die Tatumstände des einzelnen Falles entscheiden, 
ob die Mängelanzeige unverzüglich abgesandt ist. Die 
sog. »offenen Mängel«, d. h. diejenigen Mängel, die bei 
gehöriger Untersuchung sofort entdeckt werden konnten, 
müssen unverzüglich nach der Ablieferung gerügt werden, 
War ein Mangel auch bei gehöriger Prüfung nicht erkenn- 


bar, sondern stellte er sich erst später z. B. bei der Ve 
arbeitung der Ware heraus, so liegt ein sog. verborgen; 
Mangel vor. Er ist unverzüglich nach der Entdecku 
dem Verkäufer gegenüber zu rügen, andernfalls gilt di 
Ware als genehmigt. Die Fristen der Untersuchungs- 
und Rügepflicht, die Bestimmung des Ablieferungsortes 
können vertraglich geändert werden, es sei denn, daß der 
Verkäufer den Mangel arglistig verschwiegen hat oder 
arglistig Fehlerfreiheit oder Vorhandensein bestimmter 
Eigenschaften zugesichert oder vorgespiegelt hat. Fake 
turenvermerke, daß Reklamationen nur innerhalb einer 
bestimmten Frist angenommen werden, sind bedeutungslos 
für Käufer und Verkäufer. Sie sind einseitige Erklärungen 
des Verkäufers. Ist jedoch eine solche Erklärung bins 
dend in ein Bestätigungsschreiben aufgenommen, so muß 
der Käufer doch nach dem Gesetz untersuchen und rügen, 
sobald er den Mangel entdeckt hat, sollte auch die Re- 
klamationsfrist noch nicht abgelaufen sein. Ein nachträ 
licher Verzicht des Verkäufers auf sein Recht, die Anzei 
wegen Verspätung oder anderer Fehler zurückzuweisen, is 
zulässig und ist z. B. darin zu erblicken, daß der Verkäufe é 
trotz fehlerhafter Anzeige bessere Ware verspricht oder 
die beanstandete Ware sich zurückschicken läßt. 

2. Die Rechtsfolge der unterbliebenen, 
verspäteten oder sonst nicht gehörigen Mängelanzei 
ist die, daß die Ware als genehmigt gilt ($ 377 Abs,2 
HGB). Der Käufer muß die Ware trotz ihrer mangelhaften 
Beschaffenheit behalten, er kann nicht Preisminderi 
nicht Schadenersatz verlangen, selbst wenn es sich wm 
eine fehlende zugesicherte Eigenschaft handelt, Es 
dies — darauf sei nochmals hingewiesen — nur eine 
Kaufleute und beiderseitige Handelsgeschäfte bei ein 
Handelskauf sich ergebende Rechtsfolge, die bei ei 
gewöhnlichen Kaufvertrage unter Nichtkaufleuten o 
beim Nichtvorliegen eines Handelsgeschäftes (z. B. 
Maschinenfabrikant kauft sich ein Landhaus) nicht ein- 
tritt. Die genannte Rechtsfolge der vermuteten Billigun 
der Ware entsteht nicht, wenn der Verkäufer den Mani 
arglistig verschwiegen hat, wobei arglistige Zusiche: 
und arglistiges Vorspiegeln dem arglistigen Verschweig 
gleichsteht, Hat der Käufer einzelne bestimmte Män 
gerügt, andere nicht, so sind die nicht gerügten Mä 
genehmigt. Diese kann er nicht mehr geltend machen, 
außer wenn es vorborgene Mängel waren, 

3, Ist dagegen vom Käufer der Mangel der Kaufsache 
rechtzeitig und gehörig gerügt, so hat er die aus der 
Tafel I ersichtlichen Gewährleistungsansprüche gegen den 
Verkäufer, 

a) Der Käufer hat das Recht auf Wandelung des Ver 
trages ($ 462 BGB). Er hat dies Recht in allen Fällen 
Nr.1—5 der Tafel I.. Unter »Wandelung« versteht man d 
Rückgängigmachung, die Aufhebung des Vertrages, 
ist vollzogen, wenn sich der Verkäufer auf Verlangen di 
Käufers mit ihr einverstanden erklärt ($ 465 BGB). 
Käufer braucht nun nicht auf Einverständniserklärung 
klagen, sondern er verlangt unmittelbar die Rückzahlı 
des verlangten Kaufpreises oder wenn er den Preis m 
nicht bezahlt hat, und der Verkäufer auf Zahlung ver 
klagt, erhebt er die »Einrede der Wandelung«e. Wenn di 
Verkäufer sich nicht mit der Wandelung einverstan 
erklärt, wird seine Wandelungserklärung durch Rich! 
spruch ersetzt, der dann die Vollziehung der Wandel ng 
bedeutet, Die Einverständniserklärung des Verkäufers is 
deshalb von Bedeutung, weil nach ihrer Abgabe, 
Vollzug der Wandelung also, der Käufer das Recht 
liert, andere Gewährleistungsansprüche zu wählen, Z. 
Preisminderung. Ist die Wandelung vollzogen, so ist 
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Vertrag aufgehoben und aus ihm können keine Rechte 
hergeleitet werden, die sein Bestehen zur Voraussetzung 
haben. i 
Die Wirkung der vollzogenen Wandelung ist die 
gegenseitige vertragliche Verpflichtung, den früheren Zu- 
stand wiederherzustellen durch Rückgewähr der beider- 
geitigen Leistungen. Der Verkäufer hat den Preis zu- 
züglich Zinsen zurückzuzahlen, der Käufer hat die mangel- 
hafte Ware zurückzugeben. Durch zufälligen Unter- 
gang der Kaufsache wird die Wandelung nicht ausge- 
schlossen. Sie ist jedoch ausgeschlossen, wenn vor ihrer 
Vollziehung eine wesentliche Verschlechterung, der Unter- 
gang.der ganzen oder eines erheblichen Teils der Kauf- 
sache oder eine sonstige Unmöglichkeit der Herausgabe 
durch den Käufer verschuldet ist. Dagegen wird 
dem Käufer durch Veräußerung der Sache sein Recht 
auf Wandelung nicht entzogen. Erfolgt die Veräuße- 
rung nach vollzogener Wandelung, so macht sich der 
Käufer schadenersatzpflichtig. Erfolgt sie jedoch vorher, 
so verliert der Käufer sein Wandelungsrecht nur, wenn 
er sich durch die Veräußerung verschuldetermaßen in die 
Lage versetzt hat, die Sache nicht zurückgeben zu können, 
Unter Umständen tritt an die Stelle der Ware deren Er- 
lös. Die Wandelung ist schließlich ausgeschlossen, wenn 
der Käufer die Ware trotz Mängelrüge fortgesetzt ge- 
braucht, weil darin eine nachträgliche Billigung des Man- 
gels liegen kann. — Die sich aus der vollzogenen Wande- 
lung ergebenden Ansprüche sind gegenseitig Zug um 
Zug zu erfüllen, 
b) Statt der Wandelung kann der Käufer »Minderung«, 
d. h. Herabsetzung des vertraglich festgesetzten Preises 
in allen 5 Fällen der Tafel I verlangen ($$ 462, 472 BGB). 
Auch hier kann, wie bei der Wandelung, sofort der 
Käufer auf Herabsetzung, nämlich auf Rückzahlung des 
zuviel gezahlten Teils des Preises klagen oder auf die 
Klage des Verkäufers auf Zahlung des vollen Preises 
die Einrede der Minderung erheben. Ist der Verkäufer 
mit der Minderung einverstanden oder ist sie durch Ur- 
‚teilsspruch festgesetzt, so kann der Käufer nicht etwa 
nunmehr Wandelung verlangen, er muß bei seinem An- 
spruch auf Minderung bleiben, 
~ Der Kaufpreis ist in dem Verhältnis herabzusetzen, 
in welchem zur Zeit des Verkaufs der Wert der Sache 
in mangelfreiem Zustande zu dem wirklichen Werte ge- 
standen haben würde ($ 472 Abs, 1 BGB), also nach 
folgender Proportion: 
È __ Wert der mangelhaften Sache 
Vertragspreis Wert der mangelfreien Sache 
Ausschlaggebend für die Berechnung ist die Zeit des Ver- 
tragsabschlusses, Wenn für mehrere verkaufte Sachen 
ein Gesamtpreis vereinbart war und die Minderung nur 
wegen einzelner mangelhafter Sachen stattfindet, so ist 
bei der Preisherabsetzung der Gesamtwert zugrunde zu 
legen, nämlich der wirkliche Gesamtwert der verkauften 
Sachen in mangelhaftem Zustand und in mangelfreiem 
Zustand nach der genannten Proportion ermittelt, und auf 
dieser Grundlage muß berechnet werden, um wieviel der 
Gesamtpreis herabzusetzen ist ($ 472 Abs, 2 BGB), Die 
Parteien können eine andere Berechnung vereinbaren, sich 
also über den wirklich zu zahlenden Kaufpreis einigen. 


c) In den Fällen zu 3,4 und 5 der TafelI und zwar 
nur in diesen Fällen kann der Käufer statt der Wande- 
lung oder Minderung vom Verkäufer Schadenersatz 
wegen Nichterfüllung verlangen. 

Der Unterschied zwischen einer Zusicherung von 
Eigenschaften und einem arglistigen Vorspiegeln von 
Eigenschaften besteht darin, daß der Verkäufer im ersten 


Fall dem Käufer aufgefordert oder unaufgefordert erklärt, 
die Kaufsache habe eine bestimmte Eigenschaft, er stehe 
dafür ein, und daß im zweiten Fall der Verkäufer weiß, 
daß die Ware die Eigenschaft nicht hat, dennoch ihr 
Vorhandensein aber erklärt wohl wissend, daß der Käufer 
nur um dieser Eigenschaft willen die Sache haben will. 
Liegt eine arglistige Vorspiegelung von Eigenschaften 
vor, also eine bewußte Täuschung, so hat der Ver- 
käufer eine zum Schadenersatz verpflichtende unerlaubte 
Handlung begangen. Jedoch geht der aus dem Ver- 
trage sich ergebende Schadenersatz wegen Nichterfüllung 
weiter als der sich aus der unerlaubten Handlung erge- 
bende Anspruch, worauf hier nicht näher eingegangen 
werden kann. Das arglistige Verschweigen muß sich 
auf einen solchen Fehler beziehen, auf dessen Abwesen- 
heit der Käufer nach den oben erörterten Gewährlei- 
stungsgrundsätzen einen Anspruch hat. Die Rechtspre- 
chung hat den Satz ausgeprägt, daß der Verkäufer nach 
Treu und Glauben verpflichtet ist, den Zustand der Kauf- 
sache zu offenbaren, Kennt er einen Mangel der Kauf- 
sache und weiß er, oder muß er den Umständen nach 
annehmen, daß der Käufer bei Kenntnis des Mangels die 
Kaufsache nicht gekauft hätte, so handelt er arglistig, 

Der Schadenersatzanspruch kann in jeder angemesse- 
nen Weise berechnet werden. Der Käufer kann die 
Ware zurückgeben oder behalten, wie es ihm beliebt. 
Der Vertrag als solcher bleibt — im Gegensatz zur 
Wandelung — bestehen. Nur wird es so angesehen, als 
wenn der Vertrag vom Verkäufer nicht erfüllt worden 
ist, Um nur ein Beispiel zu nennen, so kann der Käufer 
die mangelhafte Ware ‚weiterverkaufen und nunmehr 
vom Verkäufer entweder den entgangenen Gewinn infolge 
des minderen Erlöses, oder, wenn sein Abnehmer ihn 
auf Schadenersatz in Anspruch nimmt oder Wandelung 
oder Minderung verlangt, den dadurch entstandenen, Scha- 
den einschl. Reklame-, Vertrags-, Versandkosten usw. 
erstattet verlangen. Der dem Verkäufer bezahlte Preis 
bildet bei dieser Schadenberechnung ein Rechnungsposten 
zu Lasten des Käufers. Behält er die Ware, so kann er 
den Preis nicht zurückverlangen. 

d) Ist eine nur der Gattung nach bestimmte Ware, 
nicht eine sogen. Speziessache verkauft, welche zur Zeit 
der Uebergabe oder des sonstigen Gefahrübergangs eine 
gewöhnlich vorausgesetzte oder zugesicherte Eigenschaft 
nicht hat, so hat der Käufer schließlich das Recht, statt 
der Wandelung oder Minderung die Lieferung mangel- 
freier Ware zu verlangen. Der Verkäufer hat dagegen 
ein solches Recht auf Nachlieferung von sich aus nicht. 
Hat er sich mit dem entsprechenden Verlangen des 
Käufers einverstanden erklärt, so kann der Käufer nur 
noch Nachlieferung auf Grund der zustande gekomme- 
nen Einigung verlangen, nicht aber Wandelung oder Min- 
derung. Der Käufer ist, sobald die Einigung feststeht 
oder der Verkäufer zur Nachlieferung verurteilt ist, ver- 
pflichtet, die mangelhafte Ware zurückzugeben, er kann 
an ihr ein Zurückbehaltungsrecht bis zur Lieferung der 
Ersatzware geltend machen. Nach Fristsetzung kann der 
Käufer Schadenersatz wegen Nichtlieferung der Ersatz- 
ware verlangen. N 

e) Darüber, welches der in Tafel I zu a bis e genann- 
ten Rechte der Käufer wählen will, muß der Käufer sich 
schlüssig machen. Er kann nur immer einen dieser An- 
sprüche verfolgen. Er kann nicht wegen eines Mangels 
Wandelung, wegen eines anderen Preisminderung, wegen 
eines dritten Schadenersatz begehren. Aus der Tafel I 
ist ersichtlich, daß in allen Fällen 1 bis 5 dem Käufer die 
Rechte zu a), b), d) und e) zustehen. Das Recht zu 
c) jedoch steht ihm nur in den Fällen zu 3 bis 5 zu, 


Kruspi: Die rechtliche Verantwortung des Unternehmers. 


Tafel II. 


Begriff, Rechte und Pflichten des Kommissionärs, Spediteurs, Lagerhalters. 


I 
Rechtsgeschäft: 


u 
Begriff: 


I. Kommis- | Wer es gewerbs- | 


mäßig über- 


sionsgeschäft. | 
nimmt, Waren 


| oder Wertpapiere | 


für Rechnung 
eines andern im 
eigenen Namen 


| zu kaufen oder | 


| zu verkaufen, ist 
Kommissionär. 


> 


| 


| 
| 
i 
li 
| 


| 
| 
| 


Ao 


10, 


m 
Rechte des Auftraggebers: 


. Der Kommissionär hat das übernommene 


Geschäft mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmanns auszuführen, hierbei das Interesse 
des Kommittenten wahrzunehmen und dessen 
Weisungen zu befolgen. 


. Er hat dem Kommittenten die erforderlichen 


Nachrichten zu geben, insbesondere ihm die Aus- 
führung des Auftrages unverzüglich anzuzeigen. 


. Es muß Rechenschaft über das Geschäft ablegen. 
. Er muß das aus der Geschäftsbesorgung Er- 


langte, die Ware oder den Preis, herausgeben. 


. Er haftet auf Erfüllung des Geschäfts, wenn er 


nicht zugleich mit der zu 2 erwähnten Anzeige 
den Dritten namhaft macht, mit dem er das 
Geschäft abgeschlossen hat, 


. Handelt der Kommissionär nicht nach den Wei- 


sungen des Auftraggebers, so ist er schaden- 
ersatzpflichtig und jener braucht das Geschäft 
nicht für seine Rechnung gelten zu lassen, 


. Wenn der Kommissionär zu vorleilhafteren als 


ihm gesetzten Bedingungen abschließt, sokommt 
dies dem Kommittenten zugute, 


. Der Kommissionär ist für den Verlust und die 


Beschädigung des in seiner Verwahrung be- 
findlichen Gutes verantwortlich. 


. Forderungen aus dem Geschäft kann der Kom- 


mittent gegen den Dritten erst nach erfolgter 
Abtretung durch den Kommissionär geltend 
machen. Die Abtretung muß der Kommissionär 
vornehmen. 

Der Kommissionär hat für die Erfüllung des 
Geschäfts dem Kommittenten einzustehen, wenn 
er dies übernommen hat oder am Orte seiner 
Niederlassung Handelsgebrauch ist (sog. Del- 


__krederekommission). 


. Der Kommissionär hat Anspruch auf Provision 


. Er kann im Fall der Delkrederekommiss 


„ Er hat an dem in seinem Besitz befindlich 


. Er hat das Recht des Selbsteintritts. 


IV 
Rechte der Dienstverpflichteten: 


a) wenn das Geschäft zur Ausführung Eekommani 
ist, oder 
b) wenn die Ausführung des von ihm abge- 
schlossenen Geschäfts nur aus einem in der 
Person des Kommittenten liegenden Grunde 

_ unterblieben ist, oder = 
c) auch wenn das Geschäft nicht ausgeführt 
auf die sogenannte Auslieferungsprovision, 
wenn eine solche ortsgebräuchlich ist. 


(vgl. Spalte III Ziffer 10) eine besondere Vi 
gütung verlangen, die sog. Delkredereprovision, 


. Er hat Anspruch auf Ersatz seiner Aufwendun; 


auch auf Vergütung für Benutzung seiner 
räume und der Beförderungsmittel. 


Kommissionsgute ein Pfandrecht wegen seiner 
Provision und aller übrigen Forderungen gegi 
den Kommittenten, P 
Bezieht 
sich die Kommission auf Waren, die einen Bö 
oder Marktpreis haben oder auf Wertpapiere, 
denen ein Preis amtlich festgestellt wird, so 
sie, wenn der Kommittent nicht etwas and 
bestimmt, von dem Kommissionär dadurch 
geführt werden, daß er die Ware selbst li 
oder selbst als Käufer übernimmt. Er hat au 
in diesem Fall Anspruch auf die gewöhnlici 
Provision und kann die sonst bei Kommission 
geschäften regelmäßig vorkommenden Ko 
berechnen, 


Il. Speditions- 
geschäft, 


Spediteur ist, wer 
es gewerbsmäßig 


versendungen 

durch Fracht- 
führer oder Ver- 
| frachter von See- 
schiffen für Rech- 
nung einesandern 
| (des Versenders) 
ineigenem Namen 

zu besorgen. 


übernimmt, Güter- | 


È 


Der Spediteur hat die Versendung mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns auszu- 
führen, insbesondere die Wahl der Frachtführer, 
Verfrachter und Zwischenspediteure, er hat da- 
bei das Interesse des Versenders wahrzunehmen 
und dessen Weisungen zu befolgen, andernfalls 
ist er schadenersatzpflichtig. 


. Führt der Spediteur die Beförderung selbst aus, 


so hat er die Rechte und Pflichten eines Fracht- 
führers, 


. Ist ein bestimmter Satz der gesamten Beför- 


derungskosten vereinbart, so hat der Spediteur 
ausschließlich die Rechte und Pflichten eines 
Frachtführers. 


. Der Spediteur kann die Provision verlang 


. Er kann Ersatz seiner Auslagen verlangen. 
. Er hat ein Pfandrecht wegen der Provis 


. Er kann, wenn nicht ein anderes bestimmt 


. Im Falle der Ziffer 3 der Spalte III hat er An- 


wenn das Gut dem Frachtführer oder dem Ver 
frachter zur Beförderung übergeben ist. 


seiner Auslagen und Verwendungen an dem Gt 
sofern er es noch im Besitze hat oder miti 
Konossement, Ladescheins oder Lagerschei 
darüber verfügen kann. 


die Beförderung des Gutes selbst ausführen, 
dann trotzdem Anspruch auf Provision, danı 
auf Fracht. 


spruch auf Provision nur bei besonderer Ver 
einbarung. 


Ill. Lager- 
geschäft, 


| Wer gewerbs- 
mäßig die Lage- 


Gütern über- 
nimmt, ist Lager- 
halter, 


rung und Auf- | 
bewahrung von | 


Der Lagerhalter ist für den Verlust und die 
Beschädigung des in seiner Verwahrung be- 
findlichen Gutes verantwortlich, es sei denn, 
daß sie auf Umständen beruhen, die durch die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht 
abgewendet werden konnten. 


. Veränderungen am Gute, welche dessen Ent- 


wertung befürchten lassen, hat der Lagerhalter 
dem Einlagererunverzüglich anzuzeigen, andern- 
falls er schadenersatzpflichtig ist. 


. Der Lagerhalter hat dem Einlagerer die Be- 


$ichtigung des Gutes, die Entnahme von Proben 
und sonstige Handlungen am Gute während 
der Gaschäftsstunden zu gestatten. 


» Der Lagerhalter muß die vereinbarte Zeit über 


das Gut verwahren, mindestens 3 Monate, 
Nach Ablauf der bedungenen Zeit kann er 
Rücknahme nach Kündigung mit einem Monat 
Frist verlangen. 


« Der Lagerhalter kann das vereinbarte oder or 


. Er hat Anspruch auf Erstattung der Ai 


. Er kann die von ihm den Umständen nach fä 


. Er hat ein Pfandrecht an dem Gute, solan 


. Aus wichtigem Grunde kann der Lagerh: 


übliche Lagergeld verlangen, entweder alle 3 
nate oder bei Rücknahme des Gutes nachträglich. 


für Fracht und Zölle und zwar sofort nach 
Verauslagung. 


erforderlich erachteten Aufwendungen erstattel 
verlangen. 


es im Besitze hat oder durch Legitimatio 
papiere darüber verfügen kann, wegen der sämi 
lichen Lagerkosten. 


ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist die Rü 
nahme des Gutes vor der Zeit verlangen Cel N 
Spalte III Ziffer 4). 
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f) Ausgeschlossen sind die Gewährleistungsansprüche 

a) durch eine vor Erstattung der Mängelanzeige 
erfolgte Genehmigung der Ware, 

ß) durch Verabsäumung der Mängelanzeige seitens 
des Käufers, 

y) durch nachträglichen Verzicht auf die Män- 
geleinrede, 

d) durch die bei Kaufabschluß bestehende Kenntnis 
des Käufers von dem Mangel, 

£e) durch vorbehaltlose Annahme der Ware trotz 
Kenntnis des Mangels, 

%) durch Vereinbarung des Ausschlusses oder der 
Einschränkung der Gewährleistung, 

n) durch Verjährung, nämlich nach Ablauf von 
6 Monaten nach der Ablieferung, jedoch nicht 
in den Fällen zu 4 und 5 der Tafel . 


2. Kommissionsgeschäft. 

Wer es gewerbsmäßig übernimmt, Waren oder Wert- 
papiere für Rechnung eines anderen (des Kommittenten) 
in eigenem Namen zu kaufen oder zu verkaufen, ist 
Kommissionär (§ 383 HGB). Der Kommissionär ist von 
Gesetzes wegen Kaufmann ($1 Abs.2 Ziffer6 HGB). Be- 
- grifflich gehört also zum Kommissionsgeschäft die Ueber- 
nahme von Ankauf oder Verkauf von Waren oder Wert- 
papieren. Jedoch gelten die gesetzlichen Vorschriften über 
Kommissionäre auch für solche, die im Betriebe ihres 
_ Handelsgewerbes ein Geschäft anderer Art für Rechnung 
eines andern in eigenem Namen zu schließen übernehmen, 
und für Kaufleute, die nicht Kommissionäre sind, die im 
"Betriebe ihres Handelsgewerbes ein Geschäft in der ge- 

nannten Weise zu schließen übernehmen. 
Im Gegensatz zum Vertreter, zum Agenten und Mäk- 
ler, schließt der Kommissionär das Geschäft nicht im 
fremden Namen, im Namen des Prinzipals, sondern im 
eigenen Namen ab. Er ist selbst der Vertragschließende, 
Jedoch hat die Vorteile und Nachteile aus dem Geschäft 
der Auftraggeber, der Kommittent. Darin liegt der Unter- 
schied zwischen dem sogen. Propre- oder Eigengeschäft 
und der Kommission. Bei jenem kauft der Beauftragte 
die Ware zunächst für sich und verkauft sie dann 
weiter an den Auftraggeber, bei diesem dagegen 
wird der Beauftragte berechtigt und verpflichtet, Vorteile 
und Nachteile des Geschäfts auf den Auftraggeber zu 
übertragen. Hieraus ergibt sich, daß der Kommissionär 
mit dem Dritten (dem Käufer oder Verkäufer der Ware) 
in ein unmittelbares Rechtsverhältnis tritt. Daher kann 
der Kommissionär von dem Dritten, seinem Vertrags- 
gegner, der den Vertrag nicht erfüllt, Ersatz des Scha- 
dens verlangen, wie er nicht nur ihm, sondern auch dem 
Kommittenten, für dessen Rechnung er gehandelt hat, 
entstanden ist. Zwischen dem Kommittenten und dem 
Dritten entstehen keine Rechtsbeziehungen. Der Kom- 
ssionär wird Gläubiger aus dem mit dem Dritten ab- 
‚eschlossenen Geschäft, auch wenn der Dritte wußte, 
B der Kommissionär für Rechnung des Kommittenten 
handelte. Aus diesen Grundsätzen folgt weiter, daß der 
Einkaufskommissionär in der Regel Eigentümer der ein- 
‚gekauften Ware wird, und daß er verpflichtet ist, das 
Eigentum auf den Kommittenten zu übertragen. Der 
Verkaufskommissionär wird dagegen nicht Eigentümer 
der zu verkaufenden Ware, die weiter im Eigentum des 
"Kommittenten bleibt, bis er sie nach zustande gekom- 
menem Verkaufe an den gefundenen Käufer übereignet. 
Anders ist es nur, wenn der Kommissionär erklärt, als 
Selbstkontrahent eintreten zu wollen. Ist er im Besitz 


der Sachen, so wird er mit Abgabe der Erklärung Eigen- 
tümer. $ h 

Die Rechte und Pflichten des Kommissionärs und 
des Kommittenten sind im übřigen aus der Tafel II er- 
sichtlich. 


3. Speditionsgeschäft. 

Auch der Spediteur übernimmt, wie der Kommis- 
sionär, den Abschluß von Geschäften im eigenen Namen 
für fremde Rechnung, nämlich er übernimmt es, Güter- 
versendungen durch Frachtführer oder durch Verfrachter 
von Seeschiffen zu besorgen. Auch er ist kraft Gesetzes 
Kaufmann. Uebernimmt ein Kaufmann, der nicht Spe- 
diteur ist, im Betriebe seines Handelgewerbes Güter- 
versendungen, so gelten für ihn die gleichen Vorschriften. 

Der Spediteur muß im eigenen Namen die erforder- 
lichen Fracht- und Speditonsverträge abschließen. Er 
übernimmt nicht etwa die Beförderung selbst, wenigstens 
nicht in der Regel. Er stellt den Frachtbrief aus und 
hat sämtliche Rechte und Pflichten dem Frachtführer 
gegenüber wie jeder andere Absender. Er sorgt für ge- 
gehörige Verpackung, schreibt den Reiseweg vor, besorgt 
die Zollpapiere, gegebenenfalls Nachnahmerklärungen 
usw. Der andere, für dessen Rechnung er handelt, heißt 
der Versender. Zwischen ihm und dem Frachtführer ent- 
stehen keine besonderen Beziehungen. Wenn der Emp- 
fänger des Gutes nicht etwa selbst der Auftraggeber des 
Spediteurs ist, entstehen zwischen Empfänger und Spe- 
diteur keine Rechtsbeziehungen. Nur nach Abtretung‘ 
der Rechte des Versenders kann der Empfänger An- 
sprüche gegen den Spediteur geltend machen. Der »Bahn- 
spediteur«, der Rollfuhrunternehmer, der von der Eisen- 
bahn zur An- und Abfuhr bestellt ist, ist nicht Spediteur 
im Sinne des Handelsgesetzbuches. 

Die Rechte und Pflichten des Spediteurs ergeben sich 
aus Tafel II. 


4. Lagergeschäft. 


Nur wer gewerbsmäßig die Lagerung und Auf- 
bewahrung von Gütern übernommen hat, ist Lagerhalter. 
Er ist Kaufmann. Zumeist ist der Spediteur zugleich 
Lagerhalter. Das Lagergeschäft muß Gegenstand eines be- 
sonderen Vertrages sein. Wird die Aufbewahrung nur im 
Zusammenhange mit anderen Geschäften (mit Speditions-, 
Kommissions- oder Frachtverträgen) vereinbart, so kom- 
men die für diese anderen Geschäfte geltenden Vorschrif- 
ten, nicht die über das Lagergeschäft zur Anwendung. 
Entscheidend ist, ob im einzelnen Falle die Lagerung und 
Aufbewahrung Hauptleistung oder Nebenleistung ist. 

Wegen der Rechte und Pflichten des Lagerhalters 
sei auf Tafel II verwiesen. 


5. Frachtvertrag. 


Zu den im Handelsgesetzbuch behandelten Handels- 
geschäften gehört schließlich noch der Frachtvertrag. 
Die Rechte und Pflichten eines Frachtführers, der die 
Beförderung von Gütern zu Lande oder auf Flüssen oder 
sonstigen Binnengewässern auszuführen gewerbsmäßig 
übernimmt, sind im wesentlichen in dem Aufsatz »Eisen- 
bahnfrachtrecht« in »Technik und Wirtschaft« 1924 Heft 9, 
S.223, behandelt. Wenn auch einige Besonderheiten im 
allgemeinen Frachtrecht, insbesondere das Pfandrecht des 
Frachtführers, vorhanden sind, so kann doch wegen der 
Haftung des Frachtführers für Verlust und Beschädigung 
des Gutes auf jenen Aufsatz verwiesen werden, da dort 
die Grundsätze erörtert sind, die auch hier gelten. [3152] 
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Die deutsche Konjunktur Mitte Mai 1925. 

Obwohl die sinkende Konjunktur noch fortdauert, 
machen sich die ersten Anzeichen einer leichten Besse- 
rung bemerkbar, Der tonangebende Faktor, der Geld- 
markt, hatte zwar seit dem letzten Berichtsmonat einen 
neuen Stoß auszuhalten, welcher der, wie vorausgesehen, 
eingetretenen Besserung;des Börsenindex ein rasches Ende be- 
reitete (Abb. 1). Aber weder Höhe noch Dauer dieses Stoßes 
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warten, Erfreulich ist jedoch das Sinken der Konkurse, 
die wieder fast auf dem niedrigsten Stand nach der De 
flationskrise angelangt sind, und die mäßig gebesserfe 
Außenhandelsbilanz, von der wir freilich erst abwarten 
müssen, ob sie sich in dieser Richtung weiterentwickelt 
Im April zeigt sie klar die Einengung des Auslands- 
geschäfts infolge sinkender Konjunktur, die Passiyität 
ist zwar gegenüber den ersten beiden Monaten des Jahres 
geringer geworden, aber n»ch immer 
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A = Aktienindex (Frankfurter Zeitung). 


W = Waren-Großhandelsindex (Industrie- und Handelszeitung). 


Monatsgeld in vH-Teilen des täglichen Geldes 
an der Berliner Börse (Berliner Tageblatt), 


G = Monatsgeldsätze erster Banken untereinander (Berl. Tageblatt). 
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glich dem Umfang der früheren Bela-  ALpov DR $ 
stungsproben, und auch die lang- und X aoolR} SA 
kurzfristigen Gelder sind erstmalig wie- X rate 
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zurückzuführen, daß der März 26 Arbeits- 
tage gegenüber den 24 des Februars caza] 
hatte, für April weist sie erneut scharf 
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nach unten. Auch die Erzeuger- und Kon- E = Erzeuger- oder Kapitalgüter N RUER 
sumgüterpreise sind weiter gefallen und V = Verbrauchs- oder Konsumgüter (Die Wirlschattskurye). 
haben sich noch stärker voneinander Ruhrkohlenförderung (Industrie- und Handelszeitung). 
entfernt; eine Besserung des Warenmarktes , Al = Arbeitslose im unbesetzten Gebiet Reich 
von heut auf morgen ist daher nicht zu er- Al = Arbeitslose im ganzen Reich (nur diese zan} arbeit Feen, 
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K = Zahl der Konkurse (Wirtschaft und Statistik). 
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Ein- und Ausfuhrmengen (Wirtschaft und Statistik). 


b = Mittlerer ausgeglichener Index des Statistischen Amtes und der 

Industrie- und Handelszeitung (wöchentlich). ~” 
c= Index des Statistischen Reichsamtes (wöchentlich). 5 
d= Index der Frankfurter Zeitung (monatlich). 
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jetzt (schätzungsweise) geringer als jemals seit 11/, Jahren. 
Diese Besserung des Beschäftigungsgrades ist positiv und 
nicht durch Saisoneinflüsse hervorgerufen oder verstärkt. 
Nach den Untersuchungen der »Wirtschaftskurve« (1925, 
Heft 1) ist die durchschnittliche Arbeitslosigkeit nach Aus- 
schaltung der Saisonschwankungen für die Monate März 
bis. Mai unverändert; jede seit Mitte März eingetretene 
Besserung des Arbeitsmarktes ist daher als reiner Gewinn 
zu buchen, 

Wir glauben somit, diesmal mit einer allmählichen 
Besserung der Konjunktur rechnen zu dürfen, die sich 
zuerst auf die Börsenwerte erstrecken wird — immer vor- 
ausgesetzt, daß nicht, wie schon oft, unvorhergesehene 

litische Ereignisse dem ruhigen Abrollen der Entwick- 
a in die Speichen fallen. Der Warenmarkt wird zu- 
nächst eine Angleichung der Verbrauchs- und Erzeuger- 
güterpreise erstreben müssen, und ein wirksames An- 


[Ausbildung und Forschung] 


Die Ausbildung für den Beruf des akademischen 
Bauingenieurs. Ein Ratgeber für die Berufswahl. Her- 
ausgegeben von dem Deutschen Ausschuß für Tech- 
in Schulwesen und der Deutschen Gesellschaft für 
Bauingenieurwesen. Berlin 1925. VdI-Verlag G. m. b, H. 


"155. Preis 0,60 M. 


Noch vor wenigen Jahrzehnten war das Wort »Berufs- 
beratung« in der deutschen Sprache unbekannt. In 
wenigen Jahrzehnten wird es hoffentlich in den Sprach- 
schatz jedes Kindes übergegangen sein. Wir sind zu arm 
geworden, um mit dem kostbaren Gut des Staates, dem 
werdenden Staatsbürger, fruchtlose Versuche zu treiben, 
die Zeit und Geld kosten. 

Der junge Mann, der vor der Berufswahl steht, muß 
beraten werden, Handelt es sich um höhere Berufe mit 
verwickelten Voraussetzungen für die Fähigkeiten, mit 
langwierigem an Er, über die nicht jeder Be- 
rufsberater Bescheid wissen kann, so bleiben kleine ge- 
meinverständliche Schriften das gegebene. Wer ist befugt, 
auf diese Weise Rat zu erteilen? Nicht blindlings der 
einzelne Berufsangehörige, der nur aus seinen eigenen 
Berufserfahrungen schöpfen kann; die Gesamtheit der 
Berufsangehörigen muß zu Worte kommen oder Gelegen- 


- heit haben, sich zu den Ratschlägen für die Berufswahl 


äußern zu können, So ist ‘das kleine Büchlein entstanden, 
das der V.d.l.-Verlag kürzlich unter dem eingangs er- 
Wähnten Titel herausgegeben hat. Die Deutsche Gesell- 
schaft für Bauingenieurwesen, die einzige deutsche Ver- 
Einigung, die sich ausschließlich der Pflege des gesamten 
deutschen Bauingenieurwesens widmet, hat in Ueberein- 
stimmung mit dem Deutschen Ausschuß für Technisches 
Schulwesen, in dem alle an der Entwicklung und Aus- 
bildung des technischen Nachwuchses interessierten großen 
technischen Vereine zusammengeschlossen sind, ihren Ge- 
schäftsführer, Dipl.-Ing. Baer beauftragt, einen Ratgeber 
für die Berufswahl zu verfassen, Absichtlich ist dieser 
Ratgeber auf den akademischen Bauingenieur, also den- 
jenigen, der durch die Technische Hochschule geht und 
das Studium auf ihr abschließen will, berechnet. Außer 
einer allgemeinen Einleitung, die über die Aufgaben des 
Bauingenieurs kurz Auskunft gibt, sind die erforderlichen 
Eigenschaften behandelt, die allgemeine Vorbildung, die 
neuerdings auch in diesen Zweigen der Technik vorge- 
schriebene praktische Arbeitszeit, die Ausbildung auf der 
Hochschule und die Tätigkeit nach dem Studium sowie die 
Aussichten. Ueber diese läßt sich natürlich angesichts der 
schwankenden Wirtschaftslage und der tieigreifenden 
Aenderungen der letzten Jahre nichts Bestimmtes sagen. 
Das ist aber auch nicht der Zweck der Schrift. Sie soll 
Vielmehr dem jungen Mann oder dessen Eltern und Er- 
zieher Gelegenheit geben, anhand der körperlichen und 
istigen araktereigenschaften sich selbst Rechnung 
rüber zu geben, ob der Beruf des Bauingenieurs der 
gegebene ist, ohne daß dabei die Aussichten über die 
re Eignung gestellt werden. [s086] 


Betriebsfragen 


Wahl, Projektierung und Betrieb von Kraftanlagen. 
Pin Hilfsbuch für Ingenieure, Betriebsleiter, Fabrikbe- 
sitzer von Friedrich Barth. 4. Aufl, 525 S., 161 


ziehen der Warenpreise wird nicht vor, 1 bis 11/, Monaten 
zu erwarten sein, ‘ 
Wir haben, um ein Bild von der Wertigkeit der ver- 
schiedenen‘ Waren-Indices zu erhalten, in Abb. 5 die drei 
ebräuchlichsten Großhandelsindices, den des Statistischen 
Reichsumter, der Industrie- und Handelszeitung und der 
Frankfurter Zeitung, . vergleichend nebeneinandergestellt, 
die beiden ersten wöchentlich, den letzten monatlich und 
in anderer Ordinate. Die starke Verschiedenheit in der 
Bewegung der beiden wöchentlichen Indices fällt auf und 
zeigt, daß bei der Benutzung eines einzigen Index mit 
großer Vorsicht gearbeitet werden muß, Wir haben daher 
versucht, aus den beiden wöchentlichen Indices einen 
mittleren monotonen (ausgeglichenen) Großhandelsindex 
aufzustellen, aus dem gleichwohl die sinkende Tendenz 
unserer Wirtschaft in den letzten Monaten deutlich sicht- 
bar wird. Dr.-Ing. Brasch-Dresden. [4097] 


en 3 Tafeln. Berlin 1925, Verlag Julius Springer. Preis 
Die Tätigkeit des Ingenieurs liegt heute anerkannter- 
maßen vorwiegend auf wirtschaftlichem Gebiete, Das Zeit- 
alter der großen neuen Entdeckungen beginnt allmählich 
in das Zeitalter der wirtschaftlichsten Ausbeutung dieser 
neuen Entdeckungen überzugehen, Ueber die eigentliche 
Fabrikation und die Fabrikorganisation gibt es eine reich- 
haltige Literatur, welche die zweckmäßige Gestaltung der 
Fabrikanlagen und der Betriebsführung behandelt. Auf 
dem Gebiete der Kraftmaschinen sind die Angaben darüber 
sehr spärlich, Das vorliegende Werk füllt diese Lücke 
aus und steht in seiner Art einzig da, Es umfaßt das 
ganze Gebiet der. Kraftanlagen: die Dampfkraftanlagen, 
Verbrennungskraftanlagen, die Kraftanlagen mit Neben- 
betrieben und die elektrischen Kraftanlagen. Die An- 
schaffungs- und Betriebskosten werden nach Möglich- 
keit anhand von Tabellen angegeben, Schließlich werden 
Gesichtspunkte für die Auswahl der zweckmäßigsten Be- 
triebskraft und für den Entwurf der Kraftanlagen ge- 
geben. Als letzte Abschnitte schließen sich die Beschrei- 
bungen ausgeführter Kraftanlagen und ein ausführlicher 
Ueberblick über den Betrieb der verschiedenen Kraftan- 
lagen an. j 
Ueberall ist das Grundsätzliche hervorgehoben. Zahl- 
reiche Schaltbilder, Schemata und Skizzen geben auch dem 
Wirtschaftler, der an sich den technischen Einzelheiten 
kein Verständnis entgegenbringen kann, die Möglichkeit, 
sich selbst ein Urteil über die zweckmäßigste Betriebs- 
kraft zu bilden. Die verwendeten Tabellen und Kurven 
gehen, was die Darstellungsweise anbelangt, nicht über 
das Maß dessen hinaus, was auch der Wirtschaftler in 
seiner Literatur zu finden gewohnt ist. Das Buch kann 
daher dem Wirtschaftler, der sich einen Ueberblick über 
die Technik schaffen will und Einzelheiten vorwiegend 
unter wirtschaftlichen, nicht aber unter technischen Ge- 
sichtspunkten ansehen will, unbedingt empfohlen werden. 
Daß die beiden mehr juristischen Abschnitte über 
Mängelrügen und Eigentumsvorbehalt gestrichen wurden, 
ist an sich kein Fehler. Es wäre aber zweckmäßig ge- 
wesen, in einem kurzen Abschnitt das Wesentliche dar- 
über anzudeuten und auf die betreffende Literatur hin- 
zuweisen. Dr. Gs. [1095] 


Betriebszahlen. 

Der Wert einer die weiten und abwechslungsreichen 
‚Gebiete der »Betriebswirtschaft« umfassenden, verglei- 
chenden Zahlenforschung (Statistik) wurde bereits ge- 
raume Zeit vor dem Erscheinen gewisser, diesen Wissens- 
zweig besonders behandelnden Veröffentlichungen im Be- 
triebswirtschaftsleben selbst gefühlt und anerkannt, Es 
ist daher nur selbstverständlich, daß auch die Vertreter 
der Betriebswirtschaftslehre ihre Aufmerksamkeit diesem 
Forschungsgebiet zuzuwenden begannen und mit recht 
wertvollen En in die Oeftfentlichkeit traten. Dies 
ilt nicht zuletzt für die vor kurzem im Verlag Max 
Staercke, Meyersche Hofbuchhandlung, Detmold, erschie- 
nene wertvolle Studie von Prof. Dr, Arthur Weiß über 
»Betriebszahlen«, ein Beitrag zur Erkenntnis neuzeitlicher 
Wirtschaftsbedingungen. Weiß hat in seiner recht ver- 
dienstlichen Schrift mit dazu beigetragen, daß die »Be- 
tiebszahlen-Erfassung«, während sie früher nur unklar 
efühlt war, sich gegenwärtig zu einer scharf erkannten 
Bedeiting für das Wirtschaftsleben der Unternehmungen 


verschiedenster Art erhebt. Dr. J.Luebeck. [4063] 


190 


Umschau, und Wi 


Technik 
irtschaft 


) 


Organisationswesen 


Ueber die Eingliederung der Normungsarbeit in die 
Organisation einer Maschinenfabrik. Von Dipl.-Ing. Fr. 
Meyenberg. Berlin 1924, Verlag Julius Springer. 67S. 
Preis 3,30 M. 

Der Verfasser, als Organisator bekannt, hat mit die- 
ser Schrift auf Grund, eigener mehrjähriger Erfahrungen 
die Wege gewiesen, die beschritten werden müssen, um 
der Normungsarbeit auch in wirtschaftlicher Beziehung 
die Bedeutung zu geben, die ihr zukommt. Die klaren 
Ausführungen sind dazu angetan, den Führern unserer 
Wirtschaft die Erkenntnis zu vermitteln, daß die Nor- 
mungsbestrebungen der Ingenieure für die Zukunft unse- 
rer Industrie von außerordentlichem Wert sind. Nach dem 
Studium dieser Schrift werden sicher manche Stimmen 
schweigen, die bisher in der Normung lediglich ein kost- 
spieliges Steckenpferd einzelner Ingenieure gesehen haben. 
Meyenberg zeigt nicht nur diesen Kreisen den zu 
steuernden Kurs, sondern er macht auch den Nachwuchs 
der Normeningenieure auf die in der Praxis bevorstehen- 
den Aufgaben gebührend aufmerksam. Für den Anfänger 
ist der erste Abschnitt über die Entstehung der Normen, 
ihre Ziele und Grenzen von ganz besonderem Wert, weil 
der Uebereifer eines einzelnen dem Normungsgedanken 
im allgemeinen nur schaden kann. Die bekannt gute Auf- 
machung des Verlages Julius Springer wird sicher 
dazu beitragen, daß diese Schrift in die Hände all derer 
kommt, die nach ihrer Tätigkeit dazu beitragen müssen, 
die Wirtschaftlichkeit der Deutschen Maschinenindustrie 
im Kampf mit der ausländischen Konkurrenz sicher und 
rasch zu steigern. Obering. N. Breuer. [4085] 


Das internationale Patentrecht. Von Dr. jur, Robert 
Jungmann. | Berlin 1924, Karl Heymanns Verlag. 3328S. 
Preis geh. 12 M, geb, 13,40 M. 

Das Buch beschäftigt sich in seinem Hauptteil mit der 
Darstellung der Rechtsbeziehungen, die über die Grenzen 
eines Staates hinauswirken, also mit den Rechten des Aus- 
länders im, Inlande und des Inländers im Auslande. Ge- 
läufig sind dem Praktiker von diesen Rechtsbeziehungen 
im allgemeinen nur diejenigen, die sich auf die Anmeldung 
von Erfindungen beziehen. Jungmanns Darstellung geht 
aber tiefer und erfaßt auch die seltenen Fälle der späteren 
Verfolgung der Rechte im Auslande. Der zweite Teil des 
Werkes enthält eine kurze PHannIchE nSlELDnE der Patent- 
rechte sämtlicher Staaten, Auch dieser Teil geht weiter 
als die allgemein verbreiteten Handbücher, die nur einen 
Teil der Staaten zu berücksichtigen pflegen. 

Wenn man bei den Kommentaren zum deutschen Pa- 
tentgesetz darüber staunt, daß das kurze Gesetz zu mehr- 
bändigen Erörterungen Veranlassung gibt, so kann man 
bei der Jungmannschen Schrift eher darüber staunen, wie 
der umfangreiche Stoff knapp und doch erschöptend be- 
handelt ist. Der Verfasser hat es verstanden, immer an 
der richtigen Stelle abzubrechen und auf vorhandene Son- 
derveröffentlichungen zu verweisen. Dieser Teil seines 
Werkes wird in schwierigen Fällen immer Auskunft geben, 
Nicht minder wertvoll ist der zweite Teil, der sich ebenso 
wie der erste durch übersichtliche Einteilung und Klar- 
heit der Darstellung auszeichnet. 

Durch Nachträge, die von Zeit zu Zeit erscheinen 
sollen, und von denen bereits zwei vom 1. Oktober 1924 
und 31. Januar 1925 vorliegen, soll das Werk dauernd be- 
richtigt und auf der Höhe erhalten werden, Das ist be- 
sonders dankenswert, weil auf diesem Rechtsgebiet fast 
dauernd Aenderungen der Gesetzgebung zu erwarten sind, 

Gegen die jetzige russische Regierung scheint der Ver- 
fasser ein so starkes Mißtrauen zu haben, daß er dabei 
etwas zu weit geht, Er warnt davor, der Sowjet-Regierung 
Erfindungen bekannt zu geben, und meint, daß Ausländer, 
besonders ausländische Gesellschaften, in Rußland nicht 
rechtsfähig seien. Beides scheint mir ungerechtfertigt; 
denn wenn die Sowjet-Regierung ausländische Erfindungen 
kennenlernen will, so bedarf sie dazu keiner Anmeldungen 
der Erfinder, sondern kann sich die ausländischen Patent- 
schriften kaufen, Das ist billiger als die Einrichtung eines 
Patentamtes (das noch dazu keine Patentgebühren for- 
dert). Heifetz (Das neue russische Patentgesetz, Berlin 
1924, M. 'Krayn, S.75ff.) kommt im Gegensatz zu Jung- 


mann zu dem Ergebnis, daß in Rußland den Ausländer, 
einschließlich der juristischen Personen, ohne weiteres der 
zivil- und strafrechtliche Schutz ihrer Patente zusteht, Die 


russischen Behörden haben auch schon ihr Bestreben, sus 
die gewerblichen Rechte der Ausländer zu schützen, durch rüc 
die Tat bewiesen; z. B. auf dem Warenzeichengebiet, tric 
Der Verlag hätte für die Beseitigung der zahlreiches häl 
Druckfehler sorgen sollen, Neubauer. [s036] ak 
Ka 

dui 
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Neue ökonomische Politik »NEP«. Von Wladimir 
Sarabianow. Privatkapital in Industrie und Handel 
der Union der S.S, R. 305. Berlin 1925, Neuer Deutscher 
Verlag. 
Die von einem in der Verwaltung der Sowjet 
regierung tätigen Volkswirtschaftler geschriebene Bro- 
schüre gibt einen beachtlichen Einblick in die Gedankem lä 
gänge der jetzigen russischen Machthaber und über die a 


zukünftige Entwicklung der russischen Wirtschaft. u 
In dem einleitenden Abschnitt »Warum ist die »NEPE G 
notwendig« legt der Verfasser dar, daß nach Lenins So 
Grundsätzen nur das nationalisiert werden darf, womit i 
der Staat fertig werden kann, ohne ein Sinken der pros i: 
duktiven Kräfte herbeizuführen; die weitgehende Natio- ah 
nalisierung in der Zeit von 1918 bis 1921 ‘rechtfertigt en 
er damit, daß Rußland damals mit einer von allen Seiten geb 
belagerten Feste zu vergleichen gewesen sei. Nach Auf i 
hebung des Belagerungszustandes sei die Sowjetmacht zuf Er 
ursprünglichen Politik Lenins, dem »Staatskapitalismu Fall 


zurückgekehrt und habe sich auf die Nationalisierung der 
wichtigsten und größten Industriebetriebe, der sogenan® U 
ten Schlüsselindustrien, beschränkt; sie läßt jetzt Kom jr 
zessionen, genossenschaftlichen Kapitalismus im Han 
und Verpachtung stilliegender Betriebe an Privatkaple 
talisten zu unter der Bedingung der führenden Stellung 
der staatlichen wirtschaftlichen Organe. Die Losung de 
»NEP« sei: »Maximum der Produktion, koste es, was & 
wolle«1). Da aber der private Kapitalismus unter der 
Wirkung des »NEP« wieder erstarkt, so wird sein Af- 
wachsen an die Voraussetzung schnelleren Wachsens der 
rätesozialistischen Wirtschaft geknüpft, denn das Endziel 
bleibt die vollständige Verdrängung der kapitalistischen 
Wirtschaftsformen. 
Der Verfasser untersucht dann, wie sich zurzeit im 
den einzelnen Gewerbegruppen der Einfluß des Privat- 
kapitals darstellt. Dabei stellt er eine große Zahl werk 
voller Vorkriegsziffern zusammen und vergleicht sie mit 
Ziffern, die von der Sowjetverwaltung festgestellt sind. 
„In der Kleinindustrie (Handwerk und Hausindie 
strie), deren Erzeugung fast ein Viertel der Gesamterzeik® 
gung Rußlands betrug (im Jahre 1923 soll dieses Vor 
kriegsverhältnis wieder erreicht worden sein), kam 1018 
auf den Kopf eine Erzeugung von 420 Rbl., während if 
der Großindustrie auf den Kopf der Beschäftigten 2160 Rol 


entfallen. In den Städten erhöht sich die Erzeugungs a 
menge je Kopf auf 560 Rbl., während sie auf dem Lande Ma 
nur 372 Rbl. beträgt. (Die von dem Verfasser aus dë keit 
Zählung des Jahres 1923 errechneten Ziffern erscheint i Unt 
zu unsicher, um auf ihnen Schlüsse aufzubauen.) f iy 
„ Der Verfasser steht den privaten Kleinunternehmer ba. 
nicht feindlich gegenüber; sie treten nach seiner Ansicht beti 
ebenso wie die armen und mittleren Bauern für die Sow- Abt 
jetmacht ein, außerdem wird nach seiner Ansicht das ı 
Kleingewerbe allmählich absterben, und die darin beschäf- i 
tigten Personen dürften von der Industrie aufgesogen ri 
werden, a 
In der Großindustrie (Betriebe mit mindestens 10 & 
Beschäftigten) sind nach der Zählung von 1923 nur 41H ge 
der Beschäftigten in Privatbetrieben tätig, in der Haupt oy 
sache in Verarbeitungsbetrieben, bei denen sich der Pro- 2 
zentsatz auf 4,8 erhöht, während in den Rohstoffindie 
strien nur sehr wenig Privatbetriebe vorhanden sind (vot Har 
den Beschäftigten nur 0,5 vH). l der 
— Gro 


1) Beachtlich ist, daß der Verfasser die inzwischen eim 
getretene weitere Kursänderung der innerrussischen Wii 
schaftspolitik im Jahre 1924, die Zurückdrängung des neu g 
bildeten oder wieder hervorgetretenen privaten Kapilal 
durch hohe Steuern und Beschlagnahmen (vergl. Technik und 
Wirtschaft 1925, Heft 1, S. 5 u. 26 ff.) für die Industrie nicit 
gelten läßt, sondern sie als auf den Handel beschränkt darstellt- 
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J Der Verfasser erhofft von der neuen Umstellung der 
russischen Wirtschaft auf Hebung der Produktion ein Zu- 
ückdrängen der Kleinbetriebe zugunsten der Großbex 
friebe. Russisches Kapital sei auch vor dem Kriege ver- 
hältnismäßig wenig in der Großindustrie angelegt ge- 
die vorteilhaftesten Industriezweige (Kupfer, Kohle 
nd Eisen) befanden sich in den Händen ausländischer 
Kapitals. Das Auslandkapital, das heute nach Rußland 
Konzessionen hereingeholt wird, geht vorläufig 
nicht in die Industrie. Von den 47 Konzessionen im Jahre 
1923 betrafen: 
13 Handel 
7 Landwirtschaft 
6 Wald 
6 Transport 
6 Verarbeitung 


Der Verfasser spricht dabei den Wunsch aus, das aus- 
Jändische Kapital möchte eine Reihe mustergültiger tech- 
misch hochstehender Industriezentren in RuBland aufbauen. 

Der jetzige Anteil des Privatkapitals an Klein- und 
 Großindustrie braucht nach Auffassung des Verfassers die 
Sowjetmacht nicht zu beunruhigen. 

4 Anders liegt es im Handel. Hier stützt sich der Ver- 
Masser auf die Zählungen von 1923), die ziffernmäßig 
eine erhebliche Bedeutung des privaten ‘Handels er- 
"geben. Der Zahl nach sind nicht weniger als 94,7vH 
Aller Handelsunternehmungen in privater Hand; ausschlag- 
© zebend ist aber nicht die Zahl, sondern der Umsatz. Vom 
k tumsatz (in drei Monaten) von 663 Mill. Rbl. ent- 
fen 424 Mill. oder 64,1 vH auf diese privaten Handels- 
nternehmungen, während die genossenschaftlichen einen 

tz von 66,0 (10vH) Mill. Rbl, und die staatlichen 
ndelsunternehmungen einen solchen von 172,0 Mill. Rbl. 
vH) aufweisen. Von der großen Zahl der privaten 
delsunternehmungen weisen nur 5vH einen Umsatz 
über 1600 Rbl. in diesen drei Monaten aut, und bei 

vH bleibt der Umsatz sogar unter 270 Rbl.; der pri- 
Vate Handel ist also in der Hauptsache Kleinhandel und 
inladenhandel. Der Verfasser bezeichnet es aber als 

Aufgabe des Staates, diesen zu beseitigen, da sich 

in ihm die Ansammlung von kann vollziehe, und er 

e ehlt, diesen privaten Kleinhandel überflüssig zu 

machen, indem der Staat in den Markt durch eigene 
ane, insbesondere preisregelnd, eingreift. 

An Hand von Zahlentafeln zeigt der Verfasser, daß 

rivaten Handelsunternehmungen in der Hauptsache 
inzelhandel treiben, und daß die verhältnismäßig 

gen vorhandenen privaten Großhändler einzeln im 
Umsatz hinter den staatlichen Handelsunternehmungeit 
Zurückbleiben, die genossenschaftlichen Unternehmungen 
allerdings übertreffen. Im Einzelhandel haben sowohl 

staatlichen als auch die genossenschaftlichen Unter- 
nehmungen größeren Umfang und Umsatz als die Privat- 

nternehmungen. Wenn trotzdem der Gesamtumsatz des 

andels zu zwei Drittel von den privaten Händlern be- 

m wird, führt der Verfasser das auf die größere 

enntnis der Privatpersonen und die Schwerfällig- 

Keit und den Bürokratismus der genossenschaftlichen 

Unternehmungen zurück. Als Beweis dafür berechnet er 

den Umsatz auf die einzelnen in den Unternehmungen 

chäftigten Personen und findet, daß die Privat- 

ffiebe sehr viel günstiger abschneiden; sein Urteil 
“er wie folgt (S. 23) zusammen: 

Die Angestellten im Staats- und Genossenschaftshandel 
verstanden 1. das Handeln nicht; 2. verhielten sich viele 
on ihnen zu ihrer Arbeit wie Bürokraten schlechtester 

r e; 3. arbeiteten in den Privathandelsbetrieben vorwie- 
der Unternehmer und seine Familie selbst. Sie rech- 

x mit keiner Arbeitszeit, sie denken an ihren Handel 
Stunden am Tage, in diesem Handel liegt ihr ganzes Leben. 


"Der Verfasser findet sich damit ab, daß ein Teil des 
is vorläufig in privaten Händen bleibt; er glaubt, 
Einzelhandel könne beherrscht werden, wenn im. 
Großhandel das private Kapital auf den unvermeidlichen 
oil zurückgedrängt werde, den er auf 6 bis 8vH des 
nsatzes schätzt. Das ist nach seiner Ansicht 


3 Bergwerke 
2 Finanz 

2 Jagd 

2 Naphta. 


2) Diese erfaßten 1983 Städte und Siedelungen städtischen 
Charakters mit 19,7 Mill. Einwohnern und 280581 Handels- 
nehmungen. 


staatlichen und genossenschaftlichen Großhändler®). Die 
Stabilisierung der Währung habe die Möglichkeit ge- 
geben, in der a Sowjet-Union die Preise zu regeln 
und zugleich die Genossenschaften vor Verlusten durch 
Geldentwertung zu schützen; niedrigere Preise würden 
die Käufer zu den staatlichen und genossenschaftlichen 
Einzelhändlern herüberziehen. 

Wenn im Augenblick noch die Produktion hinter der 
Nachfrage zurückbleibe und demgemäß der private Han- 
del die wirtschaftliche Lage zu Preissteigerungen aus- 
nutzen könne, so werde doch die Intensivierung der Land- 
wirtschaft die Lage ändern und zugleich der zurzeit zu 
stark angewachsenen Industrie den Absatz ihrer Erzeug- 
nisse sichern. Da zurzeit die staatlichen und genossen- 
schaftlichen Unternehmungen im Handel stärker anwach- 
sen als die Privatunternehmungen, so brauche der Staat 
auf die »völlige« Verdrängung des privaten Kapitals »vor- 
läufig« noch nicht hinzuwirken. 

Zusammenfassend stellt der Verfasser fest, daß 


ungeachtet der technischen Rückständigkeit und des star- 
ken Mangels an organisatorischen, administrativen und spe- 
ziellen Kräften der Sowjetstaat es verstanden habe, den 
Weg zum Sozialismus weiter zu beschreiten 


und daß 


auf der Produktionsfront der einzige ernste Konkurrent 
der kleine Gewerbetreibende sei, der, je kräftiger die Staats- 
industrien werden, einen desto, kleineren Platz im Wirtschafts- 
leben einnehmen werde, 


In der Landwirtschaft setzte der genossenschaft- 
liche Betrieb ein®); 
im Handel erweitert die Genossenschaft langsam aber sicher 
ihre Einflußsphäre schneller als das Privatkapital. 


Er zweifelt nicht daran, daß der Sowjetstaat 


auch mit dem schweren Problem der technischen Umge- 
staltung des innerhalb der letzten zehn Jahre verbrauchten 
Produktionsapparates fertig werde, indem er die von den 
Trusts ersparten Miltel planmäßig und nicht nach dem 


Willen der einzelnen Trusts und Fabriken zu seinem Zwecke 
verwendet. 


Diese Auffassung muß sich jeder, der mit 
Rußland und der russischen Wirtschaft Be- 
ziehungen anknüpfen will, vor Augen halten 
und seine geschäftlichen Maßnahmen dement- 
sprechendeinrichten. Fr. Frölich. [4079] 


Die Baumwollindustrie in China. 

Die Gesamtzahl der Baumwoll-Ringspindeln in China, 
soweit die Fabriken den drei größten Verbänden, der 
»Chinese- Cotton Millowners Association«, der »Cotton 
Millowners Association of China« und der »Japanese 
Millowners Association of Shanghai« angehören, betrug 
am 1. Aug. 1924 2742356, wozu 37680 im Bau befindliche 
hinzukommen. Man schätzt, daß in ganz China 3300 000 
Baumwollspindeln laufen. Infolge der schlechten Kon- 
junktur des vorigen Jahres, die insbesondere auf den 
Mangel genügender Vorräte an chinesischer Baumwolle 
zurückzuführen ist, trat in der Entwicklung der chinesi- 
schen Baumwollindustrie, die nach dem Weltkriege ge- 
waltige Fortschritte gemacht hatte, -ein Stillstand ein. 
Das Deweist am besten der gewaltige Rückgang der im 
Bau befindlichen Spindeln im verflossenen Jahre, der 
aus der folgenden Zusammenstellung ersichtlich ist: 


Zeitpunkt | 


Ringspindeln im Bau 


Ringspindeln 


1. August 1922 
1. Februar 1923 
1. August 1923 
1. Februar 1924 | 
1. August 1924 | 


1972 763 
2 203 033 
2 207 228 
2 639 862 
2742 356 


243 282 
619 744 
234 480 
32 500 
37 680 


3) Das ist nach der Auffassung des Verfassers die Ab- 
sicht der Kursänderung in der innerrussischen Wirtschafts- 
politik im Jahre 1924; das Ziel ist die Zurückdrängung des 
privaten Kapitals im Handel. x 

4) Vergl. hierzu Erich Obst, Russische Skizzen, S. 80ff. 
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Umschau, 


Techn 
und Wii 


Der Baumwollverbrauch in der Zeit vom 1. August 
1923 bis zum 31. Juli 1924 betrug in Ballen von je 500 Ibst): 
Chinesische Baumwolle 
Amerikanische Baumwolle . . . . 
Ostindische Baumwolle 
Ägyptische Baumwolle Š 
Zusammen 1265320 


Die Spinnereimaschinen werden fast „ausschließlich 
aus England und Amerika eingeführt, wobei zu beob- 
achten ist, daß die amerikanischen Maschinen, die un- 
mittelbar nach dem Kriege sich einen starken Absatz zu 
sichern wußten, jetzt, nachdem ausreichende Erfahrungen 
vorliegen, infolge ihres starken Verschleißes gegenüber 
den englischen ins Hintertreffen geraten. Deutsche Er- 
zeugnisse wurden bisher nur in vereinzelten Fällen ge- 
wählt. Dies liegt wohl daran, daß die einstweilen allein 
zur Herstellung von Spinnereimaschinen in Frage kom- 
menden deutschen Firmen (Rich. Hartmann A.-G. und 
Fried. Krupp A.-G.) diese Fabrikation erst nach dem 
Kriege aufgenommen haben, also im kritischen Augen- 
blick noch nicht eingeführt waren. Erfreulicherweise 
wenden die deutschen Textilmaschinenfabriken jetzt aber 
China ihre Aufmerksamkeit zu, was u. a. darin zum Aus- 
druck kommt, daß eine Vereinigung von Spezialfabriken 
der Textilmaschinenindustrie die »Union-Matex« einen 
eigenen erfahrenen Fachmann in Shanghai, dem Zentrum 
der Textilindustrie Chinas, stationiert hat. Wenn auch die 
steile Kurve, in der die Entwicklung der Textilindustrie 
Chinas in den letzten Jahren sich bewegt hat, erst dann 
eine Fortsetzung finden wird, wenn die zurzeit noch ver- 
worrenen politischen Verhältnisse im allgemeinen und in 
den vom Kriege arg betroffenen Baumwollgebieten des 
Yangtsetals im besonderen sich stabilisiert haben, so darf 
China doch als eines der aussichtsreichsten Länder für 
die Einfuhr von Textilmaschinen angesehen werden. Das 
lehren augenfällig die chinesischen Einfuhrziffern für eng- 
lische Textilmaschinen, deren Wert betrug: 

19014 2 143000 £ 
1913 . . + 802000 » 
BIT a . - 3085000 » 
a ee . - 3089000 » 
193... . 2156000 » 
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